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Vorwort. 


Der  Marxismus  befindet  sich  zurzeit  in  einer  schweren  Krise,  vor 
allem  jener  Teil,  den  man  gewöhnlich  im  Unterschied  zur  Marxschen 
politischen  Oekonomie  als  sozialphilosophischcn  Marxismus  be- 
zeichnet —  eine  Tatsache,  die  sich  deutlich  darin  äußert,  daü  die 
früher  wenigstens  formell  auf  marxistischem  Boden  stehende  deut- 
sche Sozialdemokratie  heute  in  eine  Reihe  sich  gegenseitig  be- 
kämpfender Parteien  und  Parteirichtungen  zerfällt,  die  nicht  nur 
unter  Berufung  auf  marxistische  Lehren  von  den  verschieden- 
artigsten sozialphilosophischen  Qrundauffassungen  ausgehen,  son- 
dern innerhalb  deren  eigenen  Reihen  auch  viele  einander  aufs 
schärfste  widersprechende  Theorien  gleichermaßen  als  marxistisch 
gelten.  Die  Marxschen  Lehren  wie  auch  die  sich  aus  diesen  er- 
gebende politische  Kampftaktik  sind  völlig  strittig  geworden.  Von 
ihrer  früheren  logischen  Gebundenheit  befreit,  wogen  die  verschie- 
denartigsten Anschauungen,  Grundprinzipien  und  Folgerungen  wild 
durcheinander.  Tatsächlich  ist  die  heutige  Auflösung  der  früheren 
sozialdemokratischen  Partei  in  Sondergruppen  und  das  diese  Er- 
scheinung begleitende  Unvermögen,  in  dem  Gewoge  der  durch  den 
Weltkrieg  hervorgerufenen  revolutionären  Ereignisse  einen  festen 
Beurteilungsstandpunkt  zu  finden,  weit  mehr  das  Ergebnis  einer 
Krise  der  Parteitheoretik,  als  der  Parteipraxis. 

Schon  zu  Lebzeiten  von  Karl  Marx  und  Friedrich  Engels  traten 
vielfach  seltsame  Umdcutungen  und  Auslegungen  der  Marxschen 
Lehren  hervor,  besonders  in  Frankreich,  dessen  „Marxisten"  sich 
von  der  phantastischen  Ideologie  der  älteren  sozialistischen  Uto- 
pisten und  der  traditionellen  Revolutionsromantik  schwer  loszu- 
machen vermochten.  In  dem  Marx-Engelsschen  Briefwechsel  fin- 
det man  manche  Spöttelei  über  diesen  schwärmerischen  Illusions- 
marxismus, der  Marx  bekanntlich  zu  dem  Ausspruch  veranlaßte: 
„Je  ne  suis  pas  Marxist"  und  ihn  noch  im  September  1882  von  Paris 
aus  an  Engels  schreiben  ließ,  daß  sowohl  die  „Marxistes"  als  die 
„Antimarxistes",  und  zwar  beide  „Sorten"  gleichmäßig,  auf  den  So- 
zialistenkongressen zu  Roanne  und  St.  Eticnnc  ihr  möglichstes  ge- 
tan hätten,  ihm  den  Aufenthalt  in  Frankreich  zu  versalzen. 

Solange  Marx  und  Engels  lebten,  blieben  jedoch  diese  Umdeu- 
tungs-  und  eklektischen  Verflachungsversuche,  mochten  sie  auch 
einzelne  Gemeinden  finden,  auf  den  Marxismus  ohne  nachhaltige 
Wirkung,  da  beide,  Marx  wie  Engels,  wenn  ihren  Anschauungen 
ernste  Gefahr  drohte,  mit  rücksichtsloser  Kritik  —  ich  erinnere  an 
den  Fall  Eugen  Dühring  und  Höchberg-Bernstein  —  dazwischen 
fuhren.     Nachdem  aber  das  Sozialistengesetz  gefallen,  Engels  ge- 


storbcn  und  zugleich  die  weltwirtschaftliche  Entwicklunj^  neue,  bis- 
her unbeachtete  oder  unbekannte  l^robleme  stellte,  j^ewann  mehr 
und  mehr  in  Deutsciiland  ein  vielfach  offizielle  Anerkennung  finden- 
der Vulgärmarxismus  die  Oberhand,  indem  nun  von  der  einen  Seite 
dem  überlieferten  Marxismus  (iedanken  des  enj]:lischen  Radikal- 
Liberalismus  aufgepfropft  wurden  und  von  der  anderen  Seite  der 
Versuch  unternommen  wurde,  ihn  erkenntniskritisch  zu  begründen, 
das  heißt,  seinen  Gehalt  an  Hegelismus  auszuscheiden  und  ihn  kan- 
tianisch  umzudeuten.  Ein  Bemühen,  das  den  Erfolg  hatte,  daß 
nun  ein  Teil  der  sogen,  marxistischen  Orthodoxie  in  reaktivem 
Widerstreben  gegen  solche  Versuche  sich  in  einer  gestrengen  Buch- 
stabengläubigkeit gefiel.  Dazu  kam,  daß  es  in  den  schon  bald  nach 
dem  Fall  des  Sozialistengesetzes  einsetzenden  inneren  Parteirich- 
nugsstreitigkeiten  Sitte  wurde,  je  nach  Bedarf  die  Richtigkeit  der 
eigenen  Stellungnahme  aus  Marxschen  Schriften  zu  beweisen  und 
deren  Lehren  gewissermaßen  für  den  alltäglichen  polemischen  Maus- 
gebrauch herzurichten. 

Die  Folge  war,  daß  schon  vor  dem  Kriege  der  Marxismus  in  der 
Sozialdemokratischen  Partei  in  allen  Farben  schillerte  und  dann, 
als  im  Verlaufe  des  Krieges  so  manche  der  lang  gehegten  und  ge- 
pflegten Illusionen  zusammenbrachen,  sich  eine  zunehmende  Ge- 
ringschätzung der  „grauen"  Marxschen  Theorien  breit  machte. 
Zwar  fielen  die  beobachteten  „Unstimmigkeiten"  meist  nicht  der 
eigentlichen  Marxschen  Lehre  zur  Last,  sondern  dem  über- 
wuchernden utopistischen  Vulgärmarxismus,  doch  hatte  man  sich 
mehr  und  mehr  gewöhnt,  letzteren  als  mit  dem  wahren  Marxismus 
identisch  anzusehen. 

Begünstigt  wurde  diese  Entwicklung  wesentlich  dadurch,  daß 
Marx  und  Engels  niemals  dazu  gelangt  sind,  ihre  sozialphilosophi- 
schen Ideen  in  logischem  Zusammenhange  systematisch  zu  entwik- 
keln.  Mag  das  „Kapital"  auch  trotz  der  Engelsschen  Fortsetzungen 
ein  Torso  geblieben  sein,  so  bietet  es  doch  eine  in  sich  zusammen- 
hängende Darstellung.  Die  Marxsche  Sozialphilosophie  oder  Sozio- 
logie hat  keine  solche  von  der  Hand  Marxens  oder  Engels'  selbst 
geschriebene  Darstellung  aufzuweisen.  Die  Marxschen  soziologi- 
schen Ansichten  finden  sich  verstreut  in  verschiedenen  Schriften, 
Abhandlungen,  Buchkritiken  und  Zeitungsarti|^eln,  meist  in  knapper 
aphoristischer  Fassung  und  in  einer  polemischen  Form,  die  den 
Zweck  verfolgt,  die  Gegner  abzufertigen,  also  nicht  das  zur  Behand- 
lung stehende  Problem  nach  allen  Seiten  zu  beleuchten,  sondern  die 
von  den  Widersachern  begangenen  Fehler  scharf  hervortreten  zu 
lassen.  — 

Demgegenüber  stellt  sich  das  nachfolgende  Werk  die  Aufgabe, 
aus  den  Marxschen  Schriften  die  verschiedenen  soziologischen 
Aeußerungen  herauszuschälen,  sie  ihrem  logischen  Zusammenhange 
nach  zusammenzustellen  und  sie  nach  ihrer  Zurückführung  auf  be- 
stimmte Grundideen  zu  einer  systematischen  Darstellung  der  Marx- 
schen Geschichts-,  Gesellschafts-    und  Staatslehre    zu    verwenden. 


Leider  reichen  die  Schriften  von  Marx  allein  für  diesen  Zweck  nicht 
aus,  da  er  und  Engels  sich  vielfach  in  die  Arbeit  der  Darstellung 
ihrer  Ansichten  und  der  Zurückweisung  gegnerischer  Angriffe  teil- 
ten; ich  habe  deshalb  auch  die  Schriften  und  Abhandlungen  von 
Engels  mit  herangezogen:  ein  Verfahren,  zu  dem  ich  mich  um  so 
mehr  berechtigt  hielt,  als  Engels  die  meisten  seiner  einschlägigen  Ar- 
beiten nach  vorheriger  Verständigung  mit  Marx  verfaßt  hat,  der 
auch  gewöhnlich  die  Korrekturabzüge  mit  durchsah.  Wo  es  mir 
zum  Zweck  einer  möglichst  geschlossenen  Darstellung  durchaus  nötig 
schien,  bin  ich  sogar  noch  darüber  hinausgegangen  und  habe  auch 
kurze  gelegentliche  Andeutungen  und  charakteristische  briefliche  [Be- 
merkungen beider  Altmeister  zur  Rekonstruktion  ihrer  Anschau- 
ungen benutzt.  Dagegen  glaubte  ich,  so  sehr  auch  die  Aufgabe 
lockte,  es  ablehnen  zu  sollen,  aus  Eigenem  vorhandene  Lücken  aus- 
zufüllen und  soziologische  Fragen  in  den  Bereich  der  Betrachtungen 
zu  ziehen,  die  weder  Marx  noch  Engels  jemals  berührt  haben;  denn 
in  diesem  Fall  hätte  das  vorliegende  Werk  nicht  mehr  beanspruchen 
dürfen,  eine  systematische  Darstellung  der  Marx-Engelsschen  sozial- 
philosophischen Theorien  zu  sein.  Es  wäre  zu  einer  eigenen  Oesell- 
schaftslehre  auf  Marxscher  Grundlage  geworden.  Um  jedem  Leser 
eine  genaue  Nachprüfung  zu  ermöglichen,  habe  ich  ferner  in  allen 
wichtigeren  Fällen  Marx  und  Engels  selbst  zu  Worte  kommen  lassen, 
obgleich  durch  die  eingestreuten  Zitate  teilweise  der  Fluß  der  Dar- 
stellung unterbrochen  wird. 

Zur  Charakterisierung  der  Marxschen  Lehre  und  ihrer  Stellung 
im  Entwicklungsgange  der  Sozialphilosophie  schien  es  mir  weiter 
nötig,  der  Darlegung  der  Marxschen  Theorien  einen  gedrängten 
Ueberblick  über  ältere  geschichts-  und  sozialphilosophische  Lehren 
vorausgehen  zu  lassen,  die  auf  die  Marxsche  Betrachtungsweise 
eingewirkt  haben,  oder  sich  gewissermaßen  als  Etappenstationen  auf 
dem  Wege  zur  Marxschen  Auffassung  darstellen.  Vielleicht  wird 
diese  Schilderung  voraufgegangener  Anschauungen,  da  sie  fast  zwei 
Drittel  des  ersten  Bandes  einnimmt  —  der  zweite  Band  wird  aus- 
schließlich die  Marxsche  Soziologie  behandeln  —  manchem  Leser 
reichlich  lang  erscheinen;  ich  glaubte  aber  darauf  nicht  verzichten 
zu  sollen,  da  sie  zeigt,  inwieweit  andere  Autoren  Marx  vorgearbeitet 
haben,  was  er  diesen  entlehnt  und  was  er  aus  Eigenem  hinzugetan 
hat.  Erst  indem  man  die  Marxschen  Theorien  in  ihren  Beziehungen 
und  in  ihrem  Gegensatz  zu  früheren  Auffassungen  betrachtet,  wird 
die  Stellung  von  Marx  inmitten  der  soziologisclien  Entwicklungs- 
reihe klar. 

Alle  einzelnen  Marxschen  Ausführungen  zu  kritisieren,  denen  ich 
nicht  zuzustimmen  vermag,  schien  mir  eine  unnötige  Belastung  dieses 
Buches.  Nur  dort,  wo  mir  wichtigere  Marx-Engelssche  Ausführungen 
durch  neuere  Erfahrungstatsachen  überholt  oder  im  Widerspruch  zu 
anderen  Anschauungen  beider  Autoren  zu  stehen  scheinen,  habe  ich 
zur  Kritik  gegriffen.  Zunächst  ist  es  meiner  Ansicht  nach  nötig,  den 
Marxismus  von  falschen  Umdeutungen  und  fraglichem  Beigemengsei 


zu  befreien;  erst  dann  kann  die  Kritik  und  die  Weiterentwicklung 
der  Marxsclien  Sozioloj^ie  einsetzen,  die  nicht  in  einer  eklektischen 
Aufpfropfunj?  anders  gearteter  fremder  Anschauungen,  sondern  nur 
in  einer  logischen  Weiterführung  gegebener  Ansätze  bestehen  kann,, 
einer  Weiterführung  Marxscher  Grundauffassungen  im  Marxschen 
Geiste  über  Marx  hinaus. 

Zum  Schluß  möchte  ich  noch  hervorheben,  daß  die  Kapitel  über 
die  Staatslehren  des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts  sowie  über  die 
ideellen  Beziehungen  zwischen  Hegel  und  Marx  aus  zwei  Vor- 
lesungskursen  stammen,  die  ich  im  Wintersemester  1919/20  und  im 
Sommersemester  1920  an  der  Berliner  Universität  gehalten  habe, 
doch  sind  sie  für  den  Zweck  dieses  Werkes  völlig  umgearbeitet 
worden. 

Berlin-Friedenau,  im  Juli  1920. 

Heinrich    Cunow. 
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Einleitung. 


Nach  der  Marxschen  materialistischen  Geschichtsauffassung!:  wer- 
den die  politischen,  rechtlichen,  philosophischen,  religiösen  Anschau- 
ungen einer  jeden  Zeit  durch  die  jeweilige  wirtschaftliche  Strukturdcr 
Gesellschaft  bestimmt.  Aendert  sich  die  Art  und  Weise,  wie  eine 
historisch  gegebene  Gesellschaft  den  zu  ihrer  Lebenserhaltung  und 
Lebensfortsetzung  nötigen  materiellen  Unterhalt  erzeugt,  so  ändert 
sich  damit  auch,  den  neuen  wirtschaftlichen  Lebensbedingungen 
entsprechend,  ihr  Anschauungs-  und  Auffassungskomplex,  ihre 
„Ideologie".  Demnach  ist  nach  der  Marxschen  Auffassung  auch  die 
materialistische  Geschichtstheorie  nichts  Zufälliges,  sondern  das  Er- 
gebnis einer  bestimmten  historischen  Erkenntnisstufe,  die  in  ihrem 
Inhalt  durch  den  sozialwirtschaftlichen  Lebensprozeß  bedingt  und  be- 
stimmt ist.  Weder  die  Geschichtsschreiber  des  Altertums,  noch  jene 
des  Mittelalters  konnten,  mochten  sie  auch  noch  so  befähigt  sein,  den 
kausalen  Zusammenhang  zwischen  dem  Wirtschaftsleben  und  den  po- 
litischen, moralischen  und  rechtlichen  Ideen  erkennen.  Erst  auf 
einer  bestimmten  Entwicklungsstufe  des  kapitalistischen  Zeitalters, 
nach  dem  großen  Klassenkampf  der  französischen  Revolution  am 
Ende  des  18.  Jahrhunderts,  waren  die  historischen  Vorbedingungen 
für  diese  Erkenntnis  gegeben. 

Die  Marxsche  Geschichtstheorie  tritt  also  als 
Resultat  einer  vieltausendjährigen  Geschichts- 
betrachtung auf,  in  deren  Verlauf  mannigfach  verschiedene 
Geschichtsauffassungen  aufeinander  folgten,  jede  durch  die  gesell- 
schaftlichen Lebensverhältnisse  ihrer  Zeit  bestimmt.  Ist  sie  aber 
selbst  nach  ihrer  eigenen  Aussage  nichts  anderes  als  ein  geschicht- 
liches Entwicklungsprodukt,  so  ist  notwendigerweise  zum  Verständnis 
ihrer  historischen  Grundlagen  ein  kurzer  Ueberblick  über  die  ihr 
voraufgegangene  Geschichtsbetrachtung  erforderlich.  Erst  indem 
wir  sehen,  was  die  materialistische  Geschichtstheorie  von  früheren 
Anschauungen  übernommen,  wie  sie  dieses  Uebernommene  sich  ein- 
verleibt, und  was  sie  selbst  auf  Grund  neuerer  soziologischer  Er- 
fahrungstatsachen und  daraus  gewonnener  Erkenntnisse  hinzugetan 
hat,  lernen  wir  sie  in  ihrer  historischen  Bedingtheit  und  in  ihrem  Ver- 
hältnis zu  früheren  Geschichtsauffassungen  begreifen. 

Wie  uns  die  heutigen  gesellschaftlichen  Institutionen  erst  dann 
völlig  verständlich  werden,  wenn  wir  ihren  geschichltlichen  Entwick- 
lungsgang untersuchen  und  sie  in  ihrem  Zusammenhang  mit  dem  ge- 
samten   gesellschaftlichen    Lebensprozeß    betrachten,    so    wird    uns 


auch  die  Marxsclie  Oeschichts-  und  Oescllschaftslehre  erst  dann  in 
ihrer  wissenschaftlichen  Bedeutun;^  völh^  klar,  wenn  wir  verfolgen^ 
wie  sie  unter  bestimmten  Verhältnissen  aus  früheren  Anschauungen 
herauswächst  als  Fazit  einer  langen  Erkenntnisreihe. 

In  den  nachfolgenden  Kapiteln  habe  ich  deshalb  der  Darstellung 
der  Marxschen  Theorien  eine  Uebersicht  über  den  Entwicklungs- 
gang der  Oeschichts-  und  Gesellschaftsauffassungen  von  den  ersten 
Anfängen  der  griechischen  Geschichtsschreibung  bis  auf  Marx  vor- 
ausgeschickt —  selbstverständlich  keine  vollständige  Registrierung 
all  der  sozialphilosophischen  Auffassungen,  die  im  Laufe  der  geistes- 
geschichtlichen Entwicklung  aufgetaucht  sind  und  ihre  Zeit  beein- 
flußt haben,  sondern  lediglich  ein  knapper  Umriß  jener  Auffassungen, 
die  Baumaterialien  zur  Fundamentierung  der  heutigen  Gesellschafts- 
philosophie beigesteuert  haben,  und  zwar  besonders  solcher,  die  im 
Keim  Elemente  der  Marxschen  Geschichts-  und  Gesellschaftslehre 
enthalten. 

Vielleicht  wird  trotz  dieser  Beschränkung  auf  die  wichtigsten 
historischen  Charakterzüge  manchem  Leser  die  Darstellung  der 
älteren  Geschichts-,  Staats-  und  Gesellschaftsauffassungen  als  reich- 
lich breit  erscheinen;  ich  glaubte  aber,  nicht  flüchtiger  über  diese 
ältere  Theoretik  hmweggehen  zu  dürfen.  Schon  deshalb  nicht,  weil 
in  den  gegen  die  Marxsche  Geschichtstheorie  gerichteten  Streit- 
schriften nicht  nur  die  Verbindungslinien  zwischen  der  Marxschen 
und  den  älteren  Geschichtsbetrachtungen  meist  ganz  übersehen 
werden,  sondern  vielfach  auch  die  betreffenden  Kritiker  eine  völlige 
Unkenntnis  des  Werdeganges  der  geschichtlichen  Ideenlehre  ver- 
raten. 

Und  noch  ein  anderer  Grund  veranlaßt  mich,  meiner  Darstellung 
der  Marxschen  Geschichts-  und  Gesellschaftslehre  —  Marx  als 
ökonomischer  Theoretiker  scheidet  hier  aus  — 
eine  längere  historische  Einleitung  vorauszuschicken.  Einzelne 
sozialistische  Theoretiker,  die  sich  selbst  für  strenge  Marxisten 
halten,  versuchen  neuerdings,  die  Marxsche  Gesellschaftslehre  in 
der  Weise  zu  „ergänzen",  daß  sie  die  Marxschen  Auffassungen  im 
Sinne  philosophischer  Denker  des  18.  Jahrhunderts,  vornehmlich 
Rousseaus  und  Kants,  umdeuten  oder  den  Marxschen  Theorien 
frühere  soziologische  Ideen  aufpfropfen,  deren  wissenschaftliche 
Ueberwindung  gerade  zu  den  hervorragendsten  Leistungen  der 
Marxschen  Theoretik  gehört:  eine  Erneuerung  überholter  Ansichten, 
die  um  so  bedenklicher  erscheint,  als  sie  nicht  als  offene  Revision 
marxistischer  Auffassungen  auftritt,  sondern  als  deren  Vertiefung 
und  Ergänzung. 

Tatsächlich  macht  sich  vielfach  —  die  nachfolgenden  Kapitel 
dieser  Schrift  werden  dafür  den  Beweis  liefern  —  in  den  eigenen 
Reihen  der  sich  als  „Marxisten"  bezeichnenden  sozial-philosophi- 
schen Theoretiker  eine  eklektische  Verquickung  des  Marxismus  mit 
allerlei  Theorien  des  18.  Jahrhunderts  breit:  ein  unkritisches  Zurück- 
greifen auf  radikal-liberale  Ideen  der  großen  französischen  Revo- 


lution  und  ihre  Aufpfropfiing  auf  Marxsche  Grundauffassungen,  die 
nach  und  nach  zu  einer  Verwirrung  innerhalb  des  Marxismus  geführt 
hat,  mit  der  verghchen  die  „systemschaffende"  Reform  des  Sozia- 
lismus durch  Eugen  Dühring  in  den  siebziger  Jahren  des  vergan- 
genen Jahrhunderts  nur  als  unbeträchthche  Versimpehmg  erscheint. 

Es  ist  der  Qesellschaftslehre  von  Marx  ergangen,  wie  der  so 
manches  anderen  sozialphiiosophischen  Denkers.  Seine  Schüler 
haben  vielfach,  da  sie  aus  ganz  anderen  Anschauungskreisen  heraus 
an  die  Marxschen  Theorien  herantraten,  das  heißt  diese  unter 
ihrem  besonderen  Gesichtswinkel  betrachteten,  Rudimente  ihrer 
früheren  Auffassungen  in  die  Marxsche  Lehre  hineingetragen  und 
mit  ihr  verquickt  —  nicht  absichtlich,  sondern  weil  sie  natürlicher- 
weise die  Marxschen  Anschauungen  von  ihre  m  Standpunkt  aus 
durch  ihre  mehr  oder  minder  konkav  oder  konvex  zugescliliffene 
Brille  sahen,  so  daß  sich  oft  ein  recht  starker  Brechungskoeffizient 
ergab.  Dazu  kam,  daß  sie  ganz  selbstverständlich  als  ihre  Aufgabe 
betrachteten,  die  Marxschen  Theorien  populär  zu  machen,  sie  in  die 
Köpfe  der  Massen  einzuhämmern.  Das  erforderte  aber,  diese 
Lehren  dem  Verständnis  der  Massen  möglichst  anzupassen,  also 
schwierige  Unterscheidungen  beiseite  zu  schieben  und  andere  zu 
vereinfachen,  ihnen  ein  schlagwortähnliches  Gepräge  zu  geben:  ein 
Verfahren,  das  sich  um  so  leichter  ergab,  als  Marx  uns  seine  Gc- 
schichts-,  Gesellschafts-  und  Staatsauffassung  nicht  in  schön  aus- 
gebauten Systemen  überliefert  hat,  sondern  vielfach  in  abgerissenen 
aphoristischen  Bemerkungen. 

Dadurch  hat  sich  —  besonders  seit  dem  Tode  von  Marxens  Stu- 
dien- und  Kampfgenossen  Friedrich  Engels  —  ein  Vulgärmarxismus 
herausgebildet,  der  nicht  nur  in  seiner  Weise,  indem  er  bald  diesen, 
bald  jenen  Ausspruch  in  den  Vordergrund  schiebt,  Marx  ganz  ver- 
schieden interpretiert,  sondern  der  auch  die  Lücken  in  den  Marx- 
schen Theorien  dadurch  zu  ergänzen  sucht,  daß  er  diese  ohne 
Rücksicht  auf  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  den  einzelnen 
von  Marx  hinterlassenen  sozialphilosophischen  Fragmenten  einfach 
mit  ihm  passend  erscheinenden  heutigen  rationalistischen  Anschau- 
ungen ausfüllt. 

So  ist  ein  innerlich  zusammenhangloser  Eklektizismus  entstanden,, 
der  in  den  letzten  Jahren  unter  dem  Einfluß  des  Weltkrieges  und 
seiner  Folgen  immer  tiefer  in  eine  wirklichkeitsfremde  Dogmatik 
hineingeraten  ist.  Dieser  scholastische  Vulgärmarxismus  läßt  sich 
nur  dadurch  in  seiner  Nichtigkeit  dartun,  daß  man  auf  die  Marxschen 
soziologischen  Grundauffassungen  zurückgeht,  das  heißt,  da  Marx 
sie  nicht  systematisch  entwickelt  hat,  diese  Grundanschauungen  aus 
seinen  verschiedenen  Werken  hervorholt  und  in  logischen  Zusam- 
menhang miteinander  bringt.  Das  ist  aber  nicht  möglich,  wenn  man 
unberücksichtigt  läßt,  von  welchen  Gedankengängen  Marx  aus- 
gegangen ist,  von  wem  und  in  welcher  Form  er  sie  übernommen 
hat,  wie  er  sie  mit  anderen  früheren  Auffassungen  verbunden  und 


was  er  aus  EiReneni  hinzuKcfü?:t  hat  —  kurz,  indem  man  unter- 
sucht, welche  SteUunK  die  Marxschen  Theorien  in  der 
Geschichte  der  Sozialphilosophie  einnehmen. 

Diese  Aufgabe  hat  sich  die  nachstehende  Schrift  Kestellt.  Sie  will 
gewissermaßen  die  Marxschen  Grundanschauungen 
wiederherstellen  und  zugleich  zeigen,  was  Marx  von  Vor- 
gängern übernommen  hat  und  wie  seine  'I'heorien  in  einem  be- 
stimmten gesellschaftlichen  Entwicklungsstand  wurzeln  —  also,  so- 
weit dieser  Zustand  inzwischen  durch  neuere  Erfahrungstatsachen 
überholt  worden  ist,  der  Berichtigung  bedürfen. 


Erstes  Kapitel. 

Qeschichts-  und  Staatsauffassungen 
des  Altertums. 

Anfänge  der  Geschichtsschreibung.  —  lierodot  als  Geschichtsschreiber.  — 
Thukydides  und  Xenophon.  —  Der  Rückgang  des  Mythenglaubens.  ~  Klima- 
tische Einflüsse  als  Geschichtsfaktoren.  —  Die  Staatsphilosophie  des  Aristo- 
teles. —  Die  Geschichtsschreibung  des  Polybios. 

Anfänge  der  Geschichtsschreibung. 

Bei  allen  Völkern,  von  denen  uns  früheste  geschichtliche  Aufzeich- 
nungen erhalten  geblieben  sind,  bei  den  Chinesen  wie  den  indischen 
Ariern,  den  alten  Kulturvölkern  Westasiens  wie  den  Aegyptern, 
Griechen  und  Römern,  bestand  die  erste  Form  der  Oeschichts- 
schreibung  in  der  Niederschrift  alter  sagenhafter  Ueberliefcrungeii. 
Was  bisher  als  Erzählung  aus  früherer  Zeit  umlief:  alte  Kriegs- 
gesänge und  Schlachtenlieder,  Wander-,  Niederlassungs-,  Abstam- 
mungs-  und  Heroenmythen:  das  wird  nun  kritiklos  zusammen- 
getragen und  zusammengehäuft  zu  dem  Zweck,  Kunde  (Historie  be- 
deutet ja  ursprünglich  nichts  anderes  als  „erforschte  Kunde")  zu 
geben,  von  dem,  woher  das  lebende  Geschlecht  einst  gekommen 
war  und  was  seine  Vorfahren  an  großen  Taten  vollbracht  hatten. 
Deshalb  besteht  auch  die  früheste  Geschichte  aller  Völker  lediglich 
aus  einer  kurzen  Zusammenwürfelung  von  Götter-,  Volks-  und  Orts- 
sagen mit  kurzen  halbmythischen,  oft  in  poetische  Form  gebrachten 
Kriegs-  und  Schlachtenschilderungen,  zunächst  meist  ohne  jede 
chronologische  Ordnung  und  inneren  Zusammenhang.  Nur  eine 
Sammlung  äußerlich  verbinidener  kurzer  Bruchstücke,  hin  und  wie- 
der gemischt  mit  Ortsbeschreibungen  und  Aussprüchen  irgend- 
welcher Weisen,  Heroen  oder  Fürsten,  eingestreuten  Sittenschilde- 
rungen und  dergleichen.  Nirgends  findet  man  zunächst  das  Mythi- 
sche vom  Historischen  unterschieden,  nirgends  so  etwas  wie  eine 
Bearbeitung  des  Stoffes  nach  eigentlichen  historischen  Gesichts- 
punkten, nirgends  auch  die  Frage  nach  den  eigentlichen  Motiven  der 
berichteten  Handlungen.  Der  Begriff  der  Kausalität  existiert  für  den 
ursprünglichen  Geschichtsschreiber,  richtiger  (jeschichtssammler. 
noch  nicht,  und  wo  er  doch  im  einzelnen  Fall  einen  Grund  angibt, 
reicht  dieser  nie  über  den  nächsten  sinnlich  augenfälligen,  äußeren 
Anlaß  hinaus.  War  z.  B.  ein  Krieg  unternommen,  so  lediglich  des- 
halb, weil  ein  Gott  oder  Herrscher  es  wünschte  und  befahl.  Die 
Frage,  warum  er  es  wünschte,  liegt  gewöhnlich  schon  außerhalb  der 
Betrachtung. 
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Als  typisch  für  diese  Art  der  (jeschichtssclireibiin^  können  so 
manche  CrzähhjnKen  des  Alten  Testainents  Kelten,  z.  H.  folgende 
Stelle  aus  dem  liuch  der  Richter,  3.  Kapitel,  obgleich  auch  sie,  wie 
so  viele  andere,  später  überarbeitet  worden  ist:  „Und  die  Israeliten 
taten,  was  Jahn  mißfiel  (worin  bestanden  diese  Taten  und  wann  ge- 
schahen sie?),  und  vergafkn  Jahu,  ihren  (jott,  und  verehrten  die 
Baale  und  .die  Ascheren.  Da  entbrannte  Jahns  Zorn  über  Israel, 
daher  er  sie  in  die  Gewalt  Kusan  Kisathaims,  des  Herrschers  von. 
Aram  Nahairam,  verkaufte  (wie  erfolgte  dieses  Verkaufen?).  Dar- 
auf schrien  die  Israeliten  zu  Jahu,  und  Jahu  ließ  einen  Retter  er- 
stehen, der  errettete  sie:  den  Kenassohn  Othniel,  den  jüngeren  r3ru- 
der  Kalebs.  (Durch  welche  Taten  errettete  er  Israel?  —  Der 
Sagensammier  hält  eine  nähere  Angabe  nicht  für  nötig,  wohl  aber 
vergißt  er  nicht,  wie  das  bei  Völkern  mit  Qentilverfassungen  fast 
immer  der  Fall  ist,  näher  anzugeben,  welchem  Geschlecht  dieser 
Held  Othniel  angehört.)  Und  als  er  in  den  Kampf  zog,  gab  Jahu 
ihm  Kusan  Risathaim,  den  König  von  Aram,  in  seine  Gewalt,  und 
er  gewann  über  Kusan  Risathaim  die  Oberhand.  Und  das  Land 
genoß  vierzig  Jahre  lang  Ruhe.  Und  Othniel  der  Kenassohn  starb 
(wann,  wo  und  wie?)." 

Aehnlicher  Art  sind  die  ältesten  erzählenden  Berichte  anderer 
Völker,  auch  die  der  alten  griechischen  Logographen  (Prosa- 
schreiber) und  Mythographen  (Sagenschreiber).  Ein  Gemisch  allerlei 
aufgelesener  Sagen  ohne  kritische  Sonderung;  doch  tritt,  wie  uns 
gerade  die  erhalten  gebliebenen  Bruchstücke  der  ältesten  griechi- 
schen Historik  zeigen,  nach  und  nach  eine  gewisse  kritische  Prüfung 
bei  der  Aufnahme  alter  überlieferter  Sagen  ein:  eine  Prüfung,  die 
jedoch,  da  noch  alle  historische  Erfahrung  und  nähere  Kenntnis  der 
Gesellschaftsstruktur  fehlt,  nicht  nach  irgendwelchen  historischen 
Gesichtspunkten  und  Regeln  erfolgt,  sondern  nach  der  subjek- 
tiven Erwägung,  was  an  dem  überlieferten  Sagenstoff  wahrschein- 
lich oder  unwahrscheinlich  sein  könnte.  Natürlich  erfolgt  die  Ent- 
scheidung, da  die  alten  Stammes-  und  Heroensagen  vorerst  nicht 
nur  noch  als  etwas  Heiliges,  sondern  auch  als  in  der  Hauptsache 
Wahres  betrachtet  werden,  in  ganz  naiver  Weise. 

So  erklärt  beispielsweise  der  griechische  Prosaschreiber  Heka- 
taios  aus  Milet  (um  520  vor  Chr.)  in  der  Einleitung  seiner  „Genea- 
logien", daß  er  nicht  alle  ihm  bekannt  gewordenen  Sagen  aufgenom- 
men habe,  sondern  nur,  was  er  davon  für  wahr  halte,  denn,  so  meint 
er,  „von  den  Sagen  der  Hellenen  sind,  wie  mir  scheint,  viele  lächer- 
lich". Aber  dieser  Begriff  des  Wahren  und  des  Lächerlichen  steckt 
bei  ihm  noch  in  der  Hülle  einer  köstlichen  Naivität,  wie  er  denn  z.  B. 
nicht  daran  zweifelt,  daß  Herakles  wirklich  gelebt  und  allerlei  Wun- 
dertaten verrichtet  hat,  nur  das  Herausholen  des  Höllenhundes  Cer- 
beros  aus  der  Unterwelt  hält  er  für  ganz  unwahrscheinlich.  Er 
macht  sich  also  folgende  naiv-rationalistische  Deutung  dieser  Sage 
zurecht:  Herakles  sei  gar  nicht  bis  in  die  Unterwelt  gedrungen r 
zwar  hätte  er  hinabzusteigen  versucht,  wäre  aber  nur  bis  in  eine 
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tiefe  Höhle  ^elaiiKt.  In  derartigen  tiölilen  finde  man  aber  oft  Schlan- 
gen, und  solche  Schlangen  seien  bissig.  Ihr  Biß  töte.  Daher  wäre 
anzunehmen,  daß  auch  Herakles  in  seiner  Höhle  eine  bissige 
Schlange  fand,  und  da  sie  durch  ihren  Biß  wohl  schon  manchen  zum 
Hades  befördert  hatte,  nannte  man  sie,  weil  auch  die  Hunde  oft 
beißen,  Höllenhund.  Diese  Schlange  fing  Herakles  und  brachte  sie 
lebend  dem  Eurystheus.  Doch  eine  spätere  Zeit  habe  nicht  gewußt, 
daß  der  Höllenhund  eigentlich  eine  Schlange  gewesen  sei,  und  so 
hätte  man,  durch  den  Namen  getäuscht,  angenommen,  Herakles 
wäre  tatsächlich  in  der  Unterwelt  gewesen  und  hätte  den  Cerberos 
heraufgeholt. 

Ein  naiver  Rationalismus,  wie  wir  ihn  ähnlich  auch  in  altindischen 
und  arabischen  Sagenerzählungen  finden,  teilweise  auch  in  den  alt- 
peruanischen  und  altmexikanischen  (jeschichtssagen,  wie  sie  von 
den  spanischen  Eindringlingen  nach  mündlichen  Erzählungen  der  In- 
dianer niedergeschrieben  worden  sind. 

Herodot  als  Geschichtsschreiber. 

Auch  Herodot  von  Halikarnaß,  den  man  den  Vater  der  (leschichts- 
schreibung  genannt  hat,  ist  über  diese  Anfänge  nur  wenig  hinaus- 
gelangt. Seine  neun  (leschichtsbücher  sind  noch  nicht  eigentliche 
(iesclüchte,  sondern  eine  Mischung  von  Kriegsgeschichte,  Königs- 
und Heroensagen,  Orts-,  Land-  und  Reisebeschreibungen,  Sitten- 
schilderungen usw.  ohne  chronologische  Ordnung.  Was  er  auf  seinen 
Reisen  an  alten  sagenhaften  Erzählungen  hört,  was  ihm  merkwürdig 
und  seltsam  erscheint,  das  zeichnet  er  auf  —  wie  er  selbst  zu  An- 
fang seiner  Historien  erklärt,  zu  dem  Zweck,  damit  die  Großtaten 
der  Griechen  und  Barbaren  in  ihrem  Kampf  gegeneinander  nicht 
ruhmlos  im  Strom  der  Zeit  untergehen  möchten.  Vor  allem  will  er 
den  Ruhm  der  Griechen  künden;  doch  macht  sich  nebenher  bereits 
die  Absicht  geltend,  politisch  einzuwirken  und  zu  belehren. 

Auch  er  nimmt  noch  die  alten  Sagengebilde  für  Wirklichkeit  und 
glaubt  an  die  einstige  Existenz  des  in  den  Mythen  überlieferten 
Altertums,  hing  doch  diese  mythische  Vorzeit  eng  mit  der  poli- 
tischen Lebensauffassung  des  Hellenentums  und  seinem  Staats- 
patriotismus zusammen;  aber  wenn  ihm  auch  im  ganzen  die  Mythe 
noch  als  Wahrheit  erscheint,  lehnt  sich  doch  sein  erwachender  histo- 
rischer Sinn  schon  hin  und  wieder  dagegen  auf,  auch  alle  damit  nach 
der  Tradition  verknüpften  wunderlichen  Umstände  zu  glauben  — 
er  erklärt  diese  daher  als  eine  erst  später  der  ursprünglichen  Ueber- 
lieferung  angehängte  Zutat,  als  nachträgliche  Ausschmückung. 

So  hält  auch  er  die  Sage  vom  Herakles  für  eine  historische  Tat- 
sache, aber,  meinte  er  im  zweiten  Buch  (Euterpe  44  45),  ganz  richtig 
könne  sie  doch  nicht  sein,  denn  nach  dem  Alter  der  Tempel  des 
Herakles  in  Aegypten  und  Phönikicn  müsse  Herakles  schon  ein  ur- 
alter Gott  sein,  nicht  nur  ein  neuerer  griechischer  Heros.  Auch 
manche  Einzelheiten  der  Heraklessage  wollen  nicht  in  seinen  Kopf, 
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z.  B.  die  Erzählung,  daß  die  Aegypter  den  Herai<les  dem  Zeus  hätten 
opfern  wollen  und  daß  Herakles  eine  Riesenkraft  j^ehabt  hätte,  Tau- 
sende zu  erschlagen.  Doch  zugleich  erschrickt  er  wieder  über  seine 
Zweifel  an  den  alten  nationalen  Ueberlieferungen  und  naiv  fügt  er 
hinzu:  „Möge  mir  die  Nachsicht  der  (jötter  und  Heroen  zuteil  wer- 
den, wenn  ich  so  etwas  sage." 

Noch  ein  anderes  Beispiel.  Herodot  vermag  nicht  zu  glauben, 
Thessalien  sei  einstmals,  wie  die  Sage  kündete,  ein  großer  See  ge- 
wesen, den  Poseidon  dadurch  trockengelegt  habe,  daß  er  dem 
Wasser  durch  die  Schlucht  des  Peneios  einen  Abfluß  öffnete.  Nach 
Herodots  Ansicht  ist  die  Schlucht  wahrscheinlich  durch  ein  Erdbeben 
entstanden;  aber,  fügt  er  unsicher  hinzu  (VII.  Buch,  129),  wenn  man 
annehme,  daß  Poseidon  auch  Erdbeben  hervorbringen  könne,  dann 
sei  die  Ansicht  der  Thessalier  nicht  zu  verwerfen,  „denn  wer  da 
annimmt,  daß  die  Erdbeben  und  die  durch  Erdbeben  gebildeten 
Schluchten  dieses  Qottes  Werk  sind,  der  kann,  wenn  er  das  be- 
treffende Tal  sieht,  wohl  sagen,  Poseidon  habe  es  gemacht". 

Vereinzelt  greift  Herodot  sogar  schon  zu  Kausalbetrachtungen. 
So  wirft  er  z.  B.  (Buch  II,  14)  die  Frage  auf,  wie  bei  fortschreiten- 
dem Sinken  des  Nilniveaus  sich  infolge  der  fehlenden  Regenfälle 
der  Feldbau  und  damit  die  Ernährung  der  Bevölkerung  des  Nil- 
gebietes unterhalb  von  Memphis  gestalten  könnte,  und  im  zehnten 
Buch  (X,  62)  macht  er  für  die  Niederlage  der  Perser  bei  Platäa  nicht 
ihren  Mangel  an  Stärke,  sondern  ihre  leichte  Bewaffnung  und  ihre 
Kampftaktik  verantwortlich.  Aber  das  sind  kausale  Verknüpfungen, 
die  sich  ihm  bei  seinen  Beobachtungen  gewissermaßen  intuitiv  auf- 
drängen, nicht  irgendeines  Bestrebens,  die  ursächlichen  Zusammen- 
hänge kennenzulernen.  Er  ergreift  die  Vorgänge  rein  äußerlich  und 
sieht  noch  in  den  Geschehnissen  willkürliche  Eingriffe  der  Götter 
bezw.  das  rätselvolle  Walten  einer  göttlichen  Nemesis. 

Thukydides  und  Xenophon. 

Dieser  Widerspruch  zwischen  dem  allgemeinen  Glauben  an  die 
mythische  Ueberlieferung  und  der  Erkenntnis,  daß  die  überlieferten 
Angaben  vielfach  gegen  alle  historische  Wahrscheinhchkeit  ver- 
stoßen, drückt  auch  der  Geschichte  des  Thukydides  über  den  Pelo- 
ponnesischen  Krieg  seinen  Stempel  auf.  Thukydides  vermag  den 
alten  Glauben  an  das  mythische  Altertum  um  so  weniger  abzu- 
streifen, als  er  darin  eine  Stütze  der  Herrschaft  aristokratischer  An- 
schauungen im  Staatsleben  erblickt,  aber  andererseits  ist  er  doch 
von  den  sophistischen  Lehren  seiner  Zeit  viel  zu  sehr  angesteckt, 
als  daß  er  an  die  alten  Erzählungen  von  dem  willkürlichen  persön- 
lichen Eingreifen  der  Götter  in  die  menschUchen  Handlungen,  von 
der  Wahrheit  der  Orakelsprüche  usw.  noch  ernstlich  zu  glauben 
vermag;  so  greift  er  dazu,  den  überlieferten  Sagenstoff  den  höheren 
Bedürfnissen  seines  Geistes  anzupassen.  Er  streicht,  ändert,  ver- 
bindet, setzt  neue  politische  Grundsätze  und  Zwecke  ein  und  ge- 
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langt  dadurch  zu  einer  Geschichtsdarstellung,  die  sich  weit  über 
lierodots  Werk  erhebt,  obgleich  zwischen  der  Entstehung  beider 
Werke  kein  Jahrhundert  liegt. 

Der  naive  Volksglaube  Herodots  ist  verschwunder\  an  seine 
Stelle  ist  eine  gewisse  Plausibilität,  Abrundung  und  politische  Ein- 
heitlichkeit getreten.  Zugleich  freilich  auch  eine  bestimmte  poli- 
tische Tendenz.  Thukydides  ist  Politiker  und  schreibt  als 
Politiker.  Seine  Geschichte  ist  politisch  -  rhetorisch.  Cr  will 
mit  seiner  Darstellung  den  Bürger  politisch  belehren,  die  poli- 
tischen Traditionen  des  Peloponnesischen  Krieges  im  Bürgertum 
festhalten.  Mehr  und  mehr  war  in  Attika  und  in  seinen  Nachbar- 
staaten die  Politik  zur  hohen  nationalen  Kunst  geworden;  und  Thu- 
kydides aus  altem  Geschlecht,  das  seinen  Stammbaum  auf  Mil- 
tiades  zurückführte,  war  schon  von  Geburt  an  dazu  bestimmt,  im 
athenischen  Staat  eine  politische  Rolle  zu  spielen,  eine  Absicht,  deren 
Durchführung  ihm  jedoch  durch  seine  Verbannung  nach  Thrakien 
verwehrt  wurde.  So  griff  er  zum  Schreibstift  und  schrieb  politische 
Geschichte  im  hohen  kunstvollen  Rhetorenstil  —  ein  Gegenstück  zu 
der  politischen  Rhetorik  Athens.  Die  staatsmännischen  Reden,  die 
er  als  Rhetor  nicht  halten  konnte,  legte  er  nun  als  Raisonnements 
seinen  Staatsmännern,  Heerführern,  Unterhändlern  in  den  Mund,  die 
er  teilweise  lediglich  zu  diesem  Zweck  in  seiner  Darstellung  als 
Redner  einführt.  Eine  Tatsache,  die  er  selbst  in  der  Vorrede  seines 
Geschichtswerkes  (I,  22)  halb  und  halb  mit  den  Worten  zugibt: 
„Was  die  vorgefallenen  jedesmaligen  Reden  anbetrifft,  die  teils  bei 
den  Beratschlagungen  vor  dem  Kriege,  teils  während  des  Krieges 
selbst  gehalten  worden  sind,  so  habe  ich  freilich  schwerlich  alles,  was 
ich  selbst  davon  gehört  oder  was  mir  von  anderen  hinterbracht  wor- 
den ist,  von  Wort  zu  Wort  behalten  und  niederschreiben  können: 
ich  habe  mich  begnügt,  einen  jeden  dasjenige  sagen  zu  lassen,  was 
nach  meinem  Gutdünken  zur  Sache  am  dienlich- 
st e  n  w  a  r  (d.  h.  was  dem  Thukvdides  für  seine  politischen  Zwecke 
paßte).'' 

Diese  politische,  in  gewissem  Sinne  kann  man  schon  sagen  partei- 
politische Färbung  seines  Geschichtswerks  spricht  jedoch  nicht 
gegen  die  Fähigkeiten  des  Thukydides  als  Geschichtsschreiber.  Es 
ist  geradezu  erstaunlich,  welche  Fortschritte  im  Vergleich  zu  liero- 
dots Historien  die  „Geschichte  des  Peloponnesischen  Krieges"  auf- 
weist. Der  furchtbare  jahrelange  Kampf  (431 — 4()4  vor  Chr.)  der 
griechischen  Staaten  miteinander  hatte  Beobachtungen,  Erfahrungen, 
Anschauungen  ausgelöst,  zu  deren  Hervortreten  vielleicht  in  ge-. 
mächlichen  Friedenszeiten  manche  Jahrhunderte  erforderlich  ge- 
wesen wären.  Fehlt  auch  den  einzelnen  Teilen  des  Werkes  vielfach 
der  innere  Lebens-  und  Zeitzusammenhang,  erscheinen,  sie  oft  als 
nachträglich  erweiterte  und  verbundene  Annalen,  so  findet  man  doch 
darin,  wenn  auch  bestimmte  Jahreszahlen  nur  für  die  letzte  Zeit 
genannt  werden,  eine  außergewöhnliche  Beachtung  der  Zeitfolge 
und  kritische  Sichtung  der  überlieferten  und  zugetragenen  Berichte. 
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Vor  allem  aber  bcKnüKt  sich  Thukydides  nicht  mehr  damit,  bloß  ein- 
fach zu  berichten  oder  zu  rcKistrieren;  er  fra^t  bereits  bei  beson- 
ders auffälliKcn  Oeschehnissen  nach  dem  Warum  und  Weshalb,  nach 
den  Motiven  der  handelnden  Staaten  und  Personen. 

Gleich  das  erste  Buch  der  Oeschichte  des  Thukydides  zei^t 
diesen  Fortschritt.  Er  bej^innt  nicht  kurzwej^  mit  der  Erzählung 
der  Kriej^svorgän^e,  sondern  hält  zur  Einführung  in  die  Kriegs- 
geschichte eine  kurze  Darlegung  des  älteren  Kulturzustandes  der 
Griechen  und  ihrer  früheren  Kriegführung  für  nötig.  Und  in  dieser 
Darlegung  beschränkt  er  sich  nicht  auf  eine  einfache  kritiklose  Wie- 
dergabe der  Ueberlieferungen.  Was  die  Dichter  und  Sagenschreiber 
überliefert  und  oft  die  Länge  der  Zeit  zu  „unglaubhaften  Fabeln" 
gestaltet  habe,  das  müsse,  so  fordert  er,  sich  vor  dem  Richterstuhl 
der  historischen  Wahrscheinlichkeit  verantworten. 
So  gelangte  er  zu  einer  Schilderung  der  Urkultur  der  Griechen,  die 
vielfach  den  alten  Geschichtstraditionen  direkt  widerspricht.  Dabei 
schlägt  er  fast  moderne  Bahnen  ein.  Wie  die  heutige  Geschichts- 
schreibung z.  B.  häufig  auf  die  Gebräuche  und  Einrichtungen  der 
Natur-  und  Halbkulturvölker  zurückgreift,  um  daraus  die  Vorzeit 
eines  in  die  bekannte  Geschichte  neueintretenden  Volkes  zu  er- 
schließen, so  dienen  auch  Thukydides  die  urwüchsigen  Zustände, 
die  sich  bei  einzelnen  rückständigen  Stämmen  von  Hellas  erhalten 
hatten,  als  Quelle  zur  Rekonstruktion  ursprünglicher  Lebensverhält- 
nisse der  zu  seiner  Zeit  längst  über  diese  Zustände  hinausgeschritte- 
nen höher  entwickelten  Stämme. 

Was  aber  ist  nach  seiner  Ansicht  der  Grund  der  Unstetigkeit  der 
altgriechischen  Stämme  und  ihres  dauernden  Zwiespaltes?  Die  Un- 
gleichheit des  Vermögens,  die  nach  des  Thukydides  Ansicht  wieder 
mit  der  Güte  des  von  den  einzelnen  Stämmen  in  Beschlag  genom- 
menen Bodens  und  dessen  geographischer  Lage  (ob  mehr  zum  See- 
handel, zum  Ackerbau,  zur  Viehzucht  geeignet)  zusammenhängt.  So 
heißt  es  z.  B.  (Buch  I,  18):  „So  hatten  auch  die,  die  an  der  See 
wohnten,  sich  bei  stärkerem  Anwachsen  ihrer  Reichtümer  in  ihren 
Behausungen  fester  niedergelassen,  und  einige,  die  sich  besonders 
bereichert  hatten,  diese  sogar  mit  Mauern  umgeben;  denn  da  ein 
jeder  auf  seinen  Vorteil  bedacht  war,  so  ließen  sich  die  Geringen 
von  den  Reichen  als  Knechte  gebrauchen,  und  die  Mächtigen  und 
Reichen  machten  sich  die  kleineren  Städte  unterwürfig." 

Dementsprechend  führte  er  auch  (Buch  I,  9)  die  mächtige  Stellung^ 
des  Agamemnon  unter  den  Heerführern  des  Trojanischen  Krieges 
auf  seinen  Reichtum  zurück  und   begründet  ferner   im  elften  Ab- 
schnitt  die   geringe   Anzahl   der   griechischen   Teilnehmer   an    dem 
Kriegszug  nach  Troja  mit  dem  Mangel  an  Lebensmitteln: 

„Daran  war  nicht  sowohl  der  Mangel  an  Leuten  als  die  Armut  schuld. 
Die  Schwierigkeit,  den  nötigen  Unterhalt  zu  bekommen,  machte,  daß  sie 
ein  nicht  sehr  ansehnliches  Heer  mitnahmen,  sondern  nur  so  viel,  als  sich 
ihrem  Vermuten  nach  im  Feindesland  vom  Kriege  würde  ernähren  können, 
und  doch  weiß  man,  daß  sie  nach  der  unmittelbar  nach  ihrer  Ankunft  ge- 
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wonnenen  Schlacht  (an  deren  Wirklichkeit  uns  die  nachher  zustande  v.c- 
brachte  BefestiKung  ihres  Lagers  nicht  zweifehi  läßt)  auch  so  noch  nicht 
einmal  ihre  wirkliche  Macht  ganz  gehraucht,  sondern  aus  Mangel  an 
Lebensmitteln  sich  in  der  Chersonnes  mit  dem  Feldbau  beschäftigt  und 
aufs  Rauben  gelegt  haben.  Daher  konnten  auch  die  Trojaner  wegen  die- 
ser Zersplitterung  der  griechischen  Macht  ihnen  um  so  viel  eher  ganze 
zehn  Jahre  lang  Widerstand  leisten,  indem  sie  den  jedesmal  Zurück- 
gebliebenen genugsam  gewachsen  waren." 

Hinter  dem  vorgeblichen  Grund  des  einzelnen  wie  der  Parteien 
und  Völker  steckt  demnach  vielfach  als  ei^centlicbcs  Motiv  der  Vor- 
teil. So  war  der  Anlali  des  Peloponnesischen  Krieges  nach  Tluiky- 
dides  auch  nicht  der  Hader  um  die  Stadt  Epidamnos,  sondern  die 
zunehmende  Rivalität  zwischen  den  Lakedämoniern  und  dem  durcli 
seinen  Seehandcl  immer  reicher  und  mächtiger  werdenden  Athen, 
und  die  Parteinahme  der  kleineren  Kriechischen  Staaten  für  Athen 
oder  Sparta  richtete  sich  im  wesentlichen  danach,  ob  in  diesen 
Staaten  die  zumeist  aus  ärmeren  Bürgern  bestehende  Demokratie 
oder  der  Adel  herrschte  (Buch  III,  82). 

Kurz  gefaßt,  läßt  sich  die  (jeschichtsauffassung  des  Thukydides 
folgendermaßen  bestimmen:  Weder  ein  blindes  (jeschick,  noch  der 
Wille  der  (lötter  bestimmt  den  Lauf  der  Geschichte.  Hie  Menschen 
machen  selbst  ihre  Geschichte,  denn  ihre  Geschichte  besteht  aus 
ihren  Handlungen,  und  diese  hängen  von  ihrem  Wesen  (ihrem  Cha- 
rakter) ab.  Dieses  Wesen  ist  aber  nach  Thukydides'  Auffassung 
nichts  Veränderliches,  gesellschaftlich  Bedingtes,  sondern  et- 
was Naturgegebenes,  gewissermaßen  Naturanlage.  Des- 
halb wiederholen  sich  auch  immer  in  der  Geschichte  die  Vorgänge. 
Die  Idee  der  Entwicklung  im  heutigen  Sinne  ist  Thukydides  ganz 
fremd;  er  kennt  nur  eine  Aufeinanderfolge  der  (jescliehiiisse.  Und 
zwar  handelt  der  Mensch  gemäß  seiner  Anlage  weit  weniger  nach 
Vernunftserwägungen,  als  nach  Stimmungen  und  Leidenschaften. 
Die  hauptsächlichsten  dieser  Leidenschaften  aber,  die  vornehmlich 
sein  Tun  bestinmien,  sind  die  Habgier,  die  Bercicherungssuclit,  die 
Herrschsucht. 

Noch  weit  mehr  als  des  Thukydides  Werk  trägt  Xenophons 
„Griechische  Geschichte'',  die  in  gewissem  Sinne  als  eine  Fort- 
setzimg  des  „Peloponnesischen  Krieges"  gelten  kann,  den  Stempel 
einer  aristokratischen  Parteisclirift,  verfaßt  zu  dem  Zweck,  für  be- 
stimmte politische  Auffassungen  Stimmung  zu  machen.  Kein  Wun- 
der in  einer  aufs  äußerste  erregten,  von  Parteigegensätzen  und 
Parteileidenschaften  aufgewühlten  Zeit.  Xenophons  ..Griechische 
Geschichte"  ist  gewissermaßen  nur  eine  Uebertragung  der  reaktio- 
nären Staatstheoretik  des  Sokrates  auf  das  Gebiet  der  Geschichts- 
schreibung. Und  dasselbe  gilt  mit  gewissen  Einschränkungen  von 
Xenophons  Schrift  über  das  Leben  des  Cyrus.  der  ..Kyrupädic".  die 
nichts  als  ein  romantisch-monarchisches  Heldengemälde  darstellt, 
wie  auch  von  seiner  „Anabasis",  einer  geschickten  Selbstglorifi- 
zierung. 
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Von  einer  einheitlichen  (leschichtsanffassun«  Xenophons  läßt  sich 
demnach  auch  kaum  sprechen.  ^>  glaubt  noch  an  ein  Walten  und 
Wirken  der  Götter  in  der  Geschichte,  an  eine  rächende  Nemesis. 
Träume  und  böse  Vorbedeutungen  spielen  in  seinen  Darstellungen 
eine  nicht  unbedeutende  Rolle.  Aber  dieser  Glaube  hat  nichts  mehr 
von  dem  naiv-religiösen  Volksglauben  eines  Herodot.  Das  Fest- 
halten an  der  alten  religiösen  Vorväterüberlieferung  ist  vielmehr  in 
Xenophons  Schriften  ein  Stück  Opposition  gegen  den  Geist  der 
Neuerung,  gegen  die  sophistische  Aufklärung.  Neben  dem  Walten 
der  Götter  erkennt  Xenophon  denn  auch  in  dem  Geschichtsverlauf 
überall  den  Einfluß  der  besonderen  Charaktereigenschaften  der  Han- 
delnden oder  richtiger  ihrer  Triebe,  Leidenschaften  und  Ueber- 
legungen.  Während  jedoch  bei  Thukydides  noch  das  Volk  in  seiner 
Gesamtheit  als  Nation  auftritt,  schiebt  Xenophon  schon  weit  mehr 
die  leitenden  Persönlichkeiten  in  den  Vordergrund  und  treibt  aristo- 
kratischen Heroenkultus,  wie  er  denn  auch  die  Interessen  der  aristo- 
kratischen Standesschicht  über  die  allgemeinen  Staatsinteressen 
stellt  und,  ebenso  wie  später  Plato,  für  Spartas  aristokratische 
Einrichtungen  schwärmt.« 


Der  Rückgang  des  Mythenglaubens. 

Unter  den  Nachfolgern  des  Xenophon  gerät  die  Geschichts- 
schreibung immer  mehr  unter  den  Einfluß  der  Parteipolitik  und  einer 
von  dieser  abhängigen  Staatsethik.  Hatten  Thukydides  und  Xeno- 
phon zwar  die  Vorgänge  durch  eine  parteiisch  geschliffene  Brille  be- 
trachtet, so  hatten  sie  doch  bewußte  Fälschungen  geschichtlicher 
Tatsachen  zu  Parteizwecken  vermieden.  Bei  Isokrates'  Schülern 
Ephoras  und  Theopompos  wird  dagegen  die  Geschichtsschreibung, 
ebenso  wie  die  Rhetorik,  mehr  und  mehr  zu  einem  bloßen  Mittel, 
den  Staatsbürger  in  bestimmter  Richtung  politisch  zu  beeinflussen. 
Vor  allem  soll  die  Geschichte  agitatorisch  wirken.  Zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  wird  auf  die  entsprechende  Form  der  Darstellung 
das  Hauptgewicht  gelegt.  Abweichung  von  der  erkannten  geschicht- 
lichen Wahrheit  gilt  für  erlaubt,  wenn  die  beabsichtigte  politische 
Wirkung  oder  die  Partei-  bezw.  Staatsmoral  das  erfordert,  ganz  im 
Geiste  eines  Cicero,  der  später  offen  aussprach:  „Es  ist  den  Rheto- 
r  e  n  gestattet,  in  der  Geschichtsschreibung  zu  lügen, 
wenn  sie  dadurch  etwas  ausdrucksvoller  darzustellen  vermögen." 

Neben  diesem  schädlichen  Einfluß  lassen  sich  jedoch  auch  manche 
günstigen  Einflüsse  des  reichgestalteten,  griechischen  Staatslebens 
auf  die  Geschichtsschreibung  erkennen.  In  dreifacher  Hinsicht  ist 
solcher  Einfluß  nachweisbar:  in  der  Abstreifung  des  Glaubens  an 
die  Einwirkung  der  Volksgötter  auf  das  Geschick  der  Staaten,  in  der 
Annahme,  der  Charakter  eines  Volkes  sei  von  der  Natur  des  von 
ihm  besetzten  Landstriches  abhängig,  und  drittens  in  der  zunehmen- 
den Untersuchung  der  inneren  Staatsverhältnisse. 
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Die  altgriechischen  Götter  wurden  jedoch  keineswegs  einfach  ent- 
thront, ihre  Existenz  nicht  geleugnet;  aber  sie  wurden  in  dem  Stre- 
ben nach  neuen  Erkenntnissen  —  philosophischen  wie  naturwissen- 
schaftlichen —  so  weit  beiseite  geschoben,  daß  sie  der  wissenschaft- 
lichen Untersuchung  kaum  mehr  hinderlich  waren.  Sie  blieben  for- 
mell auf  ihrem  Thron,  aber  sie  wurden  in  der  Geschichte  mehr  und 
mehr  zu  wesenlosen  Schemen  —  im  Gegensatz  zum  breiten  Volks- 
empfinden, dem  sie  noch  immer  als  übermächtige  Personen,  als 
Spender  von  Glück  und  Unglück  galten. 

Schon  Anaxagoras  hatte  in.  seiner  Nuslchre  eine  das  Weltall 
durchdringende  einzige  Kraft,  eine  Art  allgemeiner  Vernunft,  eine 
Allseele  verkündet,  die  nicht  nur  Ordnung  und  System  in  das  Welt- 
chaos gebracht  habe,  sondern  auch  noch  immer  das  ganze  Welt- 
getriebe aufrecht  erhalte.  Deshalb  der  Leugnung  der  Staatsgötter 
angeklagt,  mußte  er  im  hohen  Alter  aus  Athen  nach  Lampsakos 
flüchten. 

Protagoras  erkannte  als  einzige  Erkenntnisquelle  nur  die  sinnliche 
W^ahrnehmung  an.  Er  bezeichnete  den  Menschen  selbst  als  das  Maß 
aller  Dinge,  „der  seienden  (Dinge),  daß  sie  sind,  der  nichtseienden, 
daß  sie  nicht  sind".  Mit  anderen  Worten,  der  Mensch  weiß  von  den 
Dingen  nur,  was  ihm  durch  sein  Empfinden  und  seine  Erkenntnis 
vermittelt  wird.  Von  Dingen,  die  über  seine  Erkenntnis  hinaus 
liegen,  kann  er  daher  auch  nichts  wissen:  eine  Lehre,  deren  Konse- 
quenzen Protagoras  selbst  bezüglich  der  damaligen  Götterwelt  in 
dem  Satze  zieht:  „Von  den  Göttern  kann  man  nicht  wissen,  weder 
ob  sie  sind»  noch  ob  sie  nicht  sind;  denn  vieles  hindert  daran,  dies 
zu  wissen,  nämlich  sowohl  die  Dunkelheit  der  Sache,  als  auch  die 
Kürze  des  Menschenlebens."  Ein  Ausspruch,  der  mit  anderen  poli- 
tischen Aeußerungen  des  Protagoras  zusannnengehalten  die  an 
seine  Schüler  gerichtete  Forderung  ergibt:  „Quält  euch  doch  nicht 
um  die  Götter,  von  denen  ihr  nichts  Sicheres  zu  wissen  vermögt, 
quält  euch  lieber  um  den  Staat  und  euch  selbst."  Auch  er  mußte 
bekanntlich,  wegen  Gottlosigkeit  angeklagt  und  verurteilt,  411  (oder 
415)  vor  Chr.  aus  Athen  fliehen,  und  seine  Schriften  wurden  dort  auf 
dem  Markte  öffentlich  verbrannt. 

Auf  eine  andere  Art  fand  sich  Hippokrates,  der  Naturwissenschaft- 
ler, mit  dem  überlieferten  Götterglauben  ab.  Er  leugnete  die  Wir- 
kung der  Götter  nicht;  alle  guten  wie  schlechten  Erscheinungen 
rühren  von  ihnen  her;  aber  da  die  Menschen  über  die  Art  dieser 
Wirkung  nichts  wissen,  besteht  die  Aufgabe  des  Forschers  darin,  die 
Regeln  ausfindig  zu  machen,  nach  denen  sich  alle  Wirkung  vollzieht, 
damit  sich  voraussagen  läßt,  was  auf  ein  bestimmtes  Vorkommnis 
folgt.  In  seinen  eigenen  Untersuchungen  läßt  denn  auch  Hippokrates 
die  Hypothese  von  dem  Wirken  der  Götter  ganz  außer  Spiel.  Sie  ist 
gewissermaßen  nur  ein  Zugeständnis  seiner  Lehre  an  das  damalige 
Volksempfinden. 

Selbst  Sokrates,  der  abergläubische  Erzreaktionär,  der  auf  die 
dämonischen    Stimmen    in    seinem    Innern    horcht    und    an    Orakel- 
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Sprüche,  Wahrsaffiin?:en,  Vorbedeutungen,  unj^lückverheißende 
Vo^^elflük^e  usw.-  ji:laubt,  vermaji:  sich  doch  der  sophistischen  An- 
zweifhinK  der  alten  rehKiösen  UeberHeferunj^  nicht  ^anz  zu  entziehen. 
Er  teilt  deshalb  die  Erscheinungen  in  zwei  Klassen.  In  der  einen 
folgt  auf  bestimmte  Ursachen  stets  eine  bestimmte  Wirkung;  daher 
kann  in  ihr  durch  menschliche  Beobachtung  die  Verbindung  zwi- 
schen dem  Voraufgehenden  und  dem  Folgenden  erkannt  und  festge- 
stellt werden.  In  der  anderen  gröfkren  Klasse  aber  regiert  der 
Wille  der  Götter.  Es  gibt  in  dieser  deshalb  keine  sichere  Reihen- 
folge der  Erscheinungen,  und  es  können  daher  auch  nicht  durch 
menschliche  Forschungen,  sondern  nur  durch  ein  Omen,  durch 
Orakelsprüche,  Weissagungen,  göttliche  Mitteilungen  usw.,  die  spä- 
teren Wirkungen  eines  Vorganges  erkannt  werden.  Die  Erscheinun- 
gen beider  Klassen  müssen  deshalb  nach  seiner  Meinung  in  verschie- 
dener Weise  betrachtet  werden.  Es  sei  verfehlt,  auf  das  Gebiet  der 
wissenschaftlichen  Erkenntnis  die  theologische,  auf  den  Wirkungs- 
kreis der  Götter  die  wissenschaftliche  Erklärungsweise  anzuwenden. 
Die  Naturerscheinungen  und  die  Astronomie,  die  beide  nach  seiner 
Ansicht  der  Klasse  der  göttlichen  Wirkungssphäre  angehören,  auf 
wissenschaftliche  Art  erforschen  zu  wollen,  sei  deshalb  widersinnig. 

Auch  Sokrates  wurde  bekanntlich  deshalb  im  lahre  399  v.  Chr. 
von  zwei  Führern  der  atheniensischen  Demokratie,  Meletos  und 
Anytos,  der  Verleugnung  der  Staatsgötter  und  der  Verführung  der 
Jugend  (d.  h.  der  Aufwiegelung  der  wohlhabenden  reichen  Jugend 
gegen  die  ein  Jahr  vorher  in  Athen  wiederhergestellte  Herrschaft  der 
Demokratie)  angeklagt  und  zum  Tode  verurteilt,  nachdem  er  noch 
vorher  seinen  Anklägern  zugerufen  hatte:  „Ich  glaube  ebenso  gut  an 
die  Götter  wie  ihr,  ja  noch  mehr!" 

Sogar  für  Plato,  der  noch  weit  mehr  als  Sokrates  die  alte  aristo- 
kratische Zeit  zurückwünscht,  haben  die  mythischen  Sagenüberliefe- 
rungen keinen  realen  Geschichtswert  mehr,  sondern  nur  noch  einen 
religiösen  und  ethischen  Wert,  das  heißt  nur  den  Wert,  das  Volk  in 
alten  religiösen  und  sitthchen  Anschauungen  festzuhalten.  Deshalb 
verwirft  Plato  auch  manche  Mythen,  denn  sie  seien  der  Götter  und 
Heroen  unwürdig,  da  sie  deren  Charakter  verdächtigten  —  sie  wirk- 
ten also  unsittlich  auf  das  Volk.  Er  empfiehlt  dafür  in  Konsequenz 
seines  politischen  Standpunktes  neue,  ethisch  einwandfreie  Mythen 
zu  erfinden,  die,  wenn  sie  auch  erst  bloße  Erdichtungen  wären,  doch 
später  für  Wahrheiten  genommen  werden  könnten  und  gute  Lebens- 
regeln abgäben. 

Noch  mehr  als  die  direkten  Leugnungen  der  alten  religiösen  Tradi- 
tionen beweist  diese  Besorgtheit  um  die  Erhaltung  des  Götterglau- 
bens, wie  unter  dem  Einfluß  der  neuen  Lebensverhältnisse  die  alten 
Anschauungen  schwanden. 

Klimatische  Einflüsse  als  Geschichtsfaktoren. 

Je  mehr  aber  der  Glaube  an  das  willkürliche  Eingreifen  der  Götter 
in  den  Gang  der  Ereignisse  sich  verflüchtigte  und  man  die  Ursache 
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der  sich  abspielenden  Staats-  und  Parteikämpte  in  Trieben  und  Lei- 
denschaften der  Beteiligten  suchte,  desto  mehr  drängte  sich  die 
Frage  auf,  woher  die  Verschiedenheit  der  sogenannten  Leiden- 
schaften i^äme,  nicht  nur  bei  den  einzehien  griechisciien  StännuLMi. 
auch  bei  den  außerhalb  der  griechischen  Welt  stehenden  Barbaren. 
Die  nächste  sich  bei  der  Beobachtung  von  selbst  aufdrängende  Be- 
antwortung dieser  Frage  lautete:  Die  Verschiedenheit  dieser  Leiden- 
schaften der  einzelnen  Völker  ist  bedingt  durch  die  Verschiedenheit 
des  Klimas.  Schon  lierodot  und  Thukydides  hatten  an  verschie- 
denen Stellen  auf  den  förderlichen  oder  nachteiligen  Finfluß  der 
klimatischen  Verhältnisse  hingewiesen.  Nun  wurde  diese  gelegent- 
liche hypothetische  Erklärung  von  liippokrates  aus  Kos  (460 — 377 
V.  Chr.)  zu  einer  Art  Kausaltheorie  erweitert.  Nach  seiner  Ansicht 
wirkt  das  Klima  zunächst  insofern  auf  den  menschlichen  Organismus 
ein,  als  Hitze  und  Kälte  sowie  der  stärkere  oder  geringere  Wechsel 
zwischen  beiden,  ferner  die  größere  Feuchtigkeit  oder  Trockenheit 
der  Luft  in  verschiedener  Weise  das  Atmen  erschweren  oder  er- 
leichtern, den  Blutlauf  beschleunigen  oder  verlangsamen  und  den 
Körper  erschlaffen  oder  reizen,  woraus  sich  weiter  in  Gewöhnung 
an  diese  verschiedenen  klimatischen  Finflüsse  eine  verschie- 
dene Natur  der  Völker  herausbildet:  eine  größere  oder  ge- 
ringere Ausdauer,  Trägheit,  Beweglichkeit,  Erregbarkeit,  Schwer- 
fälligkeit, Tapferkeit  usw.  Sodann  beeinflußt  aber  auch  die  Boden- 
gestaltung in  mannigfacher  Art  Körper  und  üemüt  des  Menschen, 
und  schließlich  konnnt  noch  die  von  der  Natur  in  einzelnen  (legen- 
den dargebotene  verschiedenartige  Nahrung  in  ihrer  Einwirkung  auf 
die  menschliche  Körperbeschaffenheit  hinzu. 

Diese  klimatischen  Faktoren  bestimmen  in  erster  Linie  die  Kör- 
per- und  Oemütsbeschaffenheit  des  Menschen  und  damit  nach  liippo- 
krates' Ansicht  auch  dessen  Handlungen.  Daneben  wirken  jedoch 
auch  die  staatlichen  Verhältnisse,  besonders  die  Staatsverfassungen 
auf  die  Gemütsart  ein.  So  führt  er  z.  B.  in  seiner  Schrift  „Ueber 
Luft,  Wasser  und  Oertlichkeit",  Kapitel  XXIII.  aus: 

„Was  die  geistige  Trägheit  und  Weichlichkeit  der  Menschen  anseht, 
daß  die  Asiaten  den  Krie«  wenij^er  lieben,  als  die  Europäer,  und  eiti 
ruhigeres  Gemüt  haben,  so  sind  daran  vorzüglich  die  Jahreszeiten  schuld, 
weil  diese  keinen  großen  Unterschied  hervorrufen,  weder  in  bezu«  auf 
Wärme,  noch  in  bezuK  auf  Kälte,  sondern  im  (je^enteil  einander  ähn- 
lich sind.  Es  kommen  nämlich  bei  ihnen  keine  starken  Krschütterunjicn 
des  Körpers  vor,  unter  deren  Einfluß  bekanntlich  die  Affekte  beim  Men- 
schen sich  steigern,  so  daß  sie  eher  an  Unverstand  und  lieftige  Leiden- 
schaft grenzen,  als  wie,  wenn  er  immer  in  derselben  ( lemütsverfassung 
bliebe;  denn  die  allgemeinen  Veränderungen  sind  es,  die  den  Geist  des 
Menschen  fortwährend  aufregen  und  nie  zur  Ruhe  konnnen  lassen.** 

Weiter  heißt  es: 

„Aus  diesen  Gründen  scheint  mir  das  Geschlecht  der  Asiaten  verweich- 
licht zu  sein,  des  weiteren  aber  durch  die  Gesetze,  denn  der  Kr()ßere  Teil 
Asiens  steht  unter  königlicher  Herrschaft.    WO  aber  die  Menschen  weder 


über  sich  selbst  Gewalt  liabeii,  noch  ihre  eigenen  Herren  sind,  sondern 
unter  fremden  Herren  stehen,  Keht  ihr  ganzes  Streben  nicht  danach,  wie 
sie  sich  am  besten  für  den  Krie«  einüben,  sondern  daß  sie  möglichst  weni^ 
kriegslustig  erscheinen;  denn  die  Gefahren  sind  nicht  dieselben:  sie 
müssen  nämlich  zu  Felde  ziehen,  Strapazen  aushalten  und,  der  Not  ge- 
horchend, für  ihre  Herrscher  sterben,  fern  von  den  Kindern,  ihrem  Weib 
und  ihren  Freunden.  Alle  starken  und  mannhaften  Taten,  welche  sie  aus- 
führen, vermehren  aber  nur  die  Macht  und  das  Ansehen  ihrer  Herren,  die 
aus  der  Lejbensgefahr  und  aus  dem  Heldentode  ihrer  Untertanen  den  Vor- 
teil ziehen.  Zudem  muß  das  Land  solcher  Leute  brachliegen,  sowohl 
wegen  der  Einfälle  der  Feinde,  als  auch  wegen  der  Trägheit  ihrer  Be- 
sitzer selbst.  Daher  kommt  es,  daß  selbst  der,  der  von  Charakter  mann- 
haft und  lebhaft  ist,  durch  die  Gesetze  von  seiner  Gemütsart  abgebracht 
wird." 

Ueber  diese  Auffassung  des  Einflusses  der  Naturumgebung  auf  die 
Natur  des  Menschen  gelangt  auch  Strabo  (erstes  Jahrliundert  vor 
Chr.)  in  seiner  Erdbeschreibung  nicht  hinaus,  falls  man  nicht  in  der 
an  einigen  Stellen  seines  Werkes  kurz  hingeworfenen  Bemerkung, 
daß  Klima  und  Bodengestaltung  von  Bedeutung  für  die  Bevölke- 
rungsdichtigkeit  sind  und  durch  die  Zusammendrängung  der  Be- 
wohnerschaft in  Städten  die  Lebensart  verfeinert  wird,  eine  gewisse 
Weiterbildung  der  hippokratischen  Anschauung  von  der  klimatischen 
Bedingtheit  der  Menschennatur  finden  will. 

Die  Staatsphilosophie  des  Aristoteles. 

Als  dritter  die  griechische  Geschichtsschreibung  in  stärkster 
Weise  beeinflussender  Faktor  kommt  die  Staatsphilosophie  in  Be- 
tracht. Hatte  zunächst  die  griechische  Philosophie  fast  ausschließ- 
lich naturphilosophische  Fragen  vor  ihr  Forum  gezogen,  so  drängt 
nun  vom  5.  Jahrhundert  v.  Chr.  ab  mit  den  zunehmenden  Zwistig- 
keiten  und  inneren  revolutionären  Wirren  die  wichtige  Frage:  „Wie 
muß  der  Staat  eingerichtet  sein,  und  wie  haben  sich  die  Bürger 
gegenseitig  in  staatlichen  Dingen  zu  verhalten?"  alle  anderen  öffent- 
lichen Fragen  zurück.  An  die  Stelle  der  Naturphilosophie' tritt  die 
Staatsrechtsphilosophie  und  Staatsethik. 

Der  Umschwung  zeigt  sich  darin,  daß  bereits  Protagoras  über 
den  Astronomie,  Mathematik,  Chronologie  lehrenden  Phüosophen 
Hippias  von  Elis  spöttelt  und  die  bürgerliche  Tugendlehre,  d.  h.  die 
Lehre,  wie  sich  der  Bürger  im  Staat  zu  verhalten  habe,  damit  er 
das  Staatswohl  fördere,  für  viel  wichtiger  erklärt,  als  alle  Natur- 
wissenschaft. Worum  es  sich  für  ihn  vor  allem  handelt,  ist  die  Ge- 
winnung einer  richtigen  Einsicht  in  die  Verwaltung  des  eigenen 
Hauses  wie  der  Stadt  und  des  Staates,  damit  der  Bürger  seiner 
Staatsaufgabe  zu  genügen  vermag. 

Und  nun  gar  erst  Sokrates,  der  es  geradezu  für  eine  Anmaßung 
erklärt,  die  Natur  in  ihren  inneren  Zusammenhängen  erkennen  zu 
wollen  und  Dingen  nachzuspüren,  die  der  menschlichen  Erkenntnis 
verschlossen  sind.     Während  die  frühere  Philosophie  teleologische- 
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Weltbilder  entworfen  und  ihre  soziale  Lebensauffassung  durch  der- 
artige Weltbilder,  wie  z.  B.  Parmenides  und  lierakleitos,  zum  all- 
gemeinen Weltgesetz  zu  erheben  versucht  hatte,  fordert  er  die  Be- 
schränkung der  Philosophie  auf  das  Erkennbare  und  Nützliche:  auf 
das  menschliche  Leben  im  Staate.  Weit  wichtiger  als 
alle  Beschäftigung  mit  naturwissenschaftlichen  Fragen  dünkt  ihm 
die  Untersuchung,  wie  sich  der  Staatsbürger  gegen  seine  Mitbürger 
zu  verhalten  habe,  welche  „Tugend"  er  haben  müsse,  damit  der 
Staat  der  allgemeinen  Wohlfahrt  diene,  wie  er  denn  auch  gering- 
schätzig von  der  Naturwissenschaft  meint,  die  Bäume  (d.  h.  die 
Naturbetrachtung)  könnten  ihn  nichts  lehren,  wohl  aber 
die  Menschen  in  der  Stadt. 

Aber  alle  Tugendlehre  vermochte  den  Verfall  des  Staatslebens 
nicht  aufzuhalten,  und  je  mehr  sich  inmitten  der  politischen  Zustände 
die  einzelnen  Bevölkerungsschichten  in  ihren  Lebens-  und  Herr- 
schaftsansprüchen betrogen  fühlten,  desto  mehr  trat  in  ihren  Reihen, 
wie  dies  immer  zu  Zeiten  politischer  Hoffnungslosigkeit  der  Fall 
gewesen  ist,  eine  gewisse  Staatsverstimmung,  eine  Abwendung  vom 
öffentlichen  Leben  hervor,  die  natürlich  je  nach  den  besonderen 
Lebensverhältnissen  der  einzelnen  Bevölkerungsschichten  und 
-gruppen  verschiedene  Formen  annahm.  Während  die  Reicheren, 
die  die  Mittel  dazu  hatten,  im  Ausleben  ihres  Ichs  das  begehrte 
Glück  suchten  und  die  Lehre  vom  Sichausleben  im  Genuß,  wie  sie 
Aristippos  und  die  Kyrenaiker  gelehrt  hatten,  für  die  beste  erklärten, 
fanden  manche  Aermeren,  denen  das  Schicksal  die  Möglichkeit 
solchen  GenuBlebens  versagt  hatte,  in  der  Lehre  eines  Antisthenos 
von  der  freiwilligen  Entsagung  und  der  Rückkehr  zur  einfachen 
Lebensweise  die  ihrer  Lebenslage  angepaßte  wahre  Philosophie. 
Andere  wieder  forderten  eine  Ausgleichung  der  Besitzunterschiede 
und  Einführung  kommunistischer  Einrichtungen,  wie  sie  Phaleas  von 
Chalkedon  befürwortet  hatte.  Und  eine  vierte  Gruppe,  aufge- 
wachsen in  aristokratisch-ästhetischen  Anschauungen  und  wirt- 
schaftlich unabhängig,  versenkte  sich  in  ihrer  Abkehr  vom  öffent- 
lichen Getriebe  in  eine  künstlich  zurechtgezimmerte  innere  (Je- 
dankenwelt.  Neben  der  sinnlichen  fehlerhaften  politischen  Welt,  die 
sie  vor  Augen  hatten,  schufen  sie  sich  ein  anderes,  höheres  Reich 
der  Ideen  und  Gedanken,  des  absolut  Guten  usw. 

Ein  buntes  Gewoge  staatsethischer  Lehren,  aus  dem  sich  über 
allerlei  Utopistereien  und  seltsame  Staatsideale  hinweg  schließlich 
doch  durch  prüfende  Betrachtung  der  staatlichen  Verhältnisse  eine 
Art  Staatswissenschaft  herauslöst,  die  ihren  höchsten  Ausdruck  in 
Aristoteles'  (384 — 322  v.  Chr.)  Lehre  von  der  Politik  gefunden  hat 
—  ein  Werk,  das  sowohl  auf  die  antike  wie  auf  die  ganze  mittel- 
alterliche Geschichts-  und  Staatsauffassung  den  größten  Einfluß  aus- 
geübt hat. 

Selbstverständlich  ist  die  heutige  Unterscheidung  zwischen  Staat 
und  Gesellschaft  Aristoteles  fremd.  Wenn  selbst  heute  manche  Ge- 
sellschaftstheoretiker noch  nicht  zwischen  beiden  unterscheiden  und 
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die  Gesellschaft  entweder  ohne  weiteres  mit  dem  Staat  identifizieren 
oder  den  Staat  als  Unterabteilung  (meist  rein  räumliche  Unter- 
abteilung) der  (jesellschaft  behandeln,  so  konnte  erst  recht  solche 
Unterscheidung  nicht  in  einer  Zeit  und  unter  Verhältnissen  entstehen, 
wo  der  wirtschaftliche  und  Keisti^e  Lebenskreis  der  Völker  noch 
viel  mehr  als  heute  mit  den  Staatsgrenzen  zusammenfiel. 

Nach  des  Aristoteles  Ansicht  ist  der  Staat  durch  Zusammenschluß 
(Vereinigung)  entstanden,  doch  nicht,  wie  später  in  den  Staatsrechts- 
theorien des  16.  und  17.  Jahrhunderts  gewöhnlich  angenommen  wird, 
durch  den  Zusammenschluß  von  Einzelfamilien  oder  patriarchali- 
schen Qroßfamilien,  sondern  von  Dorfgemeinschaften.  Die  Unter- 
stellung der  sogen,  organischen  Staatslehre,  der  Staat  sei  ein  aus 
der  Urzelle  der  Familie  durch  Vergrößerung,  Abzweigung  und  Wie- 
dervereinigung herausgewachsenes  organisches  Gebilde,  findet  sich 
in  einfacherer  Form  schon  bei  Aristoteles.  Zunächst  hat  sich,  wie  er 
annimmt,  aus  der  Familie  heraus,  die  er  sich  nach  dem  Muster  der 
griechischen  Hausfamilie  seiner  Zeit  als  streng  patriarchalisch  vor- 
stellt, die  Dorfgemeinschaft  entwickelt,  indem  die  Familie  sich  durch 
Abzweigung  neuer  Schößlinge  erweiterte,  die  sich  dann  nebenein- 
ander niederließen,  so  daß  Familienkolonien  und  aus  diesen  Dorf- 
gemeinschaften entstanden.  Erst  indem  später  diese  Dorfgemein- 
schaften sich  wieder  zu  einem  größeren  Verein  zusammenschlössen, 
entstanden  selbständige  Staaten.  Deshalb  ist  der  Staat  nach  Ari- 
stoteles ein  Naturprodukt.  Er  ist,  da  das  Streben  des  Menschen 
nach  Lebenserhaltung  und  Lebensverschönerung  erst  im  Staat 
seinen  Endzweck  erreicht,  eine  natürliche  Erweiterung  des  ur- 
sprünglichen Familienlebens,  wie  denn  auch  der  Mensch  von  Natur 
ein  Zoon  politikon,  ein  politisches  Wesen  ist,  dessen  Zusammenleben 
mit  anderen  einem  natürlichen  Triebe  entspringt. 

Darunter  versteht  Aristoteles  jedoch  keineswegs,  daß  der  Mensch 
ein  Gesellschaftswesen  im  Sinne  der  modernen  Soziologie  ist:  ein 
Wesen,  dessen  Fühlen  und  Denken  durch  das  Qesellschaftsleben  be- 
stimmt wird.  Es  hängt  vielmehr  das  Fühlen  und  Denken  des  Men- 
schen nach  des  Aristoteles  Auffassung  von  seiner  individuellen 
Natur  ab.  Und  die  Staatsnatur  ist  nichts  anderes  als  die  Summe  der 
Einzelnaturen  sämtlicher  Staatsmitglieder.  Daher  wendet  sich  auch, 
II.  Buch,  2.  Kapitel,  Aristoteles  gegen  Piatos  Ideal,  den  Staat  durch 
Einführung  der  Güter-  und  Frauengemeinschaft  zu  einer  festen  Ein- 
heit auszugestalten.  Der  Staat  sei,  meint  Aristoteles,  gar  keine  Ein- 
heit, kein  Individuum,  er  sei  eine  „Vielheit",  eine  politische  Orts- 
gemeinschaft, bestehend  aus  verschiedenartigen  Individuen,  deren 
Glück  verlange,  ihrer  Natur  nach  verschiedenartig  leben  zu 
können. 

Bekanntlich  hat  die  Staatstheoretik  des  16.  und  17.  Jahrhunderts 
nach  Chr.  aus  dieser  Annahme  der  Entstehung  des  Staates  durch 
freie  Vereinigung  vielfach  die  Lehre  abgeleitet,  der  Staat  beruhe  auf 
einem  freiwilligen,  die  politische  Gleichheit  aller  Vertragschließer 
verbürgenden  Vertrag,  denn  niemand  werde  freiwillig  einen  Kon- 

30 


trakt  abschließen,  der  ihn  zum  Sklaven  oder  Knecht  eines  anderen 
mache.  Aristoteles  berührt  diese  VertraKsfra^e  Kar  nicht;  sie  liegt 
ganz  außerhalb  seiner  (iesichtssphäre,  denn  für  ihn  handelt  es  sich 
nur  um  die  historische  Natur  des  Staates,  nicht  um  irKcndwelche 
sich  aus  dieser  ergebenden  Rechtskonsequenzen.  Er  geht  einfach 
von  der  damaligen  Familie  aus,  und  da  im  damaligen  Familienhaus- 
halt Weib  und  Kinder  unter  der  Herrschaft  des  Mannes  (Hausherrn) 
standen  und  jeder  größere  Haushalt  überdies  Sklaven  hatte,  so  ist 
nach  seiner  Auffassung  es  ganz  selbstverständlich,  daß  auch  der 
Staat,  der  ja  gewissermaßen  nur  als  eine  erweiterte  Familienvereini- 
gung galt,  aus  Herrschenden  und  Beherrschten  besteht,  bezeichnet 
er  doch  den  Staat  geradezu  als  „Form  der  H  e  r  r  s  c  h  a  f  t". 

Demnach  hält  es  Aristoteles  nicht  nur  für  ganz  natürlich,  daß  im 
Staat  Frauen  und  Kinder  unter  der  Herrschaft  der  Männer  (Haus- 
herren) stehen,  sondern  daß  auch  Sklaven  gehalten  und  ferner  die 
Tagelöhner,  Schiffsarbeiter,  Handwerker  usw.  vom  Staats-  und 
Stadtregiment  ausgeschlossen  werden.  „Ein  Staat  von  bester  Ver- 
fassung," erklärt  er  (III.  Buch,  3.  Kap.,  2),  „wird  den  Handwerker 
nicht  zum  Bürger  machen."  Eine  allgemeine  Anteilnahme  der  Freien 
widerspräche  direkt  dem  Staatszweck,  den  Aristoteles  nicht,  wie 
später  das  Mittelalter,  in  der  Befriedigung  der  gesellschaftiichen 
Bedürfnisse  oder  in  der  Ermöglichung  einer  geordneten  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Existenz  erblickt,  sondern  als  vornehmer 
(jrieche  in  einem  „Leben  in  (llückseligkeit  und  Schönheit**  (III.  Buch, 

5.  Kap.,  14).  Zu  solcher  Lebensführung  fehle  es  aber  dem  für  seinen 
täglichen  Unterhalt  Arbeitenden  sowohl  an  der  nötigen  Muße  wie 
an  der  nötigen  Einsicht  in  die  Staatsgeschäfte.  Wenn  aber  doch 
wegen  ihrer  großen  Mehrheit  die  Unbemittelten  und  Handwerker 
nicht  ganz  von  der  Staatsregierung  ausgeschlossen  werden  könnten, 
dann  müßten  ihre  politischen  Rechte  auf  Teilnahme  an  den  Volks- 
versammlungen und  den  Gerichtssitzungen  beschränkt  bleiben.  Zur 
Besetzung  wichtiger  Staatsämter  wären  sie  nicht  geeignet.  (III.  Buclu 

6.  Kap.,  6.) 

Das  Seltsamste  aber  ist,  wie  Aristoteles  entsprechend  der  dama- 
ligen Auffassung,  die  in  allen  politischen  Einrichtungen  bloße  Aus- 
wirkimgen  der  menschlichen  Anlagen  sah,  diese  Herrschaftsverhält- 
nisse aus  der  allgemeinen  Menschennatur  abzuleiten  versucht. 
Während  z.  B.  nach  heutiger  soziologischer  Auffassung  die  Sklaverei 
an  bestimmte  historisch  gegebene  Wirtschaftsverhältnisse  gebunden 
ist,  mit  denen  sie  entsteht  und  wieder  verschwindet,  sieht  Aristoteles 
in  der  Sklaverei  nichts  anderes  als  eine  Folge  der  Verschiedenheit 
geistiger  und  körperlicher  Anlagen. 

So  heißt  es  I.  Buch,  2.  Kap.,  7:  „Wer  nämlich  von  Natur  nicht 
sich  selbst  gehört,  sondern  einem  anderen,  und  doch  ein  Mensch 
ist,  der  ist  von  Natur  Sklave.  Es  gehört  aber  dann  ein  Mensch 
einem  anderen  an,  wenn  er,  obgleich  Mensch,  ein  Besitzstück  ist. 
Ein  Besitzstück  aber  ist  ein  zum  Gebrauch  verwendbares  Werk- 
zeug.    Ob  aber  die  Natur  ein  derartiges  Wesen  haben  will  oder 
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nicht,  ob  bei  jemand  Interesse  und  Oerechti^ckeit  den  Sklavenstand 
rechtfertigt  oder  nicht  und  viehitehr  alle  Sklaverei  etwas  Wider- 
natürliches ist,  das  ist  hier  noch  zu  untersuchen." 

Natürlich  jijelanjii^t  Aristoteles  zu  dem  Ergebnis,  die  Sklaverei  sei 
etwas  Ranz  Natürliches;  denn  wie  das  weibliche  Oeschlecht  dem 
männlichen  unterlegen  sei  und  von  der  Natur  eine  geringere  Tugend 
und  geringere  Fähigkeit  besitze,  so  sei  auch  der  Sklave  ein  unter- 
geordnetes, geistig  mindervernünftiges  Wesen,  dessen  körperliche 
Kräfte  sein  bester  Teil  seien.  Demgegenüber  erklärt  er  im  I.  Buch. 
2.  Kap.,  13: 

„Alle  Wesen  nun,  die  sich  so  zueinander  verhalten  wie  die  Seele  zum 
Leibe  und  der  Mensch  zum  Tier  (in  dieser  Lage  aber  befinden  sich  alle, 
deren  Bestimmung  der  Gebrauch  ihrer  körperlichen  Kräfte  ist,  und  deren 
beste  Leistung  eben  in  diesem  Gebrauch  besteht),  alle  diese  sind  von 
Natur  Sklaven,  und  die  über  sie  ausgeübte  Herrschaft  liegt,  wie  vorhin 
ausgeführt  wurde,  vorwiegend  in  ihrem  eigenen  Interesse,  ganz  wie  bei 
den  obigen  Dingen  (d.  h.  wie  bei  den  Frauen  und  Tieren,  deren  Interessen 
es  nach  Aristoteles  ebenfalls  erfordern,  vom  Mann  beherrscht  zu  wer- 
den. H.  C.)  Denn  von  Natur  Sklave  ist,  wer  das  Eigen  des  andern  sein 
kann  —  und  darum  auch  eines  anderen  Eigen  ist  —  und  der  nur  so  viel 
Anteil  an  der  Vernunft  hat,  um  ihre  Stimme  vernehmen  zu  können,  ohne 
sie  selbst  zu  besitzen." 

Der  Sklave  ist  also  deshalb  Sklave,  weil  er  infolge  seiner  Natur- 
anlage nur  halb  vernünftig  ist  —  ein  Mittelding  zwischen  dem  grie- 
chischen Vollbürger  und  dem  Tier.  Doch  schon  zu  Aristoteles' 
Zeit  wurde  diese  damals  übliche  Auffassung  mit  dem  Hinweis  an- 
gefochten, daß  doch  manche  der  Sklaven  durch  Seeräuber  gefangen- 
genommen und  in  die  Sklaverei  verkauft  worden  seien  und  ein 
anderer  großer  Teil  der  Sklaven  aus  Kriegsgefangenen  bestände: 
bei  allen  diesen  könne  man  doch  nicht  ohne  weiteres  von  geistiger 
Minderwertigkeit  sprechen.  Aber  Aristoteles  läßt  diesen  Einwand 
nicht  gelten.  Schon  durch  die  Tatsache,  daß  die  Gefangenen  sich 
hätten  besiegen  lassen,  hätten  sie,  meint  er,  den  Beweis  geliefert, 
daß  sie  den  Siegern  an  Fähigkeit  unterlegen  seien.  „Der  Grund 
dieses  Zwiespalts  und  dieser  Verschiedenheit  der  Ansichten,"  sagt 
er,  „hegt  darin,  daß  Tätigkeit,  wenn  sie  sich  mit  Mitteln  zum  Erfolg 
auszurüsten  vermag,  auch  in  gewisser  Hinsicht  vorzugsweise  im- 
stande ist,  zu  überwältigen,  und  mit  dem  siegenden  Teil  daher 
auch  immer  ein  Ueberschuß  von  Trefflichkeit  ver- 
knüpft ist  .  .  .  ."     (L  Buch,  2.  Kap.,  17.) 

Der  heutige  Begriff  der  Entwicklung  und  der  historischen  Bedingt- 
heit fehlt  demnach  auch  Aristoteles.  Wie  weit  er  sonst  auch  den 
Haufen  seiner  Zeitgenossen  überragt  haben  mag,  ist  er  doch  in  dieser 
Hinsicht  völlig  ein  Kind  seiner  Epoche.  Daher  erblickt  er  auch  in 
der  wirtschaftlichen  Differenzierung  seiner  Zeit,  in  der  Berufs-  und 
Arbeitsteilung  nicht  das  Ergebnis  eines  langen  geschichtlichen  Ent- 
wicklungsprozesses, sondern  der  verschiedenen  in  der  Eigenart  der 
Menschennatur  begründeten  Neigungen.     Der  eine  hat  eben  mehr 
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Neigung  zum  Ackerbau,  der  andere  zur  Fischerei,  der  dritte  zum 
Handel  usw. 

Interessant  ist,  wie  er  die  verschiedenen  Zweige  wirtschaftUcher 
Tätigkeit  einschätzt.  Am  höchsten  stellt  er  Viehzucht,  Ackerbau, 
Seeraub,  Fischfang,  Jagd,  da  sie  dem  Staat  Nahrungsmittel  liefern, 
dann  die  Verarbeitung  der  Rohstoffe,  die  industrielle  Tätigkeit,  dar- 
auf Kleinhandel  und  Großhandel  und  zuletzt  das  Geldgeschäft,  das 
er  (I.  Buch,  3.  Kap.,  23)  folgendermaßen  charakterisiert:  „Jene  (die 
bloße  Handelstätigkeit)  erfährt  eine  gerechte  Mißbilligung,  weil  sie 
unnatürlich  ist  und  auf  gegenseitiger  Uebervorteilung  beruht.  Und 
aus  diesem  Grunde  ist  auch  mit  vollstem  Rechte  das  Zinsgeschäft 
verhaßt,  weil  hier  aus  dem  Gelde  selbst  der  Erwerb  gezogen  und 
es  seiner  Bestimmung  als  Verkehrsmittel  entfremdet  wird.  Denn 
es  ward  zur  Erleichterung  des  Warenumsatzes  erfunden;  der  Zins 
aber  vermehrt  es,  woher  auch  dieser  seine  Benennung  hat.  .  .  ." 

Der  Seeraub  steht  also  höher  als  der  große  Waren-  und  Geld- 
handel. Nach  unserer  heutigen  Auffassung  eine  seltsame  Wert- 
schätzung —  und  doch  aus  der  damaligen  Anschauungsweise  des 
wirtschaftlichen  Lebens,  der  der  Staat  gewissermaßen  als  ge- 
schlossener Wirtschaftskreis,  als  nationaler  Familienhaushalt  galt 
(ähnlich  wie  später  im  17.  Jahrhundert  der  streng  merkantilistischen 
Wirtschaftslehre),  durchaus  begreiflich.  Wie  der  Ackerbau,  die  Vieh- 
zucht, die  Fischerei  führt  auch  der  Seeraub,  indem  er  anderen  Völ- 
kern ihre  Erzeugnisse  wegnimmt  und  sie  dem  nationalen  Reichtum 
einverleibt,  dem  Staate  neue  Unterhaltungsmittel  zu  —  weit  mehr 
als  der  Handel,  denn  dieser  gibt  für  die  Waren,  die  er  in  den  natio- 
nalen Wirtschaftskreis  einbringt,  im  Austausch  andere  Waren  an 
das  Ausland  hin.  Der  Seeraub  dagegen  gibt  nichts  im  Austausch 
weg;  er  bringt  nur  geraubte  Waren  in  den  nationalen  Haushalt  ein. 

Die  Geschichtsschreibung  des  Polybios. 

Am  deutlichsten  kommt  der  Einfluß  der  Lehren  des  Hippokrates 
und  des  Aristoteles  auf  die  Geschichtsschreibung  in  Jes  Polybios 
(205 — 123  V.  Chr.)  großer  „Universalgeschichte"  zum  Ausdruck.  Sein 
Werk  bildet,  zwar  nicht  was  die  Kunst  der  Darstellung,  wohl  aber 
was  die  Erfassung  der  Zusammenhänge  zwischen  den  Ereignissen 
anbetrifft,  die  höchste  Stufe,  die  die  Geschichtsschreibung  in  Grie- 
chenland erreicht  hat.  Seine  Geschichtsdarstellung  verfolgt  direkt 
den  Zweck,  den  Griechen  an  dem  Verlauf  der  Geschichte  der  damals 
bekannten  Welt,  besonders  Roms,  zu  zeigen,  wie  die  Staatsgeschäfte 
geleitet  und  die  Kämpfe  gegen  das  Ausland  durchgeführt  werden 
müssen  zum  Nutzen  und  zur  Machtvermehrung  des  eigenen  Landes: 
ein  Zweck,  der  ihn  wiederholt  zu  dem  Versuch  führt,  die  psychologi- 
schen Triebfedern  der  Handelnden  darzulegen.  Er  bezeichnet  seine 
Geschichte  selbst  als  „pragmatisch",  worunter  er  jedoch  nicht,  wie 
die  heutige  Historik,  die  Darstellung  der  geschichtlichen  F^cgeben- 
heiten  nach  ihren  ursächlichen  Zusammenhängen  versteht,  sondern 
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entsprechend  dem  eigentlichen  Sinn  des  Wortes  eine  die  inneren 
wie  äußeren  StaatsanKeleji^enheiten  Keschäftskundi^  behandelnde 
(Jeschichte. 

Den  Zweck,  den  Polybios  mit  seiner  Geschichte  verfolgt,  schil- 
dert er  selbst  im  Buch  I,  35  folgendermaßen: 

„Da  die  Menschen  ihre  Verhältnisse  auf  zweierlei  Art  verbessern  kön- 
nen, entweder  durch  eigene  oder  durch  fremde  Kriahrun^,  so  werden  sie 
zwar  auch  durch  eigene  Unglücksfälle  fähiger,  durch  fremde  aber  mit 
kleinerem  Schaden  belehrt.  Daher  wird  den  ersten  Weg  niemand  von 
freien  Stücken  gehen,  weil  man  diese  Art  der  Belehrung  nicht  ohne  viele 
Mühe  und  Gefahr  erkaufen  kann;  den  andern  hingegen  wird  man  bestän- 
dig zu  gehen  suchen,  weil  man  auf  demselben  das,  was  gut  ist,  ohne 
Schaden  einsehen  kann.  Daher  darf  jedermann  überzeugt  sein,  daß  die 
Erfahrung,  die  man  aus  einer  pragmatischen  Geschichte  sammeln  kann, 
der  beste  Unterricht  für  das  Leben  ist;  denn  sie  läßt  uns  ohne  unsern 
Schaden  bei  allen  Umständen  und  zu  allen  Zeiten  über  das,  ^^'as  gut  und 
nützlich  ist,  ein  richtiges  Urteil  fällen." 

Und  ferner  Buch  II,  56: 

„Eines  Geschichtsschreibers  Pflicht  ist,  die  Leser  nicht  durch  Erzäh- 
lung von  Wunderdingen  bestürzt  zu  machen,  noch  seine  Personen  Reden 
halten  zu  lassen,  die  sie  allenfalls  hätten  halten  können,  noch  alle  Folgen 
einer  Handlung  so  umständlich  wie  ein  Tragödienschreiber  zu  erzählen; 
er  muß  vielmehr  alles,  was  getan  oder  gesagt  worden  ist,  wäre  es  auch 
gleich  nicht  allzu  wichtig,  wahrheitsgemäß  berichten;  denn  der  End- 
zweck der  Geschichte  und  der  Tragödie  ist  nicht  der  gleiche,  sondern  ein 
verschiedener.  In  der  Tragödie  muß  man  den  Zuhörer  durch  die  wahr- 
scheinlichsten Reden  für  den  gegenwärtigen  Augenblick  rühren,  in  der 
Geschichte  durch  wahre  Reden  und  Handlungen  für  künftige  Zei- 
ten unterrichten  und  ihn  von  der  Wahrheit  der  Erzählung  über- 
zeugen." 

Damit  aber  der  Leser  den  Nutzen  ersieht,  ist  es  vor  allem  notig, 
den  Zweck,  zu  dem  die  einzelnen  Maßnahmen  unternommen  wurden 
und  ihre  Folgen  darzulegen: 

„Daher  muß  sowohl  der  Geschichtsschreiber  als  auch  der  Leser  der  Ge- 
schichte nicht  so  sehr  auf  das,  was  geschehen  ist,  sehen,  als  vielmehr  dar- 
auf, was  vorher  und  zu  gleicher  Zeit  geschehen  ist  und  was  die  Folgen 
gewesen  sind.  Nimmt  man  aus  der  Geschichte  die  Darlegung  weg, 
warum,  wie  und  zu  welchem  Endzweck  eine  Handlung  unternommen  wor- 
den ist,  und  ob  sie  einen  guten  Ausgang  gehabt  hat,  so  kann  das  übrige 
zwar  ein  schön  geschriebenes,  aber  kein  unterrichtendes  Werk  sein. 
Es  ergötzt  zwar,  so  lange  man  es  liest,  in  der  Folge  aber  hat  es  gar  keinen 
Nutzen." 

Die  Ursache  der  Handlungen  der  einzelnen  wie  der  ganzen  Völker 
erblickt  Polybios  in  ihrer  Natur,  der  Gesamtheit  ihrer  Triebe,  Ge- 
fühle, Leidenschaften  usw.  Jeder  hat  seine  besondere  Natur,  doch 
hängt  diese  wesentlich  mit  dem  Charakter  seines  Volkes  zusammen, 
denn  jeder  ist  mehr  oder  weniger  mit  seinem  Volk  verwachsen. 
Dieser  verschiedene  Volkscharakter  ist  einerseits  die  Folge  der 
Oertlichkeit  und  der  klimatischen  Verhältnisse,  die  auf  den  Körper 
wie  auch  auf  Sinn   und   Gemüt   einwirken,   andererseits,  weil   der 
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Mensch  nicht  nur  in  der  Natur  lebt,  auch  Cr^ebnis  des  Staatslebens, 
besonders  der  Staatseinrichtun^en  —  eine  Ansicht,  die  wir  schon 
bei  Hippokrates  fanden.  Selbst  die  ungünstigsten  Ein- 
flüsse der  Natur  können  durch  Kute  entjiCKen- 
wirkende  S  t  a  a  t  s  m  a  ß  n  a  h  ni  e  n  und  sorgsame  E  r  - 
z  i  e  h  u  n  j^  a  u  s  k  e  j(l  i  c  h  e  n  und  überwunden  werden. 
Vornehmlich  der  Musik  schreibt  Polybios  eine  ^roße  Einwirkung 
auf  die  Volkserziehun^  zu.  Die  Entartung  der  Einwohner  von 
Kynätha  führt  er  z.  B.  hauptsächlich  auf  ihre  MißachtuuK^  der  Musik 
zurück  (Buch  IV,  20). 

Wie  Aristoteles  betrachtet  auch  Polybios  den  Staat  als  eine  bloße 
Vielheit  vereinigter  Individuen.  Denniach  ist  auch  nach  seiner  An- 
sicht der  Volkscharakter  (Staat  und  Volk  gelten  ihm  als  eins)  nicht 
bloß  ein  Durchschnitt  durch  die  Sunnne  aller  individuellen  Charak- 
tere; immer  handelt  die  Masse  triebartiRer,  impulsiver,  mehr  dem 
AuKenblicksantrieb  folgend,  als  der  einzelne,  und  zwar  um  so  mehr, 
je  tiefer  ein  Volk  in  kultureller  Hinsicht  steht. 

Diese  Einschätzung^  der  Massen  veranlaßt  jedoch  Polybios  nicht, 
die  Masse  und  ihre  Stininnm^en  in  seiner  (ieschichte  ir;<endwie 
näher  zu  berücksichtigen;  im  Qe^enteil,  mehr  als  bei  den  älteren 
(jeschichtsschreibern  treten  bei  ihm  die  so^en.  leitenden  Personen 
als  Oeschichtsmacher  auf  und  ihre  pers(")nlichen  Motive  und  Ab- 
sichten bilden  auch  den  Hauptinhalt  seiner  Zweckbetrachtunj^en. 
Seine  ganze  üeschichtsbetrachtuuK  ist  rein  subjektiv  und  ebenso 
einseitig  wie  tendenziös.  Was  nicht  in  seine  Nützlichkeitspolitik 
paßt,  verwirft  er  und  entschuldigt  selbst  viehische  (jrausamkciten 
(Buch  II,  60).  Er  selbst  mißt,  wie  er  anderen  vorwirft,  „Feindschaft 
und  Freundschaft  allemal  mit  dem  Maßstab  des  Nutzens". 

Für  das  eigentliche  gesellschaftliche  Leben  hat  Polybios  wenig 
Verständnis.  Das  Oesellschaftsleben  gilt  ihm  einfach  als  identisch 
mit  dem  Staatsleben,  und  dieses  besteht  für  ihn  fast  ausschließlich 
in  den  Staatseinrichtungen  und  innerpolitischen  Kämpfen.  Die  öko- 
nomischenVerhältnisse  beachtet  er  viel  weniger  als  Thukydides,  und 
ökonomische  Motive  spielen  in  seinem  Oeschichtswerk  selbst  dort 
keine  Rolle,  wo  sie  mit  Händen  zu  greifen  sind.  So  erzählt  er 
(Buch  I,  60),  ganz  naiv,  daß  die  karthagischen  Mietsoldaten  nur 
deshalb  zum  Aufruhr  gegriffen  hätten,  weil  sie  Langeweile  gehabt 
hätten  und  in  dieser  darauf  verfallen  wären,  ihren  rückständigen  Sold 
nachzurechnen.  Ferner  schlägt  Navavas,  einer  der  numidischen 
Häuptlinge,  sich  nur  deshalb  auf  die  Seite  des  karthagischen  Feld- 
herrn Hamilkar,  weil  er  dessen  Kriegskunst  bewundert  (Buch  I,  78), 
während  andererseits  die  Städte  Hippo  und  Utika  sich  lediglich  von 
Karthago  lossagen,  weil  sie  plötzlich  „ein  unversöhnlicher  Zorn  und 
Haß"  gegen  Karthago  erfaßte. 

Wie  man  sieht,  sind  die  Motivierungen  des  Polybios  höchst  ober- 
flächlich. Wenn  er  gar  keinen  plausibeln  Grund  weiß,  weist  er  auf 
das  Walten  des  Schicksals,  der  Tyche  hin,  die  überall  dort  erscheint, 
wo  ihm  die  psychologischen  (jründe  ausgehen.    Er  verstellt  darunter 
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nicht  eine  willkürlich  eingreifende  j^öttliche  Kraft,  sondern  eine  Art 
von  übersinnlicher  Zweckabsicht,  ein  sich  im  Oeschichtsverlauf 
durchsetzendes  alljcemeines  teleoIoKisches  Weltprinzip,  wie  er  denn 
auch  die  Tyche  als  gerechte  Kampfrichtcrin  preist,  die  j^ebührender- 
maßen  die  Taten  der  Sterblichen  lohnt,  (ileich  zu  Anfanj^  (Buch  I,  4) 
leitet  er  z.  B.  seine  Darstellung  mit  folgenden  Worten  ein: 

„Gleich  wie  das  Schicksal  fast  alles,  was  in  der  Welt  geschieht,  nach 
einer  Seite  hinlenkt  und  alles  zu  einem  und  eben  demselben  Zwecke 
führt,  so  werde  ich  dem  Leser  alles  unter  einem  Gesichtspunkte  dar- 
stellen, was  das  Schicksal  getan  hat,  um  sein  Werk  zu  vollenden.  Dies 
war  es  auch,  was  mich  hauptsächlich  zur  Abfassung  dieser  Geschichte 
aufgemuntert  und  angetrieben  hat." 

Dagegen  spielt  im  Qeschichtswerk  des  Polybios  die  Qötterwelt 
keine  Rolle,  wenigstens  nicht  als  Lenkerin  der  geschichtlichen  Vor- 
gänge. Für  sich  selbst  scheint  Polybios  mit  den  religiösen  Ueber- 
heferungen  gebrochen  gehabt  zu  haben,  doch  betrachtet  er,  wie  er 
zugesteht  (Buch  V,  9 — 12  und  X,  2),  die  Ehrfurcht  vor  den  Qöttern 
als  ein  nützliches  Mittel  für  die  Staatsregierungen,  die  Gemüter  der 
Menge  im  Zaum  zu  halten. 

Mit  des  Polybios  „Universalgeschichte"  hat  die  antike  Geschichts- 
schreibung ihren  Höhepunkt  erreicht,  lieber  seine  Geschichtsauf- 
fassung sind  weder  die  nachfolgenden  griechischen,  noch  die  römi- 
schen Historiker  hinausgelangt.  Wohl  hat  die  spätere  römische  Ge- 
schichtsschreibung in  der  Schilderung  menschlicher  Charaktere  teil- 
weise Besseres  geleistet,  und  bei  einzelnen  Autoren,  vornehmlich  bei 
Tacitus,  findet  man  —  eine  Folge  der  Ausweitung  des  römischen 
Reiches  zum  Weltreich  —  vielfach  eine  Weite  des  weltpolitischen 
Blicks  und  ein  Verständnis  für  die  Einrichtungen  fremder  Völker, 
die  man  bei  Polybios  vergebens  sucht;  aber  in  der  Erfassung  der 
kausalen  Zusammenhänge  bleiben  alle  beträchtUch  hinter  Polybios 
zurück.  Weit  wenigei'  als  die  griechischen  vermögen  sich  die  römi- 
schen Historiker  von  dem  Glauben  an  das  Eingreifen  der  Götter  in 
den  Gang  der  Geschichte  und  an  das  rätselhafte  Walten  eines  über- 
mächtigen Geschickes  zu  befreien;  selbst  bei  Tacitus  spielt  noch  das 
„verborgene  Gesetz  des  Schicksals",  dessen  Entscheidungen  sich  in 
Wunderzeichen. und  Orakelsprüchen  offenbaren,  eine  wichtige  Rolle. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  christliche  Qeschichts-  und  Staats- 
philosophie des  Mittelalters. 

Die  Oeschichtsphilosophic  Aiigustins.  —  Die  Staatsauffassiing  Aujriistiiis.  — 
Die  Staatslehre  des  Thomas  von  Aquino.  —  üeschichtsverlaiii  und  Natur- 
recht  nach  thomistischer  Lehre.  —  Die   neuere   katholische   Historik   und 
Staatstheoretik.   —   Die   protestantische   Geschichtsbetrachtunjr. 

Die  Geschichtsphilosophie  Aiij;iistins. 

Durch  das  Christentum  wurden  die  in  der  griechisch-römischen 
(jeschichtsschreibung  enthaltenen  Ansätze  einer  wissenschaftlichen 
üeschichtsbetrachtunj^  fast  völlig  zerstört.  Die  einfach  erzählende, 
ohne  Rücksicht  auf  historische  Wahrscheinlichkeit  alle  ni()glichen 
Mythenbildungen  zusammentragende  Darstellung  erlangt  in  der 
Märtyrer-,  Heiligen-  und  Wundergeschichte  wieder  die  Oberhand. 
Wo  die  christlichen  Historiker  sich  an  römische  und  griechische 
Vorbilder  anlehnen,  übernehmen  sie  gewöhnlich  nur  die  äußere  Form 
der  antiken  Historik,  nicht  deren  kausale  Betrachtungsweise.  Ur- 
sache aller  ihnen  und  der  Kirche  nützlich  erscheinenden  Oescheh- 
nisse  ist  der  Wille  Oottes,  wie  verschiedenartig  man  sich  auch  diesen 
(jott  und  sein  Verhältnis  zu  dem  von  ihm  gesandten,  in  Menschen- 
gestalt erschienenen  Christus  vorstellt.  Alle  die  Interessen  der 
Kirche  schädigenden  Geschehnisse  sind  hingegen  ein  Werk  des  Anti- 
christ, des  Teufels.  Die  Geschichte  ist  also  das  Werk  Gottes  und 
seines  von  ihm  abgefallenen  Widersachers,  und  zwar  vollzieht  sich 
das  Eingreifen  beider  nicht  nach  bestinnnten  gesetzmäßigen,  wissen- 
schaftlich" erkennbaren  (jrundsätzen  und  Regeln,  sondern,  wenn  nicht 
rein  willkürlich,  so  doch  nach  einem  dem  Menschen  in  seinen  Einzel- 
heiten völlig  verborgenen  und  rätselhaft  bleibenden  Plan  göttlicher 
Vorsehung. 

Derselbe  Gegensatz  zwischen  dem  alten  (jriechen-  und  Römertinn 
und  dem  neuentstehenden  Christentum  zeigt  sich  in  der  Auffassung 
des  Staates  und  des  Staatslebens.  Während  Aristoteles  und  die 
seinen  Spuren  folgenden  alten  Staatsphilosophen  in  dem  Staat  ein 
Naturprodukt  sahen,  eine  Lebensgemeinschaft,  die  erst  dem  Bürger 
die  Entfaltung  aller  seiner  Tugenden,  ein  „Leben  in  (ilückseligkeit 
und  Schönheit"  ermöglicht,  erschien  den  von  den  Organen  des  römi- 
schen Staates  verfolgten,  meist  den  unterdrückten  und  verelendeten 
Volksschichten   angehörenden   ersten  Christengemeinden   der   römi- 
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sehe  Staat  nielit  nur  als  der  Feind  ihres  Glaubens  und  ihres  Strebens, 
als  das  ruchlose  Werk  des  Satans,  sondern  auch  als  die  Riesen- 
verkörperunK  des  sündhaften  Heidentums,  das  sich  der  Herrlichkeit 
Qottes  widersetzt  und  deshalb  beim  Wiederkommen  Christi  der 
Verdammnis  anheimfallen  werde.  Rom  war  die  große  Hure,  die 
Allerweltsausbeuterin  und  Verführerin,  deren  Fall  die  erste  Vor- 
bedingung der  Aufrichtung  des  Oottesreiches  auf  Erden  und  der 
Erfüllung  aller  chiliastischen  Hoffnungen  war.  Die  Beteiligung  der 
Christen  am  Staatsleben  und  an  Staatsämtern  erschien  daher 
auch  in  vielen  Gegenden  den  Kirchenlehrern  als  schwere  Sünde. 
„Nichts  ist  uns  gleichgültiger  als  der  Staat,"  sagt 
Tertullian  (wahrscheinlich  160 — 221)  in  seinem  Apologetikum.  Selbst 
nachdem  das  Christentum  mehr  und  mehr  Staatsreligion  geworden 
war,  wirkte  diese  Staatsfeindschaft  noch  lange  nach,  teilweise  bis 
ins  6.  und  7.  Jahrhundert. 

Zunächst  nur  ein  wildes  Gebrodel,  tritt  uns  die  neue  christliche 
Geschichts-  und  Staatsauffassung  zuerst  in  einer  gewissen  theore- 
tischen Abgeklärtheit  in  den  413 — 426  geschriebenen  22  Büchern  des 
Kirchenvaters  Augustin  (354 — 430)  „Vom  Gottesstaat"  (De  civitate 
Dei)  entgegen. 

Nach  Augustin  ist  Gott,  oder  vielmehr  sein  mit  seinem  Vorher- 
Avissen  verbundener  Wille,  die  Ursache  aller  Geschichte;  denn  das, 
was  uns  im  Menschenleben  als  einzelne  besondere  Ursache  erscheint, 
ist  nur  Ausfluß  des  Gotteswillens.  Aeußerlich  erscheint  die  Ge- 
schichte zwar  als  durch  freie  Willenshandlungen  der  Menschen  aus- 
gewirkt; aber  obgleich  tatsächlich  dieser  Menschenwille  frei  und 
des  Menschen  „eigene  Tat"  ist,  vermag  er  doch  nicht  den  Willen 
Gottes  aufzuheben  und  zu  durchbrechen,  sondern  ist  vielmehr  nur  ein 
Faktor  des  Gotteswillens,  denn  „unser  Wollen  vermag  nur  so  viel, 
als  Gott  wollte  und  voraussah,  daß  es  vermöge".  Demnach  setzt 
sich,  wenngleich  äußerlich  das  Wollen  des  Menschen  frei  ist,  doch 
in  diesem  mit  innerer  Notwendigkeit  der  Wille  Gottes,  seine  Voraus- 
sicht und  Ordnung,  durch.  Und  zwar  erstreckt  sich  die  Vorsehung 
Gottes  nicht  nur  auf  die  wichtigen  geschichtlichen  Vorgänge  wie 
Größe,  Dauer  und  Verfall  der  irdischen  Reiche,  Beginn  und  Ausgang 
der  Kriege  usw.,  auch  das  Kleinste  und  Unbedeutendste  ist  ewig 
beschlossen,  Ueberall  waltet  also,  wenn  auch  nicht  immer  er- 
kennbar, Gottes  Finger. 

Das  Ziel  aller  menschlichen  Geschichte  ist  aber  nach  Augustin  die 
Wiederherstellung  völliger  Gemeinschaft  mit  Gott  durch  Ausschei- 
dung resp.  Ueberwindung  alles  Bösen,  das  heißt  alles  Gottfeindlichen 
auf  Erden.  Demnach  besteht  denn  auch  der  eigentliche  Inhalt  der 
ganzen  Menschheitsgeschichte  im  Kampf  zwischen  den  Anhängern 
Gottes  und  des  Antichrists.  Volk,  Nation,  Staat,  Familie,  Wirtschaft, 
Kunst,  Wissenschaft  usw.  sind  etwas  ganz  Nebensächliches;  die 
Hauptsache  ist  der  Gotteskampf  der  Kirche,  und  nur  soweit  die 
obigen  menschlichen  Gebilde  in  Beziehung  zur  Kirche  stehen,  haben 
sie  eine  eigentliche  geschichtUche  Bedeutung.     Dieser  Kampf  zwi- 
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sehen  Gottesj?emeinschaft  und  Tcufclsk^cnicinscliaft  existiert  aber 
nicht  erst  seit  Entstehung  des  Christentums,  sondern  solange  die 
Erde  erschaffen.  In  ihm  vollzieht  sich  die  gesamte  Weltgeschichte. 
Zuerst  gab  es  nur  einen  Qottesstaat  -^  oben  im  liinnnel,  die  Welt 
der  Engel;  als  aber  ein  Teil  der  Engel,  verführt  durch  einen  der 
mächtigsten  unter  ihnen,  sich  hochmütig  von  (jott  dem  Schöpfer  ab- 
wandte, trat  eine  Scheidung  ein,  der  Satansstaat  entstand.  Als 
dann  üott  die  Erde  schuf,  drang  diese  Scheidung  auch  in  die  irdische 
Menschheit  ein,  da  es  Satanas  gelang,  das  erste  Menschenpaar 
ebenfalls  zu  verführen.  Die  (jottesanhänger.  die  (jottes  (jebote  be- 
folgten, bildeten  nun  den  Gottesstaat  auf  Erden  (Civitas  Dei),  die 
sich  gegen  ihn  auflehnten,  den  Weltstaat  (Civitas  terrena).  Kain, 
der  Brudermörder,  ist  der  eigentliche  Begründer  des  irdischen  Welt- 
staates; Seth,  der  Nachfolger  Abels,  hingegen  der  Begründer  des 
göttlichen  Staates  auf  Erden.  Bis  Noali  lebten  beide  nebeneinander, 
dann  aber  vermischten  sich,  wie  I.  Mose  6,  1  ff.  berichtet  wird,  die 
Söhne  des  Qottesstaates  mit  den  Töchtern  der  Menschen,  d.  h.  den 
Frauen  des  Weltstaates.  Zur  Strafe  tilgte  die  Sintflut  den  irdischen 
Staat  aus,  nur  Noah  und  seine  Familie  blieben  als  Vertreter  des 
Qottesstaates  auf  Erden  zurück.  Doch  nun  entstanden  aus  den 
Nachkommen  Noahs  wieder  neue  Anhänger  und  Bürger  des  Teufels- 
reichs, so  daB  Gott  ergrinmit  über  ihre  lioffahrt,  die  sie  zum  'l'urm- 
bau  von  Babel  verleitete,  ihre  Sprache  verwirrte  und  sie,  nachdem 
er  sie  in  72  Völker  mit  12  Sprachen  geteilt  hatte,  über  allle  Welten 
zerstreute. 

Wie  schon  dieses  Beispiel  zeigt,  nimmt  Augustin  alle  biblischen 
Mythen  (er  verstand  nicht  Griechisch)  für  geschichtliche  Wahrheiten 
und  nicht  nur  diese,  sondern  auch  die  ihm  bekanntgewordenen 
altrömischen  und  griechischen  Mythen.  Zum  Teil  ergänzt  er  sie  so- 
gar noch  durch  allerlei  Naivitäten,  wie  z.  11  durch  die  Behauptung. 
Adam  und  Eva  hätten  schon  dieselbe  hebräische  Ursprache  ge- 
sprochen wie  zu  Christi  Zeit.  Irgendwelche  historische  Kritik  oder 
Erwägung  historischer  Wahrscheinlichkeit  kennt  er  nicht  —  selbst 
nicht  jenes  bescheidene  Maß,  das  wir  schon  bei  einem  Hekataios 
finden. 

Im  ganzen  teilt  er  die  Zeit  bis  zum  Auftreten  Christi  in  fünf  Welt- 
zeitalter. Mit  Christus  begann  die  sechste  dieser  Epochen.  Sie 
wird  andauern,  bis  Christus  wiedererscheint,  die  erste  und  zweite 
Auferstehung  erfolgt  und  das  W^eltgericht  vorgenommen  wird.  Aus 
dem  Weltenbrand  entsteht  dann  ein  neuer  liinnnel  und  eine  neue 
Erde,  auf  denen  die  auferstandenen,  mit  ihren  Leibern  wieder  ver- 
bundenen Gottgläubigen  zu  einem  neuen  herrlichen  Gottesreich  ver- 
einigt werden,  während  die  Bürger  des  Weltstaates  mitsamt  den 
verstoßenen  Engeln  nach  dem  ewigen  Ort  der  Uual  wandern  müssen. 

Eine  sonderbare  Geschichtskonstruktion,  und  doch  ist  das  Werk 
Augustins  eine  Meisterleistung  im  Vergleich  zu  so  manchen  Ge- 
schichtsphantasien seiner  Vorgänger,  z.  B.  der  Lehre  Gregors  von 
Nyssa  über  den  Urzustand  der  Menschen. 
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Die  Staatsauffassung  Augustins. 

Der  Ansicht,  das  Ziel  alles  menschlichen  Krdenwirkeris  läj(c  \u 
der  Wiederherstellung  der  (iemeinschaft  mit  (iott,  entspricht  in 
allem  auch  die  Staatsauffassung  Au^ustins.  Die  Staatsfeindschafi 
und  Staatsverachtung  der  vorangeKanKenen  früheren  christlichen 
Generationen  hallt  stark  in  seinem  (jeiste  nach  —  zumal  nach  seiner 
Ansicht  die  Christen,  da  sie  im  himmlischen  Oottesreich  ihr  eiKent- 
liches  Vaterland  haben,  nur  Fremdlinge  im  Römerreiche  (peregriiii 
in  suis  sedibus)  sind.  Aber  andererseits  erkannte  er  sehr  wohl,  daß 
so,  wie  die  Verhältnisse  sich  gestaltet  hatten  —  seit  dem  Mailänder 
Toleranzedikt  Konstantins,  das  den  Christen  volle  Freiheit  der  Reli- 
gionsübung zusicherte,  war  mehr  als  ein  Jahrhundert  vergangen  — , 
die  christliche  Kirche  nur  im  Staate,  unter  Einwirkung  auf  dessen 
Verwaltung,  ihre  Rechts-  und  Machtansprüche  durchsetzen  könne, 
war  doch  der  frühere  Gegensatz  zwischen  dem  heidnischen  Römer- 
tum  und  dem  Christentum  nahezu  verschwunden.  So  schloß  er 
sich  zwar  im  wesentlichen  dem  harten  Urteil  der  früheren  Kirchen- 
lehrer über  den  heidnischen  römischen  Staat  der  Vergangenheit  an, 
stellte  daneben  aber  das  Ideal  eines  den  Lehren  der  Kirche  folgen- 
den gerechten  christlichen  Staates  auf,  des  Staates,  wie  er  nach 
christlicher  Lehre  sein  muß.  Er  forderte  nun,  daß  jeder  Staat,  der 
Anspruch  auf  Berechtigung  erhebe,  sich  nach  diesem  Ideal  richte. 
Mit  anderen  Worten:  er  suchte  eine  Vermittlung,  eine  Brücke  zwi- 
schen dem  Römerreich  und  einem  der  christlichen  Lehre  ent- 
sprechenden Zukunftsstaat  herzustellen. 

Folgt  in  der  Begründung  seiner  Geschichtsauffassung  Augustin  viel- 
fach der  neuplatonischen  Lehre  von  dem  Ursprung  der  Welt  in  der 
Vernunft,  nur  daß  er  deren  Vernunftbegriff  (Logos)  mit  der  göttlichen 
Vernunft  identifiziert  und  Gott  als  Inbegriff  aller  Vernunft  bezeichnet, 
so  lehnt  er  sich  in  seiner  Staatsauffassung  eng  an  Aristoteles  oder 
vielmehr  an  die  römische  Fassung  des  aristotelischen  Staatsbegriffs 
durch  Marcus  Tullius  Cicero  an.  Auch  er  sieht  die  eigentliche 
Ursache  der  Staatsbildung  in  der  geselligen  Naturanlage  des  Men- 
schen, dein  Geselligkeitstrieb,  der  die  ersten  natürlichen  Gemein- 
schaftsgebilde, die  Famiüen,  zu  weiterem  Zusammenschluß  treibt. 
Demnach  ist  der  Staat,  wie  Cicero  sagt,  „Sache  des  Volkes";  das 
Volk  aber  besteht  in  einer  „durch  Rechtseinwilligung  zu  gemein- 
schaftlichem Nutzen  verbundenen  Menge".  Der  Zweck  aller  solcher 
Vereinigung  ist  aber  die  Herstellung  des  irdischen  Friedens,, 
die  Grundlage  der  irdischen  Volkswohlfahrt  —  unterschieden 
vom  Frieden  der  Seele,  den  nur  die  Kirche  zu  vermitteln  vermag, 
und  der  im  Staate  nur  dann  der  Bevölkerung  zuteil  wird,  wenn  der 
Staat  in  allen  Dingen  des  Lebens  und  Glaubens  den  Lehren  der 
Kirche  folgt  und  ihre  oberste  Autorität  anerkennt. 

Also  ist  der  Staat  an  sich  weder  gegen  die  Ordnung  der 
Natur,  noch  gegen  Gottes  Ordnung  —  aber  nur  insoweit  er  „wahr- 
haft gerecht"  ist,  denn  wo  keine  wahre  Gerechtigkeit  ist,  da. 
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kann  man  auch  nicht  von  einem  durch  die  RechtseinwilhRung  zu 
einem  Staat  verbundenen  Volk  sprechen.  „Und  wenn  kein  Volk  da 
ist,  ist  auch  keine  Volkssache  da,  sondern  nur  eine  beliebige  Menji:e^ 
die  den  Namen  Volk  nicht  verdient;  wo  also  keine  (Jerechti^keit  ist,, 
ist  auch  kein  Volk  da"  (De  Civitate  Dei,  Buch  XIX,  21).  Worin  be- 
steht aber  die  wahre  Qerechtigkeit?  In  der  Anbetung  des  einen 
und  wahren  Gottes  und  der  Befolgung  seiner  (jebote.  Ohne  diese 
Gerechtigkeit  ist  demnach  der  Staat  nichts  als  eine  Räuberbande 
(Buch  IV,  4),  ein  Teil  des  satanischen  sündigen  Weltstaates. 

Deshalb  war  der  römische  Staat  auch  bisher  ein  sündhafter,  denn 
er  hat  sich  gegen  den  wahren  Gott  aufgelehnt  und  den  Glauben  an 
„unreine  Dämonen"  (die  römischen  (jottheiten  sind  nach  Augustin 
nicht  Phantasiegestalten,  sondern  teuflische  Dämonen)  begünstigt. 
Wie  der  Begründer  der  terrena  civitas,  Kain,  ein  Brudermörder  ge- 
wesen sei,  so  hätte  auch  die  Gründung  Roms,  das  später  das  Haupt 
des  irdischen  Satansstaates  werden  sollte,  mit  einem  Brudermord 
(die  sagenhafte  Tötung  des  Remus  durch  Romulus)  begonnen  (Buch 
XV,  5).  Und  der  weitere  Verlauf  entsprach  dann  diesem  Anfang: 
Verachtung  Gottes,  Selbstsucht,  Neid,  Eigennutz,  Zwietracht,  Unter- 
drückung fanden  Heimstätten  im  Römischen  Reiche. 

Dennoch  schuldet  auch  der  Christ,  soweit  er  damit  nicht  gegen 
die  Kirchenlehre  verstößt,  dem  Staat  und  seinen  Gesetzen  Gehor- 
sam, auch  dem  verderbten  Staat,  dessen  Einrichtungen  noch  teil- 
weise heidnisch  sind  und  der  noch  der  rechten  christlichen  Leitung 
entbehrt,  nimmt  doch  selbst  die  Kirche,  „solange  sie  gleich  einer 
Gefangenen  mit  dem  Staate  zusammen  hier  ein  Leben  führt,  keinen 
Anstand,  den  Staatsgesetzen,  die  das  sterbliche  Leben  zu  ordnen 
bestimmt  sind,  zu  gehorchen,  damit,  da  die  Sterblichkeit  beiden 
gemeinsam  ist,  die  Eintracht  in  irdischen  Angelegenheiten  erhalten 
bleibt"  (Buch  XIX,  17).  Aber  alle  wirklichen  Christen  sollten  dahin 
trachten,  daß  der  Staat  seine  wahren  Aufgaben  erkenne,  d.  h.  in  den 
Dienst  des  wahren  Gottes  trete  und  nicht  mehr  allein  in  der  Sorge 
für  irdische  Dinge  seinen  Zweck  zu  finden  vermeine.  D  a  m  i  t  a  b  e  r 
der  Staat  nicht  irregehe,  bedürfe  er  in  allen  Din- 
gen des  christlichen  Lebens  und  Glaubens  der 
sicheren  Führung  durch  die  heilige  Kirche.  Nur 
dadurch  könne  sich  der  irdische  Staat  zu  einem  Reich  der  Gerechtig- 
keit und  Tugend  erheben;  denn  weit  erhaben  über  alle  irdischen 
Reiche  rage  die  Kirche  empor,  die  Verkörperung  des  Gottesreiches 
in  der  Zeitlichkeit  dieser  Erde. 

Besonders  sei  der  Staat  verpflichtet,  der  Kiiche  in  [Bekämpfung 
des  Unglaubens  seine  Kräfte  zu  leihen  (d.  h.  auf  Anweisung  der 
Kirche  die  sogen.  Häretiker  und  Schismatiker  der  damaligen  Zeit  zu 
verfolgen),  doch  dürfe  er  sich  in  die  inneren  Glaubenssachen  nicht 
einmischen. 

Im  übrigen  weist,  abgesehen  von  seiner  völligen  Abhängigkeit  von 
der  Kirche,  der  christliche  Idealstaat  Augustins  die  meisten  Cha- 
rakterzüge des  römischen  Staates  auf.     Fast  durchweg  stellt  sich 
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Auj^nistiniis  auf  den  Boden  der  überlieferten  StaatsordnunK.  So  be- 
ruht sein  christlicher  Zukunftsstaat  ebenso  wie  der  alte  römisciie 
Staat  auf  Herrschaft  und  Knechtung.  Ist  auch  die  Abhän^iKkeit  des 
Menschen  vom  Menschen,  wie  er  meint,  wider  die  ursprüngliche 
(jottesordnunj?,  so  ist  doch  durch  die  Sünde  dem  Menschen  Knecht- 
schaft und  Untertänigkeit  auferlegt  worden,  und  da  nun  einmal  diese 
Strafe  durch  Gottes  Entscheidung  über  die  Menschheit  verhängt  ist, 
darf  sie  vom  Menschen  nicht  unterbrochen  werden.  Deshalb  erklärt 
auch  Augustin  die  Sklaverei  für  berechtigt  und  verlangt  nur  eine 
milde  Behandlung  der  Sklaven. 

Ebenso  sucht  Augustin  die  Eiferungen  eines  Chrysostomus  und  Am- 
brosius  gegen  die  Anhäufung  von  Reichtum  und  Besitz  mit  der  Wirt- 
schaftsordnung seiner  Zeit  in  Einklang  zu  bringen,  hatten  sich  doch 
inzwischen  gar  viele  Reiche  und  Mächtige  der  christlichen  Kirche  an- 
geschlossen, die  von  einer  Forderung  der  Gütergemeinschaft  nichts 
wissen  wollten.  Auch  Augustin  erklärt  die  Gütergemeinschaft  für 
nützlich,  hält  er  doch  im  Gegensatz  zu  Aristoteles  den  Privatbesitz 
für  die  eigentliche  Ursache  so  vieler  Streitigkeiten  und  Zwistigkeiten 
im  Staat;  aber,  meint  er  naiv-sophistisch,  der  Privatbesitz  wäre  nun 
mal  durch  die  alten  Satzungen  der  Kaiser  und  Könige  in  diese 
irdische  Welt  eingeführt  worden,  und  da  er  bestände,  könnte  er  nur 
mit  Gottes  Willen  bestehen,  folghch  beruhe  er  auch  auf  Gottes  Ord- 
nung. Der  Besitz  könne  daher  nichts  Verdammenswertes  sein.  Zu- 
dem aber  liege  das  Uebel  nicht  im  Besitz  selbst,  der  zur  Verschöne- 
rung des  irdischen  Lebens  so  vieles  beizutragen  vermöge,  sondern 
im  verkehrten  Gebrauch.  Wahren  Wert  erlange  der  Reichtum  erst 
durch  den  richtigen  Gebrauch,  der  von  ihm  gemacht  werde  —  und 
dieser  richtige  Gebrauch  besteht  nach  Augustin  im  reichlichen  Al- 
mosengeben. Nicht  erst  solle  der  Reiche  nach  der  Bedürftigkeit  des 
Bittenden  fragen,  sondern  reichlich  geben,  denn,  so  heißt  es  in  einer 
seiner  Predigten:  „Die  Armen  sind  Bürger  des  Himmelreichs,  und 
du  legst  damit  dein  Geld  bei  Gott  an." 

Die  Staatslehre  des  Thomas  von  Aquino. 

Mit  der  Entstehung  eines  auf  stetige  Vermehrung  seiner  Macht 
bedachten  Papsttums,  das  selbst  als  Beherrscherin  staatlichen  Be- 
sitztums fungierte  und  sich  eine  Aufsichtsgewalt  über  alle  weltlichen 
Reiche  anmaßte,  schwindet  aus  der  römisch-kirchlichen  Staatsphilo- 
sophie bald  der  letzte  Rest  der  alten  Staatsfeindschaft  des  Ur- 
christentums. Die  Kirche  und  ihre  Theoretiker  erkannten  nun  im 
Staat  einen  notwendigen  Teil  der  göttlichen  Weltordnung,  eine 
natürliche  Lebensgemeinschaft,  die,  wenn  sie  auch  nicht  auf  direkter 
göttlicher  Einsetzung  beruht  und  nicht  jene  hohe  Vollkommenheit 
zu  erreichen  vermag,  wie  die  römisch-katholische  Kirche,  doch 
immerhin  eine  wichtige  Vorbedingung  des  sittlichen  und  zweck- 
mäßigen Lebens  ist. 
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Demgemäß  lehrt  denn  auch  Thomas  von  Aquino  (1225 — 1274),  der 
jjrößte  und  genialste  Scholastiker  der  päpstlichen  Kirche,  der  im 
13.  Jahrhundert  die  aristotelischen  mit  den  augustinischen  Staais- 
theorien  verbindet  und  sie  geschickt  der  Dogmatik  und  den  Macht- 
ansprüchen der  Papstkirche  anpaßt,  daß  der  Staat  eine  ncjtwendige. 
zur  tugendhaften  Lebensführung  dienende  Einrichtung  sei,  die 
höchste  und  vollkommenste  (jemeinschaft,  die  die  menschliche  Ver- 
nunft errichtet  habe,  weit  höher  als  selbst  die  Familie.  Hatte  Aristo- 
teles den  Menschen  ein  Zoon  politikon  (politisches  Tier)  genannt, 
so  nennt  ihn  Thomas  von  Aquino  ein  „animal  sociale"  oder  auch 
ein  „animal  sociale  et  politicum"  (ein  soziales  und  politisches  Tier), 
das,  nur  „mit  vielen  zusannnenlebend",  seine  Bedürfnisse  zu  be- 
friedigen vermöge.  Wie  Aristoteles  geht  er  von  der  Familie  aus 
und  denkt  sich  den  Staat  dadurch  entstanden,  daß  sich  diese  Familien 
vereinigten,  um  künftig  in  einer  zahlreichen  Gemeinschaft  (in  socie- 
tate  multorinn)  zu  leben.  Was  veranlaßte  aber  die  Menschen  zu 
solcher  Vereinigung?  .Die  Unmöglichkeit  der  Familie,  ihren  Bedarf 
allein  zu  decken.  Der  Mensch  ist  eben  anderer  Art  als  das  Tier, 
erklärt  Thomas.  Der  Mensch  hat  Vernunft;  er  ist  nicht  nur  ein 
soziales  Wesen,  sondern  zugleich  auch  ein  Vernunftwesen.  Das  Tier 
findet  alles  das,  was  es  zu  seiner  Erhaltung  braucht,  so  in  der  Natur 
vor,  daß  es  nur  zuzugreifen  braucht;  der  Mensch  muß  hingegen 
erst  seine  Vernunft  und  seine  Handfertigkeit  anwenden,  um  sich  das 
zu  verschaffen  und  herzustellen,  was  er  zu  seines  Lebens  Nahrung 
und  Notdurft  nötig  hat.  Dazu  aber  reicht  der  einzelne  nicht  aus. 
Es  ist  ein  Zusannnenwirken  erforderlich,  damit  jedes  sich  auf  einem 
bestimmten  Arbeitsgebiet  betätigen,  d.  h.  das  zur  Erhaltung 
Nötige  herstellen  kann,  dessen  Herrichtung  er  am  besten  versteht. 
Mit  anderen  Worten :  der  Staat  entsteht  aus  dem  Be- 
dürfnis der  Arbeitsteilung  zum  Zwecke  der  viel- 
gestaltigen Bedarfsdeckung! 

Diese  Auffassung  des  Thomas  von  Aquino  ist  erklärlich.  Eine 
Kenntnis  des  Wirtschaftslebens  primitiver  Völkerschaften  besaß 
Thomas  noch  weniger  als  Aristoteles.  Von  der  allmählichen  Ent- 
stehung der  Technik  und  Arbeitsteilung  innerhalb  primitiver  (jemein- 
schaften  (Horden,  Dorfschaften,  Stämmen),  von  der  Entwicklung  und 
Ausgestaltung  des  Bedarfs  wußte  er  nichts,  wie  ihm  denn  auch 
selbst  jenes  Maß  historisch-kausaler  Betrachtung  fehlt,  das  wir 
schon  bei  einzelnen  griechischen  Historikern  finden.  So  geht  er  von 
der  italienischen  Stadtwirtschaft  seiner  Zeit  aus,  wie  Aristoteles  von 
der  auf  Sklaverei  beruhenden  Familienwirtschaft.  In  der  italieni- 
schen Stadtwirtschaft  sah  Thomas  nun  eine  vielgestaltige  Arbeits- 
teilung und  Berufsgliederung.  Jeder  arbeitete  lediglich  auf  einem 
bestimmten  abgegrenzten  Arbeitsgebiet  und  brachte  dann  seine  Er- 
zeugnisse zum  Verkauf  und  Umtausch.  Diese  Arbeitsteilung  er- 
scheint Thomas  als  der  eigentliche  Zweck  alles  Zusammenlebens 
und  Zusammenwirkens,  und  so  ninmit  er  an,  daß  die  Einsicht  der 
einzelnen  Familien,  sie  könnten  innerhalb  ihres  engen  Kreises  ihren 
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vielgcstaltiKcn  Bedarf  nicht  decken,  sie  zum  Zusammenschluß  und 
damit  zur  Staatenbildun^  bewogen  hätte. 

Während  tatsächMch  zunächst  die  (Jemeinschaft  (Horde,  Schwärm, 
Stamm)  vorhanden  ist,  und  sich  dann  erst  allmählich  in  dieser  eine 
Art  Arbeits-  und  Bedarfsdifferenzierunjc  entwickelt,  geht  Thomas  also 
umgekehrt  von  der  Bedarfsdifferenzierung  als  dem  Ursprünglichen 
aus  und  leitet  sie  ganz  im  Geiste  eines  Aristoteles  aus  der  vernünf- 
tigen Natur  des  Menschen  ab.  Die  Vielgestaltigkeit  des  Bedarfs, 
meint  er,  führe  dazu,  daß  „verschiedene  Verschiedenes 
durch  ihre  Vernunft  aufzufinden  trachte  n",  d.  h. 
einer  auf  diesem,  der  andere  auf  jenem  Arbeitsgebiet  den  Bedarf  zu 
befriedigen  suche.  Solche  Befriedigung  aber  sei  im  engen  Familien- 
verband nicht  möglich,  und  so  erfolge  der  Zusammenschluß  zur  Ge- 
sellschaft, die  Thomas  ohne  weiteres  mit  dem  Staat  identifiziert. 
So  heißt  es  z.  B.  in  seiner  Schrift  von  der  „Fürstenherrschaft"  (De 
regime  principum)  I,  1 : 

„Der  Mensch  ist  seiner  Natur  nach  ein  gesellschaftliches  und  politisches 
Tier,  das  weit  mehr  noch  als  irgendein  anderes  erschaffenes  Tier  durch 
sein  natürliches  Bedürfnis  auf  ein  Zusammenleben  mit  vielen  angewiesen 
ist;  denn  den  anderen  Wesen  hat  die  Natur  ihre  Nahrung  bereitet,  Haare 
zur  Bedeckung  und  Zähne,  Hörner,  Krallen  zur  Verteidigung  gegeben,. 
oder  ihnen  wenigstens  Geschwindigkeit  zur  Flucht  verliehen.  Dem  Men- 
schen allein  blieb  solche  natürliche  Ausrüstung  versagt.  Dafür  ist  ihm 
Vernunft  verliehen,  durch  die  er  sich  alles  durch  seiner  Hände  Arbeit  be- 
reiten kann.  Doch  vermag  kein  Mensch  die  Herstellung  alles  dessen 
allein  zu  leisten.  Weshalb  auch  kein  Mensch  für  sich  allein  imstande  ist, 
ein  auskömmliches  Leben  zu  führen.  Daraus  ergibt  sich,  daß  es  in  der 
Absicht  der  Natur  liegt,  der  Mensch  solle  in  zahlreicher  Ge- 
sellschaft leben." 

Und  nachdem  er  dann  von  der  Verschiedenheit  der  Lebensbedürf- 
nisse gesprochen  hat,  fährt  er  fort: 

„Weil  es  aber  nicht  möglich  ist,  daß  ein  Mensch  alle  solche  Dinge  allein 
durch  seine  Vernunft  herstellt,  deshalb  ist  nötig,  daß  er  in  Gesellschaft 
lebt,  damit  einer  dem  andern  Hilfe  leistet  und  verschiedene  verschiedene 
Erfindungen  durch  ihre  Vernunft  zu  machen  trachten,  also  einer 
der  Heilkunst,  ein  anderer  diesem  und  wiederum  ein  anderer  jenem 
obliege." 

Daraus  ergibt  sich  auch  der  Zweck  des  Staates.  Der  „nächste 
Zweck"  ist  die  Fürsorge  für  das  irdische  Dasein,  für  die  vielfachen 
Bedürfnisse  des  Lebens.  Diese  Fürsorge  ist  aber  nur  Vorbedingung 
für  einen  noch  höheren  Zweck,  für  das  „gute  Leben",  unter 
dem  Thomas  nicht  etwa  nur  ein  gewisses  bürgerliches  Wohl- 
leben, sondern  vor  allem  ein  tugendhaftes,  glückliches  Leben  ver- 
steht. Berührt  sich  hier  die  kirchliche  Auffassung  des  Thomas  von 
Aquino  mit  der  des  Aristoteles,  der  den  Staatszweck  in  einem  „Leben 
in  Schönheit  und  Glückseligkeit"  findet,  so  folgt  er  andererseits  in 
der  Einschätzung  des  Wertes  der  irdischen  Glückseligkeit  dem 
Kirchenvater  Augustin,  indem  auch  er  erklärt,  daß  im  Staate  der 
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Mensch  eine  v^ollkommene  Glückseligkeit  nie  zu  erreichen  vermöge, 
sondern  nur  allein  durch  die  Kirche. 

In  ähnlicher  Weise  ist  auch  seine  Auffassung  über  die  beste  Staats- 
verfassung ein  Gemisch  von  aristotelischen  mit  augustinischen  An- 
sichten, angepaßt  den  kirchlichen  Machtansprüchen.  Wie  Aristoteles 
hält  auch  Thomas  die  Herrschaft  der  einen  Schicht  über  die  andere 
im  Staat  für  berechtigt,  und  zwar  begründet  er  sie,  wie  dieser,  mit 
der  verschiedenen  Natur  der  Menschen.  Nur  insofern  ist  ein  Unter- 
schied, als  Aristoteles  die  verschiedenartige  Begabung  der  Menschen 
nicht  nur  als  Rechtsgrund  für  die  Herrschaft  des  einen  über  den 
anderen  gilt,  sondern  auch  als  Rechtfertigung  der  Sklaverei,  wäh- 
rend Thomas  darin  nur  einen  Grund  für  die  ständische  Herrschaft, 
nicht  aber  für  die  Sklaverei  erblickt.  In  bezug  auf  letztere  folgt  er 
völlig  der  Ansicht  Augustins,  daß  Gott  alle  Menschen  frei  und  gleich 
erschaffen  habe,  also  nach  dem  Recht  ihrer  Natur  alle  Menschen 
gleich  seien;  aber  die  Sklaverei,  meint  er  mit  Augustin,  sei  auch 
gar  nichts  Natürliches,  sondern  eine  Strafe  für  den  Sündenfall,  und  in- 
sofern sei  sie,  wenn  auch  der  ursprünglichen  Naturordnung  wider- 
sprechend, doch  für  den  gegenwärtigen  „Stand  der  ver- 
dorbenen Natur"  als  ein  Ausfluß  göttlicher  Gerechtigkeit  und 
damit  als  gerechtfertigt  zu  betrachten,  demi  das  (iesctz  der  natür- 
lichen Freiheit  gelte  nur  für  die  Zeit  vor  dem  Sündenfall,  da 
durch  diesen  die  ursprüngliche  natürliche  Ordnung  getrübt  wor- 
den sei. 

Ein  logischer  Saltomortale,  der  deutlich  beweist,  wie  viel  Thomas 
daran  liegt,  die  Sklaverei  zu  rechtfertigen,  ohne  seine  Naturrechts- 
konstruktionen allzusehr  zu  beschädigen.  Doch  Thomas  selbst 
scheint  dieser  Rechtfertigungsgrund  nicht  ganz  genügt  zu  haben: 
denn  er  hat  sich  bemüht,  neben  ihm  noch  einen  zweiten  (jrund 
herauszufinden.  Wohl,  so  meint  er,  entspricht  die  Sklaverei  nicht 
dem  Naturrecht,  aber  dem  Völkerrecht  (d.  h.  dem  zu  einem  Recht 
gewordenen  Völkerbrauch),  das  nach  Auffassung  des  Thomas  inso- 
fern als  eine  Folge  des  Naturrechts  angesehen  werden  kann,  als  es 
sich  zwar  nicht  direkt  auf  natürliche  Verhältnisse  bezieht,  aber  sich 
aus  diesen  mit  einer  gewissen  vernünftigen  Folgerichtigkeit  ergibt 
und  daher  bei  allen  Völkern  vorzufinden  ist  (Summa  theologiae  II,  2. 
Frage  57,  Art.  3),  weshalb  auch  nach  seiner  Ansicht  das  Völkerrecht 
(jus  gentium)  eine  Art  Mittelstellung  zwischen  dem  eigentlichen 
Naturrecht  und  dem  positiven  bürgerlichen  Recht  einnimmt.  Bei 
allen  Völkern,  so  sagt  er,  gelte  nun  nach  altem  ständigem  Brauch 
als  Recht,  daß  Kriegsgefangene  eines  fremden  Stammes  oder  Volkes 
zu  Sklaven  gemacht  würden,  folglich  wäre  nach  diesem  Recht  der 
Völker  die  Sklaverei  als  alter  Rechtsbrauch  zu  betrachten. 

In  der  Wertschätzung  der  einzelnen  Stände  und  Volksschichten 
für  den  Staat  gelangt  freilich  Thomas  vielfach  zu  ganz  anderen  An- 
schauungen als  Aristoteles,  denn  wie  dieser  von  dem  griechischen 
Wirtschaftsleben  seiner  Zeit,  so  geht  Thomas  von  Aquino  in  seiner 
Betrachtung  von  jener  autonomen  Stadtwirtschaft  aus,  wie  sie  sich 
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im  13.  .lalirliinidert  in  eleu  kapitalistisch  entwickeltsten  Städten  Ita- 
liens herausgebildet  hatte.  Hatte  z.  B.  für  Aristoteles  die  Cjelderwerbs- 
siiclit  etwas  Unsittliches,  da  noch  der  natürliche  Reichtum  des 
Hauses  in  seinem  Besitz  an  Oebrauchsgütern  bestand,  so  war  für 
Thomas  gerade  der  (jeldbesitz  eine  notwendige  Voraussetzung  so- 
wohl für  den  Handels-  wie  den  Handwerksbetrieb  der  damaligen 
italienischen  Stadt.  Zudem  hatte  sich,  und  j^erade  vornehmlich  in 
Kom,  bereits  ein  ziemlich  bedeutender  Geldhandel  entwickelt.  Die 
von  der  Kirche  in  Westeuropa  einbezogenen  KreuzzuRssteuern, 
Zehnten,  Kirchenab^aben  Kinnen  meist  in  der  Münze  der  betreffen- 
den Länder  ein,  vielfach  bestanden  sie  noch  in  Naturalien.  Auch 
wurden  sie  oft  nicht  dort,  wo  sie  eingezogen  wurden,  wieder  ver- 
wandt. Zur  Vermittlung  der  sich  daraus  ergebenen  Geschäfte,  als 
Verkauf  der  Naturalien,  Ein-  und  Umwechslung  der  verschiedenen 
Münzsorten,  Transport  der  eingegangenen  Gelder,  Auszahlung  und 
Anweisung  von  Beträgen  in  fremden  Plätzen,  wandte  sich  die  Kurie 
zuerst  an  die  Templer,  dann  mehr  und  mehr  an  italienische  Kauf> 
leute,  meist  Woll-  und  Tuchhändler,  die  in  den  wichtigeren  Meß- 
uiid  Handelsstädten  Filialen  oder  Geschäftsverbindungen  hatten.  So 
entwickelte  sich  im  13.  Jahrhundert  in  Italien  ein  relativ  beträcht- 
licher Geldhandel,  der  bald  dadurch,  daß  diese  Händler  der  Kurie 
auch  gegen  Verpfändung  von  Einkünften,  Steuern  usw.  Geld  vor- 
streckten, noch  mehr  an  Ausdehnung  gewann. 

Ebenso  hatten  sich  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  völlig  ge- 
ändert. Hatte  zu  Aristoteles'  Zeit  noch  jede  wohlhabende  Familie 
ihren  Landbesitz,  so  besaßen  im  13.  Jahrhundert,  wie  Thomas  selbst 
an  einer  Stelle  seiner  Summa  theologiae  sagt  (II,  2,  Frage  87,  Art.  2), 
die  meisten  italienischen  Stadtbewohner  kein  Landstück  mehr,  son- 
dern lebten  vom  Geschäft  in  der  Stadt,  wenigstens  war  die  Land- 
wirtschaft nicht  ihr  Haupterwerbszweig.  Die  Versorgung  der 
größeren  italienischen  Städte  mit  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen 
geschah  durch  die  umwohnenden  Bauern,  die  gewissermaßen  nur  ein 
Anhängsel  der  Stadt  bildeten  und  gewöhnlich  zu  dieser  in  einem  Ab- 
hängigkeitsverhältnis standen. 

Diesen  verschieden  gearteten  Wirtschaftsverhältnissen  ent- 
sprechend sieht  Thomas  im  Bauern  und  dem  vom  Ackerbau  lebenden 
Stadtbewohner  die  unterste  Klasse  der  erwerbstätigen  Bevölkerung 
und  zählt  sie  den  „Lohnarbeitern  und  schmutzigen  Leuten"  zu,  die 
für  ihren  täglichen  Unterhalt  „schmutzige"  Handarbeit  verrichten- 
müßten  —  und  nirgends  am  Stadtregiment  Anteil  haben  sollten;  denn* 
sie  wären,  wie  er  sagt,  obgleich  nötig  für  die  Stadtwirtschaft,  doch 
„keine  eigentlichen  Teile  der  Stad  t".  Auch  die  kleinerr 
selbstarbeitenden  „gemeinen"  Handwerker  gehören  dieser  Gruppe 
zu,  während  er  die  vermögenden  Handwerksmeister  zu  den  Ge- 
schäftsleuten rechnet.  Als  noch  nützlichere  städtische  Elemente  aber 
gelten  ihm  die  wohlhabenden  Kaufleute  (nicht  die  kleinen  Markt- 
händler) sowie  die  Priester,  Gelehrten  und  Künstler,  die  Verrichter 
geistiger  Arbeit. 
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Geschichtsverlauf  und  Naturrecht  nach  thomistischer  Lehre. 

Die  Ausführungen  des  Thomas  über  die  Verfassungsarten  und  das 
Eigentum  können  hier  ausscheiden;  dagegen  muß  seine  Oeschichts- 
auffassung  einer  kurzen  Betrachtung  unterzogen  werden. 

Wie  Augustin  sieht  auch  Thomas  in  der  Geschichte  das  \V  irkeii 
(jottes,  der  dem  Verlauf  der  Geschehnisse  Weg  und  Ziel  bestimmt 
hat;  während  aber  Augustin  sich  mit  der  Annahme  begnügt,  daß 
trotz  der  Willensfreiheit  im  Willen  der  Menschen  und  demnach  auch 
in  ihren  Handlungen  der  Wille  Gottes  und  seine  Vorsehung  zum  Aus- 
druck kommt,  macht  Thomas  von  Aquino  einen  Umweg  luid  schiebt 
in  die  Folgerungsreihe  die  alte  griechische  Lehre  ein,  daß  die  Hand- 
lungen des  Menschen  bestimmt  werden  durch  seine  Natur.  Er 
folgert:  „Für  alle  Wesen,  die  eine  festbestinnnte  Natur  haben,  muß 
es  notwendig  Handlungen  geben,  die  dieser  Natur  angemessen  sind; 
denn  die  einem  Gegenstande  eigentümliche  Tätigkeit  richtet  sich 
nach  seiner  Natur."  (Summa  fidei  catholicae  contra  gentiles  lU,  129). 
Nun  hat  der  Mensch  aber  seine  Natur  von  Gott;  folgt  er  also  in 
seinen  Handlungen  seiner  wahren  unverdorbenen  Natur,  so  folgt  er 
damit  den  Absichten  Gottes  und  dessen  vorherbestinnntem  Plan. 
Der  Mensch  ist  also  gewissermaßen  nur  ein  Werkzeug  Gottes  und 
wird  wie  alle  Dinge  in  der  von  Gott  geschaffenen  Welt  durch  seine 
Natur  auf  sein  Ziel  hingeordnet.  Was  ist  das  aber  für  ein  Ziel? 
Wie  Thomas  behauptet,  sehen  wir  in  der  Welt,  daß  alles  einen 
Zweck  hat.  Folglich  muß  auch  das  Dasein  der  Menschen,  ihr  Leben 
und  Streben,  einen  Zweck  haben.  Doch  gibt  es  nächste  (primäre) 
Zwecke  und  Endzwecke.  Der  nächste  Zweck,  den  Gott  mit  der  Er- 
schaffung des  Menschen  (wie  auch  aller  anderen  Wesen)  verfolgt, 
ist  die  Darstellung  seiner  Vollkonnnenheit  und  Güte  (Summa  fidci 
catholicae  contra  gentiles  III,  19),  der  Endzweck  aber  ist  die  An- 
näherung an  Gott  durch  die  Verähnlichung  (Summa  contra  gentiles 
I,  38  und  40),  d.  h.  die  Erreichung  des  höchsten  Gutes:  der  voll- 
kommenen Glückseligkeit. 

Ziemlich  deutlich  ausgeprägt  sind  in  dieser  Lehre  schon  zwei 
letzten  Endes  auf  Aristoteles  zurückreichende  Ansichten  enthalten, 
die  später  im  17.  und  18.  Jahrhundert  eine  bedeutende  Rolle  in  der 
(jcschichtstheoretik  gespielt  haben  und  noch  heute  in  manchen 
Köpfen  spuken: 

I.  die  Ansicht,  daß,  da  die  Handlungen  des  Menschen  durch  seine 
Natur   bezw\   Naturanlage    bestimmt    werden,    die    ganze    Ge- 
schichte nichts  anderes  sei  als  eine  Auswirkung  der  natürlichen 
gegebenen  Anlage  der  Menschheit; 
II.  die  teleologische  Hypothese,   im   (jeschichtsverlauf  setze   sicli 
eine  auf  ein  bestimmtes  von  vornherein  gegebenes  Zweckziel 
gerichtete   Natur-   oder   Vernunftabsicht   durch. 
Noch  weit  mehr  hat  Thomas  von  Aquino  zur  Ausbildung  einer  an- 
deren Lehre  beigetragen,  die  im  späteren  Mittelalter  ebenfalls  einen 
gewaltigen  Einfluß  auf  die  rechts-  und  geschichtsphilosophischen  An- 
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schauuiiRcn  gewonnen  hat:  der  Naturrechtslehre.  In  gewissem 
Sinne  kann  man  soj^ar  Thomas  einen  direkten  Vorläufer  des  Grotius 
nennen. 

Nach  Thomas  ist  die  j^öttliche  Vernunft  als  höchstes  Gesetz  (lex 
aeterna)  auch  die  Quelle  des  Naturrechts;  denn  dieses  ist  nichts 
anderes  als  ein  Teilhaben  der  menschlichen  Vernunft  an  der  jcött- 
lichen  Vernunft,  j^eradeso  wie  die  den  Menschen  innewohnende 
natürliche  Einsicht  in  das  Gute  und  Böse  nichts  anderes  ist  als  ein 
göttlicher  Eindruck  auf  den  Menschen.  Das  Naturrecht  ist  also 
gewissermaßen  ein  Teil  der  göttlichen  Lex  aeterna,  wie  es  denn 
auch  aus  der  dem  Menschen  ursprünglich  von  Gott  gegebenen  Natur 
entspringt  und  in  dieser  Natur  wurzelt.  Gibt  es  nämlich  Handlungen, 
die  der  Natur  des  Menschen  angemessen  sind,  dann  gibt  es  auch  ein 
dieser  Natur  angemessenes  Verhalten  gegen  andere,  entsprechend 
der  freien  vernünftigen  Natur  des  Menschen.  Denn  „da  der  Mensch 
unter  den  anderen  Lebewesen  die  Natur  des  Zieles  und  das  Ver- 
hältnis des  Handelns  zum  Ziel  erkennt,  wird  die  ihm  von  Natur  aus 
innewohnende  Auffassung,  durch  die  er  auf  ein  angemessenes  Recht 
gerichtet  wird,  zum  natürlichen  Gesetz". 

Das  Naturgesetz  ist  also  etwas  sich  aus  dem  anfänglichen  natür- 
lichen Zustand  (Naturzustand)  des  Menschen  durch  Anwendung  der 
natürlichen  Vernunft  von  selbst  Ergebendes.  Freilich  hat  Thomas 
über  das,  was  natürlich  ist,  recht  seltsame  Ansichten,  wie  denn  auch 
zu  allen  Zeiten  die  Naturrechtstheoretiker  einfach  das,  was  ihnen  an 
den  bestehenden  Lebens-  und  Rechtsverhältnissen  ihrer  Zeit  als 
natürlich  und  seit  jeher  gültig  erschien,  als  „Naturrecht"  erklärten. 
So  findet  denn  auch  Thomas,  daß  das  Streben  nach  Gott  etwas  „der 
Natur  des  Menschen  Angemessenes"  ist  und  folgert  daraus: 

„Die  Dinge,  wodurch  der  Mensch  zur  Erkenntnis  und  Liebe  Gottes  ge- 
führt wird,  sind  naturrechtlich  angemessen.  Alle  entgegen- 
gesetzten aber  sind  für  den  Menschen  von  Natur  aus  ein  Uebel.  Demnach 
gibt  es  offensichtlich  ein  Gut  und  ein  Böse  im  sittlichen  Handeln  nicht  nur 
nach  dem  positiven  Gesetz,  sondern  auch  nach  der  Naturordnung." 
(Summa  fidei  catholicae  contra  gentiles.    III,  129.) 

Dieses  Naturrecht  besteht  daher  nach  Thomas  seit  jeher,  unver- 
ändert und  unvermindert,  fest  eingegraben  im  Menschenherzen.  Es 
kann  wohl  Zusätze  erhalten,  aber  keine  Verkürzung.  Neben  diesem 
eigentlichen  jus  naturale,  von  Thomas  auch  jus  absolutum  genannt, 
gibt  es  noch  ein  aus  diesem  durch  Vernunftsschlüsse  abgeleitetes, 
bei  fast  allen  Völkern  übliches  und  anerkanntes  natürliches  Recht: 
das  Völkerrecht  (jus  gentium).  Dagegen  besteht  das  positive  Recht, 
das  Thomas  in  öffentliches  Recht  und  Privatrecht  teilt,  nur  durch 
Uebereinkunft  der  Menschen  und  ist  deshalb  als  ein  minderes  und 
vergängliches  Recht  zu  betrachten.  Bei  Konflikten  zwischen  dem 
Naturrecht  und  dem  positiven  Recht  geht  das  Naturrecht  vor. 

Die  Staatslehre  des  Thomas  von  Aquino  fand  zwar  ebenso  wie 
seine  Theologie  zunächst  in  der  katholischen  Kirche  selbst  manchen 
Widerstand,  vornehmlich  bei  dem  großen  Orden  der  Franziskaner, 

48 


der  im  wesentlichen  der  Lehre  des  Oxforder  Magisters  Duns  Scotus 
folgte,  eroberte  sich  aber,  da  sie  den  Interessen  der  Kurie  entgegen- 
kam, mehr  und  mehr  deren  Anerkennung.  Selbst  die  Parteihäupter 
des  Qhibellinismus,  die  Anhänger  des  deutschen  Kaisertums  in 
seinem  Kampf  gegen  die  Machtansprüche  des  Papsttums,  schlössen 
sich  im  ganzen  der  Staatstheoretik  des  Thomas  von  Aquino  an.  Auf 
Widerstand  stieß  meist  nur  die  thomistische  Doktrin  von  der  Unter- 
ordnung des  Staates  unter  die  Kirche  bezw.  von  der  Oberhoheit 
des  Papstes  als  Statthalter  Christi  über  die  weltlichen  (lewalten. 
Bekanntlich  hat  gegen  diese  Theorie  auch  Dante  eine  Schrift,  betitelt 
„De  Monarchia"  (erst  1559  in  Basel  gedruckt),  geschrieben,  in  der 
er  mit  seltsamen  biblischen  Gründen  die  Auffassung  vertritt,  die 
Autorität  des  römischen  Kaisertums  stamme  ebenso  unmittelbar  von 
Gott  wie  die  des  Papsttums  und  beide  Gewalten  wären  deshalb 
nicht  einander  übergeordnet,  sondern  einander  nebengeordnet. 

Die  neuere  katholische  Historik  und  Staatstheoretik. 

Die  thomistische  Geschichts-  und  Staatsauffassung  ist  zur  allge- 
mein anerkannten  Lehre  der  römisch-katholischen  Kirche  geworden. 
Das  große  Hauptwerk  des  Thomas  von  Aquino,  seine  Summa  theolo- 
giae,  bildet  noch  heute  die  Grundlage  des  theologischen  wie  des 
politisch-staatsrechtlichen  Unterrichts  der  katholischen  Geistlichkeit. 
Erst  vor  einigen  Jahrzehnten  hat  Leo  XIII.  durch  seine  bekannte 
Enzyklika  „Aeterni  Patris"  (vom  4.  August  1879)  als  Mittel  gegen  die 
unchristliche,  glaubenslose  Philosophie  die  Wiederherstellung  der 
Wissenschaft  auf  Grund  der  thomistischen  Scholastik  empfohlen  und 
Pius  X.  richtete  wiederholt  (z.  B.  23.  Januar  1904,  1.  September  1910 
und  29.  Juni  1913)  an  die  Bischöfe,  Ordensleiter,  katholischen  Theo- 
logieprofessoren usw.  die  strenge  Aufforderung,  beim  Unterricht  als 
Grundlage  nur  die  Summa  theologiae  zu  benutzen. 

Freilich  hat  sich  auch  die  thomistische  Philolophie  nicht  ganz  dem 
Einfluß  des  Wandels  der  Zeiten  zu  entziehen  vermocht.  Die  ältere 
augustinisch-thomistische  Ideenlehre,  die  in  Uebertragung  neuplato- 
nischer Auffassungen  auf  das  christliche  Lehrsystem  in  den  Ideen 
lediglich  subjektive  Begriffe  Gottes,  Ausflüsse  seiner  ewigen  Ver- 
nunft sah  und  daher  in  dem  ganzen  Weltwerden  eine  bloße  Verwirk- 
lichung des  urbildlichen  Weltplans  der  Gottesvernunft  erkennen  wollte, 
mußte  nach  heftigem  Widerstand  mehr  und  mehr  dem  Noininalisnius 
weichen,  der  in  den  Ideen  nur  gedankenliche  Abstraktionen  der 
Dinge,  nur  bloß  Vorstellungen  erblickte;  aber  auf  die  Geschichts- 
auffassung der  katholischen  Kirche  hat  diese  Wandlung  keinerlei 
nachhaltigen  Einfluß  ausgeübt.  Wir  sehen  vielmehr,  daß  im  15.. 
16.  Jahrhundert  die  katholische  Geschichtsschreibung  insofern  einen 
entschiedenen  Rückschritt  macht,  als  sie  in  dem  frommen  Bestreben, 
den  Finger  Gottes  in  der  Geschichte  nachzuweisen,  Gott  immer  mehr 
persönlich  in  die  geschichtlichen  Vorgänge  eingreifen  läßt,  bald  in 
dieser,  bald  in  jener  Richtung.     Das  Endergebnis  ist,  daß  Gott  als 
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ein  Qeschichtslciikcr  erscheint,  der  allerlei  plötzlichen  launischen  Im- 
pulsen folKt  und  statt  nach  einem  feststehenden  Weltplan  zu  handeln, 
sich  durch  Anrufungen,  kirchliche  Handlungen  und  Beschenkungen 
kirchlicher  Institute  bestimmen  läßt,  alle  Augenblicke  seinen  Welt- 
plan zu  korrigieren. 

Ueberdies  bedurfte  notwendig  die  Auffassung  Gottes  als  des  Deus 
ex  machina,  der  die  der  Kirche  nützlichen  Geschehnisse  verursacht, 
einer  Ergänzung  durch  die  Annahme  eines  diesem  Gott  entgegen- 
wirkenden mächtigen  bösen  Feindes,  der  die  der  Kirche  schädlichen 
Geschehnisse,  besonders  den  Abfall  von  der  Kirchenlehre,  die  Ketze- 
reien und  Maßnahmen  der  kirchenfeindlichen  Staaten  gegen  das 
Papsttum  bewirkt.  Zwar  ließen  sich  diese  die  Kirche  wie  die  ein- 
zelnen katholischen  Völker  und  Personen  schädigenden  Geschehnisse 
auch  so  erklären,  daß  man  sie  als  Handlungen  Gottes  zur  Besserung^ 
seiner  Anhänger,  als  dem  Menschen  infolge  seiner  Einfalt  unver- 
ständliche Strafakte  hinstellte,  die  schließlich  doch  nur  zur  Wohl- 
fahrt der  Frommen  und  Gläubigen  dienen  würden;  aber  manche 
dieser  geschichtlichen  Erscheinungen  waren  doch  so  roher,  perfider 
Art,  daß  ihre  Darstellung  als  einer  von  Gott  gesandten  Schickung" 
diesen  Gott  allzu  tief  erniedrigt  hätte.  Unter  diesen  Umständen  war 
schon  besser,  neben  dem  Wirken  Gottes  ein  diesem  feindlich  gegen- 
überstehendes Wirken  des  Satans  und  seiner  höllischen  Unter- 
gebenen anzunehmen  und  beiden  Gewalten  ihre  besondere  Rolle  im 
Geschichtsverlauf  anzuweisen.  Hatte  doch  für  diese  dualistische  Ge- 
schichtsauffassung die  augustinische  Lehre  von  dem  ständigen  Kampf 
zwischen  dem  hier  auf  Erden  durch  die  römische  Kirche  vertretenen 
Gottesstaat  und  dem  von  Kain  begründeten  irdischen  Teufelsstaat 
schon  ein  Vorbild  geliefert,  das  nur  den  neuen  Bedürfnissen  ange- 
paßt zu  werden  brauchte. 

In  den  spätmittelalterlichen  Wunder-  und  Heiligengeschichten,  zum 
Teil  auch  den  Chroniken  und  der  profangeschichthchen  Literatur, 
kommt  diese  Art  der  Geschichtsbetrachtung  vielfach  in  der  naivsten 
Weise  zum  Ausdruck.  Selbst  in  neuerdings  erschienenen,  zur  Er- 
haltung des  religiösen  Sinnes  geschriebenen  populären  Geschichts- 
bildern sind  solche  naive  Darstellungen  geschichtlicher  Ereignisse 
nicht  gerade  selten.  In  der  neueren  Geschichtsschreibung  des  Katho- 
lizismus erscheint  der  Teufel  jedoch  meist  nicht  mehr  als  satanische 
Persönlichkeit,  sondern  als  böses  Prinzip,  sündhafte  Kraft,  Herr- 
schaft der  Sünde  oder  dergleichen.  Auch  wird  vielfach  nicht  ein  per- 
sönliches Eingreifen  Gottes  in  den  Geschichtsverlauf  angenommen, 
sondern  Gott  wirkt  durch  „Werkzeuge",  d.  h.  durch  die  geschichtlich 
auftretenden  Personen,  die,  indem  sie  gemäß  ihrer  Natur  (ihrer  Cha- 
rakteranlage) handeln,  unbewußt  Gottes  Willen  vollführen,  denn  ihre 
Natur  haben  sie  von  Gott.  Wenn  demnach  Könige,  Staatsmänner, 
Feldherren  usw.  bestimmte  geschichtliche  Handlungen  vornehmen, 
so  wirkt  durch  sie  Gott  —  allerdings  nicht  immer,  denn  es  hieße 
doch  Gott  allzu  tief  erniedrigen,  wenn  man  ihm  als  Geschichtslenker 
auch  die  Bewirkung  der  Schandtaten  mancher  solcher  Personen  zu- 
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schriebe.  In  letzterem  Fall  wird  vielmehr  noch  immer  in  der  katho- 
lischen Geschichtsschreibung  der  Ausweg  gewählt,  die  betreffenden 
Geschehnisse  als  Strafe  Gottes  hinzustellen,  wie  denn  z.  B.  der  be- 
kannte katholische  Historiker  Johannes  Janssen  in  seiner  Schrift 
„An  meine  Kritiker,  nebst  Ergänzungen  und  Erläuterungen  zu  den 
drei  ersten  Bänden  meiner  Geschichte  des  deutschen  Volkes"  (Frei- 
burg 1883)  kurzweg  die  ganze  Reformation  als  Strafgericht  Gottes 
bezeichnet  und  Seite  21  wörtlich  erklärt:  „In  der  Verwüstung  Roms 
kann  jeder  Katholik  ein  Strafgericht  Gottes  erblicken,  war  doch 
auch  die  ganze  kirchliche  Revolution  des  16.  Jahrhunderts  ein  solches 
wegen  der  Sünden  des  Klerus  und  der  Laien  über  die  Christenheit 
verhängtes  Gericht."  Läßt  sich  aber  ein  geschichtlicher  Vorgang 
aus  irgendwelchen  Gründen  auch  als  Gottes  Strafgericht  nicht  er- 
klären, so  wird  einfach  die  durch  den  Sündenfall  auf  die  Welt  ge- 
kommene „Macht  der  Sünde",  der  „Einfluß  der  Finsternis",  die  „Ge- 
walt der  sündhaften  Triebe"  usw.  (Ausdrücke,  hinter  denen  sich 
lediglich  die  alte  Vorstellung  von  des  „Teufels  Macht  und  List"  ver- 
birgt) als  große  Ursache  vorgeschoben. 

Aber  wenn  auch  Gott  nicht  mehr  bei  allen  möglichen  Anlässen 
persönlich  nach  Belieben  in  das  Weltgetriebe  eingreift  und  die  Macht 
der  Finsternis  noch  innncr  auf  die  (Jeschichte  einen  recht  umfang- 
reichen kausalen  Einfluß  ausübt,  so  ist  doch,  wie  die  katholische 
liistorik  versichert,  Gott  der  Urgrund  und  das  Endziel  aller  Ge- 
schichte. So  meint  z.  B.  Friedrich  v.  Schlegel  in  seiner  „Philosophie 
der  Geschichte"  (Wien  1829),  I.  Vorlesung,  S.  14,  stillschweigende 
Voraussetzung  der  Geschichtsbetrachtung  sei,  „daß,  wenngleich  der 
Mensch,  wie  die  alte  Urkunde  (die  Genesis)  sagt,  aus  dem  Lehm 
der  Erde  gebildet  wurde,  es  gleichwohl  dieselbe  Hand  war,  die 
jeden  einzelnen  unsichtbar  durch  das  Leben  führt,  die  auch  das  ganze 
(ieschlecht  mehr  als  einmal  vom  Rande  des  Abgrundes  errettete  . . ." 

Deshalb  ist  es  auch  verkehrt,  aus  der  Natur  resp.  aus  der  Natur- 
anlage des  Menschen  seine  geschichtlichen  Handlungen  erklären  zu 
wollen,  denn  handelt  auch  der  Mensch  entsprechend  seiner  Natur, 
so  ist  doch  diese  Natur  Gottes  Werk  (II.  Vorlesung,  S.  40): 

„Es  ist  in  der  Geschichte,  wie  in  der  Wissenschaft  überhaupt  und  im 
Leben  selbst,  der  Hauptpunkt,  auf  welchen  das  meiste  ankommt,  und  die 
alles  entscheidende  Frage,  ob  man  von  Gott  ausgeht  und  Gott  als  das 
Erste,  die  Natur  aber  als  das  Zweite  betrachtet,  wo  sie  immer  noch  eine 
sehr  große,  unverkennbar  wichtige  Stellung  cinninmit,  oder  ob  man  in 
umgekehrter  Ordnung  die  Natur  voranstellt,  und  wie  es  dann  in  konse- 
quenter Weise  immer  geschieht,  eigentlich  von  ihr  allein  ausgeht,  wobei 
alsdann  Gott,  wo  nicht  mit  ausdrücklichen,  unverhohlenen  Worten  ge- 
leugnet, doch  im  Grunde  immer  direkt  auf  die  Seite  geschoben  und 
wenigstens  ignoriert  wird." 

Noch  deutlicher  charakterisiert  der  in  katholischen  Kreisen  hf;jh- 
geschätzte  Historiker  (jcorg  Grupp  in  seinem  Werk  „System   und 
Geschichte  der  Kultur"  (Paderborn  1892)  die  katholische  Geschichts- 
auffassung (I.  Band,  S.  21)  mit  folgenden  Worten: 
•^'  51 


„Rine  unbefangene  fictrachtun«  der  Natur  des  Menschen  ergibt  uns 
diese  Vorstellung  seines  Wesens  und  Strebens  (seines  Verlangens  nach 
Clott).  Die  so  gewonnene  anthropologische  Idee  führt  uns  unter  Berück- 
sichtigung anderer  Momente  unmittelbar  zu  (jott,  als  dem  höchsten  Kultur- 
zweck des  Menschen.  Oott  ist  Prinzip  der  Kinzel-  und  Universal- 
geschichte. Er  ist  nicht  nur  der  reale  Urheber  und  die  leitende  Vorsehung 
der  Geschichte,  sondern  auch  höchste  Norm  und  höchstes,  wenn  auch 
meist  indirekt  erstrebtes,  als  klar  bewußtes  Ziel  der  geschichtlichen  Be- 
wegungen, kurz:  Qott  ist  Ideal-  und  Realprinzip  der  Geschichte." 

Und  zum  Schluß  faßt  Qrupp  die  katholische  Auffassung  des  Wir- 
kens von  Qott  in  der  Geschichte  in  die  Worte  zusammen: 

„Der  letzte  Zweck  der  Geschichte  muß  ein  absoluter,  universaler  und 
ewiger  sein.  An  den  Kulturgütern  nehmen  in  vollerem  Umfange  wenige 
*  teil;  sie  lassen  zuletzt  die  Seele  der  suchenden  Menschheit  leer  und  ver- 
gehen, wie  die  irdische  Geschichte  vergeht.  Bleibend  und  dauernd  ist 
nur  Gott,  vollbefriedigend  ist  nur  Seligkeit,  und  allen  geöffnet  ist  nur  der 
Zutritt  in  das  jenseitige  Reich  der  Wonne  (oder  Strafe).  Gott  ist  Anfang 
und  Ende  der  Geschichte,  er  umschließt  alles,  da  alles  von  ihm  ausging 
und  zu  ihm  zurückkehrt;  er  ist  in  allem  innerlich  gegenwärtig  und  seinem 
Einfluß  kann  sich  nichts  entziehen.  Er  leitet  und  lenkt  die 
Geschichte  nach  seinem  Plane.  Alles,  was  wir  bis- 
her an  Ideen  und  Gesetzen,  an  Anlagen  und  Fähig- 
keiten, an  Ereignissen  und  Entwicklungen  kennen- 
gelernt haben,  bildet  den  Inhalt  seines  Weltplanes. 
Der  letzte  Zweck  dieses  Planes  ist  freilich  ein  jenseitiger,  die  Ehre  und 
Herrlichkeit  Gottes  selbst.  Dieser  Geschichtsplan  aber  schließt  den  se- 
kundären Zweck  der  menschlichen  Vollendung  natürlich  nicht  aus,  son- 
dern ein.  Für  uns  war  zunächst  vor  allem  die  immanente  Bedeutung 
der  Geschichte  und  göttlichen  Geschichtsleitung  wichtig.  Erst 
das  Weltgericht  am  Ende  der  Zeiten  wird  uns  den  transzendenten  Sinn 
der  Geschichte  enthüllen.  Daher  ist  es  auch  die  dem  Menschen  zuge- 
kehrte Seite  der  göttlichen  Offenbarung,  und  es  sind  die  für  die  Huma- 
nität, für  das  Wohl  und  die  Gesittung  der  Menschheit  wichtigen  Folgen, 
kurz,  es  sind  immanente  Gesichtspunkte,  die  unsere  Aufmerksamkeit 
fesseln. 

Die  Geschichte  ist  nach  dieser  Ansicht  eine  großartige  natürliche  Offen- 
barung Gottes,  eine  Offenbarung,  welche  die  äußere  Offenbarung  in  der 
Natur  um  ebensoviel  an  Glanz  und  Großartigkeit  übertreffen  würde,  als 
der  Mensch  über  Tiere  und  Pflanzen  erhaben  ist,  wenn  nicht  die  Sünde 
eine  Trübung  derselben  verursacht  hätte.  Viel  besser  und  einleuchtender 
als  im  zweckvollen  Aufbau  der  organischen  Körper  und  in  der  Ordnung 
der  Natur  würde  man  unbedenklich  Gottes  Dasein  und  Eigenschaften, 
den  Reichtum  und  die  Fülle  seiner  schöpferischen  Macht  in  jenen  groß- 
artigen historischen  Erscheinungen,  wie  etwa  an  einem  Sophokles  und 
Plato,  einem  Demosthenes  und  Cicero,  einem  Karl  dem  Großen  und  einem 
Gottfried  von  Bouillon,  einem  Dante  und  Shakespeare,  aber  auch  an 
einem  Alkibiades  oder  Goethe  erweisen  können,  wenn  nicht  die  Menschen 
die  ihnen  von  Gott  gegebenen  Gaben  und  Anlagen  in  ihrem  sündigen 
Sinne  verwenden  und  gestalten  würden.  Gott  erschuf  die  Fülle  der  Völker 
und  den  zauberhaften  Reichtum  der  Geister,  er  gab  dem  Dichter  und 
Künstler  die  schöpferische,  weltlabspiegelnde  Phantasie,  dem  Denker  die 
Schärfe  des  Geistes,  den  Gesetzgebern  und  Richtern  die  umsichtige  Be- 
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urteilung  aller  menschlichen  Verhältnisse,  dem  Staatsmann  den  weiten 
Blick,  dem  Heiligen  und  Geistlichen  seine  Gnade,  um  den  Reichtum  seines 
Wesens  auszubreiten  und  seine  Herrlichkeit  zu  offenbaren." 

Auch  in  der  Auffassung  vom  Staat  und  seinem  Verhältnis  zur 
Kirche  oder  genauer  zum  Papsttum  ist  die  katholische  Lehre  nicht 
über  die  thomistische  Anschauung  hinausgelangt.  Wohl  findet  man 
bei  einzelnen  katholischen  Historikern  insofern  ein  Zurückgreifen  auf 
die  aristotehsche  Staatslehre,  als  sie  den  Staat  nicht  als  eine  durch 
die  Bedürfnisbefriedigung  diktierte  Vereinigung  von  Einzelfamilien 
auffassen,  sondern  dieser  Vereinigung  eine  Entwicklung  der  Familie 
zum  Geschlecht  und  Stamm  (oder  Dorfschaft)  voraufgehen  lassen, 
immer  aber  erscheint  ihnen  der  Staat  als  eine  aus  dem  natürlichen 
Geselligkeitstrieb  des  Menschen  entsprungene  Vereinigung  —  zwi- 
schen Gesellschaft  und  Staat  wird  fast  nie  genau  unterschieden  — , 
die,  wenn  auch  in  Gottes  Ordnung  begründet,  doch  im  Vergleich  zur 
heiligen  Kirche  nur  eine  untergeordnete  irdische  Aufgabe  erfüllt  und 
deshalb  unter  der  Oberhoheit  der  Kirche  bezw.  des  Papsttums  stehen 
muß.  Noch  in  den  Enzykliken  der  letzten  Päpste  tritt  diese  Staats- 
auffassung immer  wieder  hervor.  So  heißt  es  z.  B.  in  der  Enzyklika 
Leo  XIIL  über  die  christliche  Staatsordnung  (vom  \.  Nov.  1885): 

„Wenngleich  nun  die  kirchliche  Gesellschaft  ebenso  aus  Menschen  be- 
steht, wie  die  politische,  so  ist  sie  doch  wegen  des  Zieles,  das  ihr  gesetzt 
ist,  und  wegen  der  Mittel,  durch  die  sie  dieses  zu  erreichen  sucht,  eine 
übernatürliche  und  geistliche  (supernaturalis  est  et  spirituaiis)  und  des- 
halb von  der  bürgerlichen  Gesellschaft  durchaus  verschieden.  Da  sie 
aber  durch  Gottes  gnädigen  Ratschluß  in  sich  und  durch  sich  alles  besitzt, 
was  zu  ihrem  Bestand  und  ihrer  Wirksamkeit  erfordert  wird,  so  ist  sie 
nach  ihrem  Wesen  und  Recht  —  und  dies  ist  von  höchster  Wichtigkeit  — 
eine  vollkommene  Gesellschaft.  Wie  das  Ziel,  das  die  Kirche  anstrebt, 
weitaus  das  erhabenste  ist,  so  ragt  auch  die  ihr  innewohnende  Gewalt 
über  jede  andere  hinaus.  Sie  ist  weder  geringer  als  die  bürgerliche  Ge- 
walt, noch  dieser  in  irgendwelcher  Weise  untergeordnet.  In  der  Tat, 
Jesus  Christus  hat  die  heilige  Gewalt,  die  er  seinen  Aposteln  gegeben,  an 
nichts  gebunden,  indem  er  ihnen  die  Vollmacht  übertrug,  im  eigentlichen 
Sinne  Gesetze  zu  geben,  und  was  hieraus  folgt,  die  Gewalt,  zu  richten 
und  zu  strafen 

Diese  ihre  (der  Kirche)  wahrhafte  Autorität,  vollkonmien  aus  und  durch 
sich  selbst  und  auf  ihrem  Gebiet  schlechthin  unabhängig,  hat  die  Kirche 
seit  jeher  für  sich  beansprucht  und  in  der  Oeffentlichkeit  ausgeübt:  haben 
doch  schon  die  Apostel  einst  sie  verteidigt,  indem  sie  den  Vorstehern  der 
Synagoge,  die  ihnen  des  Evangeliums  Verkündigung  wehren  wollten, 
standhaft  erwiderten:  „Man  muß  Gott  mehr  gehorchen,  als  den  Menschen." 

Protestantische  Geschichtsbetrachtung. 

Wenngleich  auf  derselben  theologischen  Grundauffassung  be- 
ruhend, daß  im  Geschichtsverlauf  sich  der  Wille  Gottes  durchsetzt, 
also  seine  Hand  die  geschichtlichen  Vorgänge  lenkt,  steht  doch  in 
manchen  einzelnen  Folgerungen  die  protestantische  (jcschichts- 
theoretik,  besonders  in  bezug  auf  die  Kirchengeschichte,  im  schärf- 
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sten  Oejcensatz  zur  katholischen.  Sieht  der  KathoMk  in  der  Ge- 
schichte seiner  Kirche  eine  zunehmende  Verwirklichung  und  Aus- 
deiunniK  der  ihr  innewohnenden  lieilswalirheiten  und  in  der  Re- 
formation lediKhch  einen  Abfall  von  diesen,  so  erblickt  umgekehrt 
der  Protestant  in  dem  KntwicklungsKanK  der  katholischen  Kirche 
eine  Abwendunj^  und  Abirrung  von  den  urchristlichen  Anschauungen, 
während  ihm  die  Reformation  als  eine  Zurückwendung,  als  eine 
Wiederherstellung  der  ursprünglichen  reinen  christlichen  Lehre  gilt. 
Man  konnte  eben  die  Grundsätze  der  Reformation  nicht  behaupten, 
die  Einwendungen  und  Vorwürfe  der  katholischen  Gegner  nicht 
widerlegen,  wenn  man  nicht  dazu  griff,  in  der  Geschichte  nachzu- 
weisen, daß  die  eigenen  Lehren  eigentlich  schon  die  des  Urchristen- 
tums waren  und  die  katholische  Kirche  nur  diese  Lehren  allmählich 
im  Eigeninteresse  immer  mehr  entstellt  hatte  —  woraus  sich  dann 
von  selbst  die  Berechtigung  der  Rückkehr  zu  diesen  alten  ursprüng- 
lichen Lehren  ergab. 

Das  Werk,  das  unter  den  alsbald  nach  der  Reformation  einsetzen- 
den Versuchen  diese  Leistung  vom  strenglutherischen  Standpunkt 
aus  am  besten  vollbrachte,  sind  die  in  den  Jahren  1559 — 1574  erschie- 
nenen, 13  Foliobände  umfassenden  Magdeburger  „Centurien"  des 
Matthius  Flacius.  Es  wird  darin  nachzuweisen  versucht,  daß  die 
reine  Lehre,  so  wie  sie  Luther  gelehrt  hatte,  eigentlich  Christi  ur- 
sprüngliche Lehre  ist.  Mit  der  Zeit  sei  jedoch  diese  Lehre  in  der 
katholischen  Kirche  immer  mehr  verdunkelt,  immer  mehr  entstellt 
worden,  und  zwar  durch  die  Herrschaft  der  Päpste,  in  denen  sich 
nichts  anderes  als  der  Antichrist  verkörpert  habe,  bis  schließlich 
dieses  Antichrißtentum  durch  Gottes  Gnade  im  lutherischen  Prote- 
stantismus seinen  Ueberwinder  gefunden. 

Es  ist  gewissermaßen  die  alte  Lehre  vom  Gottes-  und  Teufels- 
staat, die  hier  wieder  erscheint,  aber  ins  Lutherische  übersetzt.  Die 
Gemeinde  der  Gottesstreiter  besteht  nun  aus  den  frommen  Ur- 
christen  und  jenen  von  der  Papstkirche  durch  zwölf  Jahrhunderte 
als  Häretiker  verfolgten  Widersachern  der  katholischen  Kirchen- 
dogmatik,  die,  wenn  sie  auch  nicht  ganz  bei  der  reinen,  urchrist- 
lichen (d.  h.  lutherischen)  Lehre  geblieben  waren,  doch  ungefähr 
gleiche  Anschauungen  geäußert  hatten  wie  Luther,  sowie  ferner  aus 
der  nachmaligen  Anhängerschaft  Luthers.  Der  Teufelsstaat  dagegen 
umfaßt  nun  die  römische  Kirche,  mit  dem  Papst,  dem  Antichrist,  an 
der  Spitze,  vor  dem  einst  schon  Paulus  im  zweiten  Kapitel  des 
zweiten  Thessalonicher-Briefes  warnte,  hatte  doch  Luther  selbst  in 
seiner  Schrift  „Das  Papsttum  vom  Teufel  gestiftet"  den  Papst  als 
Antichrist  gekennzeichnet. 

Mit  dem  Auftreten  freierer,  pietistischer  und  liberaler  Strömungen 
im  Protestantismus  schwindet  allmählich  der  Teufelsglaube.  Der 
Satan  wird  durch  das  „Prinzip  der  Finsternis"  oder  das  „Prinzip 
der  Bosheitt"  ersetzt,  und  an  die  Stelle  der  Bemühung,  in  der  Ge- 
schichte überall  eine  übersinnliche  Kausalität  nachzuweisen,  tritt 
mehr  und  mehr  das  Bestreben,  hinter  den  geschichtlichen  Ereignissen 
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nach  Beweggründen  und  Triebfedern  der  handelnden  Personen  zu 
suchen.  Aber  wie  bei  den  kathoUschen  bleibt  auch  bei  den  pro- 
testantischen Geschichtsschreibern  Gott  die  große  Endursache  aller 
geschichtlichen  Vorgänge.  Greift  er  auch  nicht  fortwährend  mit 
eigener  Hand  in  das  Weltgetriebe  ein,  so  ist  er  doch  der  allgewaltige 
Spiritus  rector,  der  im  und  durch  den  Menschen  seinen  Willen  zur 
Geltung  bringt.  Auch  die  widrigen  Geschehnisse  werden  vielfach 
auf  Gott  zurückgeführt  —  sie  sind  „Schickungen",  bestimmt,  den 
Menschen  zu  strafen  und  zu  erziehen.  So  meint  z.  B.  der  bekannte 
lutherische  Kirchenhistoriker  Rudolf  Rocholl  in  seiner  Schrift  „Welt- 
geschichte Gottes  Werk"  (Leipzig  1905),  Seite  77: 

„Aber  ist  einmal  geheimnisvolle  Verführung  (gemeint  ist  die  Verführung 
durch  den  Satan.  H.  C.)  in  die  Menschenwelt  gedrungen,  so  will  Gott 
doch  nicht  das  Böse.  Dessen  Möglichkeit  ist  mit  der  Existenz  freier 
Wesen,  die  er  will,  an  sich  gegeben.  Gott  beschränkt  sich,  da  er  will, 
daß  der  Mensch  frei  sich  entscheide,  nur  hinsichtlich  seines  Willens,  da 
er  straft.  Immer  bleibt  ja,  was  geschieht,  innerhalb  seines  Willens  und 
die  Geschichte  sein  Werk:  die  Erziehung  freier  Wesen." 

Zwar  versteht  gar  oft  der  Mensch  nicht,  warum  Gott  in  einem  be- 
stimmten Fall  so  handelt,  warum  er  durch  Erdbeben,  Kriege,  Seuchen 
die  Menschheit  verheeren  läßt,  aber  das  liegt,  wie  Rocholl  ver- 
sichert, nur  daran,  weil  der  Mensch  in  den  großen  Welt-  und  Ge- 
schichtsplan Gottes  mit  seinem  beschränkten  verstandesmäßigen 
Wissen  nicht  einzudringen  vermag.  Einst  aber,  so  versichert  auch 
er,  wi^rd  die  goldene  Zeit  kommen,  wo  wir  diesen  Plan  in  seiner 
ganzen  Weisheit  erkennen.    Seite  40: 

„Was  von  Wirriüs  in  die  Geschichte  durch  Uebel  und  Sünde  kam 
(Rochüll  hätte  sich  nicht  genieren  sollen,  offen  zu  sagen:  durch  den  Sün- 
denfall Adams  und  Evas),  wird  uns  einst  verständlich.  Quinet  sagt:  Der 
Fortschritt  vollzieht  sich  nicht  in  einer  Linie,  sondern  in  ebensovielen 
parallelen  Linien,  als  es  organisierte  Wesen  und  menschliche  Rassen  gibt! 
Er  hätte  hinzusetzen  können,  daß  diese  Linien  sich  auch  kreuzen,  daß 
zwei  oder  mehrere  in  eine  dritte  eingehen,  daß  andere  scheinbar  ergebnis- 
los verschwinden.  Sähen  wir  diese  Entwicklungslinien  wie  vielfarbige 
Fäden,  so  würde  unser  Auge  durch  dieses  bunte  Wirrnis,  durch  dieses 
scheinbar  völlig  planlose  Durch-  und  Nebeneinander  völlig  verwirrt 
werden.  Und  doch!  Wie  laufen  in  der  Werkstätte  der  Bandfabrik  die 
Seidenfäden  bunt  durcheinander  und  so  wirr  für  den  Laien,  der  die  Me- 
thode der  Maschine,  der  den  Aufzug  nicht  kennt,  so  völlig  unverstanden! 
Und  dennoch  so  zweckentsprechend."     (S.  4L) 

Ebensowenig  bestanden  zwischen  der  katholischen  und  der  pro- 
testantischen Staatsauffassung  zunächst  nach  der  Reformation  we- 
sentliche Unterschiede.  Beiden  galt  der  Staat  als  „ein  durch  Zu- 
sammenschluß entstandener  Verein  oder  als  eine  bloße  Gesellschan 
von  Menschen",  nur  mit  dem  selbstverständlichen  Unterschied,  daß 
der  Protestantismus  das  Primat  der  katholiischen  Kirche  bezw.  des 
Papsttums  bestritt  und  demnach  die  von  diesem  beanspruchte  Ober- 
hoheit als  unberechtigte  Anmaßung  verwarf.  Statt  dessen  wurde 
von  einzelnen  protestantischen  Richtungen,  besonders  dort,  wo  sich 
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ein  absolutistisches  Rcßinic  herausgebildet  hatte  und  der  Fürst  zu- 
k'Ieich  zum  Oberhaupt  der  soKen.  Landeskirche  geworden  war,  viel- 
fach iin  Anlehnunji:  an  die  frühere  Khibellinische  Argumentation  nach- 
zuweisen versucht,  daß  jeder  Monarch  eigentlich  seine  Gewalt  von 
üott  habe,  also  Regent  durch  Gottes  Willen,  Fügung  oder  Gnade 
sei  —  meist  vermittels  allerlei  gewaltsamer  Interpretationen  be- 
stimmter Textstellen  des  Alten  oder  Neuen  Testaments. 
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Drittes  Kapitel. 

Die  Entwicklung 

der  Staats-  und  Qesellschaftsauffassung 

im  frühkapitalistischen  Zeitalter. 

Staatsverein  und  Staatsvertrag.  —  Die  Staatslehre  der  Monarchomachen.  — 
Bodin  und  Bossuet.  —  Bodin  als  Geschichtstheoretiker.  —  Montesquieu.  —  Die 
Staatsvertragstheorie  des  Johannes  Althusius.  —  Die  Staatsvertragslehre 
bei  Grotius  und  Pufendorf.  —  Wandlungen  der  Naturrechtslehre  im  17.  und 
18.  Jahrhundert.  —  Spinozas  Ableitung  des  Rechts  aus  der  Gesellschaftlich- 
keit. —  Deutsche  und  französische  Naturrechtssophistik  im  18.  Jahrhundert. 

Staatsverein  und  Staatsvertrag. 

Die  im  16.  und  17.  Jahrhundert  Frankreich  und  England  erschüt- 
ternden Kämpfe  zwischen  dem  Feudaladel,  der  neuentstandenen 
städtischen  Handelsbourgeoisie  und  dem  nach  der  absoluten  Herr- 
schaft trachtenden  Königtum  führten  in  beiden  Ländern  zum  Ein- 
schlag neuer  Anschauungen  in  die  bisherige  Staatsauffassung.  Natur- 
gemäß suchte  jede  Parteigruppe  in  diesen  Kämpfen  ihren  Stand- 
punkt und  ihre  politischen  Machtansprüche  theoretisch  zu  recht- 
fertigen, d.  h.  durch  Gründe  zu  erweisen,  daß  die  von  ihr  gefor- 
derten Rechte  der  göttlichen  wie  der  natürlichen  Ordnung  ent- 
sprächen. Dadurch  ergaben  sich  von  selbst  die  Fragen:  Wie  ist  das 
Volk,  der  Staat  und  die  Staats-  resp.  Herrschergewalt  entstanden? 
Wer  hat  letztere  dem  König  übertragen  und  zu  welchem  Zweck 
wurde  er  damit  betraut?  Was  ist  der  Bürger?  Welche  Rechte 
hat  er?  usw. 

Damit  war  die  staatsphilosophische  Spekulation  entfesselt.  Die 
Antwort  fiel  natürlich  je  nach  dem  politischen  Standpunkt  ver- 
schieden aus. 

Jede  neue  Theorie  wird  in  gewissem  (jrade  durch  die  bisherigen, 
ihr  voraufgegangenen  Lehren  gebunden  und  beeinflußt.  Sie  kann 
nicht  die  bestehenden  Anschauungen  einfach  ignorieren  und  ihr  un- 
vermittelt eine  andere  an  die  Seilte  stellen;  sie  muß,  will  sie  Be- 
achtung und  Geltung  erringen,  nachweisen,  daß  die  bisherige  gel- 
tende Lehre  von  irgendwelchen  falschen  Voraussetzungen  ausging, 
unrichtige  Folgerungen  zog  oder  wichtige  Tatsachen  und  Umstände 
unberücksichtigt  ließ.  Zudem  aber  konstruiert  sich  keiji  Theoretiker 
seine  Lehren  frei  aus  dem  Kopf.  Er  fußt  notwendig  in  seinen  Spe- 
kulationen auf  dem  Gedankenmaterial,  das  ihm  seine  Zeit  überliefert, 
das    er    gewissermaßen    als  gegebene   Größe   vorfindet.     Erst  auf 
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<jrimd  dieses  Materials  vermajc  er  in  seinen  Stoff  einziidrinj2:en. 
Meist  Keian^t  er  überhaupt  erst  dadurch  zu  neuen  Ansichten,  daß 
er  bei  der  j^eisti^en  Vcrarbeitunji  dieses  Materials  da  und  dort 
Feiller  findet  oder  zu  linden  vermeint.  Daher  erscheinen  natur- 
gemäß auch  neue  Theorien  immer  als  Korrekturen,  Erj^änzun^en 
oder  Rrweiterun^en  älterer,  schon  vorhandener  Theorien,  als 
WeiterverfolKiinK  und  Ausbau  irgendwelcher  bereits  j(eKcbenen  An- 
sätze in  bestimmter  Richtung. 

So  übernahm  auch  die  neuentstehende  Staats-  und  Qesellschafts- 
auffassunj^:  des  16.  Jahrhunderts  einfach  von  der  antiken  und  mittel- 
alterlichen Staatstheoretik  die  Ansicht,  daß  der  Staat  eine  freie  Ver- 
einiji:unK  sei,  ein  aus  dem  Zusammenschluß  vieler  entstandenes  Ge- 
bilde, ein  Haufen  von  einzelnen.  Das  entsprach  nicht  nur  den  Lehren 
der  Kirchenväter  und  der  alten  Philosophen,  das  lehrte  auch  der 
Augenschein:  der  Staat  umschloß  klar  ersichtlich  so  und  so  viele 
Individuen,  und  wie  sollten  und  konnten  diese  anders  zu  einer  Ver- 
einigung gekommen  sein,  als  daß  sie  sich  zusammentaten,  genau  so, 
wiie  ja  auch  alle  anderen  Vereine  im  öffentlichen  Leben:  die  Innungen, 
Qesellenbrüderschaften,  kirchlichen  Vereine,  Berufs-  und  Unter- 
stützungskorporationen usw.,  auf  diese  Weise  entstanden  waren. 
Weiter,  wie  solche  Vereine,  wenn  sich  nicht  Unordnung  einnisten 
sollte,  der  Satzungen  und  der  Verwaltungen  bedurften,  so  hatten 
auch  die  „Staatsvereine"  beim  Zusammenschluß  ganz  natürlicher- 
weise zunächst  Verhaltungsmaßregeln  (Staatsstatuten)  aufgestellt 
und  dann  einem  oder  mehreren  die  Verwaltung  übertragen,  sei  es 
durch  bloße  Einsetzung  oder  durch  formelle  Qewaltübertragung 
mittels  eines  besonderen  Vertrages  —  eines  Verwaltungs-  oder 
Herrschaftsvertrages.  Das  alles  schien  ganz  natürlich  und  selbst- 
verständlich, war  es  doch  bei  allen  anderen  Korporationen  des 
öffentlichen  Lebens  nicht  anders. 

Fraglich  dünkte  den  Theoretikern  nur,  ob  sich  einstmals  schon  die 
einzelnen  Famüicn  zu  Staaten  zusammengeschlossen  oder  ob  sich 
zunächst  durch  Abzweigung  und  Wiedervereinigung  Familien-,  Dorf- 
oder Stadtverbände  gebildet  hatten.  Doch  das  mochte  für  die  Stel- 
lung der  Familie,  des  Dorfes  oder  der  Stadt  zum  Staat  von  einer 
gewissen  Bedeutung  sein,  an  der  Tatsache,  daß  der  Staat  lediglich 
eine  „gesellschaftliche  Vereinigung"  sei,  änderte  es  nichts  —  kann 
doch  auch  durch  Vereinigung  mehrerer  kleiner  Verbände  ein  großer 
Verband  (Staatsverband)  entstehen,  wie  wieder  durch  freiwilligen 
oder  erzwungenen  Zusammenschluß  mehrerer  kleiner  Staaten  ein 
großer  Staat  zu  entstehen  vermag. 

Auch  der  Grund  und  der  Zweck  der  Staatsvereinigung  konnte 
nach  damaliger  Ansicht  kaum  zweifelhaft  sein.  Wenn  sich  die  Bür- 
ger zu  Berufsvereinen  zusammenschlössen,  so  geschah  dies,  weil  sie 
sich  davon  Vorteile  versprachen,  weil  sie  in  der  Vereinigung  drohen- 
dem Uebel  zu  entgehen  meinten  und  eine  Besserung  ihrer  Lebens- 
verhältnisse erhofften.  Nicht  anders  beschaffen  konnte  das  Motiv 
sein,  das  die  bisher  Unverbundenen  getrieben  hatte,  einen  Staats- 
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verein  zu  gründen!  Erstens  trieb  sie  dazu  das  Bedürfnis,  mit  an- 
deren zu  verkehren,  ihr  (jeseHigkeitstrieb,  dann  das  Verlangen  nach 
Frieden,  nach  ungestörter  Beschäftigung  und  besserer  Beschaffung 
ihres  Lebensunterhalts  usw.  Daraus  ergibt  sich  aber  ohne  weiteres 
als  Staatszweck :  die  Wohlfahrt  der  S  t  a  a  t  s  ni  i  t  g  1  i  e  d  e  r. 

So  übernehmen  denn  die  Staatstheoretiker  des  16.  Jahrhunderts 
die  von  den  katholischen  Scholastikern,  von  Plato,  Cicero  usw. 
aufgestellte  Lehre,  der  Staat  oder  die  (iesellschaft  sei  eine  auf  einem 
freiwilligen  Vertrag  beruhende  Vereinigung.  Während  es  der  grie- 
chischen Staatslehre  aber  noch  völlig  fernlag,  aus  dem  Vertrags- 
gedanken bestimmte  rechtliche  Polgerungen  bezüglich  der  Stellung 
der  einzelnen  Staatsmitglieder  zueinander  und  zu  der  Staatsleitung 
abzuleiten,  es  ihr  vielmehr  nur  auf  die  Erklärung  ankam,  wie  der 
Staat  entstanden  ist  und  welche  Bedeutung  ihm  demnach  im  öffent- 
hchen  Leben  zukommt,  ist  den  Staatstheoretikern  des  16.  und 
17.  Jahrhunderts  das  Wie  der  Staatsentstehung  so  nebensächlich, 
daß  sie  sich  meist  bei  einer  näheren  Schilderung  des  Vorganges  gar 
nicht  aufhalten,  sondern  einfach  die  Vertragsschließung  als  Faktum 
voraussetzen.  Für  sie  hat  der  ganze  Vertragsgedanke 
nur  insofern  einen  Zweck,  als  er  ihnen  einen  Aus- 
gangspunkt   für    ihre  R  e  c  h  t  s  k  o  n  s  t  r  u  k  t  i  o  n  liefert. 

Doch  die  Annahme  einer  freiwilligen  Uebereiiikuiift  allein  genügt 
nicht  zur  Ableitung  eines  Staatsrechtssystems;  man  gebraucht  dazu 
notwendig  außerdem  bestimmte  Rechtsprämissen,  bestimmte  schon 
vor  der  Oesellschaftsgründung  (richtiger  Staatsgründung)  dem  Men- 
schen als  solchem,  als  Individuum,  anhaftende  Grundrechte  —  und 
diese  fand  man  in  den  damaligen  Naturrechtsanschauungen. 

Mit  der  Vereinigung  der  Menschen  zum  Staat,  so  kalkulierte  man. 
entsteht  naturgemäß,  da  der  Staat  eine  rechtliche  Regelung  des  Zu- 
sammenlebens notwendig  macht,  das  menschliche  oder  positive 
Recht;  aber  auch  vorher,  als  der  Mensch  noch  in  einzelnen  Familien 
oder  in  Familienverbänden,  d.  h.  im  sogen.  N  a  t  u  r  z  u  s  t  a  n  d  e  , 
lebte,  muß  er  doch  schon  gewisse  Regeln  in  seinem  Handeln 
befolgt  haben,  denn  da  in  der  ganzen  Natur  Ordnung  herrscht, 
kann  auch  das  Handeln  des  Menschen  vor  der  Staatsgründung  nicht 
ohne  alle  Ordnung  gewesen  sein.  Diese  dem  Menschen  sich  im 
Naturzustand  aus  seiner  eigenen  Natur  ergebendei\  Regeln  — 
waren  das  N  a  t  u  r  r  e  c  h  t. 

Schon  Thomas  von  Aquino  hatte,  wie  im  vorigen  Kapitel  näher 
ausgeführt  wurde,  unter  Anlehnung  an  Aristoteles  erklärt,  da  der 
Mensch  eine  bestinmite  Natur  habe,  müsse  es  notwendig  auch 
menschliche  Handlungen  geben,  die  dieser  Natur  angemessen  seien. 
Demnach  sei  ein  bestinnntes  Verhalten  der  Menschen  von  Natur 
ausrecht.  So  komme  es  z.  B.  jedem  Menschen  von  Natur  aus 
zu,  gewisse  Dinge  für  seine  Bedürfnisse  zu  verwenden  —  jedoch  nur 
insoweit,  als  sie  dem  menschlichen  Leben  zuträglich  seien.  Da  nun 
aber  der  Mensch  die  Natur  des  Zieles  und  das  \'erhältnis  seines 
Handelns  zu  solchem  Ziel  zu  erkennen  vermöge,  werde  „die  ihm 
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von  Natur  innewohnende  Anffassiing",  wodurch  er  auf  ein  ange- 
messenes natürliches  Handehi  verwiesen  werde,  „natürliches 
(j  e  s"e  t  z  oder  natürliches  Recht"   genannt. 

Diese  Naturrechtsbegriffe  wurden,  erweitert  und  um  allerlei  Fol- 
gerungen vermehrt,  nun  von  den  Staatsrechtstheoretikern  des  16. 
und  17.  Jahrhunderts  übernommen  und  in  ihre  Staatslehre  einge- 
flochten, indem  das  Naturrecht  als  höchstes,  den  Staat  bindendes 
Kecht  aufgefaßt  wurde.  Wie  dieses  Naturrecht  schon  seit  der  Er- 
schaffung der  Menschen  existiert  hat  und  erst  die  rechtliche  Ver- 
tragsgrundlage für  die  Staatsgründung  liefert,  so  steht  es  auch  nach 
damaliger  Ansicht  (ebenso  wie  das  geoffenbarte  göttliche  Gesetz) 
als  einer  aus  der  Menschennatur  geflossenen  Norm  über  jeglichem 
historischem  Recht.  Es  ist  jeder  irdischen  Gewalt  entzogen,  der 
Gewalt  des  Papstes  wie  des  Kaisers  und  des  souveränen  Volkes. 
Kann  daher  bewiesen  werden,  daß  irgendein  Gesetz,  ganz  gleich,, 
ob  es  auf  Volks-,  Regierungs-  oder  Herrscherbeschluß  beruht,  dem 
Naturrecht  widerspricht,  so  hat  dieses  Gesetz  ohne  weiteres 
als  nichtig  zu  gelten,  denn  das  in  der  Menschennatur  be- 
gründete ewige  Naturrecht  kann  durch  keinen  Volks-  oder  Regie- 
rungsakt aufgehoben  werden. 

Und  nicht  nur  dem  eigentlichen  „jus  naturale"  kam  solche  Stellung 
über  dem  positiven  Recht  zu,  sondern  auch  dem  aus  ihm  abgelei- 
teten, also  aus  ihm  hervorgegangenen  Volksrecht  (jus  gentium),  denn 
wie  das  Volk  nach  dieser  Ansicht  nur  eine  Erweiterung  des  ein- 
zelnen, gewissermaßen  ein  vervielfältigtes  Individuum  war,  so  war 
auch  das  „jus  gentium*'  nur  eine  Erweiterung  oder  vielmehr  Aus- 
dehnung des  Naturrechts  auf  das  ganze  Volk,  ein  aus  dem  Natur- 
recht des  einzelnen  mit  der  Volkswerdung  herausgewachsener  na- 
türlicher Volksrechtsbrauch. 

Dadurch  war  die  MögUchkeit  gegeben,  die  Gültigkeit  des  positiven 
Rechts,  also  auch  des  Staatsrechts,  nach  Belieben  einzuschränken. 
Nötig  w^ar  nur,  nachzuweisen,  daß  diese  oder  jene  angefochtene  Ge- 
setzbestimmung gegen  das  Naturrecht  verstieß.  Unter  Naturrecht 
wurden  aber  je  nach  Bedarf  alle  möglichen  Rechte  begriffen:  allerlei 
Eigentumsrechte,  Eherechte,  Herrschaftsrechte  des  Vaters  über 
Weib  und  Kinder,  das  Recht  der  freien  Vertragsschließung,  das 
Recht  der  persönlichen  Freiheit  usw. 

Im  einzelnen  verfahren  die  Staatsrechtstheoretiker  jener  Zeit  na- 
türlich sehr  verschieden.  Da  es  sich  hier  nicht  um  eingehende 
staatsrechtliche  Untersuchungen,  sondern  lediglich  um  eine  Skizzie- 
rung der  verschiedenen  Grundauffassungen  vom  Wesen  des  Staates 
und  der  Gesellschaft  handelt,  können  jedoch  nur  gewisse  Haupt- 
richtungen der  Staatsauffassung  jener  Periode  in  Betracht  gezogen 
werden. 

Die  Staatslehre  der  Monarchomachen. 

Wie  der  gegen  die  autokratischen  Gelüste  des  Königtums  fron- 
dierende  Feudaladel  Frankreichs  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
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Hunderts  keine  einheitliche  Gruppe  war,  sondern,  abgesehen  von 
kleineren  lokalen  Spaltungen,  sich  in  den  katholischen  und  huge- 
nottischen Adel  schied,  so  tritt  auch  in  der  auf  die  Interessen  dieses 
Adels  zugeschnittenen  Staatslehre,  in  der  Theorie  der  sogenannten 
„Monarchomachen",  eine  katholische  und  eine  hugenottische  oder 
kalvinistische  Richtung  hervor.  Beide  sind  entschiedene  Gegner  der 
Autokratie,  aber  während  die  eine  die  Unterordnuung  des  Königtums 
unter  die  Obergewalt  des  Papsttums  vertritt,  fordert  die  andere,  die 
kalvinistische  Richtung,  die  völlige  Glaubensfreiheit  und  die  Be- 
schränkung des  königlichen  Regiments  auf  weltlich-staatliche  An- 
gelegenheiten. 

Der  bedeutendste  unter  diesen  kalvinistischen  Theoretikern  ist 
Hubert  Languet,  dessen  unter  dem  Pseudonym  Stephanus  Junius 
Brutus  herausgegebene  Schrift  „Vindiciae  contra  tyrannos"  1579  in 
Basel  und  Edinburg  erschienen  ist.  Wie  die  katholische  Staats- 
theoretik,  geht  auch  Languet  von  einem  einstmaligen  freien  Natur- 
zustand aus,  aus  dem  dadurch  der  Staat  (die  Gesellschaft)  hervor- 
ging, daß  die  Menschen  sich,  getrieben  durch  ihre  körperlichen  oder 
geistigen  Bedürfnisse  sowie  ihre  gemeine  (natürliche)  Vernünftigkeit, 
gesellschaftlich  vereinigten,  um  im  Frieden  und  ruhigen  Besitz  ihrer 
Güter  leben  zu  können.  Demnach  faßt  auch  Languet  den  Staat 
oder  die  Gesellschaft  (zwischen  beiden  Begriffen  unterscheidet  auch 
er  nicht)  lediglich  als  eine  Summe  von  einzelnen  auf.  Der  Begriff  der 
Staatspersönlichkeit,  die  spätere  Auffassung  des  Staates  als  eine  von 
der  Summe  der  Teile  verschiedene  politische  Lebenseinheit,  ist  ihm, 
wenn  sich  auch  bei  ihm  einige  schwache  Ansätze  zu  solcher  Auf- 
fassung vorfinden  mögen,  noch  fremd. 

Während  aber  die  älteren  Theoretiker  schon  aus  dem  Zusammen- 
schluß, da  doch  ein  Zusammenleben  ohne  eine  Art  ordnender  Ge- 
walt nicht  möglich  sei,  den  Staat  hervorgehen  lassen,  entsteht  nach 
Languet  der  Staat  erst  durch  den  Gottesvertrag,  in  welchem  sich 
das  Volk  verpflichtet,  Gottes  Volk  sein  zu  wollen  und  fortan  nach 
seinen  Gesetzen  zu  leben:  eine  Auffassung,  die  Languet  nach  dem 
Brauch  seiner  Zeit  durch  alttestamentliche  Bibelsprüche  beweist. 
Erst  nach  dem  Gottesvertrag  schließt  dann  das  Volk  einen  Herr- 
schaftsvertrag mit  seinem  zukünftigen  I^egenten,  indem  es  sich  ver- 
pflichtet, dessen  Befehlen  zu  gehorchen,  natürlich  nur.  soweit  sie 
gerecht  sind;  aber  dieser  Herrschaf  tsvertrag  erfolgt  immer  erst, 
nachdem  der  Monarch  eidlich  die  vom  Volk  gestellten  Bedingungen 
angenommen  hat.  Demnach  konstituiert  das  Volk  den 
König.  Erst  ist  das  Volk,  dann  der  Monarch.  Letzterer  ist  also 
nur  Beauftragter  des  souveränen  Volkes,  der  erwählte  höchste 
Diener  des  Staates.  Und  zwar  braucht  ein  solcher  Herrschafts- 
vertrag nicht  formell  abgeschlossen  zu  werden  unter  Vornahme 
irgendwelcher  Riten;  er  liegt  vielmehr  der  Natur  der  Sache  nach 
überall  dort  vor,  wo  ein  König  über  ein  Volk  herrscht. 

Languet  folgert  aus  diesen  Voraussetzungen,  daß  das  Volk  das 
Recht  besitzt,  nicht  nur  allen  Befehlen  des  Königs  bezw.  seiner  Re- 
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KicriuiK,  die  Kcj^en  das  göttliche  Gesetz,  das  jus  divinum,  verstoßen, 
den  (icliorsani  zu  verweigern,  sondern  auch  aktiven  Widerstand 
zu  leisten.  Selbst  das  Recht,  über  den  Könij^  zu  (Jericht  zu  sitzen 
und  über  ihn  die  Todesstrafe  zu  verhängen,  steht  folj^erichtiK  dem 
Volk  zu.  Auf  die  damaligen  Verhältnisse  Frankreichs  angewandt,, 
heißt  das  nichts  anderes,  als  daß  die  Hugenotten  berechtigt  sind, 
jeder  königlichen  Maßnahme,  die  sich  gegen  ihre  Olaubenslehre 
richtet  —  denn  nur  diese  enthält  das  richtige  Gesetz  Gottes  — 
Widerstand  zu  leisten  und  den  Monarchen  zur  Rechenschaft  zu 
ziehen. 

Zweitens  aber  folgert  Languet,  daß  der  König  verpflichtet  ist,  die 
Bedingungen,  die  ihm  vom  souveränen  Volk  beim  Abschluß  des 
Herrschaftsvertrages  gestellt  sind,  einzuhalten,  geschieht  das  nicht,, 
so  hat  er  damit  den  Vertrag  gebrochen,  und  es  ist  nun  auch  der 
andere  Teil,  das  Volk,  nicht  mehr  an  den  Vertrag  gebunden. 

AeußerHch  erscheint  diese  Lehre  als  rein  demokratisch,  wird  doch 
durch  sie  dem  Volke  die  höchste  Gewalt,  die  „populi  maiestas",  zu- 
gesprochen; tatsächlich  ist  jedoch  die  Staatslehre  der  Monarcho- 
machen,  wie  schon  vorhin  gesagt  wurde,  eine  auf  die  Interessen  des 
großen  Feudaladels  zugeschnittene  aristokratische  Lehre;  denn  die 
Ausübung  dieser  höchsten  Gewalt  liegt  nach  Languet  nicht  bei  der 
„großen  unwissenden  und  konfusen  Masse",  die  zur  Handhabung" 
ihrer  Macht  ganz  unfähig  ist,  sondern  bei  den  ihr  durch  göttliche 
und  menschliche  Ordnung  gesetzten  Vertretern  und  Verteidigern,, 
bei  den  „Ephoren",  d.  h.den  Fürsten,  Pairs,  Patriziern, 
Standesvertretern  und  Standeserwählten,  die  in 
ihrer  Gesamtheit  die  höchste  Macht  und  Gewalt  im  Staate  dar- 
stellen. Zwar  kann  dem  Volke  das  Recht  eingeräumt  werden,  sich 
in  ständischen  Versammlungen  zusammenzufinden  und  den  „Epho- 
ren"  seine  Wünsche  und  sein  Mißfallen  auszusprechen,  auch  an 
Stelle  der  von  ihm  delegierten  Ständevertreter  andere  zu  wählen; 
aber  die  Entscheidung  über  alle  Staatsfragen  liegt  allein  bei  den 
aristokratischen  Vormündern  des  Volkes,  wie  ihnen  auch 
allein  das  Recht  der  Gesetzgebung  zusteht. 

Demnach  haben  nach  Languets  Theorie  ohne  Ermächtigung  der 
Pairs  und  Optimaten  die  Privatpersonen,  selbst  wenn  sie  sich  zu 
großen  Volkshaufen  zusammenschließen,  weder  das  Recht  noch  die 
Pflicht,  dem  gegen  den  Gottes-  und  Herrschaftsvertrag  verstoßen- 
den königlichen  Regiment  Widerstand  zu  leisten,  wohl  aber  kann 
jeder  Pair  oder  jeder  Magistrat  einer  Stadt,  Landschaft  oder  Provinz 
das  Volk  zum  bewaffneten  Widerstand  gegen  den  König  aufrufen. 
Mit  anderen  Worten:  solange  nicht  Teile  des  hugenottischen  Adels 
oder  der  Magistrat  einer  hugenottischen  Stadt  die  Bevölkerung  zum 
Kampf  gegen  das  Königtum  aufrufen,  hat  dieses  sich  unbedingt  ruhig^ 
zu  verhalten. 

Auf  derselben  Vereinigungs-  und  Vertragstheorie  beruht  auch  die 
Staatslehre  der  katholischen  Monarchomachen;  nur  folgern  sie  aus 
dem  angenommenen  Gottesvertrag,  daß  der  Ursprung  der  Königs- 
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Gewalt  lediglich  weltlichen  Ursprungs  ist,  der  Papst  aber  als  Petri' 
Nachfolger  seine  Gewalt  direkt  von  Qott  habe.  Deshalb  sei  die  Ge- 
walt des  römischen  Bischofs  eine  größere,  höhere  und  ehrwürdigere^ 
als  die  der  Kaiser  und  Könige.  Es  könne  demnach  der  Papst  von 
den  Monarchen  in  allen  die  christliche  Lehre  betreffenden  Dingen 
völligen  Gehorsam  fordern.  Gehorchten  die  Monarchen  den  päpst- 
lichen Befehlen  nicht,  könne  er  sie  richten  und  absetzen  und  die 
Völker  von  ihren  Untertanenpflichten  entbinden.  Rossaeus  (Rose),. 
Bischof  von  Senlis,  geht  in  seiner  1590  zu  Paris  erschienenen  Schrift 
„De  justa  reipublicae  christiana"  sogar  so  weit,  offen  zu  erklären,, 
daß  die  katholischen  Untertanen  eines  ketzerischen  Königs  nicht  nur 
das  Recht,  sondern  sogar  die  heilige  Pflicht  hätten,  gegen  ihren 
Monarchen  die  Waffen  zu  ergreifen;  deim  ein  Ketzer  könne  niemals 
über  Katholiken  eine  legitime  Gewalt  haben.  In  solchem  Fall  be- 
dürfe es  keinerlei  Autorisation  der  Aufständischen  durch  die  Kirche 
oder  ihre  Diener. 

Bodin  und  Bossuet. 

Mit  der  wachsenden  Macht  des  Königtums  in  Frankreich  kommen 
indes  auch  in  der  Staatstheoretik  in  steigendem  Maße  absolutistische 
Anschauungen  und  Grundsätze  zum  Durchbruch.  Das  aufsteigende 
wohlhabende  Bürgertum  begünstigt  und  unterstützt  vielfach  den 
Kampf  des  königlichen  Regiments  gegen  die  Herrschaftsansprüche 
des  Feudaladels,  fordert  dafür  aber  den  Schutz  seiner  Erwerbs- 
interessen: Aufrechterhaltung  und  Vermehrung  seiner  Handels-, 
Markt-  und  Gildenprivilegien,  Schutz  des  Privateigentums,  Unver- 
letzbarkeit der  persönlichen  Freiheit,  Mitwirkung  bei  der  Besteue- 
rung, sparsame  staatliche  Finanzwirtschaft,  einheitliches  Münz-, 
Maß-  und  Gewichtssystem  usw. 

Der  geschickteste  Vertreter  dieser  großbürgerlichen  Richtung  ist 
Jean  Bodin.  der,  nachdem  er  die  Rechte  studiert  und  verschiedene 
staatliche  Posten  bekleidet  hatte,  1576  vom  dritten  Stand  von  Ver- 
mandois  zu  der  Ständeversammlung  in  Blois  geschickt  wurde  und 
darauf  1577  in  Paris  sein  großes  staatstheoretisches  Hauptwerk 
„De  la  Republique*'  herausgab. 

Nach  Bodins  Lehre  kann  vom  Volk  einem  Herrscher  sowohl  eine 
beschränkte  als  die  volle  Herrschaft,  die  „summa  legibusquc  soluta 
potestas",  übertragen  werden.  Die  Uebertragung  auf  Lebenszeit 
ohne  die  Bedingung  der  Widerruflichkeit  sei  immer  letzterer  Art, 
und  nur  ein  mit  solcher  vollen  Gewalt  ausgestatteter  Monarch  könne 
als  Souverän  gelten.  Grundvoraussetzung  dieser  monarchischen 
Souveränität  sei  nämlich  das  Entbundensein  des  Monarchen  vom 
Gesetz,  da  es  für  das  Wohl  des  Staates  durchaus  nötig  sei,  daß  die 
Gesetze  vom  Willen  und  Gutdünken  des  Souveräns  in  gleicher 
Weise  abhängig  wären,  wie  das  Steuerruder  eines  Schiffes  vom 
Steuermann.  Nur  dann  erfülle  das  Steuer  seinen  Zweck,  wenn  es 
je  nach  Wind  und  Wetter  beliebig  gedreht  werden  könne,  und  ebenso 
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könne  auch  der  Monarch  das  Staatsruder  nur  dann  richtig  regieren, 
wenn  er  über  den  (icsetzen  stehe  —  sowohl  über  seinen 
eigenen  (jesetzen,  als  denen  seiner  Vorgänger. 
Deshalb  sei  auch  der  König  nur  Gott  verantwortlich,  nicht  dem 
Volk  und  dessen  sogen.  Vertretern.  Moralisch  sei  er  wohl  gebunden, 
seine  eigenen  Oesetze  zu  befolgen,  aber  nur,  soweit  seiner  Ansicht 
nach  diese  (jesetze  nicht  im  gegebenen  Fall  dem  Staatswohl  wider- 
sprächen; jedenfalls  könne  ein  Monarch  wegen  der  Nichtbeachtung 
der  von  ihm  selbst  gegebenen  Gesetze  nicht  zur  Verantwortung 
gezogen  werden,  auch  vom  Papst  nicht,  denn  weder  habe  der  Papst, 
wie  fälschlich  gelehrt  worden  sei,  ipso  jure  die  höchste  Gewalt  über 
die  christlichen  Monarchen,  noch  sei  er  der  höchste  Richter  auf 
Erden. 

Dennoch  kann  der  König  nach  Bodins  Meinung  nicht  handeln,  wie 
er  w*ill;  er  ist  in  seinem  Willen  und  Verhalten  durch  das  göttliche 
und  natürliche  Recht  beschränkt,  und  zwar  nicht  nur  durch  das 
eigentliche  Naturrecht  selbst,  sondern  auch  durch  die  sich  aus 
diesem  für  das  Volksrecht  (jus  gentium)  und  das  positive  Staats- 
recht (jus  civile)  ergebenden  Rechtskonsequenzen.  Und  in  diese 
durch  das  Naturrecht  gegebenen  Schranken  pfercht  Bodin  nun  alle 
jene  Rechte  und  Freiheiten  hinein,  die  die  damalige  aufstrebende 
französische  Bourgeoisie  gegen  Eingriffe  des  Königtums  gewahrt 
wissen  wollte.  So  ist  z.  B.  nach  seiner  Lehre  die  Unantastbarkeit 
der  persönlichen  Freiheit  (es  darf  also  nicht  auf  bloße  Verfügung  des 
Monarchen  oder  seiner  Regierungsorgane  jemand  verhaftet  werden, 
sondern  nur  nach  rechtmäßig  erfolgtem  Richterspruch)  wie  die  Un- 
verletzlichkeit des  Privateigentums  im  Naturrecht  begründet.  Und 
aus  diesem  „Naturrechtssatz"  folgert  dann  Bodin  weiter,  ein  Sou- 
verän dürfe,  da  die  Steuern  das  Privateigentum  schmälern,  sein  Be- 
steuerungsrecht nur  unter  Zustimmung  des  Volkes  ausüben.  Ledig- 
lich in  Notfällen,  wenn  das  Qesamtwohl  des  Staates  in  Frage  stehe, 
könne  er  selbstherrlich  die  Erhebung  neuer  Steuern  verfügen.  Fer- 
ner dürfe  die  Enteignung  eines  Untertanen  nur  auf  stichhaltige  Ver- 
nunftgründe hin  erfolgen,  wenn  dringende  Notwendigkeit  sie  im 
öffentlichen  Interesse  erfordere  und  wenn  eine  angemessene  Ent- 
schädigung gewährt  werde.  Auch  könne  der  Souverän  nur  so  weit 
etwas  vom  Staatsgut  veräußern,  als  ihm  dies  die  Bestimmungen  der 
staatlichen  Grundgesetze  gestatten.  Ueberdies  sei  er  nach  dem 
Naturrecht  rechtsverbindlich  verpflichtet,  alle  von  ihm  eingegange- 
nen privatrechtlichen  Verträge  einzuhalten,  also  auch  alle  den  Land- 
schaften, Städten,  Korporationen  oder  Einzelpersonen  gemachten 
Versprechungen  zu  erfüllen,  Schenkungen  und  Zugeständnisse  zu 
respektieren  usw.,  und  zwar  sei  er  nicht  nur  an-  eigene  Verträge 
und  Versprechungen  gebunden,  sondern  auch  an  die  seiner  Vor- 
gänger auf  dem  Thron  —  vorausgesetzt,  daß  er  das  Reich  und  den 
Besitz  dieser  Vorgänger  erbrechtlich  übernommen  habe. 

Befolgt  der  Monarch  dieses  Naturrecht  nicht,  so  können  freüich 
seine  Untertanen  ihm  den  Gehorsam  verweigern;  aber  es  steht  ihnen 
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lediglich  ein  passiv^es  Widerstandsrecht  zu.  In  keinem  Fall  dürfen 
sie  sich,  auch  das  Volk  in  seiner  Gesamtheit  nicht,  an  der  Person 
oder  dem  Vermögen  des  Souveräns  vergreifen,  noch  ihn  irgendwie 
zur  Verantwortung  ziehen,  selbst  wenn  er  sich  der  schwersten  Ver- 
brechen schuldig  gemacht  hat. 

Die  Bodinsche  Staatslehre  ist  demnach  der  Ausdruck  einer  Allianz 
zwischen  dem  französischen  Großbürgertum  und  dem  Königtum. 
Zur  Niederhaltung  des  ständischen  Adels  wird  dem  König  die  un- 
beschränkte Herrschergewalt  eingeräumt,  wie  denn  Bodin  auch 
offen  erklärt,  daß  Reichsversammlungen,  Senate,  Ständeversamm- 
lungen usw.  nur  als  Berater  des  Königs,  nicht  als  politische  Gewalten 
fungieren  dürften;  andererseits  aber  möchte  dieses  Bürgertum  doch 
allzu  gerne  das  bürgerliche  Eigentum  und  Einkommen  sowie  seine 
Korporations-,  Handels-  und  gewerblichen  Privilegien  vor  den  Ein- 
griffen der  selbstherrlichen  Königsgewalt  sicherstellen,  und  so  faßt 
Bodin  diese  Rechtsansprüche  einfach  in  dem  Begriff  des  Natur- 
rechts zusammen. 

Je  mehr  im  17.  Jahrhundert  das  Königtum  an  Macht  und  Glanz 
gewinnt,  besonders  nach  der  Niederwerfung  des  letzten  großen 
Adelsaufstandes  der  Fronde,  desto  mehr  treten  auch  in  der  staats- 
rechtlichen Literatur  jener  Zeit  Begründungen  und  Verherrlichungen 
des  starrsten  Absolutismus  auf;  vornehmlich  in  Guilleaume  Barclays 
Streitschrift  gegen  die  monarchomachischen  Theoretiker  (Paris 
1600),  in  Claudius  Salmasius'  Verteidigung  der  Regierung  Karl  I.  von 
England  (Paris  1649),  und  vor  allem  in  des  Bischofs  Jacques  Bossuet 
Schrift  über  die  „Politik,  begründet  durch  Aussprüche  der  Heiligen 
Schrift"  („Politique  tiree  des  propres  paroles  de  1*  Ecriture  Sainte", 
Brüssel  1710). 

Für  die  Geschichte  der  Staatstheoretik  ist  das  Werk  Bossuets, 
der  sich  fast  überall  auf  Bodin  und  den  englischen  Staats- 
theoretiker Hobbes  stützt,  besonders  insofern  von  Bedeutung,  als 
Bossuet  mit  der  damals  noch  in  Frankreich  allgemein  üblichen  Her- 
leitung des  Staates  und  der  Herrschermacht  aus  Vertragsabschlüssen 
bis  auf  einen  schmalen  Rest  bricht.  Er  geht  in  seiner  Lehre  zwar 
ebenfalls  von  einem  als  vollste  Anarchie  gedachten  sogen.  Natur- 
zustand aus,  in  dem  schrankenlose  Freiheit  des  einzelnen,  also  der 
Krieg  aller  gegen  alle,  herrscht,  doch  zieht  er  aus  diesem  Zustand 
andere  Folgerungen.  Nach  seiner  Ansicht  existiert  im  Naturzustand 
keinerlei  Volksrecht,  sondern  nur  ein  Recht  des  Stärkeren.  Des- 
halb gibt  es  auch  noch  keine  Souveränität,  denn  die  Existenz  einer 
Volkssouveränität  setze  das  Vorhandensein  eines  Volkes  voraus. 
Im  Naturzustand  gäbe  es  wohl  Familien,  auch  ungeordnete  Haufen, 
aber  kein  Volk,  da  der  Begriff  des  Volkes  bereits  den  Begriff  des 
Vereinigtseins  unter  einer  geregelten  Leitung  und  irgendwelchen 
(wenn  auch  ungeschriebenen)  Rechtsnormen  enthalte.  Von  einer 
Volkssouveränität  im  Naturzustand  zu  sprechen,  sei  demnach  völlig 
unrichtig,  das  hieße  eine  Regierung  unterstellen,  bevor  noch 
irgendeine  Regierung  existiere  (c'est  mettre  un  gou- 
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vernenicnt  avaiit  tont  Koiivcrneincnt).  Aus  diesem  ursprünglichen 
Zustande  der  (lesetzlosigkeit  sei  denn  auch  die  souveräne  Staats- 
gewalt nicht  durch  Vertrag  oder  Uebertragung  hervorgegangen,  son- 
dern dadurch,  daß  die  einzelnen  Individuen  sich,  überdrüssig  des 
bisherigen  unsicheren  Zustandes,  stärkeren  Individuen  unter  Ver- 
zicht auf  die  Betätigung  ihrer  bisherigen  natürlichen  Freiheit  ange- 
schlossen, also  gewissermaßen  Kampfgefolgschaften  unter  befehlen- 
den Führern  gebildet  hätten,  bis  sie  dann  bei  weiterem  Zusammen- 
schluß sich  auf  eine  Art  Regierung  geeinigt  hätten. 

Wodurch  aber  wären  die  einzelnen  zum  Verzicht  auf  ihre  natür- 
liche Freiheit  und  zum  Anschluß  bezw.  Zusammenschluß  getrieben 
worden?  Durch  ihre  natürlichen  Bedürfnisse,  durch  ihre  Natur. 
Diese  ihre  Naturanlage  aber  hätten  sie  von  Qott.  Folglich  beruhe 
die  Staatsgründung  auf  dem  Willen  Gottes.  Sie  fuße  also  auf  einem 
natürlichen  unwandelbaren  Gesetz  Gottes  selbst.  Gott  sei  demnach 
der  wahre  König,  wie  er  denn  auch  ursprünglich  über  das  Volk  Israel 
persönlich  geherrscht,  ihm  seine  Gesetze  gegeben  und  es  selbst 
nach  Palästina  geführt  hätte.  Die  Könige  seien  also  nur  Gottes  Stell- 
vertreter auf  Erden,  nur  ein  „Abbild  der  Größe  Gottes". 

Und  nachdem  Bossuet  in  dieser  Weise  den  König  zu  einem  Gottes- 
vertreter gemacht  hat,  folgert  er  dann  weiter,  daß  alle  Gewalt  beim 
König  liegt.  Zwar  gebiete  sein  Gewissen  und  die  Furcht  vor  Gott 
dem  Monarchen,  das  göttliche  und  natürliche  Recht  zu  achten.  Auch 
sei  das  Volk  berechtigt,  falls  der  König  gegen  Gottes  Gesetze  ver- 
stoße, den  Gehorsam  zu  verweigern;  aber  jegliche  aktive  Auflehnung 
gegen  einen  Monarchen  verdiene  die  Todesstrafe,  möge  auch  der 
König  ein  Ketzer,  Verbrecher  oder  Usurpator  sein. 

Bodin  als  Geschichtstheoretiker. 

Mit  der  Staatslehre  erweitert  sich  auch  die  Geschichtstheoretik. 
Es  ist  eine  interessante  Tatsache,  daß  die  französischen  Staats- 
theoretiker des  16.  bis  18.  Jahrhunderts  vielfach  zugleich  Geschichts- 
theoretiker sind.  Die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Staates  und 
seinem  allmähhchen  Ausbau  sowie  das  Suchen  nach  historischen 
Beispielen  für  die  aufgestellten  staatsrechtlichen  Thesen  führte 
naturgemäß  zu  näherer  Betrachtung  der  Geschichte,  besonders  der 
alttestamentlichen  Geschichte,  die  in  jener  Zeit,  da  eine  eigentliche 
Urkulturgeschichtsforschung  noch  fehlte,  nicht  nur  als  einziger  zu- 
verlässiger Bericht  über  die  Urzustände  der  Menschheit  galt,  son- 
dern für  die  meisten  außerdem  noch  den  Charakter  göttlicher  Be- 
glaubigung trug.  Schon  der  eigentliche  Begründer  der  monarcho- 
machischen  Staatslehre,  Franziskus  Holtomanus  (Holtomann),  tritt 
in  seiner  1573  in  Genf  erschienenen  Schrift  „Franco-Gallia"  zugleich 
als  Historiker  und  Staatstheoretiker  auf,  und  ebenso  erweist  sich 
Bodin  in  seinen  sechs  Büchern  von  der  „Republik"  als  guter  Kenner 
der  französischen,  deutschen,  griechischen  und  römsichen  Ge- 
schichte. Auch  hat  er  eine  kleine,  1566  in  Paris  erschienene  Schrift 
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über  historische  Methodik  (Methodiis  ad  facilein  historiani  coj^ni- 
tionem")  geschrieben,  eine  kritische  Anweisung  zum  Studunn  und 
Verständnis  der  Geschichte,  in  der  er  das  Schicksal  der  Völker  aus 
den  kUmatischen  und  chorographischen  Bedingungen  ihres  Wohn- 
sitzes ableitet.  Und  Bossuet  ist  bekanntlich  Verfasser  mehrerer 
kirchengeschichtlicher  Werke  sowie  des  vielgelesenen,  in  eine  ganze 
Reihe  fremder  Sprachen  übersetzten  „Discours  sur  l'histoire  univer- 
selle jusqu'  a  l'empire  de  Charlemagne'':  eine  Anwendung  der  thomi- 
stischen  Auffassungen  auf  die  Weltgeschichte,  die  unzweifelhaft  zu 
den  hervorragendsten  Leistungen  der  katholischen  (leschichts- 
schreibung  gehört. 

Zeichnet  sich  aber  dieses  letztere  Werk  weit  mehr  durch  große 
Belesenheit  und  formale  Gewandtheit,  weniger  durch  neue  histo- 
rische Gesichtspunkte  aus,  so  ist  Bodin  in  gewissem  Sinne  ein  primi- 
tiver Vorläufer  und  Begründer  der  heutigen  anthropogeographischcn 
Geschichtsauffassung.  Er  geht  von  liippokrates,  Strabo,  Folybios, 
aus,  die  er  mehrfach  zitiert,  fügt  aber  deren  Theorie  vom  Einfluß 
des  Klimas  und  der  Bodengestaltung  verschiedene  neue  Ansichten 
ein.  Die  beste  zusammenfassende  Darstellung  seiner  Geschichtsauf- 
fassung enthält  das  fünfte  Buch  seines  Werkes  „De  la  Republique'', 
vornehmlich  das  erste  Kapitel,  betitelt:  „Wie  die  Reglementierung 
beschaffen  sein  muß,  damit  sich  die  Staatsform  der  Verschiedenheit 
der  Menschen  anpaßt." 

Nach  Bodin  werden  die  Handlungen  der  Menschen,  der  einzelnen 
wie  der  Völker,  bestimmt  durch  ihre  Naturanlage,  ihr  „Naturell", 
wie  er  sagt.  Dieses  Naturell  ist  abhängig  vom  Klima,  aber  nicht 
von  diesem  allein,  sondern  zugleich  von  der  Beschaffenheit  des 
Bodens,  auf  dem  eine  Menschengruppe  existiert  und  sich  ihre  Nah- 
rung beschafft.  Demnach  entscheidet  auch  nicht  allein  das  Klima 
über  die  Gemütsart  der  Bewohnerschaft  eines  Landes,  sondern 
außerdem  die  Bodengestaltung,  weshalb  unter  sonst  gleichen  klima- 
tischen Verhältnissen  auch  verschiedene  „Varietäten  des  Naturells" 
vorkommen  können.  Im  allgemeinen  prägt  jedes  Land  seinen  be- 
sonderen Volkscharakter  aus,  doch  findet  man  in  diesem  oft  wieder 
allerlei  Verschiedenheiten  des  Naturells:  Unterschiede  zwischen 
f^erg-  und  Talbewohnern,  Inlands-  und  Küstenbewohnern  usw. 

Ferner  aber  beeinflußt  der  geographische  Raum  insofern  das  Natu- 
rell, als  er  den  Menschen  in  verschiedenen  Gegenden  verschiedene 
Nahrung  liefert  und  ferner  ihre  Arbeitstätigkeit  (Arbeitsweise)  beein- 
flußt. Wo  z.  B.  der  Boden  reichliche  Nahrung  liefert,  braucht  der 
Mensch  sich  nicht  anzustrengen;  seine  körperlichen  und  geistigen 
Fähigkeiten  bleiben  infolgedessen  zurück.  Wo  der  Boden  karger  ist, 
muß  er  hingegen  bei  zunehmender  Vermehrung  trachten,  seinen 
Nahrungsunterhalt  ebenfalls  zu  vermehren,  er  muß  dort  also  seinen 
Kopf  und  seinen  Körper  stetig  in  den  Dienst  der  Arbeit  stellen.  Das 
führt  zur  Ausbildung  betsimmter  Kräfte,  Fähigkeiten  und  Fertig- 
keiten und  weiter  zur  Entwicklung  bestimmter  Wissenschaften.  Ein 
Volk,  dem  der  Boden  nicht  genügende  Lebensmittel  liefert,  wird 
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daher  notwcndik^  „industriell"  und  sucht  dann  gegen  seine  indu- 
striellen Krzeußiiisse  sich  im  Austausch  Lebensmittel  einzuhandeln, 
die  ihm  das  eigene  Land  versagt.  So  entsteht  der  primitive  Handels- 
verkehr usw. 

Auf  diese  Weise  hätten  sich,  meint  Bodin,  in  den  einzelnen  Gegen- 
den, indem  die  Bodengestaltung  verschiedenartige  Arbeitsweisen 
und  damit  besondere  Fähigkeiten  hervortrieb,  auch  ganz  verschie- 
denartige menschliche  Eigenschaften,  Begabungen  und  Neigungen 
herausgebildet. 

Montesquieu. 

Diese  Einschätzung  der  Arbeitstätigkeit  als  eines  wichtigen  Fak- 
tors im  körperlichen  und  geistigen  Entwicklungsprozeß  der  Mensch- 
heit stellt  Bodin  als  Geschichtstheoretiker  entschieden  über  Montes- 
quieu, dessen  1748  erschienenes  Werk  „Geist  der  Gesetze"  heute 
vielen  als  das  erste  gilt,  das  auf  die  Bedeutung  des  geographischen 
Faktors  für  den  Geschichtsverlauf  hingewiesen  hat.  Was  die  Form 
der  Darstellung  anbetrifft,  schreibt  freilich  Montesquieu  ungleich  ge- 
wandter und  eindringlicher,  in  gewissem  Sinne  kann  man  sagen 
schöngeistiger  als  Bodin,  der  durchweg  seinen  Gegenstand  ziemlich 
trocken  und  gelehrt-schwerfällig  behandelt.  Bodin  rechnet  offen- 
kundig nur  mit  juristisch  gebildeten  Gelehrten  seiner  Zeit  als  Leser. 
Genauigkeit  gilt  ihm  mehr  als  Flüssigkeit  des  Stils.  Zudem  behan- 
delt er  den  Einfluß  der  Natur  auf  das  Gesellschaftsleben  gewisser- 
maßen nur  im  Vorbeigehen  als  Nebensache  der  Staatsverfassung. 

Montesquieu  gelangt  in  seinen  Versuchen  einer  Kausalerklärung 
eigentlich  nirgends  über  Hippokrates  hinaus.  Er  kennt  im  wesent- 
lichen nur  eine  physiologische  Einwirkung  des  Klimas  auf  den  Men- 
schen oder  vielmehr  dessen  Körperbeschaffenheit.  So  heißt  es  z.  B. 
im  Buch  14,  II  seines  Werkes  über  den  „Geist  der  Gesetze",  wo  er 
seine  Kausalauffassung  am  klarsten  definiert: 

„Unter  dem  Einfluß  der  Kälte  ziehen  sich  die  unter  der  Haut  gelegenen 
Fibern  unseres  Körpers  zusammen  und  drängen  das  Blut  nach  dem 
Herzen.  Unter  demselben  Einfluß  verkürzen  sich  auch  diese  Fibern  und 
dadurch  nimmt  ihre  Kraft  zu.    Die  Wärme  hat  die  umgekehrte  Wirkung. 

Unter  kalten  Himmelsstrichen  hat  man  also  eine  größere  Lebenskraft. 
Die  Wirkung  des  Herzens  und  die  Gegenwirkung  der  Fibern  geht  besser 
von  statten,  die  Säfte  sind  im  besseren  Gleichgewicht,  das  Blut  strömt 
besser  zum  Herzen  und  das  Herz  ist  entsprechend  kräftiger.  Diese  grö- 
ßere Kraft  muß  mannigfaltige  Wirkungen  haben.  So  erzeugt  sie  beispiels- 
weise größeres  Selbstvertrauen,  d.  h.  größeren  Mut;  größeres  Bewußt- 
sein der  eigenen  Ueberlegenheit,  d.h.  geringere  Rachelust;  größeres 
Sicherheitsgefühl,  d.  h.  ungezwungenes  Verhalten  in  Rede  und  Handeln, 
weniger  Argwohn,  List  und  Verschlagenheit.  Kurz,  all  dieses  muß  den 
Menschen  ein  sehr  verschiedenes  Gepräge  geben.  Man  bringe  einen 
Menschen  in  einen  heißen,  eingeschlossenen  Raum,  dann  wird  er  aus  den 
angegebenen  Gründen  eine  sehr  große  Herzschwäche  verspüren.  Schlägt 
man  ihn  in  diesem  Zustande  eine  kühne  Handlung  vor,  so  wird  man  ihn, 
glaube  ich,  wenig  dazu  bereit  finden.     Seine  augenblickliche  Schwäche 

68 


wird  in  seiner  Seele  KntmutigunK  erzeugen;  er  wird  alles  fürchten,  weil 
er  fühlen  wird,  daß  er  nichts  vermag.  Die  Völker  in  den  heißen  Ländern 
sind  furchtsam  wie  alte  Leute;  die  in  kalten  Ländern  sind  mutig  wie 
junge  Leute.  Betrachten  wir  den  letzten  Krieg,  den  spanischen  Krbfolge- 
krieg,  der  für  uns  das  nächstliegende  und  durchsichtigste  Beispiel  liefert, 
so  werden  wir  merken,  daß  die  nordischen  Vcilker,  in  die  südlichen  Länder 
versetzt,  sich  nicht  so  bewährt  haben  wie  ihre  Landsleute,  die,  da  sie  in 
ihrem  eigenen  Klima  kämpften,  im  Vollbesitz  ihres  Mutes  waren. ' 

Allerdings  spricht  auch  Montesquieu  an  einigen  Stellen  von  einem 
Einfluß  der  Bodenbeschaffenheit  eines  Landstrichs  auf  dessen  Be- 
wohner, aber  er  versteht  unter  diesem  Einfluß  doch  immer  nur, 
wie  sich  bei  näherer  Prüfung  ergibt,  rein  physiologische  Einwirkun- 
gen auf  die  menschliche  Kürperkonstitution.  Die  einzige  Stelle,  die 
meines  Erachtens  eine  andere  Deutung  zuläßt,  findet  sich  im  Buch 
18,  I,  wo  es  heißt: 

„Güte  des  Bodens  führt  ein  Volk  zur  Unterwürfigkeit.  Die  Landlcute, 
die  in  solchem  Fall  die  Mehrheit  bilden,  sind  nicht  so  eifersüchtig  auf  die 
Erhaltung  ihrer  Freiheit  bedacht.  Sie  sind  zu  beschäftigt  und  von  ihren 
kleinen  und  besonderen  Sorgen  zu  sehr  in  Anspruch  genommen.  Flaches 
Land,  das  viel  Reichtümer  besitzt,  fürchtet  allemal  die  Verwüstung,  fürch- 
tet ein  Kriegsheer So  findet  man  die  Einzelherrschaft  zumeist  in 

den  fruchtbaren  Ländern,  die  Vielherrschaft  in  denen,  die  das  nicht  sind 
—  das  ist  für  letztere  manchmal  eine  Entschädigung. 

Die  Unfruchtbarkeit  des  attischen  Bodens  bewirkte,  daß  auf  ihm  eine 
Volksherrschaft  entstand,  Lakedämons  Fruchtbarkeit,  die  aristokratische 
Regierungsform.  Denn  in  jener  Zeit  wollte  man  in  Griechenland  von  einer 
Monarchie  lüchts  wissen,  die  aristokratische  hat  aber  nnt  ihr  die  meiste 
Verwandtschaft." 

Montesquieu  erklärt  also  die  autokratische  Regierungsform  war- 
mer, fruchtbarer  Länder  kurzweg  daraus,  daß  dort  der  Ackerbau  die 
Bewohner  zu  sehr  in  Anspruch  nimmt,  als  daß  sie  Zeit  und  Gelegen- 
heit fänden,  sich  um  die  Wahrung  ihrer  Freiheit  zu  kümmern.  Von 
einem  Einfluß  des  Bodens  auf  die  wirtschaftliche  Arbeitstätigkeit 
und  dieser  Arbeitstätigkeit  wieder  auf  die  hitelligenz  und  Fähigkeit 
der  Bewohner  weiß  er  nichts.  Anders  Bodin.  Auch  er  ist  der  An- 
sicht, daß  die  Völker  in  karg  von  der  Natur  ausgestatteten  Ländern 
meist  die  der  fruchtbaren  Länder  an  Freiheitssinn  übertreffen,  aber 
im  Gegensatz  zu  Montesquieu  erklärt  er,  wie  schon  erwähnt  wurde, 
das  daraus,  daß  die  Völker  fruchtbarer  Länder  leicht  der  Indolenz 
verfallen,  da  ihnen  die  Natur,  ohne  daß  sie  Körper  und  Geist  sonder- 
lich anzustrengen  brauchen,  den  Unterhalt  liefern,  während  die 
Völker  karger  Gegenden  gezwungen  sind,  ihren  Unterhalt  zu  er- 
arbeiten und  dieses  Ringen  —  wir  würden  heute  sagen:  „dieser 
Kampf  ums  Dasein"  —  ihr  Selbstbewußtsein  und  Selbstgefühl  erhöht. 

Die  Staatsvertragstheorie  des  Johannes  Althusius. 

Die  deutsche  Staatstheoretik  des  16.,  17.  Jahrhunderts  lehnt  sich 
völlig  an  die  französische  und  englische  an.    Größtenteils  übernimmt 
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sie  unbesehen  deren  Voraiissetziniicen  und  paßt  nur  einzelne  ihrer 
Folgen  den  deutschen  Verhältnissen  besser  an.  Die  staatliche  Knt- 
wickhnik"  Frankreichs  und  Englands  war  eben  der  des  Deutschen 
Reichs  weit  voraus.  Dort  die  Herausbildung  mächtiger  National- 
staaten mit  großen  Verfassungskäinpfen  zwischen  Königtum,  Adel 
und  Bourgeoisie,  hier  die  Zersplitterung  in  eine  Menge  selbständige 
Kleinstaaten  mit  einem  größtenteils  eng  begrenzten  Land-  und  Wirt- 
schaftsgebiet. 

So  werden  zunächst  nach  der  Reformation  einfach  von  den  deut- 
schen Staatstheoretikern  die  Orundlehren  der  französischen  Mon- 
archomachen  oder  eines  Buchanan  und  Milton  übernommen.  Als 
dann  in  den  Kleinstaaten  der  Absolutismus  an  Boden  gewinnt, 
müssen  Hobbes,  Bodin,  Salmasius,  Bossuet  den  reaktionären  Staats- 
rechtskonstrukteuren ihre  Prämissen  und  Argumente  leihen,  wäh- 
rend die  einer  Teilung  der  Gewalt  zwischen  Fürst  und  Volk  (Stän- 
den) das  Wort  redenden  Staatsrechtstheoretiker  sich  bei  Locke  ihre 
Hauptgrundsätze  holen.  Selbst  ein  Johannes  Althusius  (Althus)  ist 
im  wesentlichen  nur  Nachbeter  Languets.  Seine  Bedeutung  liegt 
fast  nur  darin,  daß  er  dessen  Lehre  systematisiert  und  manche  von 
Languet  gelassenen  Lücken  durch  logische  Deduktionen  ausfüllt.  In 
seinem  1603  zu  Herborn  erschienenen  Lehrbuch  der  Politik  („Politica 
methodice  digesta  et  exemplis  sacris  et  profanis  illustrata")  definiert 
er,  ebenso  wie  die  Monarchomachen,  den  Staat  als  eine  auf  aus- 
drücklichen oder  stillschweigenden  Verträgen  beruhende,  aus  den 
Bedürfnissen  des  Menschen  hervorgegangene  gesellschaftliche  Ver- 
einigung zum  Zwecke  des  gemeinsamen  Wohls  und  leitet  dann  aus 
dieser  Entstehung  des  Staates  die  unübertragbare  und  unteilbare 
Souveränität  des  Volkes  ab. 

Einen  Fortschritt  enthält  jedoch  die  Anschauung  des  Althus  inso- 
fern, als  er  sich  den  Staat,  den  er  als  eine  vertragsmäßig  gebundene 
und  zu  gegenseitiger  Unterstützung  verpflichtete  universelle  Lebens- 
genossenschaft bezeichnet,  nicht  durch  einen  Zusammenschluß  ein- 
zelner oder  einzelner  Familien  entstanden  denkt.  Dem  Staatsvertrag 
sind  vielmehr  nach  seiner  Ansicht  verschiedene  andere  Zusammen- 
schlüsse voraufgegangen,  wie  denn  der  Staat  auch  nicht  aus  früher 
unverbundenen  Individuen  besteht,  sondern  seinerseits  wieder  orga- 
nisch verschiedene  kleinere  und  größere  Verbände  umschUeßt:  Fami- 
lien, Korporationen,  Gemeinden,  Landschaften  (Provinzen).  Zu- 
nächst war  nach  der  Ansicht  des  Althusius  nur  die  Familie.  Erst 
nach  und  nach  haben  sich  aus  dieser  die  anderen  größeren  Verbände 
herausgebildet.  Jeder  größere  Verband  besteht  also  wieder  aus 
einer  Vereinigung  oder  Zusammenfassung  kleinerer  Verbände.  Dem- 
nach unterscheidet  Althusius  auch  zwischen  „einfacher  Ver- 
gesellschaftung" (consociatio  simplex)  und  allgemeiner 
„öffentlicher  Vergesellschaftung"  (consociatio  pu- 
blica). Die  kleineren  Verbände  sind  nur  einfache  Vereinigungen, 
der  Staat  hingegen  eine  allgemeine  politische  Vereinigung,  eine  „uni- 
versalis publica  consociatio". 
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Althusius  kehrt  also  zu  der  Auffassung  des  Aristoteles  zurück,  er- 
weitert sie  aber  entsprechend  der  staatlichen  Gliederung  seiner  Zeit. 
Der  Staat  gilt  ihm  nicht  als  Gesellschaft  an  sich,  auch  die  Korpo- 
rationen, die  Dorf-,  Stadt-  und  (jaugemeinden,  Landschaften  usw. 
sind  nach  seiner  Ansicht  Gesellschaften  (eine  „consociatio  publica 
particularis"),  während  der  Staat  eine  allgemeine  politische  gesell- 
schaftliche Vereinigung  ist:  eine  consociatio  universalis.  Da  nun  aber 
die  anderen  kleineren  Gesellschaften  ihm  in  der  Stufenfolge  der  Ent- 
wicklung vorausgegangen  sind,  so  ist  der  Staat  erst  ein  in  ver- 
hältnismäßig später  Zeit  entstandenes  Gebilde:  eine  neuere  Art  von 
Gesellschaft. 

Träger  der  souveränen  Staatsgewalt  ist  die  Volksgcsamthcit. 
Diese  Souveränität  kann  weder  veräußert,  noch  verliehen,  noch  zer- 
stückelt (geteilt)  werden.  Sie  kann  daher  auch  nicht  auf  einen  Mon- 
archen übertragen  werden.  Wohl  aber  können  alle  oder  einzelne 
der  sich  aus  dieser  Souveränität  ergebenden  Regierungsfunktionen 
einem  oder  mehreren  zur  Ausübung  überwiesen  werden,  doch  immer 
bleibt  die  Majestät  beim  Volke.  Deshalb  kann  auch  ein  König  nie 
als  wahrer  Souverän  gelten.  Er  ist  nur  der  höchste  Beauftragte, 
der  vornehmste  Mandatar  des  Volkes  und  als  solcher  an  den  Inhalt 
der  ihm  erteilten  Vollmacht  gebunden. 

Soweit  erscheint  die  Lehre  des  Althusius  als  rein  demokratisch; 
aber  nun  erfolgt  ebenso  wie  bei  seinen  Vorbildern,  den  französischen 
Monarchomachen,  die  Schwenkung  im  Interesse  des  aristokratischen 
Regiments.  Zwar  ist  die  Volksgesamtheit  nach  Althusius*  Ansicht 
souverän;  aber  diese  Gesamtheit  kann  als  Ganzes  nicht  regieren, 
sie  gebraucht  Verwalter  oder  Ephoren,  das  sind  Fürsten,  Optimaten, 
Magistrate,  Behörden  usw.  Alle  diese  bilden  ein  mit  Mehrheit  be- 
schließendes Kollegium  und  haben  in  allen  politischen  Verwaltungs- 
angelegenheiten das  Volk  zu  vertreten.  Sie  allein  haben  auch  die 
Amtsführung  des  Monarchen  zu  überwachen  und  können  ihn,  wenn 
er  fortgesetzt  seine  Vollmacht  mißbraucht,  absetzen,  während  den 
gewöhnlichen  Untertanen  nur  das  Recht  des  passiven  Wider- 
standes und,  falls  sie  unmittelbar  mit  Verlust  des  Lebens  oder 
Vermögens  bedroht  sind,  das  im  Naturrecht  begründete  Notwehr- 
recht zusteht. 

Im  wesentlichen  dieselbe  Argum.entation,  die  Hubert  Languet  an- 
wendet, nur  daß  Languets  Folgerungen  mehr  auf  das  Machtinteressc 
des  aufsässigen  kalvinistischen  Feudaladels  Frankreichs,  die  Folge- 
rung des  Althusius  hingegen  auf  das  Interesse  des  in  den  deutschen 
Städten  regierenden  ratsherrlichen  Patriziats  zugeschnitten  sind: 
eine  Verschiedenheit,  die  sich  genügend  aus  der  Verschiedenheit  der 
damaligen  politischen  Gliederung  beider  Länder  erklärt.  In  jenem 
städtischen  Patriziat  hatte  man  denn  auch  für  diese  Anpassung  des 
Althusius  ein  feines  Verständnis:  ein  Jahr  nach  der  Herausgabe 
seines  Werkes  wurde  er,  der  bisher  an  der  Herborner  Hochschule 
gelehrt  hatte,  von  dem  Magistrat  der  Stadt  Emden  zum  städtischen 
Syndikus  berufen,  um  die  Rechte  der  Stadt  gegen  Landesherrn  und 
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Ritterschaft  zu  wahren:  eine  wohldotierte  Stellung,  die  Althusius  bis 
zu  seinem  Lebensende  (1638)  behielt. 

Und  wie  Althusius  nur  eine  mehr  oder  minder  geschickte  juristi- 
sche Systematisierung  der  Lehren  Languets  bietet,  so  nehmen  seine 
ihm  in  den  nächsten  Generationen  folgenden,  die  Souveränität  der 
Monarchen  verteidigenden  Widersacher  größtenteils  ihre  Argumente 
von  Bodin,  Salmasius,  Bossuet  und  vor  allem  von  dem  englischen 
Staatsrechtstheoretiker  liobbes.  Doch  finden  wir  unter  diesen  Apo- 
logeten der  absoluten  Fürstengewalt  immerhin  einige  originelle 
Köpfe.  Darunter  vor  allem  den  Schlesier  Johann  Friedrich  Hörn, 
der  in  seiner  1664  erschienenen  Schrift  „Politicorum  pars  architecto- 
nica  de  Civitate",  ähnlich  wie  später  Bossuet  in  Frankreich,  die  Ver- 
tragstheorie, mag  sie  auch,  wie  bei  liobbes,  in  absolutistischer  Fas- 
sung auftreten,  als  revolutionär  verwirft  und  die  Souveränität  aus 
der  Fügung  und  Machtübertragung  Gottes  herleitet,  indem  er  den 
Fürsten  gewissermaßen  als  Stellvertreter  Gottes  auf  Erden,  als  „Pro- 
Deus"  installiert. 

Die  Staatsvertragslehre  bei  Grotius  und  Pufendorf. 

Im  ganzen  beherrscht  jedoch  bis  tief  ins  18.  Jahrhundert  hinein, 
sowohl  in  Deutschland  als  in  den  benachbarten  Niederlanden,  die 
Vertragslehre  fast  allgemein  die  Staatstheoretik.  Die  Art  der  Ver- 
tragschließung wird  allerdings  verschieden  aufgefaßt.  Während 
einige  Theoretiker  nur  eine  Vertragschließung  annehmen,  lassen 
andere  eine  ganze  Reihe  Verträge  folgen,  bis  endlich  der  Staat  in 
seiner  Ganzheit  konstituiert  ist;  und  während  einige  mit  allerlei 
Vernunftgründen  und  Bibelstellen  belegen,  daß  die  Staatsobergewalt 
dem  im  Staat  organisierten  Volk  unter  allen  Umständen  verbleibt, 
beweisen  andere  mit  gleichen  Mitteln,  daß  durch  die  Vertrag- 
schließung die  Souveränität  im  ganzen  oder  in  beschränktem  Um- 
fange auf  den  Monarchen  übergeht,  oder  auch,  daß  sie  zwischen  Volk 
und  Herrscher  geteilt  werden  kann. 

Bei  diesen  Begründungen  drängt  sich  jedoch  den  Vertragstheore- 
tikern teils  infolge  der  zunehmenden  Beschäftigung  mit  der  ältesten 
griechischen  Geschichtsliteratur,  teils  infolge  der  nach  der  Ent- 
deckung Amerikas  und  Indiens  immer  reichlicher  eingehenden  Be- 
richte über  die  Lebensweise  und  Sitten  der  sogen.  Naturvölker,  mehr 
und  mehr  die  Ueberzeugung  auf,  daß  nicht  überall  mit  der  Vereini- 
gung zu  „Gesellschaften"  zugleich  auch  schon  die  Staatskonstituie- 
rung erfolgt  sein  könne.  Wie  die  Völker  des  Altertums  bereits  vor 
der  Staatsgründung  ihre  Familienverbände,  Gemeinden,  Stamm-^ 
verbände  (Phylen  und  Tribus)  hatten,  so  lebten  auch  die  Völker- 
schaften der  „Neuen  Welt"  in  Familienverbänden,  in  Kriegs-,  Dorf- 
und  Geschlechtsgenossenschaften,  ohne  eine  eigenthche  Staatsgewalt 
zu  besitzen.  Folglich  mußten  doch  wohl  in  manchen  Fällen  dem 
„Staatsverein"  schon  kleinere  „gesellige  Vereinigungen"  vorauf- 
gegangen sein.  Selbstverständlich  brach  sich  diese  Folgerung  nur 
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allmählich  Bahn.  Eingewurzelte  alte  Anschauungen  weichen,  zumal 
wenn  sie  dem  Durchschnittsverstand  ihrer  Zeit  entsprechen,  nur 
schwer  neuen  Erkenntnissen. 

Zum  Teil  hatte  dieser  neuen  Auffassung,  daß  die  Staatsgründung 
nicht  direkt  aus  dem  „ungeselligen"  Naturzustand  heraus  erfolgt  sei, 
schon,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  Althusius  vorgearbeitet,  indem 
er  auf  Grund  seiner  Kenntnis  altgermanischer  Rechtsinstitutionen 
eine  der  Staatsgründung  voraufgegangene  Vereinigung  der  patriar- 
chalischen Familien  zu  Gemeinden  und  Landschaften  angenommen 
hatte. 

Nun  folgten  seinen  Spuren  andere  Rechtstheoretiker.  So  unter- 
scheidet z.  B.  Hugo  Grotius  (de  Groot)  bereits  an  einigen  Stellen 
seines  1625  erschienenen  Hauptwerkes  über  das  Kriegs-  und  Frie- 
densrecht („De  jure  belli  ac  pacis'O  zwischen  Gesellschaft  (societas) 
und  Staat  (Civitas).  Unter  societas  versteht  er  eine  Gruppe  von 
patriarchalischen  Familien,  die  nur  lose  zusammen-  und  nebenein- 
ander leben,  ohne  durch  irgendeine  eigentliche  Verwaltung  oder 
Rechtsregelung  verbunden  zu  sein  (II.  Buch,  Kapitel  XII,  9),  während 
er  als  civitas  eine  Verbindung  freier  Menschen  bezeichnet,  „die  sich 
völlig  zum  Zweck  des  Rechtsschutzes  und  des  Nutzens  zusammen- 
geschlossen haben".  (I.  Buch,  Kap.  I,  14.)  Der  Staat  gilt  ihm  also 
gewissermaßen  als  eine  Art  Unterabteilung  der  Gesellschaft  und  ent- 
steht erst  dadurch  aus  dieser  heraus,  daß  eine  bisher  nur  ganz  lose 
zusammenlebende  Gruppe  patriarchalischer  Familien  einen  Vereini- 
gungs-  und  Herrschaftsvertrag  schließt.  Doch  wird  diese  Unter- 
scheidung keineswegs  von  Grotius  konsequent  festgehalten.  An 
anderen  Stellen  wieder  wirft  er  die  Begriffe  Gesellschaft,  Staat  und 
Volk  durcheinander. 

Eine  ähnliche  Auffassung  vertritt  Pufendorf  in  seinem  1672  er- 
schienenen großen  Werk  „De  jure  naturae  et  gentium".  Das  bloße 
Sichzusammenfinden  der  Familienhausväter  (Familienpatriarchen)- 
genügt  nach  seiner  Meinung  noch  keineswegs  zur  Begründung  eines 
Staates.  Dazu  ist  vielmehr  nötig,  daß  die  „Hausväter"  sämtlich  ver- 
tragsmäßig ihren  verschiedenen  Willen  zu  einem  gemeinsamen  ein- 
heitlichen Willen  vereinigen  und  eine  Regierung  einsetzen,  denn  der 
Staat  ist,  wie  Pufendorf  erklärt,  eine  zusammengesetzte  moralische 
Person,  deren  „geeinter  Wille"  als  Willen  aller  Staatsbürger,  also 
als  „allgemeiner  Wille"  zu  betrachten  sei.  Demnach  nimmt  er  denn 
auch  an,  daß  zur  Konstituierung  eines  Staates  dreierlei  Verträge 
nötig  sind:  erstens  ein  Gesamtbeschluß,  durch  den  die  Familienväter 
sich  zur  Errichtung  eines  Staates  verbinden,  zweitens  eine  vertrags- 
mäßige Einigung  über  die  Regierungsform,  drittens  ein  Vertrag,, 
durch  den  sich  die  Vereinigten  und  die  zu  Regenten  ausersehenen 
Personen  auf  Grund  der  beschlossenen  Regierungsform  gegenseitig 
verpflichten.  Und  diese  verschiedenen  Verträge  folgen  keineswegs 
nach  Pufendorfs  Ansicht  immer  schnell  aufeinander.  Der  Staat  ist 
demnach  etwas  erst  allmählich  Entstehendes. 
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WaiidiiiiiKcn  der  Natiirrechtslehre  im  17.  und  18.  Jahrhundert. 

Zugleich  vollzieht  sich  mit  der  Herausbildung  neuer  wirtschaft- 
licher LehcMsfornicn  ein  in  seinen  PoJKen  für  die  Staats-  und  Cjeseli- 
schaftslehre  höchst  bedeutsamer  Wechsel  der  Rechtsanschauun^. 
Der  Betriff  eines  sich  ausschließlich  aus  der  inneren  Notwendigkeit 
einer  Regelunji:  menschlichen  Zusammenlebens  von  selbst  ergeben- 
den Rechtes  war  den  in  theologischen  Begriffen  eingeschachtelten 
Menschen  des  Mittelalters  zunächst  völlig  unfaßbar.  Wie  das 
irdische  Leben  sich  allein  nach  (jottes  Willen  vollzog  (soweit  der 
sogen,  böse  Feind  nicht  seine  Hand  im  Spiele  hatte)  und  demnach 
der  ganze  Verlauf  der  irdischen  Staaten  einem  von  Gott  be- 
stimmten Endziel  zustrebte:  der  allgemeinen  Aufrichtung  des 
Qottesreiches  auf  Erden,  so  konnte  auch  die  wirkliche  und  wahre 
Rechtsordnung  dieser  Staaten  nimmermehr  bloßes  erklügeltes 
Menschenwerk  sein,  sondern  mußte,  wie  alles  Geschehen,  ihren 
tieferen  Grund  und  ihre  Quelle  in  Gott  haben,  in  seiner  weisen  Be- 
stimmung und  Voraussicht.  Mit  anderen  Worten:  das  wahre  un- 
veränderliche, für  alle  Zeiten  feststehende  Recht  konnte  nur  gött- 
lichen Ursprungs  sein.  Wie  sollte  auch  ein  von  Menschen  gemachtes 
und  erfundenes  Recht  den  Menschen  in  seinem  Wollen  und  Tun 
moralisch  binden  und  verpflichten  können.  Nur  ein  Recht,  das,  aus 
Gottes  Willen  stammend,  als  ein  Heiliges  über  den  Menschen  stand, 
ewig  und  unverrückbar,  konnte  ihn  zwingen. 

Und  diese  göttliche  Quelle  des  unveränderlichen  wahren  Rechtes 
fand  man  einerseits  in  den  von  Gott  gegebenen  und  von  seiner  Kirche 
ausgelegten  Geboten:  in  dem  geoffenbarten,  d.  h.  in  der  Heiligen  Schrift 
niedergelegten  göttlichen  Recht,  andererseits  in  der  angeborenen 
Natur  des  Menschen,  hinter  der,  da  sie  dem  Menschen  von  Gott 
gegeben  ist,  ebenfalls  Gottes  Bestimmung  steht.  Das  göttliche  wie  das 
Naturrecht  sind  demnach  von  Gott  stammende  Grundrechte:  die 
Grundlagen  aller  Rechtsordnung. 

Daneben  wurde  zwar  noch  ein  jus  gentium,  ein  Volksrecht  (nicht 
Völkerrecht  im  heutigen  Sinne),  unterschieden,  aber  dieses  war 
nach  gewöhnlicher  spätmittelalterlicher  Auffassung  lediglich  eme 
vernunftgemäße  Ausdehnung  des  aus  der  Natur  des  einzelnen  sich 
ergebenden  Rechts  auf  ein  ganzes  Volk,  eine  logische  Vermannig- 
faltigung  des  natürlichen  Einzelrechts,  da  ja  nach  jener  Auffassung 
der  Staat  resp.  die  Gesellschaft  nur  eine  Zusammenhäufung  von 
Individuen  ist,  weshalb  denn  auch  gewöhnlich  von  den  mittelalter- 
lichen Staatstheoretikern  das  Volksrecht  einfach  dem  jus  naturale 
zugerechnet  wird,  aber  nicht  als  ein  dem  natürlichen  Individualrecht 
gleichstehendes  Recht,  sondern  gewissermaßen  als  ein  Naturrecht 
zweiter  Ordnung. 

Diesem  göttlichen  und  natürlichen  Recht  steht  das  „menschliche" 
oder  positive  Recht  als  minderwertig  gegenüber.  Es  hat  moralisch 
nur  soweit  Gültigkeit,  als  es  sich  dem  göttlichen  und  natürlichen 
Recht  anpaßt  und  wenigstens  dessen  Richtschnur  nicht  widerspricht, 
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sich  also  nur  als  AnwendiiiiK  der  im  Köttlichen  und  natürlichen  Recht 
gegebenn  Rechtsgrundsätze  auf  eine  durch  diese  nicht  direkt  ge- 
regelte Rechtsniaterie  darstellt.  Deshalb  ist  auch  jedes  positive 
Recht,  staatliches  wie  privates  Reclit,  ungültig,  weiui  ihm  nach- 
gewiesen werden  kann,  daß  es  gegen  das  göttliche  oder  natürliche 
Recht  verstößt. 

Schon  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  findet  man  jedoch  bei 
einzelnen  Autoren  gegen  diese  Naturrechtskonstruktion  allerlei  Ein- 
wendungen. So  spottet  z.  B.  bereits  der  französische  Sozialphilosopli 
Michel  de  Montaigne  in  seinen  1580  erschienenen  „Essais"  (II.  Buch, 
Kapitel  12): 

„Aber  sehr  spaßhaft  sind  sie  (die  Rechtsphilosophen),  wenn  sie,  um 
einigen  Gesetzen  Gewißheit  zu  verleihen,  behaupten,  es  viebe  darunter 
einige  feste,  ewige,  unveränderliche  Gesetze,  die  sie  Naturgesetze  nennen: 
Gesetze,  die  dein  Menschen  durch  sein  eigenes  inneres  Wesen  eingeprägt 
seien.  Der  eine  zählt  von  solchen  Gesetzen  drei,  der  andere  vier  auf, 
dieser  mehr,  jener  weniger:  ein  Zeichen,  daß  sie  wohl  ebenso  schwer  zu 
erkennen  sind,  als  die  übrigen  Gesetze.  Dabei  aber  sind  sie  so  unglück- 
selig beschaffen  (denn  anders  kann  man  es  doch  wohl  nicht  nennen,  weim 
unter  einer  solchen  Zahl  von  Gesetzen  sich  auch  nicht  eines  befindet,  dem 
das  Glück  oder  ein  launisches  Geschick  beschieden  hat,  die  allgemeine  An- 
erkennung und  Zustimmung  aller  Nationeii  zu  finden),  sie  sind  so  trauriger 
Art,  sage  ich,  daß  unter  den  drei  oder  vier  ausgewählten  Gesetzen  auch 
nicht  ein  einziges  ist,  dem  nicht  widersprochen  oder  das  nicht  verworfen 
würde,  und  zwar  nicht  nur  von  einer  Nation,  sondern  von  vielen.  Nun 
ist  es  aber  doch  wohl  das  einzige  Kennzeichen,  an  welchem  sich  irgendein 
Naturgesetz  erkennen  läßt,  daß  es  allgemein  Beifall  findet:  denn  nur  dem, 
was  uns  unsere  Natur  wirklich  gebietet,  würden  wir  zweifellos  unter  all- 
gemeiner Zustimmung  gehorchen.  Nicht  allein  jede  Nation,  sondern  jeder 
einzelne  Mensch  würde  die  Gewalt  ahnden,  die  ihn  zwingen  wollte,  gegen 
ein  solches  Gesetz  zu  handeln.  Aber  möge  man  mir  doch  auch  nur  eine 
von  diesen  Bedingungen  aufzeigen." 

Michel  de  Montaigne  weist  dami  darauf  hin,  wie  selbst  die  An- 
erkennung jener  Rechtsanschauungen,  die  zu  einer  bestimmten  Zeit 
als  die  natürlichsten  gelten,  immer  auf  bestimmte  Volkskreise  oder 
Nationen  beschränkt  bleibt  und  ferner  das,  was  dem  einen  Volk  als 
Verstoß  gegen  das  Naturrecht  gilt,  bei  einem  anderen  Volk  vielleicht 
Sitte  und  Brauch  ist.  Falls  es  deshalb  einst  (im  Naturzustand) 
Naturgesetze  gegeben  hätte,  müßten  sie  den  Menschen  längst  ver- 
lorengegangen sein.  Heute  gäbe  es  nur  noch  historische,  aus  der 
„M  a  c  h  t  V  0  1 1  k  o  m  m  e  n  h  e  i  t"  stammende   Gesetze. 

Doch  diese  Anschauung,  daß  alles  Recht  „menschlich  ge- 
wordenes Recht"  sei,  ein  Ausdruck  bestinnnter  Machtver- 
hältnisse, konnte  natürlich  keinerlei  nachhaltigen  Einfluß  auf  die 
Rechtsanschauimg  einer  Zeit  gewinnen,  die  die  menschliche  Natur 
und  alle  Moral  als  ein  Gott-  oder  Naturgegebenes,  als  etwas  ein  für 
allemal  Feststehendes  betrachtete.  Die  Naturrechtsspekulationen 
dehnten  sich  vielmehr  immer  weiter  aus  und  wurden  zu  ganzen 
rechtslogischen  Systemen  ausgebaut.     Womit  sich  freilich  zugleic-h 
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auch  die  Ansichten  darüber,  welche  besetze  eij^entlich  als  Natur- 
Kcsctzc  zu  betrachten  seien  und  wo  die  (Jrenze  zwischen  Natur- 
recht  und  dem  so^en.  positiven  Recht  KezoKen  werden  müsse^ 
inimermehr  differenzierten.  Hu^o  Orotius,  der  gewöhnlich  als  der 
KröfJte  Naturrechtsphilosoph  des  17.  Jahrhunderts  gilt,  definiert  bei- 
spielsweise in  seinem  Werk  „De  jure  belli  ac  pacis'*  das  Naturrecht 
in  folgender  Weise  (I.  Buch,  Kap.  I,  10): 

„Das  natürliche  Recht  ist  ein  Gebot  der  Vernunft,  das  anzeigt,  daß  einer 
Handlung  wegen  ihrer  Uebercinstimmung  oder  Nichtübereinstimmung  mit 
der  vernünftigen  Natur  selbst  eine  moralische  Häßlichkeit  oder  eine  mora- 
lische Notwendigkeit  innewohnt,  weshalb  Gott,  als  der  Schöpfer  der 
Natur,  eine  solche  Handlung  entweder  geboten  oder  verboten  habe." 

Aber  neben  diesem  eigentlichen  Naturrecht  unterscheidet  Orotius 
ein  „reduktiv"  aus  diesem  abgeleitetes  „mindervollkommenes" 
Naturrecht  (minus  perfectum),  ein  durch  logische  Uebertragungen 
naturrechtlicher  Grundsätze  auf  soziale  Verhältnisse  gewonnenes 
Recht;  denn  so  sagt  er:  „Das  Naturrecht  handelt  nicht  bloß  von 
dem,  was  innerhalb  des  Willens  der  Menschen  besteht,  sondern 
auch  von  vielem,  was  die  Folge  des  menschlichen  Wollens  und 
Handelns  ist.  So  hat  der  Wille  des  Menschen  das  Eigentum,  wie  es 
jetzt  besteht,  eingeführt.  Aber  nachdem  dies  geschehen  ist,  sagt  mir 
schon  das  Naturrecht,  daß  es  unrecht  ist,  etwas  wider  Willen  des 
Eigentümers  sich  anzueignen." 

Eine  dritte  Abart  des  eigenthchen  Naturrechts  ist  ferner  das  Recht 
der  natürlichen  Billigkeit  und  Angemessenheit,  das  „jus  naturae 
laxius",  das  zwar  nicht  rechtlich,  wohl  aber  moralisch  zur  Einhaltung^ 
bestimmter  Grundsätze  der  Ehrenhaftigkeit  und  der  Anständigkeit, 
verpflichtet  und  daher  von  Grotius  als  „principa  honesta  sed  obli- 
gantia''  bezeichnet  wird. 

Pfercht  auf  diese  Weise  Grotius  allerlei  bürgerliche  Rechte  und 
Anstandspflichten  in  das  Naturrecht  hinein,  so  rechnet  er  anderer- 
seits das  göttliche  und  das  Volksrecht  dem  positiven  oder,  wie  er  es 
nennt,  dem  Willensrecht  (jus  voluntarium)  zu,  nimmt  dann  aber  im 
Gegensatz  zu  den  meisten  Naturrechtstheoretikern  seiner  Zeit  an, 
daß  der  Mensch  imstande  ist,  sich  auch  des  ihm  angebornen  natür- 
lichen Rechtes  vertragsmäßig  zu  entäußern,  indem  er  es  auf  eineir 
andern  überträgt. 

Einen  Ausweg  aus  diesen  ebenso  seltsamen  als  willkürlichen 
Naturrechtskonstruktionen  findet  erst  der  englische  Staatsrechts- 
historiker Thomas  Hobbes,  indem  er  das  Naturrecht  lediglich  als  eine 
Summe  von  natürlichen  Moralforderungen  oder,  wie  er  im  18.  Kapitel 
seiner  „Elements  of  law"  sagt,  „Diktaten  der  natürlichen  Vernunft 
und  Moral"  auffaßt,  die  nichts  anderes  als  das  sogen,  göttliche  Moral- 
gesetz sind.  Dieses  uns  durch  unsere  gottgegebene  Natur  über- 
mittelte Moralgesetz  bindet  uns  aber  nur  innerlich;  d.  h.  nur  unser 
Gewissen;  es  stellt  keine  juristisch  verpflichtenden  Regeln  auf.  So 
erklärt  er  z.  B.  in  seiner  1642  erschienenen  Schrift  über  den  Bürger 
(De  Cive,  III.  Kap.,  33): 
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„Was  ich  natürliche  Gesetze  nenne,  sind  nur  gewisse  von  der  Vernunft 
erkannte  Folgerungen,  die  sich  auf  Handlungen  und  Unterlassungen  be- 
ziehen. Dagegen  ist  das  Gesetz  nach  dem  strengen  Sprachgebrauch  nur 
ein  Ausspruch  dessen,  der  anderen  etwas  zu  tun  oder  zu  unterlassen 
mit  Recht  befiehlt.  Daher  sind  die  Naturgeset-ze  eigent- 
lich gar  keine  Gesetze,  deini  sie  gehen  aus  der  Natur  selbst  her- 
vor. Soweit  sie  jedoch  von  Gott  in  der  Heiligen  Schrift  gegeben  worden 
sind,  kann  man  sie,  wie  das  folgende  Kapitel  zeigen  wird,  dennoch  im 
eigentlichen  Sinne  auch  Gesetze  nennen,  denn  die  Heilige  Schrift  ist  ein 
Ausspruch  des  mit  dem  höchsten  Recht  über  alles  gebietenden  Gottes." 

Selbst  im  Naturzustand  gelten  jedoch  diese  Naturgesetze  oder 
vielmehr  Moralgebote  nicht  ohne  weiteres,  denn  der  Naturzustand 
ist,  wie  liobbes  ausführt,  ein  Kriegszustand  und  in  solchem 
„schweigen  die  Gesetze''.  Mit  der  Gründung  staatlicher  (jesell- 
schaft  aber  geht  alles  Recht,  für  das  Zusammenleben  Normen  auf- 
zustellen, völlig  an  die  Staatsgewalt  über.  Es  kann  daher  auch  nach 
seiner  Ansicht  niemals  ein  sogen.  Natur-  oder  Moralgesetz  staatliche 
Gesetze  aufheben  oder  mit  diesen  im  Widerspruch  stehen,  ist  doch 
das  natürliche  Recht  stets  „in  der  Errichtung  des  Staates  mitent- 
halten''. „Hieraus,"  so  sagt  Hobbes  im  „De  Cive",  14,  10,  „ergibt 
sich,  daß  kein  Staatsgesetz  gegen  das  natürliche  Gesetz  verstoßen 
kann;  denn  wenn  letzteres  auch  den  Diebstahl,  den  Ehebruch  usw\ 
verbietet,  das  Staatsgesetz  aber  gebietet,  über  etwas  herzufallen,  so 
ist  dies  dann  kein  Diebstahl  oder  Ehebruch  usw."  Auch  sogen, 
göttliche  Gesetze  könnten  staatliche  Gesetze  nicht  aufheben  oder 
einschränken,  denn  die  alttestamentlichen  Gesetze  waren  nur  speziell 
für  die  Hebräer  bestimmt  und  inwieweit  sie  wie  andere  religiöse 
Gesetze  im  jetzigen  Staatsleben  Gültigkeit  haben  sollen,  hätte  aus- 
schließlich die  Staatsgewalt  zu  entscheiden. 

Kurz  zusammengefaßt,  besagt  demnach  die  Rechtslehre  des 
Hobbes:  Die  sogen.  Naturgesetze  sind  gar  keine  Gesetze  im  juri- 
stischen Sinne,  sondern  lediglich  Moral-  und  Gewissensverpflich- 
tungen; das  eigentliche  Recht  entsteht  erst  mit  der  Herausbildung 
staatlicher  Gemeinschaften,  Recht  und  Unrecht  im  gesetzlichen  Sinne 
(nicht  im  rein  moralischen)  ist  daher  lediglich,  was  der  Staat  erlaubt 
oder  verbietet. 

Zwischen  Grotius  und  Hobbes  steht  gewissermaßen  Pufcndorf. 
Er  ist  noch  vielfach  in  den  Naturrechtskonstruktionen  des  Grotius 
befangen,  vertritt  aber  wie  Hobbes  die  Auffassung,  daß  alles  eigent- 
liche Recht  erst  aus  dem  geselligen  Zusammenleben  entspringt.  Den 
Naturzustand  wie  die  Staatsentstehung  stellt  er  sich  allerdings 
wesentlich  anders  vor  wie  Hobbes.  Folgt  nach  Hobbes  der  Natur- 
mensch lediglich  dem  Selbsterhaltungstrieb  und  ist  er  deshalb  ein 
rein  egoistisches  Wesen,  so  wirken  nach  Pufendorf  schon  im  Natur- 
menschen sowohl  eigennützige  als  wohlwollende  gesellige  Triebe 
mit,  wie  auch  im  späteren  Staate  die  Handlungen  der  Menschen  sich 
als  die  Wirkung  eines  Gemisches  eigennütziger  mit  gemeinnützigen 
Trieben  darstellen. 
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Spinozas  Ableitung  des  Rechts  aus  der  Gesellschaftlichkeit. 

Zu  einer  konsequenten  Ableitung  alles  Rechts  aus  der  (jesellschaft- 
liclikeit,  der  „Sozialität",  k'elan^t  jedoch  erst  Baruch  Spinoza  in 
seinem  „Theologisch-politischen  Traktat",  anj(eblich  1670  in  Ham- 
burg, tatsächlich  aber  in  Amsterdam  j^edruckt,  und  in  seiner  „Ethik", 
1677  nach  Spinozas  Tode  erschienen. 

Auch  nach  Spinoza  ist  das  so^en.  Naturgesetz  kein  (iesetz  im  juri- 
stischen Sinne;  denn  ein  (jesetz  ist  nichts  anderes  „als  die  Lebens- 
weise, die  die  Menschen  sich  oder  anderen  zu  einem  gewissen  Zweck 
\'orschreiben",  das  Naturrecht  aber  enthalte  keine  derartigen  Vor- 
schriften über  die  Einhaltung  irgendeiner  bestimmten  Lebensweise; 
es  besage  lediglich,  daß  im  Naturzustand  der  Mensch  notwendig 
seinen  natürlichen  Trieben  folge  und  zwar  mit  vollem  F^echt,  denn 
für  ihn  gelte  eben  in  diesem  Zustand  nur  das  Gesetz  seiner  eigenen 
Natur,  und  wenn  er  daher  das  tue,  wozu  er  durch  seine  Natur  be- 
stimmt werde,  handele  er  völlig  naturgemäß  —  und  damit  recht. 
Jeder  hätte  daher  auch  ein  Recht  zu  allem,  wozu  ihn  seine  Begierde 
reize.  Von  einer  Einschränkung  des  Naturrechts  durch  die  Ver- 
nunft zu  reden,  sei  eine  Torheit,  denn  den  Naturmenschen  leite  nicht 
die  Vernunft,  sondern  der  Antrieb  der  ihm  innewohnenden  Begierden 
(Affekte).  Deuthch  erklärt  Spinoza  im  „Theologisch-politischen 
Traktat"  (16.  Kap.): 

„Unter  Recht  und  Verordnung  der  Natur  verstehe  ich  nichts  anderes  als 
die  Regeln  der  Natur  jedes  einzelnen  hidividuums,  die  nach  unseren  Be- 
griffen dieses  Individuum  naturgemäß  bestimmen,  auf  eine  gewisse 
Weise  zu  sein  und  zu  wirken.  Zum  Beispiel,  die  Fische  sind  von  der 
Natur  bestimmt,  zu  schwimmen,  die  großen,  die  kleinen  zu  fressen.  Mit 
dem  höchsten  natürlichen  Recht  bemächtigen  sich  daher  die  Fische  des 
Wassers  und  fressen  die  großen  die  kleinen.  Denn  es  ist  gewiß,  daß  die 
Natur  an  sich  betrachtet  das  höchste  Recht  hat  zu  allem,  was  sie  vermag, 
mit  anderen  Worten,  daß  sich  das  Recht  der  Natur  gerade  so  weit  er- 
streckt als  ihre  Macht." 

Eben  deshalb  aber  könne  auch  von  dem  Naturmenschen  nicht  ge- 
fordert   werden,     nach    irgendwelchen    Grundsätzen    einer    sogen, 
natürlichen  gesunden  Vernunft  zu  leben.    Er    könne   nur   nach 
seiner  Natur  leben,  und  demnach  auch  nur  soweit 
„vernünftig"  handeln,  als  in  seiner  Natur  liege: 
„Das  natürliche  Recht  eines  jeden  Menschen  wird  demnach  nicht  durch 
die  gesunde  Vernunft,  sondern   durch  die   Begierde   und   die   Macht   be- 
stimmt.   Denn  nicht  alle  Menschen  sind  von  Natur  aus  bestimmt,  nach  den 
Regeln  und  Gesetzen  der  Vernunft  zu  handeln,  vielmehr  kommen  sie  ganz 
unwissend  auf  die  Welt,  und  bevor  sie  die  wahre  Lebensw^eise  erkennen 
und  die  tugendhafte  Gesinnung  sich  erwerben  können,  vergeht  auch  bei 
guter  Erziehung   ein  beträchtlicher  Teil  ihres  Lebens,  während  dessen  sie 
aber  gleichwohl  leben  und  sich  so  gut  als  mögüch  erhalten  müssen,  und 
zwar  bloß  nach  dem  Antrieb  der  Begierden.     Denn  die-  Natur  hat  ihnen 
nichts  anderes  gegeben  und  ihnen  die  wirkliche  Macht,  nach  der  gesunden 
Vernunft  zu  leben,  verweigert,  daher  sind  sie  ebensowenig  verpflichtet, 
nach  den  Gesetzen  der  gesunden  Vernunft  zu  leben,  als  die  Katze  ver- 
pflichtet ist.  nach  den  Gesetzen  der  Löwennatur  zu  leben." 
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Und  da  es  im  Naturzustand  weder  irgendwelche  Vorschriften  der 
Lebensführung,  noch  einsogen,  n  a  t  ü  r  1  i  c  h  e  s  V  e  r  n  u  n  f  t  - 
recht  gibt,  sondern  nur  ein  Naturangebrachtes  oder  Naturnot- 
wendiges, so  gibt  es  auch  kein  Unrecht,  kein  Verbrechen:  „denn 
die  Natur  steht  nicht  unter  den  Gesetzen  der  nienschhchen  Ver- 
mnift".  So  heißt  es  im  vierten  Teil  der  Ethik  (37.  Lehrsatz,  2.  An- 
merkung): 

„Hieraus  ist  leicht  ersichtlich,  daß  es  im  NatiirziistaiKl  nichts  k'iht,  \\as 
nach  Uebereinstimmunic  aller  Kut  oder  schlecht  ist,  da  ja  im  Naturzustand 
jeder  nur  für  seinen  Nutzen  sorgt  und  nach  seinem  Sinn,  und  nur,  sofern  er 
auf  seinen  Nutzen  Bedacht  nimmt,  entscheidet,  was  Kut  und  was  schlecht 
ist,  und  durch  kein  Gesetz  verbunden  ist,  irgend  jemand  zu  gehorchen, 
als  nur  sich  selbst.  Im  Naturzustand  kann  daher  kein  Ver- 
brechen begriffen  werden,  wohl  aber  im  bürgerlichen 
Leben,  wo  durch  allgemeine  Uebereinstinmiung  entschieden  wird,  was 
gut  und  was  schlecht,  ist,  und  jeder  verbunden  ist,  dem  Staate  zu  ge- 
horchen  

Ferner  ist  im  Naturzustand  niemand  nach  gemeinschaftlicher  Ueberein- 
kunft  Herr  irgendeines  Dinges,  und  es  gibt  in  der  Natur  nichts, 
was  als  Eigentum  dieses  oder  jenes  Menschen  bezeich- 
net w  e  r  d  en  k  ö  n  n  t  e,  sondern  alles  geh()rt  allen.  Daher  kann  auch  im 
Naturzustand  der  Wille,  jemand  das  Seinige  zu  geben,  oder  zu  nehmen, 
nicht  begriffen  werden;  d.  h.  im  Naturzustand  geschieht  nichts,  was  ge- 
recht oder  ungerecht  heißen  k()nnte,'  wohl  aber  im  bürgerlichen  Leben, 
wo  nach  gemeinschaftlicher  Uebcreinkunft  festgestellt  wird,  was  diesem 
oder  jenem  gehören  soll." 

Doch  das  gilt,  wie  schon  die  letzten  Sätze  anzeigen,  nur  für  den 
Naturzustand,  also  vor  der  Entstehung  irgendwelcher  Staatsgewalt. 
Sobald  die  Menschen  sich  zu  ihrem  Nutzen,  um  möglichst  sicher  und 
ohne  Furcht  leben  zu  können,  zu  einer  (lescllschaft  (zwischen  Staat 
und  Gesellschaft  unterscheidet  auch  Spinoza  nicht)  zusammen- 
schliefJen,  kann  nicht  mehr  der  einzelne  nach  Belieben  alles  tun, 
wozu  ihn  seine  Begierden  oder  Affekte  treiben;  er  muß  seine  Be- 
gierde zügeln  und  sich  dem  Zusammenleben  einfügen.  Es  ist  also, 
wie  Spinoza  folgert,  nötig,  „daß  jeder  seine  eigene  Macht 
gänzlich  auf  die  Gesellschaft  überträgt,  die  so  das 
höchste  Naturrecht  zu  allem,  d.  h.  die  höchste  Macht,  allein  inne 
hat,  und  der  jedermann  entweder  aus  freiem  Antrieb  oder  aus  Furcht 
vor  harten  Strafen  zu  gehorchen  gezwungen  sein  wird". 

Die  frühere  Naturnotwendigkeit  wird  nun  ersetzt  durch  die  Ge- 
sellschafts- oder  Staatsnotwendigkeit:  die  Notwendigkeit,  das  Zu- 
sanmienleben  im  Staatsverein  zu  ordnen  und  zu  regeln,  eine  Staats- 
ordnung herzustellen.  Diese  Aufgabe  aber  wieder  erfordert  eine 
möglichst  einheitliche  und  mächtige  Staatsgewalt,  deren  Anord- 
nungen unbedingten  Gehorsam  finden.  Auch  in  allen  religiösen  Fragen 
hat  deshalb,  wie  Spinoza  nach  Hobbes  ausführt,  allein  die  Staats- 
gewalt zu  bestimmen,  was  als  richtig  gelten  soll.  Zum  Schluß  des 
16.  Kapitels  seines  „Theologisch-politischen  Traktats"  stellt  er  die 
Frage:  „Wie,  wenn  die  höchste  Gewalt  etwas  gegen  die  Religion 
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lind  den  Cichorsam,  den  wir  Oott  durch  Vertrage  ausdrücklich  ?:elobt 
haben,  befehlen  sollte?  Wem  ist  da  (iehorsam  zu  leisten,  dem  gött- 
lichen oder  dem  menschlichen  Befehl?''  Spinoza  antwortet  darauf, 
nachdem  er  darj^elegt  hat,  daß  die  Menschen  in  Relij?ionssachen 
häufig  irren,  und  die  Autorität  der  Staatsgewalt  durch  innere  Reli- 
gionstsreitigkeiten  leicht  gefährdet  wird: 

„Da  also  auf  diese  Weise  das  Recht  des  Staates  ganz  und  gar  zerstört 
würde,  so  folgt,  daß  der  höchsten  Gewalt,  welcher  es  nach  göttlichem  und 
natürlichem  Recht  allein  zukommt,  die  Rechte  des  Staates  zu  wahren  und 
zu  schützen,  auch  das  höchste  Recht  zusteht,  in  Religionsangelegenheiten 
zu  bestimmen,  was  sie  für  gut  hält,  und  was  jedermann  ihren  bezüglichen 
Beschlüssen  und  Anordnungen  Gehorsam  zu  leisten  verpflichtet  ist,  kraft 
des  ihr  geleisteten  Versprechens  der  Treue,  das  Gott  unbedingt  zu  halten 
befiehlt." 

Spinoza  lehnt  also  alle  unveränderlichen  (ewigen)  natürlichen 
"Rechte  und  Rechtsgrundsätze  ab.  Das  sogen.  Naturrecht  besagt 
nach  seiner  Auffassung  nichts  anderes,  als  daß  der  noch  im  vor- 
gesellschaftlichen Naturzustand  lebende  Mensch  das  Recht  hat, 
seinen  Naturtrieben  zu  folgen;  erst  mit  der  Qesellschaftsbildung  ent- 
steht das,  was  man  gewöhnlich  Recht  und  Gesetz  nennt,  nämlich 
aus  der  Notwendigkeit  einer  Regelung  des  Zusammenlebens  und  des 
Zusammenwirkens  der  Vergesellschafteten  heraus. 

Deutsche  und  französiche  Naturrechtssophistik  im  18.  Jahr- 
hundert. 

Daß  diese  Auffassung  zunächst  wenig  Anklang  fand,  ist  in  An- 
betracht der  geringen  ethnologisch-soziologischen  Kenntnisse  und 
des  Mangels  an  historischem  Sinn  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
selbstverständlich.  Wie  den  damaligen  Wirtschaftstheoretikern  die 
neuen  ökonomischen  Kategorien  der  entstehenden  kapitalistischen 
Wirtschaft  meist  als  ewige  natürliche  Gesetze  und  Verhältnisse  er- 
schienen, deren  „Nützlichkeit"  man  durch  die  Konstruktion  von 
Wirtschafts-Robinsonaden  zu  erweisen  suchte,  so  sahen  auch  die 
Rechtsphilosophen  in  den  aus  der  kapitalistischen  Entwicklung  her- 
vorgegangenen bürgerlichen  Rechtsbegriffen,  vornehmlich  in  den 
Eigentums-,  Familien-,  Vertrags-  und  politischen  Selbstbestim- 
mungsrechten in  der  menschlichen  Natur  begründete  ewige  Rechte, 
„die  droben  hangen  unveräußerlich  und  unzerbrechlich,  wie  die 
Sterne  selbst". 

Allerdings  verzichteten  die  Naturrechtler  im  weiteren  Verlauf, 
durch  rechtshistorische  Einwendungen  immer  mehr  in  die  Enge  ge- 
trieben, meist  darauf,  bestimmte  bürgerliche  Rechte  ihrer  Zeit,  wie  das 
Eigentumsrecht,  die  rechtliche  Gewalt  des  Vaters  über  seine  Kinder, 
das  Recht  der  freien  Vertragsschließung  usw.  für  ewige  in  der 
Menschennatur  begründete  natürliche  Rechte  auszugeben.  Sie  be- 
gnügten sich  vielmehr  damit,  allerlei  allgemeingültige  Rechtsprin- 
zipien oder  Rechtspflichtdefinitionen  zu  konstruieren,  die  zumeist  so 
unbestimmt  sind,  daß  sie  sich  beliebig  deuten  lassen  und  gewöhn- 
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lieh  auf  nichts  anderes  hinauslaufen  als  auf  rechtsphilosophische 
Fassungen  alter  Moralgerneinplätze. 

Ein  Beispiel  dafür  bietet  Christian  Thomasius  oder  Thomas 
(1655 — 1728),  der  übrigens  insofern,  als  er  zwischen  Naturrecht. 
Naturtrieb  und  natürlicher  Moralsatzung  sowie  zwischen  Recht  und 
Gesetz  näher  zu  unterscheiden  suchte,  immerhin  die  gewöhnliche 
Naturrechtsauffassung  seiner  Zeit  eine  gute  Wegstrecke  hinter  sich 
ließ.  Das  Naturrecht  darf  nach  seiner  Auffassung  nicht  mit  dem 
Naturtrieb  verwechselt  werden,  denn  der  Naturtrieb  bietet  keine 
vernünftige  Richtschnur  des  Handelns.  Was  natürliches  Recht  ist, 
vermag  allein  die  dem  Menschen  innewohnende  natürliche  Vernunft 
zu  entscheiden.  Das  Naturrecht  ist  also  natürliches  Vernunftrecht, 
es  kann  daher  auch  nur,  wie  Thomasius  sagt,  aus  dem  „Vernunft- 
schlusse  oder  Ratiociation  eines  ruhigen  Gemütes"  erkannt  werden. 
Daher  verlangt  es  auch  nicht  wie  das  offenbarte  oder  gegebene  Recht 
eine  Offenbarung  oder  Verkündigung.  Vielmehr  ist  es  unveränder- 
lich „in  aller  Menschen  Herzen  eingeschrieben",  benötigt  denniacli 
auch  nicht  wie  das  Willensrecht  der  Festsetzung  und  Aufrecht- 
erhaltung durch  irgendwelche  Autorität.  Es  ist  gewissermaßen 
Rechtskonsequenz  der  Vernunftsnatur  des  Menschen.  Da  aber  der 
Urheber  dieser  Menscliennatur  üott  selbst  ist,  so  ist  das  Naturreclu 
letzten  Endes  „göttlich",  d.  h.  von  Qott.  Dennoch  darf  es  nicht  mit 
dem  natürlichen  Moralgesetz  verwechselt  werden,  denn  dieses  Ge- 
setz statuiert  Verpflichtungen,  welchen  der  Mensch  sich  nicht  ent- 
ziehen und  derer  er  sich  nicht  entledigen  kann;  dagegen  kann  er  sich 
sehr  wohl  seiner  natürlichen  Rechte  begeben,  z.  B.  durch  Vertrag. 
Deshalb  kann  auch  das  natürliche  Moralgesetz  vom  gegebenen 
Gesetz  (dem  sogen.  „Willens-  oder  Vertragsrecht")  niemals  ge- 
ändert werden,  wohl  aber  können  gegebene  (oder  offenbarte)  Ge- 
setze natürliche  Rechte  vermehren,  einengen  oder  aufheben. 

Worin  besteht  nun  aber  das  grundlegende  Prinzip  alles  Rechtes 
der  Völker?  Nach  Thomasius  in  dem  Grundsatz:  „M  anmußdas- 
jenige  tun,  was  der  Menschen  Leben  sehr  lang  und 
glückselig  macht,  und  das  vermeiden,  was  das  Leben  un- 
glückselig macht  und  den  Tod  befördert."  Glückselig  aber  kann, 
wie  Thomasius  ausführt,  der  Mensch  nur  in  der  Gesellschaft,  nie- 
mals außerhalb  dieser,  werden,  und  so  ergibt  sich  ihm  als  „Summa" 
des  natürlichen  Gesetzes  das  Grundprinzip:  „Tue  dasjenige,  was  not- 
wendig mit  dem  geselligen  Leben  der  Menschen  übereinstimmt  und 
unterlasse  dasjenige,  was  damit  nicht  übereinstimmt."  Nur  eine  andere 
Fassung  des  alten  Moralgebotes:  „Ordne  dein  E  i  g  e  n  i  n  t  e  r  - 
esse  dem  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  n  N  u  t  z  e  n  (G  e  s  a  m  t  w  o  h  1)  u  n  t  e  f." 

Ebenso  faßt  auch  Christian  v.  Wolf  (1679 — 1754)  das  Naturrecht 
als  natürliches  Vernunftrecht  auf.  Wie  er  in  seinen  „Grundsätzen 
des  Natur-  und  Völkerrechts"  weitläufig  darlegt,  ist  als  natürliches 
Gesetz  jedes  Gesetz  zu  betrachten,  das  „seinen  hinreichenden  (jrund 
selbst  in  der  Natur  der  Menschen  und  der  Dinge  hat".  Und  da  die 
Natur  des  Menschen  unveränderlich  ist,  so  ist  auch  das  natürliche 
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Recht  unveränderlich,  und  ferner  ist  Gott,  da  er  der  Urheber  der 
Menschennatur  ist,  zuk'ieich  auch  Urheber  der  natürhchen  Gesetze. 
Dieses  in  der  Natur  der  Din^e  begründete  Naturrecht  ist  in  sich  voll- 
ständig abKeschlossen,  aber  es  ist  nur  vermittelst  der  Vernunft  zu 
erkennen,  inid  da  nicht  die  Vernunft  aller  zum  richtigen  Erkennen 
ausreicht,  auch  die  Befol^un^  der  natürlichen  Gesetze  oft  Anlaß  zu 
StreitiRkeiten  bietet,  so  sind  bürgerliche  Verordnungen  (staatliche 
Gesetze)  nötig.  Demnach  hat  alles  bürgerliche  Recht  seine  eigent- 
liche Grundlage  im  Naturrecht. 

Nun  verpflichtet  aber  das  Naturgesetz  den  Menschen  zum  Streben 
nach  möglichster  Vollkommenheit  oder,  wie  Wolf  sich  ausdrückt: 
„Das  Gesetz  der  Natur  dringt  auf  Vollkommenheit";  demnach  hat 
der  Mensch  zu  tun,  was  die  Vollkommenheit  (den  menschlichen  Fort- 
schritt) fördert,  zu  unterlassen,  was  ihn  hindert.  Vollkommenheit 
ist  aber  nur  in  der  Gesellschaft,  d.  h.  nur  im  gesellschaftlichen  Zu- 
sammenleben und  -wirken  möglich.  Woraus  sich  weiter  ergibt:  Handle 
so,  daß  die  „gemeine  Wohlfahrt"  deiner  eigenen  vorgezogen  wird. 

Auch  in  Frankreich  nahm  die  Naturrechtsphilosophie  ihren  Fort- 
gang und  erlebte  sogar  in  den  letzten  Jahrzehnten  vor  der  großen 
Revolution  einen  neuen  Aufschwung,  bot  sie  doch  denen,  die  an  den 
verfallenden  Feudalstaat  neue  politische  Rechtsforderungen  stellten, 
eine  vorzügliche  Handhabung  zu  deren  Begründung.  Es  war  nur 
nötig,  diese  neuen  bürgerlichen  Rechtsforderungen  als  alte  Rechte 
der  menschlichen  Natur,  als  „ewige  Menschenrechte"  oder,  wie  La- 
fayette  in  seiner  Rede  vor  der  französischen  Nationalversammlung^ 
am  11.  Juli  1789  sagte,  „als  dem  Menschen  angeborne, 
unveräußerliche  und  unverjährbare,  von  der 
Natur  in  sein  Herz  eingegrabene  Rechte"  hinzustellen,, 
um  der  allgemeinen  Zustimmung  sicher  zu  sein.  Unter  diesen  ur- 
ewigen angebornen  Rechten  begriff  man,  wie  Lafayette  selbst  in 
seiner  Rede  weiter  ausführte,  vor  allem  die  Meinungsfreiheit,  das 
Recht  des  persönlichen  Eintretens  eines  jeden  für  seine  Ehre,  das 
Recht  auf  Existenz,  das  bürgerliche  Eigentumsrecht,  die  freie  Ver- 
fügung über  die  eigene  Person  und  die  eigenen  Fähigkeiten,  die  Rede- 
und  Pressefreiheit,  das  Recht  auf  ungehinderte  wirtschaftliche  Tätig- 
keit für  das  eigene  Wohl  und  das  Recht  des  Widerstandes  gtgen 
Unterdrückung. 

Daß  diese  Rechte  schon  um  deswegen  keine  „ewigen  Natur-  und 
Menschenrechte"  sein  konnten,  weil  sie  mit  der  allgemeinen 
Menschennatur  und  dem  sogen.  Naturzustand  nichts  zu  schaffen 
haben,  sondern  die  damalige  Wirtschaftsentwicklungsstufe  Frank- 
reichs und  den  von  den  feudalen  Fesseln  befreiten  frei  wirtschaf- 
tenden Bürger  als  gegeben  voraussetzen,  verstand  man  natürlich 
nicht.  Der  durch  einen  langen  Entwicklungsprozeß  herangezüch- 
tete damahge  liberale  Bürger  der  freien  Konkurrenz  galt  den  Natur- 
rechtstheoretikern jener  Zeit  eben  als  Mensch  „an  sie h"  und  seine 
Natur  als  die  urewige  vernünftige  Menschennatur. 
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Viertes  Kapitel. 

Die  englische  Sozialphilosophie  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts. 

Die  englische  Verbürgerlichung  der  Staatsvertragslehre.  —  Die  Staatslehre 
des  Thomas  Hobbes.  —  John  Locke  als  Staatstheoretiker.  —  Dreiteilung  der 
Staatsgewalt.  —  Unterscheidung  zwischen  Gesellschaft  und  Staat.  —  Indivi- 
duum und  Qesellschaft.  —  Vernunft  gegen  Naturtrieb.  —  Adam  Fergusons 
Gesellschaftstheorie.  —  Der  Staat  als  Herrschaftsorganisation. 

Die   englische   Verbürgerlichung   der   Staatsvertragslehre. 

Völlig  in  der  überlieferten  Vertragstheorie  befangen,  gehen 
auch  die  bürgerlich-revolutionären  Staats-  und  Qesellschafts- 
theoretiker  Englands  im  16.  und  17.  Jahrhundert  von  der  Fiktion  der 
freiwilligen  Staatsvertragsschließung  und  einer  sich  aus  dieser  er- 
gebenden Volkssouveränität  aus;  aber  in  ihren  einzelnen  Folge- 
rungen weichen  sie  vielfach  von  denen  der  französischen  Monarcho- 
machen  ab.  Das  ist  in  Anbetracht  des  verschiedenen  Charakters 
der  damaligen  politischen  Verfassungskämpfe  beider  Länder  begreif- 
lich. Die  Kämpfe  Frankreichs  waren  Widerstandskämpfe  des  katho- 
lischen und  hugenottischen  Feudaladels  gegen  das  zum  Absolutis- 
mus strebende,  teilweise  von  der  entstehenden  städtischen  Bour- 
geoisie unterstützte  Königtum;  bei  den  englischen  Verfassungs- 
kämpfen handelte  es  sich  hingegen  um  einen  Machtstreit  der  hin- 
länglich erstarkten  Handels-  und  Industriebourgeoisie  und  des  mit 
ihr  verbundenen,  aus  den  feudalen  Fesseln  größtenteils  längst  her- 
ausgeschlüpften bürgerlichen  Grundbesitzes  gegen  das  Königtum  und 
die  „Kavaliere'',  d.  h.  den  königlichen  Hof-  und  Dienstadel.  Die 
französischen  Monarchomachen  fanden  deshalb  ihre  Aufgabe  darin, 
die  alten  ständischen  Adelsrechte  zu  rechtfertigen,  und  sie  erreichten 
dieses  Ziel,  indem  sie  zwar  die  Volkssouveränität  verkündeten,  das 
souveräne  Volk  aber  als  eine  turbulente,  unwissende,  zu  eigener 
Vertretung  seiner  Rechtsinteressen  unfähige  Masse  und  die  Adeligen 
(mit  Einschluß  des  städtischen  Patriziats)  als  die  natürlichen,  gott- 
gegebenen Fürsprecher  und  Führer  des  Volkes  hinstellten.  Der  eng- 
lischen Staatstheoretik  jener  Periode  gilt  hingegen  der  Bourgeois,  im 
besonderen  der  wohlhabende  vermögende  Geschäftsmann,  als  der 
Inbegriff  aller  bürgerlichen  Tugenden,  als  Inkarnation  aller  guten, 
nützlichen  Eigenschaften  des  englischen  Volkes,  und  deshalb  das  da- 
malige die  Erwerbsinteressen  dieser  Schicht  vertretende  Parlament 
als  die  richtige,  wahre  Volksvertretung. 
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Schon  in  OeorKc  ßuchanaiis  Vertcidij(nnj2:.sschrift  des  schottischen 
Volksrcciits  „De  jure  re^ni  apud  Scotos"  (1579)  tritt  deutlich  der 
Zuschnitt  der  staatsreclithchcji  Ar^Mimentation  auf  die  Wünsche  der 
euKlisclien  Bourgeoisie  hervor.  Huchanan  folgert  zwar  aus  der 
unterstellten  Vertragsschließun^  und  Kinsetzunjc  der  Könige  durch 
das  Volk,  daß  der  Köni^  Keinäl.»  den  ihm  vom  Volk  bei  seiner  In- 
stallierung ^^estellten  BedinKun^en  regieren  muß  und,  falls  er  diese 
Verpflichtung  nicht  erfüllt,  jederzeit  abgesetzt  werden  kann,  lei^t 
dann  aber  alle  Volksgewalt,  die  OesetzRebung  wie  die  Ueber- 
wachung  der  Exekutive,  in  die  Hände  der  „Auserwählten"  (des 
Parlaments);  wie  er  sich  denn  auch  entschieden  gegen  den  Vorwurf 
verwahrt,  das  gewöhnliche  Volk  als  selbstmündig  zu 
betrachten,  im  Gegenteil  die  Auffassung  vertritt,  daß  es  zu 
seiner  Leitung  der  „Phylarchen"  bedarf. 

Noch  mehr  gilt  das  von  des  Dichters  Milton  Schrift  „Defensio  pro 
populo  anglicano  contra  Claudium  anonymum  vulgo  Salmasium", 
eine  auf  Wunsch  des  englischen  Parlaments  verfaßte  Gegenschrift 
gegen  die  damals  in  England  großes  Aufsehen  erregende  Verteidi- 
gung der  Regierung  Karl  I.  durch  den  in  Leiden  lehrenden  Philo- 
sophen Claudius  Salmasius.  Aus  dem  Alten  Testament  sucht  in 
dieser  Schrift  Milton  nachzuweisen,  daß  die  Könige  nicht  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  regieren,  sondern  vom  Volk  eingesetzt  sind, 
unter  der  Bedingung,  „gemäß  den  Gesetzen  der  Natur  und  den  Be- 
stimmungen der  Verträge  von  Amts  wegen  die  Gerechtigkeit  zu 
handhaben".  Und  da  von  den  Mächtigen  die  Gesetze  nicht  immer 
beachtet  würden,  so  hätte  man  vom  Fürsten  beim  Antritt  seines 
Amtes  einen  Eid  verlangt,  die  Gesetze  ehrlich  halten  zu  wollen. 
Doch  auch  diese  Vorsicht  hätte  sich  nicht  als  ausreichend  erwiesen, 
deshalb  wären  Räte  und  Parlamente  eingesetzt  worden,  „nicht  um 
bloß  Bücklinge  vor  dem  Könige  zu  machen,  sondern  um  mit  ihm 
oder  auch  ohne  ihn  zu  bestimmter  oder  zu  aller  Zeit,  sobald 
irgendeine  Gefahr  droht,  für  die  öffentliche  Sicherheit  zu  sorgen". 

Der  König  ist  daher  nach  Miltons  Auffassung  lediglich  ein  Beauf- 
tragter des  Volkes.  Unter  diesem  Volk  versteht  er  aber  nicht  die 
große  Masse,  sondern  das  honette,  behäbige  Bürgertum,  wie  er  denn 
auch  in  dem  damaligen  englischen  Privilegien-Parlament  eine  „w^ahre 
Volksversammlung"  Englands  erblickt.  Dem  Salmasius,  der  spöt- 
tisch von  dem  Volk  als  einer  vielköpfigen,  unfähigen  Masse  ge- 
sprochen hatte,  entgegnet  er:  „Aber  dir  ist  das  Volk  nur  eine  blinde, 
dumme  Masse,  unfähig  zu  gehorchen  und  zu  herrschen,  wetter- 
wendisch, eitel,  windig  und  unstät.  Dieses,  Salmasius,  paßt  zwar 
auf  den  Adel  und  den  Pöbel,  auf  die  oberste  und  unterste  Plebs, 
nicht  aber  auf  die  mittlere  Schicht,  die  die  einsichtsvollsten  Männer 
umfaßt." 

Wie  in  Frankreich  fehlte  es  natürlich  auch  in  England  nicht  an 
Staatstheoretikern,  die  gegenüber  den  Ansprüchen  des  revolutio- 
nären Bürgertums  die  Berechtigung  der  absoluten  Fürstengewalt 
theoretisch   zu   begründen   suchten,   indem  sie  nachzuweisen  unter- 

84 


nahmen,  daß  die  Fürsten^ewalt  nicht  von  Volks-,  sondern  von  üottes- 
Knaden  stamme.  Einef  der  extremsten  unter  diesen  Verteidigern  des 
Absokitismiis  ist  Sir  Robert  Fihner,  der  in  seiner  „Patriarcha''  (1680) 
die  Herrschergewalt  als  eine  den  Königen  von  Oott  verliehene  Macht 
hinstellt,  denn,  meint  er,  die  Fürstengewalt  sei  nichts  anderes  als  die 
Fortsetzung  der  ehemaligen  patriarchalischen  Gewalt,  von  der  im 
Alten  Testament  gesprochen  würde.  Adam  wäre  der  erste  Patriarch 
und  König  gewesen.  Die  Herrschaft  und  die  Gewalt,  die  ihm  (iott  in 
seiner  Gnade  verliehen  hätte,  wäre  so  groß  und  weitreichend  ge- 
wesen „wie  die  absoluteste  Herrschaft,  die  je  ein  Mensch  seit  Er- 
schaffung der  Welt  innegehabt  hat".  Von  Adam  sei  dann  diese 
absolute  Herrschergewalt  durch  Erbfolge  auf  die  späteren  biblischen 
Patriarchen  und  von  diesen  auf  die  neueren  Könige  übergegangen. 
Deshalb  besitzt  nach  Filmer  kein  Volk  aus  eigenem  einen  berech- 
tigten Anspruch  auf  sogen.  Volksfreiheiten;  alle  Freiheiten  stammen 
lediglich  aus  der  Gnade  und  Güte  des  Fürsten. 

Die  Staatslehre  des  Thomas  Hobbes. 

Auf  höherem  theoretischem  Niveau  steht  des  Pfarrerssohnes 
Thomas  Hobbes  1642  erschienene  Schrift  „De  Cive"  (Vom  Bürger), 
in  der  er  ebenfalls,  von  der  üblichen  Vertragslehre  ausgehend,  die 
absolute  Fürstengewalt  zu  begründen  unternimmt;  aber  in  einer 
durchaus  originellen  sozialphilosophischen  Weise.  Während  die 
meisten  Verteidiger  der  absoluten  Fürstengewalt  jener  Zeit  diese 
als  aus  Gottesgnade  stammend  oder  als  natürliche  Folge  der  ehe- 
maligen patriarchalischen  Gewalt  der  Familienhäupter  nachzuweisen 
suchen,  geht  Thomas  Hobbes  ebenso  wie  die  Vertragstheoretiker 
von  einem  sogen.  Naturzustand  und  dem  Gesellschaftsvertrag  aus. 
Der  von  ihm  angenommene  Naturzustand  ist  ein  fortdauernder 
Kriegszustand  aller  gegen  alle,  in  dem  „der  eine  des  andern  Wolf" 
ist,  d.  h.  jeder  seinem  egoistischen  Trieb  der  Selbsterhaltung  folgt 
—  völlig  im  Einklang  mit  seiner  Natur  und  dem  sich  aus  dieser  er- 
gebenden Recht,  denn  da  jeder  berechtigt  ist,  sein  Leben  inid  seine 
Glieder  zu  erhalten  und  zu  schützen,  so  darf  er  auch  alles  tun  und 
in  Anspruch  nehmen,  was  diesem  Zweck  dient,  und  zwar  gibt  es, 
da  eine  gesellschaftliche  Regelung  des  Verhaltens  noch  nicht  exi- 
stiert, auch  keinerlei  Rechtsschranken  seines  Anspruches.  Jeder  ist 
Richter  in  eigener  Sache  und  hat  ein  Recht  auf  alles,  dessen  er  nach 
seiner  Meinung  zur  Selbsterhaltung  bedarf. 

Aus  der  Unsicherheit  dieses  Lebens  im  Naturzustande,  in  dem 
keiner  auch  nur  einen  Augenblick  vor  Angriffen  sicher  ist,  treibt 
die  gegenseitige  Furcht  und  der  daraus  entstehende  Trieb,  die  ständig 
der  Selbsterhaltung  drohende  Gefahr  möglichst  abzuwehren,  die  ein- 
zelnen zum  Zusammenschluß,  zunächst  zur  Bildung  von  kleineren 
und  größeren  Kampf-  und  Beistandsgenossenschaften.  Aber  diese 
Vereinigung  zu  Verbänden  beseitigt  den  Kriegszustand  nicht;  sie 
führt  nur  dazu,  daß  sich  jetzt  nicht  mehr  die  einzelnen  gegenüber- 
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stehen,  sondern  die  (ienossenschaften;  und  doch  drängt  immer- 
mehr der  Ornndtriel)  der  Lebenserhaltung  und  der  LebenssicherunR 
zur  UeberwindunK  dieses  Kriegszustandes. 

Herauszukommen  ist  aus  ihm  nur  dadurch,  daß  sich  die  Kampf- 
vereinigunKen  zu  einem  noch  weit  größeren  Verband  zusammen- 
schheßen,  indem  die  einzehien  auf  ihr  bisheriges  Recht,  alles  zu  tun, 
was  ihnen  zu  ihrer  Selbsterhaltung  nützlich  und  notwendig  erschien, 
völlig  verzichten  zugunsten  eines  die  Leitung  übernehmenden  ein- 
zigen souveränen  Willens,  also  die  bisherigen  Einzelsouverä«itäten 
in  eine  einzige  Souveränität  aufgehen.  Diese  Leitung  kann  aus  einer 
Person,  sie  kann  auch  aus  mehreren  (einem  Ausschuß  oder  der- 
gleichen) bestehen;  nötig  ist  nur,  daß  ein  einziger  allein  maßgebender 
Wille  hergestellt  wird,  der  in  sich  den  Willen  aller  schließt  und 
schlechthin  als  Qesamtwille  gilt.  So  entsteht  als  Willenseinheit 
(voluntas  unius)  der  Staat  und  die  Staatspersönlichkeit. 

Deshalb  kann,  wie  Hobbes  betont,  auch  nicht  von  einer  Ueber- 
tragung  von  Volksrechten  auf  einen  Monarchen  gesprochen  wer- 
den, denn  dieser  erhält  keinerlei  neues  Recht,  besaß  er  doch  vorher 
schon  das  Recht,  alles  ihm  dienHch  und  notwendig  Scheinende  zu 
tun.  Die  Staatsgründung  besteht  vielmehr  nur  darin,  daß  alle  mit 
Ausschluß  des  Monarchen  zum  Wohle  des  Ganzen  auf  ihr  früheres 
Urrecht  Verzicht  leisten,  und  zwar  vollständig;  denn  soll  die  Staats- 
gewalt ihren  Zweck  erfüllen,  muß  sie  unbeschränkt  sein.  Sie  allein 
hat  daher  das  Recht  der  Kriegserklärung  und  des  Friedensschlusses, 
der  Gesetzgebung,  Gesetzauslegung  sowie  des  Gesetzvollzuges  (der 
Gerichtsbarkeit),  der  Beamtenanstellung  und  -entlassung,  der  Fest- 
setzung der  religiösen  Lehren  und  der  Schulaufsicht,  der  freien  Ver- 
fügung über  das  Eigentum  der  Bürger  sowie  der  Steuer-  und  Ab- 
gabenerhebung usw.  Dabei  ist  die  Staatsgewalt  selbst  in  ihren  Er- 
lassen und  Handlungen  in  keiner  Weise  an  die  Einhaltung  bestehen- 
der Gesetze  oder  Rechtsprivilegien  gebunden;  sie  kann  von  ihr  selbst 
erlassene  Gesetze  jederzeit,  wenn  es  ihr  zweckdienlich  erscheint, 
außer  Kraft  setzen  oder  beiseite  schieben. 

Dennoch  ist  es  unrichtig,  wenn  manche  neue  Staatstheoretiker  in 
Hobbes  nur  einen  lediglich  im  Interesse  des  Königtums  schreibenden 
Erzreaktionär  sehen.  Seine  Argumentation  bezweckt  nicht,  die  Be- 
rechtigung des  Fürstenabsolutismus,  sondern  der  Staatsomnipotenz 
nachzuweisen,  da  er  diese  zur  Niederhaltung  der  sich  gegen  das  All- 
gemeinwohl auflehnenden  Sonderinteressen  und  zur  Sicherstellung 
einer  festen  Staats-  und  Volkseinheit  für  durchaus  nötig  hält.  Er 
stand  in  heftigster  Oppostion  zu  der  sich  vor  seinen  Augen  voll- 
ziehenden Staatsumwälzung,  der  steigenden  Uebermacht  der  Han- 
dels- und  Industriebourgeoisie,  und  sah  in  der  geforderten  absoluten 
Staatsgewalt  das  beste  Mittel,  die  Ausnutzung  der  Staatsmacht 
durch  die  Bourgeoisie  zu  verhindern.  In  seinem  Werk  „De  Cive" 
und  seinem  späteren  „Leviathan"  kommt  diese  Grundtendenz,  da  er 
hier  ein  in  sich  geschlossenes  logisches  System  der  Staatslehre  zu 
geben  sucht,  weniger  zur  Geltung,  wohl  aber  tritt   sie   in   seinen 
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eigentlichen  philosophischen  Schriften,  speziell  in  seiner  Lehre  vom 
Menschen  (De  liomine)  und  in  den  vier  Dialogen  der  erst  1682,  drei 
Jahre  nach  seinem  Tode,  veröffentlichten  Schrift  „fk^hemoth  or  the 
long  parliamcnt"  —  wenn  auch  meist  nur  zwischen  den  Zeilen  — 
hervor.  liobbes  erkennt  als  mächtigsten  Trieb  im  Menschen  den 
Egoismus.  Besonders  sieht  er  in  dem  Herrschaftsstreben  der  dama- 
ligen englischen  Bourgeoisie  nichts  als  egoistische  Versuche,  die 
Macht-  und  üeldintcressen  dijser  Schicht  politisch  zur  üeltung  zu 
bringen.  Das  aufdringliche  Gerede  der  Führer  dieses  Bürgertums 
von  politischer  Moral  und  Gerechtigkeit  erscheint  ihm  lediglich  als 
Sophistik,  meint  er  doch  in  bezug  auf  ihre  Wahrheitsliebe:  „Wenn 
der  Satz,  daß  die  drei  Winkel  eines  Dreiecks  =  2  R  sind,  gegen 
das  Interesse  der  Besitzenden  verstieße,  so  wäre  diese  Lehre  durch 
Verbrennung  aller  Geometriebücher,  soweit  die  Beteiligten  dies 
durchzusetzen  vermocht  hätten,  unterdrückt  worden." 

Vor  allem  ist  ihm  das  behäbige,  alle  geistigen  Interessen  dem  Er- 
werb unterordnende  liändlertum  verhaßt.  Die  Kaufleute  nennt  er 
von  „Natur  aus  geschworene  Feinde"  des  Staates  iHid 
der  staatlichen  Aufgaben.  Das  ganze  Trachten  dieser  Leute  wäre 
nur  darauf  gerichtet,  „grenzenlos  reich  zu  werden  durch  die  Weis- 
heit des  Kaufens  und  Verkaufens".  Und  die  Behauptung,  daß  die 
Geschäftstreibenden  den  Armen  doch  Arbeit  gäben  und  ihnen  da- 
durch eine  Wohltat  erwiesen,  fertigt  er  mit  den  spöttischen  Worten 
ab,  diese  Wohltat  bestehe  lediglich  darin,  die  Armen  zu  zwingen, 
ihre  Arbeit  den  Kaufherren  zu  Preisen  zu  verkaufen,  die  von  diesen 
selbst  festgesetzt  wären,  so  daß  sogar  die  Arbeit  in  Bridewell  (einem 
neuen  Zuchthause)  ihnen  einen  besseren  Lebensunterhalt  böte. 

Dieser  im  „Behemoth"  immer  wieder  durchbrechende  Haß  gegen 
die  Geschäftsbourgeoisie,  von  deren  Herrschaft  im  Staate  er  nur  eine 
„Oligarchie  der  Reichen"  befürchtet,  ist  es  vornehmlich, 
der  Hobbes  zu  seiner  Begründung  der  Notwendigkeit  einer  absoluten 
Staatsgewalt  bewegt,  denn  nur  diese  allein  vermag  nach  seiner 
Ansicht  die  Interessenwirtschaft  des  reichen  Krämertums  niederzu- 
halten. Vielleicht  erklärt  sich  hieraus  auch,  daß  Hobbes  nicht  wie 
andere  englische  Verteidiger  des  Absolutismus  die  königliche 
Herrschergewalt  von  einer  göttlichen  Installation  herleitet,  sondern 
sie  aus  der  Verzichtleistung  der  Staatsbürger  auf  ihre  natürlichen 
Rechte  zur  Herstellung  eines  einheitlichen  Friedensregiments  her- 
vorgehen läßt;  denn  immerhin  liegt  in  solcher  Ableitung  der 
Herrschergewalt  die  Anerkennung  eines  gewissen  Gegenseitigkeits- 
verhältnisses zwischen  Volk  und  Fürst  und  die  moralische  Verpflich- 
tung des  letzteren,  den  Zweck,  zu  dem  die  Verzichtleistung  erfolgte. 
die  Aufrechterhaltung  des  Friedens  und  des  Volkswohls,  möglichst 
zu  erfüllen. 

Daß  die  einsetzende  Bourgeoisieherrschaft  eine  geschichtliche 
Notwendigkeit,  eine  unvermeidliche  Durchgangsstufe  der  weiteren 
gesellschaftlichen  Entwicklung  war,  verstand  er  ebensowenig  wie 
seine  Gegner.     So  suchte   er  denn  die  Rettung  Englands  vor  der 
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(iL'kl-Oli^carcliic  in  der  Ikfestij^^miK  einer  die  VDJkswohlfahrt  ver- 
tretenden nnbeschränkten  Staatsgewalt. 

Wie  wenij;  des  Hoppes  „Rückschrittlerturn''  dem  jcewöhnlichen 
feudalen  Royalisniiis  seiner  Zeit  gleicht,  beweist  nicht  nur  seine 
revolutionäre  StellunK  zu  den  Rechts-,  Moral-  und  Kirchenanschau- 
uni^en  seiner  Zeit,  sondern  auch  seine  Verwerfunj^  aller  Stände- 
schichtunK,  aller  Vorrechte  und  politischen  Ungleichheit  im  Staat. 
Er  vertritt  die  Forderung  völliger  politischer  (jleichstellunjc  aller 
Staatsbürger,  wie  er  auch  die  damals  allgemein  verbreitete  Auf- 
fassung, die  gesellschaftlichen  Unterschiede  seien  in  der  Verschie- 
denheit der  menschlichen  Natur  beKründet,  als  Einbildung  zurück- 
weist und  in  der  sozialen  Schichtung  nur  das  Ergebnis  einer  durch 
Machtverhältnisse  bestimmten  Gesetzgebung  sieht. 

Der  demokratische  englische  Geschichtsschreiber  George  Grote 
hat  nicht  ganz  unrecht,  wenn  er  in  seinen  „Minor  works"  (S.  69) 
meint:  „In  Wahrheit  ist  es  diese  Verschmähung  jeder  Idee  privi- 
legierter Klassen  —  die  sich  fälschlich  Hemmungen  der  obersten 
Gewalt  nennen,  tatsächlich  aber  sich  mit  ihr  verbrüdern  und  sie  für 
ihre  eigenen  Zwecke,  um  das  Volk  niederzuhalten,  verderben  — , 
was  dazu  beigetragen  hat,  die  politischen  Theorien  des  Hobbes  in 
England  verhaßt  zu  machen.  .  ." 

John  Locke  als  Staatstheoretiker. 

Ist  Hobbes  ein  Verächter  der  englischen  Handelsbourgeoisie  des 
17.  Jahrhunderts,  so  ist  John  Locke  der  gewandte  Interpret  und 
Apologet  ihrer  Verfassungsforderungen  und  Rechtsansprüche  — 
nicht  der  Anschauungen  jenes  radikalen,  puritanischen  Kleinbürger- 
tums, das  zeitweilig  während  der  Revolutionszeit  sich  zum  Schrecken 
der  honetten  Großbourgeoisie  der  Regierungsgewalt  zu  bemächtigen 
gewußt  hatte,  sondern  jenes  Geschäftsbürgertums,  das  am  Schluß 
der  glorreichen  Revolution  sich  als  Sieger  fühlte  und  in  der  „Decla- 
ration  oft  rights"  Wilhelms  von  Oranien  einen  guten  Rechtsboden 
erblickte,  um  seinen  Geschäftsinteressen  die  nötige  Berücksichtigung 
im  Staatsleben  zu  verschaffen.  Was  dieser  Bourgeoistypus  forderte 
und  wünschte,  das  sah  er  in  Lockes  beiden  Abhandlungen  „On  civil 
government"  (1689)  theoretisch  dargelegt  und  bewiesen. 

Bezeichnet  doch  Locke  in  der  Vorrede  zu  den  beiden  Abhand- 
lungen selbst  als  sein  Ziel,  einerseits  „den  Thron  des  Königs  Wilhelm, 
des  großen  Wiederherstellers,  durch  Begründung  seines  Rechts  auf 
die  Zustimmung  des  Volkes,  auf  der  allein  alle  gesetzmäßige  Regie- 
rung beruht,  zu  befestigen",  und  andererseits  „das  englische  Volk 
zu  reciitfertigen,  dessen  Liebe  zu  seinen  gesetzlichen  und  natürlichen 
Rechten  verbunden  mit  der  Entschlossenheit,  sie  zu  bewahren,  die 
Nation  gerettet  hat,  als  sie  sich  schon  hart  am  Rande  der  Sklaverei 
und  des  Verderbens  befand". 

So  fand  die  eben  genannte  1689  erschienene  Schrift  Lockes  in  der 
englischen  Bourgeoisie  Ende  des  17.  Jahrhunderts  die  anerkennungs- 
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vollste  Aufnahme  des  englischen  (IroßbürKertunis.  Das  war  (jeist 
von  seinem  Geiste,  dazu  in  schön  facettierter  philosophischer 
Fassung. 

Hatte  liobbes  seinen  Naturmenschen  als  EKoisten  geschildert,  der 
lediglich  seinem  rohen  Selbsterhaltungstriebe  folgt  und  sich  skrupel- 
los nimmt,  was  er  begehrt,  so  ist  Lockes  Mensch  auch  im  Natur- 
zustande ein  durchaus  gesittetes  Individuum,  das  sich  durch  ver- 
nünftige Erwägungen  leiten  läßt  und  auf  Respektabilität  hält. 

Nach  Locke  ist  die  Ansicht,  daß  der  Mensch  im  Naturzustande 
lediglich  seinen  natürlichen  Trieben  folgt  und  zu  folgen  berechtigt 
ist,  ganz  falsch.  Zwar  lebt  der  Mensch  anfangs  in  einem  Zustand 
völliger  Freiheit,  unabhängig  von  andern,  aber  deshalb  kann  er  nicht 
frei  nach  Belieben  handeln,  sondern  er  hat  sich  nach  den  (Grund- 
sätzen des  Naturrechts  zu  richten,  muß  sich  also  unbedingt  inner- 
halb der  Grenzen  dieses  Rechts  halten,  d.  h.  er  hat  bei  allem,  was  er 
tut,  seine  natürliche  Vernunft  zu  befragen,  ob  sein  Beginnen  auch  mit 
dem  natürlichen  Recht  übereinstimmt,  und  da,  wie  Locke  behauptet, 
die  Grundsätze  des  Naturrechts  durchaus  klar  sind,  wird  die  Ver- 
nunft ihm  schon  die  richtige  Antw^ort  geben.  So  verkündet  z.  B. 
Locke  in  der  zweiten  Abhandlung  (Kap.  2,  6): 

„Der  Naturzustand  wird  durch  ein  natürliches,  einen  jeden  verbindendes 
Gesetz  regiert.  Dieses  Gesetz  ist  die  Vernunft,  und  sie  lehrt 
die  ganze  Menschheit,  weini  diese  sie  nur  befolgen  will,  daß,  da  alle  gleich 
und  unabhängig  sind,  niemand  dem  andern  an  seinem  Leben  und  Besitz, 
seiner  Gesundheit  und  Freiheit  Schaden  zufügen  soll;  denn  da  alle  Men- 
schen das  Werk  eines  einzigen  allmächtigen,  unendlich  weisen  Schimpfers, 
alle  die  Diener  eines  einzigen  unumschränkten  Herrn  sind,  in  die  Welt 
gesandt  auf  seinen  Befehl  und  zu  seinen  Zwecken,  sind  sie  sein  Eigentum, 
sein  Werk,  geschaffen,  so  lange  zu  dauern,  wie  es  ihm,  nicht  \\  ie  es  einem 
anderen  gefällt." 

Nach  liobbes  Auffassung  (und  noch  weit  mehr  nach  den  im  dritien 
Kapitel  zitierten  Aeußerungen  Spinozas)  entstehen  alle  Verbote,  den 
Mitmenschen  körperlich,  geistig  oder  sachlich  (z.  B.  durch  Ver- 
letzung seines  Eigentums)  zu  schädigen,  erst  aus  dem  geselligen 
Leben  (Gemeinschaftsleben)  heraus,  dessen  Folge  und  Bedingung  sie 
sind,  da  geselliges  Zusammenleben  ohne  Regelung 
nicht  möglich  sei.  Locke  beweist  nun  die  Unrichtigkeit  dieser 
Auffassung  damit,  daß  er  kurzweg  aus  jenen  gesellschaftlichen  Ver- 
haltungsregeln natürliche  Vernunftgebote  macht  und 
dem  isolierten  Wilden  vorschreibt,  schon  im  Naturzustande  sich  an 
uic  Grundsätze  des  bürgerlichen  Strafrechts  zu  halten,  und  zwar  des 
Strafrechts,  wie  es  ungefähr  zu  seiner  Zeit  in  England  bestand,  denn 
beispielsweise  versteht  er  unter  Eigentum  nicht  die  primitiven  Eigen- 
tumsformen, wie  man  sie  tatsächlich  bei  niedrigstehenden  Völker- 
schaften findet,  sondern  das  Eigentum  nach  kapitalistischer  Ordnung. 

Ebenso  enthält  das  Naturrecht  Lockes  bereits  das  Recht  auf 
Knechtschaft  und  Sklaverei.  Wenn  nämlich,  so  folgert  Locke,  ein 
bestimmtes  Naturrecht  besteht,  so  muß  dieses  auch  eingehalten  wcr- 
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den,  denn  sonst  hätte  es  keinen  Zweck.  Es  muß  daher  auch  eine 
Macht  vorhanden  sein,  die  den  Menschen  zum  Einhalten  des  Natur- 
rechts zwingt,  und  da  es  noch  keine  Staatsgewalt  j^ibt,  so  können  es 
nur  die  einzelnen  sein,  die  untereinander  auf  die  Bewahrunj^  der 
NaturrechtsforderunKen  achten  und  Verstöße  ahnden  —  folj^lich  ist 
jeder  Mensch  im  Naturzustand  befugt,  den  andern  nach  Be- 
lieben wegen  Verletzung  des  Naturrechts  zu  be- 
strafen. So  heißt  es  z.  B.  in  seiner  zweiten  Abhandlung 
(Kap.  2,  7): 

„Damit  nun  alle  Menschen  abgehalten  werden,  in  die  Rechte  anderer 
einzugreifen  und  einander  Böses  zu  tun,  und  damit  das  Naturrecht,  das 
den  Frieden  und  die  Erhaltung  der  ganzen  Menschheit  will,  beobachtet 
werde,  ist  in  jenem  Zustande  die  Vollziehung  des 
Naturrechts  in  jedermanns  Hände  gelegt,  wodurch  ein  jeder  be- 
rechtigt ist,  die  Uebertreter  jenes  Rechts  in  einem  solchen  Grade  zu  be- 
strafen, als  erforderlich  ist,  die  Verletzung  des  Rechts  zu  verhindern: 
denn  das  Naturrecht  würde,  wie  alle  andern  den  Menschen  betreffenden 
Gesetze,  vergeblich  sein,  wenn  es  niemand  gäbe,  der  in  jenem  Naturzu- 
stande eine  Macht  hätte,  das  Recht  zu  vollziehen,  den  Unschuldigen  da- 
durch zu  schützen  und  den  Uebertreter  dadurch  in  Schranken  zu  halten. 
Und  wenn  einer  in  jenem  Naturzustand  einen  andern  für  eine  schlechte 
Handlung  bestrafen  darf,  so  darf  es  jeder  .  .  .  ." 

Anstatt  nun  aber  die  Strafe  zu  vollziehen,  kann,  wie  Locke  meint, 
der  Strafende  auch  dem,  der  ihn  durch  seine  Nichtbeachtung  des 
Naturrechts  geschädigt  hat,  die  Strafe  erlassen  unter  der  Bedingung, 
daß  dieser  in  seinen  Dienst  tritt  oder  bei  ihm  als  Sklave  arbeitet. 

Auf  diese  Weise  stattet  Locke  bereits  den  Naturzustand,  der  nach 
seiner  Auffassung  ein  Zustand  der  Isolierung  ist,  nicht  nur 
schon  mit  einem  bestimmten  Sachen-  und  Eigentumsrecht  aus,  son- 
dern auch  mit  den  Anfängen  eines  rechtlichen  Strafvollzugs  und 
mit  Dienst-  und  Herrschaftsrechten:  eine  Leistung,  die  selbst  die 
Rechtskonstruktionen  der  mittelalterlichen  Scholastik  weit  hinter 
sich  läßt;  denn  nach  dieser  herrschte  im  Naturzustand  natürliche 
Gleichheit  und  erst  infolge  der  Sünde  entstehen  als  Folge  der  gegen- 
seitigen Befehdung  der  primitiven  Gesellschaften  Unterdrückung, 
Knechtung  und  Sklaverei  —  gewissermaßen  als  völkerrechtlicher 
Brauch,  nicht  auf  Grund  des  Natur-  oder  göttlichen  Rechts. 

Locke  zeigt  sich  demnach  völlig  befangen  in  den  bürgerlichen 
Vorstellungen  seiner  Zeit,  denen  die  ökonomischen  Verhältnisse  der 
neuen  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung,  wie  Lohnarbeit,  Mehr- 
wert, Unternehmerprofit,  Grundrente,  Geldzins  usw.  als  seit  jeher 
bestehende  natürliche  Verhältnisse  galten.  Wie  völlig  er  im  Banne 
der  damaligen  bürgerlichen  Auffassung  stand,  ergibt  sich  deutlich  aus 
seiner  Begründung  des  Rechts  auf  das  Privateigentum  an  Grund 
und  Boden.  Er  geht  von  dem  Satz  aus,  daß  Gott  die  Erde  den 
Menschen  zum  gemeinschaftlichen  Besitz  gegeben  hat. 
Nun  aber  hätte  jeder  Mensch  ein  Eigentumsrecht  an  seiner  Person, 
folglich  auch  an  der  Arbeitsleistung  dieser  seiner  Person:  „Alles 
also,  was  er  dem  Zustande  entrückt,  den  die  Natur  geschaffen  und 
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gelassen,  hat  er  mit  seiner  Arbeit  gemischt;  er  hat  ihm  etwas  hinzu- 
gefügt, was  sein  Eigen  ist  und  es  dadurch  zu  seinem  Eigentum  ge- 
macht. .  ."  Daher  wird  auch  das  Stück  Land,  das  der  Naturmenscli 
sich  aneignet,  bearbeitet  und  bebaut,  sein  Eigentum.  Das  Bestellen 
hebt  gewissermaßen  das  betreffende  Landstück  aus  dem  Oemein- 
eigentum  heraus  und  macht  es  zum  Privateigentum.  Damit  ist  nun 
nach  Lockes  Ansicht  nicht  gesagt,  daß  der  Mensch  so  viel  Land  mit 
Beschlag  belegen  darf,  als  ihm  beliebt.  Nur  so  viel,  als  jemand  zum 
Nutzen  seines  Lebens  selbst  gebraucht,  darf  er  durch  seine  Arbeit 
sich  zum  Eigentum  machen,  „alles,  was  darüber  hinausgeht,  ist  mehr 
als  sein  Anteil  und  gehört  anderen". 

Angenommen  (wenn  auch  keineswegs  zugegeben),  daß  das,  was 
jemand  einem  Gegenstand  an  Arbeit  zusetzt,  seiner  Person  ohne 
weiteres  als  Eigen  gehört,  so  kann  doch  höchstens  das  dem  Be- 
bauer  gehören,  was  er  auf  dem  gemeinschaftlichen  Ackerstück  zieht, 
nicht  das  Grundstück  selbst.  Nur  die  Ernte  kann  also  als 
Arbeitsertrag  gelten,  nicht  der  gemeinschaft- 
liche Boden.  Das  ist  nicht  nur  logisch,  es  ist  auch  die  tatsäch- 
liche erste  Form  des  Bodeneigentums;  denn  bei  allen  Völkerschaften, 
die  primitiven  Anbau  treiben,  finden  wir,  daß  der  Boden  selbst  Land 
der  Gemeinschaft  (des  Stammes,  Totemverbandes  oder  der  Dorf- 
schaft) bleibt  und  die  Familiengenossenschaft  (oder  der  einzelne) 
nur  so  weit  ein  Nutzungsrecht  auf  ein  Landstück  besitzt,  als  sie  es 
bebaut  und  den  Ertrag  zur  Ernährung  gebraucht.  Was  Locke  ver- 
kündet, ist  lediglich  das  alte  Okkupationsrecht,  nur  daß  er,  um 
diesem  Gewaltrecht  eine  naturrechtlich-vernünftige  Begründung  zu 
geben,  die  Aneignung  erst  dadurch  zu  einem  wirklichen  Eigentums- 
recht werden  läßt,  daß  der  Aneigner  eigene  Arbeit  hinzusetzt,  d.  h. 
das  okkupierte  Land  auch  wirklich  bestellt.  Er  sucht  einfach  dem 
privaten  Bodeneigentum,  wie  es  zu  seiner  Zeit  bestand,  eine  natur- 
rechtliche Basis  zu  unterschieben,  um  es  gegen  die  Ansprüche  der 
Gleichmacher  und  Landaufteiler  als  etwas  in  der  Natur  des  Men- 
schen Begründetes  zu  verteidigen. 

Uebrigens  ist  es,  wie  so  oft  geschehen  ist*),  ganz  falsch,  aus 
Lockes  Rechtfertigung  der  Bodenokkupation  zu  schließen,  daß  er 
auch  für  seine  Zeit  die  Forderung  erhebt,  niemand  dürfe  mehr  Land 
besitzen,  als  er  selbst  bebauen  könne  und  zur  Versorgung  seiner 
Familie  mit  den  nötigen  Lebensmitteln  bedürfe  —  würde  doch  solche 
Forderung  die  Aufrechterhaltung  der  primitiven  Eigenwirtschaft  (der 
Produktion  für  den  eigenen  Familienbedarf)  bedeuten,  während  tat- 
sächlich sich  Locke  als  theoretischer  Verfechter  der  Interessen  des 
aufsteigenden  englischen  Mandelskapitalismus  zeigt.  Diese  Forderung 
gilt  denn  auch  nach  Lockes  Ansicht  nur  für  die  Urzeit,  für 
jene  weit  zurückliegende  Periode,  als  die  Arbeit  zuerst  anfing,  „cinci 
Titel  auf  Eigentum  an  den  gemeinsamen  Dingen  der  Natur  zu 
schaffen",  nicht  für  die  Zeit  der  kapitalistischen  Warenproduktion, 

*)  Auch  Marx  teilt  diesen  Irrtum.     Vergl.  die  von  Karl  Kautsky  herausgegebenen  „Theorien 
über  den  Mehrwert"  (1905).  1.  Band.  S.  14  u.   10. 
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nachdem  das  Geld  (Ookl  und  Silber,  wie  Locke  sagt)  zum  Wertmaß 
und  Vermittler  der  Warenzirkulation  geworden  ist;  denn  mit  der 
Kinführuim  des  (ieldüs  haben  die  Menschen,  wie  Locke  behauptet, 
zuKleich  ihre  freiwillige  Zustimmung  dazu  j^e^eben,  daß  sich  in  der 
Hand  einzelner  größere  (ieldsummen  ansammeln  und  diese  dafür 
ßodeneiKentum  erwerben.  So  heißt  es  z.  B.  in  der  zweiten  Abhand- 
lung über  „Civil  (jovernment"  (Kapitel  5,  50): 

„Da  aber  Oold  und  Silber,  die  im  Verhältnis  zur  Nahrung,  Kleidung  und 
Lebensführunji:  des  Menschen  von  KerinKcm  Nutzen  sind,  nur  durch  Ueber- 
einkunft  der  Menschen  ihren  Wert  erhalten  haben  (wofür  aber  dennoch 
die  Arbeit  größtenteils  den  Maßstab  abgibt),  so  ist  es  klar,  daß  die 
Menschen  mit  einem  ungleichen,  unproportionellen 
Bodenbesitz  einverstanden  gewesen  sind,  indem  sie  durch 
stillschweigende,  freiwillige  Zustimmung  einen  Weg 
gefunden  haben,  wie  ein  Mensch  auf  redliche  Weise  mehr 
Land,  als  er  selbst  gebrauchen  kann,  besitzen  darf: 
dadurch  nämlich,  daß  er  für  den  Ueberschuß  seiner  Erzeugnisse  Gold  und 
Silber  empfängt,  die  in  der  Hand  des  Besitzers  weder  verderben  noch 
umkommen  und  deshalb  ohne  Nachteil  für  irgend  jemand  angesammelt 
werden  können." 

Allzu  sicher  muß  übrigens  Locke  selbst  die  naturrechtliche  Be- 
gründung des  Privateigentums  an  Grund  und  Boden  durch  die  der 
Okkupation  folgende  Bearbeitung  nicht  gedünkt  haben,  denn  er  sucht 
nebenbei  noch  allerlei  andere  Gründe  zur  Rechtfertigung  der  In- 
besitznahme herauszufinden.  So  meint  er  Kapitel  5,  33,  daß  ja  an- 
fangs genügend  Land  vorhanden  gewesen  sei,  so  daß  durch  die  „Ein- 
zäunung für  den  eigenen  Gebrauch  eine  Verminderung  für  andere 
nicht  stattgefunden"  habe;  denn  derjenige  der  so  viel  übrig  lasse,  als 
ein  anderer  gebrauchen  könne,  handle  ebenso,  als  ob  er  über- 
haupt nichts  nehme.  Und  im  folgenden  Abschnitt  erklärt  er^ 
Gott  habe  zwar  die  Erde  den  Menschen  in  Gemeinschaft  gegeben^ 
aber  keinesfalls  gewollt,  „sie  solle  immer  Gemeingut  und  unkultiviert 
bleiben";  er  hätte  sie  vielmehr  zum  Gebrauch  der  Verständigen  und 
Fleißigen,  nicht  der  Zänkischen  und  Streitsüchtigen,  hergegeben. 
Eine  Rechtfertigung,  die  Locke  ganz  in  seiner  bürgerlich-kapitali- 
stischen Befangenheit  zeigt:  gemeinschaftlicher  Besitz,  das  bedeutet 
nach  seiner  Auffassung  Nichtkultivierung  oder  zum  mindesten 
mangelhafte  Bebauung  des  Bodens,  Zänkerei  und  Streiterei;  nur 
das  Privateigentum  am  Boden  verbürgt  eine  richtige  Bodenkultur. 

Der  Naturzustand  ist  also  ein  Zustand  des  Rechts  (des  natürlichen 
Vernunftrechtes);  dennoch  entwickelt  er  sich  in  der  Folge  oft  zu 
einem  Kriegszustand,  indem  die  Menschen,  obgleich  ihnen  dieses 
Naturrecht  klar  ist,  sich  doch  nicht  daran  halten,  sondern  zu  Gewalt- 
tätigkeiten greifen.  Dadurch  entsteht  ein  Kriegszustand.  Auch  Locke 
kommt  also  im  Verlauf  seiner  Deduktionen  bei  dem  Kriegszustand 
des  Hobbes  an,  aber  er  leitet  nun  die  bürgerliche  Gesellschaft  oder 
den  Staat  nicht  aus  der  sich  ergebenden  Notwendigkeit  ab,  Friede 
und  Ordnung  herzustellen,  sondern  aus  den  den  Menschen  von  Gott 
mitgegebenen  vernünftigen  Bedürfnissen  und  geselligen  Neigungen 
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(II.  Abhandlung:,  Kap.  7,  77).  Die  erste  (ieselÜKkeit  bestand  zwischen 
Mann  und  Weib,  daini  die  zwischen  Eitern  und  Kindern,  mit  der 
Zeit  kamen  noch  Knechte,  Sklaven  usw.  hinzu.  So  entstand  der 
Familienhauslialt,  die  Großfamilie  unter  der  Herrschaft  eines 
Familienpatriarchen.  Aber  auch  dieser  Zustand  erwies  sich  als 
unzulänglich  und  unzuträglich;  deshalb  verzichteten  die  Familien- 
väter auf  ihre  Gewalt,  schlössen  sich  zu  größeren  VereiniKun^en  zu- 
sammen, stellten  Verhaltun^snormen  ((iesetze)  auf  und  setzten 
Männer  ein  „mit  der  Autorität  zur  Vollziehung  dieser  Rek'eln".  So 
entstand  der  Staat  oder  die  politische  Gesellschaft. 

„Demnach  ist,"  sagt  Locke  (II.  AbhandluriR,  Kap.  7,  88),  „leicht  zu  unter- 
scheiden, welche  Menschen  in  einer  politischen  (lemeinschaft  zusaniinen- 
lehen,  und  welche  nicht.  Diejenij^en,  welche  zu  einem  einzigen  K(")rper 
vereinigt  sind,  ein  gemeinsames,  feststehendes  Recht  haben  und  eine 
richterliche  Gewalt,  die  sie  anrufen  können,  mit  der  Macht,  Streitigkeiten 
unter  ihnen  zu  entscheiden  und  Verbrechen  zu  bestrafen,  bilden  mitein- 
ander eine  staatliche  (jescilschaft.  Alle  diejenigen  daijek'eii,  welche  keine 
solche  gemeinsame  Berufung  besitzen  —  ich  meine  auf  Erden  — ,  befinden 
sich  noch  im  Naturzustande " 

Deshalb  seien  auch  die  Ari^umente,  mit  denen  manche  Staatsrechts- 
lehrer die  absolute  Monarchie  zu  bcKründen  versuchten,  sinnlos, 
denn,  so  meint  Locke,  gcKen  liobbes  gewendet,  es  hiefk  die  Men- 
schen für  Narren  halten,  von  ihnen  anzunehmen,  daß  sie  alle  mit 
Ausnahme  eines  einzigen,  sich  unter  den  Zwang  von  Gesetzen  ge- 
stellt hätten,  „dieser  eine  aber  alle  Freiheit  des  Naturzustandes  be- 
halten sollte,  vermehrt  durch  Gewalt  und  zügellos  gemacht  durch 
Straflosigkeit"!  Vielmehr  müsse  angenommen  werden,  daß  die  sich 
zu  einer  Gesellschaft  Vereinigenden  ihre  Gewalt,  soweit  das  für  den 
Zweck  der  Vereinigung  nötig,  an  die  Mehrheit  abgetreten  hätten. 
Der  hauptsächlichste  und  wichtigste  Zweck  der  Vereinigung  zu 
einem  Staatswesen  sei  aber  die  Erhaltung  des  F^rivateigentums. 
(II.  Abhandlung,  Kap.  9.  124  u.  11.  134.) 

Dreiteilung  der  Staatsgewalt. 

Der  König  ist  daher  nach  Lockes  Auffassung  auch  mir  Beauftragter 
der  Gesellschaft,  und  zwar  ist  er  nicht  eingesetzt,  um  eigenmächtig 
Gesetze  zu  geben,  sondern  um  die  Gesetze  durchzuführen,  die  das 
Volk  sich  selbst  oder  durch  seine  erwählten  Vertreter  gegeben  hat. 
Er  ist  also  im  wesentlichen  nur  Leiter  der  „Exekutive".  Das  Recht 
der  Gesetzgebung  (die  Legislative)  bleibt  beim  Volk.  Locke  unter- 
scheidet nämlich  drei  Arten  von  Gewalt:  die  legislative,  die  exe- 
kutive und  die  föderative  Gewalt.  Die  legislative  ist  die  höchste  Ge- 
walt, die  gewöhnlich  in  die  Hände  einer  Anzahl  erwählter  Personen, 
eines  Parlaments  oder  Ausschusses  gelegt  wird,  doch  behält  die 
staatliche  Gesellschaft  die  Gewalt,  sich  vor  Angriffen  und  Ränken 
dieser  Körperschaft  zu  sichern,  sobald  sie  Pläne  gegen  die  Freiheit 
und  das  Eigentum  schmieden  sollte.  Die  ausführende  (exekutive) 
Gew^alt  ist  der  Legislative  untergeordnet  und  verantwortlich;    sie 
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kann  nach  Belieben  j^  e  w  e  c  li  s  e  1 1  und  abgesetzt 
werden.  Die  föderative  (jewalt,  die  häufig  mit  der  exekutiven 
vereinigt  ist  und  wie  diese  „im  Dienst  der  Legislative  steht"  (II.  Ab- 
handlung, Kapitel  13,  153),  besteht  in  der  Vertretung  des  Staates  nach 
außen  gegenüber  anderen  üesellschaften  oder  deren  Mitgliedern. 
Ihr  liegt  demnach  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden,  die  Ab- 
schlief^ung  von  Bündnissen  und  alle  Abmachungen  mit  Gemein- 
schaften und  Personen  ob,  die  außerhalb  des  Staates  stehen.  (II.  Ab- 
handlung, Kapitel  12,  146.) 

Die  Dreiteilung  der  Gewalten  ist  also  keineswegs  gleicher  Art  wie 
bei  den  französischen  Staatstheoretikern  des  18.  Jahrhunderts,  vor- 
nehmlich bei  Montesquieu,  der  die  staatliche  Gewalt  in  die  gesetz- 
gebende, ausführende  und  richterliche  Gewalt  einteilt.  Bei  Locke 
gehört  die  Rechtspflege  (Ausführung  der  gegebenen  Gesetze)  zu  den 
Funktionen  der  Exekutive  und  stellt  nur  einen  Teil  der  Staatsver- 
waltung dar.  Dagegen  löst  er  die  Vertretung  des  Staatsinteresses 
nach  außen  (die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten),  die,  wie 
er  meint  (Kapitel  12,  147),  sich  viel  weniger  nach  Antezedenzien  und 
positiven  Gesetzen  richten  kann,  sondern  der  Klugheit  und  dem 
diplomatischen  Geschick  überlassen  bleiben  muß,  von  der  inneren 
Staatsverwaltung  los  und  konstituiert  sie  als  besondere  „föderative 
Gewalt". 

Dagegen  heißt  es  bei  Montesquieu  („Geist  der  Gesetze",  11.  Buch): 
„Vermittelst  der  ersteren  (der  legislativen  Gewalt)  gibt  ein  Fürst 
oder  Beamter  Gesetze  kürzerer  oder  längerer  Wirkungsdauer,, 
bessert  oder  stellt  die  bestehenden  ab.  Vermittelst  der  zweiten  (der 
exekutiven  Gewalt)  macht  er  Frieden  oder  Krieg,  schickt  oder 
empfängt  Gesandtschaften,  stärkt  die  Sicherheit  des  Landes,  beugt 
feindlichen  Einfällen  vor.  Vermittelst  der  dritten  straft  er  die  Ver- 
brechen und  schlichtet  die  Streitigkeiten  der  einzelnen  Bürger.  Diese 
letztere  werden  wir  kurz  die  richterliche,  die  andere  kurz  die 
ausführende  Staatsgewalt  nennen." 

Selbst  früher  Präsident  des  Parlaments  (höchsten  Gerichtshofes) 
zu  Bordeaux  trennt  hier  Montesquieu  die  Rechtspflege  von  der  aus- 
führenden Gewalt  als  etwas  Selbständiges  ab,  während  er  anderer- 
seits die  Leitung  der  inneren  mit  der  Leitung  der  äußeren  Staats- 
angelegenheiten unter  dem  Begriff  der  exekutiven  Gewalt  zu- 
sammenfaßt, dabei  aber  das,  was  Locke  unter  föderativer  Gewalt  be~ 
greift,  als  eigentliche  Hauptfunktion  der  Exekutive  betrachtet. 

Diese  eigenartige  Unterscheidung  Montesquieus  ist  nichts  rein 
Konstruktives;  sie  hängt  vielmehr  mit  den  damaligen  Rechtsverhält- 
nissen Frankreichs  eng  zusammen.  Das  französische  Gerichtswesen 
war  tatsächlich  nicht  ein  bloßer  Teil  der  inneren  Staatsverwaltung; 
es  war  eine  von  dieser  abgesonderte  Institution  mit  eigener  poli- 
tischer Gewalt.  Die  Parlamente,  d.  h.  die  obersten  Reichsgerichte 
Frankreichs,  übten  nicht  nur  die  Funktionen  oberster  Gerichtshöfe 
aus,  sie  hatten  zugleich  weitreichende  politische  Rechte:  die  könig- 
lichen Gesetze  und  Verordnungen  erlangten  nämlich  erst  dann  Gültig- 
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keit,  nachdem  sie  von  den  Parlamenten  daraufhin  jceprüft  worden 
waren,  ob  sie  mit  den  Grundsätzen  des  geltenden  Staatsrechtes  in 
Uebereinstimmung  standen  und,  wenn  dieses  geschehen,  in  die  Parla- 
mentsregister eingetragen  waren.  Hielten  die  Parlamente  die  er- 
lassenen Gesetze  für  rechtswidrig,  konnten  sie  „remonstrieren"  und 
die  Eintragung  verweigern. 

Ganz  anders  lagen  die  Rechtsverhältnisse  in  England.  Hier  hatte 
das  Parlament  —  nicht,  wie  in  Frankreich,  ein  Gerichtshof,  sondern 
die  aus  Ober-  und  Unterhaus  zusammengesetzte  Volksvertretung  — 
nicht  nur  die  volle  legislative  Gewalt  erlangt,  es  besaß  auch  zugleich 
nach  allgemeiner  liberaler  Auffassung  das  Recht  der  authentischen 
Interpretation  der  Gesetze;  denn  die  Instanz,  die  die  Gesetze  ge- 
geben hatte,  mußte  auch  am  besten  wissen,  wie  sie  zu  verstehen 
waren.  Die  richterlichen  Befugnisse  bestanden  demnach  lediglich 
in  der  sachgemäßen  Anwendung  dieser  Gesetze  auf  das  bürgerliche 
Rechtsleben,  entsprechend  der  Absicht  der  Legislative.  Auch  in 
seinen  Ausführungen  über  die  Staatsgewalt  zeigt  sich  also  Locke 
als  geschickter  Begründer  der  Rechtsansprüche  der  zur  Herrschaft 
gelangten  englischen  Bourgeoisie. 

Auf  den  schon  zu  seiner  Zeit  auftauchenden  Einwand,  die  Be- 
gründung der  Gesellschaft  durch  Verträge  oder  Uebereinkommen 
lasse  sich  geschichtlich  nirgends  nachweisen,  entgegnet  John  Locke, 
daß  wir  über  jene  Zeit,  als  sich  die  ersten  staatlichen  Gesellschaften 
gebildet  hätten,  fast  nichts  Zuverlässiges  wüßten,  denn  überall  sei  die 
Entstehung  der  Regierung  der  Anlegung  geschichtlicher  Urkunden 
voraufgegangen,  überdies  lieferten  doch  die  Anfänge  Roms  und 
Venedigs  für  die  Vereinigung  freier  Menschen  zu  staatlichen  Ver- 
einigungen nicht  wegzustreitende  Beispiele.  Zudem  erfordere 
schon  die  Vernunft  die  Annahme  einer  solchen 
Uebereinkunft,  denn  es  könne  doch  ohne  seine  Einwilligung 
kein  „von  Natur  freier  Mensch"  der  politischen  Macht  eines  andern 
unterworfen  werden.  „Der  einzige  Weg,  auf  welchem  sich  jemand 
seiner  natürlichen  Freiheit  entkleiden  und  sich  die  Fesseln  einer 
politischen  Gesellschaft  anlegen  kann",  erklärt  er  (Kapitel  8,  95), 
„besteht  in  der  Uebereinkunft."  Das  Uebereinkommen  sei  das  ein- 
zige, das  einer  Regierung  einen  rechtmäßigen  Anfang  geben  könne. 

Für  Locke  ist  eben,  wie  allen  Naturrechtsphilosophen,  das  Recht 
nicht  der  Ausdruck  bestimmter  sozialer  Machtverhältnisse,  das  sich 
deshalb  mit  dem  Wechsel  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  eben- 
falls ändert,  sondern  das  Recht  ist  vor  aller  Gesellschaft  vorhanden 
und  hat  seine  Existenz  in  sich  selbst.  Es  ist  gottverordnetes,  ent- 
weder von  Gott  direkt  eingesetztes  oder  dem  Menschen  von  Gott 
mit  und  in  seiner  Natur  gegebenes  Recht,  etwas  ewig  Gleichblei- 
bendes, denn  niemals  kann  aus  Recht  Unrecht,  aus  Unrecht  Recht 
werden.  Demnach  vermögen  Stärke,  Zwang,  Gewalt  usw.  auch 
kein  Recht  zu  begründen;  nur  durch  freien  Entschluß  kann  der 
Mensch  auf  Naturrechte,  auf  seine  natürliche  Freiheit  (Freiheit  des 
Naturzustandes)  verzichten.    Deshalb  kann  durch  Zwang  oder  Ge- 
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walt  auch  keine  staatliche  Gesellschaft  Zustandekommen,  wenigstens 
keine  reclitinäßi^'e,  d.  h.  auf  rechtlichem  Fundament  ruhende  Oe- 
sellschaft.  Die  Annahme  einer  rechtmäßigen  (iesellschatt  und  Re- 
ffieruuK  zwingt  deshalb  nach  Lockes  Ansicht  aus  Gründen  der 
Vernunft  zur  Annahme  einer  voraufj^e^anKenen  Uebereinkunft 
und  Kechtsverständij^un^. 

Unterscheidung  zwischen  Gesellschaft  und  Staat. 

Mit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  verliert  in  England  die  Lehre  vom 
Gesellschaftsvertrag  allmählich  ihre  Bedeutung.  Mehr  und  mehr 
bricht  die  Erkenntnis  durch,  daß  die  Gesellschaft  weder  auf  einer 
vertragsmäßigen  Vereinigung  bislang  vereinzelter  Personen  oder 
Einzelfamilien  beruht,  noch  daß  die  sogen,  wahre  bürgerliche 
oder  politische  Gesellschaft,  nämlich  der  Staat,  die  erste  Form 
der  Gesellschaft  ist.  Zwei  Gründe  bestimmen  vorwiegend  die  Ab- 
kehr von  der  alten  Vertragstheorie.  Erdens  die  Erwägung,  daß 
die  Annahme  eines  Naturzustandes,  in  dem  der  Mensch  für  sich 
allein  oder  in  Einzelfamilien  gelebt  habe,  nichts  als  eine  Fiktion  sei; 
da  die  Erhaltung  und  Pflege  der  Kinder  ihr  Verbleiben  bei  den 
Eltern  erfordere  und  dieses  Zusammenbleiben  auch  dann  nicht  auf- 
gehört haben  könne,  nachdem  die  Kinder  das  Jugendalter  längst 
überschritten  hätten,  da  die  geringe  Verteidigungsfähigkeit  des 
Menschen  gegen  die  wilden  Tiere  die  neu  aufwachsende  Generation 
sicherlich  bewogen  haben  werde,  bei  den  älteren  Familienmit- 
gliedern zu  bleiben,  wie  ja  auch  manche  schwächeren  Tierarten 
sich  in  Rudeln  und  Herden  zusammenhalten.  Mindestens  hätten  also 
schon  in  frühester  Zeit  die  Menschen  in  kleinen  Familienvereinigungen 
oder  Familienhorden  miteinander  gelebt.  Zweitens  aber  begann  man 
sich  mehr  und  mehr  mit  den  neuentdeckten  Völkern  der  neuen  Welt 
jenseits  des  Atlantischen  Ozeans  zu  beschäftigen;  Schilderungen 
ihrer  Sitten  und  Einrichtungen  fanden  immer  größere  Beachtung  — 
und  selbst  von  den  rohesten  und  niedrigsten  dieser  Völker  berich- 
teten doch  die  Reisenden  und  Missionare,  daß  sie  bereits  in  Fami- 
henhorden,  Dorfgenossenschaften  und  Stämmen  zusammenlebten. 
Der  isolierte  Mensch  oder  die  isoHerte  Einzelfamilie  war  also  eine 
Fiktion. 

So  kehrte  man  gewissermaßen  zur  Ansicht  des  Aristoteles  zurück, 
daß  durch  Ansetzen  neuer  Familienschößlinge  schon  in  frühester  Ur- 
zeit Familienverbände  und  Dorfschaften  entstanden  seien,  der  Mensch 
also  schon  immer  „in  Gesellschaft"  gelebt  habe, 
wenn  auch  vielleicht  zuerst  nur  in  sehr  kleinen  Gesellschaften.  Und 
man  fand  nun  heraus,  daß  schon  manche  der  früheren  Staatstheore- 
tiker, besonders  die  Vertreter  der  patriarchalischen  Staatsidee,  den 
Staat  ja  aus  Familienverbänden  hatten  herauswachsen  lassen. 

Es  ist  eine  lange  Reihe  von  Staats-  und  Gesellschaftstheoretikern, 
die  sich  nun  gegen  die  Gesellschaftsvertragslehre  wenden,  darunter 
in  England  namentlich:  William  Temple,  Bernhard  de  Mandeville, 
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Anthony  Earl  of  Shaftesbury,  Henry  St.  John  BoHnKbroke,  James 
Harris,  David  Hume,  Adam  Smith,  Adam  Ferguson  usw. 

Ihre  Argumentation  hier  im  einzelnen  darzulegen,  würde  zu  weit 
führen.    Einige  Beispiele  mögen  genügen. 

In  den  „Fragments  or  minutes  of  Essays",  Bd.  VII,  S.  344,  der  von 
OHver  Ooldsmith  herausgegebenen  „Works  of  Henry  St.  John 
BoHngbroke"  heißt  es: 

„Wie  man  sich  auch  den  Anfang  der  Menschengattung  vorstellen  mag, 
so  müssen  doch  damals  immer  schon  Gesellschaften,  kleine  Gesellschaften 
wahrscheinlich,  aber  innner  schon  Gesellschaften,  existiert  haben.  Gab 
es  jemals  einst  einen  ersten  Mann  und  ein  erstes  Weib,  dann  bildeten 
diese  auch  bald  schon  mit  ihren  Nachkonmien  eine  erste  Gesellschaft, 
denn  die  Kinder  mußten  ernährt  und  aufgezogen  werden  und  blieben 
daher  bei  den  Eltern.  .  .  .  Und  bald  müssen  sich  diese  Familien  erweitert 
haben,  womit  dann  auch  in  der  Gruppe  ganz  naturgemäß  eine  gewisse 
Autorität,  Unterordnung,  Regelung  und  Zusammenhänglichkeit  entstand, 
da  diese  zum  Wohlsein  erforderlich  waren,  wie  wir  ja  auch  schon  an  den 
wildesten  Völkerschaften  beobachten  können." 

Bolingbroke  führt  dann  weiter  aus,  wie  die  verwandten  Familien- 
gruppen sich  wieder  zu  größeren  Gesellschaften  (Stämmen  und 
Völkern)  zusammengeschlossen  hätten,  wodurch  zugleich  auch  die 
bestehenden  zur  Regelung  des  Zusammenlebens  dienenden  Rechts- 
normen eine  Erweiterung  und  Vermannigfaltigung  erfahren  hätten: 

„Im  ganzen  genommen,  sobald  die  Familien  (gemeint  sind  Großfamilien) 
sich  zu  größeren  Gesellschaften  vereinigten,  konnten  auch  die  wenigen 
einfachen  Regeln,  die  ersten  Anfangsgründe  des  Naturrechts,  nicht  mehr 
länger  genügen,  sondern  erforderten  eine  Erweiterung  und  eine  größere 
Mannigfaltigkeit  in  ihrer  Anwendung.  So  entstanden  Philosophen  und 
Gesetzgeber,  und  sie  begründeten  eine  Art  Regierung,  machten  Gesetze, 
weise  und  unweise,  dem  Zustand  der  Dinge  angemessen  oder  nicht  an- 
gemessen, wie  es  nun  mal  in  der  Unvollkommenheit  menschlicher  Leistung 
liegt.  Aber  so  viel  ist  sicher,  es  würden  keine  Gesellschaften  dagewesen 
sein,  denen  man  Gesetze  hätte  geben  können,  kein  Anlaß,  sie  zu  geben 
und  keine  Neigung,  sie  anzunehmen,  wäre  nicht  schon  ein  Grundrecht 
(primeval  law)  vorhanden  gewesen:  ein  Recht,  durch  das  die  Menschen- 
familien schon  in  jenen  früheren  Naturzustand  geleitet  worden  wären,  und 
das  nun  die  Grundlage  für  die  zukünftige  Regierung  abgab  für  jenen  an- 
deren Gesellschaftszustand,  zu  dem  sie  nun  allmählich  fortschritten. 
Dieses  Grundrecht,  das  ist  jenes  Gesetzbuch,  in  dem  alle  jene  Gesetze 
enthalten  sind,  welche  Gott  seinen  menschlichen  Geschöpfen  gesetzt  hat." 

Diese  Darstellung  der  Staatsentstehung  kann,  bis  auf  die  natur- 
rechtlichen Anführungen,  als  die  Auffassung  gelten,  die  in  der  ersten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  in  England  zum  Durch- 
bruch gelangt,  doch  veranschaulicht  Bolingbrokes  Argumentation 
keineswegs  die  höchste  Stufe  der  gesellschaftstheoretischen  Er- 
kenntnis jener  Zeit;  schon  1713  hatte  Shaftesbury  in  seinen  „Cha- 
racteristics  of  men,  manners,  opinions  and  times"  die  Frage  der  Gc- 
sellschaftsentstehung  und  -entwicklung  von  einem  weit  höheren 
Standpunkt  aus  behandelt. 
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Cr  führt  aus,  da  der  Mensch  von  Natur  aus  ^eselli^  (sociable)  sei, 
so  müsse  er  auch  seit  jeher  in  (je  Seilschaft  Kclebt 
habe  n.  Ks  könne  daher  auch  naturgemäß  keinen  menschlichen 
Zustand  Ke^eben  haben,  der  nicht  „sozial"  gewesen  sei.  Der  iso- 
lierte Mensch  nur  eine  bloße  fiktive  Konstruktion.  Falls  es  aber  doch 
jemals  in  frühester  Urzeit  einen  solchen  Naturzustand  (der  Ver- 
einzelung) Kegeben  haben  sollte,  so  müsse  der  damalige  Mensch  eiji 
ganz  anderes  Wesen  gewesen  sein,  als  das,  was  wir  heute  unter  der 
Bezeichnung  „Mensch"  verständen.  Er  könne  keine  Sprache  und  fast 
keine  jener  Triebe  und  Eigenschaften  gehabt  haben,  die  für  uns 
heute  den  Begriff  Mensch  ausmachten,  denn  diese  Triebe  und  Eigen- 
schaften wären  nur  Erzeugnisse   des  gesellschaftlichen  Einflusses. 

So  heißt  es  beispielsweise  Band  II,  S.  80  der  Robertsonschen  Aus- 
gabe von  1900: 

„Aber  daß  es  einst  der  natürliche  Zustand  gewesen  ist,  daß  sie  verein- 
zelt lebten,  kann  niemals,  wenn  man  sich  nicht  einer  Ungereimtheit 
schuldig  machen  will,  zugestanden  werden;  denn  eher  kann  man  der 
menschlichen  Kreatur  alle  anderen  Gefühle  und  Neigungen  absprechen,  als 
dieNeigung  zur  Gesellschaft  und  dasSichhingezogenfühlen  zu  ihresgleichen. 
Wenn  man  dem  Menschen  aber  nach  Belieben  alle  möglichen  Eigen- 
schaften abspricht  und  sogar  ganze  Teile  und  Eigenheiten  seines  gegen- 
wärtigen Wesens  wegstreicht,  kann  man  ihn  dann  in  dieser  Umformung 
noch  einen  Menschen  nennen?  Und  doch  wäre  das  immerhin  noch  ver- 
nünftiger, als  ihn  seiner  natürlichen  Triebe  zu  entkleiden,  ihn  von  allen 
seiner  Art  zu  trennen,  und  ihn,  wie  gewisse  Insekten,  in  eine  Hülle  ein- 
zuschließen —  und  ihn  dann  noch  für  einen  Menschen  zu  erklären.  Dann 
kann  man  auch  schon  das  menschliche  Ei  oder  einen  Embryo  für  einen 
Menschen  erklären.  Die  Puppe  eines  Schmetterlings  ist  sicherlich,  wenn 
sie  auch  noch  ohne  Flügel  ist,  schon  weit  mehr  ein  Schmetterling,  als  diese 
imaginäre  Menschenkreatur  schon  ein  Mensch  ist.  Mag  sie  auch  äußer- 
lich schon  menschliche  Gestalt  haben,  so  sind  doch  ihre  Leidenschaften,. 
Begierden  und  Eigenschaften  ganz  anders  geartet." 

Der  Mensch  ist,  wie  Shaftesbury  meint,  ein  gesellschaft- 
liches Erzeugnis  und  deshalb  auch  außerhalb  alles  gesell- 
schaftlichen Einflusses  in  seiner  menschlichen  Wesenheit  gar  nicht 
möglich.  Schon  die  Natur  des  Menschen,  seine  lange  Hilflosigkeit 
während  der  Jugendzeit,  seine  Unfähigkeit  zur  Selbsternährung  und 
zur  Selbstverteidigung  bedingen  die  Hilfe  anderer,  d.  h.  ein  Zu- 
sammenbleiben der  Familienmitglieder  zur  Verteidigung  und  Nah- 
rungsbeschaffung. Mindestens  müssen  also  schon  in  allerfrühester 
Zeit  Familienverbände  existiert  haben,  die  sich  dann  bald  zu  „Tribes" 
und  schließlich  zu  „Nationen"  auswuchsen: 

„Und  dürfen  wir  bei  solchen  sozialen  Bildungen  (den  Familienverbän- 
den) stehen  bleiben,  müssen  wir  nicht  weiter  gehen?  Ist  es  möglich,  daß 
er  (der  Familienvater)  in  Zuneigung  und  in  Genossenschaftlichkeit  mit 
Weib  und  Nachkommen  lebte  und  doch  wild  und  sprachlos,  ohne  alle 
Kunst  des  Vorratsammeins  sowie  der  Herstellung  von  Behausungen,  ohne 
alles  Wirtschaften  blieb,  das  doch  sicherlich  ihm  so  natürlich  ist,  wie  dem 
Biber,  der  Ameise  oder  der  Biene?  Warum  soll  er  plötzlich,  nachdem  er 
sie  begonnen,  in  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  stehen  bleiben?     Ist 
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es  doch  klar,  daß  die  FamilieiiKruppe,  nachdem  sie  solcher  Art  angefangen 
hatte,  bald  in  einen  Familienhaushalt  und  eine  Familienwirtschaft  hinein- 
wuchs —  und  mußte  nicht  diese  sich  zum  Stamm  und  der  Stamm  zur 
Nation  auswachsen?  Und  selbst  wenn  der  Stamm  nur  ein  Stamm  blieb, 
ist  nicht  auch  der  Stamm  eine  Gesellschaft  zur  gegenseitigen  Verteidigung 
und  mit  gemeinsamen  Interessen?" 

Ebenso  verwirft  auch  William  Teniplc  die  VertraRstheorie.  Der 
Mensch  hat  innner  in  Ciesellschaften  gelebt,  denn  die  Aufzucht  der 
Sprößlinge,  die  Lebensunterhaltsbescliaffunj^  und  die  müKliclistc 
Sicherung  der  eigenen  Existenz  erfordern  durchaus  ein  gesellschaft- 
liches Zusammenwirken  mehrerer  und  vieler.  Deshalb  fänden  wir, 
wie  er  ausführt,  auch  schon  bei  manchen  Tierarten  einZusannnen- 
leben  in  kleineren  und  größeren  Herden,  und  zwar  besonders  bei 
Tieren,  die  nur  vereinigt  fremde  Angriffe  abzu- 
wehren vermöchten  und  deren  Nahrungsbedarf 
sie  nicht  zum  Einzel  Überfall  anderer  Tiere 
zwinge.  Pflanzenfresser  seien  daher  meist  gesellscliaftlebende 
Tiere,  während  Raubtiere  vereinzelt  oder  paarweise  leben. 

Zäher  erhält  sich  die  Lehre  vom  (lesellschaftsvertrag  in  Frank- 
reich; doch  muß  sie  auch  hier  der  besseren  Eikenntnis  weichen, 
(leorge  Louis  de  Buffon,  Montesquieu,  Mably  de  Condillac,  Voltaire, 
Nikolas  Linguet  usw.  sind  sämtlich  entschiedene  (iegner  der  Ver- 
tragslehre. Spöttisch  sagt  Montesquieu  im  95.  seiner  „Persischen 
Briefe": 

„Ich  habe  noch  niemals  vom  Staatsrechte  reden  luiren,  ohne  daß  man 
damit  begonnen  hätte,  den  Ursprung  der  Gesellschaft  sorgfältig  zu  unter- 
suchen. Das  finde  ich  lächerlich.  Bildeten  die  Menschen  keine  Gesell- 
schaft, trennten  sie  sich  und  flüchtete  einer  vor  dem  anderen,  so  müßte 
man  vielmehr  nach  dem  (jrunde  solcher  Absonderung  forschen.  Doch 
von  ihrer  Geburt  an  sind  sie  alle  miteinander  verbunden:  ein  Sohn  wird 
bei  seinem  Vater  geboren  und  hält  sich  zu  ihm.  Das  ist  die  Gesellschaft 
und  ihre  Ursache." 

Zu  dieser  beginnenden  Unterscheidung  zwischen  Gesellschaft  und 
Staat  trug  die  Zunahme  ethnologischer  Kenntnisse  vieles  bei.  In 
den  meisten  der  englischen  staatstheoretischen  Schriften  des 
18.  Jahrhunderts  zeigt  sich  deutlich  ihr  Einfluß.  Hinweise  auf  die 
von  Reisenden  und  Missionaren  in  fremden  Erdteilen  gemachten  Er- 
fahrungen sind  sehr  häufig.  Es  kann  demnach  kaum  Erstaunen 
erregen,  daß  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auch  bereits  Ver- 
suche einsetzen,  die  Frage  nach  dem  Urzustand  der  Menschheit  auf 
Grund  der  vorhandenen  völkerkundlichen  Berichte  zu  lösen.  Wohl 
der  gelungenste  Versuch  dieser  Art  ist  der  des  dänischen  Professors 
Jens  Krafft.  Die  deutsche  Ausgabe  seiner  zuerst  in  dänischer  Sprache 
erschienenen  Schrift  führt  den  etwas  seltsamen  deutschen  Titel: 
„Die  Sitten  der  Wilden  zur  Aufklärung  des  Ursprungs  und  Auf- 
nahme (gemeint  ist  Anfangsentwicklung)  der  Menschheit",  Kopen- 
hagen 1766.  Krafft  kommt  auf  Grund  seines  Studiums  der  ethno- 
graphischen Literatur  zu  dem  Ergebnis,  schon  immer  habe  der 
Mensch  in  Gesellschaften  gelebt,  zum  mindesten  in  Familiengesell- 
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Schäften  (Oesclilcchterverbändc).  Durch  Zusammenschluß  wie  auch 
durch  friedliche  und  gewaltsame  AnKliederunj^en  seien  dann  daraus 
Stämme  und  Nationen  geworden.  Die  Regierung  beruhe  daher  auch 
nicht  auf  vertragsmäßiger  Einsetzung  eines  Monarchen;  die 
Monarchengewalt  sei  vielmehr  aus  der  liäuptlingsgewalt,  besonders 
aus  der  Gewalt  der  Kriegshäuptlinge  und  Heerführer,  hervor- 
gegangen. 

Indes  gingen  nicht  alle  englischen  Theoretiker,  die  die  Hypothese 
eines  „Naturzustandes  der  Isolierung"  ablehnten,  nun 
auch  schon  gleich  so  weit,  daß  sie,  wie  Jens  Krafft,  die  monarchische 
Gewalt  als- natürliche  Folge  der  früheren  Häuptlingsgewalt  auf- 
faßten. So  schnell  verschwinden  vielhundertjährige  Ideologien  nicht. 
Wohl  sei  die  Gesellschaft  ursprünglich  nicht  durch  Vertragsschluß 
entstanden;  sie  existiere  schon  seit  jeher;  aber  als  später  die 
Familienverbände  oder  Stämmchen  sich  zu  sogen,  „civil  societes" 
oder  Staaten  vereinigt  hätten,  könnte  immerhin,  so  meinte  man, 
solcher  Zusammenschluß  auf  Grund  vertragsmäßiger  Festsetzungen 
erfolgt  sein.  Vor  allem  wird  zunächst  die  „bürgerliche  Regierung", 
das  „civil  government",  noch  vielfach  als  auf  vertragsmäßiger 
Uebertragung  beruhend  aufgefaßt.  So  meint  z.  B.  noch  Francis 
Hutcheson  nach  alter  Schablone,  in  seinem  1755  erschienenen 
„System  of  moral  philosophy"  (III.  Buch,  fünfter  Abschnitt),  das 
„civil  government"  sei  derart  entstanden,  daß  zunächst  zwischen 
den  Menschen  ein  Vertrag  abgeschlossen  worden  sei,  „sich  in  eine 
Gesellschaft  oder  einen  Körper  (gemeint  ist  ein  Staat)  zu  ver- 
einigen", dann  ein  Vertrag,  der  die  Regierungsform  festsetzte,  und 
darauf  drittens  ein  Vertrag  mit  dem  inzwischen  ernannten  Regenten 
oder  Monarchen.  Allerdings  ist  auch  ihm  zweifelhaft,  ob  bei  der 
Gründung  bürgerlicher  Gesellschaften  solche  Vertragsabschlüsse  tat- 
sächlich stattgefunden  haben,  aber  da  nach  seiner  Ansicht  das  natür- 
liche anfängliche  Recht  nur  durch  Zustimmung  der  Beteiligten  ge- 
ändert werden  kann,  Anmaßung  und  Gewalt  also  kein  Recht  be- 
gründen, so  setzt,  wie  er  meint,  die  bürgerliche  Regierung  als  ver- 
nünftigen Rechtsgrundsatz  ihrer  Existenz  die  vertragsmäßige  Zu- 
stimmung des  Volkes  notwendig  voraus.  In  diesem  Sinne  er- 
klärt er: 

„Wenngleich  es  nicht  wahrscheinlich  ist,  daß  die  Menschen  bei  jeder 
der  verschiedenen  Staatengründungen  diese  drei  geforderten  Schritte  ge- 
tan haben,  so  ist  es  doch  klar,  daß  allen  rechtmäßig  eingeführten  Regie- 
rungen eine  Unterhandlung  voraufgegangen  sein  muß,  die  die  Kraft  dieser 
drei  verschiedenen  Punkte  in  sich  hat.  Wenn  ein  Volk,  entweder  um 
Injurien  aus  seiner  Mitte  zu  entgehen,  oder  aus  Furcht  vor  einer  fremden 
Macht,  sich  zu  der  Handlung  der  Ernennung  eines  weisen,  rechtschaffenen, 
tapferen  Mannes  zu  seinem  Monarchen  vereinigt,  so  vereinigt  es  sich  zu- 
gleich auch  dazu,  einen  gemeinschaftlichen  Körper  auszumachen,  der  von 
diesem  Monarchen  regiert  werden  soll." 

Mit  der  zunehmenden  Kenntnis  des  Lebens  primitiver  Völker- 
schaften, besonders  mit  der  zunehmenden  Auffassung  des  Rechtes 
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als  etwas  Veränderlichem,  mit  dem  Zustand  der  Gesellschaft  Wech- 
selndem geht  jedoch  auch  dieser  Rest  der  alten  Vertragslehre  mehr 
und  mehr  verloren.  Der  Mensch,  so  heißt  es  nun,  hat  immer  in  üe- 
sellschaft  gelebt,  erst  in  kleineren,  dann  in  größeren,  aber  ein  solches 
gesellschaftliches  Zusammenleben  erfordert  notwendig  eine  gewisse 
Regelung,  eine  gegenseitige  Beobachtung  bestimmter  Verhaltungs- 
normen.  Jedes  Mitglied  einer  (iesellschaft  kann  uinnöglich  gegen 
die  anderen  so  handeln,  wie  ihm  beliebt,  es  muß  auf  das  üanze  Rück- 
sicht nehmen.  Zur  Aufrechterhaltung  solcher  Regel  aber  ist  eine 
gewisse  Autorität  nötig,  zunächst  die  des  Vaters,  dann  die  des 
Familienpatriarchen,  der  Häuptlinge,  der  Heerführer  usw.,  die  mit 
der  Vergrößerung  der  (iesellschaft  natürlich  an  Umfang  wächst.  Aus 
dieser  Autorität  geht  dann  später  die  monarchische  Gewalt  und  das 
„civil  governmenf'  hervor. 

So  ergibt  sich  immer  deutlicher  jene  Auffassung,  die  David  Hume 
in  seinem  Essay:  „On  the  Origin  of  Government''  kurz  in  die  Worte 
zusannnenfaßt:  „Der  Mensch  in  eine  Familie  hineingeboren,  ist  durch 
Notwendigkeit,  aus  natürlicher  Neigung  und  aus  Gewohnheit  dazu 
gezwungen,  Gesellschaft  zu  halten.  Dasselbe  Geschöpf  ist  auch  im 
weiteren  Fortschritt  genötigt,  der  Rechtshandhabung 
wegen  eine  politische  Gesellschaft  zu  bilden,  ohne 
die  zwischen  den  Mitgliedern  kein  Friede,  keine  Sicherheit,  kein 
gegenseitiger  Verkehr  zu  existieren  vermag.  Wir  können  daher  an- 
nehmen, daß  auch  unser  umfangreicher  Regierungsapparat  letzten 
Fndes  kein  anderes  Ziel  und  keinen  anderen  Zweck  hat  als  die  Ord- 
nung des  Rechts." 

Wie  entsteht  nun  aber  in  solcher  Gesellschaft  die  Staatsgewalt? 
Hume  antwortet: 

„Die  RcKiererei  beginnt  ziemlich  gelegentlich  und  unvollkoiiimen  (more 
casually  and  more  imperfectly).  Es  ist  wahrscheinlich,  daß  das  erste 
Emporkommen  eines  Mannes  über  die  Menge  während  eines  Kriegs- 
zustandes begann,  wo  die  Ueberlegenheit  seines  Mutes  und  Talents  sich 
deutlich  ergab,  wo  Einträchtlichkeit  und  Einheitlichkeit  durchaus  erforder- 
lich waren  und  wo  die  verderblichen  Folgen  der  Unordnung  sich  beson- 
ders fühlbar  machten.  Die  lange  Dauer  eines  solchen  Zustandes,  wie  das 
ja  in  wilden  Stämmen  oft  der  Fall  ist,  gewöhnte  das  Volk  an  solche 
Unterordnung,  und  wenn  der  Häuptling  ebensoviel  Billigkeit  walten  ließ, 
wie  er  Klugheit  und  Tapferkeit  besaß,  wurde  er  wohl  schon  in  Frie- 
denszeiten Schlichter  aller  inneren  Streitigkeiten  und  vermochte  nach 
und  nach  durch  Zwang,  gemischt  mit  Entgegenkommen,  sich  eine  gewisse 
Autorität  zu  sichern.  Die  von  solchem  Einfluß  ausgehende  heilsame 
Wirkung  machte  ihn  beim  Volk  beliebt,  wenigstens  bei  dem  friedfertigen 
und  gefügigen  Teil,  und  besaß  sein  Sohn  dieselben  vorteilhaften  Eigen- 
schaften, so  gewann  das  Regiment  mehr  und  mehr  an  Orundfestigkeit  und 
Reife,  wenn  es  auch  zunächst  noch  immer  schwächlicher  Art  war,  bis 
im  weiteren  Verlauf  der  Regent  sich  ein  Einkommen  verschaffte,  das 
ihn  in  den  Stand  setzte,  denen,  die  unter  ihm  in  der  Verwaltung  teil- 
nahmen, dafür  Entschädigung  zu  zahlen,  und  über  die,  die  sich  seinen 
Anordnungen  widersetzten  oder  sich  sonst  ungehorsam  erwiesen,  Strafen 
zu  verhängen." 
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Das  ist  liiinics  Ansicht  von  der  Kntstchnn^  des  Staates,  die  ^e^cn 
Kndc  des  18.  Jahrlinnderts  in  ^Jl^^land  die  alte  Vertra^stheorie  fast 
völlig  Verdrängt.  Staat  und  Re^iernnK  beruhen  demnach  nicht  mehr 
auf  irgendwelchen  Verträj^en ;  sondern  der  Staat  ist 
allmählich  aus  den  früheren  Familiengemein- 
schaften und  Stämmen  heraus  jcewachsen,  da  sich 
mit  deren  Ausdehnung  die  rechtliche  Kegelung  des  Zusammenlebens 
als  immer  nötiger  und  dringlicher  erwies,  und  sich  nun  auch  unter 
den  Familienvorstehern  und  Häuptlingen  die  geeigneten  Personen 
fanden,  die,  unterstützt  von  den  Umständen  und  Bedürfnissen,  eine 
gewisse  Autorität  und  Herrschaft  über  die  Menge  zu  erlangen 
wußten. 

Auch  Adam  Smith  stimmt  im  ganzen  dieser  Ansicht  über  die  Ent- 
stehung des  „civil  government"  zu,  doch  gründet  sich  die  Autorität 
der  Häuptlinge  nach  seiner  Auffassung  nicht  nur  auf  ihre  Stellung 
als  Anführer  im  Kriege,  sondern  beruht  vor  allem  auf  ihrem  größeren 
Besitz.  „Das  Alter  ist  naturgemäß,"  sagt  er,  „in  unserer  Vorstellung 
mit  Weisheit  und  Erfahrung  verbunden,  und  eine  lange  Ausübung  der 
Macht  gibt  dieser  eine  Art  Qeltungsrecht;  aber  mehr  noch  als  solche 
Vorzüge  trägt  überragender  Reichtum  zur  Begründung  der  Autorität 
bei."  („Lectures  on  justice,  police,  revenue  and  arms",  herausgegeben 
von  Edwin  Cannan,  Oxford  1896,  S.  9.)  Und  einige  Seiten  weiter 
(Seite  15)  führt  er  diesen  Gedanken  folgendermaßen  aus: 

„Deshalb  gibt  es  unter  bloßen  Jägervölkern  noch  keine  reguläre  Re- 
gierung. Sie  leben  noch  den  Gesetzen  der  Natur  gemäß.  Erst  die  An- 
eignung von  Viehherden  und  die  hierdurch  hervorgerufenen  Vermögens- 
unterschiede sind  es,  welche  den  Anlaß  zur  Entstehung  eines  regel- 
rechten Regiments  geben.  Bis  ein  Eigentum  entsteht,  kann  es  auch  keine 
Regierung  geben;  denn  deren  eigentlicher  Zweck  ist  eben,  den  Reichtum 
zu  sichern  und  den  Reichen  vor  dem  Armen  zu  schützen.  Besitzt  zur- 
zeit jenes  Hirtentums  ein  Mann  500  Rinder  und  ein  anderer  gar  nichts, 
so  wird  ersterem,  wenn  ihn  nicht  irgendeine  Art  Regierung  in  seinem 
Besitzrecht  schützt,  schwerlich  gestattet  werden,  in  seinem  Besitz  zu 
bleiben.  Die  Vermögensverschiedenheit  gibt  eben,  indem  sie  eine  Un- 
gleichheit zwischen  reich  und  arm  schafft,  dem  ersteren  einen  größeren 
Einfluß  als  dem  letzteren;  denn  jene,  die  keine  Herden  haben,  werden 
nun  abhängig  von  denen,  die  solche  haben,  da  sie  nun  nicht  mehr  wie 
einst  ihren  Lebensunterhalt  durch  die  Jagd  zu  gewinnen  vermögen,  weil 
die  Reichen  das  Wild,  das  nun  ja  gezähmt  worden  ist,  zu  ihrem  Eigen- 
tum gemacht  haben." 

Damit  wird  an  der  alten  Auffassung,  die  Staat  und  Gesellschaft 
ohne  weiteres  identifiziert  hatte,  zunächst  nur  wenig  geändert. 
Zwar  der  Staat  ist  nicht  mehr  die  Gesellschaft  selbst,  vor  ihm  gab 
es  auch  schon  Gesellschaften:  Familiengemeinschaften,  Kriegs- 
genossenschaften, Dorfschaften,  Stämme  usw.  Doch  der  Staat  ist 
auch  nichts  von  der  Gesellschaft  Wesensverschiedenes;  er  ist 
auch  eine  bloße  Gesellschaft,  aber  eine  Gesell- 
schaft auf  höherer  Stufe  der  Entwicklung,  eine 
höhere  Form  der  Gesellschaft.  Man  unterscheidet  nun 
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primitive  und  höhere  Gesellschaftsformen.  Familiengemeinschaften, 
Horden,  Stämme  usw.  sind  primitive  Gesellschaften.  Im  Laufe  des 
menschlichen  Fortschritts  entwickeln  sich  diese  aber  zu  „poli- 
tische n"  oder  „bürgerlichen"  (zivilen)  (iesellschaften,  die  not- 
wendigerweise zur  Regelung  des  Zusammenlebens  ihrer  Mitglieder 
einer  bürgerlichen  Regierung  bedürfen,  eines  „civil  government", 
und  solche  politische  Gesellschaften  nennt  man  nun  Staaten.  Der 
Staat  ist  also  nicht  die  Gesellschaft  selbst,  sondern  nur  eine 
bestimmte  höhere  Existenzform  der  Gesell- 
schaft, jene  Form  gesellschaftlichen  Lebens,  wie  sie  sich  nach 
und  nach  in  den  sogen,  zivilisierten  Gegenden  der  Erde  ent- 
wickelt hat. 

Individuum  und  Gesellschaft. 

Auch  an  der  Beurteilung  des  Charakters  der  Gesellschaft  wird 
durch  den  Fortfall  der  Vertragstheorie  zunächst  nichts  Wesent- 
liches geändert:  die  Gesellschaft  wird  noch  immer  als  ein  Haufen 
zusammenlebender  bezw.  miteinander  vereinigter  Individuen  be- 
trachtet, nur  mit  dem  Unterschied,  daß  man  früher  annahm,  die  Vor- 
fahren dieser  Individuen  hätten  sich  einmal  freiwillig  vereinigt,  wäh- 
rend man  nun  die  politische  Gesellschaft  oder  den  Staat  fast  all- 
gemein als  aus  früheren  „Familiengesellschaften"  hervorgegangen 
auffaßte.  Deshalb  ist  auch  nach  der  Ansicht  der  englischen  Sozio- 
logen des  18.  Jahrhunderts  der  Charakter  der  Gesellschaft  bedingt 
und  bestimmt  durch  den  Gesamtcharakter  der  in  ihr  vereinigten 
Individuen.  Eine  Summe  von  Individuen  bildet  eben  eine  gegebene 
Gesellschaft,  und  der  Durchschnitt  aus  der  Summe  der  Charaktere 
aller  zu  einer  solchen  Gesellschaft  verbundenen  Einzelpersonen  — 
das  ist  kurzweg  der  Gesellschaftscharakter.  Nicht  bestimmt  also 
der  Gesellschaftscharakter  den  Individualcharakter,  sondern  umge- 
kehrt der  Individualcharakter  den  Gesellschaftscharakter.  Der 
Mensch  wird  meist  noch  völlig  als  selbständiges  Natur- 
wesen, als  Naturprodukt  aufgefaßt,  dem  Gott  oder  die  Natur 
seinen  besonderen  oder  individuellen  Charakter,  seine  besonderen 
Triebe,  Begierden,  Affekte  usw.  gegeben  hat,  die  sich  nun  gemäß  der 
besonderen  Anlage  des  Menschen  im  gesellschaftlichen  Leben  aus- 
wirken. Hin  und  wieder  tritt  allerdings  bereits  die  Auffassung  her- 
vor, daß  der  einzelne  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  einer  Ge- 
sellschaft vornehmlich  als  Gattungswesen,  d.  h.  nicht  in  seiner  Ver- 
einzelung, sondern  als  Teil  einer  bestimmten  Menschengattung  in 
Betracht  komme,  sein  Charakter  also  als  g  a  1 1  u  n  g  s  b  e  d  i  n  g  t , 
d.  h.  als  individueller  Niederschlag  des  allgemei- 
nen Gattungs-  bezw.  Rassencharakters  aufgefaßt 
werden  müsse,  wie  denn  auch  Adam  Ferguson  in  seinem  1767 
erschienenen  „Essay  on  the  history  of  civil  society"  (Versuch  einer 
Geschichte  der  bürgerlichen  Gesellschaft)  erklärt:  „Die  Geschichte 
der  Menschheit  ist  die  Geschichte  ihrer  Gattung."    Aber  konsequent 
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diircliKcfülirt  finden  wir  diese  Auffassung  nirgends;  die  Ansicht,  die 
(ieseliscliaft  sei  lediglich  ein  Haufen  von  Individuen,  und  die  Kcsell- 
scliaftliclie  I\syche  nur  eine  Erweiterung^  der  Individualpsyche,  bricht 
immer  wieder  durch. 

Vereinzelt  zeigen  sich  freilich  so^ar  schon  die  ersten  Spuren 
einerAuffassun^  des  Menschen  als  O  e  Seilschaft  s- 
wesen,  d.  h.  der  Ansicht,  der  Charakter  der  einzelnen  sei  gesell- 
schaftlich bestimmt.  Bereits  in  William  Temples  Schriften  tritt  diese 
Ansicht  vielfach  hervor,  und  noch  weit  deutlicher  kommt  sie,  wie 
im  nächsten  Abschnitt  näher  nachgewiesen  werden  soll,  in  Adam 
Fergusons  Schriften  zum  Ausdruck.  Doch  fehlt  selbst  bei  Ferguson 
noch  sehr  viel  daran,  daß  nun  die  sogen,  „geistige  Natur  des  Men- 
schen", das,  was  wir  gewöhnlich  heute  als  Gemüt  oder  als  Psyche 
bezeichnen,  als  sozialgeschichtliches  Entwicklungsprodukt  aufgefaßt 
würde.  Auch  nach  Fergusons  Ansicht  ist  der  Charakter  des  Men- 
schen im  wesentlichen  naturbestimmt,  mit  anderen  Worten,, 
die  Natur  hat  von  vornherein  dem  Menschen  eine  bestimmte  Anlage, 
seine  sogen.  Naturanlage,  mit  auf  den  \^eg  gegeben,  und  diese  An- 
lage, diese  natürliche  Wesenheit,  bestimmt  den  Menschen 
in  seinem  Handeln  und  Denken.  Freilich,  wie  sich  im  weiteren 
Fortschritt  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  differenzieren  und  neue 
Formen  annehmen,  so  differenziert  sich  auch  unter  den  veränderten 
gesellschaftlichen  Verhältnissen  die  Natur  bezw.  Naturanlage  des 
Menschen,  seine  Triebe,  Leidenschaften,  Begierden  usw.;  doch  reicht 
diese  gesellschaftliche  Beeinflussung  nirgends,  weder  bei  Ferguson 
noch  bei  einem  anderen  Sozialphilosophen  des  18.  Jahrhunderts,  so 
weit,  daß  nach  ihrer  Ansicht  sich  die  „Naturanlagen"  des  Menschen 
selbst  wesentlich  im  Laufe  der  Zeiten  gewandelt  hätten.  Nur  die 
Aeußerungen  des  Menschen,  das  Gehaben,  Benehmen  und  Verhalten,, 
nehmen  unter  dem  Einfluß  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens 
veränderte  Formen  an.  Sie  werden  verfeinert  und  modifiziert.  Die 
Triebe  und  Leidenschaften  bleiben  bestehen,  nur  äußern  sie  sich  nicht 
mehr  in  der  rohen,  ungehemmten  und  ungebändigten  Weise  wie  ur- 
sprünglich auf  den  untersten  Gesellschaftsstufen.  Der  Mensch  bleibt 
demnach  auch  in  dieser  Auffassung  ein  Naturwesen,  dessen  Gemüt 
im  ganzen  als  naturgegeben  aufgefaßt  wird.  Es  konsequent  als  ein 
gesellschaftliches,  entwicklungsgeschichtliches  Produkt  und  dem- 
gemäß den  Menschen  selbst  als  ein  durch  die  jeweilige  historische 
Gesellschaftsform  bestimmtes  Gesellschaftswesen  aufzufassen,  dazu 
gelangt  keiner  der  englischen  Gesellschaftstheoretiker  des  18.  Jahr- 
hunderts. 

Demnach  gilt  also  die  Natur  resp.  der  Charakter  der  Gesellschaft 
als  bestimmt  durch  die  Natur  des  Menschen.  Nicht  die  Gesellschaft 
bestimmt  die  sogen,  geistige  Wesenheit  der  in  ihr  verbundenen  Men- 
schen, sondern  die  naturgegebene  Wesenheit  der  gesellschaftlich 
vereinigten  Menschen  bestimmt  den  Gesellschaftscharakter. 

Daher  sehen  denn  auch  durchweg  die  englischen  Gesellschafts- 
theoretiker des  18.  Jahrhunderts  in  dem  Gesellschafts-  und  Staats- 
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leben  ihrer  Zeit  nur  die  Auswirkung  und  Gegenwirkung  der  Triebe 
und  Leidenschaften  der  Menschen,  und  zwar  der  in  seiner  Natur 
wurzelnden  und  trotz  aller  äußeren  Verfeinerung  und  zeitweiligen 
Zurückdrängung  immer  wieder  in  alter  Weise  hervorbrechenden 
Naturtriebe.  Gewöhnlich  werden  die  sogen,  eigennützigen  Triebe 
(die  Triebe  der  Selbsterhaltung,  des  Eigennutzes,  der  Habsucht,  der 
Bereicherung  usw.)  den  sogen,  gemeinnützigen  1>ieben  oder  Nei- 
gungen (dem  Gefühl  der  Gemeinschaftlichkeit,  Zusammengehörig- 
keit, Solidarität,  des  Mitleides  usw.)  gegenübergestellt  und  die 
Kämpfe  in  Gesellschaft  und  Staat  aus  dem  Wider- 
streitdieser  Triebe  im  Menschen  selbstwic  in  den 
von  ihm  gebildeten  Gesellschaftsgruppen  her- 
geleitet. Die  Gesellschaft  ist  eben  keine  friedvolle  Verbunden- 
heit der  einzelnen  zu  einem  einheitlichen  Ganzen,  kein  Aufgehen  der 
einzelnen  in  der  sogen.  Allgemeinheit,  sondern  alle  Gesellschaft  hat 
vielmehr  von  vornherein  einen  antagonistischen 
Charakter,  da  die  eine  Gesellschaft  bildenden  Individuen  aller- 
lei einander  widerstrebenden  Trieben  unterworfen  sind;  einerseits 
suchen,  getrieben  von  der  Ichsucht  (dem  Eigennutz),  die  einzelnen 
ihr  Selbstinteresse  (und  das  ihrer  Familie)  zur  (ieltung  zu  bringen; 
andererseits  treibt  sie  der  in  ihrer  Natur  liegende  Trieb  zur  Gesellig- 
keit und  das  in  dieser  wurzelnde  Gemeinschaftsgefühl  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  Gesellschaft  und  Unterordnung  unter  ihre  Existenz- 
bedingungen. So  ergibt  sich  ein  sich  immer  wiederholender  Kampf 
zwischen  Eigennutz  und  Gemeinnützigkeit,  zwischen  indivi- 
duellen (antisozialen)  und  gesellschaftlichen  (sozialen) 
Trieben  (oder  Neigungen),  zwischen  Egoismus  und  Mutualismus. 
Der  Kampf  innerhalb  der  Gesellschaft  hat  also  nach  dieser  Auf- 
fassung seine  eigentliche  Ursache  in  den  widerspenstigen  Natur- 
trieben, die  die  einzelnen  Individuen  immer  wieder  dazu  bringen,, 
sich  gegen  das  sogen.  Gemeinwohl  aufzulehnen  und  diesem  ihr 
Sonderinteresse  entgegenzustellen.  Nicht  aus  den  wechselnden  ge- 
sellschaftlichen Lebensbedingungen  heraus  entstehen  demnach,  genau 
genommen,  die  sozialen  Kämpfe,  sondern  aus  den  antagonistischen 
Naturtrieben,  dem  ewigen  Gegensatz  zwischen  Individual-  und  Ge- 
sellschaftsinteressen. Die  ganze  Gesellschaftsauffassung  jener  Zeit, 
wie  auch  die  auf  ihr  fußende  Moralphilosophie  kennt  eben  nur 
den  Gegensatz  zwischen  Individuum  und  einer 
bald  als  Staat,  bald  als  unbestimmte  „Allgemein- 
heit" gedachten  Gesellschaft.  Von  Gegensätzen  zwischen 
Staat  und  Gesellschaft  weiß  sie  nichts,  und  noch  weniger  erkennt 
sie,  daß  es  außerdem  zwischen  Individuum  und  Gesellschaft  be- 
stimmte Kollektivformationen  (Gemeinschaften)  gibt:  z.  B.  KlasseiT 
mit  bestimmten  gegensätzlichen  Klasseninteressen,  Nationen  mit  be- 
stimmten gegensätzlichen  Nationalinteressen,  Religionsgemein- 
schaften mit  religiösen  Interessen  usw.  —  daß  also  den  sozialen 
Kämpfen  keineswegs  nur  der  sogen.  Antagonismus  zwischen  Indivi- 
duum und  Gesellschaft  zugrunde  liegt.  — 
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Vernunft  «ej^en  Naturtrieb. 

Entspringen  demnach  die  sozialen  Kämpfe  den  immer  wieder 
ji:ej^en  das  (lemeinwolil  rebellierenden  egoistischen  Trieben  der 
(jeselischaftsmitKlieder,  so  erj^ibt  sich  als  erste  Forderung  jeder 
vernünftigen  Sozialethik,  daf^  diese  antisozialen  Individualtriebe  mög- 
lichst gemildert  werden  müssen,  wenigstens  so  weit,  daß  sie  das 
gesellschaftliche  Znsammenleben  nicht  ernstlich  stören.  Als  das 
Mittel,  solche  Milderung  der  rohen  Naturtriebe  zu  erreichen,  galt 
die  Vernunft.  Nur  durch  die  Vernunft  können  die  rohen  Triebe 
gezähmt  werden.  Sie  verschwinden  zwar  nicht,  aber  die  aus  der 
vernünftigen  Einsicht  entspringende  „Sitte"  schränkt  ihr  rohes 
Wirken  ein. 

Zunächst  werden  noch  die  natürlichen  Begierden,  Leidenschaften, 
Neigungen  als  das  eigentlich  Wirksame,  den  Menschen  Antreibende 
gedacht.  Die  Funktion  der  Vernunft  erstreckt  sich  nur  darauf,  den 
Menschen  zum  Beobachten,  Vergleichen,  Beurteilen  der  sich  aus 
seinen  Triebhandlungen  ergebenden  Folgen  (Wirkungen)  und  ihres 
Einflusses  auf  sein  und  seiner  Mitmenschen  Wohl  oder  QlückseHg- 
keit  zu  veranlassen,  ihn  also  zur  Anstellung  von  Erwägungen  dar- 
über zu  bringen,  wie  weit  die  Nachgiebigkeit  oder  die  Unterdrückung 
gewisser  Triebe  für  ihn,  seine  Familie,  seine  Mitgesellschafter  nütz- 
Hch  und  zweckmäßig  ist.  Die  Vernunft  übt  also  nur  eine  Art  Kor- 
rektur der  Triebe  aus,  indem  sie  dem  Menschen  zeigt,  wie  die  blinde 
Hingabe  an  diesen  und  jenen  eigennützigen  Trieb  für  ihn  oder  andere 
gewisse  Gefahren  birgt,  während  sie  ihn  andererseits  lehrt,  daß  die 
Stärkung  des  sogen,  gemeinnützigen  Triebes  für  die  Gesellschaft 
von  wesentlichem  Nutzen  ist. 

Unter  den  englischen  Sozialphilosophen  des  18.  Jahrhunderts  fin- 
den wir  diese  Auffassung  von  dem  wohltätigen  korrektiven  Ein- 
fluß der  Vernunft  auf  das  Triebleben  vornehmlich  bei  Francis 
Hutcheson  ausgeprägt,  der  in  seinem  „System  of  moral  philosophy" 
(I.  Buch,  6.  Abschnitt)  darüber  sagt: 

„Wie  die  stillen  Begierden  und  Neigungen  der  Seele  natürlicherweise 
von  unseren  Meinungen  über  das  in  ihnen  enthaltene  Gute  und  Böse  ab- 
hängen, so  stehen  sie  auch  zu  dem  Grade  des  wahrgenommenen  Guten 
oder  Bösen  im  Verhältnis.  Die  eigennützigen  Begierden  nach  einem  be- 
sonderen Gut  werden  nur  durch  die  Kraft,  zu  vergleichen  und  zu  folgern, 
also  den  Wert  (Nutzen)  der  verschiedenen  Gegenstände  der  Begierden 
zu  erkennen,  unserer  Gewalt  unterworfen.  Erst  durch  die  Erhöhung 
unserer  Meinungen  von  ihrem  Werte  werden  die  verschiedenen  Begierden 
in  einem  angemessenen  Verhältnis  zueinander  gehalten.  Vermittelst  des 
anderen  ursprünglichen  Triebes,  dem,  der  das  allgemeine  Wohl  zum 
Gegenstand  hat,  und  durch  eine  gleiche  Anwendung  des  Verstandes  bei 
der  Vergleichung  der  Gegenstände,  die  wir  für  andere  begehren,  können 
wir  die  verschiedenen  wohlwollenden  Neigungen  und  Begierden  in  Ord- 
nung zueinander  bringen;  denn  sobald  wir  ein  größeres  Gut  wahrnehmen, 
ist  das  stille  Verlangen  nach  ihm  stärker  als  nach  einem  anderen  gerin- 
geren Gut,  das  neben  ihm  nicht  bestehen  kann,  mögen  wir  es  nun  für 
uns  selbst  oder  für  andere  zu  erlangen  wünschen." 
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Aehnlich  faßt,  um  noch  ein  anderes  Beispiel  anzuführen,  Henry 
St.  John  BohnKbroke  in  seinen  „Letters  on  the  study  and  use  of 
history"  das  Verhältnis  der  Vernunft  zu  den  Trieben  und  Leiden- 
schaften auf.  Es  heißt  dort,  Baseler  Ausi^abe  von  1788,  3.  Brief,  S.  3S: 

„Wenn  unser  allgemeiner  Charakter,  nicht  nur,  wie  das  sicherlich  der 
Fall  ist,  durch  unsere  Beschaffenheit  (genieint  ist  die  natürliche  Anlage) 
beeinflußt,  sondern  vollständig  bestininit  würde  und  ebenso  unsere  Hand- 
lungen nur  durch  ihr  mittelbares  Objekt,  daiui  wären  alle  I^elelirungen, 
sowohl  durch  Unterweisung  wie  durch  Beispiel,  und  alle  Bemühungen, 
durch  Unterricht  den  Moralcharakter  zu  bilden,  ganz  unnötig.  Selbst  die 
kleinste  Sorgfalt,  die  heute  darauf  verwandt  wird,  unsere  Jugend  zu 
erziehen  —  und  sicherlich  kann  man  kaum  weniger  tun  — ,  würde  dann 
noch  zu  viel  sein.  Aber  die  Wahrheit  ist  ganz  verschieden  davon,  wie 
man  sie  so  darstellt.  Denn  was  ist  Laster  und  was  ist  Tugend?  —  diese 
Ausdrücke  im  weiteren  philosophischen  Simie  genommen.  Das  erstere 
ist,  wie  ich  denke,  nichts  mehr  als  ein  Uebermaß,  als  ein  Mißbrauch  und 
eine  Mißanwendung  der  Begierden,  Neigungen  und  Leidenschaften,  der 
natürlichen  und  eiiu'ältigen,  wie  auch  der  nützlichen  und  notwendigen.  Die 
letztere  (die  Tugend)  besteht  nur  in  der  Mäßigung  und  [Beherrschung 
dieser  Begierden,  Neigungen  und  Leidenschaften,  in  ihrem  Gebrauch  und 
ihrer  Wirksamkeit  gemäß  den  Vernunftgeboten  (ruies  of  reason).  d.  h.  im 
Gegensatz  zu  dem  ihnen  eigenen  blinden  Antrieb." 

Auch  Bernard  de  Mandeville  faßt  in  seiner  zuerst  1724  unter  dem 
Titel  „The  Krumblin^  hive"  erschienenen  Biencnfabel  die  Rolle  der 
Vernunft  noch  als  eine  korrektive  auf.  In  der  bürKerliclien  (icsell- 
schaft  folgen  nach  seiner  Ansicht  die  Menschen  weder  ihren  natür- 
lichen Trieben,  noch  den  Geboten  der  Vernunft.  Aus  dem  Oegen- 
und  Zusammenwirken  beider  entsteht  vielmehr  ein  S2:esellschaftlicher 
Moral-  und  Vernunftkomproniiß,  der  auf  jeder  (lesellschaftsstufe 
vorherrscht  und  deren  Charakterzuji:  bestimmt.  So  heißt  es  z.  B. 
in  der  Einleitung  zu  seiner  Bienenfabel: 

„In  jeder  Gesellschaftsverfassung  dominiert  also  eine  bestimmte  Denk- 
weise, die  weder  einzig  und  allein  dem  strengen  Gesetze  der  Vernunft, 
noch  dem  Sozialtrieb  entspricht.  Die  Menschen  handeln  dann  weder  wie 
sie  wollen,  noch  wie  sie  vermöchten,  sondern  es  entsteht  eine  sogen. 
Verbindung  zwischen  Vernunft  und  sozialem  Trieb,  aus  der  sich  eine 
Denkart  herausbildet,  die  beide  in  ihren  Forderungen  auss()hnt  und  end- 
lich zum  positiven  Gesetzgeber  der  Gesellschaft  wird." 

Die  Vernunft  wird  hier  noch  im  wesentlichen  als  bloßer  Korrektor 
der  blinden  Naturtriebe  —  als  eine  die  rohen  Begierden  und  Leiden- 
schaften zügelnde  Kraft  aufgefaßt.  In  der  späteren  englischen  Moral- 
und  Sozialphilosophie  wird  sie  jedoch  mehr  und  mehr  zur  völligen 
Beherrscherin  der  Naturtriebe,  die  sich  diese  unterordnet  und  sie 
leitet.  Rückfälle  in  das  ursprüngliche  Triebleben  treten  zwar  immer 
wieder  auf  —  im  ganzen  aber  gewinnt  die  Vernunft,  so  wird  be- 
hauptet, stetig  mehr  Einfluß  auf  den  Menschen.  Ihr  verdankt  er  an- 
geblich nicht  nur  die  Ueberwindung  seiner  einstigen  Roheit,  sondern 
auch  alle  gesellschaftlichen  Fortschritte.  Wie  denn  auch  schon 
Mandeville  erklärt:  „Wenn  die  Vernunft  sich  alle  Kräfte  der  mensch- 
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liehen  Natur  unterordnet,  dann  spielt  sie  den  Meister!  Es  müssen- 
sich  alle  Triebfedern  der  übrigen  Kräfte  ihr  anbequemen,  und  sie 
ist  die  einzige  KcsetzKebende  Macht." 

Aber  diese  Wirkung  der  Vernunft  ist,  so  wird  weiter  geUAgcrU 
nur  in  der  (i  e  s  e  11  s  c  h  a  f  t  möglich,  denn  damit  der  Mensch 
das  Vernünftige  erkennt  und  dem  als  j^ut  bezw.  nützlich  Erkannten 
folgt,  ist  VerKleichunK,  ist  Lob  und  Tadel,,  Ansporn  und  Nacheiferunj^ 
nötig.  So  meint  z.  B.  Ferguson  in  seinem  „Essay  on  the  history  of 
civil  Society''  (I,  2.  Kap.): 

„Er  (der  Mensch)  hat  eine  Reihe  von  Anlagen,  die  auf  seine  tierische 
Erhaltung  und  die  Fortpflanzung  seiner  Gattung  hinzielen,  andere,  die 
ihn  zur  Gesellschaft  anleiten  und  indem  sie  ihn  einem  Stamme  oder  einer 
Gemeinschaft  eingliedern,  häufig  in  Krieg  und  Streit  mit  der  übrigen 
Menschheit  verwickeln.  Seine  Urteilskraft  oder  seine  intellektuellen 
Fähigkeiten,  die  unter  dem  Namen  „Vernunft"  von  den  analogen  Gaben- 
anderer  Lebewesen  unterschieden  werden,  beziehen  sich  auf  die  Dinge 
um  ihn  herum.  Entweder  insoweit  sie  Gegenstände  reiner  Erkenntnis 
oder  auch  der  Billigung  oder  des  Tadels  sind.  Er  ist  geschaffen,  nicht 
nur  zu  erkennen,  sondern  auch  zu  bewundern  und  zu  verachten,  und  diese 
Vorgänge  seines  Geistes  stehen  in  einer  Hauptbeziehung  zu  seinem 
eigenen  Charakter  und  zu  dem  seiner  Mitmenschen,  da  sie  die  Personen 
sind,  auf  die  er  am  meisten  achtet,  um  zu  unterscheiden,  was  recht  und 
unrecht  ist 

Solange  die  Anlagen,  die  zur  Erhaltung  des  Individuums  dienen,  in  der 
Art  instinktiver  Wünsche  wirken,  sind  sie  bei  den  Menschen  fast  die- 
selben wie  bei  den  anderen  Tieren.  Aber  bei  den  Menschen  werden  sie 
früher  oder  später  mit  Ueberlegung  und  Voraussicht  verbunden;  sie  er- 
wecken ein  Verständnis  für  den  Begriff  des  Eigentums  und  machen  ihn 
bekannt  mit  jenem  Gegenstand  der  Sorge,  den  er  sein  Interesse  nennt." 

Die  Vernunft  gilt  Ferguson,  wie  das  obige  Beispiel  zeigt,  noch  als 
bloßes  Vermögen  der  Menschen,  äußere  Eindrücke  geistig  zu  ver- 
arbeiten, d.  h.  sie  zusammenzufassen,  sie  zu  vergleichen,  und  aus 
ihnen  Schlüsse  für  das  eigene  Verhalten  und  das  der  Umgebung  zu 
ziehen.  Sie  ist  noch  eine  bloße  menschliche  Kraft,  wenn  auch  die 
höchste  und  wertvollste.  So  lehnt  denn  auch  Ferguson  die  Vor- 
stellung ab,  daß  Gang  und  Ziel  der  menschheitlichen  Entwicklung 
teleologisch  bestimmt  seien  und  die  Menschheit,  bewußt  oder 
unbewußt,  einen  gegebenen  Vernunftzweck  befolge.  Ebenso  wie  er 
auch  die  Ansicht  verwirft,  die  Entwicklung  gehe  in  einer  zweck- 
bestimmten gradlinigen  Richtung  vor  sich.  Wohl  erzeugt  nach 
seiner  Auffassung  immer  eine  Entwicklungsstufe  die  Vorbedingungen 
für  die  andere,  nächstfolgende,  so  daß  diese  als  die  natürliche  Folge 
der  voraufgegangenen  zu  betrachten  ist,  aber  jede  Periode  hat  ihre 
eigenen  Richtungstendenzen.  So  daß  also  die  Qesamtentwicklung^ 
mannigfache  Wechsel  (Umschläge)  ihrer  Tendenzen  aufweist. 

Auf  die  englische  Sozial-  und  Moralphilosophie  hatte  diese  Auf- 
fassung Fergusons  allerdings  zunächst  wenig  Einfluß.  Auch  in  ihr 
gewann  entsprechend  der  dualistischen  Auffassungsweise  jener  Zeit 
die  Ansicht  rasch  an  Boden,  die  Vernunft  sei  etwas  von  den  anderen 
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Eigenschaften  der  Menschen  Getrenntes,  eine  außerhalb  seiner 
körperlichen  Anlage  stehende  selbständige  Macht,  die  ihre  eigene 
Bahn  verfolge,  den  Menschen  gewissermaßen  souverän  regiere  und 
ihn  ihren  höheren  Zweckzielcn  entgegenfahre.  Die  ganze  Mensch- 
heitsgeschichte wurde  in  dieser  Betrachtung  mehr  und  mehr  zu  einer 
Geschichte  des  Zweckwirkens  der  selbsttätigen  und  selbständigen 
Vernunft,  einer  vom  Menschen  losgelösten  „Vernunft  an  sich". 

Freilich  fehlte  es  auch  in  England  nicht  an  Stiimnen,  die  von  dieser 
selbsttätigen  Vernunft  nichts  wissen  wollten  und  an  der  Auffassung 
festhielten,  daß  „der  Impuls  nicht  von  der  Vernunft  ausgeht,  sondern 
von  ihr  nur  geleitet  wird'*.  So  wendet  sich  z.  B.  David  Hume  in 
seinem  „Treatise  on  human  nature"  (Abhandlung  über  die  mensch- 
liche Natur),  2.  I^uch:  „Of  the  passions",  111.  Teil,  3.  Abschnitt,  gegen 
diese  Auffassung  der  Vernunft  als  allmächtigen  Willensmotor  mit 
folgender  Aeußerung: 

,, Keine  Rede  ist  in  der  Philosophie  und  auch  im  tätlichen  Lei)en  jetzt 
üblicher,  als  die  Rede  vom  Kampf  zwischen  Affekt  und  \'ernunft.  Dabei 
gibt  man  der  Vernunft  den  Vorzug  und  behauptet,  daß  die  Menschen  nur 
insoweit  tugendhaft  seien,  als  sie  sich  den  Vernunftgeboten  fügen.  Jedes 
vernünftige  (jeschöpf,  sagt  man,  soll  seine  Handlungen  nach  seiner  Ver- 
nunft einrichten;  wenn  irgendein  anderes  Motiv  oder  Prinzip  die  Leitung 
seines  Tuns  beansprucht,  so  soll  es  dieses  Motiv  so  lange  bekämpfen, 
bis  dasselbe  völlig  unterdrückt  ist  oder  wenigstens  mit  jenem  höheren 
Prinzip  sich  in  Kinklang  gesetzt  hat.  Auf  dieser  Denkweise  scheint  in 
der  Regel  die  Moralphilosophie,  die  alte  und  die  moderne,  zu  beruhen. 
Ks  gibt  kein  reicheres  Feld,  sowohl  für  metaphysische  Argumente,  als 
auch  für  populäre  Deklamationen,  als  dieser  angebliche  Vorrang  der  Ver- 
nunft vor  den  Affekten.  Dabei  läßt  man  die  Ewigkeit,  Unwandelbarkeit 
und  den  göttlichen  Ursprung  der  Vernunft  im  hellsten  Licht  erscheinen. 
Ebenso  stark  ist  die  Blindheit,  Veränderlichkeit  und  das  Irreführende  der 
Affekte  hervorgehoben  worden.  Um  die  Hinfälligkeit  dieser  ganzen 
Philosophie  zu  zeigen,  werde  ich  zu  beweisen  versuchen,  erstens,  daß 
die  Vernunft  allein  niemals  Motiv  eines  Willensaktes  sein  kann,  zweitens, 
daß  dieselbe  auch  niemals  hinsichtlich  der  Richtung  des  Willens  den 
Affekt  bekämpfen  kann." 

In  seiner  kritischen  Geschichtsbetrachtung  setzt  denn  auch  Hume 
•der  intellektualistischen  Auffassung,  die  in  den  geschichtlichen  Vor- 
gängen Wirkungen  des  bloßen  Intellekts  oder  richtiger  einer  selbst- 
tätigen übersinnlichen  Vernunft  sieht,  eine  empiristisch-affektive  Auf- 
fassung entgegen.  Wie  der  einzelne,  so  handeln  nach  seiner  Ansicht 
auch  die  Völker  weit  mehr  aus  bestimmten  Affekten  heraus,  als  nach 
abstrakten  Vernunfterkenntnissen,  und  zwar  sind  es,  wenn  auch  nicht 
alle  Völker  genau  dieselbe  psychische  Anlage  haben  und  im  Laufe 
der  geschichtlichen  Entwicklung  einzelne  Momente  stärker,  andere 
schwächer  hervortreten,  doch  im  ganzen  innner  wieder  dieselben 
Motive,  die  die  geschichtlichen  Handlungen  in  den  verschiedenen 
Ländern  und  Epochen  bestimmen.  So  meint  er  denn  auch  in  seiner 
Schrift  „Enquiry  concerning  human  understanding"  (8.  Abschnitt): 
„Es  ist  gemeinhin  anerkannt,  daß  unter  den  Handlungen  der  Menschen 

in    allen  Nationen    und  Zeitaltern    eine    große  üleichiörmigkeit    herrscht, 
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und  daß  die  inensclilichc  Natur  in  ihren  Prinzipien  und  BetätiKunjccH 
immer  die  nämliche  bleibt.  Dieselben  fieweKKrüfide  erzeugen  allemal  die- 
selben Handlungen :  dieselben  Krei^nisse  folgen  aus  denselben  Ursachen. 
^]ilr«eiz,  Habsucht,  Selbstliebe,  Eitelkeit,  ^>eundschaft,  ^^delsinn,  Oemein- 
Keist:  diese  (lemütsbeweKunKcn  —  in  verschiedenen  (jraden  gemischt  und 
über  die  Gesellschaft  verteilt  —  sind  seit  Beginn  der  Welt  und  auch  heute 
noch  die  Quelle  aller  Handlungen  und  Unternehmungen,  die  jemals  bei  den 
Menschen  beobachtet  worden  sind.  Willst  du  die  (jefiihle  kennenlernen, 
die  Neigungen  und  den  Lebenslauf  der  Griechen  und  Römer?  Dann 
studiere  sorgfältig  das  Gemüt  und  die  Handlungen  der  Franzosen  und 
Engländer:  du  kannst  bei  Uebertragung  der  meisten  der  an  den  letzteren 
gemachten  Beobachtungen  auf  die  ersteren  nicht  allzusehr  fehlgreifen." 

Deshalb  besteht  auch  zwischen  der  geschichtlichen  Entwicklung? 
der  einzelnen  Völker  und  Rassen  nicht  nur  eine  große  Aehnlichkeit, 
sondern  es  wiederholen  sich  auch  im  geschichtlichen  Fortschritt 
immer  wieder  dieselben  Erscheinungen  —  freilich,  da  die  Umstände 
wechseln,  in  veränderter  Form.  So  erklärt  denn  auch  Hume  in  wei- 
terer Ausführung  der  oben  zitierten  Sätze: 

„Die  Menschen  sind  zu  allen  Zeiten  und  an  allen  Orten  so  sehr  die 
gleichen,  daß  die  Geschichte  uns  hierin  nichts  Neues  oder  Fremdes  lehrt. 
Ihr  Hauptnutzen  liegt  ausschließlich  in  der  Entdeckung  der  beständigert 
und  allgemeinen  Prinzipien  der  menschlichen  Natur,  indem  sie  die  Men- 
schen in  aller  Mannigfaltigkeit  der  Umstände  und  Lagei:  zeigt  und  uns 
mit  Material  versieht,  aus  welchem  wir  unsere  Beobachtungen  zu  formert 
vermögen  und  bekannt  werden  mit  den  regelmäßigen  Triebfedern  mensch- 
lichen Handelns  und  Gehabens." 

Im  wesentlichen  dieselbe  Auffassung,  die  wir  bei  Ferguson  finden; 
wenn  dieser  auch  dem  Intellekt  (der  Vernunft)  einen  etwas  größeren 
Einfluß  einräumt. 


Adam  Fergusons  Gesellschaftstheorie. 

Die  hohe  Entwicklungsstufe,  bis  zu  der  die  englische  Gesell- 
schaftslehre im  18.  Jahrhundert  vordringt,  veranschaulicht  am  besten 
Adam  Fergusons  bereits  erwähnter  „Essay  on  the  history  of  civil  So- 
ciety" (1767),  ferner  seine  „Principles  of  moral  and  political  science" 
(Grundsätze  der  Moralwissenschaft  und  Politik),  eine  erst  1792  er- 
schienene Zusammenfassung  seiner  an  der  Edinburger  Universität 
gehaltenen  Vorlesungen.  Wohl  läßt  sich  nachweisen,  daß  in  bezug 
auf  diese  oder  jene  einzelne  Ansicht  auch  Ferguson  bereits  von 
einem  oder  dem  anderen  Schriftsteller  seiner  Zeit  überholt  worden 
ist;  aber  nimmt  man  seine  Schriften  als  Ganzes,  kann  er  als  der 
bedeutendste  Sozialtheoretiker  Englands  jener  Epoche  gelten. 

Nach  Adam  Fergusons  Ansicht  hat  die  Staatsvertragslehre  keiner- 
lei Berechtigung.  Der  isolierte  Naturmensch  sei,  meint  er,  nichts 
als  eine  Fiktion.  „Immer  schon",  sagt  er,  sind  die  Menschen  in 
Gruppen  und  Gesellschaften  umhergezogen  oder  haben  sich  als 
solche  niedergelassen"  (History  of  civil  society,  1,  3).  Diese  Gruppen 
seien  zwar  ursprünglich  nur  klein  gewesen;  aber  immerhin  habe  der 
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Mensch  schon  in  Gesellschaft  gelebt,  und  nur  in  oder  mit  der  Ge- 
sellschaft habe  er  das  werden  können,  was  er  geworden  sei.  Des- 
halb sei  es  auch  ganz  verkehrt,  in  der  Betrachtung  der  Menschheits- 
entwicklung von  einem  „eingebildeten  Naturzustand''  auszugehen 
und  den  Menschen  für  sich  als  isoliertes  Individuum  zu  betrachten. 
Das  Wesen  des  Menschen  sei  nur  in  seinem  Zusannncnhang  mit  dem 
gesellschaftlichen  Leben  zu  erfassen.  „Das  Menschengeschlecht 
muß,"  heißt  es  in  der  „History  of  civil  society",  I,  I,  „in  Gruppen 
beobachtet  werden,  wie  sie  immer  bestanden  haben.  Die  Geschichte 
des  einzelnen  Menschen  ist  nur  eine  Aufrechnung  der  (jefühle  und 
Gedanken,  die  er  in  Hinsicht  auf  seine  Spezies  gehabt  hat,  und  jede 
Untersuchung  dieser  Art  sollte  darum  nur  mit  ganzen  (jesellschaften» 
nicht  mit  einzelnen  Menschen  gemacht  werden.'* 

Das  Individuum  in  seiner  Vereinzelung,  meint  er,  könne  niemals 
als  Typus  irgendeiner  Menschenart  gelten,  denn  es  vermöge  gar 
nicht,  abgetrennt  von  seinesgleichen,  seine  Lebensfunktionen  zu  er- 
füllen: „Ein  Wilder,  der  in  Wäldern  gefangen  wird,  wo  er  immer 
fern  von  seiner  Art  gelebt  hat,  ist  daher  ein  einzelnes  Beispiel,  aber 
kein  Beweisstück  allgemeinen  Charakters.  Wie  die  Anatomie  eines 
Auges,  das  nie  das  Licht  aufgefangen  hat,  oder  eines  Ohres,  in  das 
nie  ein  Ton  gedrungen  ist,  wahrscheinlich  Fehler  in  diesen  Organen 
nachweisen  würde,  die  davon  herrühren,  das  letztere  niemals  ihre 
eigentlichen  Funktionen  ausgeübt  haben,  so  würde  auch  ein  einzelner 
Fall  der  obigen  Art  lediglich  zeigen,  in  welchem  Maße  auch  Ver- 
standes- und  Gefühlskräfte  existieren  können,  wo  sie  vorher  nicht 
geübt  worden  sind,  und  was  die  Fehler  und  Schwächen  eines  Herzens 
sind,  die  nur  im  gesellschaftlichen  Leben  erwachen."   (History  I,  I.) 

Der  Mensch  sei  eben  „von  Natur  aus  Glied  einer  Gesamtheit",  nur 
ein  Teil  eines  Ganzen  und  „das  Lob,  das  wir  seiner  Tugend  schuldig 
zu  sein  glauben,  ist  nur  ein  Abzweig  jenes  allgemeinen  Lobes,  das 
wir  dem  Glied  eines  Körpers,  dem  Teil  eines  Bauwerks  oder  einer 
Maschine  spenden".  Wohl  gäbe  es,  meint  Ferguson,  sogen,  natür- 
liche Triebe,  rein  tierische  Grundtriebe,  die  der  Mensch  mit  dem 
Tiere  gemein  hätte;  wie  z.  B.  Hunger,  Durst,  Fortpflanzungstrieb 
usw.;  aber  selbst  diese  Triebe  nähmen  unter  dem  Einfluß  des  gesell- 
schaftlichen Lebens  veränderte  Formen  an.  Neben  ihnen  aber  ent- 
ständen aus  dem  gesellschaftlichen  Zusammenleben  heraus  andere 
Triebe  und  Gefühle  sozialer  Art,  wie  der  Bevorzugungstrieb,  Ruhm- 
sucht, Geiz,  Stolz,  Solidaritätsgefühl,  die  alle  nur  unter  gesellschaft- 
lichen Beziehungen  denkbar  wären,  wie  denn  überhaupt  „e  i  n 
großer  Teil  der  Meinungen,  Bestrebungen,  Hand- 
lungen des  Menschen  durch  den  Zustand  der  Ge- 
sellschaft bestimmt  wird,  in  der  er  leb  t."  (Institutes 
of  moral  philosophy,  VII.  Teil  I,  1.) 

Und  wie  es  nach  Ansicht  Fergusons  fehlerhaft  ist,  den  Zustand 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  einem  imaginären  Natur- 
zustand der  menschlichen  Isolierung  gegenüberzustellen,  so  ist  es 
auch  verkehrt,  das  Wiesen  des  Menschen  in  einen  „natürlichen"  und 
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„unnatürliclieii"  Teil  zu  scheiden;  denn  alle  Kij^en  Schäften 
des  Menschen  sind  natürlich,  insofern  sie  in  natür- 
lichen Anlagen  wurzeln,  und  sie  sind  zugleich  gesellschaft- 
lich, insofern  als  sie  unter  dem  Einfluß  des  gesell- 
schaftlichen Lebens  ihre  jetzige  bestimmte  Form 
criangthaben: 

„Von  allen  Ausdrücken,  die  wir  bei  fiehandiunK  menschlicher  An- 
gelegenheiten verwenden,  sind  die  Worte  „natürlich"  und  „unnatürlich" 
am  wenigsten  bestimmt  in  ihrer  Bedeutung.  Im  Gegensatz  zu  Ziererei, 
Widerspenstigkeit  und  anderen  Fehlern  des  menschlichen  Temperaments 
und  Charakters  ist  „natürlich"  ein  lobendes  Beiwort.  Aber  wenn  es  zur 
Spezifizierung  eines  Benehmens  angewandt  wird,  das  aus  der  Natur  des 
Menschen  hervorgeht,  kann  es  zu  keiner  Unterscheidung  dienen,  denn 
alle  Handlungen  der  Menschen  sind  gleichmäßig  das  Ergebnis  ihrer 
Natur." 

Wenn  der  Palast  unnatürlich  sei,  sei  es  die  Hütte  nicht  weniger, 
und  die  höchste  Verfeinerung  politischer  oder  moralischer  Anschau- 
ungen sei  in  ihrer  Art  nicht  künstlicher,  als  die  ersten  Betäti- 
gungen des  Gefühls  und  der  Vernunft  (Intellekt);  denn  „wenn  wir 
zugeben,  daß  der  Mensch  der  Verbesserung  fähig  ist  und  in  sich 
selbst  das  Prinzip  des  Fortschrittes  und  den  Wunsch  nach 
Vollendung  trägt,  erscheint  es  unrichtig,  zu  sagen,  daß  er  seinen 
Naturzustand  verlassen  habe,  als  er  anfing,  fortzuschreiten,  oder, 
daß  er  in  eine  Lage  komme,  für  die  er  nicht  bestimmt  sei,  wenn  er 
gleich  anderen  Lebewesen  nur  seinen  Anlagen  folgt,  und  die  Kräfte 
anwendet,  die  die  Natur  ihm  gegeben  hat." 

Deshalb  wendet  sich  denn  auch  Ferguson  sehr  scharf  gegen  das 
schon  damals  beliebte  Verfahren,  die  menschliche  „Natur"  und  die 
menschlichen  Handlungen  (soweit  diese  mit  seinen  Beziehungen  zur 
Gesellschaft  zusammenhängen)  vielfach  nach  „Analogie  der  anderen 
Tiere"  zu  beurteilen  oder,  wie  wir  heute  sagen  würden,  in  den  Vor- 
gängen des  Gesellschaftslebens  einfach  nur  Auswirkungen  des 
tierischen  Lebensprozesses  zu  sehen  und  kurzweg  biologische  Ge- 
setze bezw.  Erfahrungen  auf  das  Gebiet  der  Soziologie  zu 
übertragen.  Der  tierische  Lebensprozeß  ist  nach 
Fergusons  Ansicht  etwas  ganz  anderes  als  der 
gesellschaftliche  Entwicklungsprozeß.  Der  einzelne 
Mensch  schreite  nicht  nur  wie  das  Tier  von  der  Kindheit  zur  Mann- 
heit  und  zum  Verfall  fort,  sondern  zugleich  schreite  die  Menschen- 
gattung von  der  Wildheit  zur  Zivilisation  weiter.  Das  Tier  wieder- 
hole in  ewiger  Gleichförmigkeit  seinen  Lebensprozeß.  Jede  Tier- 
generation bilde  die  in  seiner  Art  liegenden  körperlichen  Fähigkeiten 
völlig  aus,  und  die  nächste  Generation  setze  dann  genau  dort  wieder 
ein,  wo  die  voraufgegangene  begonnen  habe.  Eine  stetige  Wieder- 
holung desselben  Prozesses,  in  dessen  Verlauf  keine  Generation  in 
der  Ausbildung  ihrer  Fähigkeit  merklich  über  die  frühere  hinaus- 
gelange.  Gilt  das  aber  auch  vom  gesellschaftlichen  Entwicklungs- 
'Prozeß?    Wie  Ferguson  darlegt,  keineswegs,  denn  in  diesem  beginnt 
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nicht  jede  Generation  wieder  dort,  wo  die  frühere  begonnen  hat,  son- 
dern baut  weiter  auf  dem,  was  ihr  diese  an  Fortschritten  (an  Kultur- 
bestand) hinterläßt.  So  sagt  er  in  seiner  „liistory  of  civil  society", 
I.  Teil,  Kap.  1 : 

„Er  (der  Mensch)  beginnt  seine  Laufbahn  mit  den  Vorteilen,  die  seinem 
Jahrhundert  eigentümlich  sind,  aber  sein  natürliches  Talent  ist  wahr- 
scheinlich dasselbe.  Der  Gebrauch  und  die  Anwendung  dieses  Talentes 
wechseln  und  die  Menschen  setzen  ihre  Arbeit  fort,  gemeinsam  vorwärts- 
schreitend durch  viele  Zeitalter.  Sie  bauen  auf  dem  (irunde,  der  von 
ihren  Vorfahren  gelegt  ist,  und  in  einer  Abfolge  von  Jahren  streben  sie 
nach  einer  Vollkommenheit  in  der  Anwendung  ihrer  Kräfte,  wozu  die 
Hilfe  einer  langen  Erfahrung  erfordert  wird  und  viele  Oenerationen  ihre 
Bemühungen  vereinigt  haben  müssen.  Wir  sehen  den  Fortschritt,  den 
sie  gemacht  haben;  wir  zählen  deutlich  viele  ihrer  Schritte;  wir  kcinnen 
sie  bis  in  eine  graue  Vorzeit  zurück  verfolgen,  von  der  keine  Kunde 
übrig  geblieben,  noch  irgendein  Denkmal  erhalten  ist,  um  uns  davon  zu 
unterrichten,  was  der  Anfang  dieses  wunderbaren  Schauspiels  ge- 
wesen ist." 

Gesellschaften  und  gesellschaftliches  Leben  hat  es  demnach  immer 
gegeben,  aber  deshalb  noch  keine  Staaten.  Zwar  ist  nach  Fergusons 
Ansicht  der  Staat  auch  eine  Gesellschaft,  wie  die  Horde  und  der 
Stamm;  aber  doch  eine  ganz  besondere  Art  von  Gesellschaft,  näm- 
lich eine  politische.  Während  die  früheren  Gesellschaftsarten 
auf  Familien-,  Abstammungs-  und  Freundschaftsbanden  beruhten, 
wird  diese  neue  Gesellschaftsformation  durch  politische  Einrich- 
tungen zusammengehalten  —  durch  das  „civil  government". 

Wie  entsteht  solche  politische  Gesellschaft  (Staat)?  Nicht,  wie 
man  früher  geglaubt  habe,  durch  Vertragsschließungen.  Niemals 
sei  tatsächlich  ein  Vertrag  der  Errichtung  der  Gesellschaft  vorauf- 
gegangen. Gewohnheiten,  Statuten,  Kapitulationen,  die  bürgerliche 
Verabredungen  betreffen  oder  ausdrücken,  seien  alle  später  vor- 
genomen  als  die  Errichtung  der  Gesellschaft.  (Institutes  of  moral 
philosophy,  V.  Teil,  10,  3.) 

Der  Staat  ist  nach  Ferguson  aus  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
herausgewachsen,  genauer:  aus  der  Notwendigkeit  einer 
Regelung  der  Privateigentumsverhältnisse  —  die- 
selbe Auffassung,  die  wir  schon  bei  Adam  Smith  fanden,  nur  daß 
Ferguson  sie  noch  schärfer  politisch  zuspitzt.  In  den  vorstaatlichen 
Horden  und  Stämmen  ist,  wie  er  ausführt,  das  private  Eigentum  zu- 
nächst ganz  unbeträchtlich.  Bei  den  Jägervölkern  besteht  es  ge- 
wöhnlich nur  in  wenigen  Waffen,  Geräten  und  Fellen;  das  erbeutete 
Wild  wird  geteilt.  Auch  wenn  später  der  Uebergang  zum  Anbau 
erfolgt,  bleiben  zunächst  Boden  und  Ernte  Gemeineigentum,  wie 
auch  gewöhnlich  das  Feld  gemeinsam  bestellt  wird,  während  Hütte 
und  Geräte  als  Familieneigentum  betrachtet  und  meist  von  den 
Frauen  verwaltet  werden.  Kennzeichnend  für  Fergusons  Kenntnis 
der  Institutionen  der  amerikanischen  Indianerstämme  ist,  daß  er 
bereits  (History  of  civil  society,  II.  Teil,  2.  Kap.)  eine  kurze  Dar- 
stellung des  indianischen  Matriarchats  gibt.  Mit  steigender  wirt- 
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schaftliclicr  Entwicklung  und  Mchrunj^  des  Reichtums  stellen  sich- 
jedoch  VerniöKensunterschiede  und  Arbeitsteilungen,  kurz  „unj^leiche 
Lebenslagen"  ein,  zumal  die  Häuptlinge  und  Tapferen  größere  An- 
teile an  der  Kriegsbeute  erhalten.  Die  Häuptlinj^e,  besonders  die 
Stammeshäuptlinge,  gewinnen  derart  in  steigendem  Maße  Ansehen 
und  Macht.  Schließlich  entwickelt  sich  eine  Art  primitiver  Monarchie, 
ein  Stammeskönigtum,  das,  um  sich  seine  Oberherrschaft  zu  sichern,, 
gewisse  diesem  Zweck  dienende  Einrichtungen  durchzusetzen  sucht. 
Durch  Besiegung  angrenzender  anderer  Stämme  wird  diese  Herr- 
schaft noch  mehr  befestigt,  denn  die  Niederhaltung  und 
wirtschaftliche  Ausnützung  der  Unterworfenen 
erfordere  die  Einführung  von  Beaufsichtigungs- 
und Beherrschungsinstitutionen. 

Diese  Stellung  vermag  das  Oberhaupt  aber  nur  dort  zu  erringen,. 
wo  sich  schon  gewisse  Reichtums-  und  Rangunterschiede  heraus- 
gebildet haben,  und  sein  Machtstreben  bei  den  Vornehmen  und  Be- 
vorrechteten in  ihrem  eigenen  Interesse  Unterstützung  findet.  Solche 
Rang-  und  Standesunterschiede  stellen  sich  aber  auf  gewisser  Ent- 
wicklungsstufe überall  ein: 

„Die  Veränderungen  der  Zustände  und  der  Sitten,"  sagt  Ferguson 
(History  of  civil  society,  III.  Teil,  2.  Kap.),  „die  im  Entwicklungsgange 
der  Menschheit  Führer  und  Fürsten  für  die  Nationen  erstehen  lassen, 
bringen  zu  gleicher  Zeit  einen  Adel  hervor  und  eine  Mannigfaltigkeit  von 
Ständen,  die  ebenfalls  in  einem  untergeordneten  Grade  ihren  Anspruch  auf 
Bevorzugung  erheben.  Auch  der  Aberglaube  vermag  eine  gewisse  Klasse 
von  Menschen  zu  erzeugen,  die  unter  dem  Namen  Priesterschaft  ein  be- 
sonderes Interesse  verfolgt  und  die  wegen  ihrer  Einigkeit  und  Festigkeit 
als  Körperschaft  und  wegen  ihres  unstillbaren  Ehrgeizes  in  der  Reihe 
derjenigen  gezählt  zu  werden  verdient,  die  sich  um  die  Macht  bewerben. 
Diese  verschiedenen  Klassen  von  Menschen  sind  die  Bestandteile,  deren 
Mischung  den  Staatskörper  in  der  Hauptsache  bildet;  jede  zieht  einen 
Teil  der  gesamten  Volksmasse  auf  ihre  Seite.  Das  gemeine  Volk  bildet 
gelegentlich  auch  eine  Partei  für  sich  und  eine  Menge  Menschen,  welchem 
Stand  oder  Rang  sie  auch  angehören  mögen,  werden  sich  durch  ihre  ent- 
gegengesetzten Ansprüche  und  besonderen  Ansichten  wechselseitig 
störend  und  hinderlich  und  haben,  indem  sie  in  die  Nationalversamm- 
lungen die  Grundsätze  und  Begriffe  eines  besonderen  Standes  hinein- 
tragen und  besondere  Interessen  verfolgen,  Anteil  an  der  Bildung  oder 
Erhaltung  der  politischen  Gestalt  des  Staates." 

Der  Staat  ist  deshalb  auch  nichts  Einheitliches.  Er  umschließt  ver- 
schiedene Stände  und  Klassen  (zwischen  beiden  unterscheidet 
Ferguson  noch  nicht),  die  ihre  verschiedenen  ständischen  Interessen 
zur  Geltung  zu  bringen  suchen.  Daher  richtet  sich  auch  die  Regie- 
rungsform nach  der  Art  und  Weise,  „wie  die  Glieder  eines 
StaatesursprünglichnachKlassengeordnetsind" 
sowie  „nach  den  verschiedenen  Umständen,  die  den  einzelnen 
Ständen  Macht  in  ihrem  Lande  verschaffen". 

Und  neben  diesen  Ständeunterschieden,  wie  sie  in  der  Stände- 
und  Staatsordnung  zum  Ausdruck  kommen,  gibt  es,  wie  Ferguson 
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weiter  ausführt,  im  Staate  noch  eine  auf  wirtschaftUchen  Grund- 
laj^en,  vornehniMch  der  EijcentumsvertciUinK,  beruhende  Abhängig- 
keit und  Unterordnung,  eine  nicht  in  formalen  Verfassungsbestim- 
mungen begründete  Klassenschichtung,  die  sich  manchmal  sogar  im 
Widerstreit  zur  Verfassung  durchsetzt: 

„In  jeder  Oeselischaft  gibt  es  eine  zufällige  Unterordnung,  die  von 
ihrer  formalen  Ordnung  (Ferguson  meint  die  Staatsordnung)  unabhängig 
und  oft  der  Verfassung  zuwider  ist.  Während  die  Regierung  und  das 
Volk  jedes  seine  eigene  Sprache  redet  und  keinen  Anspruch  auf  Macht 
zuzugeben  scheint,  ohne  eine  gesetzliche  Ermächtigung  auf  der  einen 
Seite  oder  den  Vorzug  erblicher  Würden  auf  der  anderen,  gibt  diese 
zufällige  Unterordnung,  die  vielleicht  aus  der  Verteilung  des  Kigentums 
oder  aus  einem  anderen  Umstand  hervorgeht,  der  einen  ungleichen  (Irad 
des  Einflusses  verleiht,  dem  Staate  seine  Färbung  und  bestimmt  seinen 
Charakter." 

Wie  die  Regierungsform  hängt  auch  das  in  einem  Staate  geltende 
Recht  hauptsächlich  von  der  Ständegliederung  ab. 
Es  ist  im  wesentlichen  ein  Recht  der  stärkeren,  einflußreicheren 
Klassen  im  Staate  und  beziehtsichdaherauch  vorallem 
auf  das  Eigentum.  „Es  will  die  verschiedenen  Methoden,  nach 
denen  Eigentum  erworben  werden  kann,  z.  B.  durch  Verjährung,  Ab- 
tretung und  Erbfolge,  bestimmen,  und  es  trifft  zugleich  die  öffent- 
lichen Anstalten  zu  seiner  Sicherung."  (History  of  civil  society» 
III.  Teil,  6.  Kapitel.) 

Bei  dieser  Erkenntnis  bleibt  jedoch  Ferguson  stehen.  Die  Fol- 
gerung, daß,  wenn  die  Regierungsweise  und  die  Rechtsordnung 
eines  Staates  durch  das  Machtverhältnis  seiner  Stände  oder  Klassen 
bestimmt  werden,  dann  auch  die  inneren  politischen  Kämpfe  im 
Staate  eigentlich  nichts  anderes  als  Interessen-  und  Machtkämpfe 
dieser  Schichten  sind,  zieht  er  nicht,  wenngleich  er  mehrfach  von 
Interessen  Verschiedenheiten,  Interessengesichtspunkten,  Interessen- 
neid usw.  der  Parteien  spricht.  Und  noch  weniger  kommt  er  zu  dem 
Schluß,  daß  dann  die  Zurückführung  der  inneren  Staatszwistig- 
keiten  auf  einen  bloßen  Gegensatz  zwischen  Individuum  und  Gesell- 
schaft bezw.  zwischen  Egoismus  und  Gemeinwohl  eine  Verkennung 
der  in  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  begründeten  Stände-  oder 
Klassengegensätze  ist.  Dazu  kommt,  daß  Ferguson  der  Unterschied 
zwischen  Stand,  Klasse  und  Partei,  wie  seine  Terminologie  beweist^ 
nicht  klar  wird.  Wenn  er  deshalb  auch  von  den  besonderen  Inter- 
essen der  Stände  und  Parteien  spricht,  bleibt  er  doch  in  der  Ansicht 
befangen,  daß  die  sozialen  Kämpfe  aus  dem  zwischen  den  Einzel- 
interessen und  den  sogen.  Gemeininteressen  bestehenden  Wider- 
spruch entspringen.  Deshalb  erfordere  das  „Gemeinwohl"  (das 
Recht  der  Allgemeinheit)  die  Zurückdrängung  des  Egoismus,  wie  er 
denn  auch  im  ersten  Teil,  9.  Kapitel,  seiner  Abhandlung  über  die 
bürgerliche  Gesellschaft  die  Ansicht  vertritt,  der  Mensch  müsse  „auf 
sein  eigenes  Glück  und  seine  Freiheit  verzichten,  wo  diese  dem 
Wohl  der  Gesellschaft  widerstreiten".    Das  allgemeine  Wohl  sei  „der 
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Hauptzweck  der  Individuen",  wenn  auch  nicht  minder  richtig  sei, 
daß  das  Olück  der  einzehien  wieder  das  Hauptziel  der  bürj^erlichen 
(jcsellschaft  sein  müsse.  Die  Frage:  worin  besteht  denn  das  Oemein- 
wohl,  wenn  das  politische  (jemeinwesen  gar  nichts  Einheithches  mit 
bestimmten  gleichartigen  (jemeininteressen  ist,  sondern  vielmehr  ein 
Zusammengesetztes  aus  verschiedenen  Klassen  mit  verschiedenen 
einander  widerstreitenden  Klasseninteressen?  wird  von  Ferguson  gar 
nicht  gestellt.  Sein  Scharfblick  führt  ihn  wohl  zu  vielen  tief  in  das 
Wesen  der  Gesellschaft  und  des  Staates  eindringenden  Beobach- 
tungsresultaten, aber  zur  Zusammenfügung  dieser  zu  einer  in  sich 
abgeschlossenen  Theorie  gelangt  er  nicht. 

Das  zeigt  sich  schon,  wie  er  die  Begriffe  Staat,  Gesellschaft,  poli- 
tische Gesellschaft,  bürgerliche  Gesellschaft,  Volk,  Nation  durchein- 
ander wirft  und  miteinander  identifiziert.  Er  versteht  darunter  im 
wesentlichen  überall  dasselbe :  den  Verfassungsstaat,  und 
der  ganze  Unterschied,  den  man  herauszufinden  vermag,  besteht  nur 
darin,  daß  er  das  Wort  „Staat"  mit  Vorliebe  da  gebraucht,  wo  er  an 
die  staatliche  Organisation,  an  die  Verwaltungsmaschinerie,  denkt; 
das  Wort  „Nation",  wo  er  den  Staat  als  eine  in  sich  abgeschlossene 
Volksmasse  anderen  Staaten  gegenüberstellt,  und  das  Wort  „Volk"*, 
wo  er  die  Zusammensetzung  des  Staates  aus  einer  zusammenhalten- 
den, gleichgearteten  Bevölkerung  betonen  möchte.  Aber  im  ganzen 
sind  ihm  doch  Staat,  bürgerliche  Gesellschaft,  Nation,  Volk  synonyme 
Begriffe. 

Der  Staat  als  Herrschaftsorganisation. 

Hatten  schon  Adam  Ferguson  und  andere  enghsche  Staatstheore- 
tiker des  18.  Jahrhunderts  erkannt,  daß  die  Entstehung  des  Staates 
„ungleiche  Lebenslagen"  innerhalb  der  in  ihm  vereinigten 
Bevölkerung,  d.  h.  Vermögens-  und  Standesunterschiede  voraussetzt, 
und  die  Staatsgewalt  im  wesentlichen  aus  der  Notwendigkeit  ent- 
springt, die  Gegensätze  zwischen  den  Ständen  (bezw.  Klassen) 
niederzuhalten,  vornehmlich  die  entstandenen  Eigentumsverhältnisse 
zu  regeln  und  zugunsten  der  besitzenden  Schichten  aufrecht  zu  er- 
halten, so  gilt  dem  Juristen  Simon  Nikolas  Henri  Linguet  derStaat 
direkt  als  eine  auf  der  Unterdrückung  einer  oder 
mehrerer  unterer  Klassen  beruhende  Herr- 
schaftsorganisation,  die  dadurch  entsteht,  daß  ein  Stamm 
oder  Volk  ein  oder  mehrere  andere  Völker  unterwirft  und  dann,  um 
die  Unterworfenen  in  seinen  Dienst  zu  zwingen,  staatliche  Aufsichts- 
und Herrschaftseinrichtungen  herstellt. 

Das  Werk,  in  dem  Linguet  diese  Ansicht  darlegt,  seine  „Theorie 
des  lois  civiles  ou  principes  fondamenteaux  de  la  societe  (Theorie  des 
bürgerlichen  Rechts  oder  der  Grundprinzipien  der  Gesellschaft")  ist 
zwar  französisch  geschrieben,  aber  in  London  1767  erschienen,  auch 
fußt  es  weit  mehr  auf  dem  Studium  der  reichen  englischen  Staats- 
theorie des  17.  und  18.  Jahrhunderts  als  der  französischen,  so  daß  es 
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gewissermaßen  als  Fortsetzung  der  damaligen  englischen  Gesell- 
schaftslehre  gelten  kann.  Vor  allem  ist  Thomas  liobbes  der  große 
Lehrer  Linguets,  wie  sich  denn  dieser  auch  selbst  als  Nachfolger  und 
„Entwickler"  des  Hobbes  bezeichnet. 

Linguet  unterscheidet  zwei  Arten  von  (jesellschaften:  die  primitive 
Gesellschaft,  die  noch  im  einfachen  oder  natürlichen  Zustand  lebt, 
und  die  wahre  oder  politische  Gesellschaft  (Staat).  Durch  Familien- 
und  Freundschaftsbande  zusammengehalten,  zog  im  sogen,  primi- 
tiven Zustande  die  Horde  oder  Gruppe  frei  umher  und  ließ  sich 
nieder,  wo  sie  Nahrung  zu  finden  vermeinte  —  der  Mensch  „wächst 
noch  ohne  Fesseln  auf,  lebt  ohne  Gewissensbisse  und  stirbt  ohne 
Schrecken".  Aber  infolge  der  verschiedenen  natürlichen  Lebens- 
bedingungen und  der  Arbeitsteilung  stellten  sich  bald  Ungleichartig- 
keitcn  der  Lebensweise  ein.  Neben  Jäger-  und  Fischerhorden  ent- 
standen kleine  Gesellschaften  von  friedlichen  Ackerbauern  und 
Hirten,  und  nun  fielen,  durch  deren  Besitz  gereizt,  die  Jägerhorden 
über  die  Landbebauer  und  Hirten  her,  unterwarfen  sie  und  zwangen 
sie  in  Sklaverei  und  Knechtschaft.  So  entstanden  die  politischen 
oder,  wie  Linguet  sie  auch  an  verschiedenen  Stellen  nennt,  die 
„wahren  Gesellschaften",  und  in  weiterer  Folge,  da  es  sich  alsbald 
als  nötig  erwies,  Verhaltungsnormen  für  die  Unterworfenen  aufzu- 
stellen, allerlei  Gesetze.  Demnach  bildet  sich,  wie  Linguet  ausführt, 
die  „wahre  Gesellschaft  auf  Kosten  der  Hirten  und 
Ackerbauer  und  sie  wurde  aufgebaut  auf  deren 
Unterjoch  un  g". 

Und  wie  die  wahre  Gesellschaft  (der  Staat)  aus  der  Unterordnung 
eines  Teils  der  Gesellschaft  unter  die  Befehle  des  anderen  Teils  her- 
vorgeht, so  beruht  auch  noch  heute  der  Staat  auf  Vermögens-  und 
Klassenunterschieden.  Die  Formen  der  Unterwürfigkeit  und  Abhän- 
gigkeit haben  freilich  im  Laufe  der  Jahrtausende  mannigfach  ge- 
wechselt: auf  die  antike  Sklaverei  folgte  die  mittelalterliche  Hörig- 
keit und  Leibeigenschaft  und  auf  diese  die  moderne  Diensthörigkeit 
(domesticite);  doch,  wie  auch  die  Knechtschaft  äußerlich  beschaffen 
sein  mag,  der  Gesellschaftszustand  (nach  der  Staatsentstehung)  ist 
stets  ein  Zustand  der  Ungleichheit.  „Von  Anfang  an",  sagt  Linguet 
S.  353,  „waren  die  beiden  Pfeiler  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  einerseits  die  Sklaverei  des  größten 
Teils  der  Männer  und  andererseits  die  aller 
Frauen.  Auf  dieser  schmerzlichen  Grundlage  erhob  sich  das  Ge- 
bäude der  sozialen  Einrichtungen  (Linguet  versteht  darunter  die 
Staatseinrichtungen).  Auf  Kosten  von  drei  Vierteln  ihrer  Mitglieder- 
zahl sicherte  die  Gesellschaft  einer  kleinen  Zahl  von  Besitzenden,  um 
die  sie  sich  allein  kümmerte.  Glück,  Reichtum,  Muße." 

Viele  meinten  zwar,  die  heutige  Dienstknechtschaft,  die  den  Armen 
zwinge,  sich  dem  reichen  Unternehmer  als  Knecht  oder  Arbeiter  zu 
verkaufen,  sei  doch  etwas  ganz  anderes  als  die  frühere  Sklaverei, 
jedenfalls  viel  leichter  zu  ertragen,  sei  doch  der  Arbeiter  „frei".  Nach 
Linguet  ist  das  eine  Täuschung.    Die  antike  Sklaverei,  meint  er.  wäre 
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der  Tajrclöhnerei  im  Oei]:cntcil  hundertmal  vorzuziehen;  denn  heute 
würden  die  'I'ajjesarbeiter  von  der  Furcht  Kepeini^t,  liunj^ers  zu 
sterben:  ein  Unglück,  vor  dem  einst  ihre  VorKänger,  die  Sklaven  des 
Altertums,  bewahrt  geblieben  seien. 

«Er  ist  frei,  sagt  ihr,"  heißt  es  Seite  466,  „ach,  gerade  darin  besteht 
sein  Unglück.  Kr  hat  sich  um  niemand  zu  kümmern,  aber  es  kümmert 
sich  auch  niemand  um  ihn.  Wenn  man  ihn  braucht,  mietet  man  ihn  so 
billig  wie  möglich.  Der  geringe  Lohn,  den  man  ihm  verspricht,  kommt 
kaum  dem  Preis  seiner  Lebensmittel  gleich  für  den  Arbeitstag,  den  er 
im  Austausch  hingibt.  Man  setzt  Aufseher  über  ihn,  die  ihn  zwingen, 
rasch  seine  Aufgabe  auszuführen;  man  treibt  ihn  an,  man  stachelt  ihn  an, 
aus  Furcht,  eine  geschickte  und  entschuldbare  Faulheit  könnte  ihn  die 
Hälfte  seiner  Kraft  verbergen  lassen;  man  besorgt,  der  Wunsch,  längere 
Zeit  bei  derselben  Arbeit  Beschäftigung  zu  haben,  könnte  die  Flinkheit 
seiner  Hände  hemmen  und  seine  Werkzeuge  abstumpfen.  Schmutziger 
Geiz  verfolgt  ihn  mit  unruhigen  Augen,  überhäuft  ihn  mit  Vorwürfen  bei 
der  geringsten  Erholungspause,  die  er  sich  gestatten  könnte,  und  fühlt 
jeden  Augenblick  der  Rast  als  Diebstahl.  Ist  er  fertig,  dann  entläßt  man 
ihn,  wie  man  ihn  genommen  hat,  mit  der  kältesten  Gleichgültigkeit  und 
ohne  sich  darum  zu  kümmern,  ob  die  20 — 30  Sous,  die  er  für  einen  harten 
Arbeitstag  erworben  hat,  genügen,  ihn  zu  erhalten,  wenn  er  am  folgen- 
den Tag  keine  Arbeit  findet. 

Er  ist  ja  frei!  Gerade  deshalb  bedauere  ich  ihn.  Man  schont  ihn  viel 
weniger  bei  den  Arbeiten,  zu  denen  man  ihn  verwendet.  Man  ist  viel 
kühner,  wenn  es  sein  Leben  gilt.  Der  Sklave  war  für  seinen  Herrn  kost- 
bar, denn  er  hatte  ihn  Geld  gekostet;  aber  der  Handarbeiter  heute  kostet 
den  reichen  Schwelger  nichts,  der  ihn  beschäftigt.  Zur  Zeit  der  Sklaverei 
hatte  das  Blut  der  Menschen  einen  Preis.  Sie  hatten  mindestens  den 
Wert  der  Summe,  für  die  sie  auf  dem  Markt  verkauft  wurden.  Seitdem 
man  sie  nicht  mehr  verkauft,  haben  sie  in  Wirklichkeit  keinen  reellen 
Wert  mehr.  In  einer. Armee  gilt  der  Pionier  viel  weniger  als  das  Zug- 
pferd, weil  das  Pferd  sehr  teuer  und  der  Pionier  umsonst  zu  haben  ist. 
Die  Unterdrückung  der  Sklaverei  ließ  diese  Schätzung  aus  dem  kriege- 
rischen in  das  gewöhnliche  Leben  übergehen.  Und  es  gibt  seitdem  keinen 
wohlhabenden  Bourgeois,  der  es  nicht  in  dieser  Hinsicht  mit  den  Kriegs- 
helden aufnimmt." 

Diese  Ungleichheit  in  der  Gesellschaft  aufrechtzuerhalten,  ihr  die 
allgemeine  Anerkennung  oder  wenigstens  die  Duldung  von  selten 
der  Unterdrückten  zu  verschaffen  und  dadurch  der  Gesellschaft 
möglichst  den  inneren  Frieden  zu  sichern  —  dazu  sind  nach  Linguet 
die  Gesetze  da.  Und  weil  diese  Ungleichheit  auf  dem  Besitzunter- 
schied beruht,  so  richten  sich  stets  die  Gesetze  einer 
Gesellschaft  nach  deren  Eigentumsverhält- 
nissen. Mit  den  Eigentumsformen  wechseln  deshalb  auch  die 
Gesetze;  aber  nicht  machen  die  Gesetze  die  Eigentumsverhältnisse, 
sondern  umgekehrt :  die  Eigentumsverhältnisse  be- 
stimmen die  Gesetze,  denn  das  Eigentum  ist  früher  da.  So 
heißt  es  beispielsweise  S.  180: 

„Der  Zweck  der  Gesetze  ist  also,  den  Frieden  in  der  Gesellschaft  auf- 
rechtzuerhalten und  Streitigkeiten,  die  dort  die  Leidenschaften  erregen 
könnten,  zu  verhindern  oder  wenigstens  abzuschwächen.     Das  sicherste 
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Mittel,  das  zu  erreichen,  war,  das  Eigentum  zu  befestigen,  und  das  haben 
sie  (die  Gesetze)  bewirkt.  Wir  werden  nachher  sehen,  wie  die  Hab- 
sucht den  Gesetzen,  der  Besitzgenuß  dem  Rechtstitel  voraufgegangen  ist, 
aber  gar  bald  folgten  auch  schon  Gesetze,  um  die  Besitznahme  zu  legi- 
timieren und  frühere  Usurpationen  zu  heiligen,  damit  neuen  Usurpationen 
vorgebeugt  werde." 

Und  Seite  224  heißt  es: 
„Sie   (die   Gesetze)  sind   demnach   unbedingt   jünger   als   ihre   Ursache. 

Aber  wo  kann  diese  Ursache  wohl  anders  liegen  als  in  der  Gesellschaft, 

aus  der  sie  hervorgehen.    Ihr  (der  Gesetze)  Geist,  das  ist  die 

Heiligung   des   Eigentums,    folglich    muß    das    Eigentum    früher 

vorhanden   gewesen   sein;   aber    das   Eigentum   selbst    ist    wieder   nichts 

anderes  als  das  Erzeugnis  irgendeiner  Gesellschaft." 

Politische  Gesellschaften  (Staaten)  ohne  Besitzunterschiede  und 
ohne  Herrschaftsverhältnisse  gibt  es  nicht.  Sklaverei  in  irgendeiner 
Form  ist  ein  „unzerstörbares  Fundament"  aller  politischen  Gesell- 
schaften. Diese  Sklaverei  aufzuheben,  das  heißt  deshalb  nichts 
anderes,  als  die  Gesellschaft  aufzuheben.  So  ruft  er  denn  auch  den 
französischen  Aufklärern  zu,  die  Arbeiter  in  ihrem  Dienstverhältnis 
zu  belassen.  „Das  ist",  meint  er  S.  513  „nun  einmal  ihr  Schicksal  von 
•dem  Augenblick  an,  wo  sie  den  Stall  betreten  haben.  Ehe  ihr  davon 
sprecht,  sie  von  dort  herauszuführen,  beginnt  damit,  den  Stall,  d.  h. 
die  Gesellschaft,  niederzureißen." 

Wie  liobbes  sieht  auch  Linguet  in  dem  vom  liberalen  Bürgertum 
beherrschten  Verfassungsstaat  keine  notwendige  Entwicklungs- 
etappe, über  die  der  Weg  hinausführt  zu  höheren  Gemeinschafts- 
formen. Da  ihm  das  Elend  seiner  Zeit  verhaßt  ist  und  er  die  Bour- 
geoisie ungefähr  ebenso  einschätzt,  wie  liobbes,  so  sucht  auch  er  die 
Besserung  in  der  Rückkehr  zu  früheren  staatlichen  Verhältnissen  — 
zur  sogen,  guten  Zeit. 

Um  die  hervorragende  Leistung  Linguets  für  seine  Zeit  zu  er- 
messen, genügt  es,  sein  Werk  mit  anderen  ähnlichen  zu  vergleichen, 
wie  z.  B.  mit  dem  damals  angesehenen  und  auch  ins  Deutsche  über- 
setzten Werkchen  des  Glasgower  Rechtsprofessors  John  Miliar: 
„Observations  concerning  the  distinction  of  ranks  in  society"  (Be- 
merkungen über  die  Rangunterschiede  in  der  Gesellschaft),  London 
177L  Miliar  kennt  den  Begriff  der  Gesellschaftsklasse  überhaupt 
noch  nicht.  Er  weiß  nur  von  Rang-  und  Standesunterschieden,  und 
führt  diese,  wenn  er  auch  an  einigen  Stellen  seines  Buches  von  dem 
Einfluß  des  Reichtums  auf  die  Rangstellung  spricht,  nach  altem 
Schema  auf  die  physische  Ueberlegenheit  der  stärkeren  über  die 
schwächeren  Gesellschaftsmitglieder  zurück.  Die  ökonomischen 
Grundlagen  der  Klassenbildung  sieht  er  nicht. 

Was  den  Staat  anbetrifft,  so  ist  Linguet  keineswegs  der  einzige,  der 
ihn  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  als  eine  Institution  zur  Be- 
herrschung und  Ausnutzung  der  arbeitenden  Volksschichten  durch 
eine  herrschende  Oberschicht  auffaßt,  wenn  auch  Linguet  diese  Auf- 
fassnug  am  konsequentesten  entwickelt  und  begründet.  Schon  1756 
hatte  Edmund  Burke  in  seiner  anonymen  Schrift:   „Vindication  of 
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natural  socicty  or  a  vicw  of  thc  miscrics  and  cvils  arising  to  mankind 
froni  cvcry  spccics  of  artifical  socicty"  (Rechtfertigung  der  natür- 
lichen (iesellschaft  oder  Uebersicht  über  das  Klend  und  die  Uebel, 
die  der  Menschheit  aus  jeder  Art  künstlicher  (iesellschaft  erwachsen) 
zwischen  natürlichen  (primitiven)  und  künstlichen  oder  politischen 
(jesellschaften  (d.  h.  Staaten)  unterschieden  und  die  letzteren  als  be- 
ruhend auf  dem  Klassengegensatz  zwischen  arm  und  reich  gekenn- 
zeichnet. In  ihren  Folgerungen  gehen  allerdings  Linguet  und  r3urke 
weit  auseinander.  Während  Linguets  historischer  Sinn  in  dem 
Klassenunterschied  und  Klassengegensatz  die  geschichtlich  gegebene 
Grundlage  des  Staates  sieht,  die  sich  wohl  im  Laufe  der  Entwicklung 
ändern  mag  (wie  denn  auch  die  antike  Sklaverei  durch  die  mittel- 
alterliche Hörigkeit  bezw.  Leibeigenschaft  und  diese  wieder  durch 
die  moderne  Lohn-  und  Arbeitssklaverei  abgelöst  worden  ist),  die 
aber  nicht  einfach  beliebig  umgestaltet  oder  abgeschafft  werden 
kann,  wenn  nicht  das  Qefüge  des  Staatsbaues  zusammenstürzen  soll, 
schließt  hingegen  der  junge  Burke,  daß,  da  der  heutige  Staat  ein 
künstliches,  unnatürliches  Gebilde,  eine  Zwangsorganisation  ist  und 
deshalb  nicht  mehr  dem  eigentlichen  Grundzweck  alles  Gesellschafts- 
lebens (der  Erreichung  des  möglichst  größten  Glücks  aller  Gesell- 
schaftsmitglieder) dient,  eine  Rückkehr  zur  „natürlichen  Gesellschaft" 
notwendig  sei.  Darunter  wird  aber  nicht  eine  Rückkehr  zu  dem  Ge- 
sellschaftszustand der  Naturvölker,  zur  primitiven  Familien-  und 
Stammesorganisation  verstanden,  sondern  zu  einem  imaginären  Ge- 
sellschafts-, richtiger  Staatsgebilde,  in  dem  die  sogen,  natürlichen 
Prinzipien  der  Gerechtigkeit  und  der  Freiheit  usw.  herrschen,  einem 
Gebilde,  in  welchem  dem  Individuum  möglichst  freier  Raum  zur  Be- 
tätigung seiner  individuellen  Neigungen  und  Fähigkeiten  bleibt. 

Freilich  gilt  das  nur  von  Burke  als  sechsundzwanzigjährigem  Ver- 
fasser der  „Rechtfertigung  der  natürlichen  Gesellschaft",  nicht  von 
dem  späteren  Staatsmann,  der  immer  mehr,  besonders  nach  dem 
französischen  Revolutionsdrama,  zu  der  Ansicht  kommt,  daß  Frei- 
heit kein  absolutes  Gut  sei,  sondern  je  nach  Bedarf  dem  „beson- 
deren Zw^eck  einer  gegebenen  Gesellschaft"  untergeordnet  werden 
müsse.  In  seiner  Abhandlung  „Ueber  politische  Freiheit  und  ihr 
Verhältnis  zur  Regierung"  schildert  er  den  überwundenen  Stand- 
punkt seines  jugendlichen  Enthusiasmus  selbst  mit  den  Worten: 

„Wo  der  Silberklang  Freiheit!  ertönt,  horcht  jedes  menschliche  Ohr  auf 
und  jedes  Herz  wird  rege.  Ihre  Stimme  ist  die  Stimme  der  Natur.  Auf 
tausend  Seiten  eingeengt,  von  tausend  künstlichen  Bedürfnissen  nieder- 
gezogen, von  tausend  politischen  Verhältnissen  tyrannisiert,  sehnt  sich 
der  zivilisierte  Mensch  mitten  unter  seinen  verfeinerten  Genüssen,  mitten 
unter  den  Schätzen,  die  Jahrtausende  für  ihn  zusammenhäuften,  in  mehr 
als  einer  melancholischen  Stunde  nach  der  dürftigen  Einfalt  eines  un- 
abhängigen Daseins  zurück.  Das  Leben,  welches  er  führt,  dünkt  ihn  oft 
nichts  anderes,  als  ein  endloser,  bitterer  Kampf  um  eine  beschwerliche 
Existenz.  Frei  sein,  das  allein  ist  wahrhaft  Existieren.  Dunkler  oder 
deutlicher  melden  sich  diese  Gefühle  in  jedes   Sterblichen  Brust.     Der 

120  '" 


Bürger  war   Mensch,   ehe   er  Bürger   war.     fis   gab   Freiheit,   bevor    es 
Staaten -gab." 

Und  nachdem  dann  ausgeführt  worden  ist,  daß  absolute  Freiheit 
nur  im  Naturzustande  anzutreffen  sei  und  jedes  gesellschaftUche 
Zusammenleben  die  Unterordnung  unter  Schranken  setzende  Maß- 
regeln verlange,  heißt  es: 

„Wäre  schrankenlose  Freiheit  das  einzige  oder  auch  nur  das  schlecht- 
hin höchste  Gut  des  AAcnschen,  so  niülite  es  sein  vornehmster  Wunsch, 
sein  höchstes  Bestreben  sein,  diesen  Zustand  zu  verewigen.  War  das 
sein  Ziel,  war  das  seine  Bestimmung?  Jedes  Oemüt  empört  sich  bei 
einer  solchen  Frage.  Ewige  Kindheit  wäre  erträglicher  als  ewige  Wild- 
heit. Der  freie  Naturmenscch  ist  der  gebundenste  aller  Sklaven.  Dafür, 
daß  er  unter  seinesgleichen  keinen  Herrn  anerkennt,  tyrannisiert  ihn  die 
animalische  wie  die  leblose  Schöpfung.  Dafür,  daß  keiner  das  Recht  hat, 
ihm  zu  gebieten,  muß  er  in  jedem  Augenblick  vor  der  Gewalt  des  Stär- 
keren zittern,  der  sich  ihm  naht.  Fr  hat  daher  gar  keinen  wahren  Genuß 
seiner  nackten  Freiheit.  Fr  kann  nichts  allein  erwerben,  allein  inchts 
erfinden,  nichts  ausführen.  Eben  darum,  weil  seine  Freiheit  alles  in  sich 
schließt,  gewährt  sie  ihm  nichts.  Seine  histinkte,  seine  Bedürfnisse,  seine 
Vernunft  treiben  ihn  mit  vereinter  Allmacht,  diesen  Zustand  zu  verlassen. 

Sobald  aber  der  Mensch  in  eine  gesellschaftliche  Verbindung  tritt,  hat 
es  mit  der  absoluten  Freiheit  ein  Ende.  Die  zahllosen  Vorteile  einer 
solchen  Verbindung  können  ihm  keineswegs  umsonst  zuströmen:  er  muß 
sie  erkaufen 

Bürgerliche  Freiheit  in  der  umfassenden  Bedeutung  des  Wortes  ist 
nichts  anderes  als  natürliche  Freiheit  nach  Abzug  desjenigen  Teils  der- 
selben, ohne  dessen  Aufopferung  eine  gesellschaftliche  Verbindung  nicht 
bestehen  kann.  Gesellschaftliche  Vereinigung  existiert  aber  nirgends  als 
ein  Abstraktum.  Wo  man  sie  vorfindet,  da  sind  auch  die  Umstände,  die 
Bedingungen,  die  Einschränkungen  gegeben,  unter  welchen  sie  auf  dieser 
oder  jener  Stelle,  in  diesem  oder  jenem  Zeitabschnitt  zu  existieren  ver- 
mag." 

Das  ganze  Räsonnement  ist  äußerst  typisch  dafür,  wie  man  in  den 
damaligen  politischen  Kreisen  Englands  den  Staat  auffaßte  und  die 
Art,  wie  man  seine  Notwendigkeit  begründete,  eine  individualistische 
Staatsauffassung,  die  noch  heute  besonders  im  englischen  Liberalis- 
mus gang  und  gäbe  ist:  Eigentlich  ist  der  Staat  ein  Uebel,  denn  er 
hindert  die  Freiheit  des  Individuums,  und  diese  Freiheit  ist  das  wert- 
vollste Out;  aber  ohne  Staat  geht  es  nicht,  denn  ohne  Regelung  gibt 
es  kein  Zusammenleben,  keinen  Verkehr.  Eine  gewisse  staatliche 
Beschränkung  ist  also  leider  unvermeidlich,  aber  sie  darf  nur  so  weit 
reichen,  als  durchaus  nötig  ist,  um  das  Ganze  zusammenzuhalten. 

Diese  individualistische  Gesellschaftsauffassung,  die  in  dem  Staate 
im  wesentlichen  nur  ein  Regulationsinstitut  sieht,  das  sich  auf  die 
Sicherung  der  individuellen  Betätigungsfreiheit  zu  beschränken  hat, 
hängt  eng  mit  Englands  damaliger  gesellschaftlicher  Entwicklung 
zusammen.  Die  Kämpfe  des  Calvinismus  und  seiner  englischen  Ab- 
wandlungen, des  Puritanertums  und  Independentismus,  mit  ihrem 
Gefolge  kleiner  Sekten  gegen  die  englische  bischöfliche  Staatskirche 
und  das  sie  stürzende  staatliche  Regiment  hatten  in  dem  englischen 
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Bürgertum  nicht  nur  das  Selbstgefühl  und  den  Unabhängigkeitssinn 
mächtig  j^estärkt,  sondern  auch  gewissermaßen  die  These  zum  Dojcma 
erhoben,  daß  die  ObriKkeit  in  die  (iewissensfraKen,  das  Denken, 
Meinen  und  Glauben  des  StaatsbürKers  nichts  hineinzureden  habe. 
Was  er  glauben  und  denken,  zu  welchen  religiösen  Ansichten  er  sich 
bekennen,  wie  er  seine  Kirchenverfassun^  einrichten  wolle,  das  sei 
Sache  des  einzelnen,  der  Obrigkeit  stände  nur  zu,  für  die  öffentliche 
Ordnung  zu  sorgen  —  und  zwar  selbstverständlich  im  Interesse  aller, 
denn  nur  unter  dieser  Bedingung  hätten  diese  beim  Abschluß  des 
Gesellschaftsvertrages  sich  zur  Einwilligung  in  eine  Beschränkung 
ihrer  individuellen  Freiheit  verstanden. 

Durch  den  aufsteigenden  Kapitalismus  und  die  Erfolge  des  eng- 
lischen Handels  wurde  dieses  Selbstgefühl  noch  mehr  gehoben.  Die 
Handelsherren,  die  großen  wie  die  kleinen,  fühlen  sich  als  überlegene 
Menschen,  als  Auserwählte  der  Vorsehung,  die  gewissermaßen  von 
dieser  auf  ihren  Platz  gestellt  seien,  um  ihn  durch  ihre  Arbeit  aus- 
zufüllen. Und  je  weiter  England  an  Reichtum  und  Macht  die  andern 
Völker  überholte,  je  mehr  breitete  sich  in  den  bürgerlichen  Schichten 
die  Anschauung  aus,  die  englische  Nation  sei  vor  allen  anderen 
begnadet  und  durch  ihre  individuelle  Tätigkeit  und  Fähigkeit  berufen, 
den  ersten  Platz  in  der  Welt  einzunehmen  und  ihr  die  Segnungen  der 
englischen  Kultur  zu  übermitteln. 

Geschäftliche  Tüchtigkeit  und  Unternehmungsgeist  wurden  zu  den 
bewundertsten  individuellen  Eigenschaften,  der  Glückliche,  dem  es 
gelang,  sich  durch  kluge  Geschäftsführung  ein  Vermögen  zu  erwer- 
ben, der  „selfmade  man",  zum  Vertreter  des  höchsten  Menschen- 
typus. Was  sich  befähigt  glaubte,  strömte  denn  auch  dem  Handel  zu, 
wo  es  so  lohnende  Erfolge  zu  erringen  gab.  Die  Staatsverwaltung 
blieb  im  ganzen  der  Aristokratie  als  nebensächliche  Beschäftigung 
überlassen,  und  tatsächlich  brauchte  die  englische  Wirtschaftsent- 
wicklung des  18.  Jahrhunderts  nichts  so  sehr  wie  freie  Individuen  mit 
starkem  Persönlichkeitsgefühl,  die,  frei  von  überflüssiger  staatlicher 
Bevormundung  und  Einschränkung,  ihren  Wagemut  und  ihr  Können 
in  den  Dienst  der  Reichtumsvermehrung  und  der  Handelsherrschaft 
Englands  stellten.  Diese  Tüchtigkeit  und  diese  Fähigkeit  des  eng- 
lischen Staatsbürgers,  die  sich  so  glänzend  im  Anwachsen  des 
Reichtums  und  der  Macht  Englands  bewährte,  staatlich  bevormun- 
den zu  wollen  —  war  das  nicht  eine  Verkehrtheit? 

So  steigt  im  englischen  Gesellschaftsleben  des  18.  Jahrhunderts 
die  Bewertung  der  freien,  ungebundenen  Persönlichkeit  immer  höher 
und  mit  ihr  die  Ansicht,  daß  der  Staat  das  sogen,  freie  Spiel  der 
Kräfte  sich  möglichst  auswirken  lassen  müsse.  Der  Staat  hat  nur 
insoweit  eine  Berechtigung,  als  eine  gewisse  Gewalt  nötig  ist,  um 
den  Rechtszustand  aufrechtzuerhalten  und  zu  verbürgen.  Man  sah 
in  ihm  gewissermaßen  nur  einen  juristischen  Garanten  der  Rechts- 
ordnung. Ihn  darüber  hinaus  als  eine  soziale  Zusammenordnung  der 
einzelnen  zu  einem  genossenschaftlichen  „Gemeinwesen",  als  eine 
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Art  Lebens-  und  Wirkungsgemeinschaft,  aufzufassen,  lag  den  engli- 
schen Politikern  jener  Zeit  ganz  fern. 

Die  Frage,  wie  weit  im  einzelnen  Fall  die  „Freiheit"  des  Indivi- 
duums in  der  Gesellschaft  beschränkt  werden  dürfe,  wird  allerdings 
verschieden  beantwortet.  Während  nach  der  gewöhnlichen  libe- 
ralen Ansicht  es  genügte,  daß  die  Regierung  sich  möglichst  wenig 
um  das  Wirtschaftsgetriebe  kümmert  und  sich  gewissermaßen  auf 
die  Sicherung  des  Eigentums  durch  Gesetz  und  Polizei  beschränkt, 
^,damit  jedermann  die  Früchte  seiner  Arbeit"  ungehindert  genießen 
könne,  meinten  andere,  es  sei  desto  besser  um  das  Individuum  bc- 
-stellt,  je  schwächlicher  die  Staatsgewalt  beschaffen  wäre;  eine  An- 
sicht, die  teilweise  in  die  individualistisch-anarchistische  These  über- 
geht, alle  und  jede  Regierungsgewalt,  auch  die  allerbescheidenste, 
sei  ein  Uebel,  da  auch  sie  ohne  Unterordnung  und  Gehorsam  nicht 
bestehen  könne,  also  der  natürlichen  Freiheit  des  einzelnen  immer 
jioch  Zwangsschranken  setze. 

Zugleich  mit  dieser  Wandlung  der  früheren  Ansicht  über  den 
Nutzen  des  Staates  und  der  Staatsregierung  vollzieht  sich  ein  Wech- 
sel des  Gemeinwohlbegriffs.  Hatte  es  zunächst  im  17.  Jahrhundert 
als  höchste  Moralforderung  gegolten,  daß  der  einzelne  seine  beson- 
deren Interessen  den  sogen.  Gemeininteressen  unterordne,  so  bildet 
sich  nun  mit  der  zunehmenden  wirtschaftlichen  Konkurrenz  mehr 
und  mehr  die  Ansicht  heraus,  der  Egoismus  sei  eine  durchaus  berech- 
tigte gesellschaftsfördernde  Eigenschaft.  In  der  Eigennatur  jedes  ein- 
zelnen Menschen  wurzele  nun  einmal  der  Trieb  der  Selbsterhaltung 
und  der  Fürsorge  für  das  eigene  Wohl,  deshalb  sei  der  Egoismus  eine 
natürliche  Eigenschaft  des  Menschen  und  seine  Betätigung  mensch- 
lich durchaus  berechtigt.  Erst  indem  jeder  seinen  „selbstischen 
Trieben"  folge,  setze  sich  im  Widerstreit  der  Interessen  das  (jemein- 
wohl  durch  —  hatte  doch  schon  Bernard  de  Mandeville  bewiesen, 
daß  selbst  die  individuellen  Laster,  die  „private  vices",  sehr  wohl 
zur  Förderung  des  allgemeinen  Wohles  der  Gesellschaft  beizutragen 
vermöchten. 

Als  der  konsequenteste  Interpret  dieser  anarchistisch-individuali- 
stischen Philosophie  kann  William  Godwin  gelten,  für  den  die  Ge- 
sellschaft, die  er  als  ein  bloßes  „Aggregat  von  Individuen"  auffaßt, 
ausschließlich  des  einzelnen  wegen  da  ist.  Den  leitenden  (jrund- 
gedanken  seines  Hauptwerks  „Political  Justice",  London  1793,  zweite 
erweiterte  Auflage,  London  1796,  charakterisiert  er  selbst  mit  den 
Worten:  „Der  oberste  Grundsatz  der  politischen  Gerechtigkeit  ist 
der,  daß  die  Vergesellschaftung  ein  höchst  übel  gewählter  und  übel 
beschaffener  Modus  zur  Herbeiführung  des  allgemeinen  Glückes  der 
Menschheit  ist.' 

Die  Gesellschaftslehre  ist  nach  seiner  Ansicht  nur  ein  Stück  Moral- 
philosophie; das  gesellschaftliche  Leben  hat  sich  daher  nach  der 
Moral  zu  richten,  die  ihrerseits  nichts  anderes  als  ein  Ausfluß  der 
ewigen  Vernunft  ist,  und  daher  auch  von  jedem  selbst  durch  seine 
Vernunft  erkannt  werden  kann  (eine  F^ückkehr  auf  Umwegen  zu  der 
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Lehre  von  dem  in  der  vernünftigen  Naturanlaj^e  rcsp.  in  der  Vernunft 
des  Menschen  be^^riindeten  ewigen  Naturrecht).  Diese  Moral  erfor- 
dert, daß  jeder  Mensch  niöj^hchst  unbehindert  seinen  persönlichen  An- 
lagen foljL^t,  um  des  Krößten  (iHickes  teilhaftig  zu  werden,  und  das 
wieder  bedingt,  daß  er  nicht  dem  Willen  und  der  Cjewalt  anderer  aus- 
gesetzt ist,  „denn  keine  Wahrheit  ist  einfacher,  als 
daß  kein  Mensch  einem  anderen  (jehorsam  schul- 
dig sein  darf",  wie  denn  auch  keiner  sich  zum  Richter  über  die 
Taten  eines  anderen  und  gar  zum  Herrn  über  dessen  Geschicke 
machen  kann.  Deshalb  ist  alle  Staatsgewalt  von  Uebel,  und  jener 
Staat  ist  der  relativ  beste,  der  möglichst  wenig  in  das  gesellschaft- 
liche Zusammenleben  eingreift.  „Da  der  Staat,"  meint  er  in  seiner 
„Political  Justice"  (I,  248),  „sogar  in  seiner  bloßen  Form  ein  Uebel 
bedeutet,  so  ist  das  Ziel,  das  wir  zu  erreichen  bestrebt  sein  müssen,, 
in  erster  Linie  dasjenige,  so  wenig  staatliche  Einrichtungen  zu  be- 
sitzen, wie  es  die  Interessen  des  Friedens  in  der  Gesellschaft  irgend 
möglich  erscheinen  lassen." 

Der  Staat  ist  denn  auch  nach  Godwin  keinesfalls  berechtigt,  seinen 
Mitgliedern  durch  irgendwelche  Machtmittel  seinen  Willen  aufzu- 
zwingen, noch  sie  zu  bestrafen,  wenn  sie  seine  Gebote  verletzen,. 
denn  für  keinen  Menschen  existiert  eine  andere  Pflicht,  als  die» 
die  sich  seiner  eigenen  Denktätigkeit  als  Pflicht  ergibt.  Obgleich 
denn  auch  Godwin  für  die  Beseitigung  der  wirtschaftlichen  Ungleich- 
heit eintritt  und  von  ihr  eine  Verbesserung  der  Sitten  erwartet,  will 
er  doch  nichts  von  irgendwelcher  Gewaltanwendung  zur  Herbei- 
führung der  Gleichheit  wissen,  und  ebenso  verwirft  er  jede  Zwangs- 
organisation der  Arbeit,  auch  die  Errichtung  gemeinsamer  Arbeits- 
anstalten.    Alles  soll  dem  freien  Ausgleich  überlassen  bleiben. 


124 


Fünftes  Kapitel. 

Rousseaus  Sozialphilosophie  und 

ihr  Einfluß  auf  die  Staatstheoretik  der 

französischen  Revolution. 

Fortbildung  der  Oesellschaftsvertraßslehre  in  Frankreich.  —  Rousseaus 
„Contrat  social".  —  Natürliches  Individualrecht  und  Staatsrecht.  —  (ieniein- 
wille  und  Sonderwille.  —  Das  angeborene  individuelle  Recht  als  politisches 
Menschenrecht.  —  Der  Be.icriff  des  Oenieinwillens  im  Staatsrecht  der  fran- 
zösischen Revolution.  —  Klassenkampfideen  in  der  franz()sischen  Revolution. 
—  Jean  Paul  Marats  Klassenkampfauffassung.  —  Rousseaus  (jeschichts- 
auffassung.    —   Abbe    Thomas    Raynal    und    die    ökonomische    (leschichts- 

auffassung. 

Fortbildung  der  Gesellschaftsvertragslehre  in  Frankreich. 

Während  die  üesellschaftsvertragslehre  bei  den  englischen 
Sozialtheoretikern  des  18,  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  in  Miß- 
kredit Kcriet  und  die  Auffassung  zum  Durchbruch  Relangte,  der 
Staat  (bezw.  die  sogen,  politische  (jesellschaft)  sei  ein  historisches 
Sozialgebilde,  das  erst  dann  aus  einer  früheren  vorstaatlichen,  auf 
Familien-  und  Verwandtschaftsverbänden  beruhenden  Gesellschafts- 
form hervorgegangen  sei,  als  in  dieser  sich  Besitz-  und  Machtunter- 
schiede herausgebildet  hätten,  die  eine  politische  Oberleitung  nötig 
machten,  behielt  in  Frankreich  die  Ableitung  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  aus  einem  ursprünglichen  „Qesellschaftsvcrtrag" 
trotz  Montesquieu  vielfach  unbeschränkte  Gültigkeit.  Nur  in  einer  Be- 
ziehung läßt  sich  eine  gewisse  Entwicklung  dieser  Lehre  verfolgen: 
je  mehr  Frankreich  sich  verbürgerlichte,  d.  h.  das  geschäftstreibende 
Bürgertum  an  Bedeutung  im  wirtschaftlichen  Leben  der  Nation  ge- 
wann, desto  mehr  streifte  die  überlieferte  Vertragslehre  die  absoluti- 
stisch-royalistischen  Anschauungen  eines  Bodin  ab.  Sie  verbürger- 
lichte ebenfalls  und  erblickte  nun  in  John  Locke  ihren  großen  Pro- 
pheten, dessen  Grundansichten  über  die  bürgerliche  Regierung  sie 
mit  gewissen,  durch  die  anders  gearteten  französischen  Verhältnisse 
gebotenen  Abweichungen  auf  Frankreich  übertrug.  Das  politische 
Leben  Englands  im  17.  und  Frankreichs  im  18.  Jahrhundert  war  nicht 
das  gleiche.  Während  es  sich  in  der  englischen  Revolution,  mochte 
auch  zeitweilig  die  Bewegung  auf  die  unteren  Volksklassen  über- 
greifen, hauptsächlich  um  den  Kampf  des  wohlhabenden  Bürgertums 
und  der  verbürgerlichten  Gentry  (der  eigentliche  Feudalismus  hatte 
schon  vorher  in  fast  allen  englischen  Landesteilen  abgewirtschaftet) 
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j(cj^cii  die  absolutistischen  Ansprüche  des  Königtums  und  seiner  Oc- 
fol^schaft  gehandelt  hatte,  umfaßte  die  in  Frankreich  während  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  einsetzende  kritisch-revolutio- 
näre Strömung  nicht  nur  die  eigentliche  (jeschäftsbourgeoisie,  son- 
dern nach  und  nach  fast  den  Kcsamten  „dritten  Stand"  mit  Ein- 
schhiB  der  gelehrten  Berufe,  der  halbproletarischen  IntelliKenz,  der 
Kleinhandwerker  und  teilweise  auch  der  Bauern  und  Arbeiter.  Nach- 
dem 1789  die  Revolution  ausgebrochen  war,  drängten  denn  auch 
diese  Elemente  alsbald  die  liberalen  Feuillants  und  die  Girondisten, 
die  ausgesprochenen  Vertreter  der  in  den  Handelsstädten  sitzenden 
damaligen  Geschäftsbourgeoisie,  beiseite  und  richteten  im  Konvent 
eine  Massenherrschaft  auf.  War  die  englische  Revolution  in  erster 
Linie  ein  Kampf  des  englischen  wohlhabenden  Bürgertums  um  die 
Macht  im  Staate  zur  Durchsetzung  ihrer  besonderen  wirtschafts- 
politischen Interessen,  so  die  französische  Revolution  ein  Kampf  der 
mittleren  und  unteren  Volksklassen  um  höhere  Lebensbedingungen 
gegen  die  feudalistischen  Ueberbleibsel  und  Hemmnisse  des  „Ancien 
Regime". 

Diesem  verschiedenen  Charakter  der  englischen  und  französischen 
Bewegung  entspricht  es,  wenn  die  französischen  Staatstheorien 
demokratischere  Züge  als  die  Theoretik  Lockes  auf>veisen,  und  wenn 
zweitens  die  französischen  Gesellschaftstheoretiker,  da  sie  einen 
größeren  Kreis  sozialer  Probleme  in  ihren  Betrachtungsbereich 
ziehen,  sich  mehr  in  abstrakt-philosophischen  Auseinandersetzungen 
verlieren.  Obgleich  von  Lockeschen  Voraussetzungen  ausgehend, 
gelangt  daher  die  französiche  Staatslehre  vielfach  zu  radikaleren  Fol- 
gerungen; und  da  sie  weder  im  englischen  noch  im  französischen 
Verfassungsleben  Beispiele  für  ihre  Annahmen  und  Hypothesen 
findet,  greift  fie  auf  antike  Vorbilder,  auf  Institutionen  des  republi- 
kanischen Roms  und  der  griechischen  Stadtrepubliken,  zurück. 

Die  bedeutendste  Leistung  dieser  Art,  die  später  auf  die  fran- 
zösische Revolution  und  die  in  ihr  auftauchende  Staatsrechtsauf- 
fassungen den  größten  Einfluß  geübt  hat,  ist  Jean  Jacques  Rousseaus 
bekannter  „Contrat  social"  (1762). 

Rousseaus  ,,Contrat  sociar^ 

Staat  und  Gesellschaft  sind  für  Rousseau  dasselbe.  Mit  der  Ver- 
bindung der  einzelnen  zum  geselligen  Zusammenleben  entsteht  zu- 
gleich Gesellschaft  und  Staat.  Beide  sind  eins.  Die  Unterscheidung 
eines  Althusius  und  Pufendorf,  wonach  der  Staat  erst  die  Folge  eines 
wiederholten  erweiterten  Vertrages  ist,  dem  notwendig  die  vertrags- 
mäßige Zusammenschließung  zu  Familiengemeinschafien,  Stamm- 
gemeinschaften, Landgemeinschaften  usw.  vorausgegangen  sein 
muß,  existiert  für  Rousseau  ebensowenig  wie  die  Anschauung  der 
englischen  Sozialphilosophie,  nach  der  die  Staaten  erst  dadurch  aus 
einer  früheren  primitiven  Gesellschaftsformation  hervorgegangen 
sind,  daß  die  auf  verwandtschaftlicher  Verbindung  beruhenden  vor- 
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staatlichen  Gesellschaften  (richtiger  Gemeinschaften)  sich  als  „poli- 
tische Gesellschaften"  konstituierten,  indem  sie  sich  einer  bür^^er- 
lichen  ReKierung,  einem  „civil  government'',  unterwarfen. 

Rousseau  holt  die  alte  Vorstellung  (über  die  selbst  schon  Aristo- 
teles in  seiner  Kenntnis  primitiver  Lebensformen  des  Menschen  als 
Zoon  politikon  hinausgelangt  war)  von  dem  isolierten  freigebornen 
Menschen  wieder  hervor,  der  erst  dadurch,  daß  er  sich  freiwillig 
mit  anderen  verbindet,  zum  geselligen  Zusammenleben  gelangt. 

Aber  kann  denn  der  Mensch  isoliert  existieren?  Nein,  —  das  sieht 
auch  Rousseau  ein,  und  so  erklärt  er  denn,  daB  der  Vereinigung  zur 
Gesellschaft  schon  eine  andere  Art  der  Verbindung,  die  älteste  und 
einzig  natürliche,  die  Familien  Vereinigung  voraufgegangen  sei;  aber 
unter  dieser  versteht  er  nicht,  wie  so  mancher  seiner  mit  ethno- 
logischen Kenntnissen  ausgestatteten  Vorgänger,  die  Familien- 
gemeinschaft, sondern  die  engste  Einzelfamilie:  Vater,  (jattin  und 
jene  unmündigen  Kinder,  die  noch  der  Versorgung  des  Vaters  zu 
ihrer  Erhaltung  bedürfen.  Sobald  diese  Versorgung  nicht  mehr  nötig 
ist,  löst  sich  nach  seiner  Behauptung  sofort  das  natürliche  Familien- 
band auf.  Bleiben  trotzdem  die  Kinder  in  der  Familienverbindung, 
so  ist  das  keine  natürliche  Vereinigung  mehr,  sondern  schon  ein  auf 
gegenseitiger  Uebereinkunft  beruhender  Zustand. 

Eigentlich  entsteht  also  nach  Rousseau  selbst  die  Gesellschaft  gar 
nicht  aus  der  Verbindung  von  freigebornen  Individuen,  sondern  aus 
der  Vereinigung  von  Familien,  sie  ist  also  eigentlich  eine  Verbindung 
kleiner  Vereinigungen  zu  einer  größeren.  So  will  Rousseau  die  soziale 
Vereinigung  jedoch  nicht  aufgefaßt  haben.  Der  Montesquieusche  Satz, 
daß  der  Mensch  stets  in  Gesellschaft  gelebt  habe,  will  seiner  indivi- 
dualistischen naturrechtlichen  Auffassung,  nach  welcher  das  Indivi- 
duum die  Grundlage  alles  Gesellschaftslebens,  das  individuelle  Recht 
die  Basis  alles  sozialen  Rechts  ist,  nicht  in  den  Kopf,  und  so  unter- 
stellt er  kurzweg,  daß  in  der  von  ihm  an  den  Anfang  der  Entwick- 
lung gestellten  vaterrechtlichen  Einzelfamilie  nur  der  Mann  ein 
eigentlich  freies  zur  Vertragsschließung  qualifiziertes  Individuum 
gewesen  sei,  Frau  und  Kinder  gewissermaßen  nur  dessen  unselb- 
ständige Anhängsel. 

Aber  kann  nicht  auch  dadurch  eine  gesellschaftliche  Vereinigung 
geschaffen  werden,  daß  ein  stärkeres  Familienhaupt  andere  Fami- 
lien unterwirft  und  sie  von  sich  abhängig  macht?  Gewiß,  das  gibt 
auch  Rousseau  zu.  Niemals  aber  kann  nach  seiner  Naturrechtsauf- 
fassung daraus  eine  rechtsgültige  Gesellschaft,  ein  gesellschaft- 
licher Rechtszustand  hervorgehen,  denn  da  der  Mensch  von  Natur 
aus  frei  ist,  also  keiner  eine  natürliche  Gewalt  über  seinesgleichen 
hat,  so  können  auch  Stärke  und  Gewalt,  die  nur  ein  physi- 
sches Vermögen,  keine  R  e  c  h  t  s  i  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n  e  n  sind, 
keinen  Rechtszustand  zwischen  Menschen  begründen,  denn  der  Staat 
sei  nun  mal  eine  rechtliche  Ordnung.  Der  Gewalt  nachzugeben, 
könne  zwar  eine  Handlung  der  Notwendigkeit  und  Klugheit  sein,  nie- 
mals aber  sei  es  ein  freier  Willensakt;  zudem  aber  würde  mit  der 
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Stärke  auch  der  Zwan^  zum  Oehorchcn  aufhören,  das  angebhche 
Kecht  also  sofort  unj^ültig  werden. 

Kann  denn  überhaupt  der  einzelne  sein  natürliches  Recht  auf  Frei- 
heit veräufkrn,  sich  also  ohne  Zwan^  in  Unabhängigkeit  von  einem 
anderen  bejccben?  Rousseau  bezeichnet  diese  Annahme  als  eine 
„unbegreifliche  Albernheit",  denn  eine  solche  Handlung  sei  schon 
deswegen  unrechtmäßig^:  und  nichtig,  weil  derjenige,  der  solche  Hand- 
lung begehe,  nicht  bei  gesunder  Vernunft  sein  könne  —  Verrückt- 
heit aber  kein  Recht  verleihe. 

Wenn  nicht  der  einzelne,  so  kann  aber  doch,  wie  liobbes  oder 
Qrotius  behaupten,  ein  Volk  als  Ganzes  seine  Rechte  freiwillig  an 
ein  Oberhaupt,  einen  Monarchen,  abtreten?  Rousseau  begegnet 
dieser  Frage  mit  der  Ausrede,  wenn  ein  Volk  sich  an  einen  König  ver- 
schenke, so  müsse  doch  schon  vorher  ein  Volk  da  sein,  also  bereits 
ein  Zusammenschluß  zur  Gesellschaft  voraufgegangen  sein.  „Des- 
halb würde  es",  so  meint  er,  „vor  der  Untersuchung  des  Aktes, 
durch  welchen  ein  Volk  sich  einen  König  wählt,  zunächst  angebracht 
sein,  die  Handlung  zu  prüfen,  durch  die  ein  Volk  zu  einem  Volk 
wurde",  denn  da  diese  Handlung  der  anderen  notwendigerweise  vor- 
aufgehen müsse,  so  sei  sie  auch  die  eigentliche  Grundlage  der  Ge- 
sellschaft. 

Damit  ist  für  Rousseau  bewiesen,  was  er  beweisen  wollte:  daß  der 
Staat  aus  dem  freien  allgemeinen  Willen  aller  Bürger  hervorgegan- 
gen ist  und  deshalb  auch  der  allgemeine  Wille  zu  bestimmen  hat, 
welche  Regierungsmaßnahmen  im  Staate  nötig  sind.  Auf  die  nahe- 
liegende Frage,  wie  das  sogen,  natürliche  Recht  des  isolierten  Men- 
schen mit  dem  gesellschaftlichen  bezw.  staatlichen  Recht  zusammen- 
hängt, oder  inwiefern  dadurch  die  Rechtsgültigkeit  einer  Monarchen- 
wahl aufgehoben  wird,  daß  dieser  bereits  bestimmte  gegenseitige 
Vereinigungsverträge  unter  den  Gesellschaftsmitgliedern  voraufge- 
gangen sind,  wie  z.  B.  Althusius,  Bodin,  Pufendorf  usw.  annahmen, 
läßt  sich  Rousseau  nirgends  ein. 

Damit  ist  nicht  gesagt,  daß  Rousseau  annimmt,  tatsächlich  wären 
im  Laufe  der  menschlichen  Entwicklung  bei  dem  Heraustreten  ein- 
zelner Gruppen  aus  dem  Naturzustande  immer  wieder  formelle  Ge- 
sellschaftsverträge abgeschlossen  worden.  Der  Akt  des  Zusammen- 
schließens  bisher  zerstreuter  Familien  schließt  nach  seiner  Auffas- 
sung ohne  weiteres  stillschweigend  einen  Vertrag  ein.  Die 
Frage,  ob  diese  Unterstellung  geschichtlich  berechtigt  ist,  interessiert 
ihn  gar  nicht.  Was  der  Staat  in  tatsächlicher  historischer  Hinsicht 
ist,  scheint  ihm  nebensächlich;  er  sieht  in  ihm  kurzweg  eine  rein 
rechtliche  Bindung,  und  er  fragt  sich  von  seinem  naturrechtlichen 
Standpunkt  aus,  der  ein  Recht  der  Gewalt  und  des  Zwanges  nicht 
anerkennt,  kurzweg:  wie  anders  kann  denn  eine  solche  rechtliche 
Bindung  Zustandekommen,  als  durch  freiwilligen  Vertrag,  ganz 
gleich,  ob  dieser  nun  stillschweigend  erfolgt  oder  wirklich  gemein- 
sam nach  vorherigen  Verhandlungen  abgeschlossen  wird?  Der  Ver- 
tragsschluß ist  eben  nach  der  ganzen  Auffassung  Rousseaus  der 
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einzig  vernünftige  Rechtsgrund,  in  gewisser  Beziehung 
kann  man  sagen  die  einzige  rechtlich  vernünftige  Basis  des  Staates, 
ohne  den  die  ganze  Staatstheorethik  haltlos  in  der  Luft  schweben 
würde,  und  so  setzt  er  einfach  den  Kontrakt  als  gegeben  voraus. 

Natürliches  Recht  und  Staatsrecht. 

Eben  so  wenig  kümmert  Rousseau,  wie  der  von  ihm  angenom- 
mene Naturzustand  tatsächlich  beschaffen  war.  Die  historische 
Wahrheitdünkt  ihm  ganz  nebensächlich.  Daß  vor  dem 
Zusammenschluß  der  Mensch  in  vereinzelten  Familien  gelebt  hat  und 
weit  einfacher  dachte  und  empfand,  als  der  Kulturmensch  des 
18.  Jahrhunderts,  gilt  ihm  ohne  weiteres  als  selbstverständlich;  aber 
wie  tatsächlich  dieser  Naturmensch  geartet  war,  hat  für  seine  Me- 
thode und  Folgerungsweise  keinen  Wert.  Auf  historische  Wahrheit, 
meint  er  in  seinem  „Discours  sur  rinegalitc  parmi  les  hommes''  (Ab- 
handlung über  die  Ungleichheit  unter  den  Menschen),  komme  es  gar 
nicht  an.  So  erklärt  er  z.  B.  ganz  offen  in  der  Einleitung  zu  dieser 
Schrift: 

„Die  Weltweisen,  die  über  die  Grundlage,  auf  welche  sich  die  Qe- 
sellschaft  stützt,  nachgedacht  haben,  haben  alle  für  nötig  gehalten,  bis 
auf  den  Naturzustand  zurückzugehen.  Keiner  von  ihnen  ist  aber  bis 
dahin  gelangt.  .  .  .  Sie  wollten  den  wilden  Menschen  schildern  und  zeich- 
neten den  gesitteten.  Ja,  den  wenigsten  von  ihnen  ist  es  auch  nur  jemals 
in  den  Sinn  gekommen,  sich  zweifelnd  zu  fragen,  ob  es  denn  auch  einen 
solchen  Naturzustand  gegeben  hat  —  da  sich  doch  deutlich  aus  der  Hei- 
ligen Schrift  ergibt,  daß  schon  der  erste  Mensch,  da  er  direkt  von  Oott 
Einsichten  und  Verbote  erhalten  hatte,  nicht  mehr  im  Naturzustand  gelebt 
haben  kann,  und  wenn  man  den  Büchern  Moses  glauben  darf,  wie  jeder 
christliche  Philosoph  verpflichtet  ist,  kommt  man  zu  der  Folgerung,  daß 
schon  vor  der  Sintflut  sich  keine  Menschen  mehr  im  reinen  Naturzustand 
befunden  haben,  soweit  sie  nicht  infolge  außerordentlicher  Vorkommiüsse 
wieder  darin  zurückgefallen  waren  —  eine  seltsame  Annahme,  die  schwer- 
lich verteidigt  und  bewiesen  werden  kann.  Wir  wollen  also  alles,  was 
geschehen  ist,  beiseite  lassen;    es  gehört  nicht  zu  unserem  Vorhaben. 

Man  muß  die  Untersuchungen,  die  dazu  nötig  sind,  nicht  als 
historische  Wahrheiten,  sondern,  wie  es  die  Naturkundigen  zu 
machen  pflegen,  wenn  sie  von  dem  Ursprung  der  Welt  handeln,  als  be- 
dingte und  hypothetische  Vernunftschlüsse  betrachten,  die  mehr  die  Natur 
der  Dinge  beleuchten,  als  ihren  wahren  Ursprung  aufzeige  n." 

Auch  in  der  Betrachtung  der  Oesellschaftsverhältnisse  kommt  es 
nach  Rousseau  weniger  auf  historische  Wahrheit  als  auf  das  Aus- 
gehen von  richtigen  Vernunftgründen  an. 

In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  sich  Rousseaus  Methodologie 
durchaus  von  der  eines  Humc,  Smith,  Ferguson  oder  Linguet.  Das 
Fundament  ihrer  Staatstheoretik  sind  historische  Entwicklungstat- 
sachen, wie  sie  sie  sahen;  die  Grundlage  der  Rousseauschcn  Sozial- 
philosophie sind  unterstellte  ethisch-rechtliche  Vernunftgrundsätze. 
Rousseaus  Staat  (Gesellschaft)  ist  denn  auch  nichts  als  ein  Verein 
von  Individuen,  geschaffen  zum  Zweck,  sich  gegenseitig  ihre  natür- 
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liehen  individuellen  Rechte  zu  garantieren.  Von  dieser  Rechtssiche- 
runK  verschiedene  staatliche  Kollektivzwecke,  besondere  Staats- 
zwecke, kennt  Rousseau  gar  nicht.  Deshalb  faßt  er  auch  (Contrat 
social,  I.  Buch,  6.  Kapitel)  die  liauptfraKe  eines  jeden  Oesellschafts- 
vertrages  in  den  Satz  zusammen: 

„Wie  findet  man  eine  Gesellschaftsform,  welche  mit  der  ganzen  gemein- 
samen Kraft  die  Person  und  das  Vermögen  jedes  (jeseiischaftsgiiedes  ver- 
teidigt und  schützt  und  kraft  dessen  jeder  einzehie,  obgleich  er  sich  mit 
allen  vereint,  gleichwohl  nur  sich  selbst  gehorcht  und  so  frei  bleibt  wie 
vorher?" 

Zwar  stellt  Rousseau  die  These  auf,  das  Einzelinteresse  hätte  sich 
dem  Qesamtinteresse  einzufügen,  die  Gesellschaft  (das  heißt  der  Ge- 
meinwille) hätte  also  das  Maß  der  Freiheit  innerhalb  der  gesell- 
schaftlichen Grenzen  selbst  frei  nach  ihrem  Ermessen  zu  bestimmen» 
aber  diese  Unterordnung  des  Individualinteresses  unter  den  Gemein- 
willen verlangt  Rousseau  nicht  deshalb,  weil  er  in  dem  Staat  ein  or- 
ganisches Ganzes,  eine  sogen.  Staatspersönlichkeit  mit  eigenen  be- 
sonderen Kollektivaufgaben  und  -zwecken  sieht,  eine  Einheit,  von 
der  das  Individuum  nur  ein  Teil  ist,  sondern  weil  nach  seiner  Mei- 
nung dort  keine  staatliche  Ordnung  bestehen  kann,  wo  der  einzelne 
nicht  an  die  Beschlüsse  der  Gesamtheit  gebunden  ist.  Im  Grunde  ge- 
nommen gilt  ihm  der  Staat  doch  nur  als  bloßes  Aggregat  von  Indivi- 
duen, als  eine  Institution,  die  gewissermaßen  nur  des  Individuums 
wegen  da  ist  zur  Sicherung  seiner  natürlichen  individuellen  Rechte. 
Wohl  tritt  der  einzelne  beim  gesellschaftlichen  Zusammenschluß  ge- 
wisse Teile  dieser  individuellen  Rechte  an  das  Gemeinwesen  ab,, 
denn  sonst  ist  soziales  Zusammenleben  nicht  möglich,  dafür  aber  er- 
hält er  seine  übrigen  Rechte  um  so  sicherer  garantiert  (I.  Buch,. 
6.  Kapitel). 

„Während  sich  endlich  jeder  allen  übergibt,  übergibt  er  sich  damit  nie- 
mandem, und  da  man  über  jeden  Qesellschaftsgenossen  das  nämliche  Recht 
erwirbt,  das  man  ihm  über  sich  gewährt,  so  gewinnt  man  für  alles,  was 
man  verliert,  Ersatz  und  mehr  Kraft,  das  zu  bewahren,  was  man  hat." 

Der  Staat  hat  aus  sich  selbst  denn  auch  nach  Rousseau  gar  keine 
Rechte,  er  hat  nur  solche  Rechte,  die  ihm  von  den  einzelnen  aus 
ihrem  Rechtsbesitz  durch  gemeinsamen  Willen  übertragen  sind  — 
gewissermaßen  übertragene  Vereinsrechte.  Diese  Auffassung  ver- 
anlaßt ihn  verschiedentlich  zu  den  absurdesten  Konstruktionen.  So 
stellt  er  z.  B.  im  zweiten  Buch,  5.  Kapitel,  die  Frage,  wie  denn  der 
Staat  seine  verbrecherischen  Mitglieder  zum  Tode  verurteilen  dürfe,, 
da  doch  der  einzelne  selbst  kein  Verfügungsrecht  über  sein  Leben 
habe,  also  auch  ein  Recht  über  Tod  und  Leben  nicht  auf  den  Staat 
übertragen  könne.  Faßt  man  den  Staat  als  selbständigen,  dem  Indi- 
viduum übergeordneten  Kollektivkörper  mit  besonderen  sozialen 
Zwecken  und  Rechten  auf,  so  läßt  sich  diese  Frage  leicht  damit  be- 
antworten, daß  eben  der  Verbrecher  durch  seine  Handlungen  Dasein 
und  Zweck  des  Staates  gefährdet,  sich  in  einen  Kampf  gegen  diesen 
eingelassen  hat  und  deshalb  im  Sozialinteresse  unschädlich  gemacht 
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werden  müsse;  der  individualistischen  StaatsauffassiinK  Rousseaus 
ist  aber  dieser  Gedanke  so  fremd,  daß  er  im  (iegenteil  zu  beweisen 
unternimmt,  eigentlich  könne  gar  nicht  von  einem  Verfügungsrecht 
des  Staates  über  Tod  und  Leben  gesprochen  werden,  denn  der 
Verbrecher  gäbe  ja  freiwillig  sein  Leben  hin,  weil 
solche  Hingabe  für  die  Erhaltung  der  anderen  Staatsmitglieder  er- 
forderlich sei.  Rousseau  argumentiert  nämlich  folgendermaßen 
(IL  Buch,  5.  Kapitel): 

„Der  Geselischaftsvertraß  bezweckt  die  Hrhaltunv:  derer,  die  ihn  ab- 
schließen. Wer  den  Zweck  will,  ist  auch  mit  den  Mitteln  einverstanden, 
und  diese  Mittel  lassen  sich  von  einigen  Gefahren,  ja  sogar  von  einigen 
Verlusten  gar  nicht  trennen.  Wer  sein  Leben  auf  Kosten  anderer  er- 
halten will,  muß  es,  sobald  es  nötig  ist,  auch  für  sie  hingeben.  Der 
Staatsbürger  ist  deshalb  auch  nicht  länger  Richter  über  die  Gefahr, 
welcher  er  sich  auf  Verlangen  des  Gesetzes  aussetzen  soll;  und  wenn  der 
Fürst  ihm  gesagt  hat:  „Dein  Tod  ist  für  den  Staat  erforderlich",  so  muß 
er  sterben,  da  er  nur  auf  diese  Bedingung  bisher  in  Sicherheit  gelebt 
hat,  und  sein  Leben  nicht  mehr  ausschließlich  eine  Wohltat  der  Natur, 
sondern  ein  ihm  bedingungsweise  bewilligtes  Geschenk  des  Staates  ist. 
Die  über  die  Verbrecher  verhängte  Todesstrafe  kann  so  ziemlich  aus 
demselben  Gesichtspunkte  angesehen  werden.  Um  nicht  das  Schlacht- 
opfer eines  Mörders  zu  werden,  gibt  man  seine  Einwilligung  dazu,  selbst 
zu  sterben,  wenn  man  ein  solcher  werden  sollte.  Anstatt  bei  diesem  Ver- 
trage über  sein  Leben  zu  verfügen,  geht  man  nur  darauf  aus,  es  zu 
schützen:  jedenfalls  läßt  sich  nicht  annehmen,  daß  irgendeiner  der  Ver- 
tragabschließenden im  voraus  daran  gedacht  habe,  sich  hängen  zu  lassen." 

Hinterher  bezeichnet  freilich  Rousseau  den  Verbrecher  auch  als 
„(jesellschaftsfeind'';  aber  nicht  deshalb,  weil  die  Handlung  der  Ver- 
brecher sich  gegen  die  Sicherheit  und  den  Zweck  der  Gesellschaft 
bezw.  des  Staates  kehrt,  sondern  weil  der  Verbrecher  den  ein- 
gegangenen Qesellschaftsvertrag  gebrochen  hat,  also  gar  kein  Staats- 
mitglied mehr  ist,  während  er  doch  andererseits  durch  seinen  Auf- 
enthalt im  Staate  sich  noch  als  Mitglied  bekenne  —  folglich  müsse  er 
daraus  durch  Verbannung  oder  Tod  ausgeschieden  werden.  — 

Gemeinwille  und  Sonderwille. 

Die  seltsamste  Konstruktion  Rousseaus  ist  aber  sein  allgemei- 
ner Gesellschaftswille  oder  Gemeinwille,  seine  „volonte 
generale".  Während  Hume,  Ferguson,  Linguet  den  Staat  als  ein 
Konglomerat  verschiedener  Stände  oder  Klassen  mit  verschie- 
denen Interessen  betrachten  und  annehmen,  daß  die  Staatsleitung  im 
wesentlichen  ein  Instrument  der  mächtigsten  dieser  Klassen  ist, 
d.  h.  der  Wille  dieser  Klasse  den  sogen.  Staatswillen  bestimmt,  kennt 
Rousseau  nur,  wie  die  Sozialtheoretik  des  Mittelalters,  den 
Gegensatz  des  Individual  willens  zum  gesell- 
schaftlichen bezw.  staatlichen  Gesamt-  und  All- 
gemein w  i  1 1  e  n.  Daß  es  außerdem  noch  andere  Arten  von 
Kollektivwillen  gibt:  z.  B.  Standes-  und  Klassen  willen,  bleibt  außer- 
halb seiner  Betrachtung.    Noch  weniger  gelangt  er  zur  Erkenntnis, 
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daß  der  Wille,  der  als  (jesellschafts-  oder  Staatswille  die  Staats- 
leituiiK  bestimmt,  tatsächlich  Kar  kein  AllKcmeinwille,  sondern  der 
Wille  der  im  Staate  herrschenden  Schichten*)  ist. 

So  reduziert  sich  denn  auch  bei  ihm  der  Kampf  im  inneren  Staats- 
leben auf  den  Gegensatz  zwischen  Einzel-  oder  Sonderwillen  und 
Qesamtwillen,  zwischen  Einzelinteresse  und  Gemeininteresse  —  wo- 
bei nach  altem  Rezept  die  Folgerung?  gezogen  wird,  daß  der  Einzel- 
wille sich  natürlich  dem  Gemeinwillen  unterzuordnen  habe. 

Was  ist  nun  der  Gemeinwille?  Ist  er  der  einstimmige  Wille  aller, 
ist  er  der  Wille  der  Mehrheit?  Keines  von  beiden.  Der  allgemeine 
Wille  der  Rousseauschen  Soziallehre  ist  ein  soziologisch  abstraktes, 
unfaßbares  und  unbestimmtes  Ding:  er  ist  der  gemeinsame  Wille 
zum  Wohl  oder  zum  Besten  des  Ganzen. 

Rousseau  geht  bei  der  Konstruktion  dieses  Gemeinwilllens  von  fol- 
gender Hypothese  aus:  Das  Ziel  des  Gesellschaftsvertrages  ist  das 
allgemeine  Wohl,  daher  ist  denn  auch  der  wahre  Wille  des  Menschen 
in  der  Gesellschaft  darauf  gerichtet,  das  allgemeine  Wohl  zu  fördern, 
und  damit  zugleich  auch  sein  eigenes  Wohl.  Dieser  auf  das  Gesamt- 
wohl der  Gesellschaft  gerichtete  Wille  aller  Gesellschaftsmitglieder 
ist  der  Gemeinwille.  Deshalb  aber  braucht  der  Gemeinwille 
keineswegs  mit  dem  Willen  aller  immer  überein- 
zustimmen, denn  erstens  kann  auch  eine  ganze  Gesellschaft  sich 
in  bezug  auf  ihr  Wohl  irren  und  zweitens  wird  dieser  Gemeinwille 
oft  durch  den  Sonderwillen  der  einzelnen,  der  nicht  auf  das  Gesamt- 
wohl, sondern  auf  ihr  individuelles  Interesse  gerichtet  ist,  gestört  und 
in  falsche  Richtung  gedrängt.  So  führt  denn  auch  Rousseau  im 
zweiten  Buch,  3.  Kapitel,  seines  „Contrat  social"  aus: 

„Aus  dem  Vorhergehenden  ergibt  sich,  daß  der  allgemeine  Wille  be- 
ständig der  richtige  ist  und  immer  auf  das  allgmeine  Beste  abzielt,  da- 
raus folgt  jedoch  nicht,  daß  Volksbeschlüsse  immer  gleich  richtig  sind. 
Man  will  stets  sein  Bestes,  sieht  jedoch  nicht  immer  ein,  worin  es  besteht. 
Das  Volk  läßt  sich  nie  bestechen,  wohl  aber  hinter  das  Licht  führen,  und 
nur  dann  scheint  es  Böses  zu  wollen. 

Oft  ist  ein  großer  Unterschied  zwischen  dem  Willen  aller  und  dem  all- 
gemeinen Willen;  letzterer  geht  nur  auf  das  allgemeine  Beste  aus,  ersterer 
auf  das  Privatinteresse  und  ist  nur  eine  Summe  einzelner  Willensmeinun- 
gen. Zieht  man  nun  von  diesen  Willensmeinungen  das  Mehr  und  Minder, 
das  sich  gegenseitig  aufhebt,  ab,  so  bleibt  als  Differenzsumme  der  all- 
gemeine Wille  übrig." 

*)  Daß  es  im  Staate  selbst  wieder  mancherlei  Vereinigungen  gibt,  weiß  natürlich  auch 
Rousseau,  ebenso,  daß  auch  in  solchen  kleineren  Gruppen  ein  auf  das  Qesamtwohl  der  betref- 
fenden Vereinigung  gerichteter  Allgemeinwille  möglicli  ist;  aber  diese  Erkenntnis  bewirkt  nicht, 
daß  er  den  sogenannten  Gesellschaftswillen  als  ein  in  sich  Differenziertes,  als  ein  aus  ver- 
schiedenen Kollektivwillen  Zusammengesetztes  auffaßt.  Wenn  auch  in  bezug  auf  die  eigene 
Gruppe  ein  solcher  Wille  eine  „volonte  generale"  sein  mag,  in  bezug  auf  die  Gesellschaft  ist 
er  nur  nach  Rousseaus  Ansicht  eine  „volonte  particuliere",  wie  der  Privatwille  des  einzelnen. 
So  heißt  es  denn  auch  in  dem  einleitenden  Teil  der  Rousseauschen  „Economie  politiqne":  „Der 
Wille  dieser  Sondergesellschaften  (der  Vereinigungen  innerhalb  des  Staatesi  hat  immer  zwei 
Beziehungen;  für  die  Mitglieder  der  Vereinigung  ist  es  ein  Gemeinwille,  für  die  große  Gesell- 
schaft (gemeint  ist  der  Staat)  ist  es  ein  Sonderwille,  der  sehr  oft  in.  erster  Hinsicht  zutreffend, 
in  zweiter  Hinsicht  aber  mangelhaft  befunden  werden  kann  ;  wie  jemand  ein  frommer  (vicieuse) 
Priester  oder  tapferer  Soldat  oder  eifriger  Patrizier  und  doch  ein  schlechter  Bürger  sein  kann". 
Der  Begriff  der  Gesellschaftsklasse  fehlt  Rousseau  völlig. 
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Aber  wie  ist  durch  dieses  Abziehen  des  Mehr  oder  Minderen  der 
(jemein Wille  festzustellen?  Auf  solche  Fra^e  antwortet  Rousseau 
nicht.  Er  stellt  lediglich  die  Behauptung  auf,  daß  wenn  der  Oemein- 
wille  rein  zum  Ausdruck  kommen  soll,  politische  Partei-,  Gruppen-, 
Vcreinsbildun^en  nicht  stattfinden  dürfen,  also  der  einzelne  in  seinem 
Verhältnis  zur  (jesellschaft  isoliert  bleiben  muB;  denn  sonst  würde 
das  Urteil  der  einzelnen  und  somit  auch  ihr  auf  das  Staatswohl  ge- 
richteter Wille  getrübt.    (II.  Buch,  3.  Kapitel.): 

„Hätten  bei  der  Beschlußfassung  eines  liiniänKlich  unterrichteten  Volkes 
die  Staatsbürger  keine  feste  Verbindung;  untereinander,  so  würde  aus  der 
Kroßen  Anzahl  kleiner  Differenzen  stets  der  allgemeine  Wille  hervorgehen, 
und  der  Beschluß  wäre  immer  gut.  Wenn  sich  indessen  Par- 
teien, wenn  sich  kleine  Genossenschaften  zum  Nachteil  der  Kroßen  bilden, 
so  wird  der  Wille  jeder  dieser  (lesellschaften  in  BeziehunK  auf  ihre  Mit- 
Klieder  ein  allßemeiner  und  dem  Staate  gegenüber  ein  einzelner:  man  kann 
alsdann  saKen,  daß  nicht  mehr  so  viel  StimmberechtiKte  wie  Menschen 
vorhanden  sind,  sondern  nur  so  viele,  wie  es  VereinigunKcn  gibt.  Die  Dif- 
ferenzen werden  weniger  zahlreich  und  führen  zu  einem  weniger  all- 
Kemeinen  Ergebnis.  Wenn  endlich  eine  dieser  Vereinigungen  so  groß  ist, 
daß  sie  über  alle  andern  das  Uebergewicht  davonträgt,  so  ist  das  Ergeb- 
nis nicht  mehr  eine  Summe  kleiner  Differenzen,  sondern  eine  einzige  Dif- 
ferenz ;  daiHi  gibt  eskeinen  allgemeinen  Willen  mehr,  und  die 
Ansicht,  die  den  Sieg  davonträgt,  ist  trotzdem  nur  eine  Privatansicht. 

Um  ein  klare  Darlegung  des  allgemeinen  Willens  zu  erhalten,  ist  es  des- 
halb von  Wichtigkeit,  daß  es  im  Staate  keine  besonderen  Oesellschaften 
gibt  und  jeder  Staatsbürger  nur  für  seine  eigene  Ueberzeugung  eintritt. 
Deshalb  war  die  auf  diesem  Grundsätze  beruhende  Einrichtung  des  großen 
Lykurg  so  einzig  in  ihrer  Art  und  so  erhaben.  Gibt  es  nun  solche  beson- 
deren Gesellschaften,  so  muß  man  ihre  Anzahl  vermehren  und  ihrer  Un- 
gleichheit vorbeugen,  wie  Solon,  Numa  und  Servius  Tullius  taten.  Diese 
Vorsichtsmaßregeln  können  es  einzig  und  allein  bewirken,  daß  der  all- 
gemeine Wille  immer  klar  ersichtlich  ist,  und  das  Volk  sich  nicht  irrt." 

Außerdem  aber  dürfen,  soll  der  Allgemeinwille  nicht  irritiert  wer- 
den, die  Staatsbürger  sich  nur  mit  den  allgemeinen  großen  Fragen 
des  Staatswohls  befassen,  nicht  mit  den  kleinen  Einzel-  und  beson- 
deren Interessenfragen  und  den  Einzelvorkommnissen  im  Staats- 
leben, deren  Erledigung  müßte  allein  jenen  überlassen  bleiben,  die  zur 
Führung  der  Regierungsgeschäfte  berufen  worden  sind: 

„Ebenso  wie  der  Wille  des  einzelnen  nicht  imstande  ist,  für  den  all- 
gemeinen Willen  einzutreten,  verändert  seinerseits  auch  der  allgemeine 
Wille  seine  Natur,  sobald  es  sich  um  einen  einzelnen  Gegenstand  handelt, 
und  kann  nicht  als  allgemeiner  Wille  über  einen  Menschen  oder  ein  Ereig- 
nis ein  Urteil  fällen.  Wenn  beispielsweise  die  Athener  ihre  Feldherren 
ernannten  oder  absetzten,  dem  einen  Ehrenbezeigungen  zuerkannten,  den 
andern  zu  Strafen  verurteilten  und  durch  eine  Menge  Beschlüsse  ohne 
Unterschied  alle  Regierungsgeschäfte  ausübten,  so  hatten  sie  im  eigent- 
lichen Sinne  keinen  allgemeinen  Willen  mehr;  sie  handelten  nicht  mehr 
als  Staatsoberhaupt,  sondern  als  Beamte. 

Deshalb  will  denn  auch  Rousseau  (vergl.  III.  Buch,  15.  Kapitel) 
keine  Parlamentsherrschaft,  da  diese  mit  der  Bildung 
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von  Parteien  und  Cliquen  cnyi:  verbunden  ist,  andererseits  aber  der 
Gemeinwiile  durch  erwählte  Personen  Kar  nicht  vertreten  werden 
könne.  Die  Abgeordneten  können  also,  wie  er  meint,  auch  nur  als 
Bevollmächtigte  zur  VorberatunK  von  Gesetzen  betrachtet  werden; 
Entscheidunjj^en  dürften  sie  niemals  treffen.  Vielmehr  sei  jedes  Gesetz, 
das  vom  Volk  nicht  persönlich  in  Volksversammlungen  bestätigt 
worden  sei,  eigentlich  gar  kein  Gesetz,  wie  es  denn  auch  falsch  sei, 
das  englische  Volk,  weil  es  zum  Parlament  wählen  könne,  für  frei  zu 
halten. 

Wie  soll  nun  aber  in  diesen  großen,  regelmäßig  zu  bestimmten 
Zeiten  stattfindenden  Volksversammlungen  festgestellt  werden,  ob 
der  vorgelegte  Gesetzvorschlag  dem  Gemeinwillen  entspricht.  Wenn 
nach  Rousseaus  Ansicht  im  Gesellschaftsleben  nur  jene  Gesetze 
Geltung  haben  dürfen,  die  aus  dem  Allgemeinwillen  hervorgegangen 
sind,  dann  müßte  er,  sollte  man  meinen,  zum  mindesten  verlangen, 
daß  auch  nur  jene  Gesetze  als  angenommen  gelten  können,  die  all- 
gemeine Zustimmung  gefunden  haben.  Aber  Rousseau  erkennt,  daß 
dann  kaum  jemals  ein  Gesetz  in  den  Volksversammlungen  zur  Ver- 
abschiedung gelangen  würde,  und  so  begnügt  er  sich  mit  der  Forde- 
rung eines  Mehrheitsbeschlusses  (bei  wichtigen  Gesetzen  einer  größe- 
ren Mehrheit  als  bei  nebensächlicheren).  Aber  die  Mehrheit  ist  doch, 
ob  größer  oder  kleiner,  keine  Allgemeinheit?  Jawohl,  entgegnet  so- 
phistisch Rousseau,  denn  eigentlich  wollten  jene,  die  gegen  das  be- 
treffende Gesetz  gestimmt  haben,  doch  auch  dasselbe  wie  die,  die 
dafür  stimmten,  nämlich  das  allgemeine  Beste  —  sie  haben 
sich  also  nur  bei  der  Abstimmung  geirrt.  (III.  Buch, 
2.  Kapitel.): 

,,Der  beständig  in  Kraft  bleibende  Wille  aller  Staatsglieder  ist  der  all- 
gemeine Wille;  durch  ihn  sind  sie  erst  Staatsbürger  und  frei.  Bei  einem 
Gesetzesvorschlage  in  der  Volksversammlung  handelt  es  sich  eigentlich 
nicht  um  die  Annahme  oder  Verwerfung  desselben,  sondern  ob  er  mit  dem 
allgemeinen  Willen,  welches  der  der  abstimmenden  Bürger  ist,  in  Einklang 
steht.  Jeder  spricht  durch  seine  Stimmabgabe  seine  Ansicht  darüber  aus, 
und  aus  der  Berechnung  der  Stimmen  geht  die  Darlegung  des  allgemeinen 
Willens  hervor.  Wenn  mithin  meine  Ansicht  der  entgegengesetzten  unter- 
liegt, so  beweist  dies  nichts  anderes,  als  daß  ich  mich  geirrt  hatte  und 
dasjenige,  was  ich  für  den  allgemeinen  Willen  hielt,  es  nicht  war.  Hätte 
meine  Einzelstimme  die  Oberhand  gewonnen,  so  hätte  ich  etwas  ganz 
anderes  getan  als  ich  gewollt;  gerade  dann  wäre  ich  nicht  frei  gewesen." 

Eine  Argumentation,  die  freilich  hinterher  Rousseau  selbst  bedenk- 
lich vorgekommen  zu  sein  scheint,  denn  er  fügt  hinzu:  „Hierin  Hegt 
allerdings  die  Voraussetzung,  daß  die  Stimmenmehrheit  noch  alle 
charakteristischen  Kennzeichen  des  allgemeinen  Willens  an  sich 
trägt."  Mit  anderen  Worten,  die  obigen  Ausführungen  Rousseaus 
gelten  nur,  wenn  die  Mehrheitsbeschlüsse  tatsächlich  als  dem  All- 
gemeininteresse bezw.  Staatswohl  dienlich  zu  erkennen  sind.  Tun 
sie  es  nicht,  nun,  dann  gibt  es,  wie  er  hinzufügt,  keine  Freiheit  mehr, 
welcher  Partei  man  sich  auch  anschließen  möge. 
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Das  angeborene  individuelle  Recht  als  Menschenrecht. 

Der  ganze  Qesellschaftsvertrag  Rousseaus  stellt  sich  bei  näherer 
BetrachtuiiK  als  eine  auf  willkürhchen  Voraussetzungen  aufgebaute, 
von  den  tatsächlichen  Entwicklungsvorgängen  absehende,  rein  staats- 
philosophische Konstruktion  heraus  —  in  ihrer  Art  nicht  minder  eine 
Utopie,  wie  die  Utopie  eines  Thomas  More  oder  der  Soimenstaat  des 
Thomas  Campanella.     Aber  die  Aufnahme  einer  Staatslehre  hängt 
nicht  davon  ab,  ob  sie  mehr  oder  weniger  historisch  begründet  ist 
oder  mit  bloßen  Voraussetzungen  und  Annahmen  arbeitet,  sondern 
wieweit  sie  den  politischen  Bedürfnissen  und  Forderungen  einer  be- 
stimmten Zeit  entspricht  —  und  Rousseaus  üesellschaftsvertrag  kam 
diesen    Bedürfnissen    der    vorrevolutionären    politischen    Strömung 
Frankreichs  in  weitestem  Maße  entgegen.    Er  lieferte  ihr  die  wert- 
vollsten Argumente  für  die  Bekämpfung  des  feudaUabsolutistischen 
Regiments,  geradeso  wie  vordem  in  England  Milton,  Sydney  Alger- 
non  und  Locke  durch  ihre  Staatstheorien  dem  englischen  wohlhaben- 
den Bürgertum  die  Begründung  ihrer  Herrschaftsansprüche  geliefert 
hatten.    So  fand  denn  auch  der  Gesellschaftsvertrag  Rousseaus  bald 
bei  den  (jcgnern  des  Ancien  regime  entschiedenen  Beifall.     Bezug- 
nahmen auf  seine  Ausführungen  spielten  später  in  den  Debatten  der 
ersten    und    zweiten    Nationalversammlung    wie    des  Konvents    die 
größte  Rolle.    Fast  alle  namhaften  Führer  der  liberal-demokratischen 
Opposition  bekannten  sich  als  Rousseauisten,  wenn  auch  ihr  Rous- 
seauismus sich  oft  als  ziemlich   platonischer  Natur   erwies.    Wohl 
übernahmen  sie  meist  die  Grundsätze  oder  richtiger  die  Grundtheseii 
Rousseaus,  aber  indem  sie  diese  entsprechend  den  Interessen  der 
von  ihnen  vertretenen   bürgerlichen   Bevölkerungsschichten   in   be- 
stimmter Richtung  deuteten  oder  Nebenfragen  in  den  Vordergrund 
schoben  und  in  die  Kette  der  Deduktion  neue  Argumentationsglieder 
einfügten,  gelangten  sie  häufig  zu  Folgerungen,  die  denen  Rousseaus 
direkt  widerstritten.     Und  zwar  erfolgte  diese  abweichende  Inter- 
pretation der  Rousseauschen  Thesen  keineswegs  aus  einer  Art  von 
bewußtem  Sophismus  heraus,  sondern  teils  weil  sich  nur  zu  bald 
zeigte,  daß  die  rein  abstrakten  Postulate  Rousseaus  auf  die  gegebe- 
nen historischen  Verhältnisse  gar  nicht  anwendbar  waren,  teils  weil 
die  betreffenden  Politiker  diese  Thesen  infolge  des  Einflusses  ihres 
speziellen  Ideenkreises  von  vornherein  unter  einem  bestimmten  Re- 
fraktionswinkel sahen. 

Besonders  erfuhr  der  Rousseausche  Gemeinwille,  da  er  überall 
mit  den  Individual-,  Partei-  und  Klasseninteressen  in  Konflikt  geriet, 
manche  Umdeutungen,  bis  er  schließlich  von  vielen  als  bloße  fiktive 
Konstruktion  betrachtet  und  in  die  Rumpelkammer  verwiesen  wurde. 
Die  Darstellung  dieses  Entwicklungsprozesses  in  seinen  Einzelheiten 
würde  zum  mindesten  ein  besonderes  Kapitel  beanspruchen;  hier 
müssen  daher  einige  kurze  Hinweise  auf  solche  Umdeutungen  in  der 
ersten  Nationalversammlung  1789  90  genügen. 

Nach  Rousseau  übergibt  sich  jeder  bei  der  Gesellschaftsgründung 
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mit  allen  seinen  Fähiji:keiten,  Kräften  und  fiesitztümern  (verj^l.  Con- 
trat  social  I,  9),  dem  Gemeinwesen,  das  allein  (durch  den  Qcmein- 
willen)  zu  bestimmen  hat,  wieviel  der  einzelne  von  seinen  natürlichen 
Freiheiten  abzutreten  hat  (II,  4).  Zwar  fordert  Rousseau  aus  Ver- 
nunftKründen,  daß  diese  Einschränkung  der  individuellen  Rechte 
nicht  über  das  zum  Oemeinwohl  Nötige  hinausgeht,  doch  überläßt  er 
dem  Qemeinwillen,  das  Maß  zu  bestimmen,  das  nötig  ist. 

Konsequent  fortgesetzt,  würde  diese  Argumentation  besagen:  das 
Gemeinwohl  ist  allein  entscheidend,  der  einzelne  hat  als  Teil  des 
Ganzen  nur  so  weit  Rechtsansprüche,  als  sich  mit  dem  Gesamtinter- 
esse verträgt.  Das  individuelle  Recht  ist  also  bestimmt  und  begrenzt 
durch  das  Gesellschafts-  bezw.  Staatsrecht. 

Solche  Konsequenzen  zieht  aber  Rousseau  in  seiner  individualisti- 
schen Gesellschaftsauffassung  nicht,  und  noch  weniger  vermögen 
sich  seine  Anhänger  zu  solchen  Folgerungen  zu  verstehen.  Das  Ge- 
gebene ist  ihnen  nicht  die  Gesellschaft,  sondern  das  Individuum. 
Seine  Wohlfahrt,  sein  Glück  zu  fördern,  ist  daher  die  vornehmste 
Aufgabe  des  Staates.  Nicht  die  sogen,  natürliche  Freiheit  des 
einzelnen  zu  begrenzen,  sondern  sie  zu  schirmen,  sie  sicherzustellen 
vor  aller  Anfechtung  ist  demnach  der  eigentliche  Zweck  des  Staates. 
Nun  aber,  so  wird  weiter  deduziert,  erfordere  dieses  Glück  des  ein- 
zelnen, daß  er  seine  Fähigkeiten  und  Kräfte  möglichst  ungehindert 
zur  Geltung  bringen  könne.  Er  dürfe  also  auch  in  der  Anwendung 
seiner  Fähigkeiten  auf  das  Erwerbsleben  nur  soweit  gehindert  wer- 
den, als  durchaus  zum  Fortbestand  der  Gesellschaft  nötig  sei.  Mit 
anderen  Worten :  der  Staat  muß  möglichst  wenig  in  die 
Betätigung  der  individuellen  Kräfte  eingreifen. 

So  gelangte  man  in  Frankreich  unter  Berufung  auf  Rousseau  zu 
fast  der  gleichen  Forderung,  zu  der  in  England  die  radikal-liberale 
Staatslehre  gelangt  war:  möglichst  geringe  Behinderung  des  indivi- 
duellen Interessestrebens.  —  Es  fehlt  bei  den  französischen  Theo- 
retikern nur  noch  die  weitere  Folgerung:  eigentlich  ist- die  Gesell- 
schaft insofern,  als  sie  die  natürlichen  Rechte  des  einzelnen  einengt^ 
überhaupt  ein  Uebel. 

Als  man  in  der  ersten  französischen  Nationalversammlung  zur  Er- 
klärung der  Menschenrechte  schreitet,  kommt  denn  auch  aus  den 
Verhandlungen  nichts  anderes  heraus,  als  ein  Pendant  zu  der  ameri- 
kanischen Unabhängigkeitserklärung,  oder  vielmehr  zur  Bill  of 
Rights  vom  12.  Juni  1776,  in  der  es  heißt:  „Alle  Menschen  sind  von 
Natur  gleich  frei  und  unabhängig  und  haben  bestimmte  angeborene 
Rechte,  um  die  sie,  wenn  sie  in  einen  Staat  oder  eine  Gesellschaft 
eintreten,  nicht  ihre  Nachkommenschaft  durch  einen  Vertrag  berau- 
ben oder  beeinträchtigen  können,  nämhch  den  Genuß  ihres  Lebens 
und  ihrer  Freiheit  nebst  der  Berechtigung,  Eigentum  zu  erwerben 
und  zu  besitzen  sowie  Glück  und  Sicherheit  zu  erstreben  und  sich 
zu  erhalten.*' 

Die  Begründung  der  persönlichen  Rechte  durch  die  rousseauisti- 
schen  Theoretiker  vor  und  zu  Beginn  der  großen  französischen  Re- 
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volution  unterscheidet  sich  von  dieser  Auffassung  nur  dadurch,  daß 
sie  meist  —  eine  Besonderheit,  die  sich  aus  den  speziellen  Verhält- 
nissen Frankreichs  erklärt  —  in  besonders  starkem  Maße  die  be- 
danken- und  Pressefreiheit  betonen  und  diese  aus  dem  unveräußer- 
lichen Naturrecht  des  Menschen  herleiten,  und  daß  sie  zweitens  wohl 
anerkennen,  das  Erwerben  von  Eigentum  aller  Art  sei  ebenfalls  ein 
solches  unveräußerliches  Naturrecht  des  Menschen,  jedoch  nur  wenn 
das  Eigentum  durch  die  Betätigung  eigener  Kräfte  erlangt  sei^ 
nicht,  wie  der  feudale  ürundbesitz,  durch  (jewalt 
und  Unterdrückung. 

So  heißt  es  denn  auch  in  dem  Entwurf  einer  Erklärung  der 
Menschenrechte,  die  Lafayette  am  11.  Juli  1789  der  ersten  National- 
versammlung vorlegte: 

„Die  Natur  hat  die  Menschen  frei  und  gleich  geschaffen;  die  der 
sozialen  Ordnung  wegen  nötigen  Abstufungen  be- 
ruhen lediglich  auf  allgemeinen  Nützlichkeitsjcriin- 
d  e  n.  Jeder  Mensch  wird  mit  unveräußerlichen,  unverjährbaren  Rechten 
geboren,  dazu  gehört  die  Meinungsfreiheit,  die  Sicherheit  seiner  Ehre  und 
seines  Lebens,  das  Eigentumsrecht,  das  Recht,  über  seine  eiRcne  Person 
zu  verfüKen,  seine  Fähigkeiten  und  Kräfte  ungehindert  zu  gebrauchen, 
seine  Gedanken  auf  jede  mögliche  Weise  anderen  mitzuteilen,  nach  eige- 
ner Wohlfahrt  zu  streben  und  der  Unterdrückung]:  Widerstand  zu  leisten. 
—  Die  Ausübunji  dieser  Naturrechte  hat  keine  anderen  Schranken,  als 
jene,  die  nötig  sind,  den  anderen  Qesellschaftsmitgliedern  den  Genuß 
gleicher  Rechte  zu  ermöglichen." 

Und  der  Abbe  Sieyes  erklärte,  wenn  die  Natur  dem  Menschen 
Bedürfnisse  auferlegt  habe,  so  hätte  sie  ihm  auch  die  Mittel  gegeben, 
sie  zu  befriedigen,  folglich  müsse  ihm  vor  allem  der  Gebrauch  die- 
ser Mittel  im  Staat  gewährleistet  werden.  Sich  sein  Wohl  zu  sichern, 
sei  der  Zweck  des  Menschen,  und  dieses  Wohl  zu  erreichen,  dazu 
hätte  der  Mensch  „seine  geistigen  und  körperlichen  Kräfte  als  per- 
sönliche Mittel"  erhalten.  Nur  durch  ihre  Anwendung  ver- 
möge er  zum  erstrebten  Wohlsein  zu  gelangen.  Er  müsse  also 
auch  möglichst  Freiheit  in  der  Anwendung  dieser 
Mittel  haben. 

Der  Advokat  Target,  Abgeordneter  von  Paris,  schlägt  denn  auch 
am  27.  Juli  in  seinem  Entwurf  „der  Erklärung  der  Rechte  des  Men- 
schen innerhalb  der  Gesellschaft"  vor,  im  ersten  Artikel  offen  aus- 
zusprechen, daß  alle  Regierungen  nur  zum  Glück  der  Menschen  ein- 
geführt seien,  und  im  Artikel  7  die  unveräußerlichen  Rechte  der  Men- 
schen in  folgender  Forderung  zusammenzufassen:  „Jeder  Mensch 
ist  frei,  zu  denken  und  zu  reden,  zu  schreiben  und  zu  publizieren,  zu 
gehen,  verweilen  und  abzureisen,  auch  das  Land  zu  verlassen,  sein 
Vermögen  und  seine  Kräfte  zu  gebrauch  e  ji,  w  i  e  e  r 
es  für  angebracht  hält,  unter  der  einzigen  Bedingung,  daß  er 
anderen  nicht  damit  schadet.'* 

In  dem  Vorschlag,  den  die  am  12.  August  eingesetzte  Komnüssion 
zur  Ausarbeitung  der  Menschenrechtserklärung  der  Versammlung 
vorlegt,  heißt  es  ganz  im  Sinne  dieser  Auffassung:    „Alle  Menschen 
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sind  gleich  und  frei  geboren,  i^einer  hat  ein  größeres  Recht  als  der 
andere,  von  seinen  natürlichen  oder  erworbenen  Fähigkeiten  Ge- 
brauch zu  machen,  dieses  allen  gemeinsame  Recht  hat  keine 
anderen  (j  r  e  n  z  e  n,  als  das  Gewissen  dessen,  der  es 
ausübt,  denn  es  untersagt  ihm,  davon  einen  Gebrauch  zu  machen,  der 
seinesgleichen  schadet." 

Selbst  die  Bestimmung,  daß  die  Grenze  des  individuellen  Rechts 
da  aufhört,  wo  es  das  Wohl  der  Mitbürger  bezw.  das  Gemeinwohl 
notwendig  erfordert,  wird  also  fallen  gelassen  und  dafür  an  das  Ge- 
wissen des  einzelnen  appelliert.  Von  der  Ueberordnung  des  Ge- 
meinwohls über  das  individuelle  Wohl,  von  der  Wertung  des  Ge- 
meininteresses als  das  alleinmaßgebende,  von  der  politischen  Gleich- 
berechtigung aller  Vertragschließenden  ist  keine  Rede  mehr  —  die 
vom  Staate  sicherzustellende  natürliche  Freiheit  wird  darin  ge- 
funden, daß  jeder  in  der  Ausnutzung  seiner  Fähigkeiten  und  seiner 
materiellen  Mittel  zum  Erwerb  soweit  gehen  darf,  wie  es  sein  Ge- 
wissen (nicht  das  Gesamtinteresse)  erlaubt. 

In  die  Erklärung  der  allgemeinen  Menschenrechte  vom  26.  August 
1789  hat  freilich  dieser  Appell  an  das  Gewissen  des  einzelnen  schließ- 
lich doch  keine  Aufnahme  gefunden.  Es  heißt  im  Artikel  V  wieder 
nach  früherem  Vorschlag:  „Die  Freiheit  besteht  darin,  alles  das  tun 
zu  dürfen,  was  einem  anderen  nicht  schade  t".  Aber 
von  irgendeiner  Andeutung,  daß  das  sogen.  Gemein-  oder  Gesamt- 
wohl bezw.  das  Staatsinteresse  über  das  zulässige  Maß  des  individu- 
ellen Rechts  entscheidet,  ist  auch  dort  keine  Rede.  Die  aus  dem  Ge- 
sellschaftsvertrag der  Gleichgeborenen  abgeleitete  unveräußerliche 
Freiheit  schrumpft  zur  bloßen  bürgerlichen  Erwerbs- 
freiheit zusammen. 

Der  Begriff  des  Gemeinwillens  im  Staatsrecht  der  französischen 

Revolution. 

Noch  größeren  Schiffbruch  erleidet  die  schöne  Theorie  vom  Ge- 
meinwillen. In  den  Reden  der  ersten  Nationalversammlung  findet 
man  zwar  immer  wieder  Berufungen  auf  die  „volonte  general",  aber 
was  darunter  verstanden  wird,  das  ist  etwas  ganz  Abstraktes,  wie 
z.  B.  das  vernünftige  Willensstreben  zum  Glück,  zur  Freiheit,  zur 
nationalen  Größe,  oder  aber  es  wird  darunter  der  Wille  der  auf- 
strebenden Bourgeoisie  zur  Durchsetzung  bestimmter  liberaler  For- 
derungen begriffen,  der  Gemeinwillealso  einfach  mit 
dem  Willen  der  liberalen  Bourgeoisie  identifi- 
ziert. 

Die  erste  große  Wandlung  besteht  darin,  daß  der  Gemeinwille 
kurzweg  als  die  Summe  aller  Einzelwillen  aufgefaßt  wird  —  ganz 
selbstverständlich,  denn  wie  soll  anders  der  Gemeinwille  festgestellt 
werden  als  dadurch,  daß  man  die  Einzelwillen  addiert?  Nun  aber 
stimmen  doch  erfahrungsgemäß  nie  alle  Staatsmitglieder  in  poli- 
tischen Fragen  überein.    Dann  zählt  man  die  Stimmen,  die  Mehrheit 

138      . 


I 


entscheidet.  SowirdderQemeinwille  zum  Mehrheits- 
willen.  Aber  sind  die  Menschen  denn  in  gleicher  Weise  befähigt, 
ihr  eigenes  Interesse  wie  das  Interesse  des  Staates  zu  erkennen? 
Rousseau  selbst  hat  doch  gesagt,  die  einzelnen  und  selbst  ein  ganzes 
Volk  könne  irren?  Sogar  ein  ganzes  Volk  könne  sich  über  das  täuschen, 
was  das  Oemeininteresse  verlangt.  Am  leichtesten  täuschen  sich 
aber  doch  wohl  jene,  die  am  wenigsten  Kenntnisse  haben  und  deren 
Vermögensinteressen  mit  den  Staatsinteressen  am  wenigsten  ver- 
knüpft sind  —  also  die  Acrmeren.  Daher  verdient  der  Wille  der 
Wohlhabenden  eine  entschieden  höhere  Beachtung  und  Wertung  — 
mit  anderen  Worten :  d  e  r  G  e  m  e  i  n  w  i  1 1  e  ,  d  as  ist  der  Wille 
der  Wohlhabenden! 

Diese  Metamorphose  des  Oemeinwillens  vollzieht  sich  recht 
schnell,  schon  im  Verlauf  weniger  Monate.  Allerdings  war  schon 
gut  vorgearbeitet.  So  hatte  schon  Sieyes  in  seiner  Schrift  über  den 
dritten  Stand  den  Oemeinwillen  als  die  „volonte  de  tous'\  als  die 
Summe  der  einzelnen  Interessenwillen,  definiert  und  daraus  die 
ethische  Berechtigung  des  einzelnen  abgeleitet,  sein  „persön- 
liches Interesse"  voranzustellen,  denn  erst  aus  den 
verschiedenen  „isolierten  Interessen"  der  einzelnen  ergebe  sich  doch 
als  Fazit  der  richtige  (iemeinwille.  Die  Verschiedenheit  wirke 
gerade  als  richtige  Korrektur,  so  daß  die  Mannigfaltigkeit  der  Inter- 
essen zugleich  deren  wahrhaftes  Heilmittel  (veritable  remede)  in  sich 
schließe. 

In  seiner  ganzen  Unhaltbarkeit  zeigte  jedoch  sich  der  Begriff  des 
Oemeinwillen  erst,  als  die  Nationalversanmilung  zur  Beratung  des 
Wahlsystems  gelangte.  Wenn  der  üemeinwille  erst  aus  der  Willens- 
äußerung aller  festgestellt  werden  kann,  dann  ist  jedenfalls  erste 
Bedingung,  daß  auch  a  1 1  e  i  h  r  e  n  W  i  1 1  e  n  b  e  k  u  n  d  e  n  k  ö  n  n  e  n. 
Deshalb  verlangt  Rousseau  als  selbstverständlich  die  Teilnahme  aller 
erwachsenen  Männer  (die  Frauen  schließt  auch  er  aus)  ohne  Unter- 
schied an  den  öffentlichen  Abstinnnungen,  und  zwar,  da  die  W^ahl 
sogen.  Volksvertreter  den  Willcnsausdruck  fälsche,  die  allgemeine 
direkte  Volksabstinnnung.  Diese  letztere  Forderung  lassen  bald 
selbst  die  wenigen  Demokraten  in  der  ersten  Nationalversammlung 
fallen,  da  sie  das  Repräsentativsystem  in  Anbetracht  der  Ausdeh- 
nung Frankreichs  für  inientbchrlich  halten;  dagegen  kann  nach  ihrer 
Ansicht  der  üemeinwille  gar  nicht  anders  festgestellt  werden  als 
durch  das  allgemeine  gleiche  Stimmrecht,  das  am  5.  September  1789 
von  Petion  de  Villeneuve  im  Sinne  Rousseaus  mit  den  Worten  be- 
gründet wird:  „Alle  Individuen,  aus  denen  sich  die  Gesellschaft 
zusammensetzt,  haben  das  unveräußerliche  und  heilige  Recht,  an 
der  Bildung  der  Gesetze  teilzunehmen.  Erst  dadurch,  daß  jeder 
seinen  Sonderwillen  zu  bekimdcn  vermag,  entsteht  durch  Vereini- 
gung aller  dieser  F  i  n  z  e  1  w  i  1  1  e  n  der  wirkliche  Gemciii- 
wille." 

Und  in  gleicher  Weise  führt  Robespierre  am  21.  Oktober  1789  aus: 
„Jeder  Bürger,   wer  er  auch  sei,    hat  das  Recht,   auf  jeder  Stufe 
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der  Volksvertretung  sich  vernehmbar  zu  machen.  Nichts  steht  mehr 
im  Einklang  mit  Ihrer  Erklärung  der  Menschenrechte  als  diese 
Forderung,  denn  nach  dieser  Erklärung  sollen  alle  Vorrechte,  alle 
Auszeichnungen,  alle  Ausnahmen  aufhören.  Die  Verfassung  bestimmt, 
daß  die  Souveränität  im  Volke  in  der  Gesamtheit  aller  Mitglieder 
des  Volkes  liegt.  Jedes  Individuum  muß  also  auch  das  Recht 
haben,  an  den  Gesetzen  mitzuwirken,  die  ihn  binden,  und  ebenso  an 
der  Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten,  die  ja  zugleich 
auch  die  seinigen  sind.  Wenn  nicht,  dann  ist  es  einfach  nicht  wahr,, 
daß  alle  Menschen  gleiches  Recht  haben,  daß  sie  alle  Bürger  sind." 

Doch  in  keinem  Fall  wollten  die  Vertreter  des  reichen  Bürgertums 
der  „Multitude"  das  Recht  einräumen,  die  honetten  Bürger  über- 
stimmen zu  können,  und  so  wurde  denn  geltend  gemacht,  daß  der 
geringe  Mann  infolge  seiner  Unwissenheit  und  seines  geringen  Inter- 
esses am  Gemeinwohl  gar  nicht  befähigt  sei,  an  der  Abstimmung 
teilzunehmen:  Gründe,  die  Barnave  schon  am  11.  August  1789  in  die 
Worte  zusammenfaßt:  „Man  hat  drei  verschiedene  Gesichtspunkte 
hervorgehoben,  die  in  den  Wählerversammlungen  zur  Geltung" 
kamen.  Zunächst  die  Einsicht.  Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  für 
gewöhnlich,  wenn  auch  nicht  in  jedem  einzelnen  Fall,  ein  gewisses 
Vermögen,  eine  bestimmte  Steuer  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
Garantie  für  eine  sorgfältigere  Erziehung,  für  eine  höhere  Einsicht 
bietet.  Die  zweite  Garantie  besteht  darin,  daß  der,  der  Wähler  sein 
soll,  doch  auch  Interesse  an  den  öffentUchen  Angelegenheiten  haben 
muß,  und  es  ist  doch  ganz  klar,  daß  dieses  Rechtsinteresse  mit  den 
Sonderinteressen  steigt,  die  der  einzelne  zu  verteidigen  hat.  Die 
dritte  Garantie  endlich  Hegt  in  dem  Besitz  von  Vermögen,  das  den 
einzelnen  der  täglichen  Nahrungssorgen  überhebt  und  ihn  der  Be- 
stechung weniger  zugänglich  macht." 

Diese  Eigenschaften  wären  aber,  so  führt  Barnave  weiter  aus,, 
weder  bei  den  mittellosen  Bürgern  anzutreffen,  noch  bei  denen,  die 
durch  Reichtümer  und  Bevorrechtigungen  korrumpiert  seien,  am 
besten  zum  Wähler  geeignet  sei  deshalb  das  wohlhabende  Bürger- 
tum: „Es  ist  also  die  Mittelklasse,  die  man  zum  Wähler  aussuchen 
muß,  und  ich  frage  alle,  die  mich  verstehen,  ob  eine  Steuer  im 
W  e  r  t  e  vo  n  z  e  h  n  A  r  b  e  i  t  s  t  a  g  e  n  j  e  n  e  s  M  a  ß  ist,  bei 
der  diese  Klasse  anfängt,  und  ob  sie  der  Gesell- 
schaft einen  gewissen  Grad  von  Sicherheit  zu  ge- 
währleisten verma  g." 

Mit  dem  letzten  Wort  hatte  Barnave  deutlich  ausgesprochen,, 
worum  es  sich  für  die  Liberalen  handelte:  dem  wohlhabenden 
Bürgertum  den  maßgebenden  Einfluß  auf  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung zu  sichern  —  ein  Motiv,  das  am  22.  Oktober  von  dem  ge- 
mäßigt-liberalen Abgeordneten  Dupont  de  Nemours  mit  den  Worten 
näher  erläutert  wurde :  „W  er  nichts  hat,  gehört  nicht  in 
die  Gesellschaft.  .  .  .  Staatsverwaltung  und  Ge- 
setzgebung sind  Eigentumsangelegenhei'ten,  daher 
kann  auch  nur  ein  Eigentümer  an  ihnen  ein  wirkliches  Interesse  haben."" 
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Aber  wird  nicht  durch  die  Entziehung  des  Wahlrechts  den  ärmeren 
Bürgern  die  Möglichkeit  ihrer  Willensäußerung  genommen,  wird  da- 
durch nicht  der  Oemeinwille  zum  Minoritätswillen  gewisser  Bevor- 
rechteten? Auch  für  diesen  Einwand  hat  Barnave  sophistische 
Argumente  bei  der  Hand.  Das  Wählen,  sagt  er,  sei  gar  kein  Recht, 
sondern  eine  öffentliche  Funktion  im  Auftrage  der  Nation,  über  deren 
Vergebung  die  Gesellschaft  nach  (lutdünken  im  (Icmcininteresse  zu 
verfügen  habe.  Folglich  könne  dem,  der  nicht  zum  Wähler  bestellt 
^erde,  auch  kein  Recht  verlorengehen,  zumal  die  Funktion  des 
Wählens  ja  für  alle  und  im  Interesse  aller,  also  für  die  Gesellschaft 
als  Einheit,  ausgeübt  werde.  — 

Tatsächlich  beschliefit  denn  auch  die  Nationalversammlung  am 
22.  Oktober  nicht  nur  das  indirekte  Wahlsystem  (durch  Wahlmänner) 
beizubehalten,  sondern  sie  stellt  auch  die  Forderung  auf,  daß  jeder 
Urwähler  mindestens  25  Jahre  alt  sein,  seit  einem  Jahr  in  seinem 
Arrondissement  ansässig  sein  müsse,  eine  direkte  Steuer  im  Betrage 
eines  dreifachen  gewöhnlichen  Tagelohnes  entrichte  und  in  keinem 
Dienstverhältnis  zu  einer  Privatperson  stehen  dürfe. 

Doch  diese  sogen,  „konstitutionellen  Garantien"  genügten  den  Libe- 
ralen noch  nicht.  Am  28.  Oktober  wurden  den  obigen  Bedingungen 
für  jene,  die  als  Wahlmänner  fungieren  wollen,  noch  eiiüge  weitere 
Beschränkungen  hinzugefügt,  wie  z.  B.  die  Entrichtung  einer  direkten 
Steuer  im  zehnfachen  Werte  eines  gewöhnlichen  Arbeitstages,  der 
Besitz  eines  Grundstückes  oder  Hauses  von  bestimmtem  Werte  usw. 
Ferner  wurde  festgesetzt,  daß  nur  jemand  Abgeordneter  werden 
dürfe,  der  einen  gewissen  Grundbesitz  habe  und  mindestens  eine 
Mark  (=^  245  Gramm)  Silber  an  direkten  Steuern  zahle. 

Es  werden  kurzweg  fast  zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  fran- 
zösischen Staates  vom  Wahlrecht  ausgeschlossen  und  dem  übrigen 
Drittel  durch  das  Wahlsystem  die  Willensäußerung  derartig  be- 
schränkt, daß  nur  noch  eine  kleine  Minorität  Wohlhabender  an  der 
Gesetzgebung  teilnehmen  konnte,  trotzdem  stößt  man  in  den  Ver- 
handlungen der  ersten  und  zweiten  Nationalversammlung  immer 
wieder  auf  die  beliebte  Formel  von  dem  Allgemeinwillen,  bis  schließ- 
lich die  Zuspitzung  des  Interessenkampfes  zwischen  den  verschie- 
denen Gesellschaftsschichten  auch  den  ärgsten  Phraseuren  die  Er- 
kenntnis einpaukte,  daß  der  Rousseausche  Gemeinwille  nichts  an- 
deres als  eine  schöne  sozialphilosophische  Konstruktion  sei. 

Weit  schneller  geht  die  Nationalversammlung  über  Rousseaus  Ver- 
urteilung des  Repräsentativsystems  hinweg,  die  in  dem  Satze  gipfelt: 
„In  dem  Augenblick,  wo  das  Volk  sich  vertreten 
läßt,  hat  es  keine  Freiheit  meh  r."  Zwar  die  von  Lou- 
stalot  herausgegebene  Wochenschrift  „Revolutions  de  Paris"  hielt 
zunächst  noch  an  der  Rousseauschen  Forderung  der  Volksabstim- 
mung fest.  Noch  im  November  1789,  als  in  der  Nationalversamm- 
lung das  Munizipalitätsgesetz  beraten  wurde,  forderte  sie  eine  demo- 
kratische Gemeindeverfassung  mit  Volksabstimmung  nach  dem 
Muster  der  schweizerischen  Kantone  Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden. 
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Doch  selbst  Marat  fand,  daß  parlamentarische  Institutionen  nötig- 
seien, nur  verlangte  er,  daß  das  Parlament  auf  einem  allgemeinen 
und  gleichen  Stimmrecht  beruhe  und  die  Abgeordneten  nicht  als  Ver- 
treter, sondern  lediglich  als  Beauftragte  der  Wähler  zu  gelten 
hätten,  also  an  die  Aufträge  und  Instruktionen  ihrer  Wähler  gebun- 
den bleiben,  die  demnach  jederzeit  das  Recht  haben  müßten,  durch 
Mehrheitsbeschlüsse  ihre  Abgeordneten  zurückzurufen,  wenn  diese 
ihren  Aufträgen  zuwiderhandeln.  Auch  Rousseau  habe  ja  eine  Art 
Repräsentativsystem  für  unentbehrlich  gehalten,,  aber  er  fordere 
ebenfalls,  daß  die  Abgeordneten  nur  ein  imperatives  Mandat  erhal- 
ten und  sich  im  wesentlichen  auf  die  bloße  Vorbereitung  der  Gesetze 
beschränken,  der  endgültige  Beschluß  aber  in  allen  wichtigeren 
Fällen  allein  dem  Volk  (durch  allgemeine  Volksabstimmungen)  vor- 
behalten bleibe.  Gleiche  Anschauungen  bekundete  Rabaut  de  Saint- 
Etienne  und  Petion  de  Villeneuve,  während  von  verschiedenen  ande- 
ren Seiten  zum  mindesten  das  Recht  der  sogen.  Volksinitiative  ver- 
langt wurde.  Diesem  Verlangen  entsprechend  wurde  denn  auch  in 
die  Deklaration  der  Menschenrechte  (Artikel  VI)  der  Satz  aufgenom- 
men: „Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  Gemeinwillens;  alle  Bürger 
haben  das  Recht,  bei  der  Bildung  der  Gesetze  entweder  persönlich 
oder  durch  ihre  Vertreter  mitzuwirken." 

Ein  rein  formelles  Zugeständnis  an  die  Rousseausche  Theorie;  denn 
irgendwelche  Bedeutung  für  die  Verfassungsgesetzgebung  gewannen 
die  Worte  nicht.  In  der  Verfassung  von  1791  heißt  es  vielmehr  im 
Widerspruch  zur  obigen  Erklärung  kurz  und  bündig:  „Die  französi- 
sche Verfassung  ist  repräsentativ,  Repräsentanten  sind  die  gesetz- 
gebende Versammlung  und  der  König.  Die  Nation,  von  der  allein 
alle  Gewalt  ausgeht,  kann  diese  nur  allein  durch  Ver- 
treter ausübe  n." 

Klassenkampfideen  in  der  französischen  Revolution. 

An  die  Stelle  des  Begriffs  der  „volonte  general"  tritt  mit  der  zu- 
nehmenden Heftigkeit  des  Kampfes  zwischen  den  einzelnen  revolutio- 
nären Volksschichten  immer  mehr  die  Auffassung,  daß  zwischen  den 
einzelnen  Klassenschichten  beträchtliche  Interessenunterschiede  und 
Interessengegensätze  bestehen. 

Schon  lange  vor  der  Revolution  findet  man  fast  überall  in  den 
Schriften  der  französischen  Sozialphilosophen  die  Erkenntnis,  daß  die 
Nation  nicht  nur  politisch  in  drei  Stände,  sondern  daneben  gesell- 
schaftlich in  zwei  Klassen  geteilt  sei:  in  die  Klasse  der  Reichen  (Be- 
sitzer) und  der  Vermögenslosen  (Arbeiter).  Bei  Quesnay,  Voltaire, 
Rousseau,  Helvetius,  Mably,  Raynal,  Diderot,  Necker,  Turgot  usw. 
stoßen  wir  immer  wieder  auf  solche  Unterscheidungen,  und  bei  eini- 
gen von  diesen  wird  auch  bereits  diese  Teilung  auf  den  Produktions- 
prozeß zurückgeführt.  So  meint  z.  B.  Guillaume  Thomas  Raynal  in 
seiner  1771  erschienenen  „Histoire  philosophique  et  politique  des 
etablissement  et  du  commerce  des  Europeens  dans  les  deux  Indes" 
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(Philosophische  und  poHtische  Geschichte  der  Niederlassunj^  und 
des  Handels  der  Europäer  in  beiden  Indien),  der  (jegensatz  zwischen 
beiden  Klassen  liege  darin,  daß  die  Reichen  zugleich  die  „Beschäf- 
tiger" der  Armen  seien,  diese  in  ihren  Dienst  zwängen  und  mög- 
lichst großen  Nutzen  aus  ihnen  herauszuziehen  suchten,  während  die 
Beschäftigten  umgekehrt  ein  Interesse  daran  hätten,  ihre  Arbeits- 
leistung zu  möglichst  hohem  Preise  zu  verkaufen.  Und  ebenso  er- 
klärt A.  R.  Jacques  Turgot  in  seinen  1766  erschienenen  „Reflexions 
sur  la  formation  et  la  distribution  des  richesses"  (Betrach- 
tungen über  die  Entstehung  und  Verteilung  des  Reichtums):  „Die 
ganze  Klasse,  die  damit  beschäftigt  ist,  für  die  verschiedenen  Be- 
dürfnisse der  Gesellschaft  die  unendlich  mannigfaltigen  Industrie- 
erzeugnisse herzustellen,  zerfällt  nun  sozusagen  wieder  in  zwei 
Unterabteilungen:  erstens  die  der  gewerblichen  Unternehmer» 
Manufakturisten,  Fabrikanten,  alle  im  Besitze  großer  Kapitalien, 
die  sie  verwerten,  indem  sie  solche  ihren  Arbeitern  vorschießen; 
und  zweitens  die  Arbeiter,  die  kein  anderes  Vermögen  als  ihre  Arme 
haben,  die  nichts  als  ihre  Arbeit  einsetzen  und  keinen  anderen  Ge- 
winn erzielen,  als  ihren  Lohn." 

Doch  über  diese  Anerkennung  des  Interessengegensatzes  zwischen 
Reichen  (Kapitalisten)  und  Armen  (Arbeiter)  konnnen  die  Sozial- 
theoretiker zunächst  nicht  hinaus.  Erst  mit  der  Zuspitzung  der  inneren 
Parteikämpfe  bricht  sich  die  Erkenntnis  Bahn,  daß  auch  inner- 
halb dieser  zwei  Klassen  noch  wieder  mancherlei 
Interessengegensätze   vorhanden   sind.  — 

Zunächst  gibt  allerdings  noch  keine  der  nacheinander  zur  Herr- 
schaft gelangenden  Parteigruppen  offen  zu,  daß  sie  ein  „interet  parti- 
culier"  (SoHderinteresse)  vertritt.  Alle,  die  Royalisten,  die  Fcuillants, 
die  Girondisten,  die  Dantonisten  und  die  Robespierristen  behaupten, 
daß  ihre  Bestrebungen  eigentlich  mit  dem  Gesamtinteresse  zusammen- 
fallen, ihrParteiwillealso  im  Grunde  genommen  der 
richtige  Gemeinwille  sei,  nur  die  Bestrebungen  der  ande- 
ren richteten  sich  darauf,  Sonderinteressen  zu  verteidigen  oder  zur 
Geltung  zu  bringen.  Die  von  den  verschiedenen  Parteien  ange- 
wandte Argumentation  und  Terminologie  weicht  allerdings  mannig- 
fach voneinander  ab.  Nach  der  Meinung  der  Royalisten  erfordert 
das  Interesse  der  Nation  vor  allem  eine  starke  Monarchie  zur  Auf- 
rechterhaltung  der  inneren  Ordnung  und  alterprobten  Regierungs- 
grundsätze, durch  die  Frankreich  groß  und  mächtig  geworden  sei, 
wenn  sie  (die  Royalisten)  also  für  den  König  und  seine  Regierung 
einträten,  so  liege  das  durchaus  im  Interesse  der  ganzen  Nation, 
würde  doch  die  Herrschaft  der  Manege  (der  Nationalversammlung) 
und  der  „Canaillarchie"  Frankreich  in  einen  furchtbaren  Abgrund,  in 
eine  Verwirrung  stürzen,  in  der  das  Wohl  der  ganzen  Gesellschaft 
untergehen  und  wieder  die  Schrecken  des  einstigen  Naturzustandes 
auftauchen  würden.  So  heißt  es  in  dem  von  Abbe  Royou  seinem 
Blatt  „L'Ami  du  Roi,  des  Frangais.  de  TOrdre  et  sur  tout  de  la 
Verite"  vorausgeschickten  Prospekt: 
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„Kine  entsetzliche  VerschwöruriK  gegen  Altar  und  Thron  ist  entstanden. 
Jeden  Tag  werden  die  Prinzipien  der  Gerechtigkeit,  der  Treue,  der  Moral, 
der  gesunden  Politik  durch  eine  Legion  aufrührerische  Schriftsteller  der- 
art angegriffen,  daß  es  Zeit  wird,  ihrer  skandalösen  Frechheit  entgegen- 
zutreten. Ihre  Hirnverbranntheit  ist  klar  ersichtlich  die  Folge  jener  fal- 
schen, arglistigen  Philosophie,  die  seit  einem  halben  Jahrhundert  das 
Volk  gegen  alles  aufreizt,  was  ihm  einst  als  das  Verehrungswürdigste  galt. 
Diese  ruchlosen  und  aufwieglerischen  Ansichten  entgingen  Freron  nicht, 
der,  indem  er  sie  enthüllte,  die  Revolution  voraussagte,  die  diese  hoch- 
mütige Philosophensekte  und  Feindin  aller  Abhängigkeit  eines  Tages  her- 
vorrufen würde,  wenn  sie  nicht  auf  ihrem  Vormarsch  unübersteigbare 
Hindernisse  fände." 

Und  Jacques  Mallet  du  Pan  verkündet  im  „Mercure  de  France" 
(am  10.  Juli  1790): 

,,Ueberall  wo  die  Völker  lange  unterdrückt  waren  und  lange  in  Un- 
wissenheitlebten,  griff  dann,  wenn  sie  den  Despotismus  abschüttelten  und 
in  den  Naturzustand  zurücktraten,  der  Enthusiasmus  immer  auf  alles  und 
jedes  über  und  nichts  vermochte  ihn  in  Schranken  zu  halten.  Jede  neue 
Macht  wird,  wenn  sie  sich  herausgebildet  hat,  sofort  wieder  zerstört. 
Wenn  die  mittellosen  Klassen  über  jene  die  Herrschaft  erlangen,  in  deren 
Händen  sich  das  Eigentum  fixiert  hat,  dann  wird  kein  Bürger  auch  nur 
sechs  Monate  seines  Besitztums,  seines  Vermögens,  seiner  Existenz  sicher 
sein." 

Dagegen  erklären  die  Vertreter  des  Bürgertums,  der  Adel  und 
der  hohe  Klerus  verfolgten  ledighch  das  Ziel,  ihre  usurpierten  Vor- 
rechte aufrechtzuerhalten;  das  eigentliche  Gemeinwohl  würde  nur 
von  ihnen  (den  Liberalen)  wahrgenommen,  den  Repräsentanten  der 
freiheitlichen  Bürger,  die  nichts  anderes  erstrebten,  als  allen  den 
Weg  zum  Glück  zu  eröffnen  und  jedem  zu  ermöglichen,  seine  Fähig- 
keiten und  Kräfte  frei  zu  gebrauchen.  Der,  bei  dem  das  Gemein- 
interesse der  Nation  am  besten  aufgehoben  sei,  das  sei  demnach  un- 
zweifelhaft der  wohlhabende  gute  Bürger,  nicht  der  Aristokrat 
noch  der  abhängige,  unwissende  Nichtbesitzer,  der  von  der  Hand 
in  den  Mund  lebe.  So  schreibt  z.  B.  Jean  Pierre  Brissot  Ende 
November  1791  im  „Patriote  frangais"  gegen  die  Großbourgeoisie 
der  Finanziers,  Großhändler,  Getreidespekulanten  etc.: 

„Die  alte  Bourgeoisie  ist  vollständig  indolent;  die  Gleichheit  gefällt  ihr 
nicht  um  ihrer  selbst  willen,  sondern  nur,  weil  es  ihr  paßt,  keine  Vor- 
gesetzten zu  haben.  Die  Bourgeoisaristokratie  ist  vielleicht  einer  der 
größten  Mißstände,  welche  die  Dekrete  hervorgebracht  haben,  die  mit 
den  Grundlagen  unserer  Verfassung  nicht  vollständig  übereinstimmen. 
Dies  Uebel,  über  das  man  sich  in  den  Departements  nicht  recht  klar  ist, 
kann  leicht  eines  Tages  die  Verfassung  stürzen.  I>€r  Bourgeois  will  sich 
an  des  Adeligen  Stelle  setzen  und  dem  Handwerksmeister  (Artisan)  die 
eigene  überlassen.  Trotzdem  ist  letzterer  stets  der  wahre  Verteidiger, 
der  aufrichtige  Freund  der  Revolution;  nur  er  besucht  die  Wahlversamm- 
lungen, nur  er  bildet  die  Nationalgarde,  welche  die  Revolution  aufrecht 
erhält,  nur  er  ist  der  Freiheit  würdig,  weil  nur  er  gute  Sitten  besitzt." 

Und  die  Anhängerschaft  Marats  und  Robespierres  bekämpft  er  in 
Nr.  1249  seines  Blattes  mit  den  Worten:         ^^ 
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„Die  ganze  Methode  dieser  Reführlichen  Menschen  reduziert  sich  auf 
den  Grundsatz:  wiegele  unaufhörlich  die  Massen  gegen  die  Behörden  auf 
und  stelle  dich  stets  auf  die  Seite  der  Menge.  Das  Volk,  so  sagen  sie,  hat 
niemals  unrecht.  Ich  bin  auch  der  Ansicht.  Aber  diese  Masse,  die  durch- 
aus nicht  das  wirkliche  Volk  ist,  hat  recht  oft  unrecht  und  zeigt  sich  nur 
zu  häufig  verwirrt.  Das  Wort  „Volk"  bedeutet  dasselbe  wie  das  Wort 
„Nation".  Das  französische  Volk  besteht  aus  der  ganzen  französischen 
Bevölkerung,  aus  allen  25  Millionen.  Ks  ist  also  nichts  als  eine  Absurdi- 
tät des  Wörterbuchs  unserer  Demagogen,  wenn  sie  die  Masse  als  Volk 
bezeichnen.  Wer  lacht  nicht,  wenn  er  von  der  Souveränität  der  Menge 
oder  von  den  Bürgern  der  Tribünen  hört?  ....*" 

Natürlich  hindern  derartige  Erwiderungen  die  von  den  Feiiillants 
und  Girondisten  verächtlich  als  „Multitude",  als  „Masse",  bezeich- 
neten unteren  Volksschichten  nicht  daran,  gerade  sich  für  das  wirk- 
liche Volk,  die  eigentliche  französische  Nation  zu  halten,  und  auch 
die  Girondisten  wie  den  Adel  und  die  reiche  Finanzbourgeoisie  für 
Aristokraten  zu  erklären,  für  heraufgekommene,  nur  nach  Gewinn 
lüsterne  Geldaristokraten,  die  als  „n  e  u  e  Bourgeoisie"  bei 
ihrer  Politik  nur  die  besonderen  Interessen  der  Geschäftsleute,  der 
Spekulanten  und  Lebensmittelverkäufer  im  Auge  hätten. 

Jean  Paul  Marats  KlassenkampfauKassuiig. 

Derart  identifiziert  jede  Partei  ihre  Interessen  mit  dem  sogen.  Qe- 
meininteresse  und  klagt  die  anderen  an,  Sonderinteressen  zu  vertreten, 
bis  schließlich  in  einem  Teil  der  schärfer  beobachtenden  Politiker 
mehr  und  mehr  die  Auffassung  zum  Durchbruch  gelangt:  der  Be- 
griff des  Gemeininteresses  sei  nichts  als  eine  Fiktion,  die  französische 
Nation  bestehe  nun  mal  aus  verschiedenen  Volksklassen,  deren  jede 
ihre  besonderen  Interessen  habe  und  verfechte.  Bei  keinem  Politiker 
jener  Tage  tritt  diese  Erkenntnis  vielleicht  so  scharf  hervor  wie  bei 
Jean  Paul  Marat.  Zwar  theoretisch  hat  er  sie  nie  begründet,  aber  in 
seinen  Artikeln  im  „Ami  du  Peuple"  und  im  späteren  Journal  „De 
la  Republique  frangaise"  tritt  sie  deutlich,  man  kann  fast  sagen 
plastisch,  hervor. 

Nach  Marats  Auffassung  ist  die  ganze  Revolution  ein  K  a  m  i)  f 
der  Klassen  zur  Durchsetzung  ihrer  besonderen 
Interessen.  Unter  diesen  Klassen  versteht  er  den  Adel,  den 
liohen  Klerus,  die  Großbourgeoisie  (zu  der  er  die  Finanziers,  (jroß- 
spekulanten,  Großunternehmer  und  die  reiche  „Gelehrtensippe",  die 
hohen  Gcrichtsbeamten,  Ratsherren,  Prokuratoren,  Advokaten  inid 
wohlhabenden  Akademiker  rechnet),  ferner  das  bemittelte  Ge- 
schäftsbürgertum (den  sogen,  geschäftstreibenden  besseren  Mittel- 
stand), die  wohlhabenden  Bauern  und  schließlich  das  Volk,  den 
Peuple:  eine  Bezeichnung,  unter  der  er  die  Kleinhandwerker,  die 
Arbeiter,  Tagelöhner,  Kleinbauern,  die  kleinen  Angestellten  und  die 
vermögenslosen  Intellektuellen  zusammenfaßt.  Nachdem  zuerst 
durch  die  Großbourgeoisie  und  das  Geschäftsbürgertum  das  Joch 
des  Feudal-  und  Hofadels  gebrochen,  gelangte,  wie  er  ausführt,  zu- 
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nächst  in  der  Nationalversammlung  und  den  großen  Gemeindever- 
waltungen die  Geldaristokratie  und  die  mit  ihr  verbündete  reiche 
akademische  Qelehrtenclique  an  die  Herrschaft,  dann  kam  die  Ge- 
schäftsbourgeoisie (Girondisten)  an  die  Reihe  und  nun  (im  Frühjahr 
1793)  werde  endlich  das  Volk  selbst  seine  Regierung  bilden,  denn 
die  Mittellosen  „können  sich  ebensogut  der  Grundsätze  der  Freiheit 
bedienen,  um  den  Reichen  ihre  Vorrechte  und  ihren  Raub  zu  nehmen,, 
wie  der  dritte  Stand,  als  er  die  Vorrechte  des  Adels  zerstörte". 

In  der  Nummer  des  „Volksfreundes"  vom  21.  September  1791  gibt 
Marat,  der  damals  krank  und  überarbeitet  nach  England  zu  gehen 
gedachte,  um  sich  dort  eine  neue  Wirkungsstätte  als  Arzt  zu  suchen,, 
eine  Uebersicht  über  den  Gang  der  revolutionären  Bewegung  bis 
zum  Gemetzel  auf  dem  Marsfelde.  Er  schildert  kurz  den  Kampf  der 
Bourgeoisie  gegen  die  Aristokratie  und  kommt  dann  auf  die  Gründe- 
zu  sprechen,  weshalb  die  oberen  Schichten  des  sogen,  dritten  Stan- 
des, eben  zur  Macht  gelangt,  sich  alsbald  mit  dem  Adel  und  Klerus 
wieder  zusammenfanden,  um  das  Königtum  gegen  die  Ansprüche  der 
unteren  Klassen  zu  stützen.    Es  heißt  dort: 

„Um  diese  ehrgeizigen  Intriganten,  feilen  Kreaturen  des  Hofes,  schartenr 
sich  bald  als  Stützen  und  Trabanten  der  Adel,  der  Klerus,  das  Offizier- 
korps, die  Magistrate,  hohe  Verwaltungs-  und  Qerichtsbeamte,  die  Finan- 
ziers, die  Spekulanten,  die  öffentlichen  Blutsauger,  die  Schwätzer,  Rechts- 
verdreher und  das  Ungeziefer  der  Palais,  mit  einem  Wort  alle,  deren 
Stellungen,  Vermögen  und  Hoffnungen  auf  dem  Mißbrauch  der  Regie- 
rungsgewalt beruhen,  alle,  die  aus  deren  Lastern,  Unternehmungen  und 
Verschwendungen  Nutzen  ziehen,  alle,  die  an  der  Aufrechterhaltung  der 
Mißstände  interessiert  sind,  weil  sie  davon  profitieren.  Und  um  diese 
wieder  sammelte  sich  nach  und  nach  ein  weiterer  Kreis:  die  Geschäfte- 
macher, die  Wucherer,  die  Kleinhandwerker  und  Arbeiter  der  Luxus- 
industrie (ouvriers  de  luxe),  die  Literaten,  die  Gelehrten,  die  Künstler, 
denen  die  verschwenderischen  Ausgaben  der  Reichen  oder  der  Söhne 
aus  liederlichem  Hause  die  Gelegenheit  zur  Bereicherung  boten,  ferner 
die  Großhändler,  die  Kapitalisten,  die  nach  Bequemlichkeit  verlangenden 
Bürger,  denen  die  Freiheit  nichts  anderes  ist  als  die  Beseitigung  der 
Hindernisse,  die  ihrem  Erwerb  entgegenstehen,  als  die  Sicherung  ihres 
Besitzes  und  des  ungestörten  Lebensgenusses.  Darauf  wieder  schlössen 
sich  diesen  die  Aengstlichen  an,  die  die  Sklaverei  weniger  fürchteten  als 
die  politischen  Aufregungen,  und  dann  jene  Familienväter,  die  besorgten, 
daß  die  Aenderung  der  Verhältnisse  sie  um  ihre  Stellungen  in  der  heu- 
tigen Gesellschaftsschichtung  bringen  könnte." 

Marat  wirft  dann  die  Frage  auf,  warum  denn  das  alles  so  kommerb 
und  der  dritte  Stand  in  einander  bekämpfende  Parteigruppen  zer- 
fallen mußte,  und  er  antwortet: 

„Das  kommt  von  dem  Gegensatz  der  verschiedenen  Interessen,  der  die 
Mitbürger  in  verschiedene  Klassen  teilt,  von  der  natürlichen  Liga 
der  Freiheitsfeinde,  vom  Einfluß  des  Hofes  und  von  der  Unwissenheit  des 
Volkes." 

Noch  deutlicher  spricht  er  sich  im  Juli  1792,  vor  dem  heran- 
nahenden Gewittersturm  des  10.  August,  über  die  Interessengegen- 
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Sätze  innerhalb  der  französischen  Nation  aus.  Schon  im  Jahre  1789 
hätte,  so  führt  er  aus,  die  eben  zur  Herrschaft  gelangte  Großbour- 
geoisie begonnen,  ihre  Stellung  zur  Erringung  materieller  Vorteile 
zu  benutzen: 

„Auch  den  Gesetzgebern  (Abgeordneten)  bot  sie  (die  Revolution)  die 
Gelegenheit  zur  Geschäftemacherei,  BetrüKerei  und  Spitzbüberei,  und  jetzt 
muß  sie  den  Reichen  und  Spekulanten  dazu  dienen,  sich  unbegrenzte 
Gewinne  und  Monopole  zu  verschaffen,  Lebensmittel-  und  Zinswucher 
zu  treiben,  durch  ein  unverschämtes  Raub-  und  AusbeutunKSsystem  das 
Volk  zu  ruinieren  und  die  untere  Klasse  durch  die  Furcht  vor  dem  Ver- 
sinken ins  Klend  dazu  zu  zwingen,  sich  zu  verkaufen.  .  .  .  Der  erste  und 
hauptsächlichste  Grund  der  Ohnmacht  unserer  Anstrengungen,  zur  Frei- 
heit zu  gelangen,  liegt  in  der  Natur  der  Freiheit  selbst.  Die  Plebs,  d.  h. 
die  unteren  Klassen  der  Nation,  die  im  Kampfe  gegen  die  oberen  Klassen 
nur  auf  sich  allein  angewiesen  sind,  drücken  zwar  im  Augenblick  der 
Insurrektion  durch  ihre  Masse  alles  nieder,  zuletzt  aber  unterliegen  sie 
doch,  da  sie  innner  ohne  Einsieht,  Kunst,  Reichtum,  Waffen,  Häupter,  ohne 
Operationsplan  sind.  .  .  Das  war  der  Fall  mit  der  französischen  Revo- 
lution. Es  ist  nicht  wahr,  daß  sich  die  ganze  Nation  gegen  den  Tyrannen 
erhoben  hat;  denn  es  blieb  ihm  immer  noch  der  Adel,  die  Geistlichkeit, 
der  Stand  der  Rechtsgelehrten,  die  Finanz,  das  Kapital,  die  Gelehrten, 
die  Literaten  als  Stütze  und  als  schützender  Wall.  Wenn  manche  unter- 
richteten, wohlhabenden  und  intriganten  Angehörigen  der  oberen  Klassen 
anfangs  gegen  den  Tyrannen  Partei  genommen  haben,  so  geschah  das  mir, 
um  sich  gegen  das  Volk  zu  kehren,  sobald  sie  sich  seines  Vertrauens  be- 
mächtigt und  seiner  Kräfte  bedient  hatten,  um  sich  an  die  Stelle  der  privi- 
legierten Stände  zu  setzen,  die  sie  gestürzt  haben. 

Die  Revolution  ist  nur  von  den  unteren  Gesellschaftsklassen,  von  den 
Arbeitern,   Handwerkern,   Kleinhändlern,   Bauern,   kurz   von    der    unteren 
Masse  gemacht  worden,  von  jenen  Nichtbesitzenden,  die  die  Reichen  die 
Kanaille  nennen,  und  die  einst  römische  Unverschämtheit  als  Proletariat 
bezeichnete.     Aber,  was  man  nicht  glauben  will,  das  ist,  daß  die  Masse 
die  Revolution  allein  zugunsten  der   kleinen  Grundbesitzer,   der   Reclits- 
beflissenen  und  der  Advokatencliquen  gemacht  hat." 
Es  sei,  meint  er,  ja  gar  nicht  wahr,  daß  alle  Mitglieder  der  Nation 
gleiche  gesellschaftliche  Interessen  hätten.     Selbst  der  dritte  Stand 
könnte  gar  nicht  als  etwas  Einheitliches  gelten,  denn  auch  er  um- 
schließe verschiedene  Klassen  mit  verschiedenen  besonderen  Inter- 
essen, Verschiedenheiten  des  Besitzes  und  Ranges,  und  solche  ver- 
schiedene Lebensverhältnisse  hätten  immer  auch  verschiedene  An- 
sichten und  Neigungen  zur  Folge.    So  führt  Marat  z.  B.  in  Nr.  669 
des  „Volksfreundes"  aus: 

„In  Frankreich  wie  in  allen  anderen  Monarchien  sind  die  Staats- 
angehörigen in  mehrere  Klassen  mit  verschiedenen  Interessen  gespalten, 
und  diese  Klassen  sind  vielleicht  mehr  noch  als  durch  die  Ungleichheit 
ihres  Ranges  und  ihres  Besitzes,  durch  die  Verschiedenheit  ihrer  Er- 
ziehung, ihrer  Vorurteile,  Neigungen,  Sitten,  ihrer  ganzen  Art  der  Lebens- 
führung voneinander  getrennt.  Ich  spreche  vom  Adel,  der  Geistlichkeit, 
vom  Beamtentum,  der  Finanz,  den  bemittelten  Bürgern  und  den  Besitz- 
losen, d.  h.  von  den  herrschenden  Schichten  und  der  unterdrückten  Masse. 
Diese  verschiedenen,  alle  gleichmäßig  einem  absoluten  Herrscher  unter- 
worfenen Klassen  haben  sich  immer  gegenseitig  feindschaftlich  behandelt. 
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Die  bevorrechteten  Stände  betrachteten  das  Volk  als  nur  dafür  da  und 
Kiit  KcnuK,  um  sich  ausbeuten  (wörtlich:  um  sich  das  Fell  abziehen)» 
knechten  und  zum  Dienst  zwingen  zu  lassen:  während  das  Volk  nur 
nach  der  Verteilung  der  Reichtümer  der  bevorrechteten  Schichten 
trachtete.  .  ." 

Zeitweilij^  inöj:cen  wohl,  wenn  Gefahren  drohen  oder  das  eigene 
Wohl  in  Frage  kommt,  verschiedene  Klassen  der  Nation  sich  zu 
gemeinsamem  Handeln  zusammenfinden,  aber  die  verschiedenen 
Interessen  führen  doch  immer  wieder  zu  Parteiungen.  Daran  sei  mit 
Moralgrundsätzen  nichts  zu  ändern. 

Und  solche  Ansichten,  wie  sie  hier  der  „Volksfreund"  entwickelt, 
sind  in  den  späteren  Jahren  der  Revolution  keineswegs  etwas  Ver- 
einzeltes, wenn  auch  nur  wenige  zu  so  tiefen  Einblicken  in  das 
Parteigetriebe  der  französischen   Revolution  gelangen   wie  Marat. 

Rousseaus  Geschichtsauffassung. 

Die  mächtige  Umwälzung  der  überlieferten  Anschauungen  durch 
die  französischen  Revolutionskämpfe  erstreckt  sich  jedoch  keines- 
wegs nur  auf  die  Staatstheoretik  und  die  Politik,  sondern  nicht 
minder  auf  die  Auffassung  des  ganzen  gesellschaftlichen  Entwick- 
lungsverlaufes. Die  überkommene  Ansicht,  die  Entwicklungs- 
geschichte der  Menschheit  sei  nichts  als  die  Entwicklung  des 
„Menschengeistes",  den  man  sich  nicht  selten  als  einen  selbständigen 
übersinnlichen,  aus  sich  selbst  hervorgegangenen  Demiurgen  vor- 
stellte, wird  nun  wieder  vielfach  auf  die  Auffassung  zurückgeführt, 
daß  wenn  es  auch  der  Geist  oder  die  Vernunft  sei,  die  den  Menschen 
auf  dem  Wege  aus  dem  sogen.  Naturzustand  zu  einer  höheren  Kultur 
leite,  doch  dieser  Geist  in  mehr  oder  minderem 
Grade  von  den  jeweiligen  Bedürfnissen  des  Men- 
schen beeinflußt  oder  vielmehr  angeregt  und  vor- 
wärts getrieben  werde,  und  zwar  versteht  man  unter 
solchen  Bedürfnissen  vornehmlich  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse, 
das  Trachten  nach  Vermehrung  der  Lebensunterhaltsmittel  und  des 
Eigentums. 

Dieser  Umschwung  vollzieht  sich  allerdings  nicht  erst  mit  dem 
Beginn  der  revolutionären  Kämpfe;  seine  Spuren  lassen  sich  ziemlich 
weit  in  die  vorrevolutionäre  Zeit  zurückverfolgen.  Die  Revolutions- 
epoche mit  ihren  politischen  und  wirtschaftlichen  Erfahrungen  ver- 
stärkt und  beschleunigt  nur  diesen  Ideenprozeß.  Hervorgeht  er  aus 
der  einfachen  Beobachtung,  daß  mit  der  Zunahme  der  industriellen 
Produktion  und  des  Handels  im  18.  Jahrhundert  sich  nicht  nur  in 
Frankreich,  sondern  auch  in  England  und  anderen  wirtschaftlich 
vorgeschrittenen  Staaten  allerlei  neue  Bedürfnisse  einstellen  und 
diese  nun  im  wirtschaftlichen  wie  politischen  Leben  vorwärts- 
drängen zu  neuen  Ausgestaltungen  der  überkommenen  staatlichen 
Einrichtungen,  sich  also  gewissermaßen  als  Agentien  weiteren  Fort- 
schrittes erweisen.    So  finden  wir  schon  in  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
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Hunderts  in  Anlehnung  an  Montesquieu  mehrfach  darauf  hingewiesen, 
daß,  wenn  auch  der  Geist  als  Demiurg  des  Fortschritts  funktioniere, 
doch  seine  Wirkung  in  verschiedenen  Zonen  eine  verschiedene  sei, 
eine  Auffassung,  die  auch  Voltaire  in  seinem  „Essay  sur  les  moeurs 
et  l'esprit  des  nations"  (Abhandlung  über  die  Sitten  und  den  Geist 
der  Nationen)  vertritt.  Geht  auch  der  „sich  selbst  überlassene 
menschliche  Verstand'*  seinen  eigenen  Gang,  so  ist  doch  in  den  ver- 
schiedenen Erdgegenden  infolge  der  verschiedenen  klimatischen  Ein- 
flüsse und  der  natürlichen  Lebensbedingungen  die  Wirkung  nicht  die 
gleiche,  so  daß  sich  unter  den  verschiedenen  Himmelsstrichen  natur- 
gemäß ein  verschiedener  „Nationalgeist"  herausbilden  mußte.  Daher 
will  Voltaire  denn  auch  die  innere  Geschichte  der  Nationen  als  das 
eigentliche  Objekt  der  Wissenschaft  betrachtet  wissen;  die  übrigen 
Vorgänge,  wie  z.  B.  die  äußeren  Konflikte,  haben  nach  seiner  Ansicht 
nur  sekundäres  Interesse. 

Wesentlich  darüber  hinaus  geht  bereits  Rousseau.  Auch  ihm  gilt 
die  Menschheitsgeschichte  als  Entwicklung  des  Geistes,  eine  Ent- 
wicklung, die  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  steigt,  aber  den  Anstoß 
zum  Fortschritt  geben  die  veränderlichen  Bedürfnisse  des  Menschen, 
so  daß  denn  auch  in  der  Welt  nicht  jene  Gegenden  die  höchste  Kultur 
aufweisen,  welche  das  beste  Klima  haben,  sondern  in  welchen  die 
steigenden  Bedürfnisse  den  Menschen  zum  Denken  und  Streben  am 
kräftigsten  angetrieben  haben. 

„Die  Erfahrung  lehrt,"  meint  er  in  seiner  AbhandliinK  über  den  Ur- 
sprung der  Ungleichheit  unter  den  Menschen  (I.  Abschnitt),  „daß  der  Ver- 
stand bei  allen  Völkern  der  Erde  nach  Maß>rabe  ihrer  Bedürfnisse  zu- 
genommen hat,  der  Bedürfnisse,  die  sie  entweder  von  der  Natur  erhalten 
oder  durch  Umstände  erlangt  haben.  Daraus  folgt,  daß  sich  der  Ver- 
stand nach  den  Leidenschaften  gerichtet  hat,  die  die  Menschen  antrieb, 
ihre  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Ich  könnte  zeigen,  wie  die  Künste  in 
Aegypten  entstanden  sind  und  sich  mit  den  Ueberschwemmungen  des  Nils 
ausgebreitet  haben.  Ich  könnte  sie  in  ihrem  Fortschritt  bei  den  Griechen 
verfolgen,  wo  sie  in  dem  sandigen  Boden  von  Athen  Wurzel  faßten, 
wuchsen  und  sich  bis  zum  Himmel  erhoben,  während  sie  an  den  frucht- 
baren Ufern  des  Euphrat  nicht  fortkonmien  wollten." 

Konsequent  durchgeführt  wird  freilich  diese  Auffassung  nicht,  wie 
denn  z.  B.  Rousseau  im  Mitleid  nicht,  wie  Ferguson,  eine  aus  dem 
Gemeinschaftsleben  erwachsene,  sozial  erworbene,  sondern  eine 
durch  die  Natur  verliehene  Eigenschaft  sieht,  gegeben  zur 
„Stütze  der  Vernunft".  Ferner  führt  Rousseau,  ebenso  wie  ver- 
schiedene englische  Sozialtheoretiker  des  18.  Jahrhunderts,  den  Ur- 
sprung des  Staates  auf  die  Entstehung  eines  privaten  Landeigentums 
zurück,  das  wieder  dem  auf  bestimmter  Entwicklungsstufe  auf- 
tretenden Bedürfnis  entspringt,  für  sich  und  die  Seinen  zu  sorgen. 
Aber  während  nach  den  englischen  Sozialtheoretikern  dem  Staate 
schon  andere  Gesellschaftsformationen  voraufgegangen  sind  und 
der  Staat  aus  dem  Bedürfnis  der  Vermögenden  und  Mächtigen  her- 
vorgeht, sich  ihren  schon  auf  diesen  früheren  Gesellschaitsstufen 
entstandenen  Besitz  durch  Staats-  bezw.  Regierungsinstitutionen  zu 
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erhalten  und  zu  sichern,    bej^innt  nach   Rousseaus  Auffassung   der 
Staat  sofort  mit  der  ersten  Landokkupation. 

„Der  erste,"  erklärt  er,  „der  ein  Stück  Land  einzäunte,  sich  in  den 
Sinn  kommen  ließ,  zu  sagen,  dieses  ist  mein  und  einfältige  Leute  antraf, 
die  ihm  das  glaubten,  der  war  der  wahre  Stifter  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft. Wie  viele  Laster  und  Kriege,  wie  viel  Mord,  Llend  und  Greuel 
hätte  der  nicht  verhüten  können,  der  die  Pfähle  ausgerissen,  den  Graben 
verschüttet  ujid  seinen  Nebenmenschen  zugerufen  hätte:  „Glaubet  diesem 
Betrüger  nicht,  ihr  seid  verloren,  wenn  ihr  vergesset,  daß  die  Früchte 
euch  allen,  der  Boden  aber  niemand  gehört."  Allein  allem  Anschein  nach 
muß  es  damals  schon  so  weit  gekommen  gewesen  sein,  daß  er  (d.  h.  der 
natürliche  frühere  Zustand)  nicht  mehr  auf  dem  alten  Fuße  hat  bleiben 
können." 

Nachdem  es  nun  aber  einigen  gelungen  war,  sich  durch  Okku- 
pation eines  Landstückes  zu  bemächtigen,  beredeten  sie  auch  andere, 
ein  gleiches  zu  tun  und  sich  mit  ihnen  zur  Aufrechterhaltung  des 
okkupierten  Bodens  zu  einer  Gesellschaft  zusammenzuschließen. 
Und  war  erst  eine  solche  Gesellschaft  (Staat)  entstanden,  dann 
mußten  notwendig  weitere  Gesellschaftsgründungen  folgen: 

„Die  Gesetze  und  die  Gesellschaften,  die  auf  diese  Art  wirklich  ent- 
standen sind  oder  wenigstens  hätten  entstehen  können,  hielten  die  Armen 
noch  fester  im  Zaum,  während  sie  den  Reichen  neue  Kräfte  verliehen.  Sie 
richteten  unsere  natürliche  Freiheit  ohne  Rettung  zugrunde,  legten  auf 
immer  das  Gesetz  des  Eigentums  und  der  Ungleichheit  fest,  verwan- 
delten eine  geschickte  Usurpation  in  ein  unwiderrufliches  Recht,  und  ver- 
dammten zugunsten  einiger  Ehrsüchtigen  das  ganze  menschliche  Ge- 
schlecht zur  Arbeit,  Dienstbarkeit  und  zum  Jammer.  Sobald  aber  erst 
eine  einzige  Gesellschaft  gegründet  war,  so  mußten,  wie  leicht  einzusehen, 
bald  andere  folgen.  Sie  mußten  sich  ebenfalls  zusammentun,  um  jener 
mit  vereinten  Kräften  die  Spitze  bieten  zu  können." 

Durch  die  Entstehung  der  Ungleichheit  wurde  aber  nach  Rousseau 
die  weitere  Entwicklung  eine  in  sich  widerspruchsvolle  gesell- 
schaftliche Bewegung,  die  aus  sich  selbst  Gegensätze  gebiert  und 
wieder  aufhebt.  (Auch  Ferguson  betrachtet  die  Entwicklung  als 
eine  logisch  widerspruchsvolle,  aber  dieser  Widerspruch  ergibt  sich 
bei  ihm  daraus,  daß  die  Entwicklung  nicht -planmäßig  nach  einem 
gegebenen  Ziel  vor  sich  geht,  sondern  jede  soziale  Gruppe  aus  den 
vorhandenen  Lebensbedingungen  heraus  gefühlsmäßig  zu  gesell- 
schaftlichen Neubildungen  „stolpert",  ohne  zu  wissen,  was  deren 
weitere  Folgen  sein  werden).  An  sich  ein  Fortschritt,  führt  die  Un- 
gleichheit zum  Verfall  der  Gattung,  und  jeder  neue  Fortschritt  der 
Zivilisation  wird  nun  im  weiteren  zugleich  zu  einem  neuen  Fort- 
schritt sozialer  Ungleichheit.  Damit  gerät  aber  die  Zivilisation  in 
einen  Gegensatz  zum  Naturgesetz.  Die  Folgerung  Rousseaus  ist 
daher:  zurück  zur  Natur,  d.  h.  zu  natürlichen  Grundsätzen. 

Mit  diesem  Ruf,  dem  schon  1750  die  von  der  Akademie  zu  Dijon 
preisgekrönte  Abhandlung  „Si  le  retablissement  des  sciences  et  des 
arts  a  contribue  ä  epurer  les  moeurs"  (Ob  die  Wiederherstellung 
der  Wissenschaften  und  Künste  zur  Reinigung  der  Sitten  beigetragen 
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hat?)  voraufgegangen  war,  stieß  Rousseau  auf  eine  noch  viel  weiter- 
verbreitete üemütsstimmung,  als  später  mit  seinem  Oesellschafts- 
vertrag.  Bereits  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  regte  sich  in  Frankreich 
jener  Kulturekel,  der  bald  einen  großen  Teil  des  westlichen  Fest- 
landes Europas  erfaßte  und  in  einer  tiefgreifenden  Reaktion  gegen 
die  Geschmacks-  und  Geistesrichtung  des  Rokoko  eine  sentimentale 
Schwärmerei  für  die  Natur  und  das  Natürliche  hervorrief.  Das  Un- 
behagen mit  der  politischen  Misere,  der  Widerspruch  gegen  die  ver- 
fahrenen elenden  Zustände,  die  verschnörkelte  Künstelei  der  vor- 
nehmen Gesellschaftsschichten,  die  stupide  Roheit  der  unteren  Volks- 
masse erzeugte  jene  moralische  Abkehr  von  der  damaligen  sozialen 
Gegenwart,  jene  Flucht  ins  „Naturgemäße",  die  Schiller  in  seiner 
Abhandlung  „Ueber  naive  und  sentimentale  Dichtung"  so  treffend  mit 
den  Worten  gekennzeichnet  hat:  „Daher  kommt  es,  weil  die  Natur 
bei  uns  aus  der  Menschheit  verschwunden  ist,  und  wir  sie  nur  außer- 
halb dieser,  in  der  unbeseelten  Welt  in  ihrer  Wahrheit  wieder  an- 
treffen. Nicht  unsere  größere  Naturmäßigkeit,  ganz  im  (legcnteil  die 
Naturwidrigkeit  unserer  Verhältnisse,  Zustände  und  Sitten  treibt  uns 
an,  dem  erwachenden  Triebe  nach  Wahrheit  und  Simplizität,  der, 
wie  die  moralische  Anlage,  aus  welcher  er  fließt,  unbestechlich  und 
unaustilgbar  in  allen  menschlichen  Herzen  liegt,  in  der  physischen 
Welt  eine  Befriedigung  zu  beschaffen,  die  in  der  moralischen  nicht 
zu  hoffen  ist." 

Abb6  Thomas  Raynal  und  die  ökonomische  Geschichtsauffassung. 

Der  Erfolg  der  beiden  genannten  Rousseauschen  Abhandlungen 
bestand  vornehmlich  darin,  dem  Streben  weiteren  Vorschub  zu 
leisten,  den  Staat  wieder  auf  einfache  natürliche  (d.  h.  damals  für 
natürlich  gehaltene)  moralische  Grundlagen  zurückzuführen.  Vor- 
nehmlich verraten  die  späteren  Schriften  des  Abbe  Gabriel  Bonnot 
de  Mably  wie  seine  beiden  Abhandlungen  „De  la  legislation  ou  prin- 
cipes  des  lois"  und  „Observations  sur  le  gouvernement  et  Ics  Lois 
des  Etat-Unis  d'Amerique"  deutlich  den  Einfluß  der  rousseauistischen 
Auffassung.  Doch  hatten  die  beiden  Schriften  Rousseaus  noch  eine 
andere  Wirkung.  Sie  regten  zur  Aufwerfung  und  Untersuchung 
der  Frage  an:  „Inwieweit  besteht  überhaupt  zwischen  der  Ent- 
faltung der  Wissenschaften  und  Künste  und  den  Sitten  ein  Zu- 
sammenhang?" Und  diese  Untersuchung  führte  bald  dazu,  eine  ge- 
wisse Abhängigkeit  der  Sitten  von  dem  Stand  und  der  Ausbreitung 
der  sogen,  gewerblichen  Künste  und  des  Handels  festzustellen. 

Als  erste  dieser  Schriften  ist  des  Abbe  Ant.  Yves  Goguets  Werk 
„De  l'origine  des  lois,  des  arts  et  des  sciences  et  de  leur  progres 
chez  les  anciens  peuples"  (Vom  Ursprung  der  Gesetze,  der  Künste 
und  Wissenschaften  und  ihrem  Fortschritt  bei  den  alten  Völkern,  175S 
erschienen)  zu  nennen.  Steckt  auch  der  Verfasser  noch  vielfach  in 
naiv-theologischen  Auffassungen  und  arbeitet  auch  seine  regressiv- 
deduktive Methode  oft  mit  den  willkürlichsten  Annahmen  und  Fol- 
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Kerun^cn,  so  KclanRt  er  doch  im  einzelnen  zu  bemerkenswerten  Er- 
kenntnissen. Nach  seiner  Ansicht  besteht  zwischen  den  Sitten  einer 
Nation  und  den  Fortschritten,  zu  denen  sie  auf  den  Gebieten  der 
Wissenschaften  und  Künste  gelangt  ist,  ein  kausaler  Zusammenhang^. 
Mit  dem  Fortschritt  der  Wissenschaft,  besonders  der  gewerblichen,, 
verändern  sich  notwendigerweise  auch  die  Moralverhältnisse.  Vor 
nehmlich  hat  der  Uebergang  zum  Ackerbau  revolutionierend  gewirkt: 
„Die  Entdeckung  des  Ackerbaues,"  sagt  er  (I.,  Seite  16)  hat  ganz 
andere  Sitten  eingeführt.  Die  Völker,  bei  denen  diese  Kunst  zur  Ein- 
führung kam,  waren  genötigt,  auf  einem  bestimmten  Stück  Erde  sich 
dauernd  niederzulassen.  Sie  vereinigten  sich  in  Städten.  Da  nun 
eine  solche  Art  der  Gesellschaft  weit  mehr  Künste  nötig  hatte,  als 
wie  jene  Völker,  die  den  Anbau  nicht  kannten  oder  vernachlässigten,, 
so  bedurfte  sie  notwendig  auch  einer  viel  größeren  Anzahl  von  Ge- 
setzen." 

Die  neuen  Beziehungen,  die  sich  nun  zwischen  den  einzelnen 
Bodenbesitzern  innerhalb  der  Gesellschaft  ergaben,  mußten  not- 
wendig geregelt  werden,  und  so  „entsprangen  aus  der  Teilung  der 
Grundstücke  Recht  und  Rechtswissenschaft". 

Aehnlich  verhält  es  sich  nach  Goguet  auch  mit  dem  Handel.  Nach- 
dem die  Gewerbe  soweit  in  ihrer  Fertigkeit  gelangt  waren,  daß  sie 
mehr  und  mehr  für  den  Verkauf  produzieren  konnten,  entstand  der 
Handel.  Damit  aber  stellte  sich  zugleich  die  Notwendigkeit  einer 
neuen  rechtlichen  Regelung  zwischen  den  Gesellschaftsmitgliedern 
ein,  denn  alsbald  schuf  nun  der  Handel  neue  Beziehungen  und  neue 
Interessen  zwischen  den  einzelnen. 

Wodurch  aber  sind  in  letzter  Instanz  alle  Wissenschaften  und 
Künste  entstanden?  Aus  dem  Verstand.  Dieser  gilt  Goguet  jedoch 
nicht  als  etwas  Selbständiges  ;  er  hat  zur  Führerin  die  Notwendig- 
keit (gemeint  ist  die  Notwendigkeit  der  Bedarfsbefriedigung).  Daher 
ist  sie  die  Mutter  aller  Wissenschaften  und  Künste  geweseii 
(I.,  S.  180). 

Ueber  Goguet  hinaus  gelangt  der  Abbe  Thomas  Raynal  in  seiner 
„Histoire  philosophique  et  politique  des  etablissements  et  du  com- 
merce des  Europeens  dans  les  deux  Indes"  (1774).  Nach  seiner  An- 
sicht sind  es  namentlich  die  wirtschaftlichen  Künste  (der  Entwick- 
lungsstand des  Ackerbaues,  der  Industrie  und  vor  allem  des  Han- 
dels), welche  die  Sitten  der  Völker  beeinflussen.  Gleich  das  erste 
Buch  seines  umfassenden  Werkes  beginnt  mit  den  Sätzen: 

„Es  gibt  kein  Ereignis  von  gleicher  Bedeutung  für  die  Menschheit 
im  allgemeinen  und  für  die  Völker  Europas  im  besonderen  als  die 
Entdeckung  der  neuen  Welt  und  die  Auffindung  des  Seeweges  nach 
Indien  um  das  Kap  der  guten  Hoffnung  herum;  denn  damit  hat  eine  völ- 
lige Umwälzung  des  Handels,  der  Machtverhältnisse  der  Nationen,  der 
Sitten,  der  Industrie  und  des  Regierungswesens  aller  Völker  eingesetzt. 
Von  diesem  Moment  an  sind  nämlich  die  Menschen  der  verschiedensten 
Art  und  entlegensten  Gegenden  einander  nötig  geworden.  Produkte  des 
Aequatorialklimas  wurden  in  den  Polargegenden  verlangt,   die  Industrie  des 
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Nordens  wurde  nach  dem  Süden  gebracht,  die  Stoffe  des  Orients  wurden 
im  Occident  getragen,  und  überall  traten  die  Menschen  in  einen  Austausch 
ihrer  Meinungen,  ihrer  Gesetze,  ihrer  (Icbräuche,  ihrer  Krankheiten  und 
Heilmittel,  ihrer  Tugenden  und  Laster.  Alles  veränderte  sich  und  ver- 
ändert sich  noch  immer.  Aber  haben  diese  vergangenen  Umwälzungen 
und  die,  die  ihnen  noch  folgen  werden,  sich  bisher  der  Menschennatur  als 
nützlich  erwiesen,  und  konnten  sie  das  überhaupt?  (iewami  der  Mensch 
dadurch  größere  Ruhe,  Tugenden  und  Vergnügungen?  Haben  sie  seine 
Lage  verbessert  oder  haben  sie  sie  nur  verändert?" 

Diese  Auffassung  zieht  sich  durch  das  ganze  Werk  Raynals,  wenn 
auch  oft  verdeckt  von  breiten  Schilderungen  fremder  Landesver- 
hältnisse. Das  Leben  der  Völker,  ihre  Sitten,  Regierungsnietlioden» 
Rechtsverhältnisse  und  Interessen  hängen  eng  damit  zusammen, 
wie  sich  bei  ihnen  Industrie  und  Handel  gestaltet  haben.  Auch  die 
religiösen  Begriffe.  Es  sei,  meint  er  beispielsweise,  ganz  verkehrt, 
zu  glauben,  daß  das  Christentum  die  Aufhebung  der  Sklaverei  her- 
beigeführt habe.  Die  Abschaffung  der  Sklaverei  sei  vielmehr  des- 
halb erfolgt,  weil  diese  zu  den  neuentstandenen  Reichtums-  und 
Standesverhältnissen  im  Staate  nicht  mehr  paßte: 

„Der  Präsident  von  Montesquieu  tut  der  christlichen  Religion  die  Ehre 
an,  von  ihr  zu  behaupten,  daß  sie  die  Sklaverei  abgeschafft  habe.  Wir 
wagen  anderer  Ansicht  zu  sein.  Als  Industrie  und  Reichtum  im  Volk  Be- 
deutung erlangten,  begannen  auch  die  Fürsten  mit  diesen  Dingen  zu  rech- 
nen. Als  der  Reichtum  des  Volkes  den  Königen  Nutzen  brachte  in  ihrem 
Streit  mit  den  Baronen,  da  kamen  auch  Gesetze  zur  Verbesserung  der 
Lage  des  Volkes.  Eine  gesunde  Politik,  wie  sie  der  Handel  immer  im  Ge- 
folge hat,  nicht  der  Geist  der  christlichen  Religion,  war  es,  der  die  Könige 
bewog,  die  Sklaven  (Leibeigenen)  ihrer  Vasallen  für  frei  zu  erklären,  denn 
die  Sklaven  wurden  nun  ihre  Untertanen.  Es  ist  zwar  wahr,  daß  der 
Papst  Alexander  III.  erklärte,  Christen  dürften  nicht  Sklaven  sein,  aber 
er  erließ  diese  Erklärung  nur,  um  den  Königen  von  Frankreich  und  Eng- 
land gefällig  zu  sein,  die  ihre  Vasallen  niederdrücken  wollten." 

Auch  mit  anderen  guten  Einflüssen,  die  man  damals  der  christ- 
lichen Religion  zuschrieb,  ist  es  seiner  Ansicht  nach  nicht  anders. 
Nicht  die  Religion  war  der  Hebel  der  Herausbildung  besserer  ge- 
sellschaftlicher Zustände,  sondern  die  Entwicklung  des  Gewerbe- 
fleißes und  des  Handels.  So  haben  wohl  die  Kreuzzüge  dem  Wirt- 
schaftsleben Europas  in  mancher  Beziehung  viel  genützt,  aber  das 
war  sicherlich  nicht  der  religiöse  Zweck  und  die  Absicht  dieser 
„wahnsinnigen"  Eroberungszüge : 

„Die  großen  Tyrannen  ohne  Zahl,  die  bisher  eine  Menge  Sklaven  unter- 
drückt gehalten  hatten,  waren  durch  den  Wahn  der  Kreuzzüge  zu- 
grunde gerichtet.  Um  diese  widersinnigen  Züge  unterstützen  zu  kön- 
nen, hatten  sie  sich  genötigt  gesehen,  ihre  Ländereien  und  Schlösser  zu 
verkaufen  und  ihren  Lehnsleuten  gegen  Ablösung  in  Geld  allerlei  Vor- 
teile zu  überlassen,  die  diesen  endlich  ein  halbwegs  menschenwürdiges 
Dasein  ermöglichten.  Nun  begann  sich  das  Eigentumsrecht  (gemeint  ist 
das  bürgerliche  Eigentumsrecht)  unter  den  Privatpersonen  einzubür- 
gern und  ihnen  jene  Art  von  Unabhängigkeit  zu  verleihen,  ohne  die 
das  Eigentum   nichts   als   eine   Illusion    ist.     So   waren   die    ersten   Fun- 
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ken,  die  Kuropa  aufhellten,  eine  unbeabsichtigte  Wirkung  der  Kreuz- 
züge,  und  die  Narrheit  der  Kreuzzüge  trug  erstmals  etwas  zum  Glück 
der    Menschen    bei."   — 

Derartij^e  Ableitungen  politischer  Fortschritte  aus  bestimmten  Wirt- 
schaftsverhältnissen finden  wir  mehrfach  bei  Raynal.  Sicher  sind 
sie  oft  gewagt  und  weit  hergeholt,  aber  darauf  kommt  es  hier  nicht 
an,  sondern  allein  auf  die  Tatsache,  daß  er  den  Anstoß  der  politi- 
schen, rechtlichen  und  teilweise  auch  der  kirchlichen  Veränderungen 
in  dem  Aufkommen  neuer  Wirtschaftsbildungen  sieht.  Für  das  Mittel- 
alter erscheint  ihm  als  wichtigster  Faktor  die  Ausbreitung  des  Han- 
dels über  die  Gestade  des  Mittelmeeres,  dann  um  die  Südspitze 
Asiens  herum  nach  Indien  und  über  den  Atlantischen  Ozean  nach 
Amerika.  Doch  mit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  gelangt  nach 
•seiner  Ansicht  mehr  und  mehr  die  Industrie  zur  Bedeutung;  sie  wird 
nun  nicht  nur  zur  Grundlage  neuer  politischer  Lebensgestaltungen 
der  zivilisierten  Nationen  Europas,  sondern  auch  zum  Fundament 
eines  neuen  gewaltigen  Aufstiegs  der  Wissenschaften.  So  heißt  es 
beispielsweise  im  VII.  Buch  (S.  243): 

„Die  Manufakturen  aber  tragen  zum  Fortschritt  der  Geister  und  der 
Wissenschaft  bei.  Die  Fackel  der  Industrie  erhellt  einen  weiteren  Hori- 
zont. Keine  Kunst  steht  ja  vereinzelt  da,  meist  haben  sie  gemeinsam 
Formen,  Methoden,  Mittel  und  Grundbegriffe.  Wie  gewaltig  hat  nicht 
die  Mechanik  das  Studium  der  Mathematik  verbreitet.  Alle  Zweige 
des  Stammbaums  der  Wissenschaften  haben  sich  im  Anschluß  an  das 
Fortschreiten  der  Künste  und  der  Handwerke  entwickelt.  Die  Berg- 
werke, die  Mühlen,  die  Tuchfabrikation  und  die  Färberei  haben  den 
Gesichtskreis  der  Physik  und  der  Naturgeschichte  bereichert,  und  der 
Luxus  hat  erst  die  Kunst  des  Genießens  geschaffen,  die  vöüig  von  den 
ireien  Künsten  abhängt " 
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Sechstes  Kapitel. 

Condorcet      Saint-Simon  —  Pagano. 

Einfluß  der  französischen  Revolution  auf  die  üeschichtsbetrachtunR.  — 
Condorcets  OeschichtsauffassunK.  —  Saint-Simons  Cieschichtsauffassunff. 
—  Saint-Simons  Ansichten  über  die  KntwicklunK  der  Religion.  —  Saint- 
Simon   und   Condorcet.    —    Vicos   und  Paßanos   Oeschichtsphilosophie.    - 

Pagano  als  Vorläufer  Morgans. 

Einfluß  der  französischen  Revolution  auf  die  Geschichtsbetrachtung. 

Zu  der  im  vorijcen  Kapitel  Rcschilderten  Erkenntnis  einer  ji:e\vissen 
AbhänRi^keit  der  Sitten-  und  Rechtsverhältnisse  von  der  Wirtschafts- 
gestaitung  fü^te  die  französische  Revolution  die  weitere  Einsicht  hinzu, 
daß  die  wirtschaftlichen  Interessen  in  der  Hauptsache  die  politische 
Stellung  der  einzelnen  Bevölkerungsgruppen  bestimmen.  Nicht  nur 
in  den  Journalen,  auch  in  der  unter  dem  Eindruck  der  inneren  Revo- 
lutionskämpfe entstandenen  Memoiren-  und  Qeschichtsliteratur  jener 
Zeit  stoßen  wir  immer  wieder  auf  diese  neue  Erkenntnis,  meist  frei- 
lich nur  als  einfaches  Beobachtungsresultat,  das  vielfach  noch  un- 
vermittelt neben  der  alten  Idee  von  dem  Qesamtinteresse  und  dem 
Qesamtwillen  der  Nation  einherläuft.  Auch  gelangen  nur  wenige 
zu  Jener  tieferen  Auffassung  der  Klassenunterschiede,  wie  Jean  Paul 
Marat.  Gewöhnlich  unterscheidet  man  nur  vier  Klassen:  die  alte 
priviligierte  Klasse,  d.  h.  den  Adel,  der  jedoch  von  manchen  Autoren 
wieder  in  zwei  Unterklassen  geteilt  wird,  den  eigentlichen  Feudal- 
adel (landständischen  Adel)  und  den  Hofadel  (mit  hohem  Beamten- 
adel), die  sogenannte  alte  Bourgeoisie  (Finanziers,  Steuerpächter, 
Großhändler  usw.),  die  neue  Bourgeoisie  (die  in  der  Revolution 
zur  Macht  gelangte  Mittelstandsschicht,  die  sich  politisch  meist 
zur  Partei  der  Girondisten  und  Brissotisten  hielt)  und  schließlich  das 
eigentliche  Volk  oder  die  Menge,  unter  der  man  gewöhnlich  initer- 
schiedslos  das  Kleinbürgertum,  die  unbemittelten  Intellektuellen,  die 
niedere  Bauern-  und  Arbeiterschaft  zusammenfaßte.  Mit  der  all- 
mählichen Verwischung  der  Eindrücke  des  Revolutionsdramas  nach 
der  Napoleonischen  Aera  verblaßt  zwar  auch  die  Zurückführung  der 
Parteikämpfe  auf  Klassenkämpfe  und  Klassengegensätze,  und  die 
liberale  Selbsttäuschung,  die  Feuillants  und  Girondisten  hätten  zu- 
gleich das  Interesse  der  unteren  Volksschichten  mitvertreten,  ge- 
winnt wieder  größeren  Spielraum;  aber  ganz  verloren  gehen  die 
Erfahrungen  der  Revolutionszeit  keineswegs.  Immer  wieder  taucht 
in  der  Geschichtsschreibung  die  Auffassung  der  Revolutionskämpfe 
als  Klassenkämpfe  auf. 
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Als  Typus  dieser  Geschichtsschreibung  kann  FranQois  Auguste 
Mignets  „Histoire  de  la  revolution  frauQaise"  (1842)  gelten.  Er  ent- 
wirft in  der  Einleitung  seines  Werkes  von  der  Klassenschichtung  zu 
Beginn  der  Revolution  folgendes  Bild: 

„In  drei  Stände  geteilt,  welche  sich  wieder  in  mehrere  Klassen  schie- 
den, war  das  Volk  allen  Streichen  des  Despotismus  und  allen  Uebeln 
der  Ungleichheit  preisgegeben.  Der  Adel  zerfiel  in  Hofadel,  welcher 
von  der  Gnade  des  Fürsten,  das  heißt  vom  Schweiße  des  Volkes,  lebte 
und  entweder  die  Statthaltereien  über  die  Provinzen  oder  die  hohen 
Stellen  im  Heere  erhielt,  in  geadelte  Emporkömmlinge,  welche  die  Ver- 
waltung leiteten,  die  Intendantenstellen  bekleideten  und  die  Provinzen 
aussogen,  in  Justizbeamte,  welche  die  Gerechtigkeit  verwalteten  und 
allein  Richterämter  besitzen  durften,  in  Landadel,  welcher  das  offene  Land 
durch  Ausübung  von  Privatfeudalrechten  bedrückte.  Die  Geistlichkeit 
war  in  zwei  Klassen  geteilt,  von  denen  die  eine  für  die  Bistümer,  Abteien 
und  deren  reiche  Einkünfte  bestimmt  war,  die  andere  für  das  Werk  der 
Apostel  und  deren  Armut." 

Ebenso  war  auch  der  dritte  Stand  wieder  nach  Mignets  Auffas- 
sung in  zwei  Klassen  geteilt.  Zunächst  die  bessere  Mittelklasse,, 
die,  wie  er  im  zweiten  Kapitel  ausführt,  mit  dem  Bastillensturm  zur 
Herrschaft  gelangte  und  deren  Interessen  in  der  Nationalversamm- 
lung durch  Mirabeau,  Lafayette,  Bailly  wahrgenommen  wurden; 
dann  der  Mittelstand,  die  spätere  girondistische  Partei,  die  zwar 
noch  zur  Mittelklasse  gehörte,  aber  doch  bereits  „den  Uebergang^ 
vom  Mittelstand  zur  Menge  vermittelte",  und  deshalb  wie  Mignet 
zum  Schluß  des  siebenten  Kapitels  ausführt,  von  vornherein  eine  un- 
günstige Stellung  einnahm,  denn  weder  vermochte  sie_sich  mit  dem 
von  der  Mittelklasse  (der  reichen  Bourgeoisie)  Erreichten  zu  be- 
gnügen, noch  wollte  sie  die  „Herrschaft  der  Menge"  herbeiführen 
helfen.  Schließlich  die  niederste  Klasse,  die  sogen.  Menge  (die  Be- 
sitzlosen), in  die  Mignet  sowohl  die  Dantonisten  als  die  Robespierri- 
sten, Maratisten  und  Hebertisten  einreiht.  Die  zwischen  diesen  be- 
stehenden Klassen-  und  Interessenunterschiede  versteht  er  nicht 
mehr,  wie  er  dehn  auch  die  zwischen  diesen  Gruppen  geführten 
Kämpfe  nicht  mehr  aus  wirtschaftlichen  Gegensätzen,  sondern  ein- 
fach aus  der  Verschiedenheit  der  Temperamente,  aus  Eifersucht,. 
Ehrgeiz,  Herrschsucht,  Sittenverderbnis  usw.  erklärt.  — 

Während  aber  die  meisten  der  Politiker  und  Sozialtheoretiker  sich 
mit  der  Konstatierung  der  Klassenunterschiede  als  einer  gegebenen 
historischen  Tatsache  begnügen,  stellen  andere  sich  die  Frage:  worin 
bestehen  diese  Unterschiede?  Die  Antwort  lautet  gewöhnhch:  In 
der  ungleichen  Verteilung  der  Reichtümer,  in  der  Verschiedenheit  des 
Eigentums!  Ist  das  aber  richtig,  dann  ist  der  Interessenkampf 
zwischen  den  Klassen  eigentlich  eiu  Kampf  um  das  Eigentum.  Bei 
den  Interessenkämpfen  innerhalb  der  Gesellschaft  handelt  es  sich 
also  um  das  Eigentum,  und  sollen  diese  inneren  Streitigkeiten  be- 
seitigt und  der  soziale  Frieden  hergestellt  werden,  dann  müssen  zu- 
nächst die  Eigentumsungleichheiten  beseitigt  oder  zum  mindesten 
gemildert  werden.   Derartige  Erwägungen  sind  es,  die  schon  wäh« 
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rend  der  ersten  Revolutionsjahre  allerlei  Vorschläge  zur  Milderung 
der  Vermögensungleichheiten  hervorrufen,  z.  B.  durch  Einführung 
des  sogen.  Agrargesetzes  oder  durch  eine  der  Bildung  übergroßer 
Vermögen  entgegenwirkende  Steuerpolitik.  Bald  sehen  einzelne  Poli- 
tiker in  der  Gestaltung  der  Vermögens-  resp.  Eigentumsverhältnisse 
den  wichtigsten  Faktor  der  inneren  Staatengeschichte. 

Beispiele  dafür  liefern  F^rissot,  Saint-Just,  Marat,  Billaud-Vareinies, 
vor  allen  aber  Pierre  Joseph  Barnave,  wenigstens  hat  er,  während 
die  anderen  sich  mit  gelegentlichen  Hinweisen  in  ihren  politischen 
Reden  begnügten,  sich  daran  gemacht,  seine  Ansicht  über  das  Eigen- 
tum als  geschichtlichen  Faktor  in  einer  Art  von  geschichtsphiloso- 
phischem  Essay  niederzulegen,  der  als  „Introduction  ä  la  revolution 
frangaise"  1845  von  seiner  Schwester  und  M.  Berenger  mit  anderen 
Schriften  veröffentlicht  und  von  Jean  Jaures  in  die  von  ihm  heraus- 
gegebene „liistoire  sozialiste"  (1.  I^and,  S.  98 — 105)  aufgenommen 
worden  ist. 

I3arnave  führt  dort  aus,  daß  schon  in  der  frühesten  Entwicklungs- 
periode der  Viehzüchtung  das  Eigentum  begonnen  habe,  alle  öffent- 
lichen Einrichtungen  zu  beeinflussen,  denn  die  Notwendigkeit,  das 
Eigentum  zu  schützen  und  zu  verteidigen,  führte  bereits  damals  dazu, 
die  Gewalt  der  „Autoritäten''  zu  stärken.  Und  dieser  Einfluß  stei- 
gerte sich,  als  dann  der  Landbau  begann,  Feld,  Wald,  Fluß,  Privat- 
eigentum wurden,  und  nun  dieses  Eigentumsrecht  jeden  Tag  aufs 
neue  verteidigt  werden  mußte.  Bald  suchten  sich  die  größeren  Land- 
besitzer des  Eigentums  der  kleineren  zu  bemächtigen.  Die  Zahl  der 
Besitzlosen  vermehrte  sich,  die  Städte  wuchsen  —  mit  ihnen  Indu- 
strie und  Handel,  aber  auch  die  Massen  der  Besitzlosen.  Die  reiche 
landbesitzende  Klasse  bemächtigte  sich  nun  aller  Gewalt.  Sie  wurde 
zur  regierenden  Landaristokratie,  bis  im  weiteren  Verlauf  der  Wirt- 
schaftsentwicklung das  industrielle  Eigentum  mehr  und  mehr  an  Be- 
deutung und  Macht  wuchs  imd  nun  auch  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten in  steigendem  Maße  zu  beeinflussen  begann.  Es  entstand  eine 
neue  städtische  Aristokratie:  eine  Bourgeois-  und  Handelsaristo- 
kratie. Durch  die  Steuern,  die  jetzt  der  öffentlichen  Macht  zuström- 
ten, gelangte  der  Staat  in  den  Besitz  großer  Mittel.  Große  Kapi- 
talien, reguläre  Heere,  öffentliche  Anstalten  entstanden,  und  die 
kleinen  Staaten  entwickelten  sich  zu  großen  Einheitsnationen.  So 
wurde  „in  den  Reichen  Europas  der  Landbesitz  zur  Basis  der  Aristo- 
kratie, die  öffentliche  Gewalt  zur  Basis  der  Monarchie,  das  beweg- 
liche Eigentum  zur  Grundlage  der  Demokratie". 

Condorcets  Geschichtsauffassung. 

Mit  der  Einpaukung  der  Erkenntnis,  daß  die  Wirtschaftslage  und 
die  Klassenschichtung  von  entscheidender  Bedeutung  für  die  poli- 
tischen Institutionen  eines  Staates  sind,  ist  jedoch  der  Einfluß  der 
Revolution  auf  die  Geschichtsauffassung  keineswegs  erschöpft.  Die 
Tatsache,  daß  sich  in  wenigen  Jahren  die  sozialen  Verhältnisse  gründ- 
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lieh  geändert  hatten,  ohne  doch  das  ersehnte  Ideal  zu  erreichen,, 
führte  vielfach  Politiker  und  Historiker  dazu,  die  Revolutionszeit 
als  eine  bloße  Durchgangsstufe  zu  einer  sich  fort- 
setzenden Umwälzung  anzusehen,  die  später  sicher  ihr 
politisches  und  soziales  Ideal  verwirklichen  werde.  Zugleich  aber 
erschienen  nun  von  diesem  Standpunkt  aus  die  früheren  Zeiten  nur 
als  Vorbereitungen  auf  die  kommende  Gesellschaftsformation  —  als 
ein  mühseliges,  oft  durch  Irrtümer  unterbrochenes  Hinstreben  zu 
diesem  Ziel.  Mit  anderen  Worten,  der  schon  vor  der  Revolution 
vorhandene  Entwicklungsgedanke  schlug  noch  tiefer  Wurzel.  Und 
zugleich  mit  ihm  begann  sich  noch  eine  andere  Auffassung  durch- 
zusetzen: die  Auffassung,  daß  der  Entwicklungsverlauf,  so  wie  er 
bisher  war,  historisch  bedingt  und  notwendig  gewesen  sei,  daß  er 
in  sich  eine  gewisse  Gesetzmäßigkeit  enthalte  oder,  um  moderner 
zu  reden,  sich  nach  sogen,  immanenten  Gesetzen  vollzogen  habe. 
Denn  wenn  die  französische  Revolution  nicht  erreichte,  was  man. 
zu  erreichen  gehofft  hatte,  woran  lag  das?  An  der  Unvollkommen- 
heit  der  Ideen,  Sitten  und  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse.  Daran, 
daß  sie  alle  für  den  weiteren,  höheren  Fortschritt  noch  nicht  reif 
waren.  Demnach,  so  schloß  man,  kann  nicht  zu  jeder  Zeit  die  Ent- 
wicklung von  einem  Fortschritt  zu  einem  anderen  übergehen;  es 
müssen  erst  bestimmte  Voraussetzungen  gegeben,  bestimmte  Vor- 
bedingungen herangereift  sein;  und  dieses  Heranreifen  geht,  wie  der 
Gang  der  Menschheitsgeschichte  zeigt,  langsam,  schrittweise  vor 
sich,  von  einer  Etappe  zur  anderen. 

Das  Werk,  das  wohl  am  deutlichsten  diese  durch  die  Revolutions- 
erfahrungen ausgelöste  Gedankenreihe  widerspiegelt,  ist  des  Mar- 
quis Nikolas  Caritat  de  Condorcet  „Equisse  d'un  tableau  historique 
des  progres  de  l'esprit  humain"  (Abriß  einer  historischen  Uebersicht 
des  Fortschritts  des  menschlichen  Geisten),  den  er  1793/94,  nach  dem. 
Sturz  der  Girondisten,  niedergeschrieben  hat. 

Condorcet  faßt  die  ganze  Entwicklungsgeschichte  als  einen  „Fort- 
schritt des  menschlichen  Geistes  auf",  aber  diese  Geistesbewegung" 
vollzieht  sich  nicht  unabhängig  von  allen  Umständen,  aus  sich  selbst 
heraus;  es  sind  die  Bedürfnisse  des  Menschen  als  Gat- 
tungswesen, die  den  Geist  vorwärts  drängen  von  Stufe  zvt 
Stufe.  Daher  geht  das  Fortschreiten  nach  bestimmten  „allgemeinen. 
Gesetzen"  vor  sich  —  nach  denselben  Gesetzen,  die  die  individuelle 
Entwicklung  unserer  Kräfte  beherrschen.  „Aber  das  Ergebnis,  das 
jeder  Augenblick  (im  Geschichtsverlauf  H.  C.)  darbietet,  hängt  von 
dem  ab,  was  die  voraufgegangenen  Augenblicke  aufstellten  und  hat 
wieder  seinen  Einfluß  auf  das  Resultat  der  kommenden  Zeiten."  — 

Alles  im  Entwicklungsprozeß  hat  also  seine  Zeit,  wächst  aus  dem 
Voraufgegangenen  heraus  und  hat  wieder  seinen  bestimmenden  Ein- 
fluß, auf  das  Nachfolgende.  Der  Mensch  kann  diesen  gesetzmäßigen 
Entwicklungsgang  nicht  ändern;  er  vermag  nur  aus  den  früheren 
Stufen  der  Entwicklung  zu  erkennen,  wohin  diese  treibt,  um  die 
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neuen  kommenden  Fortschritte  zu  beschleunigen,  die  „unsere  Natur 
uns  noch  zu  hoffen  erlaubt". 

So  strebt  die  Entwici^lung  einer  immer  höheren  Vervollkomm- 
nung des  Menschen  zu,  oft  langsamer,  dann  in  anderen  Perioden 
wieder  schneller.  Manchmal  scheint  sie  still  zu  stehen  oder  sich 
rückwärts  zu  bewegen.  Doch  das  ist  Selbsttäuschung  —  eine  eigent^ 
liehe  retograde  Entwicklung  gibt  es  nicht.  Und  in  diesem  Ver- 
lauf ist  alles  bedingt  und  kausal  notwendig,  Fort- 
schritt wie  Irrtum.  Es  ist  nicht  richtig,  daß  die  sozialen  Irr- 
tümer im  bisherigen  Entwicklungsgange  hätten  vermieden  werden 
können. 

„Im  Grunde  ßenommen,"  so  sagt  Condorcet  in  der  Kinfiihruim  zu- 
seinem  Tabieau,  „ist  die  Art,  wie  ailKemeine  Irrtümer  sich  bei  den 
Völkern  einschleichen,  ausbreiten,  fortpflanzen,  verewiKen,  auch  ein  Teil 
des  historischen  Gemäldes  der  Fortschritte  des  menschlichen  Verstan- 
des. Wie  die  Wahrheiten,  die  ihn  forthelfen  und  erleuchten,  sind  auch 
sie  notwendige  Folgen  seiner  Tätigkeit  —  Folgen  jenes  immcrblcihen- 
den  Mißverhältnisses  zwischen  dem,  was  er  kennt,  und  dem,  wozu 
Verlangen  oder  Bedürfnis  ihn  antreibt 

Man  kann  sogar  beobachten,  daß  nach  den  allgemeinen  Entwicklungs- 
gesetzen unserer  Geisteskräfte  in  jeder  Epoche  unseres  Fortschritts  be- 
stinmite  Vorurteile  entstehen  müssen,  und  diese  darauf  noch  weit 
über  jene  Epoche  hinaus  ihre  Verführung  und  Herrschaft  erstrecken,  da 
der  Mensch  auch  dann  noch  die  Irrtümer  seiner  Kindheit,  seines  Lan- 
des und  seines  Jahrhunderts  beibehält,  weim  er  bereits  die  nötigen 
Wahrheiten,   um   jene   Irrtümer   abzustreifen,   kennengelernt   hat." 

Und,  so  führt  Condorcet  weiter  aus,  haben  nicht  nur  die  einzelnen 
Epochen  ihre  allgemeinen  Irrtümer,  sondern  innerhalb  der  Gesell- 
schaft haben  auch  wieder  notwendig  die  einzelnen  Klassen  oder 
Stände  ihre  besonderen  Sonderirrtümer,  die  sich  aus  ihrer  Stellung 
im  ganzen  ergeben. 

Condorcet  teilt  demnach  die  ganze  Entwicklung  in  zehn  Epochen. 
Die  erste  Epoche  umfaßt  die  Zeit,  wo  der  Mensch  noch  in  bloßen 
Familiengruppen  lebte,  bis  zur  Herausbildung  von  Gemeinschaften 
(Stämmen,  Dorfschaften  usw.);  die  zweite  reicht  bis  zur  Entstehung 
des  Ackerbaues;  die  dritte  bis  zur  Erfindung  der  Buchstabenschrift; 
die  vierte  bis  zur  Herausbildung  eigentlicher  Wissenschaften  in 
Griechenland  (Sokrates  und  Piaton);  die  fünfte  von  Aristoteles  bis 
zum  Verfall  der  griechisch-römischen  Wissenschaft  (Sieg  des 
Christentums);  die  sechste  bis  zur  Zeit  der  Kreuzzüge;  die  siebente 
bis  zur  Erfindung  der  Buchdruckerkunst;  die  achte  bis  zu  Descartes; 
die  neunte  bis  zur  Gründung  der  französischen  Republik  und  die 
zehnte,  die  1793  heraufsteigt,  wird  endlich  die  sozialen  Ideale  des. 
18.  Jahrhunderts  verwirklichen. 

Auf  die  Einzelheiten  dieser  Darstellung  einzugehen,  ist  im  Rahmen 
dieses  Werkes  nicht  möglich.  Neben  Konstruktionen,  die  nach  dem 
heutigen  Stande  der  ethnologischen  und  sozialhistorischen  Forschung 
als  verfehlt  gelten  müssen,  finden  wir  tiefe  Einblicke  in  den  Entwick- 
lungsprozeß. Besonderen  Einfluß  auf  die  gesellschaftliche  Entwick- 
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lunj^  mißt  Condorcet  der  Herausbildung  primitiver  technischer  Fähig- 
keiten und  der  Entstehung  des  Ackerbaues  zu,  der  zur  Seßhaftigkeit 
und  zur  Bevölkerungsvermehrung  führte  und  im  weiteren  ein  neues 
Eigentumsrecht,  eine  Erweiterung  der  Technik  und  der  Arbeits- 
teilung hervorrief,  so  daß  den  schon  in  der  Epoche  des  Hirtenlebens 
vorhandenen  drei  Klassen  (erstens  Herdenbesitzer,  zweitens  die- 
nende Mitglieder  der  Familiengemeinschaften,  drittens  Sklaven)  sich 
nun  als  vierte  Klasse  die  Arbeiter  (Lohnarbeiter)  und  als  fünfte  die 
Hän^iler  hinzugesellten.  Dieser  Uebergang  zum  Ackerbau  erfolgt 
jedoch  nicht,  wie  zu  Condorcets  Zeit  allgemein  angenommen  wurde, 
dadurch,  daß  die  bisher  mit  der  Viehzucht  beschäftigten  Gemein- 
schaften plötzlich  zum  Ackerbau  greifen,  sondern  in  der  Weise,  daß 
zunächst  nur  die  Frauen  in  der  Nähe  der  Hütten  einige 
wildwachsende  Nahrungspflanzen  anbauen.  Condorcet  sieht 
also  wie  Ferguson  in  der  Frau  die  Erfinderin  des 
Anbaues. 

Wie  manche  richtigen  Anschauungen  jedoch  Condorcet  über  die 
früheren  Stufen  der  Menschheitsgeschichte  entwickelt,  in  seiner 
Schilderung  der  neueren  Zeit  zeigt  er  sich  als  ein  vöUig  in  den  liberal- 
rationalistischen Anschauungen  des  18.  Jahrhunderts  befangener 
Ideologe.  Die  Ansätze  zu  einer  Zurückführung  der  politischen  und 
sozialen  Bestrebungen  auf  die  Wirtschaftsentwicklung  verschwinden 
vollständig;  aller  Fortschritt  erscheint  als  das  bloße  Werk  der  Philo- 
sophie, die  ihrerseits  wieder  als  freies  Ergebnis  eines  vernunft- 
gemäßen Denkens  aufgefaßt  wird.  Ueber  die  liberal-individuali- 
stische Qesellschaftsauffassung  seiner  Zeit  gelangt  Condorcet  nir- 
gends hinaus.  Der  ganze  bisherige  Qeschichtsverlauf  erscheint  ihm 
als  ein  Hinstreben  auf  ein  Ziel:  auf  die  Befreiung  des  Individuums 
aus  den  die  Entfaltung  seiner  persönlichen  Fähigkeiten  hindernden 
gesellschaftlichen  resp.  staatlichen  Beschränkungen,  wie  wir  auch  bei 
Condorcet  die  Anschauung  wiederfinden,  daß  der  Streit  der  Inter- 
essengegensätze in  der  Gesellschaft  etwas  Nützliches  ist,  da  sich 
erst  aus  dem  Widerstreite  als  Fazit  das  „Wohl  aller"  ergibt. 

Seine  zehnte  Entwicklungsepoche,  die  durch  die  französische 
Revolution  eingeleitete  Periode. des  „zukünftigen  Fortschrittes",  stellt 
sich  denn  auch,  der  idealistischen  Verherrlichung  entkleidet,  als  eine 
bloße  Verwirklichung  der  politischen  Grundsätze  der  Girondisten 
dar:  möglichste  Freiheit  der  wirtschaftlichen  Betätigung,  des  Han- 
dels, des  Verkehrs,  der  Religion  und  der  Meinungsäußerung. 

Saint-Simons  Geschichtsauffassung. 

Condorcets  Werk  hat  auf  die  Historiker  seiner  Zeit  nachhaltigen 
Einfluß  ausgeübt,  darunter  vornehmlich  auf  Claude  Henri  de  Saint- 
Simon,  der  in  seiner  Geschichtsbetrachtung  fast  überall  Condorcets 
Spuren  folgt,  aber  auch  Raynals  „Historie  philosophique  et  politique" 
mit  Nutzen  studiert  hat.  Viele  Ausführungen,  die  Saint-Simon  den 
Namen    eines    großen    Geschichtsphiiosophen    und    Vorläufers     der 

160 


Marxschen  materialistischen  Geschichtsauffassung  verschafft  haben, 
erweisen  sich,  bei  genauen  Vergleichen  lediglich  als  Variationen  oder 
Erweiterungen   Condorcetscher   oder   Raynalscher   (jcdankengänge. 

Wenige  nachrevolutionäre  Oesellschafts-  und  (jcschichtstheore- 
tiker  sind  so  überschätzt  worden  wie  Saint-Sinion.  Seit  das 
Kommunistische  Manifest,  irregeleitet  durch  die  Anschauungen  der 
Enfantin-Saint-Simonistischen  Schule,  Saint-Simon  unter  die  großen 
sozialistischen  Utopisten  eingereiht  und  den  Satz  geprägt  hat: 
„Die  eigentlich  sozialistischen  und  konnininistischen  Systeme  Saint- 
Simons,  Fouriers,  Owens  usw.  tauchen  auf  in  der  ersten  unent- 
wickelten Periode  des  Kampfes  zwischen  Proletariat  und  Bour- 
geoisie", gilt  Saint-Simon  als  großer  Utopist,  in  Wirklichkeit  ist  er 
weder  Utopist  noch  Sozialist.*)  Daß  Saint-Simon,  weiui  er  sich 
auch  über  die  kommende  industrielle  Wirtschaftespoche  allerlei 
sonderbaren  Illusionen  hingibt,  nicht  als  Utopist  gelten  kann,  hat 
Dr.  Friedrich  Muckle  in  seinem  Buch  „Henri  de  Saint-Simon,  die 
Persönlichkeit  und  ihr  Werk*'  (Jena  1908)  nachgewiesen,  doch  gilt 
ihm  Saint-Simon  immer  noch  als  großer  Sozialist.  Dr.  (justav  Eck- 
stein läßt  jedoch,  wie  anerkannt  werden  muß,  in  seiner  Abhandlung 
„Der  alte  und  der  neue  Saint-Simon"  (II.  Band  des  „Archivs  für  die 
Geschichte  des  Sozialismus  und  der  Arbeiterbewegung",  S.  423  ff.) 
auch  diese  alte  Auffassung  fallen,  und  erklärt,  daß  Saint-Simon  nicht 
nur  kein  Utopist,  sondern  noch  weniger  Sozialist  gewesen 
sei  (S.  426).  Durchaus  richtig,  denn  weder  erstrebte  Saint-Simon 
die  Vergesellschaftung,  Verstaatlichung  oder  Kommunalisierung  der 
Produktionsmittel,  noch  die  Abschaffung  des  Lohnsystems,  noch  eine 
gewisse  Gleichheit  des  Bodenbesitzes  und  der  Unterhaltungsmittel. 
Man  muß  schon  in  jedem  fortschrittlichen  Streben  nach  einer  Hebung 
der  Lebenslage  der  unteren  Volksschichten  Sozialisnuis  sehen,  wenn 
man  Saint-Simon  zu  den  Sozialisten  oder  gar  Konnnunisten 
zählen  will. 

Aber  beide,  Muckle  wie  Eckstein,  betrachten  Saint-Simon  noch 
als  hervorragenden  Geschichtstheoretiker  seiner  Zeit,  wenn  auch  in 
dieser  Beziehung  Eckstein  entschieden  nüchterner  und  schärfer 
urteilt  als  Muckle,  der  sich,  wie  das  so  oft  von  Biographen  geschieht, 
in  seinen  Helden  verliebt  hat.  Vergleicht  man  die  angestaunten 
historischen   Ausführungen   Saint-Simons   mit    der   sozialphilosophi- 

*'  Später    hat    Marx    die    Bedeiitiinß    von    Saint-Simon    als    sozialistischen  Theoretiker    weit 
kritischer  beurteilt.     Im  „Kapital"  (.^.  Band.  2.  Teil  S.   14-4)  heiOt  es: 

„Ganz  wie  der  cultivateur  bei  den  Physiokratcn  nicht  den  wirklichen  Landbauer.  sondern 
den  Uroßpächter  bedeutet,  so  der  travailleur  bei  Saint-Simon,  und  immer  noch  durchlaufend 
bei  seinen  Schülern,  nicht  den  Arbeiter,  sondern  den  industriellen  und  kommerziellen  Kapi- 
talisten  

.  .  .  Man  muß  überhaupt  nicht  verjjessen.  daß  erst  in  seiner  letzten  Schrift,  dem  „Nouvcau 
Christianismc",  Saint-Simon  direkt  als  Wortführer  der   arbeitenden  Klasse    auftritt  und    ihre 
Emanzipation    als  Endzweck    seines  Strebens   erklärt.     Alle  seine   früheren  Schriften    sind  in 
der  Tat  nur  Verherrlichung  der  modernen  hiirRerlichen  Gesellschaft  Regen  die  feudale,  oder 
der  Industriell'^n  und  Bankiers  ReRen  die  Marschälle  und    juristischen  Qesetzfabrikanten  der 
Napoleonischen  Zeit.  \\  elcher  Unterschied,  verRlichen  mit  den  Rleichzeitigen  Schriften  Owens  !** 
Damit  hat  Marx   unzweifelhaft  recht.     Freilich  Engels  füRt  hinzu,  daß  Marx  später  sein  Urteil 
modifiziert  haben  dürfte,  da  er  nur  „mit  BewnnderunR   vom  (lenie  und  enzyklopädischen  Kopf 
Saint-Simons"  Resprochen  hätte.     Das  maR  sein,    beweist  aber  nicht,  daß  Marx  ihn    als    einen 
sozialistischen  Ik>nker  betrachtet    hat.     Auch    ohne    in    Saint-Simon    einen    Rroßen    sozia- 
listischen Utopisten  oder  Qeschichtstheoretiker  anzuerkennen,  kann  man  ihn  als  einen  enzyklo- 
pädischen Kopf  bewundern. 
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sehen  Literatur  der  Revolutionszeit  und  der  naehfol^enden  beiden 
Jalirzehnte,  erkennt  man  bald,  daß  Saint-Simons  ^esehichtstheore- 
tisehe  Ausfülirunk'en  meist  nur  einen  reeht  mäßigen  Ansprueh  auf 
Originalität  haben.  Er  fü^t  oft  in  die  CiedankenK^än^e  seiner  Vor- 
gänger nur  ein  neues  Glied  ein.  Sein  Verdienst  besteht  weit  mehr 
darin,  andere  Anschauungen  aufgenommen,  sich  assimiliert  und  mit 
rastlosem  Eifer  in  bestimmter  sozialreformatorischer  Richtung 
propagiert  zu  haben  als  in  der  Erfassung  neuer  sozialgeschichtlicher 
Probleme.  — 

Wie  Condorcet  erblickt  auch  Saint-Simon  in  der  geschichtlichen 
Entwicklung  einen  ständigen  Fortschritt  des  Geistes.  Dieser  Geistes- 
fortschritt vollzieht  sich  gesetzmäßig,  d.  h.  die  nachfolgenden  Ent- 
wicklungsstufen sind  durch  die  voraufgegangenen  ursächlich  bedingt 
und  können  nicht  nach  Belieben  geändert  werden;  sie  sind  kausal 
notwendig.  Deutlich  heißt  es  in  seiner  Schrift  der  „Organisateur" 
(Oeuvres  de  Saint-Simon  et  d'Enfantin,  Paris  1865/78,  XX.  Band, 
S.  118): 

„Zu  keiner  Zeit  hat  die  Vervollkommnungsentwicklung  einen  Weg 
genommen,  der  von  vornherein  von  einem  genialen  Menschen  vorge- 
zeichnet und  von  der  iVlasse  angenommen  wäre.  Das  ist  durch  die 
Natur  der  Dinge  selbst  auch  völlig  ausgeschlossen;  denn  das  höhere 
Gesetz  des  Fortschreitens  zwingt  und  beherrscht  alles.  Die  Menschen 
sind  für  dieses  nur  Werkzeuge.  Obgleich  diese  Macht  von  uns  selbst  her- 
rührt (d.  h.  ein  Ausfluß  des  Menschengeistes  ist.  H.  C.)  liegt  es  doch  nicht 
mehr  in  unserer  Gewalt,  uns  ihrem  Einfluß  zu  entziehen  oder  ihr  Wirken 
zu  beherrschen,  als  willkürlich  die  Urkraft  zu  ändern,  die  unseren  Pla- 
neten um  die  Sonne  kreisen  läßt.  Die  sekundären  Wirkungen  sind  die 
einzigen,  die  wir  zu  beeinflussen  vermögen.  Alles,  was  wir  vermögen, 
ist:  diesem  Gesetz  (unserer  wahren  Vorsehung)  mit  unserer  Kausalitäts- 
erkenntnis zu  folgen,  indem  wir  uns  über  den  Weg  klar  zu  werden  suchen, 
den  es  uns  vorschreibt,  statt  uns  blind  von  ihm  leiten  zu  lassen.  Gerade 
darin  (in  dieser  Einsicht  H.  C.)  besteht,  nebenbei  bemerkt,  der  große 
philosophische  Fortschritt,  der  unserem  gegenwärtigen  Zeitabschnitt 
vorbehalten  geblieben  ist." 

Die  Entwicklungsphasen  folgen  demnach  in  gesetzmäßiger  Not- 
wendigkeit aufeinander  und  können  durch  geniale  Einfälle  oder 
Willenshandlungen  nicht  beliebig  geändert  werden;  nur  die  sekun- 
dären Wirkungen  lassen  sich  durch  menschlichen  Willen  beein- 
flussen; d.  h.  man  kann  die  Wirkungen  der  Geistesfortschritte  auf 
das  gesellschaftliche  Leben  erkennen  und  der  Bewegungsrichtung 
entsprechend  bestimmte  Maßregeln  treffen,  welche  die  Durchführung 
des  Notwendigen  erleichtern  oder  bestimmte  Wirkungsfolgen  auf- 
heben bezw.  ablenken  oder  einschränken.  Man  kann  also  den  Gang 
der  Entwicklung  zwar  nicht  in  ganz  andere  Bahnen  lenken,  wohl 
aber  kann  man  den  sozialen  Fortschritt,  indem  man  ihm  Hindernisse 
aus  dem  Wege  räumt,  erleichtern  und  beschleunigen,  und  man  kann 
ferner,  indem  man  entsprechende  Gegenmaßnahmen  trifft,  schädliche 
Wirkungsfolgen  zweiten,  dritten  Grades  abschwächen  oder  hindern. 
So  erklärt  denn  auch  Saint-Simon  wiederholt:  „Den  Gang  des 
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MenschenKeistes  zu  begreifen,  um  sodann  für  die  Vervollkommnung 
der  Zivilisation  zu  arbeiten,  das  war  der  Zweck,  den  ich  mir  setzte." 

Veranschaulichen  wir  uns  diese  Auffassunjj:  an  einem  Beispiel.  Der 
Fortschritt  des  üeisics  bewirkt  in  seiner  Wirkun.iC  auf  das  Wirt- 
schaftsleben der  Völker  die  Entstehung  besonderer  technischer 
Fertigkeiten,  und  diese  wieder  führen  zu  bestimmten  Eigentums- 
gestaltungen, die  nun  ihrerseits  wieder  das  politische  Streben  und 
Leben  dieser  Völker  beeinflussen:  eine  Vorstellung,  die  wir  schon 
bei  Condorcet  vorfinden,  von  dem  sie  Saint-Simon  wahrscheinlich 
nur  entlehnt  hat  (wie  vorhin  schon  erwähnt,  tritt  sie  auch  in 
Barnaves  Auffassung  deutlich  hervor).  Das  eigentlich  Wirkende  ist 
also  der  menschliche  (leist,  der  in  seinem  Fortschreiten  den  Men- 
schen zur  Erfindung  technischer  Künste  und  ihrer  Anwendung  führt, 
woraus  sich  dann  als  Folge  besondere  Eigentumsformen  ergeben. 
In  diesen  Eigentumsformen  sieht  nun  aber  Saint-Simon  nicht  die  not- 
wendige historische  Folge  einer  bestimmten  Phase  des  geistigen  Fort- 
schritts, nicht  historisch  gegebene  Wirkungen,  die,  solange  eben  ihre 
geistige  und  technisch-ursächliche  Bedingtheit  fortbesteht,  sich  nicht 
beliebig  ändern  lassen  und  die  erst  dann  verschwinden  können,  wenn 
der  „Fortschritt  des  Geistes"  sie  bereits  bis  zu  gewissem  Grade 
überholt  hat  —  er  schließt  vielmehr  einfach  daraus:  hat  aber  solche 
Eigentumsgestaltung  tatsächlich  auf  das  politische  Leben  gewisse 
Wirkungen,  nun  dann  gilt  es,  diese  Wirkungen  zu  erkennen  und  dar- 
auf die  Eigentumsordnung  so  zu  gestalten,  daß  sie  das  politische 
Leben  eines  Volkes  in  gewollter  günstiger  Weise  beeinflußt.  So  heißt 
es  z.  B.  in  seiner  Abhandlung  über  die  Industrie  („Oeuvres",  19.  Band 
S.  43):  „Das  Gesetz,  welches  Eigentum  festsetzt,  ist  das  wichtigste 
von  allen.  Es  ist  die  Grundlage  des  sozialen  Gebäudes.  Jenes  Ge- 
setz, das  über  die  Teilung  der  Macht  entscheidet  und  deren  Aus- 
übung regelt,  ist  nichts  als  ein  sekundäres  Gesetz.  Das  Eigentum 
muß  derart  konstituiert  sein,  daß  der  Eigentümer  veranlaßt  wird,  es 
möglichst  produktiv  wirken  zu  lassen." 

Und  an  anderer  Stelle  (Bd.  19  S.  82)  heißt  es:  „Man  darf  deshalb 
jedoch  nicht  annehmen,  wir  wollten  sagen,  das  Gesetz,  das  die  Macht- 
teilung festlegt  (d.  h.  das  Verfassungsgesetz  H.  C),  sei  nicht  von 
wesentlicher  Bedeutung.  Wir  sind  weit  entfernt  davon,  solche  Ket- 
zerei auszusprechen.  Zweifellos,  die  parlamentarische  Regierung 
ist  anderen  durchaus  vorzuziehen;  aber  sie  ist  doch  nichts  als  eine 
Form;  während  die  Eigentumsgcstaltung  die  eigentliche  Grundlage 
ist.  Es  ist  demnach  die  Eigentumsverfassung,  die  in  Wirklichkeit  die 
Basis  des  Gesellschaftsgebäudes  abgibt.  Die  wichtigste  entschei- 
dende Frage  ist  also  unserer  Meinung  nach,  wie  das  Eigentum  zum 
Wohl  der  ganzen  Gesellschaft  beschaffen  sein  muß,  sowohl,  was  die 
Freiheit,  als  was  den  Reichtum  anbetrifft." 

Mit  anderen  Worten,  es  kommt  bei  der  Durchführung  des  kom- 
menden industriellen  Systems  vornehmlich  darauf  an,  das  Eigentum 
so  zu  gestalten,  daß  es  sich  den  Anforderungen  dieses  Systems  mög- 
lichst anpaßt.  Wie  denn  auch  Saint-Simon  an  anderer  Stelle  sagt 
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(Rodri^aics'  „Oeuvres",  II,  S.  63),  daß  die  Erhaltung  des  Eigentums 
das  große  Ziel  der  Politik  sein  müsse,  denn  vom  Eigentum  hängt 
nach  seiner  Ansicht  der  Bestand  der  Gesellschaft  ab,  —  aber  die  Er- 
haltung eines  auf  bürgerlichem  Erwerb  beruhenden  Eigentums,  nicht 
des  feudalen  Besitzes. 

Wenn  demnach  Sozialphilosophen,  wie  Paul  Barth,  in  Saint-Simon 
den  eigentlichen  Begründer  der  Marxschen  materialistischen  Ge- 
schichtsauffassung sehen,  so  beweisen  sie  nur,  daß  sie  weder  Saint- 
Simons,  noch  Marxens  Geschichtstheorie  begriffen  haben.  Für 
Saint-Simon  ist  die  Wirtschaftsweise  durchaus 
nicht  das  Primäre,  das  die  Ideologie  einer  Zeit  be- 
stimmt, sondern  das  Primäre  ist  der  Geist,  richtiger 
die  Geistesrichtung  einer  Zeit,  die  im  weiteren  Verlauf  eine  bestimmte 
Art  der  Wirtschaftsinstitutionen  hervorruft,  welche  dann  ihrer- 
seits wieder  das  öffentliche  Leben,  speziell  die  Politik  beeinflußt. 
Die  ökonomischen  Verhältnisse  wirken  also,  um  Saint-Simons  eigene 
Ausdruckweise  zu  gebrauchen,  nur  „Sekunda  r".  Sie  sind  ge- 
wissermaßen nur  ein  Zwischenglied  in  der  Reihenfolge  der  durch  den 
Fortschritt  des  Geistes  ausgelösten  Wirkungen.  Deshalb  fällt  es 
Saint-Simon  auch  gar  nicht  ein,  die  Geistesströmungen,  z.  B.  die 
philosophischen,  moralischen,  religiösen  Anschauungen  seiner  Zeit, 
aus  den  Wirtschaftsverhältnissen  erklären  zu  wollen,  selbst  jene  be- 
scheidenen Anfänge,  die  wir  bei  Raynal  finden,  fehlen  bei  Saint- 
Simon.  Doch  führen  nach  seiner  Auffassung  nicht  etwa  die  ein- 
zelnen Anschauungsgebiete  ein  Sonderleben;  alle  sind  vielmehr  Teile 
des  Geisteslebens  einer  Zeit,  unterstehen  dem  Gesetz  des  Fortschritts 
und  beeinflussen  einander;  alle  müssen  also  auch  dem  jeweiligen 
fortschreitenden  Gang  des  menschlichen  Geistes  folgen,  sich  ihm 
„koordiniere  n",  wenn  sie  nicht  mit  ihm  und  untereinander  in 
Konflikt  geraten  sollen. 

Saint-Simons  Ansichten  über  die  Entwicklung  der  Religion. 

Am  deutlichsten  ergibt  sich  das  aus  Saint-Simons  Aeußerungen 
über  die  Religion.  Wie  er  meint,  sind  die  älteren  Religionen  sämtlich 
aus  dem  Intellekt,  aus  der  religiösen  Spekulation  der  Priesterschaf- 
ten herausgewachsen,  aber  im  Einklang  mit  dem  Wissen  ihrer  Zeit, 
weshalb  sie  auch  eine  allseitige  Festigkeit  bekundeten  und  das  öffent- 
liche Leben  günstig  beeinflußten.  Dann  trat  die  von  Gott  selbst  ge- 
gründete und  von  ihm  mit  einem  göttlichen  ewigen  Moralprinzip  aus- 
gestattete christliche  Kirche  auf  und  überwand  ebenso  den  von  So- 
krates  begründeten  Theismus  wie  die  römische  Volksreligion.  Da 
die  katholische  Kirche  das  höchste  Erzeugnis  des  Geistes  zur  Zeit 
des  frühesten  Mittelalters  darstellte,  wurde  sie  eine  enorme  gesell- 
schaftbildende, den  menschlichen  Fortschritt  fördernde  Kraft,  die  die 
bekehrten  Völker  zu  einer  großen  Kulturgemeinschaft  zusammen- 
schmiedete. Ihre  Bedeutung  wuchs  noch  mehr,  als  Karl  der  Große 
die  geistige  Gewalt  von  der  weltlichen  trennte  und  dadurch  eine  wei- 
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tere  Vorbcdinsiin^  zur  Förderung:  der  allj2:emcinen  Menschlieitsinter- 
essen  durch  den  Katholizismus  schuf.  Der  Katholizismus  wurde  nun 
zur  Pflegerin  von  Kunst,  Wissenschaft,  Gewerbe  und  Mildtätigkeit. 
Doch  dann  trat  eine  Aenderung  ein.  Die  Wissenschaften  wuchsen 
über  die  Lehren  der  Kirche  hinaus,  die  dadurch  mehrmals  in  einen 
(jcKensatz  zu  dem  Fortschritt  des  Geistes  selanj^te.  Kopernikus  riß 
mit  seiner  Lehre  den  mittelalterlichen  Menschen  aus  seiner  I^e- 
fan^enheit  heraus  und  vernichtete  das  ganze  „wissenschaftliche  Ge- 
rüst der  christlichen  Relij;ion".  Baco,  Descartes,  Locke,  Galilei,  New- 
ton und  andere  setzten  die  Zerstörung  fort.  So  ist  die  christliche  Re- 
ligion in  eine  grolle  Krise  geraten;  aus  der  sie  nur  der  Uebergang  zu 
einer  neuen  höheren  Religion,  zum  neuen  C  h  r  i  s  t  e  n  t  u  m  ret- 
ten kann,  das,  „wie  ehemals  das  Urchristentum  durch  die  Gewalt  der 
Moral  und  die  Allmacht  der  öffentlichen  Meinung  gestützt,  geschützt 
und  gefördert  wird". 

Dieses  neue  Christentum  bedarf  nicht  minder  als  das  alte  seiner 
Hierarchie,  seiner  Sittenlehre,  seines  Kultus  und  seiner  Dogmen,  die 
demnächst  darzulegen  Saint-Simon  in  seinem  „Nouveau  Christia- 
nisme"  mit  folgenden  Worten  verspricht: 

„Ich  werde  für  die  neuen  Christen  ein  Glaubensbekenntnis  formulieren. 
Ich  werde  zeigen,  daß  diese  Religion  die  einzige  soziale  Lehre  bildet,  die 
dem  gCRenwärtigcn  Zustand  der  Geisteskultur  und  der  Zivilisation 
Kuropas  entspricht.  Ich  werde  beweisen,  daß  die  Amiahnie  dieser  Lehre 
das  einzige  Mittel  bildet,  um  auf  die  beste  und  friedlichste  Weise  die 
ungeheuren  Uebelstände  zu  beseitigen,  die  iliren  Ursprung  dem  Verfall 
der  Keistigen  Gewalt  infolge  des  Vordringens  der  physischen  seit  dem 
15.  Jahrhundert  verdanken,  und  um  dieser  weiterhin  Einhalt  zu  gebieten, 
durch  eine  Reorganisation  der  geistigen  Gewalt  auf  neuen  Grundlagen 
sowie  durch  ihre  Stärkung  in  dem  Maße,  daß  sie  die  unbegrenzten  An- 
sprüche der  weltlichen  Gewalt  zu  zügeln  vermöge.  Ich  werde  endlich 
noch  beweisen,  daß  die  Annahme  des  neuen  Christentums  ebcnsow^ohl 
die  Arbeiten,  die  sich  auf  die  allgemeinen,  wie  jene,  die  sich  auf  die  Ver- 
vollkonmuning  der  besonderen  menschlichen  Kenntnisse  beziehen,  an  die 
Spitze  bringen  und  so  den  Fortschritt  der  Zivilisation  unendlich  mehr 
fördern  wird  als  irgendeine  andere  Maßregel." 

Als  hochsittlichen  Hauptsatz  dieser  neuen  Religion,  der  er  den 
Namen  „Physizismus"  beilegt,  nennt  Saint-Simon  die  Forderung: 
„Der  Mensch  soll  arbeiten!" 

Von  einer  materialistischen  Geschichtsauffassung  ist  in  allen  diesen 
Darlegungen  nichts  zu  spüren.  Jene  Gelehrten,  die  in  Saint-Simon 
einen  Vormarxisten  sehen,  lassen  sich  dadurch  verleiten,  daB  er  ver- 
schiedentlich auf  wirtschaftliche  Verhältnisse  und  ihre  große  Bedeu- 
tung für  das  politische  Leben  hinweist,  aber  nirgends  geht  in  seiner 
Auffassung  des  sogen,  ökonomischen  Faktors  Saint  -  Simon  über 
Condorcet  oder  Raynal  hinaus,  wemi  er  auch  ihren  Beispielen  neue 
hinzufügt.  Demiurg  aller  geschichtlichen  Fortschritte  ist  ihm  der 
Intellekt,  der  sich  freilich  nicht  lediglich  durch  eigenen  Antrieb  aus 
sich  selbst  heraus  entwickelt,  sondern  durch  das  Streben  der  Men- 
schen, ihre  physischen  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  mannigfache  An- 
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rc.t(iin.i^en  erfährt,  besonders  auf  den  niederen  Kntwicklun^sstufen. 
Die  Wirtschaftsverhältnisse  sind  lediglich  Mittelglieder 
in  der  Kausalreihe  der  Wirkungen  des  Intellekts. 
Manche  dieser  wirtschaftlichen  Einflüsse  hat  iibrij^ens  Raynal  viel 
besser  als  Saint-Sinion  erkannt,  z.  B.  wenn  Raynal  die  Stellun?:- 
nahme  der  katholischen  Kirche  zur  Sklaverei-  und  Leibeigen- 
schaftsfrage im  Mittelalter  durch  ihre  Eigenschaft  als  feudale 
Machtinstitution  bedingt  sein  läßt,  während  Saint-Simon  den 
alten  Kirchenvätern  und  ihren  Morallehren  mit  einer  geradezu  naiven 
Bewunderung  gegenübersteht  und  von  dem  engen  Zusammenhang 
dieser  Lehren  mit  dem  Wirtschaftsgetriebe  des  Mittelalters  und  mit 
der  Stellung  der  Kirche  inmitten  dieses  Getriebes  nichts  begreift, 
vielmehr  in  der  älteren  Kirche  nur  eine  rein  .geistige  Macht  sieht. 

Saint-Simon  und  Condorcet. 

Ebensowenig  ist  die  Einteilung  des  Qesamtentwicklungslaufes  in 
eine  Reihe  Entwicklungsstufen,  wie  oft  behauptet  worden  ist,  und 
deren  Charakteristik  eine  hervorragende  Leistung  Saint-Simons. 
Wie  sich  bei  näherem  Vergleich  zeigt,  ist  Saint-Simons  Einteilung  der 
Condorcetschen  nachgebildet.  Allerdings  unterscheidet  Saint-Simon 
mehr  Entwicklungsepochen  in  der  Geschichte  der  Menschheit  als 
Condorcet.  Die  erste  Stufe  Condorcets  ist  bei  Saint-Simon  z.  B.  in 
zwei  Teile  gespalten,  ebenso  die  zweite,  nur  die  sechste  Stufe  Saint- 
Simons,  die  der  Alt-Peruaner  und  -Mexikaner,  fehlt  im  Condorcet- 
schen Tableau  ganz,  andererseits  wieder  hat  Condorcet  die  Ent- 
wicklung Griechenlands  über  zwei  Epochen  verteilt  und  mißt  dem 
Einfluß  der  griechischen  Geistesfortschritte  auf  die  Nachwelt  weit 
höhere  Bedeutung  zu  als  Saint-Simon. 

Im  einzelnen  muß  freilich  zugegeben  werden,  daß  Saint-Simon  in- 
sofern seinen  Vorgänger  überholt  hat,  als  er  die  Forschungsresul- 
tate der  Völkerkunde  bei  seiner  Charakterisierung  der  frühesten  Ent- 
wicklungsstufen gründlicher  berücksichtigte  und  die  Religionsent- 
wicklung, die  Condorcet  von  seinem  atheistischen  Standpunkt  aus  als 
eine  geistige  Verirrung  galt,  mit  in  Betracht  zog.  Eine  wesentHch 
verschiedene  Grundauffassung  tritt  jedoch  nirgends  hervor.  Nur  in- 
soweit ist  ein  deutlicher  Unterschied  vorhanden,  als  Condorcet  sich 
die  kommende  Zeit  als  eine  Fortsetzung  der  politischen  Freiheiten 
und  philosophischen  Grundsätze  der  großen  Revolution  der  Jahre 
1791/93  denkt,  während  Saint-Simon  die  Herrschaft  einer  Epoche  des 
Industrialismus  heraufsteigen  sieht,  eines  Zeitalters  der  Industriellen, 
das  heißt  aller  nach  damaligen  Begriffen  produktiv  Tätigen,  der  Un- 
ternehmer, Geldkapitalisten,  Kaufleute,  Betriebsangestellten,  Arbei- 
ter, Kleinhandwerker,  Künstler  usw.,  im  Gegensatz  zu  den  großen 
Grundherren,  Geistlichen,  Rentnern  und  sonstigen  „Nichtstuern".  Ver- 
wirklicht findet  Saint-Simon  diese  neue  industrielle  Gesellschaftsfor- 
mation bereits  zum  wesentlichen  Teil  im  England  der  nachrevolutio- 
nären Zeit,  dessen  Verfassung  er  begeistert  preist  und  von  dem  er 
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behauptet,  daß  ihm  kaum  noch  etwas  für  seine  F  r  e  i  - 
heitundOrößezu  tunbleibe. 

Diese  Verschiedenheit  des  sozialen  Zukunftsideals  erklärt  sich 
deutlich  aus  den  verschiedenen  Zeitumständen,  unter  denen  beide 
Sozialphilosophen  schrieben.  Als  Condorcet  sein  Tableau  verfaßte, 
da  triumphierte  die  Revolution,  wenn  auch  die  Qironde  gestürzt  war, 
über  ihre  Gegner  und  so  erschien  ihm,  dem  von  den  radikal-philo- 
sophischen Anschauungen  jener  Zeit  begeisterten  Republikaner,  der 
sichere  Sieg  der  großen  freiheitlichen  (jrundsätze  der  Revolution  als 
gewiß;  als  Saint-Simon  ungefähr  20  Jahre  später  seine  liaupt- 
schriften  niederschrieb,  da  war  der  große  Freiheitstraum  aus- 
geträumt, die  neuentstandene  industrielle  Bourgeoisie?  reckte  und 
streckte  sich,  und  in  Frankreich  schien  eine  ähnliche  Periode  des 
Industrialismus  heraufzusteigen  wie  in  England. 

Der  Fortschritt  über  die  Sozialphilosophen  der  Revolutionszeit 
hinaus  besteht  darin,  daß  wir  noch  bei  diesen  einen  Berge  ver- 
setzenden Glauben  an  den  wunderbaren  Einfluß  der  Gesetzgebung, 
besonders  der  Verfassung,  auf  das  Qesellschaftsleben  finden,  Saint- 
Simon  hingegen  die  Ansicht  vertritt,  die  Güte  einer  politischen  Ver- 
fassung sei  von  sekundärer  Bedeutung,  das  Entscheidende  für  das 
Wohlbefinden  der  Völker  sei  ihre  wirtschaftliche  Lage,  in  erster 
Linie  die  Eigentumsordnung. 

Indes  darf  daraus  nicht  geschlossen  werden,  daß  Saint-Simon 
eine  tiefere  Einsicht  als  die  meisten  seiner  Zeitgenossen  in  die  da- 
malige Klassenschichtung  Frankreichs  und  ihre  wirtschaftlichen  Ur- 
sachen gehabt  hätte.  Wie  weit  er  in  dieser  Beziehung  nicht  nur 
hinter  Marat,  sondern  auch  hinter  Mignet,  ja  selbst  hinter  Turgot 
und  Necker  zurückbleibt,  beweist  schon  die  einfache  Tatsache,  daß 
€r,  befangen  in  J.  B.  Says  ökonomischer  Harmonietheoretik,  unter 
seiner  „industriellen  Klasse"  Unternehmer  und  Arbeiter,  Bankiers  und 
Kleinbauern,  Kaufleute  und  Handwerker  begreift  und  das  Bestehen 
einer  allgemeinen  wirtschaftlichen  Solidarität  unter  ihnen  annimmt. 
Solche  Verkennung  der  Gegensätze  wäre  einem  Marat  ganz  unmög- 
lich gewesen  —  schon  deshalb,  weil  nach  seiner  Ansicht  der  Ar- 
beiter das  Interesse  hat,  seine  Arbeit  (richtiger  Arbeitskraft)  dem 
Unternehmer  oder  Meister  möglichst  hoch  zu  verkaufen,  während 
den  Unternehmer  umgekehrt  das  Interesse  beherrscht,  möglichst 
wenig  Lohn  zu  zahlen  und  möglichst  viel  für  das  Arbeitsprodukt  zu 
erhalten. 

Ueber  die  Anschauungen  ihres  Lehrers  hinausgegangen  sind  in 
mancher  Beziehung  Saint-Simons  hervorragendste  drei  Schüler,  der 
Geschichtsschreiber  Augustin  Thierry,  der  Sozialphilosoph  Saint- 
Armand  Bazard  und  der  Nationalökonom  Michel  Le  Chevalier.  Vor 
allem  hat  Bazard,  der  weit  mehr  Systematiker  als  Saint-Simon  ist, 
manche  Gedankenelemente  seines  Lehrers  ausgebaut.  Er  besaß  eine 
gründlichere  Kenntnis  der  politischen  Oekonomie  und  der  Wirt- 
schaftsentwicklung als  Saint-Simon  und  seine  Darlegungen  über  das 
Eigentum  in  seiner  Bedeutung  für  die  Gesellschaftsformation  zeugen 
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von  außergewöhnlichem  Scharfsinn.  Die  Illusion  Saint-Simons,  die- 
Einführung  des  industriellen  Systems  werde  zu  einer  gewaltigen 
Besserung  des  Loses  der  arbeitenden  Schichten  und  zu  einer  all- 
gemeinen Intcrcssensolidarität  der  ganzen  industriellen  Klasse,  der 
Arbeiter  mit  den  Unternehmern,  führen,  wird  von  Bazard  nicht  geteilt. 
Er  erkennt  den  sich  aus  dem  kapitalistischen  Arbeitsprozeß  ergeben- 
den Gegensatz  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  und  erblickt  im 
Gegensatz  zu  Saint-Simon,  dem  das  industrielle  System  die  große 
Verheißung  der  Zukunft  bedeutet,  in  diesem  nur  ein  Uebergangs- 
system  zu  einer  höheren  Wirtschaftsorganisation,  in  der  die  Pro- 
duktionsmittel gesellschaftliches  Allgemeingut  sind.  Doch  liegt,  wie 
schon  diese  Andeutungen  zeigen,  Bazards  Fortschritt  über  Saint- 
Simon  hinaus  wesentlich  auf  dem  Gebiet  der  Sozialökonomie;  auf 
dem  eigentlichen  geschichtstheoretischen  Gebiet  folgt  er  einfach 
Saint-Simons  Spuren. 

Vicos  und  Paganos  Geschichtsphilosophie, 

Vielleicht  noch  interessanter  als  die  oben  charakterisierten  fran- 
zösischen Schilderungen  des  menschlichen  Entwicklungsganges  sind 
einige  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  im  Anschluß  an  die  Vicosche 
Geschichtsphilosophie  in  Italien  unternommene  Versuche  einer  Dar- 
stellung des  gesellschaftlichen  Entwicklungsprozesses.  Als  das  in 
sich  abgeschlossenste,  bedeutsamste  dieser  Werke  muß  Francesco 
Maria  Paganos  interessante  Schrift  gelten:  »^De  saggi  politici  del 
civile  corso  delle  nazioni,  o  sia,  de  principi,  progressi  e  decadenza 
delle  societä",  zwei  Teile,  Neapel  1783/85  (auch  deutsch  erschienen 
unter  dem  Titel  „Versuche  über  den  bürgerlichen  Lauf  der  Nationen 
oder  über  den  Ursprung,  Fortgang  und  Verfall  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaften", übersetzt  von  Joh.  Gottfried  Müller,  Leipzig  1796). 

Pagano  steht,  wie  im  wesentlichen  die  ganze  historisch-philoso- 
phische Literatur  des  damaligen  Italien,  auf  den  Schultern  Giam- 
battista  Vicos,  trägt  aber  in  dessen  Geschichtsauffassung,  beeinflußt 
durch  die  englische  staatstheoretische  und  geschichtsphilosophische 
Literatur  des  17.  und  18.  Jahrhunderts,  geniale  neue  Gedanken  hin- 
ein. Besonders  hat  Humes  empiristische  Geschichtsbetrachtung  auf 
Pagano  einen  starken  Einfluß  ausgeübt.  Zudem  besitzt  er  eine  un- 
gleich genauere  Kenntnis  der  alten  Geschichte,  besonders  der  römi- 
schen, als  Vico  und  hat  nichts  von  dessen  theologischer  Betrach- 
tungsweise und  Mystik.  Pagano  setzt  sich  vielmehr  in  seinen  Dar- 
legungen oft  rücksichtslos  über  die  Lehren  der  Kirche  hinweg.  Er 
geriet  dadurch  ebenso  wie  sein  Freund  Gaetano  Filangieri,  der  be- 
rühmte Verfasser  der  achtbändigen  „Scienza  della  legislazione"^ 
(„Wissenschaft  der  Gesetzgebung")  wiederholt  in  ernsten  Konflikt 
mit  dem  neapolitanischen  Klerus. 

Nach  Vicos  Auffassung,  wie  er  sie  in  seinem  1725  erschienenen 
Hauptwerk  „Principi  di  una  scienza  nuova  d'intorno  alla  commune 
nature  della  nazioni"  (auch  deutsch  unter  dem  Titel  „Grundzüge  einer 
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neuen  Wissenschaft  über  die  ^^gemeinschaftliche  Natur  der  Völker", 
übersetzt  von  Wilhelm  Ernst  Weber,  Leipzig  1822),  dar^ele^t  hat, 
wird  der  Entwicklungsgang  der  Menschheit  bestimmt  durch  die  sich 
überall  in  gleicher  Richtung  vollziehende  Entwicklung  des  Menschen- 
geistes. Für  Vico  ist  alles  geschichtliche  Geschehen  nichts  anderes 
als  Wirkung  der  Geistesentwicklung,  und  demnach  die  ganze  Welt- 
geschichte eigentlich  nur  ein  allmählicher  Geistesfortschritt,  wie  er 
denn  auch  seine  neue  Wissenschaft  selbst  als  eine  „storia  della  mente 
umana",  eine  „Geschichte  des  menschlichen  Geistes",  bezeichnet. 
Aber  dieser  menschliche  Geist  entwickelt  sich  nicht  willkürlich,  aus 
eigener  Kraft,  sondern  hinter  ihm  steht  als  eigentliches  Agens  die 
göttliche  Vorsehung,  die  ihn  vermittelst  der  Bedürfnisse  der  Men- 
schennatur zum  Fortschritt  leitet  und  führt.  „Gott  leitet",  so  definiert 
Vico  in  seiner  einleitenden  Idee  des  Werkes  selbst  den  Leitgedanken 
seiner  Geschichtsphilosophie,  „den  von  der  inneren  Gerechtigkeit  in- 
folge der  Ursünde  abgefallenen  Menschen  durch  seine  eigenen  Be- 
dürfnisse dahin,  aus  dem  irren  Zustande  tierischer  Vereinzelung  sich 
zum  geselligen  Leben  und  damit  erst  zum  eigentlichen  Menschsein 
zu  erheben,  dessen  Grundbedingung  eben  die  gesellige  Natur  ist." 

Es  ist  im  Grunde  genommen  die  schon  von  Augustin,  dann  in  prä- 
ziserer Fassung  von  Thomas  von  Aquino  vertretene  Geschichtslehre, 
daß  der  ganze  Weltverlauf  sich  nach  göttlicher  Vorsehung  vollzieht, 
aber  nicht  durch  fortwährendes  direktes  Eingreifen  der  göttlichen 
Macht  in  diesen  Prozeß  vor  sich  geht,  sondern  gemäß  der  allen 
Dingen  von  Gott  gegebenen  inneren  Natur.  Da  diese  Natur  dem  Men- 
schen nämlich  von  Gott  in  bestimmter  göttlicher  Absicht  gegeben 
ist,  so  befolgt  der  Mensch,  wenn  er  seiner  Natur  folgt,  damit  zu- 
gleich auch  die  Absicht  Gottes  und  den  göttlichen  Zweck.  Nicht  daß 
jeder  einzelne  oder  jede  Gruppe  (Stamm,  Volk,  Staat)  zu  jeder  Zeit 
im  Sinne  des  Gotteszwecks  handelt,  alle  verfolgen  vielmehr  ihren 
besonderen,  oft  entgegengesetzten  Zweck,  aber  was  sich  schließlich 
als  geschichtliches  Resultat  aus  dem  Gegeneinander  und  Durchein- 
ander ergibt,  das  liegt  doch  auf  dem  Zweckwege  göttlicher  Vor- 
sehung. Vulgär  gesprochen,  nützt  also  die  Vorsehung  gewisser- 
maßen die  Absichten  und  Zweckhandlungen  der  Menschen  dahin  aus,, 
ihre  eigene  höhere  Zweckabsicht  zur  Geltung  zu  bringen  —  und  diese 
Zweckabsicht  besteht  nach  Vicos  Meinung  eben  in  der  Vervollkomm- 
nung und  Wohlfahrt  der  Menschheit. 

So  erklärt  er  denn  auch  im  ersten  Band,  V.  Buch,  Kapitel  4  seines 
Werkes: 

„Sicherlich  haben  die  Menschen  selbst  die  soziale  Welt  zustande  ge- 
bracht; das  ist  der  erste  unbestreitbare  Grundsatz  unserer  (der  Vicoschen) 
Wissenschaft.  .  .  .  Aber  nichtsdestoweniger  ist  diese  Welt  zweifellos 
aus  einem  Geiste  hervorgegangen,  der  oftmals  ganz  verschieden  gewesen 
ist  von  den  Einzelzwecken,  die  sich  die  Menschen  gesetzt  hatten, 
manchesmal  ihnen  geradezu  entgegengesetzt  und  immer  ihnen  überlegen 
war.  Er  benutzte  ledighch  diese  beschränkteren  menschlichen  Zwecke, 
um  höheren  Zwecken  zu  dienen  und  die  Menschheit  auf  Erden  zu  erhalten. 
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So  erKiiiKcn  sich  die  Meiisclicn  in  tierischer  Lust  und  sie  brachten  damit 
die  Kheziicht  zustande,  aus  der  die  FamiMe  entsprang.  So  wollten  die 
Patriarchen  schrankenlos  über  ihre  Klienten  schalten  —  und  es  entstanden 
daraus  die  Städte.  So  wollten  die  Adelsstände  ihre  grundherrlichen 
Rechte  über  die  Plebejer  mißbrauchen  —  und  sie  gerieten  damit  in  die 
Fessel  der  Gesetze.  .  .  ." 

Aus  diesen  Grundprinzipien  seiner  „neuen  Wissenschaft"  leitet 
Vico  zwei  sehr  wichtige  FolKcrunsen  ab.  Erstens  folgert  er,  daß  der 
geschichtliche  Entwicklungslauf  „kein  Spiel  des  Zufalls"  ist,  sondern 
eine  „zusammenhängende  Kette  von  Ursachen  und 
W  i  r  k  u  n  g  e  n",  sich  also  nach  bestimmten  Kausalgesetzen  voll- 
zieht, die  jedoch  nicht  außerhalb  der  göttlichen  Vorsehung  liegen, 
sondern  in  deren  Plan  inbegriffen  sind,  gewissermaßen  als  Mittels- 
faktoren des  allgemeinen  göttlichen  Vernunftzweckes  dienen.  Zwei- 
tens behauptet  er,  daß  sich  überall  der  Entwicklungsgang  der  ver- 
schiedenen Rassen  und  Völker  in  gleicher  Richtung  voll- 
zieht. 

Die  sich  bald  nach  der  Länderentdeckung  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts aufdrängende  Frage:  „Wie  kommt  es,  daß  die  halbzivili- 
sierten und  wilden  Völker  der  bisher  unbekannten  Gebiete  so  viele 
Sitten  und  Gebräuche  haben,  die  denen  der  bekannten  Welt  gleichen 
oder  jenen,  wie  sie  einst  von  unseren  Vorfahren  berichtet  worden 
sind?"  wurde,  zunächst  einfach  damit  beantwortet,  daß  man  frühere 
Berührungen  und  Zusammenhänge  zwischen  den  Völkerschaften  mit 
gleichen  Sitten  annahm  oder  von  gleicher  Abstammung  sprach.  Als 
dann  im  17.  Jahrhundert  mit  der  Zunahme  ethnographischer  und  geo- 
graphischer Kenntnisse  sich  diese  Ansicht  vielfach  nicht  mehr  auf- 
recht erhalten  ließ,  kam  man  mehr  und  mehr  zu  der  Ansicht,  im 
wesentlichen  vollziehe  sich  der  Fortschritt  überall  in  gleicher  Rich- 
tung, da  überall  die  Natur  (die  Naturanlagen)  des  Menschen- 
geschlechts die  gleiche  sei,  also  auch  der  Fortschritt  durch  gleiche 
Triebe  und  innere  Motive  bewirkt  werde. 

Das  ist  auch  Vicos  Ansicht.  Die  Tatsache,  daß  man  bei  Völkern, 
die  miteinander  nicht  bekannt  sind  und  waren,  gleichartige  Ideen 
findet,  beweist  nach  seiner  Auffassung  nur,  daß  dort  gleiche  Ursachen 
oder  Beweggründe  vorhanden  gewesen  sein  müssen,  und  er  findet 
diese  Ursachen  darin,  daß  alle  Menschen  von  der  Vorsehung  mit 
gleichem  „Sinn"  ausgestattet  w^orden  sind,  d.  h.  eine  „gleiche  gemein- 
same Natur"  haben.  Und  zwar  ist  nicht  nur  die  ganze  Naturanlage 
eine  gleichartige,  auch  der  „Sinn  für  menschliche  Bedürfnisse"  ist 
allen  Menschen  gemeinsam,  so  daß  sie  „ohne  alle  Re- 
flexion" gleichartig  empfinden.  Demnach  stellen  sich 
denn  auch  sowohl  im  Naturzustand  wie  auch  im  weiteren  Fortschritt 
zu  höheren  gesellschaftlichen  Stufen  immer  wieder  bei  den  Völkern 
gleichartige,  Befriedigung  heischende  Bedürfnisse  ein  und  bestimmen 
in  gleicher  Weise  Willen  und  Ziel  des  Handelns.  Allerdings  nur  im 
ganzen  ist  die  Entwicklungsrichtung  die  gleiche,  im  einzelnen  findet 
man  mannigfache  Unterschiede,  denn  außer  von  seiner  eigenen  Natur 
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•werden  die  Gedanken,  Empfindungen  und  Willensrek^nn^en  des  Men- 
schen auch  von  der  Natur  seiner  Um^ebun^  („Natur  der  (lebend" 
nennt  sie  Vico)  bestimmt,  und  diese  ist  „eine  andere  auf  Inseln  als 
auf  dem  Festlande,  hier  nämlich  leben  Ackerbauer,  dort  Kaufleute; 
eine  andere  im  heißen,  klaren  a!s  im  kalten,  wolkii^en  Klima,  dort 
werden  nämlich  Menschen  mit  durchdrin;<endem,  hier  solche  mit 
schwerfällij^em  (leiste  geboren". 

Wie  Vico  gilt  auch  Paj^ano  die  gesamte  Menschheitsgeschichte 
kurzweg  als  Geschichte  der  Entwicklung  des  menschlichen  Geistes, 
und  die  Richtung  dieser  Geistesentwicklung  ist  im  ganzen  bestimmt 
durch  die  Natur  des  Menschen,  nur  schaltet  Pagano  im  Gegensatz 
zu  Vico  die  göttliche  Vorsehung  aus  dem  Entwicklungsprozeß  aus. 
Wohl  tritt  in  diesem  Prozeß  auch  nach  seiner  Auffassung  eine  be- 
stimmte Absicht,  die  Richtung  auf  ein  bestimmtes  Ziel,  zutage;  aber 
dieses  Ziel  ist  nicht  gottgegeben,  sondern  naturgegeben. 
„Die  Natur",  so  erklärt  Pagano  kurzweg,  „hat  das  äußerste 
Ziel  und  die  letzten  Endzwecke  bestimm  t." 

Der  Gleichartigkeit  der  Menschennatur  in  allen  Gegenden  ent- 
spricht eine  Gleichförmigkeit  der  ursprünglichen  Denkweise  der 
Menschen,  zumal  sie  in  gleicher  Weise  gemäß  ihren  Trieben  nach 
Selbsterhaltung  trachten.  Doch  ist  damit  keineswegs  gesagt,  daß  die 
Denkweise  der  Menschen  auf  ihren  weiteren  Entwicklungswegen 
dieselbe  bleibt;  sie  wechselt  vielmehr  auf  den  einzelnen  Entwick- 
lungsstufen, da  das  Denken  nicht  nur  durch  die  Geistesveranlagung, 
sondern  auch  durch  die  Lebensverhältnisse  (gesellschaftlichen  Le- 
bensumstände), in  der  der  Mensch  lebt,  sowie  durch  die  Summe 
seiner  Erfahrungen  bestimmt  wird,  und  zwar  versteht  Pagano  dar- 
unter nicht  nur  die  persönlichen  Erfahrungen,  sondern  auch  die  ge- 
sellschaftlich überlieferten  und  übertragenen.  Mit  anderen  Worten: 
die  Denkweise  wird  nicht  nur  durch  die  Veranlagung  des  mensch- 
lichen Geistes,  sondern  zugleich  durch  die  soziale  Umwelt  bestimmt. 
Er  wirft  die  Frage  auf,  warum  die  Menschen  zu  verschiedenen  Ent- 
wicklungszeiten gleiche  Dinge  ganz  verschieden  aufgefaßt  und  beur- 
teilt haben,  und  antwortet  (Erster  Essay,  Kapitel  1): 

„Liegt  der  Grund  nicht  in  VorstellunKsverkniipfunvcen,  die,  da  die 
VorstelluiiKen  verschieden  sind,  ebenfalls  verschieden  sein  müssen?  Und 
diese  Vorstellungen,  entstehen  sie  nicht  aus  den  verschiedenen  Umständen 
und  Lebenslagen,  in  denen  die  Menschen  sich  befinden?  Da  nun  aber 
unter  gleichen  Umständen,  bei  gleicher  La^^e,  in  deren  Mittelpunkt  wir 
gestellt  sind,  die  \'erhältnisse  die  gleichen  sind,  so  werden  auch  unsere 
Vorstellungen  fast  gleich  sein,  und  folglich  wird  ferner  die  Art,  wie  wir 
denkcFi  und  handeln,  notwendig  eine  ganz  ähnliche  sein.  Nach  der  Ordnung 
und  den  Oesetzen  des  Weltalls  aber  kehren  zu  gewissen  Zeiten  die 
gleichen  Umstände  immer  wieder  zurück;  denn  die  Menschen,  die  Gesell- 
schaften wie  alle  Dinge  entwickeln  sich  ständig  nach  denselben  Gesetzen 
auf  die  nämliche  Weise,  utid  immer  stehen  die  äußeren  Dinge  zu  den 
Menschen  in  denselben  Verhältnissen  und  in  gleichen  Beziehungen.  W  eiin 
also  die  Menschen  und  die  Gesellschaften,  die  ebenso  wie  der  einzelne 
derselben   Kntwicklung   unterworfen    sind,    im    Laufe    ihres    notwendigen, 
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iinal)äiRlcrlichcn  Fortschreitens  auf  den  gleichen  Stufen  anlangen,  so 
hal)en  sie  auch  dieselben  Vorstellunjien,  soweit  nicht  diese  durch  das 
verschiedene  Klima  und  besondere  Zufälle  eine  gewisse  Abweichung  er- 
fahren —  Zufälle,  die  zwar  ebenfalls  mit  in  die  große  unveränderliche 
Kette  des  (ianzen  kausal  eingeschlossen  sind,  die  wir  aber  infolge  der 
Beschränktheit  unseres  Verstandes  nicht  auf  bestimmte  (irundprinzipieii 
zurückzuführen  vermögen." 

Demnach  wechseln  zwar  im  Laufe  der  Entwicklung  die  Denk- 
weisen, auf  derselben  Entwicklungsstufe  aber  sind  sie  sich  im  ganzen 
gleich,  wenn  auch  im  einzelnen  durch  besondere  lokale  Einflüsse  Ab- 
weichungen vorkommen  mögen.  Deshalb  ist  es  denn  auch  nach 
Pagano  ganz  selbstverständlich,  daf^  wir  bei  Völkerschaften  ganz 
verschiedener  Gegenden,  die  nie  miteinander  in  Berührung  gestanden 
haben,  gleiche  Vorstellungen  und  Anschauungen  finden,  nämlich 
dann,  wenn  sie  in  ihrem  Entwicklungsgang  dieselbe 
Stufe  erreicht  haben  und  demnach  unter  gleichen 
gesellschaftlichen  Umständen  leben. 

Daraus,  daß  sich  die  Entwicklung  in  gleicher  Richtung  vollzieht,, 
ergibt  sich  aber  auch  zugleich,  daß  sie  „bestimmten  Regeln  unter- 
worfen ist",  also  gesetzmäßig  verläuft.  Erst  durch  solche  philoso- 
phische Betrachtung  der  Geschichte  als  eines  streng  gesetzmäßigen 
Verlaufes  wird  sie  eine  wirkliche  Wissenschaft,  eine  „ebenso  scharf 
erweisUche  Wissenschaft,  wie  es  die  mathematischen  Wissenschaften 
sind": 

„Bisher  eine  bloße  Aufweisung  oft  unnützer  leerer  Worte  und  Begeben- 
heiten, verwandelt  sie  sich  jetzt  in  eine  Kenntnis  der  Entwicklung  des 
menschlichen  Geistes.  Ja,  sie  wird  nicht  nur  geistige  Kenntnis,  sondern 
eine  wahre  Wissenschaft,  die,  entgegen  dem  Glauben  der  gewöhnlichen 
Gelehrten,  sehr  wohl  eines  strengen  Beweises  fähig  ist.  Die  philosophische 
Geschichte  zeigt  uns  Beständigkeit  und  gleichförmigen  Gang  im  Ent-^ 
Wicklungsverlauf  aller  Nationen,  mochten  sie  auch  noch  so  sehr  durch 
Art  und  Zeit  voneinander  entfernt  sein,  mochte  die  eine  unter  einem 
heißen,  die  andere  unter  einem  kalten  Himmel  leben,  und  mögen  einige 
noch  gegenwärtig  glänzen,  andere  schon  zu  Anfang  unserer  jetzigen  Welt^ 
geschichte  geblüht  haben."  . 

Pagano  als  Vorläufer  Lewis  Henry  Morgans. 

Aber  Pagano  bleibt  bei  der  Aufstellung  solcher  geschichtstheore- 
tischer  Leitsätze  nicht  stehen;  er  versucht,  auf  sie  gestützt,  den 
Ursprung,  Fortschritt  und  Verfall  der  bürgerlichen  Gesellschaften 
(der  Staaten)  zu  schildern.  Ein  höchst  interessanter  Versuch,  der 
weit  über  Condorcets  Problem  hinausgeht  und  in  mancher  Hinsicht 
an  den  gleichen  Versuch  des  amerikanischen  Ethnologen  Lewis 
Henry  Morgan  in  seinem  Werk  „Ancient  society"  (deutsch  unter  dem 
Titel  „Die  Urgesellschaft",  Stuttgart  1891)  erinnert. 

Pagano  geht  nicht,  wie  z.  B.  Ferguson,  von  der  Gesellschaft  aus,< 
sondern  wie  Condorcet  vom  isolierten  Menschen.  Eigentliche  ethno- 
logische Kenntnisse  besitzt  er  nicht,  wohl  aber  erweist  er  sich  überall 
als  vertraut  mit  den  Schriften  der  alten  griechischen  und  römischen 
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Autoren,  und  bei  diesen  sucht  er  denn  auch  Aufschhiß  über  die  Le- 
bensweise der  frühesten  Menschen  im  so^en.  Naturzustand.  Nach 
seiner  Meinung  müssen  die  ersten  Menschen  zerstreut  in  Kroßen  Ur- 
wäldern, „ohne  ramihe",  i^clcbt  haben  wie  Homers  „Lotophaj^en", 
scheue,  friedliche  Blatt-  und  Krautfresser.  Doch  mit  der  Zeit  wurde 
infolge  der  Veränderung  der  Erdgestaltung  und  klimatischer  Ein- 
flüsse der  Mensch  mutiger  und  sein  Trieb  der  Selbsterhaltung  bewog 
ihn,  seine  Nahrungssuche  zu  erweitern:  er  begann  den  wilden  Tieren 
nachzustellen  und  sich,  um  sie  besser  erlegen  zu  können,  mit  Knüp- 
peln, darauf  mit  Keulen,  schließlich  mit  Speeren  zu  bewaffnen:  er 
wurde  Jäger  und  trat  damit  in  die  zweite  Entwickln  ngs- 
periode  der  Wildheit  ein.  Mit  der  Fleischnahrung  steigerte 
sich  jedoch  zugleich  die  üeschlcchtslust;  die  Männer  raubten  sich 
daher  Frauen  (die  Pagano  sich  ebenfalls  als  verstreut  umherschwei- 
fend vorstellt).  Damit  der  Mann  aber  diese  lebende  Beute  zu  be- 
wachen und  an  sich  zu  fesseln  vermochte,  war  nötig,  daß  er  einen 
festen  Zufluchtsort  hatte,  wo  er  sie  gefangenzuhalten  vermochte.  Zu- 
nächst entführte  er  die  Geraubte  nach  Höhlen  und  Erdlöchern,  später 
begann  er  befestigte  eingezäunte  Hütten  zu  bauen.  So  entstand  der 
feste  Wohnsitz  und  die  Familie,  die  sich  bald  dadurch,  daß  die  Söhne 
sich  mit  ihren  geraubten  Frauen  bei  den  Eltern  niederließen,  zur 
patriarchalischen  üroßfamilie  entwickelte. 

Mit  der  Familie  entstand  aber  auch  der  Streit  und  der  Krieg;  denn 
„die  Frau  war  der  erste  Anlaß,  der  den  Kampf  auf  die  Erde  brachte 
und  Mann  gegen  Mann  bewaffnete".  Und  indem  ferner  die 
Schwächeren,  die  sich  selbst  nicht  genügend  schützen  konnten,  sich 
bei  den  Starken  in  deren  Qehöft  oder  doch  in  deren  Nähe  nieder- 
ließen, entstanden  Knechte,  Dienstleute,  Kriegsgefährten,  Schutz- 
befohlene, während  die  im  Kampf  bezwungenen  Kriegsgefangenen  zu 
Sklaven  gemacht  wurden. 

Zeigt  sich  Pagano  in  dieser  Konstruktion  der  ursprünglichen  Entwick- 
lungsstufen noch  völlig  in  jener  naiven  Auffassung  befangen,  wie  sie  zu 
seiner  Zeit  in  Italien  und  Frankreich  gang  und  gäbe  war  —  trotz  Fer- 
guson und  Hume  — ,  so  macht  insofern  Pagano  einen  vielverheißcn- 
den  Fortschritt,  als  er  nun  nicht  nach  alter  Schablone  einfach  an- 
nimmt, die  patriarchalischen  Familien  hätten  sich  zu  einer  staatlichen 
Gesellschaft  zusammengeschlossen  und  eine  Regierung  eingesetzt, 
sondern  zunächst  aus  der  patriarchalischen  Fanülie  eine  auf  Ver- 
wandtschaftsbanden beruhende  Familien-,  Geschlechts- 
II  nd  Stammesorganisation  hervorgehen  läßt.  Das  An- 
wachsen der  patriarchalischen  Familie  führte,  wie  er  in  den  ersten 
Kapiteln  des  zweiten  Bandes  darlegt,  weiter  dazu,  daß  sich  von  den 
Hauptfamilien  Nebenfanülien  loslösten,  die  sich  neben  der  älteren 
Stammfamilic  niederließen,  so  entstanden  Dorfschaften,  die  zugleich 
eine  mehrere  Großfamilien  umfassende  patriarchalische  Fannlien- 
oder  Verwandtschaftsgemeinde  bildeten,  und  indem  von  diesen  Fa- 
miliengemeinden sich  wieder  andere  abzweigten,  entstanden  fanüliäre 
Gaugenossenschaften  und  Stammesverbände,  nicht  durch  bürgerlich- 

173 


politische  Bande,  sondern  durch  Blutsbande  zusammengehalten. 
Beispiele  einer  solchen  verwandtschaftlichen  Organisation  liefern 
nach  Pa^ano  die  alten  (jcrmaiien  mit  ihrer  KintcilunK  in  blutsver- 
wandte Dorf-,  (jau-  und  Stammcs^cmeinschaiten,  besonders  aber  die 
in  Phylen  und  Fhratien  organisierten  alten  Griechen  sowie  die 
Römer  mit  ihren  Tribus,  Curien  und  Centurien. 

Solche  auf  blutsverwandtschaftlicher  OliederunK  beruhenden  Or- 
jcanisationen  können  jedoch  nach  Paj^anos  Ansicht  noch  nicht  als 
eigentliche  bürgerliche  oder  vollendete  Gesellschaften  gelten.  Sie 
bilden  eine  Zwischenstufe.  Erst  indem  die  Verwandtschaftsverbände 
sich  zu  einem  festen  „gesellschaftlichen  Körper"  zusammenschließen, 
Städte  gründen,  Volksversammlungen,  Verwaltungsbehörden  und 
Regenten  einsetzen,  also  zu  einer  politischen  Verfassung  gelangen, 
treten  sie  aus  dem  barbarischen  Qesellschaftszustand  heraus  und 
werden  zu  eigentlichen  zivilen  oder  zivilisierten  Gesellschaften 
(Staaten).  Demnach  bildeten  die  Gallier  zu  Cäsars  Zeit  noch  keinen 
Staat  und  ebensowenig  die  Hebräer  nach  ihrer  Niederlassung  in 
Kanaan  unter  der  Herrschaft  der  Richter.  Erst  mit  Saul  und  David», 
also  mit  der.  Einsetzung  von  Königen,  gelangten  die  Hebräer  zur 
Staatsbildung.  Gesellschaft  und  Staat  sind  also  nicht  einfach  iden- 
tisch. Schon  vor  der  Staatenentstehung  gab  es  auf  Blutsbanden  be- 
ruhende Gesellschaften.  Die  Staaten  sind  zwar  nach  Paganos  An- 
sicht auch  „Gesellschaftskörper",  aber  eine  erst  auf  verhältnis- 
mäßig später  Entwicklungsstufe  entstandene  besondere  Art  von  Ge- 
sellschaften, die  er  zum  Unterschied  von  den  früheren  Gesellschafts- 
formationen als  politische,  zivilisierte  oder  auch  vollkommene  Gesell- 
schaften bezeichnet. 

Gelangt  Pagano  in  dieser  Hinsicht,  indem  er  der  Staatenbildung^ 
eine  auf  Verwandtschaftsbanden  beruhende  allgemeine  gentilizische 
(geschlechtsgenossenschaftliche)  Gliederung  voraufgehen  läßt,  be- 
reits zu  Erkenntnissen,  die  sich  im  wesentüchen  mit  den  Resultaten 
der  neueren  ethnologischen  Forschung  decken,  so  hinkt  er  in  seiner 
Auffassung  des  Rechts  beträchtlich  hinter  den  englischen  Sozial- 
theoretikern des  18.  Jahrhunderts  her.  Weder  wird  er  die  Fiktionen 
des  römischen  Rechts  noch  die  französischen  Naturrechtslehren  des 
18.  Jahrhunderts  los.  So  greift  er  denn  auch  in  seiner  Erklärung 
und  Begründung  des  persönlichen  Bodeneigentumsrechtes  auf  die 
schon  mehrfach  erwähnte  Naturrechtsauffassung  Lockes  und  Rous- 
seaus  zurück.  Während  Ferguson  von  der  Ansicht  ausgeht,  daß  der 
Bodenbesitz  zunächst  Kollektiveigentum  der  auf  ihm  lebenden  und 
jagenden  Horden  bezw.  Gruppengemeinschaften  ist  und  keineswegs 
mit  dem  Uebergang  von  der  Jagd  zum  Ackerbau  sofort  ein  privates 
Eigentumsrecht,  sondern  zunächst  lediglich  ein  beschränktes 
Nutzungsrecht  entsteht,  das  erst  später  zu  einem  persönlichen  Besitz- 
recht wird,  das  Bodeneigentumsrecht  also  ein  ziem- 
lich spät  entstandenes  historisch-soziales  Recht 
ist,  sieht  Pagano  im  Recht  auf  Bodeneigentum  einen  Ausfluß  des 
natürlichen  Rechtes,  das  dem  Menschen  „angeboren"  ist.  Der 
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Mensch  muß,  so  folgert  er,  sich  nähren,  folglich  hat  er  ein  persön- 
liches Anrecht  auf  die  zu  seiner  Ernährung  nötigen  Naturerzeugnisse; 
er  kann  sich  also  davon  beliebig  aneignen,  was  er  zur  Lebenshaltung 
braucht,  denn  nach  dem  Naturrecht  gehört  es  ihm,  ist  es  sein  Eigen, 
und  zwar  erstreckt  sich  sein  Aneignungsrecht  so  weit,  als  seine  „von 
der  Ordnung  und  den  Gesetzen  der  Welt  beschränkten  natürlichen 
Kräfte  reichen''.  (Anfang  zum  dritten  Essay,  Kapitel  I  und  IL)  Des- 
halb, so  schließt  Pagano  weiter,  konnte  der  Mensch,  als  er  anfing, 
eine  Familie  zu  begründen,  sich  den  nötigen  Platz  für  seine  Familien- 
wohnstätte  aneignen  und  um  diese  Wohnung  herum  zum  Zweck  der 
Erhaltung  seiner  Familie  Feld  und  Weide  in  Besitz  nehmen. 
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Siebentes  Kapitel. 

Die  deutsche  Qeschichtsphilosophie  von 

Iselin  bis  Herder. 

Die  Anfänge  der  deutschen  Kulturgeschichtsschreibung  im  18.  Jahrhundert. 
—  Schlözers  Geschichtsbetrachtung.  —  Anthropogeographische  Anschau- 
ungen. —  Reiigionsgeschichtliche  Versuche.  —  Der  Mensch  als  Natur-  und 
als  Qesellschaftswesen.  —  Jakob  Wegelins  Qeschichtsphilosophie.  — 
Herders  Qeschichtsphilosophie.  —  Herders  Staatsauffassung.       ^ 

Die  Anfänge  der  deutschen  Kulturgeschichtsschreibung  im 

18.  Jahrhundert. 

Die  deutsche  Geschichtsbetrachtung  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  liefert  zu  der  französischen  Qeschichtstheoretik 
jener  Zeit  höchst  interessante  Parallelen,  die  keineswegs  immer 
gegenseitiger  Beeinflussung  entspringen.  Als  Ganzes  genommen  ist 
freilich  die  deutsche  Betrachtung  des  geschichtlichen  Entwicklungs- 
verlaufs im  Vergleich  zu  der  französischen  abstrakt  und  konstruktiv. 
Es  fehlt  ihr  jenes  Verständnis  für  »die  praktische  Staatspolitik,  dem 
wir  in  der  englischen  Historik  und  Sozialphilosophie  begegnen.  Das 
politische  Leben  war  eben  in  England  nicht  nur  viel  umfassender  und 
verbürgerlichter  als  in  den  deutschen  Kleinstaaten,  die  englischen 
Geschichtstheoretiker  und  Geschichtsschreiber  nahmen  zumeist  auch 
selbst  in  hervorragendem  Maße  Anteil  an  der  Staatspolitik  ihrer  Zeit. 

Ein  Unterschied  zeigt  sich  schon  darin,  daß  wenn  auch  von  den 
deutschen  Kulturhistorikern  die  Entwicklungsgeschichte  als  das 
Werk  des  fortschreitenden  Geistes  betrachtet  wird,  doch  dieser  Geist 
vielfach  weit  abstrakter  gedacht  wird  als  bei  den  französischen 
Geschichtstheoretikern.  Ist  er  bei  diesen  meist  völlig  identisch  mit 
dem  menschlichen  Intellekt,  so  gilt  er  den  deutschen  Historikern  noch 
mehrfach  rein  dualistisch  als  ein  vom  menschlichen  Körper  abge- 
trenntes, selbständiges  Geistwesen. 

Das  beste  Beispiel  dafür  liefert  Isaak  Iselin  mit  seiner  „Geschichte 
der  Menschheit"  (Basel  1764).  Der  menschhche  Geist,  als  dessen 
Wirken  sich  die  Geschichte  darstellt,  ist  nach  seiner  Ansicht  etwas 
seltsamer  Natur.  Manchmal  versteht  er  darunter  entsprechend  der 
älteren  dualistischen  Auffassung  eine  vom  Körper  des  Menschen  ab- 
trennbare, selbständige  Seelensubstanz,  dann  aber  wieder  das  Denk- 
vermögen oder  die  bloße  Summe  der  „innerlichen  Empfindungen", 
und  zwar  schöpft  dieser  menschliche  Geist  seine  Gedanken  völlig  aus 
sich  selbst,  nur  insofern,  als  er,  „wenn  auch  über  den  Körper  durch 
seine  Würde  unendlich  erhaben,  einem  Leib  (Körper)  zugeteilt"  ist, 
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findet  eine  BeeinflussuiiK  des  (Jeistes  durch  die  Körperbeschaffeii- 
heit  statt.  Während  die  in  den  letzten  Kapiteln  genannten  Autoren 
in  den  Anschauungen  einer  bestimmten  Zeit  bereits  zum  Teil  den 
Kinfluß  der  Naturumiicbuiii^,  der  sozialen  Lcbcnsbedin.i(uni(en  und 
Lebensbedürfnisse  erkennen,  sieht  Iselin  in  den  Vorstellungen  noch 
reine  GeistesschöpfunKen.  Zwar  ist  er  m  Anlehnung  an  französische 
Vorbilder  der  Ansicht,  daß  die  Gedankenwelt  auch  zum  Teil  \'om 
Klima  und  der  umgebenden  Natur  abhän^iK  ist,  aber  diese  Ab- 
hän^iKkeit  ist  keine  direkte;  sie  erfolgt  vielmehr  auf  dem  Wek^e,  daß 
Hitze,  Kälte,  Luft,  Nahrunj?  usw.  auf  den  Körper  einwirken,  dem- 
nach die  Körperbeschaffenheit  und  damit  zugleich  auch  die  „Sinne" 
verändern  —  die  dann  wieder  auf  die  „innerliche  Empfindung" 
zurückwirken.  Es  ist  im  wesentlichen,  nur  etwas  abgeschwächt, 
die  Ansicht  des  liippokrates,  die  wir  hier  wiederfinden.  Iselins  Auf- 
fassung von  der  Entstehung  der  menschlichen  Vorstellungswelt  läßt 
sich  in  kürzester  Fassung  kaum  besser  charakterisieren  als  durch  den 
Ausspruch,  mit  dem  er  das  19.  Hauptstück  seiner  „Geschichte  der 
Menschheit"  einleitete:  „So  wird  der  Mensch  durch  ein  dreifaches 
Gesetz  beherrscht:  die  Sinne  beleben  die  sanften  Bewegungen  der 
Triebe  und  der  Begierden;  die  Einbildung  entflammt  das  heftige 
Feuer  der  Gemütsbewegungen  und  der  Leidenschaften;  die  Vernunft 
beleuchtet  die  ruhigen  Entschlüsse  des  Willens." 

Für  das  politische  und  wirtschaftliche  Leben,  die  alten  Rechts- 
institutionen und  sozialen  Einrichtungen  primitiver  Völker  hat  Iselin 
nur  ein  sehr  geringes  Verständnis  —  desto  mehr  neigt  er  zu  ab- 
strakten Konstruktionen.  Er  hat  zwar  manche  ethnologischen  Schil- 
derungen gelesen,  aber  ihn  interessieren  nicht  die  realen  Lebensver- 
hältnisse, sondern  die  „Sinne  und  Gefühle"  der  Naturvölker.  So 
konstruiert  er  sich  einfach  den  Menschen  der  niederen  Kulturstufen 
nach  dem  Bilde  des  Kulturmenschen  seiner  Zeit,  d.  h.  er  stattet  ihn 
mit  den  „inneren  Empfindungen"  und  Gedanken  eines  westeuro- 
päischen Durchschnittsphilosophen  des  18.  Jahrhunderts  aus,  nur  daß 
er  die  sogen.  Verfeinerung  der  Sitten  abzieht.  Die  Erkenntnis 
Fergusons,  es  sei  grundfalsch,  sich  den  Menschen  im  Naturzustand 
als  einen  heutigen  Menschen  „abzüglich  unserer  Tugenden"  vorzu- 
stellen, fehlt  ihm  gänzlich. 

Zudem  besitzt  Iselin  keine  eigentlichen  Kenntnisse  der  englischen 
und  französischen  Staatstheoretik  und  Sozialphilosophie  seiner  Zeit. 
Befangen  in  den  Scliöpfungssagen  der  Genesis  will  er  von  einem 
Emporsteigen  des  Menschen  aus  einem  halbtierischen  Naturzustand 
nichts  wissen.  Die  ursprünglichen  Menschen,  meint  er,  müßten 
wenigstens  schon  jenen  Verstand  und  jene  Fähigkeiten  besessen 
haben  wie  die  Samojeden  und  brasilianischen  Indianer.  Das  hindert 
ihn  nicht,  seinen  Lesern  zu  versichern,  daß  der  primitive  Mensch 
lange  im  Zustande  der  Isolierung  gelebt  hätte.  Auch  Mann  und  Weib 
lebten  zunächst  völlig  getrennt,  nur  zum  Zweck  der  Begattung  fanden 
sie  sich  gelegentlich  auf  kurze  Zeit  zusammen.  Trotz  dieser  völligen 
Isolierung  besaßen  die  ersten  Menschen  eine  ausgebildete  Sprache. 
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so  daß  sie  sich  nicht  nur  beim  Zusammentreffen  zu  verständigen^ 
sondern  auch  bereits  in  dieser  Sprache  zu  deni<en  vermochten.  Erst 
später  entstand  durch  Vereiniji^unK  der  bisher  IsoHerten  die  Gesell- 
schaft. Als  Motiv  zur  Vereinii^unj^  gilt  Iselin  das  süße  „Gefühl  des 
Vergnügens"  der  Menschen  aneinander.  Es  führte  zunächst  Mann 
und  Weib  zusammen.  Später  blieben  jedoch,  wie  er  meint,  auch  die 
Nahverwandten  beieinander.  So  entstanden  nacheinander  die  Einzel- 
familie, die  Familiengruppe,  das  Geschlecht,  der  Volksstamm  und 
schließlich,  als  sich  das  Bedürfnis  einer  Regelung  des  Zusammen- 
lebens einstellte,  die  bürgerliche  Gesellschaft  (der  Staat). 

Carl  R.  Hausens  „Versuch  einer  Geschichte  des  menschlichen  Ge- 
schlechts" (Halle  1771),  Christoph  Meiners  „Geschichte  des  Ur- 
sprungs, Fortgangs  und  Verfalls  der  Wissenschaften  in  Griechenland 
und  Rom"  (Lemgo  1781/82)  sowie  Fr.  M.  Vierthalers  fünfbändige 
„Philosophische  Geschichte  der  Menschen  und  Völker"  (Salzburg^ 
1787/94)  kommen,  da  sie  in  theoretischer  Hinsicht  wenig  bedeuten, 
hier  nicht  in  Betracht.  Dagegen  zeigen  sich  bereits  mannigfache 
Fortschritte  über  Iselins  Geschichtsbetrachung  hinaus  bei  Gatterer,. 
Spittler,  Moser,  Schlözer.  Der  spiritualistische  Geistesbegriff  Iselins 
verschwindet.  Zwar  sehen  auch  alle  diese  Historiker  in  der  Ge- 
schichte ein  Werk  des  Geistes,  aber  dieser  Geist  ist  im  wesentlichen 
nichts  anderes  als  die  Vernunft  oder  der  Intellekt.  Und  der  Fort- 
schritt des  Intellekts  vollzieht  sich  nicht  automatisch  aus  sich  selbst. 
Er  bedarf  des  Antriebes  durch  die  menschliche  Bedürfnisbefriedigung; 
auch  entfaltet  er  sich  nicht  nach  Belieben,  sondern  gemäß  den  natür- 
lichen Anlagen  des  Menschen  unter  dem  Einfluß  der  Natur.  Die  Ent- 
wicklungsrichtung ist  demnach  —  wenn  auch  nicht  in  allen  Einzel- 
heiten —  kausal  bestimmt,  nichts  Zufälliges. 

Diese  Kausalzusammenhänge  aufzudecken,  das  ist  die  wichtigste 
Aufgabe  der  Historik,  unter  der  vornehmlich  die  Kultur-  oder  viel- 
mehr die  Zivilisationshistorik  verstanden  wird,  wie  denn  auch  schon 
Johann  Christoph  Gatterer  in  seiner  „Allgem.  historischen  Biblio- 
thek" (I,  S.  85)  erklärt:  „Alles  hängt  aneinander,  veranlaßt  einander,, 
zeugt  einander,  wird  veranlaßt,  wird  gezeugt  und  veranlaßt  und  zeugt 
wieder.  Die  Begebenheiten  der  Vornehmen  und  Geringen,  der  ein- 
zelnen Menschen  und  aller  zusammen,  des  Privatlebens  und  der 
großen  Welt,  ja  selbst  der  unvernünftigen  und  leblosen  Geschöpfe 
und  der  Menschen,  alle  sind  ineinander  verschlungen  und  verbunden." 

Es  ist  denn  auch  nach  seiner  Ansicht  verkehrt,  einzelne  Fälle  des 
kulturgeschichtlichen  Aufbaues  gesondert  für  sich  ohne  Zusammen- 
hang mit  den  anderen  zu  behandeln.  „Es  gibt,"  wie  Gatterer  meint, 
„eigentlich  zu  reden,  nur  eine  Historie,  die  Völkergeschichte".  — 

Der  bedeutendste  historische  Kopf  in  diesem  engeren  Kreise  ist 
jedoch  August  Ludwig  von  Schlözer.  Wie  Gatterer  stellt  auch  er 
der  Geschichte  die  Aufgabe,  den  Nachweis  des  Zusammenhanges 
zwischen  den  geschichtlichen  Erscheinungen  zu  liefern,  „um  den 
heutigen  Zustand  aus  (seinen)  Gründen  zu  erkennen.  „Wir  wollen," 
sagt  er  in  der  Vorstellung  seiner  Universalhistorie  (1772),  S.  1,  „der 
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Geschichte  der  Menschheit  im  Osten  und  Westen  und  dies-  und  jen- 
seits der  Linie,  ihrer  sukzessiven  Entstehung,  Veredelung  und  Ver- 
schUmmerung  auf  allen  ihren  Wegen,  von  Ländern  zu  Ländern,  von 
Volk  zu  Volk,  von  Zeitalter  zu  Zeitalter,  nach  ihren  Ursachen  und 
Wirkungen  nachspüren,  und  in  dieser  Absicht  die  größten  Welt- 
begebcnheiten  durchdenken." 

Deshalb  muß  der  Geschichtsschreiber  vor  allem  sein  Augenmerk 
darauf  richten,  das  Kulturwerden  und  das  politische  Leben  der 
Völker  zu  erforschen.  Biographien  der  Könige  wie  auch  die  chrono- 
logisch genaue  Darstellung  von  Thronveränderungen,  Kriegen, 
Schlachten  usw.  nach  dem  „Geschmack  der  Anno-Domini-Männer" 
des  Mittelalters  sind  ganz  nebensächlich.  Viel  wichtiger  ist  die 
Berücksichtigung  der  Technik,  der  „Erfindungen",  einem  Wort, 
unter  dem  Schlözer  nach  eigener  Erläuterung  alles  versteht,  „was 
einen  erheblichen  Fortschritt  oder  Rückschritt  oder  Rückfall  in  der 
Menschheit  veranlaßt". 

Die  Geschichte  der  Menschheit  ist  ihm  vor  allem  eine  Geschichte 
der  Erfindungen,  wie  denn  für  ihn  auch  mit  dem  Zeitalter  der  großen 
Entdeckungen  und  Erfindungen  ein  neuer,  großer  Abschnitt  in  der 
Geschichte  beginnt.  Er  fordert  daher  auch  von  dem  Historiker,  vor- 
nehmlich die  technischen  Umwälzungen  zu  beachten.  Derjenige  Ge- 
schichtsschreiber handle  am  zweckmäßigsten,  der  „die  Balgereien 
der  Spartaner  mit  den  Messeniern  sowie  die  der  Römer  mit  den 
Volkern  kaum  berührt,  aber  die  Erfindung  des  Feuers  und  Glases 
sorgfältig  erzählt  und  die  Ankunft  der  Pocken,  des  Branntweins,  der 
Kartoffeln  in  unserem  Weltteile  nicht  unbemerkt  läßt,  und  sogar  sich 
nicht  schämt,  von  der  Vertauschung  der  Wolle  mit  dem  Leinen  in 
unserer  Kleidung  mehr  Notiz  zu  nehmen  wie  von  den  Dynastien 
Tssi  Leang  und  Tschin"  (Weltgeschichte  nach  ihren  Hauptteilen  im 
Auszug  und  Zusammenhang,  1785,  S.  70  f.). 

Als  wirkender  Faktor  der  Geschichte  gilt  auch  Schlözer  der  Geist, 
richtiger  Intellekt,  der  nach  seiner  Ansicht  —  dieselbe  Idee,  die  später 
Condorcet  ausspricht  —  eine  „unbegrenzte  Perfektibilität"  besitzt. 
Aber  der  Intellekt  entwickelt  sich  nicht  frei  aus  sich  selbst.  Das 
steigende  Bedürfnis  der  Menschen  nach  Unterhaltsmitteln,  die 
Lebensnot,  gibt  oft  erst  den  Anstoß,  und  zudem  erfolgt  der  Fort- 
schritt in  bestimmter  Richtung  gemäß  den  natürlichen  geistigen  An- 
lagen des  Menschen,  und  da  die  Anlagen  innerhalb  der  ganzen 
Menschheit  im  wesentlichen  gleich  sind  und  ferner  mannigfache  Ein- 
wirkungen der  zerstreuten  Teile  des  Menschengeschlechts  aufein- 
ander stattgefunden  haben  und  noch  stattfinden,  so  verläuft  im 
ganzen  die  menschliche  Entwicklung  einheitlich. 
Es  ist  daher  auch  sehr  wohl  eine  Erkennung  der  Zusammenhänge 
möglich.  Allerdings  im  einzelnen  gibt  es  manche  Abweichungen, 
denn  überall  machen  sich  die  Einflüsse  des  Bodens  und  des  Klimas 
geltend.  Klima,  Boden,  vor  allem  aber  die  vom  Boden  gelieferte 
Nahrungsart  „m  o  d  e  1  n"  die  Völker  und  zwingen  sie  zu  versciiie- 
denen  Arbeits-  und  Lebensweisen. 
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„Der  Boden,"  heißt  es  Weltgeschichte,  S.  62,  „auf  den  sie  der  Zu- 
fall ^geschleudert  hat,  trä^t  diese  oder  jene  Sorte  von  Speisen,  die 
auf  des  sie  (jeniefknden  Leib  und  Seele  wirken.  Das  Klima,  in  dem 
sie  atmen,  macht  sie  träj^^e  oder  tätij^.  Wird  ihnen  ihre  Nahrun;^  allzu 
leicht,  so  versinken  sie  in  Faulheit;  noch  ist  kein  großer  Mann  zwi- 
schen den  Wendezirkeln  aufgestanden.  Wird  sie  ihnen  allzu  schwer,  so 
bleibt  ihnen  keine  Zeit  zum  Denken  über;  sie  werden  nur  rüstige  Wilde." 

Doch  weiß  Schlözer,  daß  das  Klima  nicht  „z  w  i  n  j(  e  t",  daß  der 
Mensch  den  Einflüssen  des  Klimas  nicht  widerstandslos  preisKe^eben 
ist,  und  daß  die  Naturumgebunj^  nicht  nur  den  Menschen  beeinflußt, 
sondern  daß  auch  er  sie  vermittelst  der  erworbenen  Technik  zu  be- 
einflussen vermag,  indem  er  Seen  gräbt,  Kanäle  baut,  Ströme  zu- 
sammenführt und  in  Sandwüsten  leitet  und  diese  dadurch  in  lachende 
Fluren  umwandelt,  Wälder  abholzt,  Sümpfe  entwässert.  Vor  allem 
aber  hat  der  Mensch  dadurch  die  Natur  verändert,  daß  er  die  nütz- 
liche Tier-  und  Pflanzenwelt  der  einen  Erdgegend  in  die  andere  ver- 
pflanzt und  dadurch  „große  Revolutionen"  in  der  Lebens-  und  Er- 
nährungsweise herbeigeführt  hat.  Was  wäre  aus  Großbritannien 
ohne  Schafe  geworden,  was  aus  Deutschland  ohne  sein  Obst,  seine 
Oartenf rächte  und  seine  Qetreidearten? 

Alle  solche  Fortschritte  vermochte  der  Mensch  jedoch  nur  „in 
Qesellschaf  t",  mit  vereinten  Kräften  zu  machen.  Wäre  der 
Mensch  isoliert  geblieben,  würde  er  nie  über  tierische  Verrichtungen 
hinausgekommen  sein.  „Menschheit,"  sagt  er  (Weltgeschichte  nach 
ihren  Hauptteilen,  S.  607),  „fängt  erst  mit  der  Gesell- 
schaft an  .  .  .  was  das  Gehirn  der  Seele  ist,  wird  ein  Mensch 
dem  anderen." 

Die  Sprache  wie  die  Entwicklung  der  Vernunft 
sind  demnach  auch  Ergebnisse  des  gesellschaft- 
lichen Lebens. 

Deshalb  ist  es  nach  Schlözers  Auffassung  auch  unrichtig,  die  heute 
am  niedrigsten  stehenden  Völker  noch  für  Naturmenschen  zu  halten, 
und  ihre  geistigen  Eigenschaften  für  natürliche  zu  erklären.  Auch 
sie  sind  keine  reinen  Naturmenschen  mehr,  sondern  mehr  oder 
minder  gesellschaftlich  „gemodel  t".  „Es  gibt,"  betont  er 
S.  55  seiner  Weltgeschichte,  „keine  Naturmenschen  mehr;  alle  sind, 
teils  mehr  teils  weniger,  künstliche  Wesen,  gemodelt  im  Laufe  der 
Zeit  durch  größere  oder  kleinere  Gesellschaft  und  durch  die  Ein- 
flüsse von  Klima,  Nahrungs-  und  Denkungsart." 

So  ist  der  Mensch  ein  soziales  Wesen  geworden,  in  seinem 
Denken  und  seinen  Sitten  von  seiner  Gemeinschaft  abhängig,  denn 
„die  wenigsten  Menschen  handeln  menschlich,  mit  Bedacht  und 
Ueberlegung;  die  meisten  Menschen  handeln  tierisch  nach  Beispiel, 
d.  h.  sie  ahmen  gedankenlos  nach  .  .  .  Sitten,  Mode,  Beispiel,  Her- 
kommen oder  wie  man  das  Ding  nennen  will,  tyrannisieren  den  ge- 
sellschaftlichen Menschen  gleich  stark,  wenn  schon  unmerklicher,  wie 
Klima,  Herrscher  und  Priester".  (Weltgeschichte  nach  ihren  Haupt- 
teilen, S.  65.) 
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Anthropogeographische  Anschauungen. 

Gleich  Schlüzer  sieht  auch  Johann  Christian  Adelung  in  seinem 
schematischen,  breitspurigen  „Versuch  einer  (jcschichte  der  Kultur 
des  menschlichen  Geschlechts"  (1782)  in  dem  Wachstum  des  In- 
tellekts die  Ursache  der  kulturellen  Kntwickluui^,  die  ihrerseits  wie- 
der die  hauptsächlichste  Grundlage  der  politischen  Geschichte  bildet. 
Und  ebenso  mißt  auch  er  dem  Einfluß  des  Klimas  und  Hodens  oder 
richtiger  des  geographischen  Raumes,  eine  große  Bedeutung  bei. 
Doch  ist  es  nach  seiner  Auffassung  weniger  das  Klima  als  d  a  s  V  e  r  - 
h  ü  1 1  n  i  s  d  e  s  b  e  s  e  t  z  t  e  n  R  a  u  m  e  s  z  u  r  V  o  1  k  s  d  i  c  h  t  e  ,  das 
bestimmend  auf  die  gesellschaftlichen  Institutionen  einwirkt.  Wo 
ein  Volk  weite  Flächen  besetzt  hält  und  die  Möglichkeit  weiterer 
Ausdehnung  und  eines  räumlich  erweiterten  Nahrungserwerbes  be- 
sitzt, wird  es  nie  in  gleichem  Maße  zu  neuen  Fortschritten  und  zur 
Ausbildung  einer  intensiven  Kultur  angehalten,  wie  auf  einem  be- 
schränkten Raum,  z.  B.  in  engen  Tälern,  auf  größeren  Inseln  (voraus- 
gesetzt natürlich,  daß  diese  nicht  von  der  Natur  verwahrlost  sind) 
oder  in  Landgebieten,  die  von  Meeren,  hohen  Gebirgen  oder  Wüsten 
umgeben  sind.  Denn  auf  solchen  engbegrenzten  Gebieten  muß  der 
Mensch  bei  zunehmender  Volksdichte  sich  geistig  und  körperlich  mehr 
anstrengen,  seinen  Unterhalt  zu  finden,  als  dort,  wo  ihm  die  räumliche 
Ausdehnung  oder  Abwanderung  übrig  bleibt.  So  sehen  wir  denn 
gerade  vielfach  in  solchen  begrenzten  (jebieten,  deren  geographische 
Lage  eine  räumliche  Ausdehnung  des  Wohnsitzes  bei  zunehmender 
Bevölkerungsmenge  ausschließt,  „volkreiche"  Ansiedlungen  und  eine 
sorgfältige  Ausnutzung  des  Bodens  entstehen.  Neue  Nahrungswege 
müssen  aufgesucht  werden.  „Volksmenge  im  eingeschränkten 
Raum",  erklärt  daher  Adelung  (Vorrede  S.  11),  „erzeugt  Kultur,  diese 
setzt  alle  Fähigkeiten  des  Leibes  und  Geistes  in  Bewegung  und  macht 
Staaten  mächtig  und  blühend." 

So  entspringt  aus  der  Volksdichte  in  ihrem  Verhältnis  zum  geo- 
graphischen Raum  eine  verschiedenartige  Lebensweise  und  Technik, 
die  dann  ihrerseits  wieder  verschiedene  Sitten  und  Gebräuche,  be- 
sonders aber  verschiedenartige  Rechtsverhältnisse  hervorruft.  So 
heißt  es  S.  34  35: 

„Der  wilde  Jäger  bedarf  eines  großen  Jagdbezirkes  und  der  Nomade 
und  wandernde  Tartar  eines  großen  Raumes  zur  Weide  für  seine  Herden. 
Beide  sind  daher  in  einer  beständigen  Wanderung  begriffen  und  breiten 
sich  auf  allen  Seiten  nach  dem  Maße  aus,  als  ihre  \'crmehrung  zuinnmit. 
Aber  die  Natur  hat  ihre  (Irenzen,  und  Meere,  große  Ströme,  Gebirge, 
Wüsten  und  vorliegende  mächtige  \'()lkcr  hi?idern  die  Ausbreitung,  be- 
sonders in  der  ersten  Kindheit  des  menschlichen  (jeschlechts,  da  die  Not 
noch  nicht  die  Mittel  gelehrt  hat.  diese  Hindernisse  zu  überwinden.  Frei- 
lich lehrt  sie  dieselben  sehr  frühe,  denn  der  sich  selbst  überlassene 
Mensch  waget  und  erfindet  eher  alles,  ehe  er  der  Freiheit,  der  (jleich- 
heit  und  dem  herumwandernden  Leben  entsagt.  Dies  gilt  indessen  mehr 
von  dem  unbiegsamen  Wilden  als  von  dem  nachgebenden  Hirten,  der 
schon  im  Hirtenstande  an  einige  Ordnung  und  Abhängigkeit  gewcihnt 
wird.     Hindern  nun  aber  unübersteigliche  Nahrungsgrenzen  die  Ausbrei- 
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tuHK,  und  VermehruriK  dräriKet  mehr  Menschen  in  einen  engen  Raum 
zusammen  als  die  bloße  Viehzucht  ernähren  kann,  so  weiß  das  Bedürf- 
nis auch  hier  Rat.  So  wie  es  den  Mcnsch'jn  lehrte,  Tiere  zu  zähmen  und  zu 
vervielfältiRcn,  so  lehret  es  ihn  jetzt  auch  das  F^flanzenreich  zu  zähmen 
und  zu  vervielfältigen,  oder  vielmehr,  den  schon  im  vorigen  Zustande 
als  ein  Notmittel  bekannten  Feldbau  nach  und  nach  zu  dem  Hauptmittel 
der  Erhaltung  zu  machen." 

Mit  der  Ausbreitung  des  Feldbaues  aber,  so  führt  dann  Adelung; 
weiter  aus,  entstehen  notwendig  neue  Besitz-  und  Eigen- 
tumsformen, denn  bisher  war  der  Boden  Allgemeingut.  Dar- 
aus entwickeln  sich  Bodenstreitigkeiten,  die  geregelt  werden  müssen. 
So  bilden  sich  nach  und  nach  besondere  Bodenrechte  heraus. 

Und  zugleich  führt  die  Tatsache,  daß  nun  die  Bodenarbeit  oft  einen 
Produktenüberschuß  über  die  zur  Erhaltung  des  Bodenbestellers 
nötigen  Mittel  abwirft,  zur  Erweiterung  der  teilweise  schon  bei  den 
Nomaden  vorhandenen  Sklaverei;  denn  „der  Wilde  tötet  und  frißt 
seinen  Gefangenen,  der  halbwilde  Feldbauer  und  Viehhirt  macht  sie 
zu  Sklaven  und  überläßt  ihnen  die  beschwerlichsten  Arbeiten".  Und 
auch  diese  neuen  Abhängigkeitsverhältnisse  müssen  nun  im  weiteren 
Fortschritt  rechtlich  geregelt  werden. 

Und  noch  eine  Reihe  anderer  Folgen  zieht  der  Landbau  nach  sich: 
vor  allem  die  Erfindung  von  allerlei  zur  Ackerbestellung  dienenden 
Gerätschaften  und  eine  Veränderung  der  Nahrui^gsweise.  Selbst 
allerlei  höhere  Künste  wüchsen  nach  und  nach  aus  dem  Bodenanbau 
heraus,  wie  man  das  im  alten  Aegypten  sehen  könne. 

,,Der  Begriff  des  unbeweglichen  Eigentums,  welcher  sich  bei  dem  Feld- 
bau sehr  bald  ausbildet,  vielleicht  auch  die  Ueberschwemmungen  des 
Nils,  leiteten  zur  Feldmeßkunst,  und  diese  veranlaßte  wieder 
die  Geometrie,  welche  desto  eher  die  Gestalt  einer  Wissenschaft  an- 
nehmen konnte,  je  mehr  sie  auf  unmittelbaren  Erfahrungen  und  unmittel- 
bar daraus  hergeleiteten  Schlüssen  gegründet  ist.  Ohne  Zwxifel  machte 
der  jährliche  Austritt  des  Nils  auch  sehr  früh  den  Wasserbau  und  andere 
Zweige  der  Mechanik  notwendig."    (S.  71.) 

Mit  der  folgerichtigen  Anwendung  solcher  Erkenntnisse  auf  die  alte 
Geschichte  hapert  es  natürlich  bei  Adelung  nicht  minder  wie  bei 
allen  Kulturhistorikern  jener  Zeit,  teils  weil  sich  diese  Erkenntnisse 
bei  ihm  noch  nicht  zu  einer  in  sich  geschlossenen  festen  Geschichts- 
theorie entwickelt  haben,  teils  weil  die  Kulturentwicklung  der  alten 
Völker  damals  im  ganzen  doch  nur  wenig  bekannt  war.  Ueberdies 
leidet  Adelung,  wenn  er  auch  die  alten  Wunderberichte  der  Bibel 
rationalistisch  auffaßt,  doch  noch  immer  an  einem  starken  Rest  theo- 
logischer Bibelgläubigkeit.  Immerhin  gelangt  er  im  einzelnen  zu 
manchen  höchst  interessanten  Folgerungen,  z.  B.  wenn  er  die  Eigen- 
heiten der  mosaischen  Rechtsverfassung  daraus  erklärt,  daß  ihr  ein 
ungeschriebenes  Nomadenrecht  zugrunde  liegt,  dem  nach  der  festen 
Niederlassung  der  Israeliten  in  Palästina  ein  Ackerbaurecht  aufge- 
pfropft wurde. 

„Ueberhaupt  bestehen  die  mosaischen  Gesetze,"  heißt  es  S.  106,  „teils 

aus  dem  Herkommen  und  dem  ungeschriebenen  Rechte  des  nomadischen 
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Lebens,  teils  aus  ägyptischen  Gesetzen  und  Gebräuchen,  welche  sich 
hier  desto  schicklicher  anwenden  ließen,  da  der  neue  Staat  ganz  auf  den 
Feldbau  gegründet  werden  sollte,  worauf  auch  der  ägyptische  gebaut 
war.  .  .  . 

Die  ganze  bürgerliche  Verfassung  des  jüdischen  Volkes  gründete  sich 
auf  dem  Feldbau,  doch  so,  daß  der  kleinere,  auf  der  Morgenseite  des 
Jordans  wohnende  Teil  wegen  des  unbegrenzten,  größtenteils  sandigen 
Bodens  das  nomadische  Leben  fortsetzte  und  den  Feldbau  nur  als  ein 
Hilfsmittel  trieb,  der  größere,  westliche  Teil  aber  eigentlich  dem  Feldbau 
gewidmet  ward,  und  die  Viehzucht  in  den  arabischen  Wüsten  nur  als 
ein  Notmittel  beibehielt.  Das  auf  diesem  Grunde  aufgeführte  Gebäude 
verrät  die  Einfalt  dieses  Zeitraums.  Daher  das  ewige  und  unveräußer- 
liche Eigentum  der  Aecker,  die  völlige  Gleichheit  der  Stände,  den  Priester- 
stand etwa  ausgenommen,  der  völlig  unbekannte  Unterschied  zwischen 
dem  Städter  und  Feldbauer,  die  aus  dem  nomadischen  Leben  beibehaltene 
Einteilung  in  Stämme  und  Geschlechter,  so  daß  jeder  Stamm  ein  eigenes 
gemeines  Wesen  ausmachte,  alle  Stämme  aber  zu  einem  einigen  Staate 
verbunden  waren  und  die  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  auf  Land- 
tagen entschieden." 

Besonders  betont  jedoch  Adelung:  immer  wieder,  daß  die  Ge- 
setze einer  jeden  Zeit  von  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  eines  Volkes  abhängig  sind  ;  denn  alle  Wirt- 
schaftstätigkeit schafft  Beziehungen  der  Qemeinschaftsmitglieder  zu- 
einander, die  notwendig  früher  oder  später  zu  rechtlicher  Regelung 
drängen.  Doch  entspricht  keineswegs  der  Rechtszustand  immer  dem 
gleichzeitigen  Wirtschaftszustand;  der  Rechtszustand  hinkt  vielmehr 
hinter  der  Wirtschaftsstufe  her,  denn  eingeführte  Gesetze  haben  ein 
zähes  Leben.  Sie  bleiben  möglichst  lange  erhalten,  und  selbst  wenn 
sie  schließlich  allzusehr  mit  den  sozialen  Zuständen  in  Widerspruch 
geraten,  werden  sie  nicht  kurzweg  abgeschafft,  sondern  man  ver- 
sucht sie  mehr  oder  weniger  den  neuen  Lebensverhältnissen  anzu- 
passen. 

„Jeder  Staat,"  heißt  es  S.  204,  „ist  aus  einem  rohen  und  geringen  An- 
fange nach  und  nach  zu  dem  geworden,  was  er  ist,  und  er  hatte  schon 
in  seinem  rohesten  Zustande  Gesetze  nötig,  welche  seiner  damaligen  Ver- 
fassung (gemeint  ist  hier  nicht  seine  politische  Verfassung,  sondern  seine 
Wirtschaftsverfassung  H.  C.)  ähnlich  waren.  Mit  der  Zeit  ändert  sich 
diese.  Der  Staat  wird  volkreicher,  schafft  sich  neue  Erwerbungsmittel 
und  wird  gesittet.  Die  Verhältnisse  des  gesellschaftlichen  und  bürger- 
lichen Lebens  werden  dadurch  verwickelter,  und  die  alten  Gesetze  passen 
nirgends  mehr.  Was  zu  tun?  Vermutlich  neue  Gesetze  machen;  allein 
das  ist  leichter  gesagt  als  getan.  Ein  großer  Teil  des  Besitzstandes  ist 
auf  die  alten  Gesetze  gegründet,  welche  nicht  aufgehoben  werden  können, 
ohne  die  größte  Ungerechtigkeit  zu  begehen  oder  die  größten  Zerrüt- 
tungen zu  verursachen.  Man  muß  sich  also  begnügen,  das  Alte  unberührt 
zu  lassen  und  den  neuen  Bedürfnissen  durch  neue  Einschränkungen,  Zu- 
sätze und  Anhänge  zu  Hilfe  zu  kommen.  Man  lasse  nun  ein  Volk  auf 
solche  Art  Jahrhunderte  durch  alle  Grade  der  Kultur  durchgehen,  so 
ist  es  kein  Wunder,  wenn  auf  der  höchsten  Stufe  dessen  Gesetze  ein 
unförmliches  Ganzes  werden,  wo  kein  Teil  zu  dem  anderen  paßt,  und  wo 
überall  Verwirrung,  Widerspruch   und  Mangel  herrscht."  — 
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Wie  diese  AeiiBerunKcn  beweisen,  findet  man  in  deutschen  Ver- 
suchen einer  Menschheitsgeschichte  ^e^efi  ^^nde  des  18.  Jahrhunderts 
niciit  minder  als  in  ähnhchen  französischen  Werken  die  Einsicht,  daß 
das  Rechts-  und  Sittenleben  eines  Volkes  en^  mit  dessen  wirtschaft- 
licher Entwicklung  zusammenhängt.  Ereilich  ist  die  deutsche  Dar- 
stellung meist,  wenn  man  so  sagen  darf,  philosophisch  eingewickelt. 
Es  fehlt  ihr  durchweg  die  politische  Präzision  der  französischen  Kul- 
turhistorik.  Und  dehnt  man  den  Vergleich  auf  die  nach  der  fran- 
zösischen Revolution  erschienenen  Werke  aus,  so  zeigt  sich  noch  ein 
anderer  Unterschied:  von  der  Klassenschichtung  und  ihrem  Einfluß 
auf  den  Geschichtsverlauf  ist  in  deii  deutschen  Oeschichtsdarstel- 
lungen  kaum  die  Rede.  Für  die  meisten  französischen  Historiker 
war  eben  der  Klassenkampf  der  Revolutionszeit  gewissermaßen  ein 
geschichtliches  Volkserlebnis,  für  die  Deutschen  meist  eine  aus  den 
Niederungen  der  französischen  Volksseele  heraufgewirbelte  rohe 
Entartung  des  bürgerlichen  Freiheitsideals. 

Religionsgeschichtliche  Versuche. 

In  mancher  Beziehung  gelangt  die  deutsche  Kulturhistorik  des 
18.  Jahrhunderts  sogar  über  die  französische  hinaus.  Das  gilt  vor 
allem  von  der  Religionsgeschichte.  Förderten  die  damaligen  poli- 
tischen Kämpfe  Frankreichs  einerseits  die  Erkenntnis  der  Staats-, 
Eigentums-  und  Klassenverhältnisse,  so  wirkten  sie  andererseits 
einer  ruhigen  historischen  Betrachtung  des  Werdens  der  Religion  und 
ihrer  Rolle  im  geschichtlichen  Entwicklungsprozeß  geradezu  ent- 
gegen. Im  Kampf  gegen  die  überlieferten  feudalen  und  absolutisti- 
schen Herrschaftsinstitutionen  erschien  den  Theoretikern  des  auf- 
strebenden Bürgertums  die  katholische  Kirche,  was  sie  auch  tat- 
sächlich war,  als  Verbündete  des  Feudalismus,  als  die  große  Pflegerin 
des  Ueberlebten,  der  hohe  Klerus  aber  als  eine  Art  geistiger  Polizei- 
macht zur  Stützung  mittelalterlicher  Traditionen.  So  richtete  sich 
der  Kampf  der  geistigen  Führer  des  dritten  Standes  naturgemäß 
darauf,  diese  Macht  zu  brechen  und  nachzuweisen,  daß  die  Kirche 
gar  nicht  die  Auffassungen  ihres  Gründers,  nämlich  Christi,  vertrat, 
daß  sie  im  Gegenteil  dessen  Lehren  im  Interesse  eigener  Macht  und 
Herrschaft  gefälscht  hatte.  Von  dieser  Auffassung  aus  war  es  dann 
nicht  mehr  weit  zu  der  Ansicht,  daß  überhaupt  alle  Religion 
eine  Fälschung  interessierter  Herrschsüchtiger  gewesen  sei  —  ein 
großer  Priesterbetrug,  eine  Verirrung  des  menschlichen  Geistes. 
Condorcets  vorhin  genannte  Schrift  „Esquisse  d'un  tableau  histo- 
rique"  zeigt  uns  diese  Auffassung  in  schönster  Reinkultur. 

In  dem  halbprotestantischen  Deutschland  des  18,  Jahrhunderts 
fehlte  jener  Kampf  gegen  die  mächtige  feudale  Kirche.  Wohl  machte 
sich  auch  hier  der  Einfluß  der  rationalistischen  Aufklärungsphilo- 
sophie geltend  —  nicht  auf  das  breite  Bürgertum,  nur  auf  das  eigent- 
liche Gelehrtentum  — ,  aber  er  führte  unter  den  einfacheren,  spieß- 
bürgerlicheren politischen  Verhältnissen  Deutschlands  nicht  zu  der 
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brüsken  Voltaireschen  PorderunK  ^Ecrasez  rinfaiiie!"  (Rottet  die 
infame  aus  —  nämlich  die  katholische  Kirche),  sondern  zu  den  ge- 
lehrten Fragen:  „Was  bedeutet  die  Religion  für  den  Menschen?" 
oder  „Wie  kam  der  Mensch  zu  seinen  religiösen  Vorstellungen?" 
Und  da  manche  der  Kulturhistoriker,  die  sich  diese  oder  ähnliche 
Fragen  stellten,  die  Antwort  nicht  nur  auf  dem  Wege  philosophischer 
Spekulation,  sondern  durch  das  Studium  älterer  und  neuerer  Reli- 
gionen zu  gewinnen  suchten,  kamen  trotz  des  unzulänglichen  Unter- 
suchungsmaterials und  der  Befangenheit  der  meisten  Autoren  in  vor- 
gefaßten christlichen  Lehrbegriffen  immerhin  manche  interessanten 
Erkenntnisse  und  Hypothesen  zustande. 

Selbst  in  Karl  Meiners  „Allgemeine  kritische  (leschichte  der  Reli- 
gionen" (Hannover  1806  07)  findet  man  trotz  seiner  oft  recht  seichten 
Aufklärungsvernünftelei  vielfach  interessante  Folgerungen.  Nach 
seiner  Ansicht  ist  z.  B.  die  Religion  einerseits  von  „Klima  und 
Boden",  andererseits  von  den  Sitten  und  Zuständen  der  einzelnen 
Länder  abhängig.  Auch  das  Christentum  sei  nichts  Finheitliches, 
sondern  hätte  sich  in  den  einzelnen  Ländern  entsprechend  der  Kultur 
und  den  Sitten  der  dortigen  Völker  verschieden  gestaltet.  Allgemeine 
Götter  gäbe  es  zunächst  gar  nicht,  sondern  entsprechend  der  ver- 
wandtschaftlichen Organisation  in  Familiengruppen,  nur  Hausgötter 
(Familien-  und  (leschlechtsgötter),  später,  wenn  sich  größere  Stännne 
herausgebildet  hätten,  auch  Stammesgötter,  aus  denen  dann  im  wei- 
teren Verlauf  oft  Volksgötter  würden.  Und  zwar  forme  sich  der 
Mensch  seine  Götter  nach  seinem  Bilde  oder  er  schiebe  ihnen  viel- 
mehr sein  eigenes  Wesen  unter,  weshalb  auch  die  Götter  niederer 
Völker  meist  habsüchtig,  reizbar,  wankelmütig,  neidisch,  schadenfroh 
wären  und  Gefallen  an  allerlei  sinnlichen  Freuden  hätten.  Ebenso 
übertrügen  die  Menschen  auch  auf  ihre  (jötter  diejenigen  ihrer 
eigenen  Funktionen,  die  ihnen  am  wichtigsten  erschienen  und  an 
deren  Beschützung  durch  Götterkräfte  ihnen  am  meisten  gelegen 
wäre.  Daher  hätten  Fischerstämme  gewöhnlich  Fischgötter,  Hirten- 
stämme Herdengötter,  kriegerische  Völker  Kriegsgötter  usw. 

Noch  weiter  geht  Adelung  in  seiner  schon  erwähnten  Schrift  „Ver- 
such einer  Geschichte  der  Kultur  des  menschlichen  Geschlechts". 
Die  Religion  eines  Volkes,  erklärt  er,  spiegele  den  Kulturstand  eines 
Volkes  wider  und  ändere  sich  mit  diesem.  Deshalb  gäbe  es  auch 
keine  für  alle  Völker  passende  Religion.  „Line  positive  Religion", 
meint  er  in  der  Vorrede  zum  obigen  Buch,  „welche  allen  Graden  der 
Kultur  angemessen  wäre,  ist  ebenso  unmöglich  als  ein  positives  Ge- 
setzbuch. Bei  einer  jeden  wichtigen  Veränderung  in  der  Kultur  ver- 
ändert sich  zugleich  die  Vorstellungsart,  welche  ihren  Finfluß  not- 
wendig ebensosehr  auf  den  Religionsbegriff  haben  nniß,  als  auf  die 
übrigen  Kenntnisse  und  Wissenschaften." 

Die  Götterverehrung  entspringt  nach  Adelung  aus  den  mensch- 
lichen Bedüfnissen,  aber  nicht  den  besonderen  religiösen  Bedürf- 
nissen, sondern  den  gewöhnlichen  materiellen.  Der  Mensch  verehrt 
nämlich,  wie  er  sagt,  deshalb  Götter,  damit  sie  ihm  durch  ihre  „Da- 
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7.wisclienkunft"  die  Befriedigung  jener  Bedürfnisse  verschaffen, 
die  er  sich  nicht  selbst  in  gewünschtem  Umfang  zu  verschaffen 
vermag.  Der  Qott  solle  ihm  eine  Erfüllung  gewähren.  Daraus  er- 
gäbe sich  auch  die  Verschiedenheit  des  Kultus  bei  Jägern,  Hirten 
und  Ackerbauern.  Spalte  sich  dann  später  nach  Herausbildung  des 
Privateigentums  am  Grund  und  Boden  die  Gesellschaft  in  Herrscher 
und  Beherrschte,  dann  würde  die  Religion  im  wesentlichen  zu  einer 
Sache  der  niederen  Stände,  in  der  sich  ihre  sozialen  Lebensverhält- 
nisse widerspiegelten.  Sie  würde  dann  ein  Mittel,  die  Unterdrückten 
über  ihre  Beschwerden  zu  trösten  und  sie  mit  diesen  gewissermaßen 
auszusöhnen. 

Von  ähnlichen  Anschauungen  geht  Philipp  Christian  Reinhard  in 
seinem  „Abriß  einer  Geschichte  der  Entwicklung  und  Ausbildung  der 
religiösen  Ideen"  (Jena  1794)  aus.  Die  Befriedigung  seiner  Bedürf- 
nisse sei,  erklärt  er,  der  Beweggrund,  der  den  primitiven  Menschen 
zur  Gottesverehrung  veranlasse.  „Nicht  die  Ausbildung  seiner 
höheren,  der  moralischen  Anlagen,  sondern  die  Befriedigung  seiner 
grobsinnlichen  Begehrungen  ist  der  Zweck  des  Menschen  auf  der- 
jenigen Stufe  der  Kultur,  auf  der  wir  ihn  erblicken,  und  in  eben 
diesen  engenKreisbeschränkt  er  auch  die  Zwecke 
der  herrschenden  Gottheit."  Der  Mensch  verehre  seine 
Götter,  damit  sie  ihm  zur  Erreichung  von  Absichten  verhelfen,  „die 
€r  sich  selbst  vorschreibt".  In  diesem  Bestreben,  die  Gottheit  seinen 
Zwecken  dienstbar  zu  machen,  unterschiebe  ihr  aber  der  Mensch 
seine  eigene  Wesenheit.  Er  übertrage  auf  sie  seine  eigene  „Hand- 
iungs-  und  Denkart",  macht  sie  also  „menschenähnlich"  oder,  was 
dasselbe  sei,  wesensgleich. 

Demnach  muß  Reinhard  als  Vorläufer  Ludwig  Feuerbachs  gelten, 
und  tatsächlich  haben  die  Auffassungen  beider  viel  Wesensver- 
wandtes, jedoch  nur  soweit  es  sich  um  die  unteren  Stufen  der  Reli- 
gionsentwicklung handelt:  gegenüber  dem  Christentum  versagt  Rein- 
hards Kritik,  da  er  als  gläubiger  Christ  im  christlichen  Glauben  einen 
absoluten  gottgegebenen  Wert  sieht. 

Der  Mensch  als  Natur-  und  Gesellschaftswesen. 

Bedeutsamer  als  dieser  Ansatz,  aus  den  Lebensbedürfnissen  des 
Menschen  dessen  Religionsentwicklung  zu  erklären,  ist  Reinhards 
Versuch,  den  Menschen  als  Produkt  des  gesellschaftlichen  Zusam- 
menlebens aufzufassen.  Die  betreffende  Schrift  führt  den  Titel:  „Ver- 
such einer  Theorie  des  gesellschaftlichen  Menschen"  (Leipzig  und 
Gera  1797),  ein  Werkchen  mit  langgezogenen  philosophischen  De- 
duktionen, vielen  Wiederholungen  und  beschaulich-ästhetischen 
Selbstgefälligkeiten,  ganz  im  Geiste  jener  schöngeistigen  Epoche,  das 
aber  dennoch  manche  für  jene  Zeit  überraschende  Erkenntnisse  ent- 
hält. 

Nach  Reinhards  Auffassung  ist  der  Mensch  als  isoliertes  Wesen  im 
frühesten  Naturzustande  nur  eine  Art  höheres  Tier.    Zum  Menschen 
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im  eigentlichen  Sinne  wird  er  erst,  indem  er  mehr  und  mehr  die 
Natiireinflüsse  zu  überwinden  und  seine  geistigen  Kräfte  durch 
Uebung  auszubilden  lernt  —  eine  Entwicklung,  die  nur  im  Zusammen- 
wirken mit  anderen,  d.  h.  in  der  Gesellschaft  möglich  ist.  Der  Mensch 
ist  nämlich  in  seinen  Eigenschaften  nicht  nur  durch  seine  Individual- 
anlage und  Gattungsanlage  bestimmt,  sondern  er  ist  z  u  g  1  e  i  c  h 
aucheinGesellschaftsprodukt,ein„gesellschaft- 
li  c  h  e  s  W  e  s  e  n",  abhängig  vom  Werden  der  Gesellschaft.  Hab- 
sucht, Ehrsucht,  Herrschsucht,  Eigennutz,  Sympathie  sind  gar  nicht 
natürliche  Eigenschaften  des  Menschen  (d.  h.  Eigenschaften,  die  jeder 
Mensch  von  Natur  aus,  also  auch  schon  im  einfachsten  Naturzustand 
besitzt),  sondern  sozial  erworbene  Eigenschaften,  Er- 
zeugnisse der  gesellschaftlichen  Entwicklung.  Nach  Reinhard  ist  der 
eigentliche  (zivilisierte)  Mensch  dreierlei:  erstens  ein  Individual- 
wesen,  zweitens  ein  Gattungswesen,  drittens  ein  Gesellschaftswesen. 
Er  hat  daher  auch  dreierlei  Eigenschaften:  individuelle,  Gattungs- 
und gesellschaftlich  erworbene  Eigenschaften.  Ebenso  gibt  es  einen 
Individual-,  Gattungs-  und  Gesellschaftscharakter  des  Menschen  und 
ferner  auch  ein  Individualrecht,  ein  Gattungsrecht  und  ein  gesell- 
schaftliches Recht.  Was  Reinhard  unter  dem  individuellen  und  dem 
gesellschaftlichen  Recht  versteht,  ist  leicht  erklärt.  Das  erste  ist 
das  Recht  eines  jeden  Individuums  gegen  ein  anderes  Individuum, 
während  er  unter  dem  Gesellschaftsrecht  das  rechtliche  Verhältnis 
des  einzelnen  zur  sozialen  Gesamtheit  (Staat)  und  der  Gesamtheit 
zum  einzelnen  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  begreift. 
Schwieriger  ist  zu  bestimmen,  was  er  als  Gattungsrecht  ansieht.  Er 
selbst  definiert  diese  Rechte  folgendermaßen  (Seite  226): 

„Es  gibt  aber  ein  Recht  der  Gattung  im  Verhältnis  zu  den  Individuen, 
so  wie  das  Rewöhniich  sogenannte  Recht  nur  ein  Recht  eines  Individuums 
im  Verhältnis  zu  anderen  Individuen  ist.  Denn  die  Gattung,  Menschheit, 
ist  die  Gesamtheit  freier  Wesen,  deren  Begriff  den  Begriff  einer  Gesamt- 
herrschaft über  die  Natur  notwendig  in  sich  schließt.  Wäre  das  nicht, 
wie  könnte  sie,  d.  h.  wie  könnte  der  Wille  aller  jedem  einzelnen  seine 
besondere  Herrschaft,  seine  individuellen  Rechte,  zuerkennen?  Denn  was 
ist  ein  individuelles  Recht  anderes,  als  ein  nach  einem  allgemeinen,  die 
ganze  Gattung  umfassenden  Prinzip,  mithin  ein  durch  den  allgemeinen 
Willen  dir  als  eigentümlich  zuerkanntes  Gut?" 

Wie  die  ganze  Sozialphilosophie  seiner  Zeit,  unterscheidet  jedoch 
auch  Reinhard  nicht  zwischen  Staat  und  Gesellschaft.  Der  Staat  ist 
ihm  nur  eine  besondere  Art  der  Gesellschaft;  doch  faßt  er  die  heutige 
Gesellschaft  keineswegs,  wie  z.  B.  Kant,  als  bloße  Vereinigung  von 
Personen  unter  bestimmten  Rechtsgesetzen  auf.  Sie  gilt  ihm  als  ein 
durch  individuelle  Interessen,  vornehmlich  wirtschaftlicher  Art,  orga- 
nisch verbundener  Arbeitsmechanismus  (wir  würden  heute  sagen: 
Wirtschaftsmechanismus),  den  er  Seite  279  mit  einer  komplizierten 
Maschine  vergleicht.    Es  heißt  dort: 

„Eine  bestehende  Gesellschaft  gleichet  einer  großen  Maschine,  welche 
durch  unzählige,  nach  verschiedenen  Richtungen  laufende  Kräfte  in  Be- 

187 


wcKunji  erhalten  wird.  Der  Kijjennutz  ist  die  «roße  Feder,  welche  fast 
alle  diese  Räder  treibt.  Jeder  hat  oder  bekommt  seine  anjcewiesene 
Stelle,  an  welcher  er  zur  FrhaltunK  und  BeweKun^  der  Maschine  mit- 
wirkt, und  wer  sie  einmal  hat,  will  nicht  davon  verdrängt  werden;  denn 
sie  ist  die  Sphäre  seiner  besonderen  Tätigkeit,  welche  er  vor  anderen 
gewählt  oder  welche   das  Schicksal   ihm   angewiesen   hat." 

Jakob  Wegelins  Geschichtsphilosophie. 

Von  den  genannten  deutschen  Geschichtswerken  kann  kein  ein- 
ziges als  geschichtstheoretisch  im  eigentlichen  Sinne  gelten.  Die  be- 
treffenden Autoren  wollten  keine  Philosophie  der  Geschichte  schrei- 
ben, sondern  einen  Ueberblick  über  die  wichtigsten  geschichtlichen 
Entwicklungsphasen  der  Menschheit  oder  einzelner  Völker  geben. 
Ihre  Ausführungen  über  das  Wesen  des  geschichtlichen  Werdens 
haben  meist  keinen  anderen  Zweck,  als  Klarheit  über  den  vor- 
handenen Geschichtsstoff,  die  Art  seiner  Behandlung  und  die  Ein- 
teilung sowie  die  Zusammenhänge  der  geschichtlichen  Erscheinungen 
zu  verbreiten.  Ihre  theoretischen  Ausführungen  sollen  also  nur  zeigen, 
welche  Grundsätze  ihrer  Meinung  nach  bei  der  Kulturgeschichts- 
schreibung zu  beachten  sind.  Daher  findet  man  ihre  theoretischen 
Erörterungen  auch  nicht  systematisch  in  besonderen  geschichtsphilo- 
sophischen  Abhandlungen  dargelegt,  sondern  teils  kurz  in  den  Vor- 
reden zu  ihren  Geschichtsdarstellungen  zusammengefaßt,  gewisser- 
maßen als  Einführung  in  die  von  ihnen  eingeschlagenen  Wege,  teils 
verstreut  zwischen  ihren  Geschichtsdarstellungen  als  Mittel  zur  Be- 
gründung bestimmter  Ableitungen  und  Folgerungen. 

Eine  wirklich  umfangreiche  und  eingehende  geschichtsphiloso- 
phische  Arbeit  bietet  unter  den  Historikern  jener  Zeit  zuerst  Jakob 
Wegelin  (französisch  gewöhnlich  Weguelin  geschrieben),  ein  sich  mit 
Geschichtsproblemen  beschäftigender  Geistlicher  aus  St.  Gallen,  der 
1765  als  Geschichtslehrer  an  die  königliche  Ritterakademie  nach 
Berlin  berufen  wurde  und  bald  darauf  auch  die  Stellung  eines  Archi- 
vars an  der  königlichen  Akademie  der  Wissenschaften  in  Berlin 
übernahm.  Seine  fünf  Abhandlungen  „Sur  la  Philosophie  de  l'histoire" 
sind  in  den  damals  noch  in  französischer  Sprache  erscheinenden  Ver- 
öffentlichungen der  Berliner  Akademie,  den  „Nouveau  Memoires  de 
l'academie  royal  de  sciences  et  belles-lettres",  Jahrgang  1770,  1772, 
1773,  1775  und  1776,  enthalten,  doch  kommen  hier  nur  die  beiden 
ersten  Abhandlungen  und  ein  Teil  der  dritten  in  Betracht,  da  die 
übrigen  sich  fast  ausschließlich  mit  der  Frage  der  Stoffbehandlung 
und  der  geschichtlichen  Glaubwürdigkeit  beschäftigen. 

Wegelin  geht  von  der  Auffassung  aus,  daß  die  vornehmste  Aufgabe 
der  Geschichte  nicht  nur  darin  besteht,  die  Folgenreihe  der  ge- 
schichtlichen Erscheinungen  darzustellen,  sondern  auch  die  „Ver- 
kettung in  der  Folgenreihe",  d.  h.  die  kausalen  Zusammenhänge,  zu 
erforschen.  Der  primäre  bewegende  Faktor  des  Geschichtsverlaufs 
sind  die  „Notions",  worunter  er  die  Vorstellungen  und  Anschauungen 
oder,  wie  er  sie  selbst  an  einigen  Stellen  seiner  Abhandlungen  nennt, 
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die  „Denkweise'*  (Fagons  de  penser)  versteht.  Diese  Vorstellungen 
sind  jedoch  nichts  Selbständiges,  sie  werden  vielmehr  in  ihrer  je- 
weiligen Form  und  Tendenz  durch  die  sozialen  Interessen  bestimmt. 
Tief  in  der  Natur  des  Menschen  lie^t  der  Selbsterhaltunk'strieb  und 
der  mit  ihm  verbundene  Trieb  nach  (ilücksvermehrunjLi  (das  Trachten 
nach  Wohlsein).  Sie  erwecken  im  Menschen  immer  neue  Bedürf- 
nisse, die  er  zu  befriedigen  sucht.  Indem  sich  nun  aber  der  Mensch 
mit  seinen  Bedürfnissen  in  eine  Welt  der  sozialen  Notwendiickeiten 
und  lokalen  BedinKuiiKen  hineingestellt  findet  und  sich  Kezwuuk'en 
sieht,  innerhalb  dieser  Umwelt  sich  die  BefriediRunK  seiner  Bedürf- 
nisse zu  verschaffen,  ergeben  sich  daraus  im  Kesellschaftlichen  Zu- 
sammenwirken verschiedenartiKe  Interessen,  und  diese  Interessen 
sind  es,  die  nun  ihrerseits  wieder  die  sozialen  \'orstellun^(en,  die 
„Notions  sociales",  beeinflussen. 

Wie  WeKelin  in  seiner  ersten  Abhandlunj^  (Memoires,  Jahrgang 
1770,  S.  365  ff.)  darlegt,  kommen  für  die  (ieschichtsentwicklung  drei 
Arten  solcher  Interessen  in  Betracht: 

1.  Die  einfachen  (jemeinschaftsinteressen.  Sie  finden  sich  bei  den 
primitiven  Völkern,  wo  alle  dieselbe  Lebensweise  führen  und  daher 
noch  die  individuellen  Interessen  mit  dem  Volks-  oder  Gemeinintcr- 
esse  zusammenfallen:  denn  dort  hat  die  soziale  Differenzierung  noch 
keine  Interessenverschiedenheiten  geschaffen.  „Wer",  sagt  Wegelin, 
„bei  Hirten-,  Jäger-  oder  Räubervölkern  die  unbeschränkte  Freiheit, 
zu  jagen,  zu  fischen  oder  Streif-  und  Raubzüge  vorzunehmen,  ein- 
zwängen wollte,  handelt  gegen  das  Nationalinteresse."  Die  gesell- 
schaftlichen Einrichtungen  haften  denn  auch  bei  solchen  primitiven 
Völkern  noch  weit  mehr  an  der  „(jewalt  des  Instinkts",  als  an  der 
„Zähigkeit  des  Nachdenkens".  Solange  ein  Volk  in  der  Befolgung 
einer  solchen  Lebensweise  beharrt,  gibt  es  demnach  dort  auch  keine 
eigentliche  geschichtsbildende  Kraft. 

2.  Die  partikulären  Oesellschaftsinteressen  (sozialen  Teilinteressen). 
Sie  sind  dort  vorhanden,  wo  einzelne  Teile  eines  Volkes,  z.  B.  ein- 
zelne Stände,  ein  besonderes  Interesse  haben  (Handels-,  Reichtums-, 
Croberungsinteresse  usw.),  diese  Standesinteressen  aber  mit  dem 
„Interesse  der  ganzen  Nation"  derart  verknüpft  sind,  daß  sie  von 
diesem  nicht  gesondert  werden  können,  demnach  auch  das  Verhalten 
der  Nation  (Völker)  mehr  oder  weniger  beeinflussen  oder,  wie  We- 
gelin sich  ausdrückt,  zu  „Nationaltaten"  veranlassen. 

3.  Das  eigentliche  Nationalinteresse,  das  dort  vorhanden  ist,  wo 
das  individuelle  Interesse  im  nationalen  Interesse  wurzelt,  also  ge- 
wissermaßen nur  ein  Teilinteresse  des  nationalen  Oesamtinteresses 
darstellt.  Dieses  Interesse  hat  die  größte  Wirkung,  weil  es  einen 
einmütigen  Willen  und  dementsprechend  ein  einheitliches  Zu- 
sammenwirken des  ganzen  Volkes  verbürgt.  Das  war  z.  B.  bei  den 
nordischen  Völkern  der  Fall,  die  einst  den  Westen  und  Süden  Europas 
überschwemmten.  „Gedrückt  von  denselben  Bedürfnissen,  verzehrt 
von  denselben  Leidenschaften,  wandte  jedes  seine  Kräfte  an,  alle 
Hindernisse  wegzuräumen,  die  die  Ausführung  des  Nationalzwecks 
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hemmten  und  da  dieser  auf  die  Eroberung  eines  Landes  gerichtet 
war,  um  sich  darin  niederzulassen,  so  war  jede  öffentUche  Handlung 
das  Resultat  aller  partikulären  Taten/' 

Diese  aus  den  gesellschaftlichen  Bedürfnissen  herausgewacTisenen 
Interessen  sind  es,  die  auf  den  Oeschichtsverlauf  wirken,  indem 
siediegesellschaftlichenAnschauungen  (Notions 
sociales)  eines  Volkes  bestimmen  und  in  ihm  bestimmte 
Willensakte  auslösen.  Zwar  gibt  es  daneben  auch  noch  individuelle 
Interessen,  aber  diese  haben,  solange  sie  rein  individuell  bleiben, 
keine  geschichtsbildende  Kraft;  sie  vermögen  erst  dann  einen  Einfluß 
auf  die  Qeschichtsentwicklung  zu  gewinnen,  wenn  sie  zu  Kol- 
lektivinteressen werden  und  demgemäß  die  Gestaltung 
der  Sozialvorstellungen  beeinflussen,  also  zu  „richtunggebenden" 
Vorstellungen  (Notions  directrices)  werden. 

Aus  dem  Einfluß  der  Interessen  auf  die  Ideen  ergeben  sich  zwei 
Arten  von  Vorstellungen,  die  vulgären  und  die  originären 
oder  produktiven  Vorstellungen.  Die  ersteren  resultieren  ziemlich 
direkt  aus  den  Interessen  und  gehören  der  Masse  an.  Sie  bestehen 
gewöhnlich  nicht  in  klaren  Erkenntnissen  und  Folgerungen,  sondern 
sind  unbestimmt  und  unsicher  und  stellen  sich  weit  mehr  als  dem 
Qefühlsdrang  entsprungene  Leidenschaften  und  Gewohnheiten,  als 
Triebäußerungen  dar,  denn  als  feste  Begriffe.  Daneben  aber  ge- 
langen die  Ueberlegenen  (die  „Eminences")  vielfach  zu  Anschauun- 
gen, die  zwar  ebenfalls  ihre  Grundlagen  in  den  Interessen  haben, 
aber  tiefer  in  die  gegebenen  Verhältnisse  eindringen  und  in  ihren 
Folgerungen  über  die  nächstliegenden  Interessen  hinausgehen.  Das 
sind  die  originären  Vorstellungen. 

Die  Triebkraft  der  Geschichte  geht  immer  von  diesen  originären 
Anschauungen  aus.  Damit  diese  aber  wirksam  werden  können, 
müssen  sie  in  die  Masse  eindringen,  dort  Boden  gewinnen  oder,  wie 
Wegelin  sagt,  in  den  common  sense  (die  gewöhnliche  Denkweise) 
eingehen  und  zu  „Notions  directrices"  und  „Passions  dominantes" 
(vorherrschende  Leidenschaften)  werden.  Dabei  stoßen  sie  aber  auf 
den  Beharrungssinn,  die  Denkgewohnheiten  und  Ueberlieferungen  der 
Masse  und  deren  politische  Ablagerungen  im  Gesellschaftsleben.  Und 
nun  entsteht  eine  Ideenkollision,  ein  Konflikt,  in  dessen  Verlauf  die 
neuen  Ideen  mehr  und  mehr  von  der  Masse  aufgenommen  und  assi- 
miliert werden;  jedoch  nicht  in  ihrer  ursprünglichen,  ihnen  von  den 
Denkern  gegebenen  Gestalt,  sondern  in  einer  abgeschliffenen,  der 
Denkweise  und  der  Vorstellungswelt  der  Masse  angepaßten  Form.. 
Denn  nicht  die  Qualität  der  originären  Anschauungen  entscheidet, 
wieweit  und  in  welcher  Weise  sie  aufgenommen  werden,  sondern 
ob  sie  dem  mehr  oder  minder  klaren  Bewußtsein  der  Masse  von 
ihren  Bedürfnissen  und  Interessen  entsprechen.  Der  Beharrungs- 
sinn besteht  denn  auch  nach  Wegelins  Ansicht  nicht  einfach  in  bloßer 
Denkfaulheit  oder  in  einem  gedankenlosen  Festhalten  am  Alten;  die 
jeweiligen  Ideen  der  Masse  entsprechen  vielmehr  ihren  Bedürfnissen 
und  Interessen,  die  Masse  hält  daher  an  diesen  alten  Ideen  auch. 
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immer  so  lange  fest,  bis  ihr  mehr  und  mehr  eine  Aenderung  ihrer 
Bedürfnisse  und  Interessen  zum  Bewußtsein  kommt. 

Demnach  vollzieht  sich  die  der  Geschichtsentwicklung  zugrunde 
liegende  Ideenentwicklung  nicht  derart,  daß  die  von  den  Denkern 
produzierten  Anschauungen  einfach  von  der  Menge  übernommen 
werden.  Mit  dem  Eingehen  in  den  common  sense  erleiden  sie  viel- 
mehr zugleich  eine  Anpassung  an  den  üblichen  älteren  Ideengang; 
sie  werden  „a  n  a  s  t  o  m  o  s  i  e  r  t",  und  was  schließlich  als  Resultat 
des  Konflikts  herauskommt,  ist  eine  Art  Verbindung  von  alten  und 
neuen  Vorstellungen,  eine  Art  Synythese. 

Gerade  darin  aber  liegt  nach  Wegelin  eine  gewisse  Gewähr  für  die 
Kontinuität  des  geschichtlichen  Entwicklungsverlaufs  —  denn  diese 
Anpassung  bezw.  Abschleifung  verhindert,  daß  er  sich  in  unver- 
mittelten Sprüngen  statt  in  stetigen  Uebergängen  vollzieht. 

Demnach  unterscheidet  Wegelin  im  Kampfe  der  sozialen  Anschau- 
ungen zwei  miteinander  ringende  ideelle  Kräfte,  die  er  als  lebende 
Kräfte  (forces  vives)  und  als  tote  Kräfte  (forces  mortes)  be- 
zeichnet. Die  lebenden  Kräfte,  das  sind  die  von  den  Denkern 
propagierten  neuen,  vorwärtstreibenden  Anschauungen;  die  toten 
Kräfte  sind  die  sich  deren  Wirkung  entgegenstemmenden  alten 
überlieferten  Anschauungen  nebst  den  ihnen  entsprechenden  Ver- 
fassungen, Gesetzen,  Sitten  und  Staatseinrichtungen.  Die  toten 
Kräfte  verhalten  sich  aber  keineswegs  nur  passiv,  sie  wirken 
auch  in  ihrer  Weise  aktiv,  indem  sie  häufig  die  Entwicklung  nötigen, 
da  sie  sich  in  gerader  Richtung  nicht  durchzusetzen  vermag. 
Neben-  und  Umwege  einzuschlagen.  Sie  verhelfen  also,  wenn  man  so 
sagen  darf,  zeitweiligen  Zwitter-  oder  Kompromißerscheinungen  im 
Geschichtsverlauf  zum  Durchbruch;  doch  eigentlich  Neues  schaffen 
die  „forces  morte''  nicht,  sondern  nur  retarierende  Uebergangsformen. 

Im  ganzen  ist  nach  Wegelins  Ansicht  die  Ideenentwicklung  inner- 
halb der  Menschheit  und  noch  mehr  innerhalb  der  einzelnen  Gesell- 
schaften die  gleiche.  Das  kommt  daher,  weil  die  Menschen  gleicher 
Natur  sind  (d.  h.  im  wesentlichen  die  gleichen  Anlagen  mitbringen) 
und  zudem  im  Gesellschaftsleben  eine  gegenseitige  Beeinflussung 
stattfindet  (Schlözers  Auffassung).  Deshalb  kann  man  auch  sehr 
wohl  von  einem  Gesellschaftsgeist,  einem  „Esprit  de  la  societe", 
sprechen.  Das  hindert  jedoch  nicht,  daß  selbst  bei  Völkern  ungefähr 
gleich  hoher  Entwicklung  im  einzelnen  mancherlei  Abweichungen 
vorhanden  sind,  denn  selbst  bei  gleichen  Anlagen  kann  dann,  wenn 
besondere  örtliche  Gelegenheitsursachen  (causes  occassionelles)  vor- 
handen sind,  die  Vorstellungsentwicklung  verschiedene  Richtungen 
einschlagen. 

„Es  (d.  h.  ein  jedes  Volk),"  heißt  es  in  der  ersten  AbhandlunK,  S.  367, 
„wird  durch  gemeinsame  AnschauunRen  geführt,  von  denen  die  eine  der 
anderen  analog  ist,  da  sie  die  menschliche  Natur  als  Vereinigungspunkt 
haben,  d.  h.  die  Summe  aller  Neigungen  und  Kräfte  des  Menschen.  Den- 
noch bewegen  sich  die  Ideen  und  Neigungen  einer  jeden  Nation  in  ver- 
schiedener Richtung  —  zufolge   eines   Systems  gelegentlicher   Ursachen. 
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Diese  Systeme  sind  diircli  die  Uebereinstimniunji  und  das  Nebeneinander 
der  Umstände  gebildet.  Die  Umstände  vermögen  jedoch  nur  eine  Idee 
zu  modifizieren,  welche  ihnen  als  Prinzip  und  Stützpunkt  dient.  Daraus 
lol^t,  dal.)  die  Menschen,  die  durch  sie  so  verschieden  bestimmt  werden, 
auch  nur  dasselbe  (jefiihi  oder  dasselbe  Prinzip  modifizieren, 
indem  sie  es  durch  eine  endlose  Reihe  lokaler  Verbindungen  hindurch- 
gehen lassen." 

Von  dem  „Esprit  de  la  societe"  ist  die  Anschauung  des  einzelnen 
eigentlich  nur  ein  Teil.  Jeder  lie^t  mit  seinen  Vorstellunj(en  ge- 
wissermaßen eingebettetinderDenkweiseseinesj^e- 
sellschaftlichen  Milieus.  Am  stärksten  ist  diese  Abhängig- 
keit bei  den  niedrigstehenden  Völkern.  Später  mit  steigender  Kultur 
erlangt  der  Mensch  eine  gewisse  Eigenständigkeit  in  seinem  Denken; 
aber  selbst  auf  den  höchsten  Stufen  ist  er  durch  die  Anschauungs- 
weise seiner  Zeit  gebunden  und  unterliegt  der  gesellschaftlichen  „Er- 
starrung" (engourdissement)  des  Geistes.  Selbst  die  sogen.  Original- 
denker können  kaum  über  ihre  Zeit  hinaus.  Sie  schaffen  daher  auch 
nichts  absolut  Neues,  sondern  klären,  kombinieren,  erweitern,  er- 
gänzen nur  die  Ideen  ihrer  Zeit  und  gestalten  sie  so  zu  lebendigen 
Kräften.  Daher  treten  auch  niemals  ganz  neue,  aus  dem  vorauf- 
gegangenen Qeschichtsverlauf  nicht  zu  erklärende  Anschauungen  auf. 
Sogar  den  größten  Männern  sind  in  ihrem  Denken  gewisse  Grenzen 
gezogen.  Sie  denken,  wenn  auch  schärfer,  präziser,  doch  im  ganzen 
wie  die  Ueberlegenen  ihrer  Zeit  und  wenden  in  der  Verfolgung  ihrer 
Ziele  die  Mittel  an,  die  zu  ihrer  Zeit  üblich  sind. 

„Immer,"  erklärt  Wegelin  in  seinen  „Briefen  über  den  Wert  der  Ge- 
schichte" (Berlin  1783),  S.  99,  „sind  die  Mittel  den  Begriffen  des  Zeit- 
alters gemäß,  so  daß  Karl  (der  Große)  die  unruhigen  und  freiheitliebenden 
Sachsen  durch  die  Gewalt  der  Waffen  dem  Christentum  unterwarf,  und 
hingegen  Otto  (der  Große)  zur  Bekehrung  der  Wenden  gemäßigtere 
Maßregeln  nahm  und  sie  durch  gelindere  Wege  mit  dem  Reich  zu  ver- 
einigen suchte;  denn  man  kann  niemals  von  einem  Manne  verlangen,  daß 
er  über  sein  Jahrhundert  hinaus  denke,  weil  es  schon  viel  Anstrengung 
erfordert,  seinen  Angelegenheiten  und  den  Angelegenheiten  seines  Staates 
eine  veränderte  und  bessere  Gestalt  zu  geben." 

Und  an  anderer  Stelle  (Briefe  S.  292)  führt  er  aus: 

„Der  gesellschaftliche  Mensch  bringt  in  seine  öffentlichen  Verbindungen 
alle  Verhältnisse  und  daraus  entspringenden  pflichtgemäßen  Begriffe 
seines  inneren  und  äußeren  Zustandes  hinein.  Als  Mensch  oder  ein  der 
Ueberlegung  fähiges  Wesen  hat  er  Vorstellungen  von  Recht  und  Unrecht, 
Wohlwollen,  Zuneigung,  Haß,  Abneigung  und  Widersetzlichkeit  gegen 
alles,  was  ihm  Nutzen  oder  Schaden,  Vorteil  oder  Nachteil  bringen  kann. 
Diese  Vorstellungen  macht  er  aber  niemals  überhaupt  und  allgemeiner- 
weise wirksam  und  tätig,  sondern  ihre  Richtung  wird  nach  den  gesell- 
schaftlichen Verhältnissen  bestimmt,  in  welche  er  zur  Beförderung  seiner 
Glückseligkeit  zu  treten  genötigt  ist.  .  .  .  Die  verschiedene  Art,  nacii 
welcher  der  Mensch  diesen  Verhältnissen  ein  Genüge  leistet,  macht  das- 
jenige aus,  was  wir  öffentliche  Sitten  nennen,  und  diese  haben  m  einer 
jeden  Gesellschaft  eine  eigene  Gestalt  und  eine  dieser  Gesellschaft  ge- 
mäße Ausübungsart." 
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Es  ist  die  Lehre  von  der  Abhängigkeit  des  Menschen  von  seiner 
sozialen  Umwelt.  Für  ihre  Richtigkeit  liefert  Wegelin  gewisser- 
maßen selbst  ein  Beispiel;  denn  wenn  er  auch  in  manchen  Anschau- 
ungen die  Historiographen  seiner  Zeit  überragt,  zeigt  er  sich  doch 
andererseits  völlig  befangen  in  der  Aufklärungsidee  seiner  Zeit. 
Unter  den  sozialen  Verhältnissen  versteht  er  fast  immer  politisch- 
staatliche Verhältnisse,  oft  sogar  kurzweg  nur  Regierungs-  und  Ver- 
waltungsverhältnisse, und  wenn  er  von  großen  Männern  oder  Genies 
spricht,  denkt  er  an  Staatsmänner,  meist  an  kluge  Fürsten. 

Auch  der  Fürst  ist,  wie  er  ausführt,  in  seiner  Denkart  und  Kr- 
ziehung,  Lebensart  und  Umgebung  beeinflußt,  aber  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Auffassung  seiner  Zeit  traut  er  dem  Willen  des 
Fürsten  die  Macht  zu,  das  Volk  glücklich  oder  unglücklich  zu  machen, 
Tugenden,  Wohlstand,  Zufriedenheit  in  seinem  Reich  herzustellen 
oder  auch  zu  vernichten.  Daß  der  Fürst,  auch  der  Autokrat,  in 
seinem  Wirken  an  bestimmte  Bedingungen  gebunden,  daß  er  nicht 
etwas  machen  und  schaffen  kann,  wofür  die  historischen  Voraus- 
setzungen fehlen,  keine  Aenderungen  des  politischen  Lebens  völlig 
hindern  kann,  denen  die  soziale  Entwicklung  mit  Macht  entgegen- 
treibt, davon  hat  er  kaum  eine  Ahnung. 

Unter  den  Interessen,  von  denen  er  als  Faktoren  der  sozialen  An- 
schauungen spricht,  begreift  Wegclin  denn  auch  fast  nur  politische, 
nicht  wirtschaftliche  Interessen.  Vom  Wirtschaftsleben  und  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  versteht  er  fast  nichts.  Wenn  er  auf  wirt- 
schaftliche Erscheinungen  in  der  Geschichte  stößt,  sieht  er  sie  nie  in 
ihrer  entwicklungsgeschichtlichen  Bedingtheit,  sondern  faßt  sie  ein- 
fach als  Folgen  bestimmter  Anlagen,  entweder  Tugenden  oder  Fehler, 
des  betreffenden  Staates,  oder  als  durch  die  Regierungskunst  ge- 
schaffene und  durch  diese  beliebig  veränderbare  Staatseinrichtungen 
auf.  Die  Tatsache,  daß  ganz  niedrigstehende  Völkerschaften  keine 
Sklaven  haben,  erklärt  er  z.  B.  nicht  aus  wirtschaftlichen  Gründen, 
nicht  daraus,  daß  die  Sklavenarbeit  auf  dieser  Stufe  noch  keinen 
über  die  Erhaltungsmittel  hinausgehenden  Mehrertrag  liefert,  sondern 
aus  dem  rohen,  unbändigen  Haß  des  Naturmenschen,  der  noch  „keine 
Ersetzungen  und  Aussöhnungen"  zu  ersinnen  imstande  sei  und  des- 
halb alle  Gefangenen  opfere.  Und  die  Ursache  der  Kämpfe  um  das 
Staatsland,  den  „ager  publicus",  in  Rom  findet  er  darin,  daß  die 
Römer  „kein  Geschick  zu  der  Kaufmannschaft  und  einem  einträg- 
lichen Gewxrbe"  hatten  und  daher  sich  darauf  legten,  durch  Waffen- 
gewalt den  benachbarten  Völkern  ihren  wertvollen  Ackerboden  zu 
entreißen. 

Tatsächlich  ist  denn  auch  bei  Wegelin  trotz  seiner  Anerkennung 
des  Interesses  als  eines  geschichtlichen  Bewegungsfaktors  nichts  von 
einer  Würdigung  des  innergesellschaftlichen  Interessengegensatzes 
als  Qeschichtshebels  oder  gar  etwas  von  einer  Art  Klassengegensatz- 
lehre zu  finden,  wie  wir  sie  um  jene  Zeit  bereits  in  England  und  teil- 
weise auch  in  Frankreich  in  der  Sozialphilosophie  zum  Durchbruch 
:gelangen  sehen.    Wegelin  unterscheidet  im  Grunde  nur  zwei  Arten 
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von  Interessen:  Individual-  und  Nationalintcressen  (richtiger  Staats- 
interessen). Zwar  spricht  er,  wie  schon  erwähnt  wurde,  auch  von 
partikulären  Interessen,  aber  er  versteht  darunter  nicht  die  Interessen 
einzelner  Schichten  oder  Klassen,  die  diese  Klassen  zu  einem  inneren 
Interessenkampf,  einem  Klassenkampf  innerhalb  der  üesellschaft 
oder  des  Staates  führen,  sondern  die  Interessenforderungen  eines 
Standes  (des  Adels,  der  Kaufmannschaft,  des  fiandwerkertums  usw.), 
die,  obgleich  sie  nur  für  den  betreffenden  Stand  Wert  haben,  doch 
vom  Staate  infolge  ihrer  Bedeutung  oder  des  Gewichts  des  hinter 
ihnen  stehenden  Bevölkerungsteils  als  Staats-  oder  Nationalinteressen 
anerkannt  und  als  solche  behandelt  werden. 

Nirgends  beschäftigt  sich  denn  auch  Wegelin  mit  der  Frage,  wie 
das  Interesse  die  Anschauungen  und  den  Willen  der  einzelnen,  der 
Stände  und  der  Nationen  beeinflußt  und  wie  dieser  Wille  sich  in 
Handlungen  umsetzt.  Er  beschränkt  sich  einfach  darauf,  zu  ver- 
sichern, daß  die  geschichtlichen  Vorgänge  und  Handlungen  sich  nicht 
immer  unmittelbar  aus  den  Anschauungen  erklären,  d.  h.  nicht  immer 
direkte  Folgen  bestimmter  Ansichten  und  Willensmotive  seien,  son- 
dern die  indirekte  Folge  anderer  sich  dazwischen. schiebender  Aktio- 
nen. Er  sucht  diese  Unterscheidung  in  folgender  schwerfälligen 
Weise  klarzumachen  (erste  Abhandlung,  S.  363): 

„Die  Eingriffe  in  die  Freiheit  der  Römer,  die  Cäsar  durch  seine  Unter- 
nehmungen und  seine  Umtriebe  beging,  hatten  die  Anarchie  der 
(damaligen)  Verfassung  zur  Voraussetzung;  darum  muß  man  die  militä- 
rischen und  zivilen  Handlungen  dieses  ehrgeizigen  Staatsbürgers  wie  eine 
Folge  von  Tatsachen  betrachten,  die  mit  einer  gegebenen  lokalen  Ursache 
zusammenhängen.  Und  die  Ordnung,  in  der  die  eine  dieser  Tatsachen  der 
anderen  folgte,  ist  eine  unmittelbare.  Dieselbe  gelegentliche  Ursache 
(wie  schon  vorhin  ausgeführt  wurde,  bezeichnet  Wegelin  die  beson- 
deren geographischen  und  sozialen  Verhältnisse,  in  denen  ein  Volk  lebt, 
als  causes  occassionelles)  erleichterte  ihm  zugleich  die  Ausführung  aller 
seiner  Handlungen,  die  Fähigkeit  und  Tapferkeit.  Cäsar  tat  also  nichts, 
als  daß  er  die  aus  der  schlechten  Verfassung  entsprossenen  günstigen 
Umstände,  die  das  lokale  System  ihm  darbot,  in  Wirksamkeit  setzte.  Cäsar 
beobachtete  die  Veränderungen,  die  sich  im  öffentlichen  Leben  vollzogen, 
um  zu  erspähen,  welchen  Vorteil  er  aus  diesen  Vorgängen  zu  ziehen  ver- 
möchte, und  da  seine  Ideen  in  dem  Streben  vereinigt  waren,  den  ersten 
Rang  einzunehmen,  ein  Wunsch,  der  seinen  Geist  unablässig  beschäftigte 
und  demgemäß  seine  Handlungsweise  bestimmte,  so  behandelte  er  auch 
die  betreffenden,  durch  die  Anarchie  hervorgerufenen  Tatsachen  unter 
diesem  Gesichtspunkt.  Daher  weist  die  Reihenfolge  der  Ereignisse  unter 
dem  Triumvirat  dieselbe  Unmittelbarkeit  auf,  wie  die  Reihenfolge  der 
Ideen  Cäsars,  oder  vielmehr  die  Folge  der  Ideen  Cäsars  war  nur  eine 
Kopie  und  Darstellung  der  Aufeinanderfolge  der  öffentlichen  Tatsachen.  — 
Wenn  dagegen  in  die  Verkettung  der  Vorgänge  sich  aus  verschieden- 
artigen lokalen  Ursachen  hervorgegangene  Zwischenanschauungen  ein- 
schieben,  so  ist  die  Aufeinanderfolge  der  Begebenheiten  eine  mittel- 
bare. Die  republikanische  Regierungsform  ist  eine  Sache,  die  ver- 
schiedene ihr  untergeordnete  Arten,  wie  die  strenge,  gemischte  und  lose 
Aristokratie,  die  relative,  absolute  und  oligarchische  Demokratie  in  sich 
schließt.     Will   man   die   Verknüpfung   der   Handlungen   des   Marius   mit 
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denen  der  Gracchen  finden,  muß  man  daher  den  dazwischentretenden 
Wechsel  berücksichtigen,  der  sich  inzwischen  in  Roms  republikanischer 
RegierunKsform  vollzogen  hatte,  und  ihn  unter  Gesichtspunkten  be- 
trachten, die  sich  sowohl  aus  der  Aufeinanderfolge  der  Vorgänge,  wie 
aus  der  sich  fortsetzenden  Folgenreihe  der  Ursachen  ergeben.  Und  da 
diese  Ursachen  durch  Umwälzungen  gingen,  die  sich  veränderten  und 
der  Wechsel  die  Gestalt  der  Begebenheiten  verwandelte,  so  muß  man 
das,  was  von  den  Zeiten  der  Gracchen  bis  zum  siebenten  Konsulat  des 
Marius  geschah,  als  eine  Reihe  von  Tatsachen  ansehen,  die  ihren  Platz 
nur  in  einer  mittelbaren  Aufeinanderfolge  finden." 

Herders  Geschichtsphilosophie. 

War  die  Auffassung  der  Geschichte  als  eines  im  ganzen  kontinuier- 
lichen Verlaufs  kausal  verknüpfter  Vorgänge,  wie  die  voraufgegan- 
genen Darlegungen  zeigen,  schon  im  18.  Jahrhundert  fast  allgemein 
zum  Durchbruch  gelangt,  so  gebührt  doch  (jottfried  Herder  die  An- 
erkennung, den  Entwicklungsgedanken  durch  die  immer  wiederholte 
Betonung  der  strengen  Gesetzmäßigkeit  des  geschichtlichen  Ent- 
wicklungsprozesses wesentlich  vertieft  zu  haben.  Entwicklung  ist 
ihm  nicht  eine  bloße  Aufeinanderfolge  kausal  zusammenhängender 
Ereignisse,  der  Verlauf  vollzieht  sich  auch  nach  ganz  bestimmten 
Bewegungsprinzipien  oder  -gesetzen  —  Gesetzen,  die  gewissermaßen 
nur  ein  Teil  der  allgemeinen  Naturgesetze  sind,  nach  denen  sich  das 
ganze  Weltall  bewegt  und  verändert;  „denn",  so  sagt  er  im  \5.  Buch 
(2.  Teil)  seiner  1782  erschienenen  „Ideen  zur  Geschichte  der  Mensch- 
heit" (Siehe  S.  277  des  6.  Teils  der  Schriften  „Zur  Philosophie  und 
Geschichte"  in  der  von  Johann  v.  Müller  herausgegebenen  Cotta- 
schen  Ausgabe  der  sämtlichen  Werke  Herders,  1827/30  —  einer 
Ausgabe,  auf  die  sich  auch  weiterhin  die  angegebenen  Seitenzahlen 
beziehen),  „auch  der  Mensch  ist  ein  Teil  der  Schöpfung  und  muß  in 
seinen  wildesten  Ausschweifungen  und  Leidenschaften  Gesetze  be- 
folgen, die  nicht  minder  schön  und  vortrefflich  sind,  als  jene,  nach 
welchen  sich  alle  Himmels-  und  Erdkörper  bewegen." 

Wie  für  den  ihm  in  seiner  ganzen  Naturauffassung  so  engver- 
wandten Goethe  ist  auch  für  Herder  die  Natur  ein  lebendes  Wesen; 
sie  hat  für  ihn,  um  mit  Goethe  zu  sprechen:  „weder  Kern  noch 
Schale,  alles  ist  sie  mit  einem  Male".  Das  ganze  Weltall  in  seinem 
gewaltigen  Werdegange  und  Aufbau  atmet  ein  Leben;  überall  wirken 
dieselben  Gesetze,  überall  herrscht  eine  gleiche  Gesetzmäßigkeit. 
Sollte  die  Geschichte  der  Menschheit,  die  doch  nur  ein  Teil  dieses 
Universums  ist,  nicht  auch  gesetzmäßig  verlaufen?  Wie  Gott  in  der 
Natur  alles  planmäßig  geordnet,  so  hat  er  auch  in  die  Menschen- 
geschichte Planmäßigkeit  und  Gesetzmäßigkeit  hineingelegt. 

Die  eigentliche  bewegende  Kraft,  das  Grundmotiv  aller  Geschichte, 
ist  also  Gott;  aber  dieser  Gott  Herders  ist  kein  außerweltlicher  Gott, 
der  willkürlich  in  übernatürlicher  Weise  in  den  Gang  der  Welt- 
entwicklung eingreift.  Sein  Gott  lebt  in  der  Welt  und  ihrer  Ent- 
wicklung, e  r  i  s  t ,  wie  man  sagen  kann,  ihr  i  m  m  a  n  e  n  t.  Er  ist  der 
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Inbegriff  der  Qesetzniäf.iiKkeit  selbst;  daher  wirkt  er  auch 
lediglich  gesetzmäßig  —  in  der  Natur  wie  in  der  Mensch- 
heitsgeschichte. Das  Werk  der  Vorsehung  geht  also  „nach  a  1 1  - 
g  e  m  einen  Gesetzen  in  seinem  ewigen  Gange  for  t". 
„Der  Gott,  den  ich  in  der  Geschichte  suche",  erklärt  Herder,  „muß 
derselbe  sein,  der  er  in  der  Natur  ist,  denn  der  Mensch  ist  nur  ein 
kleiner  Teil  des  Ganzen  und  seine  Geschichte  ist,  wie  die  Geschichte 
des  Wurms,  mit  dem  Gewebe,  das  er  bewohnt,  innig  verwebet." 
Für  Herder  ist  denn  auch  die  Gottesabsicht,  mit  dem,  was  man  zu 
seiner  Zeit  „Naturabsicht"  nannte,  identisch. 

Ist  demnach  auch  Gott  der  eigentliche  Beweger  alles  Natur-  und 
Qeschichtsverlaufs,  so  vollzieht  sich  der  Entwicklungsprozeß  doch 
streng  gesetzmäßig  in  kausaler  Bedingtheit.  Deshalb  darf  die 
Menschheitsgeschichte  auch  nur  in  ihrer  Gesetzmäßigkeit  und  ihren 
kausalen  Zusammenhängen  betrachtet  werden.  Nicht  nur  den  Men- 
schen, auch  seinen  Gott  läßt  Herder  gewissermaßen  in  die  Gesetz- 
mäßigkeit des  Weltganzen  aufgehen. 

Was  bestimmt  denn  aber  den  geschichtlichen  Entwicklungsgang 
der  Menschheit?  Der  Einfluß  des  Klimas  oder  vielmehr  die  geo- 
graphische Umwelt.  Nach  Herders  Auffassung  besitzt  zwar  der 
Mensch  bestimmte  natürliche  Anlagen,  und  wären  diese  ganz  anders 
beschaffen,  so  würde  naturgemäß  auch  die  geistige  Entwicklung  des 
Menschen  eine  andere  sein;  keineswegs  aber  ist  die  Entwicklung 
der  Menschheit  nur  eine  einfache  Folge  solcher  Grundanlage,  der- 
art, daß  sich  daraus  von  selbst  der  Reihenfolge  nach  bestimmte 
Entwicklungsphasen  ergeben,  ist  doch  die  Naturveranlagung  etwas 
Gegebenes,  Gleichmäßiges,  das  nicht  die  Variabilität,  die  Beschleu- 
nigung und  Verlangsamung  des  Entwicklungsprozesses  unter  den 
verschiedenen  Himmelsstrichen  zu  erklären  vermag.  Es  bedarf  fort- 
gesetzter Anstöße  und  Einwirkungen,  damit  die  Anlagen  zu  höheren 
Entwicklungsformen  führen;  „denn  die  menschliche  Natur  ist  keine 
im  Guten  selbständige  Gottheit:  sie  muß  alles  lernen,  durch  Fort- 
gänge gebildet  werden,  im  allmählichen  Kampf  immer  weiter- 
schreiten. Natürlich  wird  sie  also  von  den  Seiten  am  meisten  oder 
allein  gebildet,  wo  sie  dergleichen  Anlässe  zur  Tugend,  zum  Kampfe, 
zum  Fortgang  hat.  In  gewissem  Betracht  ist  also  jede  menschliche 
Vollkommenheit  national,  säkular  und,  am  genauesten  betrachtet, 
individuell.  Man  bildet  nichts  aus,  als  wozu  Zeit, 
Klima,  Bedürfnis,  Welt,  Schicksal  Anlaß  gibt." 
(Auch  eine  Philosoohie  der  Geschichte  zur  Bildung  der  Menschheit, 
I.Teil,  S.  67.) 

Und  an  anderer  Stelle  (Ideen  zur  Geschichte  der  Menschheit, 
1.  Teil,  S.  176)  führt  Herder  aus:  „Empfinge  der  Mensch  alles  aus 
sich  und  entwickelte  es,  abgetrennt  von  äußeren  Gegen- 
ständen, so  wäre  zwar  eine  Geschichte  des  Menschen,  aber  nicht 
der  Menschen,  nicht  ihres  ganzen  Geschlechts  möglich." 

Aus  der  Naturanlage  des  Menschen  allein  ergibt  sich  demnach  kein 
Entwicklungsprozeß,  erst  indem  das  Klima  bezw.  die  Einflüsse  der 
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geographischen  Umwelt  auf  die  gegebenen  Anlagen  einwirken,  die 
sich  in  Fertigkeiten  umsetzenden  Fähigkeiten  wecken  und  voran- 
treiben, kommt  eine  Fortbildung  zustande,  „ein  Streben  aufeinander 
in  Kontinuität",  wie  Herder  es  nennt. 

Dabei  wird  von  Herder  der  f3egriff  des  Klimas  viel  weiter  gefaßt, 
als  von  irgendeinem  seiner  Vorgänger.  Er  versteht  darunter  nicht 
Hitze  und  Kälte  allein,  nicht  nur  die  Eigenart  der  Luft,  der  Winde, 
der  Bodenausdünstung  und  Bodengestaltung,  der  Pflanzen-  und  Tier- 
welt, also  nicht  nur  die  natürliche  Umgebung,  sondern  auch  die  sich 
aus  dieser  für  den  Kampf  ums  Dasein  ergebenden  sozialen  Bedin- 
gungen. Der  natürliche  Lebensraum  bestimmt,  wie  er  meint,  in  ge- 
wissem Maße  auch  die  gesellschaftliche  Umwelt.  Damit  z.  B.  be- 
stimmte Arbeitstätigkeiten  und  Lebensweisen  entstehen  können,  sind 
bestimmte  natürliche  Vorbedingungen  nötig.  Fischerei  und  Schiff- 
fahrt können  nicht  auf  dürren  Hochebenen  entstehen,  während 
andererseits  die  Jagd  nicht  in  einer  Inselwelt  zur  Hauptbeschäftigung 
werden  kann,  wo  es  kaum  jagdbares  Wild  gibt.  Ebenso  ist  die  Ent- 
stehung bestinnnter  Arbeitsgeräte  und  technischer  Fertigkeiten  nur 
möglich,  wo  die  Natur  die  dazu  nötigen  Rohmaterialien  liefert.  Wo 
kein  Flechtmaterial  vorhanden,  kann  auch  autochthonisch  keine 
Flcchtkunst  entstehen,  wo  es  kein  Eisen  oder  Kupfer  gibt,  keine 
Kunst  der  Eisen-  und  Kupferbearbeitung,  und  wo,  wie  in  der 
arktischen  Zone,  kein  Anbau  möglich  ist,  werden  natürlich  auch 
keine  Ackergeräte  gebraucht  und  erfunden.  So  sind  bestinnnte 
Lebens-  und  Nahrungsweisen  wie  auch  bestimmte  technische 
Fertigkeiten  und  Künste  eng  an  die  Naturverhältnisse  des  geo- 
graphischen Lebensraums  gebunden.  Auch  sie  gehören  alle  in  ihrer 
Verbindung,  wie  Herder  sagt,  zum  „Gemälde  des  vielverändern- 
den Klimas". 

Dieses  Verhältnis  des  Menschen  zu  seinem  Lebensraum  will  aber 
Herder  keineswegs  so  aufgefaßt  wissen,  als  sei  der  Mensch  mit 
seinen  physischen  und  psychischen  Anlagen  lediglich  das  passive, 
das  Klima  mit  seinen  Einwirkungen  das  aktive  Element.  Wenn 
einerseits  die  Naturumgebung  auf  den  Menschen  einwirkt  und  in  ihm 
besondere  Fähigkeiten  und  Arbeitsweisen  zur  Entwicklung  bringt, 
so  wirken  andererseits  die  Fähigkeiten  und  Arbeitsverrichtungen 
(Nahrungserwerbstätigkeit)  wieder  auf  die  natürliche  Umwelt  zurück' 
und  verändern  diese.  Lebt  der  Mensch  vorerst  nur  von  jenen  Kräu- 
tern und  Früchten,  die  die  Natur  ihm  freiwillig  bietet,  so  lernt  er 
später  die  Nahrungspflanzen  künstlich  anbauen,  Wälder  abholzen, 
Sümpfe  austrocknen,  sandige  Flächen  bewässern  usw.  Damit  ver- 
ändert sich  aber  zugleich  auch  die  natürliche  Umwelt  und  ihr  Ein- 
fluß auf  das  menschliche  Dasein.  Ebenso  kann  der  Mensch  die  ihm 
zur  Nahrung  dienenden  Tierarten  seiner  Naturumgebung  vermindern 
oder  teilweise  ausrotten,  dafür  aber  durch  Züchtung  andere  Tier- 
arten nicht  nur  vermehren,  sondern  auch  seinen  Zwecken  ent- 
sprechend verändern  und  damit  zugleich  seinen  Nahrungsspielraum 
mehr  oder  weniger  erweitern. 
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So  heißt  es  z.  B.  in  seinen  „Ideen  zur  (leschichte  der  Menschheit" 
(1.  Teil,  S.  83): 

„Nun  ist  keine  FraRC,  daß,  wie  das  Klima  ein  Inbegriff  von  Kräften 
und  Einflüssen  sei,  zu  dem  die  Pflanze  wie  das  Tier  beiträKt,  und  der 
allen  Lebendigen  in  einem  wechselseitigen  Zusammenhang  dienet,  der 
Mensch  auch  darin  zum  Herrn  der  Erde  gesetzt  sei,  daß  er  es  durch 
Kunst  ändere.  Seitdem  er  das  Feuer  vom  Himmel  stahl  und  seine  Faust 
das  Eisen  lenkte,  seitdem  er  Tiere  und  seine  Mitbriider  selbst  zusammen- 
zwang und  sie  sowohl  als  die  Pflanze  zu  seinem  Dienste  erzog,  hat  er 
auf  mancherlei  Weise  zur  Veränderung  desselben  mitgewirkt.  Europa 
war  vormals  ein  feuchter  Wald  und  andere  jetzt  kultivierte  Gegenden 
waren's  nicht  minder;  es  ist  gelichtet  und  mit  dem  Klima  haben  sich  die 
Einwohner  selbst  geändert.  Ohne  Polizei  und  Kunst  wäre  Aegypten  ein 
Schlamm  des  Nils  geworden;  es  ist  ihm  abgewonnen,  und  sowohl  hier 
als  im  weiten  Asien  hinauf  hat  die  lebendige  Schöpfung  sich  dem  künst- 
lichen Klima  bequemt.  Wir  können  also  das  Menschengeschlecht  als  eine 
Schar  kühner,  obwohl  kleiner,  Riesen  betrachten,  die  allmählich  von  den 
Bergen  herabstiegen,  die  Erde  zu  unterjochen  und  das  Klima  mit  ihrer 
schwachen  Faust  zu  verändern." 

Daher  tritt  auch  dort,  wo  ein  Volk  in  alten  Wohnsitzen  auf  sich 
selbst  angewiesen  bleibt,  also  neue  Fertigkeiten  und  Anregungen 
von  außen  nicht  hineingetragen  werden,  keineswegs  immer  ein  Still- 
stand der  Entwicklung  ein,  wenn  sie  auch  in  solchem  Fall  langsamer 
vor  sich  geht;  denn,  ist  ein  Volk  dazu  gelangt,  in  seinem  Streben 
nach  größerem  Nahrungs-  und  Lebensspielraum  verändernd  auf  seine 
Naturumgebung  einzuwirken,  so  schafft  es  sich  damit  selbst  immer 
wieder  neue  natürliche  Antriebe  und  Vorbedingungen  seines  Fort- 
schritts. 

Wie  bewirkt  aber  dieses  „vielverändernde  Klima"  oder  vielmehr 
das  natürliche  Milieu  solche  Entwicklung?  Indem  es  auf  die  körper- 
liche Verfassung  des  Menschen,  auf  seine  körperlichen  Kräfte  und 
seine  psychische  Regsamkeit,  sein  Gefühlsleben  und  seine  Empfin- 
dungen (Sinnlichkeit),  Leidenschaftlichkeit,  Triebhaftigkeit  usw.  ein- 
wirkt. 

Diese  Auffassung  stimmt  im  wesentlichen  mit  derjenigen  Montes- 
quieus  überein;  aber  auch  hier  macht  Herder  einen  bedeutsamen 
Schritt  vorwärts,  indem  er  hervorhebt,  daß  es  falsch  sei,  jede  be- 
sondere Rasseneigenheit,  körperliche  oder  psychische,  lasse  sich 
direkt  auf  Einflüsse  des  Klimas  oder  der  natürlichen  Umgebung 
zurückführen.  Der  Mensch  gilt  Herder  als  eine  komplizierte 
Maschine,  in  der  die  einzelnen  Teile  gegenseitig  voneinander  ab- 
hängen und  sich  in  ihren  Funktionen  bestimmen.  Demnach  braucht 
auch  die  Veränderung  eines  Körperteils,  z.  B.  des  Gesichts,  oder  der 
Sinnestätigkeiten  durchaus  nicht  die  Folge  direkter  Einflüsse  auf  die 
betreffenden  Organe  zu  sein,  sondern  sie  kann  sich  als  Folge  oder 
indirekte  Nebenwirkung  einer  Veränderung  ganz  anderer  Organe 
ergeben.  „Sage  man  nicht",  meint  er  in  seinen  „Ideen  zur  Geschichte 
der  Menschheit"  (Zur  Philosophie  und  Geschichte,  V.  Teil,  S.  91), 
„daß  Kunst  oder  die  Sonne  des  Negers  Nase  geplattet  habe.  Da  die 
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Bildung  dieses  Teils  mit  der  Konformation  des  ganzen  Schädels,  des 
Kinns,  des  Halses,  des  Rückens  zusammenhängt  und  das  sprossende 
Rückenmark  gleichsam  der  Stamm  des  Flaumes  ist,  an  dem  sich  die 
Brust  und  alle  Glieder  bilden:  so  zeigt  die  vergleichende  Anatomie 
genugsam,  daß  die  Verartung  die  ganze  Gestalt  angegriffen  und  sich 
keiner  dieser  festen  Teile  ändern  konnte,  ohne  daß  das  Ganze  ver- 
ändert wurde.  Eben  daher  gehet  die  Negcrgestalt  auch  örtlich  über 
und  kann  nur  genetisch  zurückverändert  werden.  Setzt  den  Mohren 
nach  Europa:  er  bleibt  was  er  ist;  verheiratet  ihn  aber  mit  einer 
Weißen,  und  eine  Generation  wird  verändern,  was  Jahrhunderte 
hindurch  das  bleichende  Klima  nicht  würde  getan  haben." 

Bei  dieser  Feststellung  der  klimatischen  Einflüsse  bleibt  jedoch 
Herder  —  und  das  hebt  ihn  weit  über  Montesquieu  hinaus  —  nicht 
stehen.  Auch  die  Vorstellungswelt  des  Menschen  wird  dadurch  be- 
stimmt, was  er  in  seinem  natürlichen  Lebensraum  und  den  durch 
diesen  bedingten  sozialen  Lebensverhältnissen  um  sich  sieht  —  von 
seiner  Anschauungswclt.  Der  (jebirgsbewohner,  der  nie  das  Meer 
sah  (auch  nicht  im  I^ild),  kann  sich  daher  auch  kein  Meer  vorstellen. 
der  Lappländer,  der  nie  Palmen  sah,  keine  Palme,  der  Urwald- 
bewohner, der  nie  eine  Fabrik  sah,  keine  Fabrikstadt.  Daher  wecli- 
selt  auch  bei  den  primitiven  Völkern  je  nach  ihrer  natürlichen  Um- 
welt ihre  Vorstellungswclt  und  ihre  Naturanschauung.  Der  Hirtc 
auf  seiner  Steppe  sieht  die  Natur  deshalb  mit  anderen  Augen  an,  als 
der  Fischer  auf  einer  Meerinsel  oder  der  Jäger  im  Urwald.  Daher 
ist  auch  die  Mythologie  eines  jeden  Volkes  an  dessen  geographischen 
Lebensraum  gebunden.  Sie  arbeitet  mit  Vorstellungen  und  Bildern, 
die,  wenn  auch  nach  unserer  Ansicht  verzerrt,  doch  ihrem  Anschau- 
ungskreis entlehnt  sind  —  allerdings  nicht  immer  gerade  dem  gegen- 
wärtigen, oft  auch  den  früheren  Anschauungskreisen;  denn,  was  ein- 
mal in  die  „Einbildungskraft"  übergegangen  ist,  kann  durch  die 
Ueberlieferung  auf  spätere  Generationen  übertragen  werden.  Dem- 
nach gilt  Herder  die  Mythologie  jedes  Volkes  als  „ein  A  b  d  r  u  c  k 
der  eigentlichen  Art,  wie  es  die  Natur  ansah,  in- 
sonderheit, ob  es  seinem  Klima  und  Genius  nach  mehr  Gutes  oder 
Uebles  in  derselben  fand,  und  wie  es  sich  etwa  das  eine  durch  das 
andere  zu  erklären  sucht." 

Dazu  kommt  aber  noch  ein  Drittes.  Der  Verstand  (Denken,  Sinnen, 
Trachten)  des  Menschengeschlechts  ist  von  seiner  Lebensführung 
abhängig,  denn  er  ist  „allenthalben  unter  Bedürfnissen  der  Lebens- 
weise erwachsen"  —  „ein  Sohn  der  Tradition  und  Ge- 
wohn h  e  i  t".  So  verschieden  wie  die  Lebensweise  bezw.  die  Ar- 
beitstätigkeit der  Völker  (die,  nach  Herders  Auffassung  wieder,  wie 
schon  erwähnt,  eng  mit  ihrer  Naturumgebung  zusammenhängt)  ist 
demnach  auch  ihre  Denkweise,  und  zwar  ist  dafür  nicht  nur  maß- 
gebend, ob  vornehmlich  Jagd,  Viehzucht,  Ackerbau  getrieben  wird, 
sondern  auch  auf  welcher  Stufe  der  Entwicklung  diese  stehen,  wie 
sie  also  im  einzelnen  geartet  sind. 
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„Man  ist  Kcwöhiit,"  heißt  es  in  den  Ideen  zur  Cjescliichte  der  Mensch- 
heit (Zur  Piiiiosopiiie  und  Cieschichte,  V.  Teil,  S.  131),  „die  Nationen  der 
Krde  in  JüRer,  Fischer,  Hirten  und  Ackersieute  abzuteilen,  und  nach 
dieser  Abteilung  nicht  nur  den  Ran«  derselben  in  der  Kultur,  sondern  auch 
die  Kultur  selbst  als  eine  notwendijce  Fol^e  dieser  oder  jener  Lebens- 
weise zu  bestimmen  —  vortrefflich,  wenn  diese  Lebensweisen  zuerst  nur 
selbst  bestimmt  wären;  sie  ändern  sich  aber  beinahe  mit  jedem  Erd- 
striche und  verschlingen  sich  meistens  so  sehr  ineinander,  daß  die  An- 
wendung der  reinen  Klassifikation  überaus  schwer  ist." 

Faßt  demnach  Herder  die  menschliche  Entwicklung  als  eine  lange 
Kette  von  Bildungen  und  Umbildungen  der  sozialen  Lebensformen 
auf,  so  vermag  er  doch  in  diesem  Prozeß  keine  bloße  Hinbewegung" 
auf  einen  bestimmten  Endzweck  zu  erkennen.  Die  Kantsche  Teleo- 
logie  findet  in  ihm  einen  entschiedenen  Gegner.  Zwar  leugnet  er 
nicht,  daß  Gott  resp.  die  Vorsehung  bestimmte  Zwecke  verfolgt; 
aber  diese  sind  nicht  erkennbar.  Das  „A  b  s  i  c  h  t  e  n  -  W  i  1 1  e  r  n" 
läuft  nach  seiner  Meinung  immer  nur  auf  das  Unterschieben  von 
vermuteten  Ziel-Endzwecken  und  auf  die  Betrachtung  des  Qe- 
Schichtsverlaufs  nach  bestimmten  konstruierten  Plä- 
nenhinaus,d.  h.  unter  einem  beschränkten,  durch  den  jeweiligen 
Erkenntnisgrad  bestimmten  Gesichtswinkel.  Wohl  mag  der  einzelne 
wie  auch  ein  ganzes  Volk  sich  bei  seinen  Handlungen  bestimmte 
Zwecke  setzen;  aber  das  sind  zeitlich  bedingte  Zwecke.  Etwas 
anderes  ist  es,  dem  ganzen  Entwicklungslauf  der  Menschheit  einen 
Endzweck  zu  unterschieben  und  dann  nach  diesem  die  Geschichte 
mit  ihren  im  einzelnen  vielfach  rückläufigen  Bewegungen  zu  beur- 
teilen. „Die  Philosophie  der  Endzwecke  hat  der  Naturgeschichte", 
meint  er,  „keinen  Vorteil  gebracht,  sondern  ihre  Liebhaber  vielmehr 
statt  der  Untersuchung  mit  scheinbarem  Wahn  befriedigt;  wieviel 
mehr  die  tausendzweckige,  ineinander  greifende 
M  e  n  s  c  h  e  n  g  e  s  c  h  i  c  h  t  e." 

Besonders  ärgert  es  ihn,  wenn  Geschichtsschreiber  der  Mensch- 
heitsentwicklung irgendein  erhabenes  Ziel,  wie  die  Erreichung  der  all- 
gemeinen Glückseligkeit,  Tugend,  Freiheit  oder  dergleichen  zu  setzen 
suchen  und  dann  nach  derartigen  „Endzwecken"  den  ganzen  Ent- 
wicklungslauf beurteilen.  Spöttisch  kritisiert  er  solches  Verfahren 
mit  den  Worten  („Auch  eine  Philosophie  der  Geschichte  zur  Bildung 
der  Menschheit".    Zur  Philosophie  und  Geschichte,  3.  Teil,  S.  74): 

,,Wer's  bisher  unternommen,  den  Fortgang  der  Jahrhunderte  zu  ent- 
wickeln, hat  meistens  die  Lieblingsidee  auf  der  Fahrt:  Fortgang  zu  meh- 
rerer Tugend  und  Glückseligkeit  einzelner  Menschen.  Dazu  hat  man  als- 
dann Facta  erhöhet  oder  erdichtet;  Qegenfacta  verkleinert  oder  ver- 
schwiegen, ganze  Seiten  bedeckt,  Wörter  für  Wörter  genommen,  Auf- 
klärung für  Glückseligkeit,  mehrere  und  feinere  Ideen  für  Tugend  —  und 
so  hat  man  von  der  allgemein  fortgehenden  Verbesserung  der  Welt 
Romane  gemacht  — ,  die  keiner  glaubte,  wenigstens  nicht  der  wahre 
Schüler  der  Geschichte  und  des  menschlichen  Herzens." 

Man  kann  demnach  Herder  in  seiner  Geschichtsauffassung  als 
einen  Vorläufer  Friedrich  Ratzeis  betrachten,  wenn  auch   Ratzeis 
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anthropogeographische  Geschichtsbetrachtung  mehr  die  ethnolo- 
gisch-wirtschaftHchen,  Herder  vornehmlich  die  philosophisch-histo- 
rischen Züge  hervorkehrt.  In  einzelnen  Anschauungen  geht  freilich 
Ratzel  über  Herder  hinaus,  so  besonders  in  seiner  Bewertung  der 
Lebensraumverhältnisse  auf  die  Staats-,  Qesellschafts-  und  Wirt- 
schaftsform; dagegen  fehlt  ihm  jene  psychologische  Würdigung  der 
Einwirkung  der  natürlichen  und  sozialen  Umwelt  auf  die  Denkweise, 
wie  wir  sie  vornehmlich  in  Herders  Ideen  zur  (jcschichte  der  Mensch- 
heit finden.  Ratze!  nimmt  denn  auch  für  den  Menschen  der  höheren 
Entwicklungsstufen  eine  Selbständigkeit,  richtiger  Unabhängigkeit 
des  Geistes  (der  Denkweise)  vom  Gesamtmilieu  in  Anspruch,  die 
Herder  niemals  zugegeben  hätte. 

Herders  Staatsauffassting. 

Derselbe  Blick  für  die  Zusammenhänge  und  geschichtlichen  Be- 
dingtheiten des  gesellschaftlichen  Lebens,  der  trotz  aller  Stimmungs- 
und Gefühlsschwelgerei,  trotz  aller  Voreingenommenheit  für  ästhe- 
tisch-konstruktive Gedankenkonzeptionen  in  Herders  Geschichts- 
philosophie zutage  tritt,  zeigt  sich  auch  in  seiner  Auffassung  des 
Staatswesens.  Wie  seine  Gesellschaftsauffassung  eine  rein  indivi- 
dualistisch-humane ist  und  in  vielen  ihrer  Teile  die  Züge  der  eng- 
lischen Sozialphilosophie  seiner  Zeit  trägt,  so  folgt  er  auch  in  der 
Betrachtung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Gesellschaft  eng- 
lischen Spuren.  Eine  scharfe  Grundunterscheidung  zwischen  Gesell- 
schaft und  Staat  findet  man  nirgends  in  Herders  Schriften.  Der  Be- 
griff der  Gesellschaft  wird  allgemein  für  alle  menschlichen  Vereini- 
gungen angewandt;  gesellschaftliches  Leben  ist  daher  kurzweg 
menschliches  Zusammenleben  zum  Zweck  des  Miteinanderseins  und 
Miteinanderwirkens.  Der  Staat  ist  demnach  auch  eine  (jesellschaft, 
aber  eine  Gesellschaft  höherer  Art.  Er  stellt  eine  spätere  Art  der 
Gesellschaftsentwicklung,  eine  besondere  soziale  Entwicklungsphase 
dar,  und  zwar  unterscheidet  er  sich  von  den  ihm  voraufgegangenen 
„natürlichen"  (jesellschaften  dadurch,  daß  er  eine  Gesellschaft  mit 
politischen  Regierungsinstitutionen,  also,  um  den  zu  jener  Zeit  in  der 
englischen  Gesellschaftslehre  gebildeten  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
eine  Gesellschaft  mit  einem  „political  government"  ist. 

Die  Gesellschaftsvertragstheorie  lehnt  Herder  auf  Grund  seiner  für 
die  damalige  Zeit  höchst  beträchtlichen  völkerkundlichen  Kenntnisse 
ohne  weiteres  ab.  Er  hält  es  mit  Montesquieus  Ausspruch,  daß  seit 
jeher  der  Mensch  in  Gesellschaften  existiert  hat.  Das  Kapitel  seiner 
„Ideen"  über  die  Regierungen  als  „festgestellte  Ordnungen  unter 
den  Menschen"  beginnt  denn  auch  mit  dem  oft  zitierten  Ausspruch: 
„Der  Naturstand  des  Menschen  ist  der  Stand  der 
Gesellschaft."  Die  unterste  Gesellschaftsform  besteht  in  der 
primitiven  Familiengemeinschaft  oder  Familienhorde  (Verwandt- 
schaftshorde), wie  wir  sie  bei  einfachen  Naturvölkern  finden.  Aber 
selbst  diese  natürlichen  triebmäßigen  Gesellschaften  vermögen  nicht 
ohne    eine   gewisse  Ordnung    des   Zusammenlebens    auszukommen, 
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deshalb  sind  mit  ihnen  zugleich  auch  „die  ersten  Rej^^ierungen  unter 
den  Menschen  Rej^ründet".  Aber  diese  Ordnungen  sind  Familien- 
ordnungen,  die  man  als  „ersten  O  r  a  d  natürlicher  Regie- 
r  u  n  g  e  n"  bezeichnen  kann.  Mit  der  Entwicklung  zu  Geschlechtern 
und  Stämmen  wird  eine  neue  Ordnung  nötig,  die  die  üesellschafts- 
mitglieder  bei  ihren  verschiedenartigen  Unternehmungen  (Wan- 
derungen, großen  Jagden,  Kriegszügen,  Verteidigungen)  unter  ge- 
meinsamer Führung  verbindet.  So  entstehen  Anführer,  Führer, 
Richter  (gemeint  sind  derartige  Volkshäupter  wie  die  „Richter"  in 
Israel)  und  damit  der  zweite  Qrad  der  natürlichen  Ordnung. 

Doch  unter  diesen  Führern,  die  zunächst  nur  Amtsführer  sind  und 
über  ihr  Amt  hinaus  keine  Gewalt  besitzen,  wissen  manche  sich  ein 
Uebergewicht  mit  ihrem  Anhang  zu  verschaffen  und  dann  bei  Er- 
oberungen und  Unterwerfungen  fremder  Völker  eine  besondere 
Machtstellung  zu  erringen,  die  meist  bald  erblich  wird. 

„Was,"  so  fragt  Herder  (Ideen  zur  Philosophie  der  Geschichte,  V.  Teil 
S.  213),  „hat  dem  kultivierten  Europa  seine  Regierungen  gegeben?  Der 
Krieg,  Horden  von  Barbaren  überfielen  den  Weltteil:  ihre  Anführer  unci 
Edlen  teilten  unter  sich  Länder  und  Menschen.  Daher  entsprangen 
Fürstentümer  und  Lehen;  daher  entsprang  die  Leibeigenschaft  unter- 
jochter Völker;  die  Eroberer  waren  im  Besitze,  und  was  seit  der  Zeit 
in  diesem  Besitze  verändert  worden,  hat  abermals  Revolution,  Krieg, 
Einverständnis  der  Mächtigen,  immer  also  das  Recht  des  Stärkeren,  ent- 
schieden. Auf  diesem  königlichen  Wege  geht  die  Geschichte  fort,  und 
Facta  der  Geschichte  sind  nicht  zu  leugnen.  Was  brachte  die  Welt  unter 
Rom?  Griechenland  und  den  Orient  unter  Alexander?  Was  hat  alle 
große  Monarchien  bis  zu  Sesostris  und  der  fabelhaften  Semiramis  hinauf 
gestiftet  und  wieder  zertrümmert?  Der  Krieg.  Gewaltsame  Eroberungen 
vertraten  also  die  Stelle  des  Rechts,  das  nachher  nur  durch  Verjährung, 
oder,  wie  unsere  Staatslehrer  sagen,  durch  den  schweigenden  Kontrakt 
Recht  ward.  Der  schweigende  Kontrakt  aber  ist  in  diesem  Falle  nichts 
anderes,  als  daß  der  Stärkere  nimmt,  was  er  will,  und  der  Schwächere 
gibt  und  leidet,  was  er  nicht  ändern  kann." 

Und  zwar  gilt  das  nicht  nur  von  den  Monarchien  Europas.  Ueber- 
all,  wo  wir  den  Ursprung  der  Staatsgebilde  zurückverfolgen,  sehen 
wir,  daß  sie  auf  Unterwerfung  aufgebaut  sind: 

„Man  glaube  nicht,  daß  dies  etwa  nur  von  Monarchien,  als  von  Un- 
geheuern der  Eroberung,  gelte,  die  ursprünglichen  Reiche  aber  anders 
entstanden  sein  könnten:  denn  wie  in  der  Welt  wären  sie  anders  ent- 
standen? So  lange  ein  Vater  über  seine  Familie  herrschte,  war  er  Vater, 
und  ließ  seine  Söhne  auch  Väter  werden,  über  die  er  nur  durch  Rat  zu 
vermögen  suchte.  So  lange  mehrere  Stämme  aus  freier  Ueberlegung  zu 
einem  bestimmten  Geschäfte  sich  Richter  und  Führer  wählten,  so  lange 
waren  diese  Amtsführer  nur  Diener  des  gemeinen  Zweckes,  bestimmte 
Vorsteher  der  Versammlung;  der  Name:  Herr,  König,  eigenmächtiger,  will- 
kürlicher,erbl\cher  Despot  warVölkerndieserVerfassung  etwas  Unerhörtes." 

Demnach  ist  der  Staat  ein  geschichtliches  Produkt,  beruhend  auf 
Unterwerfung  und  Unterdrückung  oder,  wie  Herder  in  seinen  „Briefen 
zur  Beförderung  der  Humanität"  sagt,  „auf  kriegerischer  und  reli- 
giöser Eroberung  gegründet".    Ein  politisches  Kunstwerk;  „denn  die 
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Natur  leitete  das  Band  der  Gesellschaft  nur  bis  auf  Familien  (gemeint 
sind  Familienverbände),  weiterhin  ließ  sie  unserem  Geschlecht  die 
Freiheit,  wie  es  sich  einrichten,  wie  es  das  feinste  Werk  seiner 
Kunst,  den  Staat,  bauen  wollte". 

Herder  erblickt  deshalb  in  der  Staatsbildung  einen  notwendigen 
geschichtlichen  Vorgang;  aber  als  ein  ideales  Gebilde  gilt  ihm  der 
Staat  nicht.  Er  sieht  in  ihm,  wie  meist  die  englischen  Sozialtheore- 
tiker seiner  Zeit,  eine  unnatürliche,  gegen  die  freie  Individualität  ge- 
richtete Zwangsinstitution  —  vor  allem  dann,  wenn  der  Staat  ver- 
schiedene Nationen  umfaßt  und  die  eine  dieser  Nationen  die  anderen 
in  Abhängigkeit  erhält.  Der  relativ  „natürlichste  Staat"  ist  deshalb 
nach  seiner  Ansicht  der  Nationalstaat,  der  Staat  „mit  einem  National- 
charakter". Als  Nation  aber  betrachtet  er  nicht  schon  jede  Staats- 
gemeinschaft, deren  Mitglieder  die  gleiche  Sprache  sprechen,  wenn- 
gleich auch  die  (jleichheit  der  Sprache  zu  den  Elementen  der  Ein- 
heitlichkeit einer  Nation  gehört,  sondern  ein  Volk,  das  sich  als 
gleiches  „Werk  des  Schicksals"  darstellt,  das  also,  wie  wir  heute 
sagen  würden,  eine  Schicksals-Gemeinschaft  bildet.  Englisch 
sprechende  Irländcr  und  Engländer  bilden  gemeinsam  keine  Nation. 

Dementsprechend  hält  Herder  auch  den  von  Kant  in  seiner  Schrift 
„Idee  zur  allgemeinen  Geschichte  in  weltbürgerlicher  Absicht"  als  Ziel 
der  geschichtlichen  Entwicklung  hingestellten  „Staatenbund"  für  ein 
unerreichbares,  über  die  gegebenen  Schranken  ahnungslos  hinweg- 
schreitendes Ideal.  Einzelne  Staaten  mögen  immerhin  sich  zu  be- 
stimmten Zwecken  verbünden  und  vereinigen;  aber  ein  allgemeiner 
harmonischer  Weltstaatenbund  erscheint  ihm  als  ein  bloßes  Phan- 
tasiegebilde; denn  erstens  sei  der  Staat  eine  Herrschaftsorganisation 
und  enthalte  in  sich  selbst  Standesunterschiede,  zweitens  aber  hätten 
die  einzelnen  Nationen  und  Völker  nicht  nur  ganz  verschiedene 
Charaktere,  sondern  auch  verschiedene  Lebensinteressen,  die  auch 
bei  weiterem  Fortschritt  nicht  verschwinden  würden,  da  sie  vielfach 
mit  dem  geographischen  Lebensraum  dieser  Völker  eng  zusammen- 
hängen. Ein  solcher  Weltstaat,  meint  er  in  seinen  „Briefen  zur  Be- 
förderung der  Humanität"  (im  „Gespräch  über  eine  unsichtbar  sicht- 
bare Gesellschaft")  würde  gar  keiner  Verwaltung  fähig  sein  und 
immer  wieder  durch  innere  Interessenkonflikte  zerrissen  werden, 
denn  „diese  verschiedenen  Interessen  würden  öfters  miteinander  in 
Kollision  kommen,  so  wie  jetzt",  da  doch  die  einzelnen  Staaten  auch 
im  Staatenbund  ein  ganz  verschiedenes  Klima  usw.  hätten  —  folglich 
auch  ganz  verschiedene  Bedürfnisse  und  Befriedigungen,  verschie- 
dene Gewohnheiten,  Sitten  usw. 

An  die  Stelle  des  Ideals  eines  allgemeinen  Staatenbundes  setzt 
daher  Herder  das  Ideal  eines  humanen  Kosmopolitismus:  die  „Ge- 
sellschaft aller  denkenden  Menschen",  die  sich  über  die  Vorurteile 
der  Staaten,  der  Religion,  der  Stände  hinweg  die  Hände  reichen  zur 
Förderung  der  Humanität. 
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Achtes  Kapitel. 

Kants  Geschichts-  und  Sozial- 
philosophie. 

Kant  und  der  französische  Revolutionsliberalismus.    —  Kants  teleologische 
Geschichtsphilosophie.  —  Naturabsicht  und  Vorsehung.  —  Die  Gesetzmäßig- 
keit des  Geschichtsverlaufs.  —  Die  Naturanlage  als  Entwicklungsfaktor.  — 
Gesellschaft  und  Staat  bei  Kant.  —  Kant,  Rousseau,  Locke. 

Kant  und  der  französische  Revolutionsliberalismus. 

Immanuel  Kant  wird  von  vielen  seiner  Verehrer  nicht  nur  als 
großer  Erkenntniskritiker,  sondern  auch  als  ein  neue  Bahnen  ein- 
schlagender Geschichts-  und  Gesellschaftstheoretiker  geschätzt.  Tat- 
sächlich ist  er  in  seinen  geschichtsphilosophischen  Fragmenten  fast 
nirgends  über  die  Auffassungsweise  seiner  Zeit  hinausgelangt.  Seine 
Geschichtsphilosophie  ist  nichts  als  eine  teleologisch  konzipierte  Neu- 
auflage der  im  vierten  Kapitel  dieses  Buches  geschilderten  eng- 
lischen Lehre  aus  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  die  Ge- 
schichte der  Menschheit  sei  ausschließlich  bedingt  durch  den  Fort- 
schritt des  Menschengeistes  bezw.  der  menschlichen  Vernunft,  wäh- 
rend seine  Sozialphilosophie  in  ihren  wichtigsten  Teilen  aus  Anleihen 
bei  Locke  und  Rousseau  besteht  —  nur  übernimmt  Kant  die  abstrakt- 
demokratischen Folgerungen  Rousseaus  nicht  in  ihrer  Original- 
fassung, sondern  in  der  abgeschwächten  Umdeutung,  die  sie  nach 
Ausbruch  der  großen  französischen  Revolution  in  der  politischen 
Argumentation  der  französischen  Liberalen  erfuhren.  Er  übersetzt 
gewissermaßen  die  staatspolitischen  Ideen  des  stark  rousseauistisch 
beeinflußten  liberalen  Bürgertums  der  Revolutionsjahre  1789/92  in 
philosophisches  Deutsch.  Eine  Tatsache,  die  schon  1842  Marx  in 
seinem  für  die  „Rheinische  Zeitung"  geschriebenen  Aufsatz  „Das 
philosophische  Manifest  der  historischen  Rechtsschule"  bewog,  die 
Kantsche  Philosophie  (besonders  hat  dabei  Marx,  wie  seine  Aus- 
führungen beweisen,  an  die  Kantsche  Rechts-  und  Moralphilosophie 
gedacht)  als  „die  deutsche  Theorie  der  französischen  Revolution"  zu 
bezeichnen.  Auch  in  der  im  Nachlaß  von  Marx  aus  den  Jahren 
1845/46  stammenden  satirischen  Abhandlung  über  Max  Stirner,  be- 
titelt „Der  heilige  Max"  (zuerst  erschienen  in  den  „Dokumenten  des 
Sozialismus",  3.  Band)  wird  Kant  als  ein  Philosoph  bezeichnet,  der 
die  französische  Revolutions-Sozialphilosophie  gewissermaßen  in  den 
abstrakten  Liberalismus  Deutschlands  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
übersetzt  habe.  Der  Zersplitterung  des  deutschen  Bürgertums  jener 
Zeit  in  politisch  ohnmächtige,  dem  staatlichen  Leben  vielfach  inter- 
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esselos  gegenüberstehenden  Kleinbürgerschichten,  die  dem  Staat 
oder  viehnehr  der  Biireaukratie  die  Verwaltung  der  öffentlichen 
Interessen  als  eine  „scheinbar  selbständige  Macht"  überließen,  ent- 
sprachen, wie  Marx  ausführt,  völlig  die  damals  kursierenden  „Illusio- 
nen über  den  Staat",  wie  wir  sie  in  charakteristischer  h""orm  beson- 
ders bei  Kant  finden:  „Cr  (Kant)  sowohl  wie  die  deutschen  Bürger, 
deren  beschönigender  Wortführer  er  war,  merkten  nicht,  daß  diesen 
theoretischen  (jedanken  der  Bourgeoisie  (der  französischen)  mate- 
rielle Interessen  und  ein  durch  die  materiellen  Produktionsverhält- 
nisse bedingter  und  bestimmter  Wille  zugrunde  lag;  er  (Kant)  trennt 
daher  'diesen  theoretischen  Ausdruck  von  den  Interessen,  die  er  aus- 
drückte, machte  die  materiell  motivierten  Bestimmungen  des  Willens 
der  französischen  Bourgeoisie  zu  reinen  Selbstbestimmungen  des 
freien  Willens,  des  Willens  an  und  für  sich,  des  menschlichen  W^illens, 
und  verwandelte  ihn  so  in  rein  ideologische  Begriffsbestinmiungen 
und  moralische  Postulate." 

Diese  Ansicht  von  Marx  über  den  theoretischen  Liberalismus 
Kants  ist  richtig,  wenn  Marx  vielleicht  auch  zu  sehr  verallgemeinert. 
Aber  außer  von  der  rousseauistisch-revolutionären  Theoretik  hat  Kant 
beträchtliche  Elemente  seiner  Oesellschafts-  und  Staatsauffassung 
von  Locke  entlehnt,  nur  fügt  er  ihnen  die  im  vierten  Kapitel  dieses 
Buches  erwähnte  Theorie  vom  Antagonismus  zwischen  Individuum 
und  Gesellschaft  (zwischen  sozialen  und  antisozialen  Trieben)  hinzu, 
wie  sie  sich  vornehmlich  bei  liutcheson  findet  und  im  Anschluß  an 
die  englische  Auffassung,  politisch  formuliert,  auch  in  Rousscaus 
Lehre  vom  Gegensatz  des  Einzelwillens  zum  sogen.  Gemeinwillen 
übergegangen  ist. 

Kants  teleologische  Geschichtsphilosophie. 

Eigentlich  neue  Erkenntnisse  bietet  Kant,  historisch  betrachtet  — 
seine  reine  Erkenntniskritik  kommt  hier  nicht  in  Betracht  — ,  weder 
auf  geschichts-  noch  sozialphilosophischem  Gebiet;  neu  ist  zumeist 
nur  die  moralisch-teleologische  Formulierung  oder  richtiger  Ein- 
kleidung seiner  Theorien.  Um  so  seltsamer  ist,  daß  heute  vielfach 
Kant  durch  die  sonderbarsten  Auslegungen  auch  zu  einem  großen 
Geschichts-  und  Sozialphilosophcn  gemacht  wird  —  ein  Bemühen, 
das  sich  wohl  nur  aus  der  in  bestimmten  Kreisen  zum  Bedürfnis  ge- 
wordenen Rückkehr  zu  Kant,  d.  h.  durch  die  Flucht  aus  der  nichts 
weniger  als  idealen  Wirklichkeit  des  Liberalismus  in  die  Region  ab- 
strakt-idealer liberaler  Theoretik  erklärt,  zum  Teil  auch  aus  der  Un- 
bekanntschaft unserer  jungen  philosophische  Studien  treibenden  Ge- 
neration mit  der  Entwicklung  der  englischen  Sozialphilosophie  im 
16.,  17.  und  18.  Jahrhundert  und  ihres  historischen  Verhältnisses  zu 
Kant. 

Wie  andere  Sozialphilosophen  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
spricht  auch  Kant  verschiedenthch  von  einer  Gesetzmäßigkeit  des 
sozialen  Lebens,  an  einer  Stelle  sogar  von  einem  menschlichen  lian- 
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dein  „nach  Naturgesetzen".  Im  Ik^inn  seiner  Schritt  über  die  „Idee 
einer  allgemeinen  Geschichte"  helLU  es  nämlich:  „Was  man  sich 
auch  in  metaphysischer  Absicht  für  einen  Betriff  von  der  Freiheit 
des  Willens  machen  darf,  so  sind  doch  die  Erscheinungen  desselben, 
die  menschlichen  Handlungen,  ebensowohl  als  jede  andere  Natur-' 
begebenheit  nach  allgemeinen  Naturgesetzen  bestimmt." 

Was  mit  diesem  Satz  gesagt  sein  soll,  bleibt  freilich  zweifelhaft. 
Allem  Anschein  nach  will  Kant  nur  hervorheben,  wie  alle  Naturvor- 
gänge nach  bestimmten  Regeln  vor  sich  gehen,  so  handeln  auch  die 
Menschen  trotz  der  sogenannten  Freiheit  des  Willens  nicht  willkür- 
lich, sondern  nach  natürlichen  Gesetzen.  Daß  die  ganze  geschicht- 
liche Entwicklung  der  Menschheit  streng  gesetzmäßig  verläuft,  ist 
damit  noch  keineswegs  behauptet,  wie  Kant  denn  auch  nicht  etwa 
im  Anschluß  an  obigen  Satz  die  Folgerung  zieht,  die  gesellschaft- 
liche Entwicklung  sei  also  eine  sich  nach  bestimmten  Gesetzen 
vollziehende  aufzufassen,  sondern  nur  meint,  die  Geschichte  könne 
uns  einen  „regelmäßigen"  Gang  der  sozialen  Erscheinungen  im  großen 
und  ganzen  aufzeigen,  so  daß  das,  was  am  einzelnen  Menschen  „regel- 
los" erscheine,  doch  in  der  ganzen  Menschengattung  als  eine  Entwick- 
lung der  ursprünglichen  Anlage  gelten  könne.  Eine  Ansicht,  zu  deren 
Begründung  er  an  anderer  Stelle  darauf  hinweist,  daß  die  Ehen, 
Geburten  und  Sterbefälle,  obgleich  sie  auch  im  einzelnen  zufällig  er- 
scheinen, doch  im  ganzen  eine  Regelmäßigkeit  aufweisen  und  sich 
daher  im  voraus  „durch  Rechnung  bestimmen"  ließen.  Sie  vollzögen 
sich  also  ebensowohl  nach  „beständigen  Naturgesetzen,  a  1  s 
die  so  unbeständigen  Witterungen,  deren  Ereignis 
man  einzeln  nicht  vorherbestimmen  kann,  die  aber  im  ganzen  nicht 
ermangeln,  den  Wachstum  der  Pflanzen,  den  Lauf  der  Ströme  und 
andere  Naturanstalten  in  einem  gleichförmigen  ununter- 
brochenen Gange  zu  erhalten". 

Hier  wird  also  die  Gesetzmäßigkeit  nicht  in  der  kausalen  Bedingt- 
heit, sondern  in  der  Regelmäßigkeit  gefunden,  beide 
Ausdrücke  werden  einfach  als  gleichbedeutend  gesetzt  und  deren 
Sinn  dann  darin  gesucht,  daß  die  Entwicklung  in  der  Richtung  auf  ein 
bestimmtes  Ziel,  nämlich  in  der  Richtung  einer  immer  weiteren  Aus- 
bildung der  menschlichen  Anlagen,  erfolgt.  Zweifellos  eine  ganz 
andere  Auffassung  der  Gesetzmäßigkeit,  wie  wir  sie  bei  Herder  oder 
Condorcet  finden,  denn  Kant  erblickt  die  Gesetzmäßigkeit  hier  nicht 
im  Ablauf  der  Entwicklung  nach  bestimmten  ihr  immanenten  Be- 
wegungsgesetzen, nicht  in  der  historischen  Bedingtheit  der  Aufein- 
anderfolge der  einzelnen  Entwicklungsphasen,  sondern  in  der  Rich- 
tung auf  ein  gegebenes  Zweckziel.  Gesetzmäßiger,  zweckmäßiger 
und  zielmäßiger  (resp.  planmäßiger)  Verlauf  sind  für  Kant  also 
Wechselbegriffe.  Sieht  man  die  Gesetzmäßigkeit  in  bestimmten,  sich 
in  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  sozialen  Lebens  durch- 
setzenden und  ihren  Gang  bestimmenden  unveränderlichen  Kausal- 
gesetzen oder  faßt  man  gar,  wie  Marx,  diese  Gesetze  als  variable  auf, 
die  immer  nur  für  gegebene  Entwicklungsperioden  gelten,  dann  gibt 
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es  in  Kants  Geschichtsphilosophie  ^ar  keine  eiRentUche  Gesetzmäßig- 
keit, denn  wie  Kant  sich  auch  an  den  verschiedenen  Stellen  seiner 
Schriften  äußert,  ob  er  von  einer  Gesetzmäßigkeit,  Planmäßigkeit 
oder  Regelmäßigkeit  spricht,  immer  versteht  er  darunter  das  Be- 
herrschtsein des  gesellschaftlichen  Lebens  und  seiner  Entwicklung 
von  der  Richtung  auf  ein  Zweckziel,  von  einem  Telos. 

So  heißt  es  denn  auch  in  Kants  „Idee  zu  einer  allgemeinen  Ge- 
schichte in  weltbürgerlicher  Absicht"  (Hartensteinsche  Ausgabe, 
IV.  Bd.  S.  144): 

„Alle  Naturanlagen  eines  Geschöpfes  sind  bestimmt,  sich  einmal  voll- 
ständig und  zweckmäßig  auszuwickeln.  Bei  allen  Tieren  bestätigt  dieses 
die  äußere  sowohl  als  innere  oder  zergliedernde  Beobachtung.  Ein  Organ, 
das  nicht  gebraucht  werden  soll,  eine  Anordnung,  die  ihren  Zweck  nicht 
erreicht,  ist  ein  Widerspruch  in  der  teleologischen  Naturlehre.  Denn  wenn 
wir  von  jenem  Grundsatze  abgehen,  so  haben  wir  nicht  eine  gesetz- 
mäßige, sondern  eine  zwecklos  spielende  Natur,  und 
das  trostlose  Ungefähr  tritt  an  die  Stelle  des  Leitfadens  der  Vernunft." 

Wo  keine  Zweckmäßigkeit  vorhanden  ist,  gibt  es  demnach  auch 
keine  Gesetzmäßigkeit.  Und  diese  Zweckmäßigkeit  besteht  eben, 
wie  schon  der  obige  Satz  besagt,  darin,  daß  der  Naturzweck,  d.  h. 
in  bezug  auf  den  Menschen  die  volle  Entwicklung  der  mensch- 
lichen Naturanlage,  zur  Verwirklichung  gelangt,  denn  nur  insofern, 
als  man  einen  solchen  Naturzweck  annimmt,  erscheint  eine  zweck- 
oder  planmäßige  Geschichte  als  möglich,  da  die  Menschen  in  ihrem 
Streben  und  Handeln  wohl  Einzelzwecke,  aber  nicht  einen  großen 
gemeinsamen  Zweck  verfolgen: 

„Da  die  Menschen  in  ihren  Bestrebungen  nicht  bloß  instinktmäßig,  wie 
Tiere,  und  doch  auch  nicht,  wie  vernünftige  Weltbürger,  nach  einem  ver- 
abredeten Plane,  im  ganzen  verfahren,  so  scheint,"  meint  Kant,  „auch 
keine  planmäßige  Geschichte  (wie  etwa  die  von  den  Bienen 
oder  Bibern),  von  ihnen  möglich  zu  sein.  Man  kann  sich  eines  gewissen 
Unwillens  nicht  erwehren,  wenn  man  ihr  Tun  und  Lassen  auf  der  großen 
Weltbühne  aufgestellt  sieht;  und  bei  hin  und  wieder  anscheinender  Weis- 
heit im  einzelnen,  doch  endlich  alles  im  großen  aus  Torheit,  kindischer 
Eitelkeit,  oft  auch  aus  kindischer  Bosheit  und  Zerstörungssucht  zusammen- 
gewebt findet,  wobei  man  am  Ende  nicht  weiß,  was  man  sich  von  unserer 
auf  ihre  Vorzüge  so  eingebildeten  Gattung  für  einen  Begriff  machen  soll. 
Es  ist  hier  keine  Auskunft  für  den  Philosophen,  als  daß,  da  er  bei  Men- 
schen und  ihrem  Spiele  im  großen  gar  keine  vernünftige  eigene 
Absicht  voraussetzen  kann,  er  versuche,  ob  er  nicht  eine 
Naturabsicht  in  diesem  widersinnigen  Gange  mensch- 
licher Dinge  entdecken  könne,  aus  welcher  von  Ge- 
schöpfen, die  ohne  eigenen  Plan  verfahren,  dennoch 
eine  Geschichte  nach  einem  bestimmten  Plane  der 
Naturmöglich  se  i."  (Idee  zu  einer  allgemeinen  Geschichte,  Harten- 
stein, IV.  Bd.,  S.  144.) 

Mit  der  Auffassung  der  Geschichte  als  Auswirkung  bestimmter 
immanenter  Bewegungsgesetze  hat  diese  Auffassung,  wie  man  sieht, 
nichts  zu  tun.  — 
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Naturabsicht  und  Vorsehung. 

Wer  hat  aber  der  KntwicklunK  solchen  Zweck  gesetzt  und  wer 
bewirkt  dessen  Durchsetzung  resp.  Erfüllung  im  KcschichtHchen  Ent- 
wicklungsverlauf? Nach  Kants  Auffassung  die  Natur  oder,  wie  er 
sagt,  die  Naturabsicht.  Mögen  immerhin  die  Menschen  ihre 
eigenen  besonderen  Pläne  und  Absichten  verfolgen,  in  Wirklichkeit 
hat  sie  doch  die  Natur  am  Gängelband  und  leitet  sie  dahin,  wo  sie 
sie  haben  will.  Das  spricht  Kant  selbst  deutlich  aus  in  dem  Satz: 
„Einzelne  Menschen  und  selbst  ganze  Völker  denken  wenig  daran, 
daß,  indem  sie,  ein  jedes  nach  seinem  Sinne  und  einer  oft  wider  den 
andern,  ihre  eigene  Absicht  verfolgen,  sie  unbemerkt  an  der  Natur- 
absicht, die  ihnen  selbst  unbekannt  ist,  als  an  einem  Leitfaden 
fortgehen,  und  an  derselben  Beförderung  arbeiten,  an  welcher, 
selbst  wenn  sie  ihnen  bekannt  würde,  ihnen  doch  wenig  gelegen  sein 
würde."  (Idee  zu  einer  allgemeinen  Geschichte,  Hartenstein, 
IV.  Bd.,  S.  143.) 

Und  in  derselben  Abhandlung  heißt  es  an  anderer  Stelle  (S.  153): 

„Man  kann  die  Geschichte  der  Menschengattung  im  großen  als 
dieVollziehung  eines  verborgenen  Plans  der  Natur  an- 
sehen, um  eine  innerlich  —  und,  zu  diesem  Zwecke,  auch  äußerlich  — 
vollkommene  Staatsverfassung  zustande  zu  bringen,  als  den  einzigen  Zu- 
stand, in  welchem  sie  alle  ihre  Anlagen  in  der  Menschheit  völlig  ent- 
wickeln kann.  .  .  ." 

Weiter  Seite  155: 

„Ein  philosophischer  Versuch,  die  allgemeine  Weltgeschichte  nach 
einem  Plane  der  Natur,  der  auf  die  vollkommene  bürgerliche  Ver- 
einigung in  der  Menschengattung  abziele,  zu  bearbeiten,  muß  als  möglich 
und  selbst  für  diese  Naturabsicht  beförderlich  angesehen  werden." 

Die  Natur  wird  also  als  ein  Agens,  als  ein  übermächtiger  Demiurg 
betrachtet,  der  von  vorneherein  eine  den  Menschen  verborgene  be- 
stimmte Absicht  oder  Plan,  ein  Zweckziel,  verfolgt  und  dieses  Ziel 
in  der  Geschichte  der  Menschheit  durchsetzt,  indem  er  diese  gegen 
ihren  eigenen  Willen  dazu  veranlaßt  oder  zwingt,  im  ganzen  eine  be- 
stimmte Entwicklungsrichtung  einzuhalten  oder,  wie  Kant  sich  aus- 
drückt, an  der  Naturabsicht  „als  einem  Leitfaden"  fortzugehen.  Und 
zwar  handelt  nach  Kant  diese  Natur  ganz  bewußt,  gewisser- 
maßen als  ein  persönliches  Wesen,  das  bald  hier,  bald 
dort  seine  Kraft  einsetzt,  um  eine  beabsichtigte  Wirkung  zu  erzielen. 
Dafür  nur  ein  Beispiel  aus  Kants  Abhandlung  „Zum  ewigen  Frieden" 
(Hartenstein,  VI.  Band,  S.  429  ff.),  wo  es  heißt: 

„Ihre  (der  Natur)  provisorische  Veranstaltung  besteht  darin,  daß  sie 

1.  für  die  Menschen  in  allen  Erdgegenden  gesorgt  hat,  daselbst  leben 
zu  können; 

2.  sie  durch  Krieg  allerwärts  hin,  selbst  in  die  unwirtbarsten  Gegenden 
getrieben  hat,  um  sie  zu  bevölkern; 

3.  durch  eben  denselben  sie  in  mehr  oder  weniger  gesetzliche  Verhält- 
nisse zu  treten  genötigt  hat. 
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Daß  in  den  kalten  Wüsten  am  Eismeer  noch  das  Moos  wächst,  welches 
das  Renntier  unter  dem  Schnee  hervorscharrt,  um  selbst  die  Nahrung 
oder  auch  das  Angespann  des  Ostiaken  oder  Samojeden  zu  sein,  oder  daß 
die  salzigen  Sandwiisten  doch  noch  das  Kamel,  welches  zur  Bereisung 
derselben  gleichsam  geschaffen  zu  sein  scheint,  um  sie  nicht  unbenutzt  zu 
lassen,  enthalten,  ist  schon  bewunderungswürdig.  Noch  deutlicher 
aber  leuchtet  der  Zweck  hervor,  wenn  man  gewahr  wird,  wie 
außer  den  bepelzten  Tieren  am  Ufer  des  Kismeeres  noch  Robben,  Wal- 
rosse und  Walfische  an  ihrem  Fleische  Nahrung  und  mit  ihrem  Tran 
Feuerung  für  die  dortigen  Anwohner  darreichen.  Am  meisten  aber  erregt 
dieVorsorgederNatur  durch  das  Treibholz  Bewunderung,  was  sie 
(ohne  daß  man  recht  weiß,  wo  es  herkommt),  diesen  gewächslosen  Gegen- 
den zubringt,  ohne  welches  Material  sie  weder  ihre  Fahrzeuge  und  Waffen 
noch  ihre  Hütten  zum  Aufenthalt  zurichten  könnten,  wo  sie  dann  mit  dem 
Kriege  gegen  die  Tiere  genug  zu  tun  haben,  um  unter  sich  friedlich  zu 
leben." 

Und  in  einer  AniTierkung  zu  dieser  Bemerkung  über  die  Treib- 
holz-Vorsorge der  Natur  heißt  es: 

„Man  könnte  fragen:  Wenn  die  Natur  gewollt  hat,  diese  Eis- 
küsten sollten  nicht  unbewohnt  bleiben,  was  wird  aus  ihren  Bewohnern, 
w^enn  sie  ihnen  dereinst  (wie  zu  erwarten  ist)  kein  Treibholz  mehr  zu- 
führte? Denn  es  ist  zu  glauben,  daß  bei  fortrückender  Kultur  die  Ein- 
sassen  der  temperierten  Erdstriche  das  Holz,  was  an  den  Ufern  der 
Ströme  wächst,  besser  benutzen,  es  nicht  in  die  Ströme  fallen  und  so 
in  die  See  wegschwimmen  lassen  werden." 

Tatsächlich  ist  denn  auch  das,  was  Kant  bald  Absicht,  bald  Plan 
<ler  Natur  genannt  hat,  nichts  anderes  als  was  die  christliche  Religion 
„göttliche  Vorsehung"  nennt.  Das  gibt  Kant  selbst  offen  zu, 
nur  meint  er,  für  die  philosophische  Theoretik  sei  das  Wort  „Natur" 
schicklicher  als  das  Wort  „Vorsehung",  das  sich  besser  für  die  Reli- 
gion eigne.  So  heißt  es  in  der  Abhandlung  „Zum  ewigen  Frieden" 
(Hartenstein,  VI.  Band,  S.  427)  von  der  Garantie  des  Friedens: 

„Das,  was  diese  Gewähr  leistet  (d.  h.  was  das  Kommen  des  ewigen 
Friedens  gewährleistet  H.  C),  ist  nichts  Geringeres  als  die  große  Künstlerin 
Natur  (natura  daedala  rerum),  aus  deren  mechanischem  Laufe  sicht- 
barlich  Zweckmäßigkeit  hervorleuchtet,  durch  die  Zwietracht 
der  Menschen  Eintracht  selbst  wider  ihren  Willen  emporkommen  zu  lassen 
und  darum,  gleich  als  Nötigung  einer  ihren  Wirkungsgesetzen  nach  uns 
unbekannten  Ursache,  Schicksal,  bei  Erwägung  aber  ihrer  Zweck- 
mäßigkeit im  Laufe  der  Welt  als  tiefliegende  Weisheit  einer 
höheren,  auf  den  objektiven  Endzweck  des  mensch- 
lichen Geschlechts  gerichteten  und  diesen  Weltlauf 
prädeterminierenden  Ursache  Vorsehung  genannt  wird, 
die  wir  zwar  eigentlich  nicht  an  diesen  Kunstanstalten  der  Natur  erkennen, 
oder  auch  nur  daraus  auf  sie  schließen,  sondern  (wie  in  aller  Beziehung 
der  Form  der  Dinge  auf  Zwecke  überhaupt)  nur  hinzudenken  können  und 
müssen,  um  uns  von  ihrer  Möglichkeit,  nach  der  Analogie  mensch- 
licher Kunsthandlungen  einen  Begriff  zu  machen,  deren  \'erhältnis  und 
Zusammenstimmung  aber  zu  dem  Zwecke,  den  uns  die  Vernunft  unmittel- 
bar vorschreibt  (dem  moralischen),  sich  vorzustellen,  eine  Idee  ist,  die 
zwar  in  theoretischer  Absicht  überschwänglich,  in  praktischer  aber  (z.  B. 
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in  Ansehung  des  Pflichtbegriffes  vom  ewigen  Frieden  um  jenen  Mechanis- 
mus der  Natur  dazu  zu  benutzen)  dogmatisch  und  ihrer  Realität  nach 
wohl  gegründet  ist.  Der  Gebrauch  des  Wortes  Natur 
ist  aucli,  wenn  es,  wie  hier,  bloß  um  Theorie  (nicht  um 
Religion)  zu  tun  ist,  schicklicher  für  die  Schranken 
der  menschlichen  Vernunft  (als  die  sich  in  Ansehung 
des  Verhältnisses  der  Wirkungen  zu  ihren  Ursachen 
innerhalb  der  Grenzen  möglicher  Erfahrung  halten 
muß)  und  bescheidener,  als  der  Ausdruck  einer  für  uns 
erkennbaren  Vorsehung,  mit  dem  man  sich  vermessenerweise 
ikarische  Flügel  ansetzt,  um  dem  Geheimnis  ihrer  unergründlichen  Ab- 
sicht näherzukommen." 

Es  ist  also  nur  ein  Schicklichkeitsgrund,  der  Kant  da- 
von abhält,  einfach  anstatt  der  Wörter  „Naturabsicht"  und  „Natur- 
plan" das  Wort  „Vorsehung"  zu  gebrauchen.  In  Wirklichkeit 
halten  ihn  jedoch  alle  Schicklichkeitsbedenken  gar  nicht  davon  ab,, 
doch  immer  wieder  das  Wort  „Vorsehung"  zu  benutzen,  wie  anderer- 
seits das  Wort  Natur  hin  und  wieder  durch  das  Wort  „Weltschöpfer" 
und  „Welturheber"  zu  ersetzen,  zwingt  doch  nach  Kants  eigenem 
Zugeständnis  seine  Annahme  einer  einen  bestimmten  Entwicklungs- 
zweck verfolgenden  Vorsehung  dazu,  auch  einen  „Welturheber"  an- 
zunehmen. So  heißt  es  in  der  genannten  Schrift  über  den  ewigen 
Frieden  (Anmerkung  S.  427  ff.): 

,,Im  Mechanismus  der  Natur,  wozu  der  Mensch  (als  Sinnenwesen)  mit 
gehört,  zeigt  sich  eine  ihrer  Existenz  schon  zugrunde  liegende  Form,  die 
wir  uns  nicht  anders  begreiflich  machen  können,  als  indem  wir  ihr 
den  Zweck  eines  sie  vorher  bestimmenden  Welt- 
urhebers unterlegen,  dessen  Vorherbestimmung  wir  die  (gött- 
liche) Vorsehung  überhaupt  und  insofern  sie  in  den  Anfang  der  Welt  ge- 
legt wird,  die  gründende  (Providentia  conditrix;  semel  jussit,  semper  paret. 
Augustin.),  im  Laufe  der  Natur  aber,  diesen  nach  allgemei- 
nen Gesetzen  d  e  r  Z  w  e  ck  m  äß  i  g  k  e  i  t  zu  erhalten,  die 
waltende  Vorsehung  (Providentia  gubernatrix),  fer- 
ner zu  besonderen,  aber  von  den  Menschen  nicht  vor- 
herzusehenden, sondern  nur  aus  dem  Erfolg  vermute- 
ten Zwecken,  die  leitende  (Providentia  directrix),  end- 
lich sogar  in  Ansehung  einzelner  Begebenheiten,  als  göttlicher  Zwecke,, 
nicht  mehr  Vorsehung,  sondern  Fügung  (directio  extraordinaria)  nennen, 
welche  aber  (da  sie  in  der  Tat  auf  Wunder  hinweist,  obgleich  die  Be- 
gebenheiten nicht  so  genannt  werden)  als  solche  erkenneil  zu  wollen, 
törichte  Vermessenheit  des  Menschen  ist;  weil  aus  einer  einzelnen  Be- 
gebenheit auf  ein  besonderes  Prinzip  der  wirkenden  Ursache  (daß  diese 
Begebenheit  Zweck  und  nicht  bloß  naturmechanische  Nebenfolge  aus 
einem  andern  uns  ganz  unbekannten  Zwecke  sei)  zu  schließen  ungereimt 
und  voll  Eigendünkel  ist,  so  fromm  und  demütig  auch  die  Sprache  hier- 
über lauten  mag." 

Und  in  der  Abhandlung  über  die  „Religion  innerhalb  der  Grenzen 
der  bloßen  Vernunft"  (Hartenstein,  VI.  Band,  S.  79)  heißt  es: 

„Aber  aus  der  Moral  geht  doch  ein  Zweck  hervor,  denn  es  kann  der 
Vernunft  doch  unmöglich  gleichgültig  sein,  wie  die  Beantwortung  der 
Frage  ausfallen  möge:  was  denn  aus  diesem  unserm  Rechtshandeln  heraus- 
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komme,  worauf  wir,  gesetzt  auch,  wir  hätten  dieses  nicht  völUg  in  unserer 
Gewalt,  doch  als  auf  einen  Zweck  unser  Tun  und  Lassen  richten  könnten, 
um  damit  wenigstens  zusammenzustimmen.  So  ist  es  zwar  nur  eine  Idee 
von  einem  Objekte,  welches  die  formale  Bedingung  aller 
Zwecke,  wie  wir  sie  haben  wollen  (die  Pflicht),  und  zugleich  alles 
damit  zusammenstimmende  Bedingte  aller  derjenigen  Zwecke,  die  wir 
haben  (die  jener  [Beobachtung  angemessene  Glückseligkeit),  zusammen 
vereinigt  in  sich  enthält,  das  ist  die  Idee  eines  höchsten  Guts  in  der  Welt, 
zu  dessen  Möglichkeit  wir  ein  höheres,  moralisches, 
heiligstes  und  allvermögendes  Wesen  annehmen  müs- 
sen, das  allein  beide  Kieme  nte  desselben  vereinigen 
kann,  aber  diese  Idee  ist  (praktisch  betrachtet)  doch  nicht  leer,  weil  sie 
unserm  natürlichen  Bedürfnisse,  zu  allem  unserm  Tun  und  Lassen  im 
ganzen  genonmien  irgendeinen  Endzweck,  der  von  der  Vernunft  gerecht- 
fertigt werden  kann,  zu  denken,  abhilft,  welches  sonst  ein  Hindernis  der 
moralischen  Entschließung  sein  würde." 

Ucberall  liegt  demnach  trotz  aller  philosophischen  Verklausulie- 
rungen den  gescliichtsphilosophischen  Darlegungen  Kants  die  Vor- 
stellung eines  „Welturhebers"  zugrunde,  der  nach  seiner  Vorsehung 
der  Menschheitsentwicklung  ein  Zweckziel  gesetzt  hat  und  sie  in 
dieser  Richtung  lenkt,  dessen  Absicht  aber  aus  bestimmten  theore- 
tischen Gründen  besser  als  „Naturabsicht"  bezeichnet  wird.  Wenn 
demnach  Fritz  Medicus  in  seiner  bekannten  Schrift  (Leipzig  1902, 
„Kants  Philosophie  der  Geschichte",  S.  28)  meint,  Kant  denke  gar 
nicht  daran,  „die  Vorsehung  als  einen  Aufsicht  führenden  Gott  zu 
fassen,  der  da  im  großen  und  ganzen  die  Mcnschlein  gewähren  läßt, 
von  Zeit  zu  Zeit  aber  durch  persönliches  Eingreifen  dafür  sorgt,  daß 
sich  der  Gang  der  Weltgeschichte  nicht  gar  zu  weit  von  seinen 
Plänen  entfernt"  — ,  so  ist  an  dieser  Auffassung  nur  so  viel  richtig, 
daß  Kant  allerdings  „ein  persönliches  Eingreifen"  Gottes  nicht  an- 
nimmt oder  wenigstens  diese  These  nicht  gebraucht,  keineswegs 
aber  lehnt  Kant  das  Wirken  eines  Gottes  in  und  vermittelst  eines 
Naturplanes  ab.  Kant  denkt  in  dieser  Beziehung  entschieden  theo- 
logischer als  selbst  der  Theologe  Herder,  der  die  Gesetzmäßigkeit 
nicht  in  der  Zweckmäßigkeit  (im  Telos)  sieht,  sondern  in  der  Bedingt- 
heit der  Entwicklung  durch  „ewige"  natürliche  Kausalgesetze,  und 
in  dessen  „Ideen  zur  Geschichte  der  Menschheit"  Gott  nicht  als  „Ur- 
heber" im  eigentlichen  Sinne  erscheint,  sondern  als  eine  sich  in  der 
Natur-  wie  in  der  Menschheitsentwicklung  (die  ja  gewissermaßen 
nur  ein  Teil  der  Naturentwicklung  ist)  manifestierende  immanente 
Kraft,  als  „Geist  im  All".  Die  Geschichtsphilosophie  Kants  gleicht 
vielmehr  in  gewisser  Beziehung,  wenn  auch  die  theoretische  Fassung 
abweicht,  der  Augustins  oder  noch  genauer  der  des  Thomas  von 
Aquino;  denn  auch  dieser  sieht  (Vergl.  2.  Kapitel  dieses  Buches, 
S.  47)  im  Wirken  Gottes  nicht  ein  Wirken  durch  fortgesetztes  per- 
sönliches Eingreifen,  sondern  ein  Wirken  vermittelst  der  Natur  des 
Menschen,  die  Gott  so  geschaffen  und  geordnet  hat,  daß  die  Men- 
schen, ihrer  gegebenen  Natur  folgend,  trotz  ihrer  Willensfreiheit,  auf 
das  von  Gott  ihnen  gesteckte  Ziel  hinstreben. 
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Die  GesetzmäHigkeit  des  Geschichtsverlaufs. 

Dciniiacli  besteht  denn  auch  —  das  muf.»  nochmals  betont  werden 
—  die  üesetzmäßiKkeit  des  Oeschichtsverlaufs  nach  der  Auffassung 
Kants  nur  darin,  dafi  eine  Naturabsicht  (richtiger  KöttUche  Vorsehung) 
in  der  Geschichte  waltet  und  sie  einem  vorher  bestimmten  Ziel  ent- 
gegenführt, wodurch  der  (ieschichtsverlauf  objektiv  berechenbar  und 
er  vom  Zufall  (oder  richtiger  vom  objektiv  Unberechenbaren)  frei 
wird.  Zu  dieser  soziologischen  Teleologie  kommt  aber  Kant  nicht 
durch  irgendeine  Erforschung  des  historischen  Lebens  in  seiner  Ent- 
wicklung (selbst  der  primitivste  Versuch  einer  solchen  Erforschung 
fehlt),  sondern  durch  einen  der  teleologischen  Naturlehre  ent- 
nommenen Analogieschluß.  Wenn  in  der  Natur  Zweckmäßigkeit 
herrscht,  meint  er,  müsse  sie  auch  in  der  Geschichte  der  Mensch- 
heit herrschen,  die  doch  nur  ein  Teil  der  Natur  sei.  Er  kommt  also 
mit  dem  teleologischen  Standpunkt  bereits  fix  und  fertig  an  das  Ge- 
schichtliche heran.  Es  stellt  sich  daher  für  ihn  von  vorneherein  die 
Frage  so,  ob  die  Natur  (resp.  Gott)  oder  der  Mensch  der  Träger  des 
geschichtlichen  Zweckes  sei:  eine  Frage,  die,  da  Kant  im  Wirken 
des  Menschen  ein  Zusammenwirken  nach  festem  vereinbarten  Men- 
schenplan nicht  zu  erkennen  vermag,  natürlich  nicht  anders  lauten 
kann  als:  die  Natur  (Gott)  sei  das  Zweckwirkende. 

Dieses  ganze  Verfahren  verstößt  gegen  Kants  eigene  Methodologie, 
wie  er  sie  in  seiner  „Kritik  der  Urteilskraft"  (§  68)  begründet,  denn 
dort  unterscheidet  er  zwischen  „einheimischen"  oder  „innerlichen" 
Prinzipien  einer  Wissenschaft  und  „auswärtigen"  oder  „erborgten" 
Prinzipien,  d.  h.  solchen,  die  einer  anderen  Wissenschaft  entnommen 
sind,  und  sagt  von  der  Erborgung  solcher  Prinzipien  bezw.  der  ein- 
fachen Uebertragung  von  Lehnssätzen  in  anders  geartete  Wissen- 
schaften (Hartenstein,  V.  Band,  S.  394): 

„Eine  jede  Wissenschaft  ist  für  sich  ein  System  und  es  ist  nicht  genug, 
in  ihr  nach  Prinzipien  zu  bauen  und  also  technisch  zu  verfahren,  sondern 
"  man  muß  mit  ihr,  als  einem  für  sich  bestehenden  Gebäude,  auch  archi- 
tektonisch zu  Werke  gehen  und  sie  nicht  wie  einen  Anbau  und  als  einen 
Teil  eines  anderen  Gebäudes,  sondern  als  ein  Ganzes  für  sich  behandeln, 
ob  man  gleich  nachher  einen  Uebergang  aus  diesem  in  jenes  oder  wechsel- 
seitig errichten  kann.  Wenn  man  also  für  die  Naturwissenschaft  und  in 
ihren  Kontext  den  Begriff  von  Gott  hineinbringt,  um  sich  die  Zweck- 
mäßigkeit in  der  Natur  erklärlich  zumachen,  und  her- 
nach diese  Zweckmäßigkeit  wieder  braucht,  um  zu  beweisen,  daß  ein 
Gott  sei,  so  ist  in  keiner  von  beiden  Wissenschaften 
innerer  Bestand,  und  eine  täuschende  Diallele  bringt  jede  in  Un- 
sicherheit dadurch,  daß  sie  ihre  Grenzen  ineinander  laufen  lassen." 

Trotz  dieser  eigenen  methodologischen  Bedenken  gegen  das 
Uebertragen  auswärtiger  Prinzipien  auf  eine  Wissenschaft  ordnet 
jedoch  Kant,  wie  öfters  an  anderen  Stellen,  auch  in  diesem  Falle 
sein  Verfahren  kurzweg  dem  von  ihm  verfolgten  Beweiszweck  unter 
und  überträgt  einfach  ohne  weiteres  ein  der  teleologischen  Natur- 
lehre entlehntes  Prinzip  auf  die  Geschichtstheoretik. 
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Aus  Kants  eigenen  Ausführunj^en  geht  also  deutlich  hervor,  daß  für 
ihn  die  Gesetzmäßigkeit  des  Qeschichtsverlaufs  in  ihrer  Richtung  auf 
einen  bestimmten  Zweck  Hegt.  Dennoch  hat  man  versucht,  Kant 
dadurch  zum  großen  Ocschichts-Kausaltheoretiker  zu  machen,  daß 
man  sein  Operieren  mit  der  Naturabsicht  nur  als  die  Anwendung 
einer  formalen  „vorläufigen"  Hypothese  hinstellt,  um  durch  diese 
die  kausale  Gesetzmäßigkeit  herauszufinden.  Zwar  geschieht  das 
nicht  von  den  eigentlichen  Kantianern,  sondern  von  jenen  halb- 
marxistischen  Kantianern,  die  eine  Art  Synthese  zwischen  Kantianis- 
mus  und  Marxismus  herstellen  möchten  und  dies  dadurch  zu  er- 
reichen suchen,  daß  sie  von  der  zeitlichen  Bedingtheit  der  Kantschen 
Kthik,  Geschichts-  und  Rechtstheorie  absehen  und  Kant  marxistisch 
umdeutcln.  So  ziemlich  das  Verwegenste  auf  dem  Gebiet  solcher 
Interpretationen  hat  wohl  Max  Adler  geleistet.  In  seiner  Schrift 
„Wegweiser.  Studien  zur  Geistesgeschichte  des  Sozialismus*' 
(Stuttgart  1914),  S.  62,  heißt  es  z.  B.: 

„Der  Ausdruck  „Naturabsicht"  darf  nicht  verwirren.  Kr  bezeiciinet 
keineswegs  und  viel  weniger  als  etwa  der  ähnliche  (ledankc  Hegels  von 
einer  „List  der  Vernunft"  einen  eigentlich  teleologischen  Begriff.  Deshalb 
kann  ich  auch  nicht  der  Meinunir  K.  Vorländers  beipflichten,  welcher  in 
den  wiederholten  Berufunk^en  Kants  auf  einen  „verborgenen  Plan"  der 
Natur,  wohl  auch  Kar  der  Vorsehung  und  ähnlichen  Ausdrücken  eine 
„fortwährende  Verquickung  der  kausalen  mit  nioralisch-teleoloKischen,  ja 
mitunter  selbst  theologischen  desichtspunkten"  erblickt.  (Vergl.  „Marx 
und  Kant",  S.  8.)  Allein  in  diesen  Ausdrücken  von  „Naturabsicht"  oder 
„Plan"  oder  dergleichen  ist  nichts  anderes  zu  erblicken  als  eine  vor- 
läufige Hypothese,  mittels  welcher  ein  Standpunkt  gerade  für  die  Durch- 
führunv:  der  kausalen  OesetzmäßJKkeit  gefunden  werden  kann.  Kant  er- 
läutert dies  selbst  in  der  obenerw^ähnten  Abhandlung.  Er  führt  zunächst 
die  Schwierigkeiten  für  eine  KesetzmäßiKe  Krkerintnis  der  (leschichte  an, 
da  die  Menschen  weder  durch  Instinkt  alle  Kleichmäßig,  noch  als  ver- 
nünftige Wesen  nach  einem  verabschiedeten  Plane  handein.  Vielmehr 
findet  man,  wenn  man  die  DinKC  im  großen  betrachtet,  alles  „aus  Torheit, 
kindischer  Eitelkeit,  oft  auch  aus  kindischer  Bosheit  und  Zerstörungswut 
zusammengewebt".  Und  daraus  folgert  er:  „Es  ist  hier  keine  Auskunft 
für  den  Philosophen,  als  daß,  da  er  bei  Mefischen  und  ihrem  Spiele  im 
großen  gar  keine  vernünftiRe  eigene  Absicht  voraussetzen  kann,  er  ver- 
suche, ob  er  nicht  eine  Naturabsicht  in  diesem  widersinnigen  Gange 
menschlicher  DinRe  entdecken  könne,  aus  welcher  von  (leschöpfen,  die 
ohne  eigenen  Plan  verfahren,  dennoch  eine  (leschichte  nach  einem  be- 
stimmten Plane  der  Natur  möglich  sei."  Der  Ausdruck  „Naturabsicht"  be- 
zeichnet also  nur  eine  Methode,  um  die  Kausalität,  deren  Anwendung 
außerhalb  dem  Bereich  rein  physikalischer  Erscheinungen  großen  Kom- 
plikationen begegnet,  gleichwohl  durchführen   zu   können." 

Angenommen  (aber  nicht  zugegeben,  denn  die  vorhin  angeführten 
Stellen  beweisen  das  Gegenteil)  die  Adlersche  Vermutung  wäre 
richtig  und  Kant  hätte  seine  Begriffe  Naturabsicht,  Naturplan,  Vor- 
sehung usw.  tatsächlich  nur  als  „vorläufige  Hypothesen**  benutzt,  — 
so  darf  man  doch  wohl  die  Erage  stellen:  Wo  ist  er  denn  irgendwo 
aus  dieser  „vorläufigen"  Hypothese  herausgekommen  und  zum  Nach- 
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weis  einer  kausalen  Oesetzmäßigkeit  fortgeschritten?  Es  wäre  doch 
interessant,  wenn  Max  Adler  die  betreffenden  Stellen  in  Kants 
Schriften  nachweisen  wollte.  Bisher  hat  er  dazu  auch  noch  nicht 
den  geringsten  Versuch  unternommen.  Selbst  wenn  Adlers  Meinung 
richtig  wäre,  würde  sich  also  nur  ergeben,  dafi  Kant  völlig  in  seiner 
„vorläufigen"  Hypothese  steckengeblieben  ist,  und  diese  also  nicht 
dem  Zweck  zu  dienen  vermag,  zu  dem  sie  herbeigeholt  wurde. 

Man  findet  denn  auch  bei  allen  Autoren,  die  sich  eingehender  mit 
der  Qeschichtsphilosophie  und  dem  Kantschen  Begriff  der  geschicht- 
Hchen  Gesetzmäßigkeit  beschäftigt  haben,  wie  Medicus,  Weißfeld, 
Brotherus  usw.  keinen,  der  Adlers  Auffassung  teilt.  Auch,  wie  Dr. 
Max  Adler  selbst  oben  zugibt,  Karl  Vorländer  nicht,  obgleich  dieser, 
wenn  auch  auf  festerer  Grundlage  als  Adler,  ebenfalls  nach  einer 
Verbindungslinie  zwischen  Kant  und  Marx  sucht.  So  führt  z.  B. 
Vorländer  in  der  obenerwähnten  hochinteressanten  Schrift  „Kant  und 
Marx"  (Tübingen  1911),  S.  8,  aus: 

„Den  naturwissenschaftlich  denkenden  Leser  wenigstens,  den  bei  Hegel 
die  Spekulation  abstößt,  stört  bei  Kant  die  fortwährende  Verquickung  des 
kausalen  mit  moralisch-teleologischen,  ja  mitunter  selbst  theologischen 
Gesichtspunkten.  Allerdings  protestiert  er  gegen  ein  willkürliches  Ein- 
greifen Gottes  in  den  Gang  der  menschlichen  Dinge  und  will  sich  des 
Namens  „Vorsehung"  in  keinem  anderen  Sinne  als  dem  des  „Schicksals" 
oder  der  „großen  Künstlerin  Natur"  bedient  haben;  statt  dessen  das  Wort 
„Natur"  zu  gebrauchen,  sei  für  uns,  die  wir  uns  in  den  Schranken  der  Er- 
fahrung zu  halten  haben,  schicklicher  und  bescheidener.  Aber  er  redet 
doch  immer  wieder  von  einer  „Absicht",  von  einem  „bestimmten"  oder 
„verborgenen"  Plane  der  Natur,  ihrer  „Sorge"  für  die  Lebensmöglichkeiten 
des  Menschen,  von  einem  „Schauplatz  der  obersten  Weisheit"  (S.  19),  von 
einer  „Rechtfertigung  der  Natur"  —  „oder  besser  der  Vorsehung"  (S.  18). 
F.  Medicus  faßt  denn  auch  Kants  „Philosophie  der  Geschichte",  unter  Be- 
rufung auf  Stellen  aus  Kants  späteren  Schriften,  geradezu  als  „mora- 
lische Teleologie"  auf  und  meint,  daß  ihr  Thema  den  „Sinn"  der 
Geschichte  bilde  und  mit  der  Frage  nach  dem  moralischen  Fortschritt  der 
Menschheit  zusammenfalle,  die  nach  Kants  eigenen  Worten  durch  Er- 
fahrung unmittelbar  nicht  zu  lösen  sei. 

Dieses  für  uns  Heutigen  mit  den  Anschauungen  strenger  Wissenschaft 
nicht  mehr  vereinbare,  wenn  auch  selbst  in  der  Gegenwart  noch  keines- 
wegs ausgestorbene  Hineintragen  teleologisch-theologischer  Züge  in  die 
geschichtlich-kausale  Betrachtung  war  eben  im  Deutschland  des  18.  Jahr- 
hunderts sozusagen  Gemeingut  aller  Gebildeten.  Unsere  poetischen 
Klassiker,  Herder  so  gut  wie  Lessing,  Goethe  nicht  minder  als  Schiller, 
sind  ebensowenig  frei  davon.  Und  man  erweist  unseres  Erachtens  dem 
ehrlichen  alten  Immanuel  Kant  keinen  Dienst,  wenn  man,  um  seine  logische 
Konsequenz  zu  retten,  ihm  zutraut,  er  habe  um  der  Zensur  willen  seine 
wahre  Meinung  verborgen  und,  wenn  er  übeihaupt  zum  Worte  kommen 
wollte,  gewisse  stilistische  Kautelen  brauchen  müssen." 

Das  ist  durchaus  zutreffend.  Modernisiert  auch  Vorländer  viel- 
leicht hin  und  wieder  (natürlich  nicht  absichtlich,  sondern  weil  ihm 
manche  kantinischen  Auffassungen  heute  unter  einem  veränderten 
modernen  Refraktionswinkel  erscheinen)  „seinen"  Kant,  so  hat  er 
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•sich  doch  viel  zu  sehr  in  Kant  vertieft  und  kennt  vor  allem  die  Ent- 
wicklung der  neueren  philosophischen  Ideenlehre  zu  genau,  um 
Kant  in  der  Weise  marxistisch  zu  frisieren,  wie  Max  Adler. 

Die  Naturanlage  als  Entwicklungsfaktor. 

Wie  und  wodurch  erreicht  nun  aber  die  Natur  oder  die  Vorsehung 
ihren  Zweck?  Vermittelst  der  Naturanlage,  unter  der  Kant  meist 
die  geistige  Anlage  des  Menschen,  sein  Vernunftvermögen,  versteht. 
Getrieben  durch  die  Natur  (Vorsehung)  sieht  sich  der  Mensch  zum 
Gebrauch  seiner  geistigen  Anlagen  genötigt  und  damit  gewinnt  seine 
Vernunft  immer  mehr  an  Kraft  und  Einfluß  auf  sein  Tun.  So  vollzieht 
sich,  wie  Kant  in  seiner  Abhandlung  über  den  „Mutmaßlichen  An- 
fang der  Mcnschcngeschichte''  sagt,  der  „Uebergang  aus  der  Rohig- 
keit  eines  bloßen  tierischen  Geschöpfes  in  die  Menschheit,  aus  den 
Gängelwegen  des  Instinkts  zur  Leitung  der  Vernunft,  mit  einem 
Worte:  aus  der  Vormundschaft  der  Natur  in  den  Stand  der  Freiheit". 

Wie  Kant  sich  die  Entwicklung  der  Vernunft  und  damit  der 
menschlichen  Kultur  denkt,  schildert  er  selbst  in  seiner  „Idee  zu 
einer  allgemeinen  Geschichte"  (Hartenstein,  IV.  Band,  S.  145 
folgendermaßen: 

„Die  Natur  hat  gewollt,  daß  der  Mensch  alles,  was  über  die 
mechanische  Anordnung  seines  tierischen  Daseins  geht,  gänzlich  aus  sich 
herausbringe,  und  keiner  andern  Glückseligkeit  oder  Vollkoninienheit  teil- 
haftig werde,  als  die  er  sich  selbst,  frei  vom  Instinkt,  durch  eigene 
Vernunft  verschafft  hat.  Die  Natur  tut  nämlich  nichts  überflüssig  und 
ist  im  Gebrauche  der  Mittel  zu  ihren  Zwecken  nicht  verschwenderisch. 
Da  sie  dem  Menschen  Vernunft  und  darauf  sich  gründende 
Freiheit  des  Willens  gab,  so  war  das  schon  eine  klare  Anzeige  ihrer 
Absicht  in  Ansehung  seiner  Ausstattung.  Er  sollte  nun  nämlich  nicht 
durch  Instinkt  geleitet  oder  durch  anerschaffene  Kenntnis  versorgt  und 
unterrichtet  sein;  er  sollte  vielmehr  alles  aus  sich  selbst  herausbringen. 
Die  Erfindung  seiner  Bedeckung,  seiner  äußeren  Sicherheit  und  Ver- 
teidigung (wozu  sie  ihm  weder  die  Hörner  des  Stiers,  noch  die  Klauen 
des  Löwen,  noch  das  Oebiß  des  Hundes,  sondern  bloß  Hände  gab),  alle 
Ergötzlichkeit,  die  das  Leben  angenehm  machen  kann,  selbst  seine  Ein- 
sicht und  Klugheit,  und  sogar  die  Outartigkeit  seines  Willens  sollten  gänz- 
lich sein  eigenes  Werk  sein.** 

Es  ist,  wie  man  sieht,  die  alte  Lehre:  der  kultureile  Fortschritt 
der  Menschheit  ist  die  Folge  der  Geistes-  bezw.  Vernunftentwick- 
lung, nur  daß  zunächst  in  Anlehnung  an  die  mittelalterliche  Scholastik 
die  menschliche  Vernunft  als  ein  Teil  der  Vernunft  Gottes  oder  der 
göttlichen  Weltvernunft  aufgefaßt  und  ihre  Entwicklung  gewisser- 
maßen als  ein  selbständiges  Herauswachsen  aus  sich  selbst  ent- 
sprechend der  vernünftigen  oder  natürlichen  Vernunftanlage  (gei- 
stigen Veranlagung)  des  Menschen  betrachtet  wird,  bis  dann  die 
Auffassung  die  Oberhand  gewinnt,  die  Vernunft  bedürfe,  damit  sie 
fortschreite,  des  Anstoßes  und  Antriebes  und  man  nun  zunächst 
diesen  Anstoß  in  den   menschlichen  Trieben   und  Begierden,   dann 
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den  zuiiehmendcn  ineiischlichcii  Bedürfnissen  fand.  Auch  nach  Kants 
Ansicht  bedarf  die  Vernunft  des  Anstoßes  „der  Versuche,  Uebun^ 
und  des  Unterrichts,  um  von  einer  Stufe  der  Einsieht  zur  anderen 
fortzusciireiten",  aber  den  sie  vorwärtstreibenden  Faktor  findet  er 
seiner  Lehre  von  der  „Naturabsicht"  entsprechend  natürlich  in  dieser. 
Die  Natur  ist  es,  die  nach  seiner  Aussage  den  Vernunftfortschritt 
will  und  bewirkt,  wozu  sie  sich  aber  ebenfalls  der  Triebe  „bedient". 

Das,  was  also  Kant  hinzutut,  besteht  nur  in  der  Einschiebunj^  der 
sich  auf  ein  Zweckziel  richtenden  Naturabsicht.  Möj^lich,  daß  Kant- 
Verehrer,  die  die  Reihenfolge  dieser  Vorstellungen  über  die  Wirkung 
der  Vernunft  als  Entwicklungsfaktor  nicht  kennen,  darin  einen  Vor- 
zug der  Kantschen  Qeschichtsphilosophie  erblicken,  nach  meiner  An- 
sicht ist  es  eine  Rückkehr  zu  teleologisch-theologischen  Anschau- 
ungen, die  selbst  Rousseau  schon  halb,  Condorcet  aber  völlig  über- 
wunden hatte. 

Damit,  daß  man  den  Antrieb  der  Vernunftentwicklung  in  den 
„Trieben"  suchte  (unter  welchen  man  auch  die  Begierden  und  Leiden- 
schaften verstand),  ergab  sich  aber  zugleich  die  Frage:  Welche 
Triebe  sind  es  denn,  welche  vornehmlich  den  menschlichen  Fort- 
schritt bewirken?  In  England  gelangte  man  zunächst  dazu,  wie  im 
4.  Kapitel  dieses  Buches  näher  dargelegt  worden  ist,  daß  es  speziell 
die  sozialen  (altruistischen)  Triebe  sind,  die  den  Fortschritt  des  Men- 
schengeschlechts fördern,  während  die  egoistischen  (antisozialen)  ihn 
aufhalten,  deshalb  müssen  die  letzteren  den  ersteren  untergeordnet 
werden  (Hutcheson).  Mit  dem  Fortschritt  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaft und  des  Konkurrenzkampfes  bricht  sich  aber  mehr  und  mehr 
die  Auffassung  Bahn,  die  egoistischen  Triebe,  ja  selbst  die  aus  diesen 
entspringenden,  die  Wirtschaft  fördernden  Laster  seien  etwas  gesell- 
schaftlich Nützliches  (Mandeville),  bis  dann  die  Theoretiker  der  sich 
immer  komplizierter  gestaltenden  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung zu  der  Ansicht  gelangen,  gerade  das  Qegeneinanderarbeiten 
der  egoistischen  Triebe  und  Interessen  sei  eine  Grundbedingung  alles 
Fortschritts  und  aus  ihrem  Widerstreit  ergebe  sich  schließlich  als 
Resultat  die  schönste  Harmonie. 

Ganz  so  weit  geht  Kant  nicht.  Er  bleibt  gewissermaßen  zwischen 
Hutcheson  und  Mandeville  stecken;  immerhin  findet  auch  er,  daß  in 
dem  Gegensatz  zwischen  den  egoistischen  (antisozialen)  und  sozialen 
Trieben,  in  der  „Unvertragsamkeit"  und  „Zwietracht"  der  Menschen, 
der  eigentliche  Hebel  alles  Fortschrittes  steckt.  So  heißt  es  beispiels- 
weise  in   seiner   „Idee   zur   allgemeinen   Geschichte"   (Hartenstein, 

IV.  Band,  S.  146  ff.): 

„Das  Mittel,  dessen  sich  die  Natur  bedient,  die  Entwicklung  aller 
ihrer  Anlagen  zustande  zu  bringen,  ist  der  Antagonismus  derselben  in  der 
Gesellschaft,  soferndieserdochamEndedieUrsacheeiner 
gesetzmäßigen  Ordnung  derselben  wird.  Ich  verstehe 
hier  unter  dem  Antagonismus  die  ^ingesellige  Geselligkeit  der  Menschen, 
d.  i.  den  Hang  derselben,  in  Gesellschaft  zu  treten,  der  doch  mit  einem 
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durchgängigen  Widerstände,  welcher  diese  Oesellschaft  beständig  zu 
trennen  droht,  verbunden  ist.  Hierzu  liegt  die  Anlage  offenbar  in  der 
menschUchen  Natur.  Der  Mensch  hat  eine  Neigung,  sich  zu  vergesell- 
schaften, weil  er  in  einem  solchen  Zustande  sich  mehr  als  Mensch,  d.  i. 
die  Entwicklung  seiner  Naturanlagen,  fühlt.  Er  hat  aber  auch  einen 
großen  Hang,  sich  zu  vereinzeln  (isolieren),  weil  er  in  sich  zugleich  die 
ungesellige  Eigenschaft  antrifft,  alles  bloß  nach  seinem  Sinne  richten 
zu  wollen  und  daher  allerwärts  Widerstand  erwartet,  so  wie  er  von  sich 
selbst  weiß,  daß  er  seinerseits  zum  Widerstand  gegen  andere  geneigt  ist. 
Dieser  Widerstand  ist  es  nun,  welcher  alle  Kräfte  des 
Menschen  erweckt,  ihn  dahin  bringt,  seinen  Hang  zur 
Faulheit  zu  überwinden,  und,  getrieben  durch  Ehr- 
sucht, Herrschsucht  oder  Rachsucht,  sich  einen  Rang  unter 
seinen  Mitgenossen  zu  verschaffen,  die  er  nicht  wohl  leiden,  von  denen 
er  aber  auch  nicht  lassen  kann.  .  .  .  Dank  sei  also  der  Natur  für  die  U  n- 
vertragsamkeit,  für  die  mißgünstig  wetteifernde  Eitelkeit,  für  die 
nicht  zu  befriedigende  Begierde  zum  Haben  oder  auch  zum  Herrschen! 
Ohne  sie  würden  alle  vortrefflichen  Naturanlagen  in  der  Menschheit  ewig 
unentwickelt  schlummern.  Der  Mensch  will  Eintracht;  aber  die  Natur 
weiß  besser,  was  für  seine  Gattung  gut  ist;  sie  will  Zwietracht. 
Er  will  gemächlich  und  vergnügt  leben;  die  Natur  will  aber,  er 
soll  aus  der  Nachlässigkeit  und  untätigen  Genügsamkeit  hinaus,  sich  in 
Arbeit  und  Mühsäligkeiten  stürzen,  um  dagegen  auch  Mittel  auszufinden. 
sich  klüglich  wiederum  aus  den  letzteren  herauszuziehen." 

Auch  was  seinen  Vernunftbegriff  anbelangt,  bleibt  Kant  völlig  in 
seiner  Zeit,  wenn  er  auch  durchweg  zwischen  Vernunft  und  Verstand 
genauer  als  seine  Zeitgenossen  unterscheidet  und  unter  Vernunft  im 
besonderen  die  Fähigkeit  versteht,  durch  Unterordnung  unter  all- 
gemeine Prinzipien  die  Gedanken  in  einen  unn'asscnden  Zusammen- 
hang zu  bringen  imd  zu  einer  systematischen  Erkenntnis  zu  ver- 
knüpfen; denn  im  übrigen  ist  ihm  die  Vernunft  ein  Naturgegebenes 
(üottgegebenes),  das  zwar  im  Laufe  der  Zeit  sich  entwickelt,  aber 
seine  innere  Wesenheit  behält,  nicht  ein  sozialhistorisch  bedingtes 
und  bestimmtes  geistiges  Vermögen,  ein  veränderliches  ge- 
sellschaftliches Produkt.  Wie  Kant  im  Menschen  nur  ein 
Natur-  und  Gattungswesen  sieht,  kein  Gesellschaftswesen, 
so  gilt  ihm  auch  die  menschliche  Vernunft  nur  als  Naturprodukt  und 
insofern,  als  sich  alle  Naturanlagen  des  Menschen,  „die  auf  den  (Je- 
brauch  seiner  Vernunft  abgezielt  sind,  nur  in  der  Gattung^ 
nicht  aber  im  Individuum  vollständig  entwickeln"  können, 
auch  als  Gattungsprodukt;  doch  in  der  Vernunft  auch  ein  veränder- 
liches Gesellschaftsprodukt  zu  erkennen,  wie  der  Marxismus,  also  zu 
begreifen,  daß,  um  einen  vulgären  Ausdruck  zu  gebrauchen,  aus 
Vernunft  im  Laufe  der  Entwicklung  soziale  Unvernunft  zu  werden 
vermag,  blieb  Kant  versagt. 


GeseUschaft  und  Staat  bei  Kant. 

Wie  Kant  in  dieser  Beziehung,  wenn  man  von  der  teleologischen 
Richtung  absieht,  nicht  über  die  allgemeinen  Gedankengänge  der  Ge- 

217 


I 


scliichtstheoretik  seiner  Zeit  hinauskommt,  so  auch  nicht  in  seiner  Auf- 
fassung des  gesellschaftlichen  Lebens  und  dessen  Entwicklung.  Der 
Begriff  der  Gesellschaft  ist  bei  Kant  fast  ausschließlich  in  der  Form  des 
Familien-,  Geschlechts-,  Volks-  und  Staatsbegriffs  vorhanden,  der  Be- 
griff des  Gesellschaftlichen  nur  erst  in  unklaren  Ansätzen.  Wie  die 
ältere  Gesellschaftslehre,  geht  auch  Kant  von  einem  primitiven  Natur- 
zustand aus,  den  er  sich  als  ein  Leben  der  Menschen  in  Familien  vor- 
stellt, und  zwar  in  Einzelfamilien  (wie  Rousseau).  Die  Urpaare  des 
Menschengeschlechts  bestehen  eben  nach  seiner  Auffassung  aus 
Mann,  Weib  und  unerwachsenen,  schutzbedürftigen  Kindern  („Mut- 
maßlicher Anfang  des  Menschengeschlechts."  Hartenstein,  V.  Band, 
S.  316  ff.),  wie  denn  auch  Kant  in  der  Familie  nur  eine  „Verbindung 
zweier  Personen  verschiedenen  Geschlechts  zum  lebenswierigen 
wechselseitigen  Besitz  ihrer  Geschlechtseigenschaften"  erblickt  und 
die  Ursache  solcher  Verbindung  lediglich  in  dem  „Reiz  des  Ge- 
schlechts" sieht.  Kant  kennt  eben  nur  die  Einzelfamüie  seinerzeit,  die 
bunte  Reihe  der  Entwicklungsformen  der  Familie  ist  ihm  völlig  fremd. 
Es  fehlt  daher  in  seiner  Darstellung  auch  jene  Auffassung,  die  die 
Gesellschaft  aus  der  Familie  als  Urzelle  hervorgehen  und  dem  Staat, 
der  sogen,  politischen  Gesellschaft,  eine  auf  Familien-  resp.  Verwandt- 
schaftsbanden beruhende  Gesellschaft,  eine  Art  „Stammes-  und  Ge- 
schlechtsstaat", voraufgehen  läßt.  Zwar  daß  die  Familie,  wejin  sie 
sich  vermehrt,  neue  Schößlinge  ansetzt  und  derart  durch  „angeerbte 
Vereinigung"  ein  „Stammvolk"  entsteht,  wie  das  schon  Aristoteles 
darlegt,  nimmt  auch  Kant  an;  aber  wie  das  geschieht  und  wie  die 
aus  solcher  Vereinigung  bestehende  Gesellschaftsform  beschaffen  ist, 
erfahren  wir  nirgends,  da  er  völlig  in  der  Locke-Rousseauschen  Ge- 
sellschaftsvertragslehre stecken  bleibt.  Es  ergibt  sich  nur  so  viel, 
daß  sich  Kant  die  dem  Staat  oder  der  „bürgerlichen  Gesellschaft" 
voraufgehende  Gesellschaftsform  der  „angeerbten  Vereinigung"  als 
ein  lockeres,  ungeordnetes  Nebeneinanderleben  der  Familien  ohne 
rechtliche  Verfassung  und  ohne  politische  Regierung  denkt,  wie  er 
denn  auch  in  seinen  1797  erschienenen  „Metaphysischen  Anfangs- 
gründen der  Rechtslehre"  (Hartenstein,  VII.  Band,  S.  39)  offen  aus- 
spricht, daß  dem  Naturzustande  nicht  der  gesellschaftliche,  sondern 
der  bürgerliche  Zustand  entgegengesetzt  ist,  „weil  es  in  jenem 
zwar  gar  wohl  Gesellschaft  geben  kann,  aber  nur 
keine  bürgerliche  (durch  öffentliche  Gesetze  das  Mein  und  Dein 
sichernde)".  Eine  Auffassung,  die  übrigens  Kant  nicht  hindert,  ebenso 
wie  John  Locke,  seinen  Naturzustand  schon  mit  Besitz-  und  Eigen- 
tumsrechten durch  Okkupation  auszustatten,  nur  daß  Locke  solche 
I^echte  aus  dem  Naturrecht  ableitet,  das  jedem  Menschen  ein  Anrecht 
auf  die  Befriedigung  seiner  natürlichen  notwendigsten  Lebensbedürf- 
nisse verleiht,  während  Kant  sie  aus  dem  sogen.  Postulat  der  prak- 
tischen Vernunft  folgert. 

Kants  vorstaatliche  Gesellschaft  ist  demnach  die  der  „Civil  society" 
voraufgehende  primitive  Gesellschaft  ohne  „Government";  doch  ver- 
mag Kant  sich  infolge  seiner  mangelhaften  kulturgeschichtlichen  und 
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ethnologischen  Kenntnisse  diesen  Zustand  noch  weniger  deutUch  vor- 
zustellen als  die  englischen  Sozialtheoretiker  des  18.  Jahrhunderts. 

Der  Qeselligkeitstrieb,  den  nach  Kant  die  Natur  dem  Menschen 
zum  Zwecke  der  Entwickelung  seiner  Anlagen  verliehen  hat,  ver- 
anlaßt aber  den  Menschen,  sich  im  weiteren  Verlauf  der  Entwick- 
lung zu  einer  bürgerlichen  Gesellschaft,  zum  Staat  zusammenzu- 
schließen, ein  Uebergang,  der  erst  erfolgt,  nachdem  der  Mensch  zur 
Viehzucht  und  zum  Ackerbau  übergegangen  ist.  Demnach  ist  nach 
Kant  derStaat  ei  neaufVertragberuhen  deVereini- 
gung, die  sich  selbst  eine  Regierung  setzt. 

Dieselbe  Vertragstheorie,  die  wir  schon  bei  Locke  und  Rousseau 
kennen  lernten.  Auch  die  Ansicht,  daß  keineswegs  immer  tatsäch- 
lich ein  solcher  Vertrag  durch  ein  Uebereinkommen  der  einen  Staat 
gründenden  Bürger  formal  abgeschlossen  worden  ist,  sondern  der 
Gesellschaftsvertrag  nur  als  V  e  r  n  u  n  f  t  s  r  e  c  h  t  s  g  r  u  n  d  zu 
betrachten  sei,  gehört  nicht,  wie  so  oft  von  Kantianern  angenommen 
wird,  Kant  an,  sondern  findet  sich,  wie  bereits  nachgewiesen 
wurde,  schon  bei  Locke  und  seiner  ganzen  Schule  (ebenso  bei 
Rousseau).  Und  auch  der  Grund,  weshalb  trotz  der  Erkenntnis,  daß 
der  Vertragsschluß  eine  bloße  Unterstellung  ist,  doch  Locke  und 
Rousseau  (und  ebenso  Kant)  an  dieser  Annahme  festhalten,  ist  bereits 
dargelegt:  es  ist  die  aus  ihrem  Begriff  des  Rechts  sich  ergebende 
Folgerung,  daß  dann,  wenn  kein  Vertrag  unterstellt  wird,  der  Staat 
jeder  sicheren  Rechtsgrundlage  entbehrt,  da  das  Recht  etwas  ein  für 
allemal  Gegebenes  sei,  das,  wie  auch  die  Zeiten  sich  ändern  mögen, 
immer  ein  unveräußerliches  Recht  bleibe,  weshalb  Gewalt  und  Er- 
oberung (d.  h.  das  sogen.  Recht  der  Stärkeren)  niemals  ein  wirkliches 
Staatsrecht  begründen  können.  Nur  insofern  besteht  ein  Unterschied 
zwischen  den  dreien,  als  Locke  und  Rousseau  den  Grund  der  ewigen 
Gültigkeit  und  Unveräußerlichkeit  des  „wahren''  Rechtes  in  der 
Menschennatur  finden,  es  demnach  als  ein  in  der  Natur  des  Menschen 
begründetes  Recht  ansehen,  während  Kant  es  als  in  ewigen  Ver- 
nunftprinzipien begründet  auffaßt,  wie  er  denn  auch  z.  B.  in  seiner 
„Rechtslehre"  (Hartenstein,  VII.  Band,  S.  26)  auf  die  selbst  gestellte 
Frage:  „Was  ist  Recht?"  mit  folgender  Definition  antwortet: 

„Diese  Frage  möchte  wohl  den  Rechtsgelehrteii,  wenn  er  nicht  in  Tauto- 
logie verfallen,  oder  statt  einer  allgemeinen  Auflösung  auf  das,  was  in 
irgendeinem  Lande  die  Gesetze  zu  irgendeiner  Zeit  wollen,  verweisen 
will,  ebenso  in  Verlegenheit  setzen,  als  die  berufene  Aufforderung:  „Was 
ist  Wahrheit?"  den  Logiker.  Was  Rechtes  sei  (quid  sit  juris),  d.  i.  was  die 
Gesetze  an  einem  gewissen  Ort  und  zu  einer  gewissen  Zeit  sagen  oder 
gesagt  haben,  kann  er  noch  wohl  angeben,  aber  ob  das,  was  sie  wollen, 
auch  recht  sei  und  das  allgemeine  Kriterium,  woran  man 
überhaupt  Recht  sowohl,  als  Unrecht  (justum  et  injustuni) 
erkennen  könne,  bleibt  ihm  wohl  verborgen,  wenn  er  nicht  eine 
Zeitlang  jene  empirischen  Prinzipien  verläßt  und  die  Quellen  jener 
Urteile  in  der  bloßen  Vernunft  sucht  (wiewohl  ihm  dazu 
jene  Gesetze  vortrefflich  zum  Leitfaden  dicn'jn  k()nnen),  um  zu  einer  mög- 
lichen positiven  Gesetzgebung  die  Grundlage  zu  errichten." 
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Kant,  Rousseau,  Locke. 

Damit  ist  natürlich  nicht  gesagt,  daß  nun  Kant  in  seinen  Folge- 
rungen aus  der  Staatsvertragstheorie  mit  Locke  und  Rousseau  völlig 
übereinstimmt;  seine  Staatsrechtsphilosophic  stellt  sich  vielmehr  als 
eine  Uebcrsetzung  der  demokratischen  Deduktionen  Rousseaus  und 
der  radikalen  bourgeois-liberalen  Motivierungen  Lockes  in  den 
preußischen  Liberalismus  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  dar,  wie 
bereits  Marx  richtig  erkannt  hat.  Das  in  allen  Einzelheiten  nach- 
zuweisen, ist  hier  unmöglich.  Zwei  Beispiele  mögen  genügen.  Fast 
mit  Rousseaus  eigenen  Worten  erklärt  Kant  im  §  46  seiner  Rechts- 
lehre (Hartenstein,  VH.  Band,  S.  131): 

„Die  gesetzgebende  Gewalt  kann  nur  dem  vereinigten  Willen  des  Volkes 
zukommen,  denn  da  von  ihr  alles  Recht  ausgehen  soll,  so  muß  sie  durch 
ihr  Gesetz  schlechterdings  niemand  unrecht  tun  können.  Nun  ist  es,  wenn 
jemand  etwas  gegen  einen  andern  verfügt,  immer  möglich,  daß  er  ihm  da- 
durch unrecht  tue,  nie  aber  in  dem,  was  er  über  sich  selbst  beschließt 
(denn  volenti  non  fit  injuria);  also  kann  nur  der  übereinstimmende  und 
vereinigte  Wille  aller,  sofern  ein  jeder  über  alle  und  alle  über  einen  jeden 
eben  dasselbe  beschließen,  mithin  nur  der  allgemein  vereinigte  Volkswille 
gesetzgebend  sein." 

Aber  daraus  folgert  Kant  nicht  mit  Rousseau,  daß  alle  Bürger  poli- 
tisch gleichberechtigt  sind  und  gleiches  Stimmrecht  haben,  sondern 
mit  den  französischen  Liberalen  in  der  französischen  Nationalver- 
sammlung, daß  nur  jene  Bürger  ein  Anrecht  auf  Teilnahme  an  der 
Gesetzgebung  haben,  die  nicht  bloß  Mitbürger  seien,  sondern  auch 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  und  damit  die  erforderliche  Qualifi- 
kation für  die  politische  Tätigkeit  besitzen.  Eine  Folgerung,  die  er 
ganz  in  der  Weise  eines  Barnave  (vergleiche  S.  140  dieses  Buches) 
begründet: 

„Nur  die  Fähigkeit  der  Stimmgebung  macht  die  Qualifikation  zum  Staats- 
bürger aus;  jene  aber  setzt  die  Selbständigkeit  dessen  im 
Volke  voraus,  der  nicht  blcß  Teil  des  gemeinen  Wesens,  sondern 
auch  Glied  desselben,  d.  i.  aus  eigener  Willkür  in  Gemeinschaft  mit  an- 
deren handelnder  Teil  desselben  sein  will.  Die  letztere  Qualität  macht 
aber  die  Unterscheidung  des  aktiven  vom  passiven  Staatsbürger 
notwendig,  obgleich  der  Begriff  des  letzteren  mit  der  Erklärung  des  Be- 
griffs von  einem  Staatsbürger  überhaupt  im  Widerspruch  zu  stehen 
scheint.  —  Folgende  Beispiele  können  dazu  dienen,  diese  Schwierigkeit  zu 
heben:  Der  Geselle  bei  einem  Kaufmann  oder  bei  einem  Handwerker,  der 
Dienstbote  (nicht  der  im  Dienste  des  Staates  steht),  der  Unmündige  (natu- 
raliter  vel  civiliter),  alles  Frauenzimmer,  und  überhaupt  jedermann,  der 
nicht  nach  eigenem  Betriebe,  sondern  nach  der  Verfügung  anderer  (außer 
der  des  Staates)  genötigt  ist,  seine  Existenz  (Nahrung  und  Schutz)  zu 
erhalten,  entbehrt  der  bürgerlichen  Persönlichkeit,  und  seine  Existenz  ist 
gleichsam  nur  Inhärenz.  —  Der  Holzhacker,  den  ich  auf  meinem  Hofe 
anstelle,  der  Schmied  in  Indien,  der  mitseinem  Hammer,  Amboß  und  Blas- 
balg in  die  Häuser  geht,  um  da  in  Eisen  zu  arbeiten,  in  Vergleichung  mit 
dem  europäischen  Tischler  oder  Schmied,  der  die  Produkte  aus  dieser 
Arbeit  als  Ware  öffentlich  feilstellen  kann;  der  Hauslehrer,  in  Vergleichung 
mit  dem  Schulmanne,  der  Zinsbauer  in  Vergleichung  mit  dem  Pächter  und 
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dergleichen  sind  bloß  Handlanger  des  gemeinen  Wesens,  weil  sie  von 
anderen  Individuen  befehligt  oder  beschützt  werden  müssen,  mithin  keine 
bürgerliche  Selbständigkeit  besitzen." 

Und  weiter  fügt  Kant  hinzu,    ebenfalls  ganz    im  Sinne  Barnaves 
<S.  141   dieses  Buches): 

„Diese  Abhängigkeit  von  dem  Willen  anderer  und  Ungleichheit  ist 
gleichwohl  keineswegs  der  Freiheit  und  (ileichheit  derselben  als  Men- 
schen, die  zusammen  ein  Volk  ausmachen,  entgegen;  vielmehr  kann  bloü, 
den  Bedingungen  derselben  gemälJ,  dieses  Volk  ein  Staat  werden  und  in 
eine  bürgerliche  Verfassung  eintreten.  In  dieser  Verfassung  aber  das 
Recht  der  Stinmigebung  zu  haben,  d.  i.  Staatsbürger,  nicht  nur  Staatsgenosse 
zu  sein,  dazu  qualifizieren  sich  nicht  alle  mit  gleichem 
R  echt  e.  Denn  daraus,  daß  sie  fordern  können,  von  allen  anderen  nach 
Gesetzen  der  natürlichen  Freiheit  und  Gleichheit  als  passive  Teile  des 
Staates  behandelt  zu  werden,  folgt  nicht  das  Recht,  auch  als 
aktive  Glieder  des  Staates  selbst  zu  handeln,  zu 
organisieren  oder  zur  Finführung  gewisser  Rechte  mitzuwirken." 
Ein  zweites  Beispiel: 

Während  ferner  Locke  das  Recht  des  Volkes  begründet,  auf  die 
Rechtmäßigkeit  der  Regierung  zu  achten  und  sogar  dem  Volk  das 
Recht  des  Tyrannenmordes  zugesteht,  erklärt  Kant  (Hartenstein, 
VII.  Band,  Seite  136:) 

„Der  Ursprung  der  obersten  Gewalt  ist  für  das  Volk,  das  unter  der- 
selben steht,  in  praktischer  Absicht  unerforschlich:  d.  i.  der  Untertan  soll 
nicht  über  diesen  Ursprung,  als  ein  noch  in  Ansehung  des  ihr  schuldigen 
Gehorsams  zu  bezweifelndes  Recht  (jus  controversum),  werktätig  ver- 
nünfteln. Denn  da  das  Volk,  um  rechtskräftig  über  die  oberste  Staats- 
gewalt (sunmium  Imperium)  zu  urteikn,  schon  als  unter  einem  allgemein 
gesetzgebenden  Willen  vereint  angesehen  werden  muß,  so  kann  und  darf 
es  nicht  anders  urteilen,  als  das  gegenwärtige  Staatsoberhaupt  (summus 
imperans)  es  will.  —  Ob  ursprünglich  ein  wirklicher  Vertrag  der  Unter- 
werfung unter  denselben  (pactum  subjectionis  civilis)  als  ein  Faktum  vor- 
hergegangen, oder  ob  die  Gewalt  vorherging  und  das  Gesetz  nur  hinten- 
nach  gekommen  sein,  oder  auch  in  dieser  Ordnung  sich  habe  folgen 
sollen:  das  sind  für  das  Volk,  das  nun  schon  unter  dem  bürgerlichen  Ge- 
setze steht,  ganz  zweckleere  und  doch  den  Staat  mit  Gefahr 
bedrohende  V  e  r  n  ü  n  f  t  e  1  e  i  e  n  ;  denn  wollte  der  Untertan,  der 
den  letzteren  Ursprung  nun  ergrübelt  hätte,  sich  jener  jetzt  herrschenden 
Autorität  widersetzen,  so  würde  er  nach  den  Gesetzen  derselben,  d.  i. 
mit  allem  Rechte  bestraft,  vertilgt  oder  (als  vogelfrei,  ex  lex)  ausgestoßen 
werden." 

Ein  Postulat,  aus  dem  Kant  ohne  weiteres  folgende  (von  vorn- 
herein als  Ziel  gesetzte)  Folgerung  zieht: 

„Hieraus  folgt  nun  der  Satz:  Der  Herrscher  im  Staate  hat  gegen  den 
Untertan  lauter  Rechte  und  keine  (Zwangs-)  Pflichten.  —  Ferner,  wenn 
das  Organ  des  Herrschers,  der  Regent,  auch  den  Gesetzen  zuwider  ver- 
führe, z.  B.  mit  Auflagen,  Rekrutierungen  u.  dergl.  wider  das  Gesetz  der 
Gleichheit  in  Verteilung  der  Staatslasten,  so  darf  der  Untertan  dieser  Un- 
gerechtigkeit zwar  Beschwerden  (gravima),  aber  keinen  Widerstand  ent- 
gegensetzen." 
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Und  ferner  (S.  138): 

„Wider  das  Kesetzgebende  Oberhaupt  des  Staates  gibt  es  also  keinen 
rechtmäßigen  Widerstand  des  Volkes;  denn  nur  durch  Unterwerfung 
unter  seinen  —  allgemein  —  gesetzgebenden  Willen  ist  ein  rechtlicher 
Zustand  möglich;  also  kein  Recht  des  Aufstandes  (seditio),  noch  weniger 
des  Aufruhrs  (rebellio),  am  allerwenigsten  gegen  ihn  als  ein- 
zelne Person  (Monarch),  unter  dem  Vorwande  des  Mißbrauchs 
seiner  Gewalt  (tyrannis),  Vergreifung  an  seiner  Person,  ja  an  seinem 
Leben  (monarcho-machismus  sub  specie  tyrannicidii).  Der  geringste  Ver- 
such hierzu  ist  Hochverrat  (proditio  eminens),  und  der  Verräter  dieser 
Art  kann  als  einer,  der  sein  Vaterland  umzubringen  versucht  (parricida), 
nicht  minder  als  mit  dem  Tode  bestraft  werden." 

Alles  Folgerungen,  die  mit  der  Lehre  vom  Bürgervertrag  so  wenig 
zu  tun  haben,  daß  sie  den  Monarchomachen  oder  einem  Milton  und 
Locke  einfach  unverständlich  gewesen  wären.  Und  der  Beweg- 
grund, weshalb  Kant  diese  Folgerungen  zieht,  sind  denn  auch  nicht 
Vernunftgründe,  sondern  politische  Rücksichten  auf  die  damalige 
preußische  Staatsverfassung.  Das  beweist  schon  die  simple  Tat- 
sache, daß  er  seine  Forderung,  das  Volk  solle  nicht  über  seine  Staats- 
gewalt vernünfteln,  gar  nicht  mit  irgendwelchen  Vernunftgründen. 
zu  beweisen  versucht,  sondern  kurzweg  mit  der  Behauptung,  solche 
Vernünfteleien  gefährdeten  den  Staat  (soll  heißen  die  Staats- 
gewalt) und  bedeuteten  eine  Widersetzlichkeit  gegen  die  herrschende 
Autorität.  Und  doch  hätten  sich  auch  hier  für  Kants  Mahnung  sehr 
leicht  sogen.  Vernunftgründe  finden  lassen,  denn  weder  hängt  das 
Problem  vom  Ursprung  des  Staates  logisch  mit  dem  Problem  des 
Verhaltens  gegenüber  einem  gegebenen,  schon  längst  existierenden 
Staat  zusammen,  noch  kann,  historisch  gesehen,  der  nicht  be- 
stimmten Rechtsforderungen  entsprechende  Ursprung  eines  Staates 
dafür  entscheidend  sein,  wieweit  er  heute,  nachdem  er  geschichtlich 
geworden  ist,  als  eine  aufrechtzuerhaltende  Rechtsinstitution  gelten 
kann. 

Bekanntlich  hat  sogar  Kant  fertiggebracht,  auf  einem  Umwege  die 
Berechtigung  der  preußischen  Leibeigenschaft  zu  beweisen,  indem 
er  ausführt  (Seite  148): 

„Ohne  alle  Würde  kann  nun  wohl  kein  Mensch  im  Staate  sein;  denn 
er  hat  wenigstens  die  des  Staatsbürgers;  außer  wenn  er  sich  durch  sein 
eigenes  Verbrechen  darum  gebracht  hat,  da  er  dann  zwar  im  Leben  er- 
halten, aber  zum  bloßen  Werkzeuge  der  Willkür  eines  anderen  (entweder 
des  Staates  oder  eines  anderen  Staatsbürgers)  gemacht  wird.  Wer  nun 
das  letztere  ist,  was  er  nur  durch  Urteil  und  Recht  werden  kann,  ist  ein 
Leibeigener  (servus  in  sensu  stricto)  und  gehört  zum  Eigentum 
(dominium)  eines  anderen,  der  daher  nicht  bloß  sein  Herr  (herus),  sondern 
auch  sein  Eigentümer  (dominus)  ist,  der  ihn  als  Sache  veräußern  und  nach 
Belieben  (nur  nicht  zu  schandbaren  Zwecken)  brauchen  und  über  s:ine 
Kräfte,  wenngleich  nicht  über  sein  Leben  und  Qliedmaßen  verfügen  kann."" 

So  kommt  Kant,  ausgehend  vom  Staatsvertrag  der  Gleichberech- 
tigung, auf  dem  Wege  seiner  Rechtskonstruktionen  schUeßlich  zur 
Rechtfertigung  der  preußischen  Leibeigenschaft  —  und  zwar  im. 
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Jahre  1797,  nachdem  die  französische  Revolution  in  Prankreich  die 
Leibeigenschaft  hinweggefegt  und  selbst  das  preußische  Landrecht 
von  1794  sie  als  unzulässig  bezeichnet  hatte,  wenn  sie  auch  vor- 
läufig noch  bis  zum  Steinschen  Edikt  vom  9.  Oktober  1807  in  Geltung 
blieb. 

Schopenhauer  hat  in  der  seinem  Werke  „Die  Welt  als  Wille  und 
Vorstellung*'  angehängten  „Kritik  der  Kantischen  Philosophie''  fol- 
gendes Urteil  über  die  Rechtslehre  Kants  gefällt:  „Die  Rechtslehre 
ist  eines  der  spätesten  Werke  Kants  und  ein  so  schwaches,  daß,  ob- 
gleich ich  sie  gänzlich  mißbillige,  ich  eine  Polemik  gegen  dieselbe 
für  überflüssig  halte,  da  sie,  gleich  als  wäre  sie  nicht  das  Werk  dieses 
großen  Mannes,  sondern  das  Erzeugnis  eines  gewöhnlichen  Erden- 
sohnes, an  ihrer  eigenen  Schwäche  natürlichen  Todes  sterben  muß.'* 

Und  Hegel  meint  in  seiner  „Philosophie  des  Rechts"  (§  29)  über 
den  Rechtsbegriff  Kants:  „Jene  Ansicht  ist  ebenso  ohne  allen  speku- 
lativen Gedanken  und  von  dem  philosophischen  Begriffe  verworfen, 
als  sie  in  den  Köpfen  und  in  der  Wirklichkeit  Erscheinungen  hervor- 
gebracht hat,  deren  Fürchterlichkeit  nur  an  der  Scichtigkeit  der  Ge- 
danken, auf  die  sie  sich  gründeten,  eine  Parallele  hat." 

Beide  Urteile  mögen  reichlich  hart  sein,  richtig  ist  jedenfalls,  daß 
die  „Rechtsphilosophie"  Kants  schwächstes  Werk  ist.  Und  nicht  nur 
sie,  die  ganze  Sozialphilosophie  Kants  war  schon  zur  Zeit  ihrer  Ver- 
öffentlichung in  England  und  Frankreich  überholt.  Kant  durch  ver- 
wegene Interpretationen  seiner  Geschichts-  und  Gesellschaftstheorie 
zu  einem  großen  Sozialtheoretiker  stempeln  zu  wollen,  ist  deshalb 
ein  ganz  unverständliches  Beginnen;  seine  Leistungen  liegen  auf. 
einem  ganz  anderen  Gebiet.  — 
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Neuntes  Kapitel. 

Hegels  Qeschichts-  und  Staats- 
philosophie. 

Hegel  als  Politiker.  —  Der  Entwicklungsbegriff  Hegels.  —  Geschichtliche 

Notwendigkeit   und  Zufälligkeit.   —  Geschichtsdialektik.  —   Weltgeist    und 

Volksgeist.  —  Der  Weltgeist  in  der  Religionsentwicklung.  —  Gesellschaft 

und  Staat  nach  Hegelscher  Auffassung.  —  Der  vollendete  Staat. 

Hegel  als  Politiker. 

Der  Zweck  der  vorliegenden  Schrift  gestattet  nicht,  die  einzelnen 
Etappen  des  Weges  zu  skizzieren,  den  die  deutsche  Qeschichts- 
philosophie  in  ihrem  weiteren  Fortschritt  von  Kant  über  Fichte  und 
Schelling  hinaus  bis  Hegel  eingeschlagen  hat,  denn  es  ist,  wie  ich 
nochmals  betonen  möchte,  keineswegs  ihre  Absicht,  in  kurzen  Aus- 
zügen eine  eigentliche  Entwicklungsgeschichte  der  Qeschichts-  und 
Qesellschaftstheorie  zu  bieten.  Nur  die  wichtigsten,  dem  theore- 
tischen Aufbau  späterer  Zeiten  haltfeste  Grund-  und  Ecksteine  liefern- 
den Theorien  können  Berücksichtigung  finden,  und  unter  diesen 
haben  wieder  für  das  vorliegende  Werk  jene  Lehren  den  Vorzug, 
die  konstituive  Elemente  der  Marxschen  Geschichtsauffassung  ent- 
halten. Unter  diesem  Gesichtswinkel  betrachtet,  kommen  Fichte  und 
Schelling  nur  wenig  in  Betracht,  dagegen  darf  der  Philosoph  nicht 
fehlen,  der  als  Geschichts-  wie  Gesellschaftstheoretiker  den  aller- 
größten Einfluß  auf  Marx  ausgeübt  hat:  Georg  Wühelm  Friedrich 
Hegel. 

So  sonderbar  es  klingen  mag,  liegt  trotz  ihrer  idealistisch-kon- 
struktiven Form  der  Hegeischen  Geschichtsauffassung  eine  ungleich 
schärfere,  realistischere  Betrachtung  des  Geschichtsverlaufs  zu- 
grunde, als  der  Geschichtphilosophie  eines  Kant,  Fichte  oder  Schel- 
ling, so  daß  man  ohne  Uebertreibung  die  Hegeische  Philosophie  der 
Geschichte  gewissermaßen  eine  Rückkehr  aus  den  luftigen  Regionen 
abstrakter  Problemspekulation  zur  Wirklichkeit,  einen  großzügigen 
Versuch  zur  Erfassung  der  geschichtlichen  Bewegung  und  der  ihr 
innewohnenden  kausalen  Gesetzmäßigkeit  nennen  kann.  Tatsächlich 
ist  denn  auch  Hegel  nicht  auf  dem  Wege  philosophischer  Spekulation, 
ausgehend  von  einer  reinen  Erkenntnistheoretik,  zu  seiner  Ge- 
schichtsphilosophie gelangt,  sondern  auf  dem  Wege  einer  eindringen- 
den Betrachtung  des  geschichtlichen  Werdeganges  in  alter  und  neuer 
Zeit. 

Hegel  ist  durch  politische  und  historische  Studien  zur  philoso- 
phischen Systematik  gekommen.  Schon  während  seiner  Studienzeit 
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in  dem  theologischen  Stift  zu  Tübingen  (1788 '93)  beschäftigte  er  sich 
mit  den  poHtischen  Zeitereignissen,  besonders  mit  der  französischen 
Revohitionsbewegung,  und  setzte  diese  Studien  später,  nachdem  er 
1793  nach  Bern  als  Hauslehrer  übersiedelt  war,  eifrig  fort.  Auch 
nach  seiner  Rückkehr  nach  Frankfurt  a.  M.  (1797)  beschäftigte  er 
sich  zunächst  vornehmlich  mit  historisch-politischen  Aufgaben.  Seine 
ersten  schriftstellerischen  Versuche  behandeln  denn  auch  politische 
Fragen.  Die  erste  vorläufig  ungedruckt  gebliebene,  im  Jahre  1798 
geschriebene  Schrift  führt  den  Titel  „lieber  die  neuesten  inneren 
Verhältnisse  Württembergs,  besonders  über  die  Gebrechen  der 
Magistratsverfassung",  in  der  er  eine  gründliche  Reform  der  da- 
maligen württembergischen  Ständeversammlung  forderte.  Und 
dieser  Erstlingsschrift  folgte  nach  einer  inzwischen  (1801)  zu  Jena 
erschienenen  philosophischen  Qelegenheitsschrift  „lieber  die  Diffe- 
renz des  Fichteschen  und  Schellingschen  Systems"  eine  längere  poli- 
tische Abhandlung  über  die  „Verfassung  Deutschlands",  die  freilich 
ebenfalls  erst  nach  seinem  Tode  im  Druck  erschienen  ist  (auch  dieser 
spätere  Sonderabdruck  ist  recht  mangelhaft;  viel  wertvoller  ist  der 
nach  dem  im  Besitz  der  Berliner  Preußischen  Staatsbibliothek  befind- 
lichen Hegeischen  Manuskript  von  dem  bekannten  Hcgclforscher 
Georg  Lasson  herausgegebene  Neudruck  in  „Hegels  Schriften  zur 
Politik  und  Rechtsphilosophie",  Band  144  der  Philosophischen  Biblio- 
thek). Nachdem  Hegel  sich  dann  1801  als  Dozent  der  Philosophie  in 
Jena  habilitiert  hatte,  gab  er  mit  Schelling,  mit  dem  er  aus  seiner 
Studienzeit  in  Tübingen  befreundet  war,  das  „Kritische  Journal  der 
Philosophie"  heraus,  setzte  aber  auch  dort  neben  den  philosophischen 
seine  historischen  Studien  fort  und  ging,  nachdem  1806  die  Schlacht 
von  Jena  die  Universitätsverhältnisse  gesprengt  hatte,  auf  zwei 
Jahre  nach  Bamberg,  um  die  politische  Leitung  der  „Bamberger 
Zeitung"  zu  übernehmen.  Erst  hier  erschien  1807  sein  einleitendes 
philosophisches  Hauptwerk,  die  „Phänomenologie  des 
Geiste  s",  an  der  er  seit  1804  gearbeitet  hatte. 

Als  ihm  1808  die  Rektorstelle  am  Aegydiengymnasium  zu  Nürn- 
berg angeboten  wurde,  gab  er  jedoch  seinen  Redaktionsposten  auf 
und  übersiedelte  nach  Nürnberg,  wo  er  bis  zu  seiner  Berufung  als 
Professor  der  Philosophie  nach  Heidelberg  (1816)  blieb.  Erst  hier  in 
Nürnberg  entstand  in  den  Jahren  1809  bis  1816  seine  „W  i  s  s  e  n  - 
Schaft  der  Logi  k". 

Aber  auch  hier  blieb  Hegel  Politiker,  der  sich  mit  seiner  neuen 
Stellung  nur  insofern  abfand,  als  sie  ihm  Muße  zu  gründlichen  Philo- 
sophischen Arbeiten  ließ,  die,  wie  er  meinte,  in  der  damaligen  Zeit  für 
die  Beeinflußung  des  politischen  Lebens  größere  Bedeutung  hätten, 
als  eine  bloße  politisch-journalistische  Tätigkeit  —  wie  er  denn  auch 
am  28.  Oktober  1808  an  seinen  Freund,  den  Schul-  und  Studienrat 
Friedrich  Niethammer,  schrieb:  „Die  theoretische  Arbeit,  übci zeuge 
ich  mich  täglich,  bringt  mehr  zustande  in  der  Welt  als  die  praktische; 
ist  das  Reich  der  Vorstellung  revolutioniert,  so 
hält  die  Wirklichkeit  nicht  aus."  (Briefe  von  und  an  Hegel,  I,  S.  194.) 
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lic^el  schreibt  eben  —  eine  Absicht,  die  auch  später  immer  wieder 
hervortritt  —  keineswegs  nur,  um  philosophische  Probleme  zu  dis- 
kutieren; er  will  als  philosophischer  Publizist  durch  die  „Revolutio- 
nieruuK  der  Vorstellungen"  auf  das  politische  Leben  seiner  Zeit 
wirken.  — 

Man  gelangt  denn  auch  nie  zum  richtigen  Verständnis  Hegels, 
wenn  man  in  ihm  nur  einen  weitabgewandten  Philosophen  sieht  und 
nicht  den  Politiker.  Politik  und  Geschichte  haben  ihn  bei  dem  Auf- 
bau seiner  Theorien,  vor  allem  seiner  Rechts-  und  (jcschichtsphilo- 
sophie  in  stärkstem  Maße  beeinflußt.  Es  ist  grundfalsch,  anzu- 
nehmen, zunächst  hätte  er  sich  sein  philosophisches  System  ge- 
schaffen und  dann  von  hoher  philosophischer  Warte  aus,  erhaben 
über  das  Tagesgetriebe,  die  Geschichte  betrachtet.  Umgekehrt  ist 
richtig,  bei  der  Aufstellung  seiner  philosophischen  Theorien  haben  ihn 
die  auf  politischem  und  historischem  Gebiet  gesammelten  Erfah- 
rungen in  stärkstem  Maße  beeinflußt.  Es  ist  beispielweise  ganz  un- 
richtig, anzunehmen,  deshalb  weil  rein  formell  betrachtet,  die  „Phäno- 
menologie" und  die  „Logik"  als  die  Grundlage  des  Hegeischen 
Systems  erscheinen,  müßten  sie  auch  zuerst  in  Hegels  Kopfe  ent- 
standen sein.  Erst  nachdem  Hegel  zu  einer  neuen  Auffassung  des 
Denkprozesses,  zu  seiner  Lehre  von  der  Selbstbewegung  der  Idee 
gekommen  sei,  habe  er  nun  von  dieser  Auffassung  aus  das  Ge- 
schichts-  und  Gesellschaftsleben  betrachtet. 

Mit  demselben  Recht  könnte  auch  jemand  behaupten,  weil  das 
Fundament  die  Grundlage  eines  Gebäudes  sei,  suche  der  Baumeister 
zunächst  lediglich  ein  festes  Fundament  zu  schaffen,  und  dann  erst 
beim  weiteren  Aufbau  gehe  er  dazu  über,  nach  der  Art  seines  Funda- 
ments den  Zweck  und  die  innere  Einteilung  der  Räume  zu  bestimmen. 
Tatsächlich  ist  es  bekanntlich  umgekehrt.  Erst  nachdem  der  Zweck 
und  die  innere  Einteilung  planmäßig  festgelegt  ist,  und  zwar  gemäß 
der  vom  Baumeister  gesammelten  Erfahrungen,  wird  nun  bestimmt, 
welches  Fundament  entsprechend  dem  Zweck  des  Gebäudes  und 
seinem  inneren  Ausbau  angebracht  ist.  Der  Zweck  bestimmt 
gewissermaßen  die  Grundlegung  des  Gebäudes. 

Wäre  tatsächlich  das,  was  einem  wissenschafthchen  System  als 
spätere  Grundlegung  dient,  auch  dessen  konzeptioneller  Anfang,  so 
müßte  man  auch  z.  B.  folgern,  daß  Marx,  weil  er  in  seinem  „Kapital" 
von  der  Wertlehre  ausgeht,  sich  zunächst  rein  abstrakt  aus  Adam 
Smith  und  Ricardo  heraus  seine  Wertlehre  konstruiert  hätte,  und  erst 
dann  von  dieser  zu  seiner  Mehrwerts-,  Lohn-,  Akkumulations-, 
Kapitalszirkulationstheorie  und  schließlich  zum  Sozialismus  vor- 
geschritten wäre.  Tatsächlich  war  Marx  Sozialist,  bevor  er  National- 
ökonom wurde.  Er  kam  von  der  Politik  zur  Wirtschaftslehre,  und 
in  dieser  schritt  er  nicht  sofort  zur  Wertlehre,  sondern  er  betrach- 
tete zunächst  den  Arbeiter  in  seiner  Stellung  zum  Unternehmertum 
innerhalb  des  Produktionsprozesses. 

In  dem  unveröffentlichten,  1857  niedergeschriebenen  Arbeitsplan 
zu  seiner  „Kritik    der  politischen  Oekonomie",    abgedruckt    in    der 
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„Neuen  Zeit"  (Band  XXI,  I,  S.  710  ff.),  ^elit  Marx  denn  aiicli  nicht  in 
seiner  r3etraclitunK  vom  Tauschwert  aus,  sondern  ganz  folgerichtig 
von  der  Produktion.  Kurzweg  erklärt  er:  „Der  vorliegende  (iegen- 
stand  ist  zunächst  die  Produktion.'*  Erst  nach  der  Analyse  der  Pro- 
duktion soüte  seinem  Arbeitsplan  zufolge  die  Darlegung  der  sich  an 
die  Warenherstellung  anschließenden  Distribution  und  der  Kon- 
sumtion folgen.  Aus  Gründen  einer  besseren,  verständlicheren  Ent- 
wicklung seiner  Anschauungen  beginnt  er  aber  in  seiner  1859  er- 
schienenen Schrift  „Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie"  dann  doch 
sogleich,  ohne  den  voraufgehenden  Produktionsprozeß  zu  berück- 
sichtigen, mit  dem  Warenaustausch*). 

Das  gilt  mutatis  mutandis  auch  von  Hegel.  Das  Grundlegende  sind 
seine  Beobachtungsergebnisse  aus  dem  (jcbiet  der  politischen  (je- 
schichte,  die  er  sich  in  seiner  philosophischen  Erkenntnislehre  begriff- 
lich aneignete  und  verarbeitete,  um  dann,  wie  es  in  dem  untenstehen- 
den Zitat  von  Marx  heißt,  „vom  Abstrakten  zum  Konkreten"  zurückzu- 
kehren und  aus  erstercm  das  zweite  „geistig  zu  reproduzieren".  Auf 
die  Hegeische  Geschichtsphilosophie  angewandt,  die  hier  in  Betracht 
kommt,  heißt  das,  daß  Hegel  von  den  ihm  durch  seine  Studien  ver- 
mittelten sozialen  und  geschichtlichen  Erfahrungstatsachen  aus- 
geht, diese  in  analytisch-begriffliche  Erkeimtnisphilosophie,  in  Denk- 
bestinunungen,  umsetzt,  um  dann  aus  diesen  wieder  rückwärts  die 
Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  Entwicklungsprozesses  zu 
erklären. 


Der  Entwicklungsbegriff  Hegels. 

Bei  seiner  Betrachtung  des  Geschichtsverlaufs  drängte  sich  nun 
aber  Hegel  die  Ansicht  auf,  daß  sich  das  gesellschaftliche  Leben  in 
einem  kontinuierlichen  Bewegungsprozeß  befindet,  in  einer  fort- 
währenden Umbildung,  einem  stetigen  Vergehen  und  Wiedererstehen 
in  veränderter  Form.  Die  Weltgeschichte  erscheint  ihm  als  ein  sich 
bald  matt  fortschlängelnder,  bald  in  bacchantischem  Ungestüm  dahin- 
stürmender Entwicklungsprozeß  der  Menschheit.  Eine  Beobachtung, 
die  ihn  zu  einer  wesentlich  vertieften  Auffassung  des  Entwicklungs- 
gedankens  führt.  Daß  die  Menschheit  sich  verändert,  daß  soziale 
Bewegung  stattfindet,  hatten  auch  seine  Vorgänger  schon  erkannt, 
aber  sie  hatten  darin  teils,  wie  Kant,  ein  allmählich  gleichmäßiges 
Fortschreiten  zu  einem  von  Gott,  der  Vorsehung  oder  Vernunft  ge- 

•)  Marx  selbst  ist  sich  denn  auch  in  dieser  KinleitutiK  über  das  Verhältnis  des  geKebcnen 
Konkreten,  be/.w.  der  beobachteten  politisch-ßeschichtlichen  Tatsachen  zu  ihrer  abstrakt  be- 
grifflichen Verarbeitunn  und  horniulierupR  im  Denkprozeß  durchaus  klar.  Kr  sagt  dort  (S.  773i: 
..Das  Konkrete  ist  konkret,  weil  es  die  Zusammcnfassunjt  vieler  Besfimmuiigen  ist.  also  Einheit 
des  Mannigfaltigen.  Im  Denken  scheint  es  daher  als  Prozeß  der  Zusammenfassung,  als  Re- 
sultat, nicht  als  Ausgangspunkt,  obgleich  es  der  wirkliche  Ausgangspunkt  und  daher  auch  der 
Ausgangspunkt  der  Anscliauung  und  der  Vorsttllung  is».  Im  ersten  Wege  wird  die  volle  Vor- 
stellung zu  abstrakter  Bestimmung  verflüchtigt;  im  zweiten  führen  die  abstrakten  Uestim- 
niungen  zur  Reproduktion  des  Konkreten  im  Wege  des  Denkens.  Hegel  geriet  d:iher  auf  die 
Ulussion.  das  Reale  als  Resultat  des  sich  in  sich  zusammenfassenden,  in  sich  vertiefenden  und 
aus  sich  selbst  sich  bewegenden  Denkens  zu  fassen,  während  die  Methode,  vom  Abstrakten 
zum  Konkreten  aufzusteigen,  nur  die  Art  für  das  Denken  ist,  sich  das  Konkrete  anzueignen,  es 
als  ein  Konkretes  geistig  zu  reproduzieren." 
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steckten  Ziel,  teils  ein  sich  aus  der  natürlichen  Verniinftbe?:abun?: 
oder  auch  den  Urtrieben  des  Menschen  unter  der  Kinwirkun^c  der 
steinigenden  ßediirfnisbcfriedi.c:un?:  erj^ebendes  lanji^sames  Aufsteij^en 
zu  einem  höheren  Stande  der  „F^erfektibilität"  gesehen.  Aber  diese 
Erkennnun^  einer  Stufenfol?:e  hatte  die  Sozialphilosophen  nur  dazu 
bewogen,  einzelne  Entwicklungsphasen  oder  Fortschrittsstufen  zu 
unterscheiden,  die  nun  wieder  nach  altem  Brauch  in  ihrer  Verein- 
zelung auf  ihre  besondere  „Wesenheit"  untersucht  wurden,  d.  h.  man 
betrachtete  sie  als  isolierte,  in  sich  abgeschlossene  und  gegen  die 
früheren  oder  späteren  Stufen  abgegrenzte  Erscheinungen.  So  kam 
man  meist  in  bezug  auf  diese  einzelnen  Phasen  wieder  zu  dinghaft- 
starren  Bestimmungen  und  Begriffen. 

Dagegen  gelangte  nun  Hegel  dahin,  in  dem  Entwicklungsverlauf 
ein  stetiges  Uebergehen  vom  einen  zum  andern  zu  finden,  in  dem  das 
Heute  nicht  mehr  genau  dem  Morgen  gleicht,  sondern  alles  ständig 
fließt.  Demnach  kommt  es  aber  auch  nicht  mehr  in  der  Hauptsache 
darauf  an,  die  Dinge  in  ihrem  Bestehen  als  ein  fertig  Gegebenes  zu 
betrachten,  sondern  in  ihrem  Zusammenhang  mit  dem  Früheren  und 
mit  dem  Späteren  als  ein  sich  in  der  Erscheinungen  Flucht  Empor- 
ringendes. Und  damit  ergibt  sich  die  Entwicklung  nicht  als  ein  Ver- 
lauf, in  dem  nach  und  nach  bestimmte  feste,  stabile  Gestaltungen 
hervortreten,  sondern  als  ein  veränderlicher,  wechselnder 
Komplex  von  Prozessen.  Nicht  darauf  kommt  es  an,  daß 
ein  Gewordenes  da  ist,  es  handelt  sich  vielmehr  darum,  wie  die- 
ses geworden  ist,  um  den  Prozeß  des  Werdens 
selbst  und  um  sein  Erkennen  —  d.  h.  um  die  in  der  Bewegung 
sich  durchsetzenden  Gesetze  oder  Tendenzen. 

Das  ist  ein  Entwicklungsbegriff,  den  sowohl  Kant  wie  Herder  noch 
kaum  ahnen.  Zu  der  früheren  Frage:  „Welche  Stufen  hat  die  Ent- 
wicklung zurückgelegt?"  tritt  die  weitere  Frage  als  die  wichtigere 
hinzu:  „Wie  hat  sich  dieser  Entwicklungsprozeß  in  stetigem  Ueber- 
gange  vollzogen?" 

Von  diesem  neuen  Entwicklungsbegriff  aus  gestaltet  sich  nun  aber 
auch  für  Hegel  die  Frage  der  sogen.  Wechselwirkung  ganz  anders, 
als  man  sie  vorher  gesehen  hatte.  Aus  seiner  Auffassung  des  Gesamt- 
entwicklungsprozesses als  ein  in  sich  Zusammenhängendes,  Ver- 
änderliches, ergibt  sich  von  selbst,  daß  für  Hegel  alle  gesellschaft- 
lichen Lebenserscheinungen  als  aufs  engste  miteinander  verknüpft 
gelten,  derart,  daß  die  einen  die  anderen  in  ihrem  Charakter  mit- 
bestimmen und  dann,  wenn  gewisse  Gesellschaftsverhältnisse  im 
Laufe  der  Entwicklung  eine  andere  Gestalt  gewinnen,  also  z.  B.  die 
politischen  Verhältnisse  sich  ändern,  davon  notwendig  infolge  ihres 
inneren  Zusammenhanges  auch  alle  anderen  mehr  oder  weniger  be- 
einflußt werden. 

Deshalb  will  Hegel  auch  nichts  von  jener  Ansicht  wissen,  die  alle 
Entwicklung  einfach  darauf  zurückführt,  daß  alle  Verhältnisse  inner- 
halb der  Gesellschaft  aufeinander  wirken,  beispielsweise  die  Politik 
und  die  Moral  auf  die  Religion,  die  Religion  wieder  auf  Politik  und 
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Moral  usw.  Solche  Wechselwirkung  leugnet  zwar  Hegel  durchaus 
nicht;  aber,  so  meint  er,  Entwicklungsfortschritte  könnten  doch  nur 
dann  stattfinden,  wenn  immer  wieder  einer  dieser  Fak- 
toren eine  Veränderung  erleide  und  damit  anders 
als  bisher  auf  die  anderen  einwirke,  nicht  aber,  wenn 
alle  Faktoren  sich  in  ihrer  Wirkung  gleichblieben.  Demnach  müsse 
unbedingt  ein  äußerer  Anstoß,  ein  gemeinsames  Agens  vorhanden 
sein,  das  immer  wieder  auf  diese  sogen.  Faktoren  verändernd  ein- 
wirke. Für  Hegel  ist  das  der  sich  selbst  bewegende 
Begriff. 

„Die  Wechselwirkung,"  heißt  es  in  der  „Cnzykloptädie",  §  156  (Hegeis 
Werke,  vollständige  Ausgabe  von  Marhcincke,  Schulze,  (jans  usw.,  2.  Auf- 
lage, VI.  Band,  S.  308),  „ist  nun  zwar  die  näcliste  Wahrheit  des  Verhält- 
nisses von  Ursache  und  Wirkung  und  steht  dieselbe,  so  zu  sagen,  an  der 
Schwelle  des  Begriffs,  jedoch  eben  um  deswillen  hat  man  sich  mit  der 
Anwendung  dieses  Verhältnisses  nicht  zu  begnügen,  insoferne  es  um  das 
begreifende  Krkennen  zu  tun  ist.  Bleibt  man  dabei  stehen,  einen  gege- 
benen Inhalt  bloß  unter  dem  (jesichtspunkt  der  Wechselwirkung  zu  be- 
trachtLMi,  so  ist  dies  in  der  Tat  ein  durchaus  be^riffloses  Verhalten;  man 
hat  es  dann  bloß  mit  einer  trockenen  Tatsache  zu  tun  und  die  Forderung 
der  Vermittlung,  um  die  es  sich  zunächst  bei  der  Anwendung  des  Kausa- 
litätsverhältnisses handelt,  bleibt  wieder  unbefriedigt.  Das  Ungenügende 
bei  der  Anwendung  des  Verhältnisses  der  Wechselwirkung  besteht,  näher 
betrachtet,  darin,  daß  dieses  Verhältnis,  anstatt  als  ein  Aequivalcnt  für 
den  Begriff  gelten  zu  können,  vielmehr  selbst  erst  begriffen  sein  will, 
und  dies  geschieht  dadurch,  daß  die  beiden  Seiten  desselben  nicht  als  ein 
unmittelbar  Gegebenes  belassen,  sondern,  wie  solches  in  den  beiden  vor- 
hergehenden Paragraphen  gezeigt  worden,  als  Momente  eines  Dritten, 
Höheren,  erkannt  werden,  welches  dann  eben  der  Begriff  ist." 

Ebenso  wendet  sich  Hegel  auch  gegen  die  Auffassung,  daß  alles, 
was  im  Laufe  der  Entwickhmg  als  neue  Erscheinung  hervortritt, 
eigentlich  schon  von  Anfang  an  vorhanden  gewesen  sei,  nur  noch 
verborgen,  nicht  bemerkbar,  und  demnach  die  Entwicklung,  richtig 
aufgefaßt,  darin  bestehe,  daß  das  schon  anfänglich  Vorhandene  nun 
allmählich  wachse  und  sich  vergrößere,  bis  es  schließlich  sichtbar 
oder  bemerkbar  werde.  Spöttisch  meint  er  in  seiner  „Wissenschaft 
der  Logik"  (Hegels  Werke,  II.  Auflage,  III.  Band,  S.  434): 

„Es  gibt  keinen  Sprung  in  der  Natur,  wird  gesagt,  und  die  gewöhnliche 
Vorstellung,  wenn  sie  ein  Entstehen  oder  Vergehen  begreifen  soll,  meint, 
wie  erinnert,  es  damit  begriffen  zu  haben,  daß  sie  es  sich  als  ein 
allmähliches  Hervorgehen  oder  Verschwinden  vorstallt. 
Es  hat  sich  aber  gezeigt,  daß  die  Veränderungen  des  Seins  überhaupt 
nicht  nur  das  Uebergehen  einer  Größe  in  eine  andere  Größe,  sondern 
Uebergang  vom  Qualitativen  in  das  Quantitative  und  umgekehrt  sind,  ein 
Anderswerden,  das  ein  Abbrechen  des  Allmählichen  und  ein  Qualitativ- 
Anderes  gegen  das  vorhergehende  Dasein  ist.  Das  Wasser  wird  durch 
Erkältung  nicht  nach  und  nach  hart,  so  daß  es  breiartig  würde  und  all- 
mählich bis  zur  Konsistenz  des  Eises  sich  verhärtete,  sondern  ist  auf 
einmal  hart;  schon  mit  der  ganzen  Temperatur  des  Eispunktes,  wenn  es 
ruhig  steht,  kann  es  noch  seine  ganze  Flüssigkeit  haben,  und  eine  geritigc 
Erschütterung  bringt  es  in  den  Zustand  der  Härte. 
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Hei  der  Allriiählichkeit  des  f'ntstchens  liegt  die  Vorstellung  zugrunde, 
daß  das  f^ntstehende  schon  sinnlich  oder  überhaupt  wirklich  vorhanden 
ist,  nur  wegen  seiner  Kleinheit  noch  nicht  wahrnehmbar,  sowie 
bei  der  Allinählichkeit  des  Verschwijidens,  daß  das  Nichtsein  od'jr  das 
andere  an  seine  Stelle  Tretende  gleichfalls  vorhanden,  nur  noch  nicht 
bemerkbar  sei  —  und  zwar  vorhanden  nicht  in  dem  Sinne,  daß  das 
Andere  in  dem  vorhandenen  Anderen  an  sich  enthalten, 
sondern  daß  es  als  Dasein,  nur  un  bemerk  bar,  vorhanden 
sei.  Es  wird  damit  das  Entstehen  und  Vergehen  überhaupt  aufgehoben  oder 
das  Ansich,  das  Innere,  in  welchem  etwas  vor  seinem  Dasein  ist,  in  eine 
Kleinigkeit  des  äußerlichen  Daseins  verwandelt,  und  der  wesentliche  oder 
der  Begriffsunterschied  in  einen  äußerlichen  bloßen  Qrößenunterschied." 


Geschichtliche  Notwendigkeit  und  Zufälligiteit. 

Wichtiger  als  diese  Kritik  der  „hausbackenen"  Entwicklungsvor- 
stellungen ist  jedoch  Hegels  begriffliche  Erfassung  der  histori- 
schen Notwendigkeit.  Hegel  unterscheidet  zwischen  einer 
bloß  formellen  (abstrakten)  Möglichkeit  und  einer 
„reale  n"  Möglichkeit.  Möglich  ist  alles,  was  mit  sich  identisch  ist, 
was  sich  nicht  selbst  widerspricht,  nicht  undenkbar  erscheint.  Dem- 
nach ist  wohl  möglich,  daß  der  türkische  Sultan  sich  bekehrt  und 
Christ  oder  der  Papst  Protestant  wird.  Solche  Annahme  ist  zwar 
unwahrscheinlich,  vielleicht  absurd;  aber  sie  ist  nicht  undenkbar, 
nicht  ein  formeller  Widerspruch  in  sich.  Doch  gehört  sie  dem  Reich 
der  zahllosen  Nichts-als-Möglichkeiten  an  und  ist  als  solche  nur  eine 
„formelle"  oder  „abstrakte"  Möglichkeit.  Wird  aber  der  Begriff  der 
Möglichkeit  mit  den  gegebenen  Tatsachen,  mit  den  Umständen  und 
Bedingungen  verglichen,  die  für  die  Realisierung  des  Möglichen  vor- 
handen sind,  so  scheiden  die  zahllosen  Möglichkeiten,  die  nur  formell 
bestehen,  aus,  und  es  bleiben  nur  bestimmte  Fälle  der  Möglichkeit 
übrig.  Diese  nicht  bloß  denkbaren,  sondern  sich  gewissermaßen  als 
wahrscheinlich  ergebenden,  in  der  jeweiligen  Lage  der  Dinge  be- 
gründeten Möglichkeiten  bezeichnet  Hegel  als  reale  Möglichkeiten. 
Solcher  Möglichkeiten  gibt  es  oft  mehrere;  denn  auch  die  reale  Mög- 
lichkeit ist  nichts  Gewisses,  sondern  nur  ein  Seinkönnen,  dem  ein 
Nichtseinkönnen  oder  Andersseinkönnen  gegenübersteht.  Demnach 
gibt  es  auch  entgegengesetzte  Möglichkeiten,  Qegenmöglich- 
k  e  i  t  e  n.  Sind  jedoch  auch  solche  Gegenmöglichkeiten  sämtlich 
ausgeschlossen  und  der  Kreis  der  Bedingungen  derart  erfüllt,  daß 
etwas  nicht  anders  geschehen  kann,  als  es  geschieht,  ein  Anders- 
seinkönnen nicht  mehr  möglich  ist,  so  stellt  sich  das  Geschehen  als 
ein  Notwendiges  dar.  Die  Notwendigkeit  ist  also  die  Einheit  der 
realen  Möglichkeit  mit  der  Wirklichkeit.  Aber  die  Notwendigkeit 
gilt  nicht  bloß  von  dem,  was  geschehen  ist,  sondern  im  eigentlichsten 
Sinne  von  allem,  was  zu  geschehen  hat.  Notwendig  ist  etwas  nicht 
bloß,  wie  es  ist,  sondern  weil  es  ist.  Es  ist,  weil  es  ist. 
Es  ist  durch  sich  selbst  —  darin  besteht  sein  Charakter  der  Not- 
wendigkeit. 
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Damit  ist  nicht  gesagt,  daß  all  und  jedes,  was  geschieht,  notwendig 
ist.  Es  gibt  neben  dem  Bereich  des  Notwendigen  ein  Reich  des  Zu- 
falls. Auch  der  Zufall  gehört  dem  Gebiet  der  Wirklichkeit  an,  aber 
der  äußeren  Wirklichkeit,  nicht  der  imierlich  bedingten,  d.  h.  auch 
der  Zufall  hat  seinen  Grund,  denn  nichts  geschieht  ohne  (irund,  aber 
ein  zufälliges  Geschehen  hat  keinen  inneren  Grund,  e  s  f  o  l  g  t  nicht 
aus  dem  inneren  Zusammenhang  der  Dinge,  sondern 
resultiert  aus  einem  bloßen  äußeren  Zusammentreffen  von  Umständen. 
So  definiert  denn  auch  Hegel  in  seiner  „Enzyklopädie"  (Hegels  Werke, 
II.  Aufl.,  IV.  Band,  S.  283)  das  Zufällige  als  „ein  solches,  welches 
den  Grund  seines  Seins  nicht  in  sich  selbst,  sondern  in  anderem  hat''. 
Und  weiterhin  heißt  es:  „Wir  betrachten  demgemäß  das  Zufällige  als 
ein  solches,  welches  sein  oder  auch  nicht  sein,  welches  so  oder  auch 
anders  sein  kann  und  dessen  Sein  oder  Nichtsein,  dessen  So-  oder 
Anderssein  nicht  i  n  i  h  m  s  e  I  b  s  t ,  s  o  n  d  e  r  n  i  n  a  n  d  e  r  c  m 
begründet  is  t.'' 

Deshalb  hat  auch  der  Zufall  den  Charakter  eines  einzelnen  Fak- 
tums. Er  ist  gesetzlos,  denn  Gesetze  des  Zufalls  gibt  es 
nicht;  während  das  notwendige  Geschehen  zugleich  ein  gesetz- 
mäßiges Geschehen  ist. 

Daraus  ergibt  sich:  was  notwendig  ist,  das  ist  auch  wirklich  (im 
inneren  Zusannnenhang  der  Dinge  begründet)  und  als  solches  ver- 
nünftig; denn  „die  Wirklichkeit,  im  Unterschied  von  der  bloßen  Er- 
scheinung, zunächst  als  Einheit  des  Innern  und  des  Aeußern,  steht 
so  wenig  der  Vernunft  als  ein  anderes  gegenüber,  daß  dieselbe  viel- 
mehr das  durchaus  Vernünftige  ist,  und  was  nicht  vernünf- 
tigist, das  ist  eben  um  deswillen  auch  nicht  als 
wirklich  zu  betrachte  n".  (Hegels  Werke,  VI.  Band,  S.  283.) 
Ein  Gedanke,  den  bekanntlich  Hegel  in  dem  berühmt  und  berüchtigt 
gewordenen  Satz  niedergelegt  hat:  „A  1 1  e  s  ,  w  a  s  w  i  r  k  1  i  c  h  ist, 
ist  vernünftig,  und  alles,  was  vernünftig  ist,  ist 
w  i  r  k  1  i  c  h.''  Ein  Satz,  der  nicht  besagen  soll,  daß  alles,  was  be- 
steht, an  sich  vernünftig  ist  (vielleicht  sogar  das,  was  Hegel  als  „Zu- 
fälliges" bezeichnet).  Nur  das,  was  aus  dem  linieren  Zusannnenhang 
der  Dinge  (der  Verhältnisse)  heraus  sich  als  ein  Notwendiges  ergibt, 
was,  wie  Hegel  sich  ausdrückt,  „Entfaltung  der  Notwendigkeit"  ist, 
das  ist  seiner  Ansicht  nach  wirklich. 

Auf  die  Geschichte  angewandt,  besagt  also  der  Hegeische  Satz: 
Was  sich  im  geschichtlichen  Entwicklungsgang  aus  den  sozialen 
Verhältnissen  heraus  mit  innerer  Notwendigkeit  vollzieht,  das  ist  ver- 
nünftig; was  nicht  in  diesen  Verhältnissen  begründet  ist.  ist  unver- 
nünftig. 

Nun  ändern  sich  aber  die  Verhältnisse  und  damit  auch  die  histo- 
rische Notwendigkeit,  d.  h.  was  heute  noch  geschichtlich  notwendig 
ist,  braucht  es  morgen  nicht  mehr  zu  sein.  Demnach  aber  kann  auch 
das,  was  heute  noch,  insofern  es  ein  Notwendiges  ist,  als  vernünftig 
gelten  muß,  morgen  schon  ein  Unvernünftiges  sein.  Mit  anderen 
Worten,  im  Qeschichtsverlauf  wird  alles  Bestehende,  indem  es  seine 
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historische  Notwendigkeit  verliert,  zu  einem  Unvernünftigen  und 
Ueberiebten,  das  als  solches  keine  Berechtigung  mehr  hat  und  neuen 
gescliichtlichen  Notwendigkeiten  weichen  muß.  Hegel  erkennt  also 
die  Existenzberechtigung  bestehender  geschichtlicher  Kntwicklungs- 
fornicn  nur  insoweit  an,  als  sie  etwas  Notwendiges  sind;  mit  dem 
Aufhören  ihrer  Notwendigkeit  verlieren  sie  auch  ihre  Berechtigung. 
Meist  wird  diese  Ansicht  Hegels  über  die  Notwendigkeit  und  Be- 
rechtigung historischer  Entwicklungsformen  als  eine  Besonderheit 
seiner  „Logik"  angesehen;  tatsächlich  findet  man  eine  ähnliche 
Auffassung  schon  bei  Condorcet  —  womit  natürlich  nicht  gesagt  sein 
soll,  daß  Hegel  die  seinige  von  Condorcet  entlehnt  hat.  Ein  beträcht- 
licher Unterschied  besteht  freilich  insofern,  als  Condorcet  sie  einfach 
als  geschichtlichen  Erfahrungssatz  behandelt,  während  Hegel  sie  er- 
kenntnistheoretisch begründet  und  systematisiert.  Wie  schon  im 
6.  Kapitel  (S.  159)  näher  ausgeführt  wurde,  gilt  Condorcet  der  Ent- 
wicklungsgang der  Menschheit  nicht  als  ein  geradliniger  Fortschritt 
der  Vernunft  zu  einem  bestimmten  Ziel,  der  Vervollkommnung,  son- 
dern als  eine  Art  Zickzacklinie,  da  die  Entwicklung  bald  nach  dieser, 
bald  nach  jener  Richtung  von  der  geraden  Linie  abweicht,  indem 
immer  wieder  irrtümliche  Anschauungen,  Vorstellungen  und  Zwecke 
sich  in  den  Gedankenprozeß  der  Menschen  einschlingen.  Obgleich  die 
Entwicklungsbewegung  demnach,  wenn  man  von  der  heutigen  Stufe 
zurückblickt,  manche  Irrtümer  und  Rückschläge  aufweist,  waren  diese 
dennoch,  wie  er  sagt,  durch  den  Fortschritt  notwendig  kausal  be- 
dingt und  demnach  historische  Notwendigkeiten,  die  in 
der  Entwicklungsreihe  gar  nicht  fehlen  konnten. 

Geschichtsdialektik. 

Demnach  ist  der  Hegeische  Entwicklungsbegriff  nichts  anderes 
als  die  erkenntniskritische  Verarbeitung  einer  Geschichtsbetrachtung,, 
die  an  der  Wende  des  18.  Jahrhunderts  auch  bei  anderen  Geschichts- 
theoretikern auf  Grund  ihrer  sozialgeschichtlichen  Studien  zum 
Durchbruch  kommt.  Und  dasselbe  gilt  von  der  Hegeischen  Ent- 
wicklungsdialektik. Schon  von  Rousseau  bemerkt  Friedrich  Engels 
in  seinem  „Anti-Dühring"  (Herrn  Eugen  Dührings  Umwälzung  der 
Wissenschaft,  6.  Aufl.,  Stuttgart  1507,  S.  142  ff.),  daß  er  teilw^eise  in 
seiner  „Abhandlung  von  dem  Ursprung  der  Ungleichheit"  dialektisch 
verfährt,  indem  er  den  Fortschritt  der  Menschheit  als  eine  antago- 
nistische Bewegung  ansieht,  in  der  gewollte  und  angestrebte  Zwecke 
immer  wieder  in  ihren  Gegensatz,  in  Rückschritte  der  Zivilisation,, 
umschlagen,  bis  dann  auf  späteren  Stufen  ein  Wiederzurückkehren 
zu  früheren,  aber  höherentwickelten  und  in  ihrer  sozialen  Bedeutung 
veränderten  Lebensformen  erfolgt.  Aehnliche  Anschauungen  finden 
wir  auch  bei  Condorcet  und  Ferguson,  dem  die  menschheitliche  Ent- 
wicklung nicht  als  ein  stetiges,  durch  den  Fortschritt  der  Vernunft 
bedingtes  Vorwärtsschreiten  gilt,  sondern  als  ein  „Stolpern"  zu  Neu- 
bildungen, die  oft  keineswegs  auf  der  Linie  des  geraden  Fortschritts 
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liegen,  vielmehr  sich  als  Abkehrunjijen  von  dieser  darstellen,  int 
weiteren  Verlauf  aber  durch  ein  Einlenken  in  die  frühere  F^ichtun,< 
—  das  jedoch  keineswegs  eine  bloße  Rückkehr  zu  früheren  Aus- 
gangspunkten ist  —  wieder  korrigiert  werden.  Die  Menschen  setzen 
sich,  wie  er  sagt,  wohl  Zwecke,  um  gewisse  Vorteile  zu  erreichen,, 
aber  fast  nie  erreichen  sie  ihr  Zweckziel,  sondern  gelangen  zu  gesell- 
schaftlichen Entwicklungsformen,  „die  selbst  ihre  Phantasie  nicht 
voraussehen  konnte",  und  nun  verfolgen  sie  wieder  in  anderer  Rich- 
tung ihr  Ziel  und  stolpern  so  zu  ähnlichen  (jcbilden,  wie  jene,  von 
denen  sie  früher  ausgegangen  sind. 

Warum  dieses  sogen.  Umschlagen  und  Wiederumschlagen  im  Ent- 
wicklungslauf erfolgt,  darüber  sind  freilich  die  genannten  Sozial- 
philosophcn  sich  nicht  einig.  Nach  Condorcets  Ansicht  erfolgt  es,, 
weil  ein  Mißverhältnis  zwischen  der  Vernunft,  richtiger  zwischen 
dem  Erkenntnisvermögen  und  den  Zweckzielen,  besteht,  zu  deren 
Verfolgung  den  Menschen  seine  Bedürfnisse  antreiben.  Nach  Fer- 
gusons Ansicht,  weil  der  Drang  des  Menschen  zu  höheren  Lebens- 
formen gar  nicht  allein  von  der  Vernunft  geleitet  wird,  sondern  die 
natürlichen  und  sozialen  (d.  h.  aus  dem  Qesellschaftslebcn  er- 
wachsenen und  von  diesem  in  ihrer  Richtung  bestimmten)  'rriebe, 
die  wieder  größtenteils  auf  den  Selbsterhaltungstrieb  zurückführen, 
als  starke  Faktoren  mitwirken. 

Solchen  Auffassungen  war  liegel  schon  deshalb  nicht  zugänglich, 
weil  er  an  dem  (Hauben  festhielt,  daß  es  der  vor  aller  Menschheit 
existierende  Weltgeist,  d.  h.  Gott,  ist,  der  den  geschichtlichen  Ent- 
wicklungsgang auswirkt.  Und  zwar  ist  diese  Annahme  keine  bloße 
Hypothese  seines  Systems,  sondern  eine  unerschütterliche  Voraus- 
setzung seiner  gesamten  Geschichtsauffassung,  wie  er  denn  auch 
selbst  in  seiner  „Philosophie  der  Geschichte"  (Reclam-Ausgabe  S.  42) 
sagt: 

„Der  einzige  Gedanke,  den  die  Philosophie  mitbringt,  ist  aber  der  ein- 
fache Gedanke  der  Vernunft,  daß  die  Vernunft  die  Welt  beherrsche,  daß 
es  also  auch  in  der  Weltgeschichte  vernünftig  zugegangen  sei.  Diese 
Ueberzeugung  und  Einsicht  ist  eine  Voraussetzung  in  Ansehung  der  Ge- 
schichte als  solcher  überhaupt;  in  der  Philosophie  selbst  ist  dies  keine 
Voraussetzung.  Durch  die  spekulative  Erkenntnis  in  ihr  wird  es  erwiesen, 
daß  die  Vernunft  —  bei  diesem  Ausdrucke  können  wir  hier  stehen  bleiben. 
ohne  die  Beziehung  und  das  Verhältnis  zu  Gott  näher  zu  erörtern  — ,  die 
Substanz  wie  die  unendliche  Macht,  sich  selbst  der  unendliche  Stoff  alles 
natürlichen  und  geistigen  Lebens  wie  die  unendliche  Form,  die  Betätigung 
dieses  ihres  Inhalts  ist." 

Diese  Voraussetzung,  daß  der  Geist  (oder  die  allgemeine  Vernunft) 
als  Allwirkender  die  Weltgeschichte  macht,  tritt  immer  wieder  als 
die  selbstverständliche  unanfechtbare  Grundlage  seiner  ganzen  Ge- 
schichtsphilosophie hervor : 

„Zuerst  müssen  wir  beachten,"  heißt  es  in  seiner  „Philosophie  der  Ge- 
schichte" (S.  vSO),  ,,daß  unser  •  Gegenstand,  die  Weltgeschichte,  auf  dem 
geistigen  Boden  vorgeht.  Welt  begreift  die  physische  und  psychische 
Natur  in  sich;  die  physische  Natur  greift  gleichfalls  in  die  Weltgeschichte 
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ein,  und  wir  werden  schon  im  Anfange  auf  diese  Orundverhältnisse  der 
Naturl)estimniunK  aufmerksam  machen.  Al)er  der  Geist  und  der  Verlauf 
seiner  hjitwicklunK  ist  das  Substantielle.  Die  Natur  haben  wir  hier  nicht 
zu  betrachten,  wie  sie  an  ihr  selbst  gleichfalls  ein  System  der  Vernunft 
ist,  in  einem  besonderen,  eiKentümlichen  Elemente,  sondern  nur  relativ 
auf  den  (leist.  Der  Cleist  ist  aber  auf  dem  Theater,  auf  dem  wir  ihn  be- 
trachten, in  der  Weltk^eschichte,  in  seiner  konkretesten  Wirklichkeit." 
Und  an  anderer  Stelle  heißt  es: 

„Das  Prinzip  der  Entwicklung  enthält  das  weitere,  daß  eine  innere  Be- 
stimmung, eine  an  sich  vorhandene  Voraussetzung  zugrunde  liegt,  die  sich 
zur  Existenz  bringe.  Diese  formelle  Bestimmung  ist  wesentlich  der  Geist, 
welcher  die  Weltgeschichte  zu  seinem  Schauplatze,  Eigentum  und  Felde 
seiner  Verwirklichung  hat." 

Wie  aber  bei  Kant  die  Naturabsicht  nichts  anderes  ist  als  die  Vor- 
sehung Gottes,  so  ist  bei  Hegel  die  allgemeine  Vernunft  nichts  an- 
deres als  die  Vernunft  Gottes,  d.  h.  Gott  selbst:  eine  Tatsache,  die 
Hegel  mehrfach  offen  zugesteht,  so  z.  B.  Seite  74  seiner  „Philosophie 
der  Geschichte": 

„Dieses  Gute,  diese  Vernunft  in  ihrer  konkretesten  Vor- 
stellung ist  Gott.  Gott  regiert  die  Welt,  der  Inhalt  seiner  Regie- 
rung, die  Vollführung  seines  Planes,  ist  die  Weltgeschichte.  Diesen  will 
die  Philosophie  erfassen;  denn  nur  was  aus  ihm  vollführt  ist,  hat  Wirk- 
lichkeit, was  ihm  nicht  gemäß  ist,  ist  nur  faule  Existenz.  Vor  dem  reinen 
Licht  dieser  göttlichen  Idee,  die  kein  bloßes  Ideal  ist,  verschwindet  der 
Schein,  als  ob  die  Welt  ein  verrücktes,  törichtes  Geschehen  sei.  Die 
Philosophie  will  den  Inhalt,  die  Wirklichkeit  der  göttlichen  Idee  erkennen 
und  die  verschmähte  Wirklichkeit  rechtfertigen.  Denn  die  Vernunft  ist 
das  Vernehmen  des  göttlichen  Werkes." 

Demnach  können  auch  die  menschlichen  Triebe  nicht,  wie  bei  Fer- 
guson und  Condorcet,  etwas  Selbstwirkendes  sein,  keine  die  Hand- 
lungen des  Menschen  selbständig  auslösenden  Faktoren,  sondern  nur 
Mittel  der  Vernunft,  um  auf  den  Menschen  zu  wirken.  Und  so  faßt 
denn  auch  Hegel  die  Wirkung  der  Triebe  auf,  die  er  keineswegs 
leugnet.  Alle  diese  Dinge,  wie  Bedürfnis,  Trieb,  Leidenschaft, 
Interesse  wirken  zwar,  wie  er  meint,  in  der  Weltgeschichte,  aber 
nicht  selbsttätig;  sie  sind  („Philosophie  der  Geschichte",  S.  61)  „n  u  r 
Werkzeuge  und  Mittel  des  Weltgeistes,  seinen  Zweck 
zu  vollbringen". 

Ist  aber  als  Grundtatsache  ein  für  allemal  gegeben,  daß  allein  der 
Geist  oder  die  Vernunft  die  Welt  regiert  und  sie  aus  sich  den  ganzen 
geschichtlichen  Entwicklungsprozeß  gebiert,  so  bleibt  nichts  anderes 
übrig,  als  das  „Umschlagen"  der  Geschichte  in  dem  Um- 
schlagen der  Vernunft,  in  den  Eigenheiten  des  Weltgeistes 
selbst  zu  suchen,  und  anzunehmen,  daß  der  antagonistische  Ge- 
schichtsverlauf eine  bloße  Folgeerscheinung  der  antagonistischen 
Denkweise  dieses  Geistes,  der  dialektische  Geschichtsprozeß  also 
eine  bloße  Folge  des  dialektischen  Gedankenprozesses  ist.  Und  dazu 
gelangt  Hegel  denn  auch.  Kurzweg  erklärt  er  („Philosophie  der  Ge- 
schichte", S.  94):  ' 
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„Denn  die  Weltgeschichte  ist  die  Darstellung  des  Köttlichen,  absoluten 
Prozesses  des  Geistes  in  seinen  höchsten  Gestalten,  dieses  StufenKanges, 

wodurch  er  seine  Wahrheit,  das  Selbstbewußtsein  über  sich  erlangt 

Die  Weltgeschichte  zeigt  nur,  wie  der  Geist  allmählich  zum  I5e\\uBtsein 
und  zum  Wollen  der  Wahrheit  kommt;  es  dänniiert  in  ihm,  er  findet 
Hauptpunkte,  am  hjide  gelangt  er  zum  vollen  Bewußtsein." 

Die  dialektische  GeschichtsentwickliiiiK  ist  also  Fiichts  anderes,  als 
die  Fol^e  der  dialektischen  Oeistesentwicklun.ü:. 

Wie  vollzieht  sich  nun  aber  dieser  Bewej^unj^sprozeß  des  Geistes 
bezw.  der  Vernunft? 

In  Anlehnung  an  die  Dialektik  I^latons,  den  He^el  als  eigentlichen 
„Erfinder  der  Dialektik"  betrachtet,  unterstellt  lie^el,  daß  sich  der 
Portschritt  des  Denkens  selbsttätig  durch  die  Auflösung  der  den  Be- 
griffen (Denkbestinimungen)  innewohnenden  Widersprüche  vollzieht. 
Jeder  Begriff  hat  in  sich  seinen  Widerspruch  ((iegensatz).  Diesen 
Widerspruch  gilt  es  aufzulösen.  Dies  geschieht  dadurch,  daß  zu- 
nächst dieser  Widerspruch  aufgezeigt  und  negiert  wird,  dann  aber 
auch  diese  Negation  wieder  durch  eine  die  (jcgensätze  vereinigende 
neue  Negation,  also  eine  neue  Denkbestinnnung,  überwunden  wird. 
Auf  diese  Weise  bewegt  sich  das  Denken  immer  durch  zwei  Ne- 
gationen und  gelangt  auf  dem  Wege  der  doppelten  Verneinung  (zu- 
erst durch  die  Verneinung  der  bisherigen  gegebenen  Denkbestim- 
mung, dann  durch  die  erneute  Verneinung  des  erlangten  (jegensätz- 
lichen,  der  sogen.  „Negation  der  Negation")  zur  Wiederbejahung  des 
früheren  Begriffs  in  höherer  Form,  zur  Affirmation.  Duplex  negatio 
affirmat.  Diese  doppelte  Negation,  durch  die  die  Widersprüche  in 
einen  die  frühere  Denkbestimmung  wieder  bestätigenden  höheren 
I5egriff  aufgelöst  werden,  nennt  Hegel  die  „absolute  Negativität". 
Und  indein  sich  dieses  Fortschreiten  von  der  Bejahung  durch  Ne- 
gation zur  Wiederbejahung  im  Denkprozeß  immer  wiederholt,  erhält 
dieser  den  Charakter  einer  sich  fortsetzenden,  in  sich  zusammen- 
hängenden (jedankenstufenreihe. 

Die  Negation  eines  Begriffs  ist  also  nach  Hegel  keine  völlige  Ver- 
neinung, kein  Aufgehen  in  ein  Nichts,  sondern  Aufhebung  eines  vor- 
handenen Begriffs  durch  Ueberführung  desselben  in  eine  höhere 
Form,  höher  insofern,  als  sie  auch  das  (jegcnsätzliche  der  Verneinung 
mitenthält.  Vergehen  ist  deshalb  auch  kein  reines  Verschwinden, 
sondern  vielmehr  ein  Neuwerden.  So  sagt  denn  auch  Hegel  (III.  Bd., 
„Wissenschaft  der  Logik",  S.  104),  indem  er  auf  den  Doppelsinn  des 
lateinischen  Wortes  „tollere"  hinweist,  das  zugleich  „erheben"  bezw. 
„aufheben"  und  „vernichten"  bedeutet:  „So  ist  das  Aufgehobene  ein 
zugleich  Aufbewahrtes,  das  nur  seine  Unmittelbarkeit  verloren  hat, 
aber  darum  nicht  vernichtet  is  t."  Das  Negative  ist  also 
zugleich  ein  Positives.  Mit  anderen  Worten:  der  Widerspruch  be- 
steht nicht  in  einer  völligen  ideellen  Gegensätzlichkeit,  einer  Gegen- 
sätzlichkeit in  allen  Teilen,  sondern  nur  in  einer  verhältnismäßigen, 
einer  relativen  Gegensätzlichkeit. 
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Weltßeist  und  Volksgeist. 

Diese  UebertraK'unj;  der  Dialektik  des  Oescliichtsverlauis  auf  den 
Deiikprozeß  und  den  soKeii.  Weit^eist  veranlaßt  He^cl  im  weiteren, 
sich  diesen  Weltgeist  gewissermafkn  als  Totalität  der  verschiedenen 
„Volksgeister",  d.  h.  der  verschiedenen  Vorstellungs-  und  Gedanken- 
welten der  einzelnen  Völker  vorzustellen.  Wie  andere  Oeschichts- 
theoretiker  jener  Zeit,  besonders  Herder,  ist  auch  Hegel  der  Ansicht, 
daß  jedes  Volk  trotz  aller  Zusammenhänge  mit  anderen  Völkern  doch 
sein  eigenes,  besonderes  geistiges  Leben  lebt  und  dieses  be- 
sondere geistige  Volksleben  zeitweilig  im  Entwicklungsgang 
dem  geistigen  Qesamtleben  der  Menschheit  seinen  Stempel 
aufdrückt,  also,  wie  man  sagen  kann,  die  Führung  der 
Menschheit  zu  neuen  geistigen  Fortschritten  übernimmt.  Bei 
Herder  erklärt  sich  diese  Besonderheit  des  Volksgeistes  daraus,  daß 
jedes  Volk  seine  besondere  natürliche  und  soziale  Umwelt  hat.  Für 
Hegel  ist  diese  Erklärung  unmöglich,  da  durch  solche  Annahme  die 
Selbständigkeit  seines  Weltgeistes  sofort  in  die  Brüche  gehen  und 
dieser  einfach  als  eine  bloße  konstruktive  Zusammenfassung  der  ein- 
zelnen durch  den  Einfluß  der  Umwelt  in  ihrer  Wesenheit  bestimmten 
„Volksgeister"  erkannt  werden  würde.  Soll  die  These,  daß  der  ge- 
schichtliche Entwicklungsverlauf  durch  den  Weltgeist  vermittelst  des 
dialektischen  Bewegungsprozesses  ausgewirkt  wird,  bestehen  bleiben, 
so  kann  der  Volksgeist  nur  eine  besondere  Manifestation  des  Welt- 
geistes, eine  der  besonderen  geistigen  Sphären  sein,  in  der  er  sich 
im  Laufe  der  Gesamtentwicklung  offenbart.  Und  so  faßt  denn  auch 
Hegel  das  Verhältnis  des  Volksgeistes  zum  allgemeinen  Geist  oder 
Weltgeist  auf.  Der  Volksgeist  ist  gewissermaßen  nur  eine  der  be- 
sonderen geschichtlichen  Stufenformen,  in  der  zu  bestimmter  Zeit 
der  Weltgeist  hervortritt  oder,  um  mit  Hegel  zu  reden,  in  der  der 
Geist  sich  selbst  in  seinem  Bewußtsein  vergegenständlicht.  So  er- 
klärt denn  auch  Hegel  den  Volksgeist  in  seiner  „Philosophie  der  Ge- 
schichte" (Reclam-Ausgabe  S.  93  ff.)  selbst  in  folgender  Weise: 

„Dieser  Geist  eines  Volkes  ist  ein  bestimmter  Geist  und,  wie  soeben 
gesagt,  auch  nach  der  geschichtlichen  Stufe  seiner  Entwicklung  bestimmt. 
Dieser  Geist  macht  dann  die  Grundlage  und  den  Inhalt  in  den  anderen 
Formen  des  Bewußtseins  seiner  aus,  die  angeführt  worden  sind.  Denn 
der  Geist  in  seinem  Bewußtsein  von  sich  muß  sich  gegenständlich  sein, 
und  die  Objektivität  enthält  unmittelbar  das  Hervortreten  von  Unter- 
schieden, die  als  Totalität  der  unterschiedenen  Sphären  des  objektiven 
Geistes  überhaupt  sind,  so  wie  die  Seele  nur  ist,  insofern  sie  als  System 
ihrer  Glieder  ist,  welche  in  ihre  einfache  Einheit  sich  zusammennehmend 
die  Seele  produzieren.  .  .  . 

Das  andere  und  weitere  ist,  daß  der  bestimmte  Volksgeist  selbst  nur 
ein  Individuum  ist  im  Gange  der  Weltgeschichte.  Denn  die  Weltgeschichte 
ist  die  Darstellung  des  göttlichen  absoluten  Prozesses  des  Geistes  in  seinen 
höchsten  Gestalten,  dieses  Stufenganges,  wodurch  es  seine  Wahrheit,  das 
Selbstbewußtsein  über  sich  erlangt.  Die  Gestaltungen  dieser  Stufen  sind 
die  welthistorischen  Volksgeister,  die  Bestimmtheit  ihres  sittlichen  Lebens 
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ihrer  Verfassung,  ihrer  Kunst,  RehKion  und  Wissenschaft.  Diese  Stufen 
zu  reahsieren,  ist  der  unendliche  Trieb  des  Weltgeistes,  sein  unwider- 
stehlicher Drang,  denn  diese  Gliederung  sowie  ihre  Verwirklichung  ist 
sein  Begriff." 


Der  Weltgeist  in  der  Religionsentwicklung. 

Wie  sich  Hcj^ei,  rein  abstrakt,  diese  Ver^^esenständlichun.c:  des 
Weltj^eistes  in  den  so^en.  Volksj^eistern  vorstellt,  veranschaulicht 
am  besten  seine  Konstruktion  des  Entwicklungslandes  der  Religion 
in  seiner  „Philosophie  der  Religion".  Die  Grundlage  aller  Religion 
ist  nach  seiner  Behauptung  das  Bewußtsein  des  Menschen 
von  (j  o  1 1  und  die  sich  daraus  für  den  Menschen  ergebende  Not- 
wendigkeit, sich  in  ein  Verhältnis  zu  diesem  (jott  zu  setzen.  Und  je 
nachdem  dieses  Bewußtsein  sich  selbsttätig  entwickelt,  entwickelt 
sich  auch  das  Wissen  von  Gott:  die  Religion.  Alle  Religionsentwick- 
lung  ist  also,  wie  Hegel  immer  wieder  hervorhebt,  „B  e  w  e  g  u  n  g 
i  n  s  i  c  h",  ein  „Uebergehen  von  einem  Inhalt  zum  anderen,  vom  end- 
lichen Inhalt  zum  absoluten". 

An  den  Anfang  aller  Entwicklung  stellt  Hegel  die  N  a  t  u  r  r  e  li  - 
gion,  unter  der  er  jedoch  nicht  die  Religion  der  Naturvölker  ver- 
steht, sondern  die  Naturgötterverehrung.  Von  dem 
wirklichen  Inhalt  der  Religionen  der  niedrigstehenden  Naturvölker  hat 
er  kaum  eine  Ahnimg.  Als  erste  Stufe  dieser  Naturreligion  gilt  ihm  die 
„unmittelbare  Religion",  jene  F^eligionsstufe,  auf  der,  wie 
Hegel  erklärt,  zwar  schon  die  notwendige  Idee  von  der  Existenz 
eines  absoluten  göttlichen  Wesens  vorhanden  ist,  der  Mensch  aber 
die  Natur  noch  unmittelbar  (ohne  geistige  Kräfte  hinter  ihr  zu  suchen) 
anschaut  und  sich  mit  ihr  eins  fühlt;  weshalb  Hegel  auch  als  das 
charakteristische  Merkmal  dieser  Entwicklungsstufe  die  „Einheit 
desNatürlichen  und  Geistige  n"  bezeichnet.  Gott  wird  noch 
„als  Natürliches  gesetzt  und  das  Bewußtsein  ist  befangen  in  natür- 
licher Bestimmtheit".  Deshalb  ist  auch  die  Furcht  vor  der  Natur- 
gewalt noch  nicht  die  Furcht  vor  Gott.  Der  Mensch  sieht  hinter  der 
Naturmacht  noch  nicht  das  göttliche  Wirken,  und  deshalb  führt,  wie 
Hegel  versichert,  diese  Furcht  zunächst  zur  Zauberei. 

Auf  dieser  primitivsten  Stufe  sollen  stehen  die  Eskimos,  die  Neger- 
völker sowie  ein  Teil  der  mongolischen  Völkerschaften,  z.  B.  die 
alten  Chinesen,  wenn  auch  bei  diesen  die  rohe  Form  der  Zauberei 
nicht  mehr  vorhanden  sei. 

Aus  dieser  unmittelbaren  Religion  entwickelt  sich  durch  die  Ent- 
zweiung des  Bewußtseins,  d.  h.  dadurch,  daß  der  Geist  (Gott)  von 
der  Natur  (Substanz)  unterschieden  wird,  die  „Religion  des 
Maße  s"  (chinesische  Lehre  des  Konfutsc)  luid  weiter  durch  die 
Verselbständigung  des  Denkens  die  „Religion  der  Phanta- 
s  i  e"  (indischer  Brahmaismus),  aus  der  wieder  durch  „die  Sammlung 
und  Beschwichtigung  des  Geistes,  der  aus  der  wüsten  Unordnimg 
der  indischen  Religion  in  sich  und  in  die  wesentliche  Einheit  zurück- 
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kelirt",  die  „R  e  1  i  k  i  o  n  des  I  n  s  i  c  h  s  c  i  n  s",  des  Huddhaismus, 
liervorKclit. 

Allen  diesen  EntwicklunKsstufen  haftet  indes  noch  immer  die  Auf- 
fassunj^  Oottes  als  eines  Natiirwesens  an;  sobald  aber  das  mensch- 
liche [Bewußtsein  dazu  Kclan^t,  Cjott  als  reinen  (ieist  zu  bej^reiien 
oder,  wie  es  in  Hebels  philosophischer  Ausdrucksweise  heißt,  das 
empirische  Selbstbewußtsein  so  vom  Absoluten  zu  trennen,  daß  Gott 
eigentliche  Objektivität  gewinnt,  tritt  ein  neuer  großer  Umschlag  in 
der  Religionsentwicklung  ein:  es  entsteht  die  „Religion  der 
F  r  e  i  h  e  i  t",  die  ihrerseits  wieder  in  die  „Religion  des  L  i  c  h  - 
t  e  s"  (altpersische  Religion),  die  „Religion  des  Schmerzes" 
(Baaldienst)  und  die  „Religion  des  Rätsels"  (altägyptischer 
Kultus)  übergeht. 

Als  Religionen  der  geistigen  Individualität  folgen  weiter:  die  „R  e  - 
ligion  der  Erhabenheit"  (jüdischer  Kult),  die  „Religion 
derSchönheit"  (griechische  Religion)  und  die  „R  e  li  g  i  o  n  d  e  i; 
Zweckmäßigkeit"  (römische  Staatsreügion),  bis  schließlich 
alle  diese  „endlichen"  Religionen  abgelöst  werden  durch  die  vollen- 
dete, absolute  Religion,  der  Gott  nicht  mehr  ein  Unbekannter  ist, 
sondern  in  der  er  selbst  kundgibt  (offenbart),  was  er  ist:  das 
Christentum. 

Wie  diese  Darstellung  zeigt,  faßt  Hegel  auf  Grund  seines  Studiums 
der  damals  näher  bekannten  Religionen  den  Charakter  jeder  dieser 
Religionen  einfach  in  einen  bestimmten  Begriff  zusammen  und  läßt 
diese  Begriffe  dann  als  eine  Reihe  aufeinander  folgender  Bewußt- 
seinsformen seines  Weltgeistes  aufmarschieren,  und  zwar  begreift 
und  klassifiziert  er  diese  Religionen  nicht  nach  ihrem  ganzen  ethi- 
schen Gedankenaufbau  und  verschiedenen  Kultgebräuchen,  sondern 
rein  abstrakt  nach  gewissen  äußerlichen  Merkmalen  ihrer  Gottes- 
auffassung —  wie  man  sagen  kann,  nach  der  bloßen  Außenfassade. 

Indes  verfährt  Hegel  in  der  Anwendung  seiner  Dialektik  auf  die 
Schilderung  geschichtlicher  Entwicklungsvorgänge  keineswegs  im- 
mer in  dieser  abstrakt-schematischen  Weise.  Der  Geschichts- 
schreiber hat  nach  seiner  Ansicht  die  Geschichte  zu  nehmen,  wie  sie 
ist,  also  bei  seinen  Untersuchungen  empirisch  zu  verfahren,  nicht  von 
vorneherein  bestimmte  Annahmen  (Hegel  nennt  sie  apriorische  Er- 
dichtungen) in  die  Geschichte  hineinzulegen.  Und  tatsächlich  ver- 
fährt Hegel  selbst  oft  in  empirischer  Weise.  Indem  er  aber  die  ein- 
zelnen Erkenntnisse  immer  wieder  in  bestimmte  Begriffe  zusammen- 
faßt und  in  ein  bestimmtes,  ausgeklügeltes,  begriffliches  Entwick- 
lungsschema einzwängt,  gelangt  er  auch  immer  wieder  zu  ideolo- 
gischen, wenn  auch  auf  einer  gewissen  empirischen  Basis  ruhenden 
Konstruktionen,  wobei  meist  einfach  die  geschichtlichen  Erschei- 
nungen, die  in  das  Schema  durchaus  nicht  passen  wollen,  unberück- 
sichtigt bleiben.  Man  kann  seine  Methode  der  Geschichtsbetrachtung 
kaum  besser  charakterisieren,  als  durch  seine  eigene  Vorschrift: 
„Daß  eine  bestimmte  Besonderheit  in  der  Tat  das  eigentümliche 
Prinzip  eines  Volkes  ausmacht,  dies  ist  die  Seite,  welche  empirisch 
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aufgenommen  und  auf  Reschichtliche  Weise  erwiesen  werden  muß. 
Dies  zu  leisten,  setzt  nicht  nur  eine  Reübte  Abstraktion,  sondern  auch 
schon  eine  vertraute  Bekanntschaft  mit  der  Idee  voraus;  man  muß 
mit  dem  Kreise  dessen,  worin  die  Prinzipien  fallen,  weim  man  es  so 
nennen  will,  a  priori  vertraut  sein." 

Es  ist  klar,  daß  in  der  Praxis  diese  Methode  dazu  führt,  den  Ent- 
wicklungsKang  der  Völker  von  vorneherein  unter  einem  bestimmten 
Gesichtswinkel  zu  erfassen  und  nur  jene  geschichtlichen  Erschei- 
nungen zu  sehen,  die  in  das  von  den  sogen.  Prinzipien  begrenzte  Oe- 
sichtsfeld  fallen. 

Es  ist  daher  auch  ganz  selbstverständlich,  daß  Hegel  nicht  nur  den 
Einfluß  der  sozialen  Umwelt,  sondern  auch  der  natürlichen  Umwelt 
(der  Naturumgebung)  auf  den  sogen.  Volksgeist  nicht  begreift.  Zwar 
vermag  er  diesen  zu  seiner  Zeit  fast  allgemein  anerkannten  Einfluß 
nicht  ganz  zu  leugnen,  er  spricht  selbst  von  einem  „N  a  t  u  r  t  y  p  u  s 
der  Lokalität",  der  mit  dem  Charakter  des  Volkes  zusammen- 
hängt. Aber  dieser  Einfluß  der  Naturumgebung  bleibt  ihm  doch 
etwas  rein  Aeußerliches,  „ein  Quantitatives",  im  gewissen  Sinne 
kann  man  sagen,  ein  bloßes  Lokalkolorit,  das  wohl  die  Oemüts- 
stimmung  zu  beeinflussen  vermag,  nicht  aber  die  Denkweise  und 
Denkrichtung.  Die  Erkenntnis,  die  wir  schon,  wenn  auch  nicht  völlig 
ausgereift,  bei  Herder  finden,  daß  die  Natur  ein  konstituives  Element 
des  Wirtschaftslebens  und  damit  der  Lebensweise  des  Volkes  ist, 
fehlt  Hegel. 

Gesellschaft  und  Staat  nach  Hegelscher  Auffassung. 

Während  die  Geschichtsphilosophie  Hegels  umwälzend  auf  die 
ganze  moderne  Geschichtsbetrachtung  eingewirkt  hat,  hat  die  in 
seiner  Rechtsphilosophie  niedergelegte  (jcsellschafts-  und  Staatsauf- 
fassung verhältnismäßig  wenig  Beachtung  gefunden,  selbst  nicht  in 
der  marxistischen  Literatur,  obgleich  die  Marxsche  Staatsauffassung 
von  Hegel  ausgeht,  dessen  Unterscheidungen  und  Begriffe  größten- 
teils übernimmt  und  in  bestimmter  Richtung  weiter  verfolgt.  Es  kann 
denn  auch,  da  die  engeren  Zusammenhänge  der  Marxschen  Gcscll- 
schaftstheorie  mit  der  Hegeischen  nicht  klar  erkannt  wurden,  kaum 
wundernehmen,  daß  in  der  vulgärmarxistischen  Literatur  der  letzten 
Jahrzehnte,  soweit  sie  sich  überhaupt  mit  Problemen  der  Gcscll- 
schafts-  und  Staatstheoretik  befaßt,  die  Marxsche  Staatsauffassung 
gewöhnlich  in  ihrem  Werdegang  gar  nicht  verstanden  und  inmier 
wieder  auf  Kantsche,  wenn  nicht  gar  direkt  auf  Rousseausche  Vor- 
stellungen zurückgegriffen  wird. 

In  der  vorhegelschen  Gesellschaftslehre  werden  Staat  und  Gesell- 
schaft noch  nicht  genau  unterschieden.  Der  Staat  wird  nur  als  eine  be- 
sondere, höhere  Gesellschaftsform,  als  eine,  wie  Stammler  in  seinem 
Werk  „Wirtschaft  und  Recht"  sich  ausdrückt,  bloße  „Unterabteilung 
von  möglichem  sozialem  Leben"  angesehen,  und  zwar  als  eine  Unter- 
art, die  sich  von  den  früheren  primitiven  Formen  dadurch  unterschei- 
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•det,  daß  sie  eine  Gesellschaft  mit  einer  bürj^erlichen  Regierung  mit 
irgendwelchen  Verfassungsinstitutionen  darstellt.  Dagegen  unterschei- 
det Hegel  zwischen  Gesellschaft  und  Staat.  Der  Staat  ist  nach  seiner 
Auffassung  gar  keine  Gesellschaft  (das  Wort  Ciesellschaft 
natürlich  nicht  im  gewöhnlichen  juristischen  Sinne  genommen,  wie 
z.  B.  in  der  Bezeichnung  Aktiengesellschaft,  sondern  im  sozio- 
logischen Sinne  als  Bezeichnung  für  einen  bestimmten  Komplex  all- 
gemein menschlichen  Zusammenlebens  und  menschlicher  Zusammen- 
ordnung): er  ist  ein  Gemeinwesen.  Der  Staat  kann  daher  auch  keine 
bloße  spezielle  Gesellschaftsform  sein.  Gesellschaft  (zum  Unterschied 
von  den  früheren  primitiven  Gesellschaften  bezeichnet  Hegel  die 
gegenwärtige  kapitalistische  Gesellschaft  nach  dem  Brauch  seiner 
Zeit  gewöhnlich  als  „bürgerliche"  Gesellschaft)  und  Staat  sind 
vielmehr  etwas  ganz  Verschiedenes.  Die  primitive  Gesellschaft  geht 
nicht  auf  bestim.mter  Entwicklungsstufe  in  den  Staat  über  oder  auf, 
sondern  Staat  und  Gesellschaft  bestehen  nebeneinander  als 
verschiedenartige,  sich  gegenseitig  beeinflußende  Gebilde. 

Die  Lehre  vom  isolierten  Menschen,  der  durch  Zusammenschluß 
mit  anderen  zur  Gesellschaft  kommt,  wird  von  Hegel  verworfen.  Er 
gebraucht  auch  nicht  die  Fiktion  vom  ursprünglichen  isolierten  Da- 
sein der  Menschen  und  ihrem  späteren  Zusammenschluß  als  sogen. 
Vernunftsgrund  für  die  Begründung  des  Gesellschaftsbegriffes  und 
gesellschaftlicher  Lebensverhältnisse.  Er  setzt  bei  der  Familie  ein, 
die  er  sich  entsprechend  der  Auffassung  seiner  Zeit  natürlich  als 
monogamische  Einzelfamilie  denkt.  Sobald  von  solcher  Familie  sich 
andere  Familien  abzweigen,  und  eine  „Vielheit  von  Familien"  ent- 
steht, die  sich  „als  selbständige  konkrete  Personen  und  daher  äußer- 
lich zueinander  verhalten",  d.  h.  in  äußerlichen  Beziehungen  zuein- 
ander bleiben,  ist  die  Gesellschaft  da.  Indem  nämlich  jeder,  bewogen 
durch  seine  Bedürfnisse,  seine  besonderen  Zwecke  verfolgt,  entsteht 
ein  System  allseitiger  Abhängigkeit,  das  den  Lebenskreis  und  das 
Wohl  des  einzelnen  mit  dem  Wohl  der  anderen  verflicht.  Selbst  wo 
der  eine  dem  anderen  entgegengesetzt  handelt  oder  sich  den  anderen 
vom  Leibe  zu  halten  sucht,  hat  doch  solches  Tun  das  andere  zu  seiner 
Bedingung.  So  wird  der  einzelne,  obgleich  er  als  Privatperson  seine 
besonderen  Interessen  und  Zwecke  verfolgt,  da  sein  Wollen  und 
Tun  durch  das  allgemeine  Wollen  und  Tun  vermittelt  ist,  zu  einem 
Gliede  in  der  Kette  des  allgemeinen  Zusammenhanges  und  aus  dem 
„Wimmeln  von  Willkür"  ergeben  sich  allgemeine  Bestimmungen 
(Normen),  denn  auch  das  „anscheinend  Zerstreute  und  Gedankenlose 
wird  von  einer  Notwendigkeit  gehalten,  die  von  selbst  eintritt".  Und 
diese  Abhängigkeit  des  Gescllschaftsmitgliedes  von  der  Gesellschaft 
wird  um  so  größer,  je  mehr  die  Bedürfnisse  und  die  Arten  ihrer  Be- 
friedigung sich  vervielfältigen.  Die  zunehmende  Quantität  der 
Wechselbeziehungen  der  Individuen  aufeinander  hat  aber  zugleich 
ihre  Qualitätsänderung  zur  Folge:  sie  werden  immermehr  von  der 
Allgemeinheit  als  gegebene  Notwendigkeiten  des  Zusammenlebens, 
als  gesellschaftliche  Verhältnisse  anerkannt. 
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Das  Mittel  der  gesellschaftlichen  BedürfnisbefriediKiiiij!:  aber  ist  die 
Arbeit,  die  das  von  der  Natur  unmittelbar  gelieferte  Material  ver- 
mittelst des  Arbeitsprozesses  den  Bediirfniszwecken  entsprechend 
zubereitet.  Zunächst  ist  dieser  gesellschaftliche  Prozeß  sehr  ein- 
facher Art,  doch  mit  der  zunehmenden  Spezifizierung  der  Bedürfnisse 
und  der  Befriedigungsmittel  tritt  auch  eine  immer  weiter  greifende 
Arbeitsteilung  ein.  Damit  aber  ergeben  sich  zugleich  Ungleichheiten 
des  Vermögens  und  der  üeschicklichkeiten  und  aus  diesen  heraus 
wieder  Unterschiede  der  Stände  (zwischen  Stand  und  Klasse  unter- 
scheidet auch  Hegel  nicht). 

Ferner  werden  die  sich  aus  dem  gesellschaftlichen  Arbeitsprozeß 
ergebenden  Wechselbeziehungen,  wie  Hegel  ausführt,  zu  einem  „all- 
gemein Anerkannten,  Gewußten  und  Gewollten",  dessen  Respek- 
tierung als  für  alle  verbindlich  gilt;  mit  anderen  Worten,  sie  erlangen 
den  Charakter  von  Normen,  die  als  allgemein  „gesetzt"  betrachtet, 
also  Satzungen  und  Gesetze  werden.  Indem  nun  aber  Eigentum  und 
Persönlichkeit  in  der  Gesellschaft  Anerkennung  und  Gültigkeit  finden, 
ist  nun  der  Verstoß  gegen  sie  nicht  mehr  eine  Verletzung  einer  sub- 
jektiven, sondern  der  allgemeinen  Sache  —  in  einem  Gesellschafts- 
mitgliede  werden  auch  die  übrigen  verletzt.  Die  Gesellschaft  über- 
nimmt daher  die  Sicherung  aller  durch  die  Rechtspflege.  Doch  wird 
durch  diese  nur  die  Verletzung,  wie  Hegel  sich  ausdrückt,  „getilgt", 
nicht  die  äußere  Ordnung  der  Gesellschaft  geschützt.  Damit  das 
geschieht,  ist  deshalb  die  Ergänzung  der  Rechtspflege  durch  die 
Polizei  nötig.  — 

Die  Gesellschaft  stellt  sich  demnach  als  ein  System  von  Be  - 
dürfnissen  und  der  zu  ihrer  Befriedigung  ange- 
wandten Arbeitstätigkeit  dar,  wie  denn  auch  Hegel 
(„Philosophie  des  Geistes",  §  524)  sagt: 

„Die  Besonderheit  der  Personen  begreift  zunächst  ihre  Bedürfnisse  in 
sich.  Die  Möglichkeit  der  Befriedigung  derselben  ist  hier  in  den  gesell- 
schaftlichen Zusammenhang  gelegt,  weicher  das  allgemeine  Vermögen  ist, 
aus  dem  alle  ihre  BefriediKung  erlangen." 

Die  Besonderheit  der  Bedürfnisse  leitet  nämlich  zur  Arbeitsteilung 
imd  damit  zu  „abstrakterer  Arbeit",  die  dann  wieder  einerseits  zur 
Vermehrung  der  Produktion,  andererseits  „zur  Beschränkung  auf 
eine  Geschicklichkeit  und  damit  zur  unbedingten  Abhängigkeit  von 
dem  gesellschaftlichen  Zusammenhange"  führt  („Philosophie  des 
Geistes",  §  526).  Indem  Hegel  die  Bedürfnisbefriedigung,  den  jewei- 
ligen Prozeß  der  allgemeinen  Unterhaltserzeugung,  als  Tätigkeits- 
iiphäre  der  Gesellschaft  auffaßt,  bezeichnet  er  denn  auch  („Rechts- 
philosophie", §  289)  die  bürgerliche  Gesellschaft  als  „Kampfplatz 
des  individuellen  Privatinteresses  aller  gegen 
alle". 

Der  Staat  ist  dagegen  nach  Hegels  Auffassung  etwas  ganz  anderes. 
Er  ist  eine  auf  dem  vernünftigen   Willen   einer   Allgemeinheit   be- 
ruhende Verfassungsorganisation,    eine  Vereinigung,    die  („Rechts- 
philosophie", §  258)  somit  die  „Willkür,  Meinung  und  beliebige,  aus- 
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drückliclic  EinwilliKunjj"  der  einzelnen  zur  Grundlage  hat.  Aber  der 
alljicnicinc  Wille  zur  Staatsgründung  genügt  nicht,  dieser  Wille  muß 
auch  noch  etwas  an  und  für  sich  Vernünftiges  sein.  Demnach  defi- 
niert Hegel  den  Staat  als  das  „sittliche  Ganze,  die  Verwirklichung 
der  Freiheit",  und  als  Zweck  des  Staates  erkennt  er  „das  allgemeine 
Interesse  als  solches  und  darin  als  ihre  Substanz  die  Erhaltung  der 
besonderen  Interessen",  d.  h.  die  Zusammenfassung  der  Einzelinter- 
interessen unter  Wahrung  ihrer  Besonderheit  zum  sogen.  Allgemein- 
interesse —  zum  Staatsinteresse.  Und  dieser  Zweck  wird  erreicht 
mit  der  Durchführung  von  Rechlsinstitutionen,  die  die  Freiheit  und 
Notwendigkeit  in  sich  vereinen.  In  ihrer  Gesamtheit  machen  sie  die 
Verfassung  aus,  „die  entwickelte  und  verwirklichte  Vernünftigkeit". 
Demnach  ist  die  Verfassung  (die  natürlich  keine  geschriebene  zu  sein 
braucht)  die  Grundlage  des  Staates  und  seiner  Ordnung,  die  „Qe- 
giiederung",  wie  Hegel  sich  ausdrückt,  der  Staatsmacht,  und  zwar 
bestimmt  das  „innere  Staatsrecht"  oder  die  eigentliche  Verfassung 
die  innere  Gestaltung,  das  „äußere  Staatsrecht"  hingegen  die  Stellung 
des  Staates  als  Individuum  (Staatspersönlichkeit)  in  seinem  Verhält- 
nis zu  anderen  Staaten  und  ihren  Bürgern.  Die  Verfassung  aber 
definiert  Hegel  als  den  allgemeinen  vernünftigen  Willen,  der  durch 
die  Regierung  verwirklicht  und  gegen  die  Subjektivität  der  Regie- 
rungsorgane wie  der  einzelnen  Individuen  geschützt  wird.  Daher  ist 
denn  auch  die  Regierung  „der  allgemeine  Teil  der  Verfassung,  d.  h. 
derjenige,  welcher  die  Erhaltung  jener  Teile  (nämlich  der  Familien- 
und  Ständeordnung.  H.  C.)  zum  absichtlichen  Zweck  hat,  aber  zu- 
gleich die  allgemeinen  Zwecke  des  Ganzen  faßt  und  betätigt,  die  über 
der  Bestimmung  der  Familie  und  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
stehen".    („Philosophie  des  Geistes",  §  541.) 

Der  vollendete  Staat. 

Was  Hegel  erklärt,  ist,  wie  man  sieht,  nicht  der  wirkliche  Staat,, 
wie  er  existiert  und  sich  historisch  entwickelt  hat,  es  ist  ein  kon- 
struiertes, philosophisches  Staatsideal,  das  auf  Geschichtlichkeit 
wenig  Anspruch  hat.  Das  gibt  indirekt  Hegel  selbst  zu,  indem  er  im 
§  258  seiner  „Rechtsphilosophie"  erklärt:  „Es  ist  der  Gang  Gottes  in 
der  Welt,  daß  der  Staat  ist,  sein  Grund  ist  die  Gewalt  der  sich  als 
Wille  verwirklichenden  Vernunft.  Bei  der  Idee  des  Staates 
muß  man  nicht  besondere  Staaten  vor  Augen 
haben,  nicht  besondere  Institutionen,  man  muß  viel- 
mehr die  Idee,  diesen  wirklichen  Gott,  für  sich  betrachten." 

Nicht  danach  darf  also  der  Staat  beurteilt  werden,  als  was  er  sich 
uns  bei  Betrachtung  früherer  oder  heutiger  Staatengebilde  darstellt, 
sondern  das  Wesen  des  Staates  ist  aus  der  Staatsidee  abzuleiten. 
Nach  Hegel  ist  es  denn  auch  ganz  gleich,  wie  der  historische  Ur- 
sprung des  einzelnen  Staates  beschaffen  gewesen  ist,  ob  er  „aus 
patriarchalischen  Verhältnissen,  aus  Furcht  oder  Zutrauen,  aus  der 
Korporation  usf."  hervorgegangen  ist,  und  ebensowenig  Bedeutung^ 
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mißt  er  der  Frage  bei,  wie  sich  die  Verfassungsinstitutionen  des 
Staates  im  späteren  Entwicklungsvcrlauf  gestaltet  haben.  Das  alles 
geht,  meint  er,  „die  Idee  des  Staates  selbst  nichts  an".  Die  philo- 
sophische Staatsbetrachtung  hätte  es  nur  mit  dem  „gedachten  Be- 
griff" zu  tun.  Wie  denn  auch  Hegel  („Rechtsphilosophie",  §  258) 
offen  erklärt: 

„Welches  nun  aber  der  historische  Ursprung:  des  Staates  überhaupt, 
oder  vielmehr  jedes  besonderen  Staates,  seiner  Rechte  und  Bestinnnungen 
sei  oder  gewesen  sei,  ob  er  zuerst  aus  "patriarchalischen  Verhältnissen, 
aus  Furcht  oder  Zutrauen,  aus  der  Korporation  usf.  hervorgcv^angtn  und 
wie  sich  das,  worauf  sich  solche  Rechte  gründen,  im  Bewußtsein  als  gött- 
liches, positives  Recht  oder  Vertrag,  Gewohnheit  und  so  fort  gefaßt  und 
befestigt  habe,  geht  die  Idee  des  Staates  selbst  nichts  an.  .  .  ." 

Der  Hegeische  Staat  ist  eben  nur  etwas  „(ledachtes".  Der  ge- 
schichtliche Staat  ist  ein  anderes.  Aber  woran  liegt  das?  Nach 
Hegel  nur  daran,  weil  die  bisherigen  Staaten  sich  noch  nicht  „voll- 
endet" haben,  noch  sogen,  „unausgebildete"  oder  „unvoll- 
kommen e"  Staaten  sind,  die  noch  nicht  „ihr  Wesen"  realisierten 
und  deshalb  auch  noch  nicht  ihren  eigentlichen  Zweck  zu  erfüllen 
vermögen.  r3ei  ihnen  ist,  wie  Hegel  sich  („Rechtsphilosophie", 
S.  260)  ausdrückt,  „die  Idee  des  Staates  noch  eingehüllt". 

Diese  Tatsache,  daß  Hegel  nicht  vom  wirklichen  Staat  in  seiner 
Entstehung  inid  Entwicklung,  sondern  von  einer  Idee  des  „voll- 
endete n"  Staates  ausgeht,  die,  wenn  sie  auch  auf  einer  gewissen 
praktischen  Erkenntnis  des  Gegensätzlichen  zwischen  üesellschait 
und  Staat  beruht,  doch  auf  dem  Wege  der  logisch-dialektischen  Ab- 
straktion als  dialektischer  Gegensatzbegriff  zustandekommt,  hat  denn 
auch  zur  Folge  gehabt,  daß  Hegel  sich  über  die  Unterschiede  zwi- 
schen Gesellschaft  und  Staat  nie  völlig  klar  geworden  ist  und  daher 
auch  zwischen  beiden  keine  scharfen,  festen  Grenzlinien  zu  ziehen 
vermochte.  Deutlich  zeigt  sich  das  darin,  daß  Hegel  innner  wieder 
soziale  Funktionen  mit  staatlichen  vermengt  und  z.  B.  die  heutige 
Rechtspflege  und  die  Polizei  als  soziale  Institutionen,  nicht  als  staat- 
liche Einrichtungen  behandelt.  Mögen  auch  die  Rechtsverhältnisse 
und  demnach  der  größte  Teil  des  staatlichen  Rechts  (keineswegs  des 
ganzen)  letzten  Endes  in  der  Gesellschaftlichkeit,  d.  h.  in  der  Art  des 
sozialen  Lebens  wurzeln,  so  ist  doch  die  Rechtspflege  zweifellos  eine 
staatliche  Institution,  ebenso  die  Polizei.  Der  Grund,  weshalb  Hegel 
hier  wie  in  anderen  Fällen  nicht  zur  völlig  klaren  Unterscheidung 
kommt,  liegt  darin,  daß  er  tiefere  ethnologische  Kenntnisse  nicht  be- 
sitzt inid  ihm  deshalb  auch  die  primitiven  Entwicklungsformen  der 
Gesellschaft  nicht  verständlich  sind.  Aeußerlich  zeigt  sich  das  schon 
darin,  daß  er  mit  jenen  Gebilden,  wie  Horde,  Geschlechtsgenossen- 
schaft, Stamm,  Volk  inid  ihrem  Verhältnis  zur  Gesellschaft  wenig 
anzufangen  weiß. 

Seine  begriffliche  Unterscheidung  zwischen  Gesellschaft  und  Staat 

veranlaßt  ihn  nirgends  zu  der  Frage,  welche  Stellung  nehmen  denn 

diese  Gebilde  zur  Gesellschaft  und  zum  Staat  ein?     Was  sind  sie? 
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In  welchem  Verhältnis  stehen  sie  zu  diesem?  Der  Begriff  der  Ge- 
meinschaft in  seinem  GeRensatz  zum  Begriff  der  Gesellschaft  ist  noch 
nirgends  scharf  herausgearbeitet. 

Und  ebenso  fehlt  Hegel  noch  der  Klassenbegriff;  er  kommt  über 
den  alten  Ständebegriff  nicht  hinaus,  und  zwar  faßt  er  den  Unter- 
schied der  Stände  als  einen  rein  gesellschaftlichen  auf.  Sicherlich 
entspringt  auch  der  Ständeunterschied  aus  dem  sozialen  Lebens- 
prozeß, dem  gesamten  Wirtschaftsgetriebe  mit  seiner  Differenzierung, 
indem  aber  der  Staat  eine  sogen.  „Ständeordnung''  einführt,  den 
Ständen  eine  besondere  Stellung  im  Staate  gibt  und  sie  mit  beson- 
deren staatlichen  Rechten  und  Vorrechten  ausstattet,  wird  auch  der 
Stand  zu  einer  staatlichen  Einrichtung.  Zu  der  Marxschen  Unter- 
scheidung zwischen  Klasse  und  Stand  findet  man  bei  Hegel  kaum  die 
ersten  Ansätze.  — 

Dennoch  bedeutet,  wie  sich  weiter  zeigen  wird,  die  Hegeische 
Trennung  des  Staates  von  der  Gesellschaft  einen  gewaltigen  Fort- 
schritt über  Kant  hinaus.  Sie  eröffnet  der  Gesellschaftslehre  ganz 
neue  Bahnen. 
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Zehntes  Kapitel. 

Gesellschaft  und  Staat  nach  Marxscher 

Auffassung. 

Marx  und  Hegel.  —  Marxens  begriffliche  Unterscheidung  zwischen  Gesell- 
schaft und  Staat.  —  Gesellschaft  und  Staat  in  ihrem  gegenseitigen  Ver- 
hältnis. —  Stein,  Mohl,  Tünnies.  —  Der  Marxsche  Gesellschaftsbegriff  und 
der  Vulgärniarxismus.  —  Gesellschaftsordnung  und  Staatsordnung.  —  Der 
Staat  als  „Einrichtung  der  Gesellschaft".  —  Soziale  und  staatliche  Regelung. 

—  Wirtschaft   und  Recht. 

Karl  Marx  folj^t  in  seiner  Qeseliscliaftsauffassung  Hegels  Spuren. 
Er  übernimmt  nicht  nur  vielfach  Hegels  begriffliche  Unterschei- 
dungen, sondern  auch  oft  dessen  Argumentationen  und  Vergleiche. 
Seine  Unterscheidungen  zwischen  unvollendetem  und  vollendetem 
Staat,  zwischen  dem  Bourgeois  als  einem  aus  dem  gesellschaftlichen 
Wirtschaftsprozeß  hervorgegangenen  Sozialtypus  und  dem  Citoyen 
als  Staatsbürger,  zwischen  dem  nur  durch  die  Wechselbeziehungen 
des  gesellschaftlichen  Zusammenwirkens  mit  anderen  verbundenen 
egoistischen  Individuum  und  dem  Menschen  als  öffentliches  Glied 
eines  staatlichen  Gemeinwesens,  sind  in  allen  Teilen  Hegel  entlehnt. 
Selbst  Hegels  Anschauungen  über  das  Zweckziel  des  Staates  findet 
man  in  den  ersten  Schriften  von  Marx  wieder,  wenn  auch  weniger 
idealistisch  gefaßt.  Später  freilich,  nachdem  Marx  sich  eingehender 
mit  der  französischen  und  englischen  Gesellschafts-  und  Staatslehre 
beschäftigt  hatte,  machen  sich  mannigfache  französische  und  vor 
allem  englische  Einschläge  geltend.  Die  Entstehung  des  Staates  wird 
nun,  wie  bei  Hume  und  Ferguson,  aus  der  Aufpfropfung  einer  poli- 
tischen Regierungsgewalt  auf  wirtschaftlich  noch  wenig  entwickelte 
Gesellschaftsverhältnisse  abgeleitet  und  der  Staat  selbst  als  eine  die 
Freiheit  des  Individuums  einschränkende,  auf  sozialer  Klassen-  ^^ 
Schichtung  beruhende  und  diese  durch  seine  Rcchtsregelung  aufrecht- 
erhaltende Zwangsinstitution  aufgefaßt.  Zugleich  werden  die  Grenzen 
zwischen  Staat  und  Gesellschaft  genauer  abgesteckt  und  der  Wirt- 
schaftsprozeß mit  den  sich  aus  ihm  ergebenden  Wechselwirkungen 
schärfer  als  die  Grundlage  des  sozialen  Lebens  bestinmit.  Doch 
bleibt  die  ganze  theoretische  Grundlage  der  Marxschcn  Gesell- 
schafts- und  Staatsauffassung  auch  später  hegelianisch. 

Nachdem  Marx  1836  in  Berlin  inmiatrikuliert  worden  war,  hatte 
er  dort  Jurisprudenz  studiert,  vornehmlich  bei  (jans  und  Savigny, 
daneben  Philosophie,  Geschichte,  Mathematik.  Auch  englische  und 
italienische  Sprachstudien  hatte  er  getrieben  und  sich  dann  während 

245 


einer  durch  Ucberarbeit  lierbeiKcfiihrten  Krankheit  auf  das  Studium 
der  HeRelschen  Philosophie  geworfen,  der  er  früher  als  einer  „j^ro- 
tesken  Felsenmelodie"  keinen  Geschmack  abzugewinnen  vermocht 
hatte.  Von  jener  Zeit  an  hat  ihn  die  „lieKelei"  nicht  mehr  losgelassen. 
Seine  Jenaer  Doktor  -  Dissertation  bestand  freilich  nicht  in  einer 
Arbeit  über  die  Hegeische  Philosophie.  Er  promovierte  mit  einer 
Abhandlung  über  die  Differenz  der  demokratischen  und  epikureischen 
Naturphilosophie;  aber  schon  seine  ersten  Artikel  in  der  „Rheinischen 
Zeitung"  und  in  den  „Deutsch-Französischen  Jahrbüchern"  verraten 
in  ihrer  ganzen  Auffassung  und  Methodik  den  Hegelschüler. 


^ 
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Marxens  begriffliche  Untersctieidung  zwischen  Gesellschaft  und 

Staat. 

Wie  Hegel  unterscheidet  auch  Marx  zwischen  Gesellschaft  und 
Staat,  hebt  aber  die  gegensätzlichen  Charakterzüge  beider  noch 
schärfer  heraus.  Nach  Hegel  beruht,  wie  im  voraufgegangenen 
Kapitel  näher  dargelegt  worden  ist,  das  Gesellschaftsleben  auf  der 
Befriedigung  der  menschlichen  materiellen  Bedürfnisse  vermittelst 
des  die  einzelnen  miteinander  verbindenden  und  in  Wechselbeziehung 
zueinander  setzenden  Wirtschaftsprozesses  —  eine  Auffassung,  die 
Hegel  selbst  in  §  192  seiner  Rechtsphilosophie  in  den  Satz  faßt:  „Die 
Bedürfnisse  und  die  Mittel  (d.  h.  die  Mittel  zu  ihrer  Befriedigung. 
H.  C.)  werden  als  reelles  Dasein  ein  Sein  für  andere,  durch  deren 
Bedürfnisse  und  Arbeit  die  Befriedigung  gegenseitig  bedingt  ist." 

Die  Grundlage  des  gesellschaftlichen  Lebens  ist  demnach  die  Be- 
dürfnisbefriedigung; das  gegenseitige  Zusammen-  und  Miteinander- 
wirken  zur  Gewinnung  der  nötigen  Subsistenzmittel.  Und  die  aus 
diesem  Prozeß  der  allgemeinen  Unterhaltsbeschaffung  sich  ergeben- 
den Wechselbeziehungen  (Wirtschaftsbeziehungen)  bilden  die  grund- 
legenden Gesellschaftsbeziehungen.  Die  Gesellschaft  ist  demnach 
der  Komplex  aller  solcher  Personen,  die  zu  einer 
gegebenen  Zeit  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
solchen  Wechselbeziehungen  zueinander  stehen. 

Marx  übernimmt  diese  Gesellschaftsauffassung,  hebt  jedoch  die 
konstituive  Grundlage  des  Gesellschaftslebens,  die  der  Bedürfnis- 
befriedigung dienende  Zusammenarbeit,  deutlicher  hervor.  Da  Marx 
nie  dazu  gekommen  ist,  seine  Gesellschafts-  und  Staatsauffassung 
in  einem  besonderen  Werk  oder  Aufsatz  systematisch  darzulegen,  so 
fehlt  eine  authentische  Erläuterung  seines  Gedankenganges,  doch  läßt 
sich  dieser  aus  seinen  Ausführungen  im  I.  Band  des  „Kapitals",  be- 
sonders aus  dem  5.  Kapitel  des  3.  Abschnittes  über  den  „Arbeits- 
prozeß und  Verwertungsprozeß"  und  dem  12.  Kapitel  des  4.  Ab- 
schnitts über  die  „Teilung  der  Arbeit  und  Manufaktur",  folgerichtig 
ableiten. 

Marx  geht  nicht  vom  isolierten  Menschen  aus,  der  für  ihn  nur  ein 
Phantom  ist,  sondern  vom  „vergesellschafteten"  Menschen,  d.  h.  von 
den  in  größeren  oder  kleineren  Gemeinschaften  zusammenlebenden 

246 


Menschen.  Schon  in  der  primitivsten  dieser  Gemeinschaften,  in  der 
Horde,  ist  die  Bedürfnisbefriedigung  eine  „gesellschaftlich  e'*, 
d.  h.  sie  geschieht  im  Zusammenwirken  der  Hordenmitglieder,  z.  B. 
bei  der  Nahrungssuche:  dem  Einsammeln  von  Früchten  und  kleinen 
Nahrungstieren,  der  Jagd,  dem  Fischfang  usw.  Zunächst  ist  des 
Menschen  Arbeitstätigkeit  nur  auf  das  Aufsuchen  und  Frgreifen  ge- 
wisser Naturprodukte  gerichtet.  Er  tritt  dem  Naturstoff  gewisser- 
maßen noch  selbst  als  Naturmacht  gegenüber,  indem  er  die  seiner 
Leiblichkeit  angehörenden  Naturkräfte,  seine  Beine,  Arme,  Hände  in 
Bewegung  setzt  und  sich  den  Naturstoff  in  einer  seiner  Lebens- 
erhaltung dienenden  Weise  aneignet.  Deshalb  war  auch  der 
Urmensch  noch  völlig  von  der  Natur  Umgebung  ab- 
hängig, angewiesen  auf  ihre  freiwilligen  Gaben.  Dennoch  ist 
schon  auf  dieser  Stufe  der  der  Bedürfnisbefriedigung  dienende  an- 
eignende Arbeitsprozeß  ein  „gesellschaftlicher"  Prozeß*),  durch  kol- 
lektives Zusammenwirken  und  durch  kollektive  Erfahrung  bedingt. 
Bereits  auf  dieser  Stufe  ergeben  sich  denn  auch  aus  ihm  für  die  daran 
Beteiligten  mannigfache  Gegenseitigkeits-  und  Ab- 
hängigkeitsbeziehungen, gesellschaftliche  Wechselbezie- 
hungen im  Hegeischen  Sinne,  die  sich  vermehren,  wenn  der  Menschv 
im  weiteren  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  immer  mehr 
dazu  übergeht,  seinen  Lebensunterhalt  im  Zusammenwirken  mit 
seinesgleichen  künstlich  zu  erzeugen  und  nun  aus  einem  Natur- 
produkt, einem  Naturwesen  zu  einem  Gesellschaftswesen  wird;  denn 
je  mehr  er  sich  durch  die  gesellschaftliche  Zusammenarbeit  von  der 
früheren  Naturabhängigkeit  befreit,  desto  mehr  gerät  er 
unter  den  Einfluß  der  wechselnden  Lebensbedin- 
gungen seiner  Gesellschaft,  unter  den  Einfluß  seiner 
sozialen  Umwelt. 

Diese  Wechselbeziehungen  werden  um  so  mannigfaltiger,  je  mehr 
einerseits  die  Arbeitsteilung  fortschreitet  und  andererseits  der  Um- 
fang der  Erzeugung  und  des  Austausches  zunimmt.  Sehr  gut  schil- 
dert Marx  im  „Kapital"  (I.  Band,  IV.  Aufl.,  S.  316,  Dietzsche  Volks- 
ausgabe S.  298)  diese  Auffassung  selbst  mit  folgenden  Worten: 

„Innerhalb  einer  Familie,  weiterentwickelt  eines  Stammes  (Marx  über- 
nimmt hier  noch  die  alte  Auffassung,  daß  der  Stamm  eine  Fortbildung  der 
Familie,  und  zwar  der  Finzelfamilie,  ist,  eine  Ansicht,  die  er  später  auf- 
gegeben hat.  H.  C),  entspringt  eine  naturwüchsige  Teilung  der  Arbeit 
aus  den  Geschlechts-  und  Altersverschiedenheiten,  also  auf  rein  physio- 
logischer Grundlage,  die  mit  der  Ausdehnung  des  Gemeinwesens,  der  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  und  namentlich  dem  Konflikt  zwischen  verschie- 
denen Stämmen  und  der  Unterjochung  eines  Stammes  durch  den  andern  ihr 
Material  ausweitet.  Andrerseits,  wie  ich  früher  bemerkt,  entspringt  djr 
Produktenaustausch  an  den  Punkten,  wo  verschiedene  Familien.  Stämme. 


•)  ..In  der  Produktion  wirken  die  Menschen  nicht  allein  auf  die  Na'ur,  sondern  auch  auf- 
einander. Sie  produzieren  nur.  indem  sie  auf  bestimmte  Weise  zusammenwirken  und  ihre 
Tätigkeiten  Kejjeneinander  austauschen.  Um  zu  produzieren,  treten  sie  in  bestimmte 
Beziehungen  und  Verhältnisse  zueinander,  und  nur  innerhalb  dieser  Resell- 
schaltlichen  Beziehungen  findet  ihre  Rinwirkung  auf  die  Natur,  findet  die  Produktion 
:statt."     Karl  Marx,  MLohnarbeit  und  Kapital"  S.  21. 
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Oemcinweseii  in  Kontakt  kommen;  denn   nicht   Privatpersonen,   sondern 
Familien,  Stämme  usw.  treten  sich  in  den  Anfängen  der  Kultur  selbständig 
gegenüber.    Verschiedene  Gemeinwesen  finden  verschiedene  Produktions- 
mittel und  verschiedene  Lebensmittel  in  ihrer  Naturumgebung  vor.     Ihre 
Produktionsweise,   Lebensweise   und   Produkte   sind   daher    verschieden. 
Ks  ist  diese  naturwüchsige  Verschiedenheit,  die  bei  dem  Kontakt  der  Ge- 
meinwesen den  Austausch   der  wechselseitigen   Produkte   und  daher  die 
allmähliche   Verwandlung    dieser   Produkte    in    Waren    hervorruft.     Der 
j  Austausch  schafft  nicht  den  Unterschied  der  Produktionssphären,  sondern 
setzt  die  unterschiedenen  in  Beziehung  und  verwandelt  sie  so  in  mehr 
oder  minder  voneinand'6r  abhängige  Zweige  einerge- 
sellschaftlichenQesamtproduktion.  Hier  entsteht  die  gesell- 
schaftliche Teilung  der  Arbeit  durch  den  Austausch  ursprünglich  verschie- 
dener, aber  voneinander  unabhängiger  Produktionssphären.    Dort,  wo  die 
physiologische  Teilung  der  Arbeit  den  Ausgangspunkt  bildet,  lösen  sich  die 
besonderen  Organe  eines  mittelbar  zusamrnengehörig^n  Ganzen  voneirt- 
ander  ab,  zersetzen  sich,  zu  welchem  Zersetzungsprozeß  der  Warenaus- 
tausch mit  fremden   Gemeinwesen   den  Hauptanstoß   gibt,   und   verselb- 
ständigen sich  bis  zu  dem  Punkt,  wo  der  Zusammenhang  der  verschie- 
denen Arbeiten  durch  den  Austausch  der  Produkte  als  Waren  vermittelt 
wird.     Es  ist  in  dem  einen  Fall  Verunselbständigung   der   früher  Selb- 
ständigen; in  dem  anderen  Verselbständigung  der  früher  Unselbständigen."" 
Mit  anderen  Worten:  Indem  die  Menschen  zum  Zweck  ihrer  Be- 
dürfnisbefriedigung (Lebensfürsorge)  miteinander  und  gegeneinander 
arbeiten,   gehen    sie    bestimmte  Wechselbeziehungen    (Qegenseitig- 
keitsverhältnisse)  ein  —  die  Gesamtheit  aller  dieser  aus  einem  in  sich 
zusammenhängenden   Arbeitsprozeß   hervorgehenden  Wechselbezie- 
hungen   bildet    die  Qesellschaftsstruktur,    und    alle    in  solchen  Be- 
ziehungen zueinander  stehenden  Individuen  bilden  eine  Gesellschaft. 
Die  Formation  jeder  Gesellschaft  wird  also  durch 
ihren   der   Bedürfnisbefriedigung   dienenden   Ge- 
sa m  t  a  r  b  e  i  t  s  p  ro  z  e  ß    und    den    sich  aus  diesem  er- 
gebenden wirtschaftlichen  Wechselbeziehungen 
bestimmt. 

Als  Gesellschaft  im  soziologischen  Sinne  gilt  denn  auch 
Marx  in  konsequenter  Präzisierung  der  Hegeischen  Auffassung  nicht, 
wie  dies  so  oft  im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  geschieht,  schon 
jede  beliebige  Vereinigung  oder  Zusammenhäufung  von  Individuen. 
Sein  Gesellschaftsbegriff  ist  kein  einfacher  Kollektivitätsbegriff.  Eine 
Aktiengesellschaft  ist  ebensowenig  wie  eine  Dorfschaft,  eine  Ge- 
lehrtenvereinigung ebensowenig  wie  ein  Stamm  eine  Gesellschaft. 
Unter  der  Bezeichnung  Gesellschaft  versteht  Marx  lediglich  jenen 
Kreis  von  Personen,  der  unter  den  sich  aus  einer  bestimmten  Wirt- 
schaftsweise ergebenden  Wechselbeziehungen  und  Wechselwirkun- 
gen steht,  dessen  Mitglieder  also  durch  bestimmte,  wirtschaftlich  be- 
dingte Lebensverhältnisse  verbunden  sind.  Gesellschaftliches  Leben 
Fst  demnach  auch  nicht  jedes  beliebige  Zusammenleben,  sondern 
ein  Zusammenleben  und  -wirken  unter  bestimmten 
wirtschaftlichen  Bedingungen  zur  Befriedigung 
allgemein  wirtschaftlicher  Bedürfnisse. 
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Es  leitet  daher  auch  Marx  seine  bekannte  Definition  der  materia- 
listischen Geschichtsauffassung  (Vorwort  zu  seiner  „Kritik  der 
politischen  Oekonomie"),  in  der  er  die  AbhänKigkeit  der  geisti- 
gen Lebensverhältnisse  einer  Gesellschaft  von  ihrer  „ökonomi- 
schen Struktur",  d.  h.  der  Gesamtheit  ihrer  „Produktionsverhält- 
nisse" begründet  (ein  Wort,  worunter  Marx,  wie  hier  vorweg 
bemerkt  werden  soll,  alle  sich  aus  einer  bestimmten  Produktions- 
stufe ergebenden  Wirtschaftsverhältnisse,  also  z.  B.  auch  die 
Austausch-  und  Transportverhältnisse  versteht),  mit  folgenden 
Worten    ein: 

„Meine  UntersuchuiiK  mündete  in  dem  KrKebnis,  daß  Rechtsverhältnisse, 
wie  Staatsformen  weder  aus  sich  selbst  zu  begreifen  sind,  noch  aus  der 
sogenannten  allgemeinen  Entwicklung  des  menschlichen  Geistes,  sondern 
vielmehr  in  den  materiellen  Lebensverhältnissen  wurzeln,  deren  (lesamt- 
heit  Hegel,  nach  dem  Vorgang  der  Engländer  und  Franzosen  des  IH.  Jahr- 
hunderts, unter  dem  Namen  „bürgerliche  Gesellschaft"  zusammenfaßt, 
daß  aber  die  Anatomie  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
in  der  politischen  Oekonomic  zu  suchen  sei.  .  .  .  Das  all- 
gemeine Resultat,  das  sich  mir  ergab  und,  einmal  gewonnen,  meinen 
Studien  zum  Leitfaden  diente,  kann  kurz  so  formuliert  werden:  hi  der 
gesellschaftlichen  Produktion  ihres  Lebens  gehen  die  Menschen 
bestimmte,  notwendige,  von  ihrem  Willen  unabhängige  Verhältnisse  ein, 
Produktionsverhältnisse,  die  einer  bestimmten  Entwicklungsstufe  ihrer 
materiellen  Produktivkräfte  entsprechen.  Dje  Gesamtheit  dicser^PlQr 
duktionsverhältnisse  bildet  die  ökonomische  ^t  xu-k  t  u.  nlder-G  e 
Seilschaft,  die  reale  Basis,  worauf  sich  ein  juristischer  und  poli 
tischer  Ueberbau  erhebt." 

Die  Wirtschaftsweise  ist  also  nach  Marx  die  Grundlage  des  Gesell- 
schaftslebens und  bestimmt  dessen  Charakter,  wie  denn  auch  die 
nähere  Bezeichnung  einer  Gesellschaftsformation  meist,  ohne  daß 
die  Sprechenden  sich  über  den  Zusammenhang  zwischen  Wirt- 
schaft und  Gesellschaft  klar  geworden  wären,  nach  der  Wirtschafts- 
weise erfolgt.  Man  spricht  allgemein  in  der  Sozialwissenschaft  — 
und  im  Marx-Hegelschen  Sinne  ist  das  begrifflich  durchaus  richtig  — 
von  einer  kapitalistischen  Gesellschaft  (die  älteren  Sozialphilosophen 
sagten  „bürgerliche"  oder  „zivile"  Gesellschaft),  einer  feudalen  Ge- 
sellschaft, einer  Gesellschaft  des  Agrarkommunismus,  des  Früh- 
kapitalismus, der  handwerksmäßigen  Produktion  usw.  Die  Gesell- 
schaftsstufe wird  kurzweg  nach  der  Wirtschaftsweise  bestimmt. 
Marx  gebraucht  denn  auch  vielfach  die  Ausdrücke:  „Gesellschaft  der 
Warenproduzenten",  „Gesellschaft  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise", „Gesellschaft  der  Manufakturperiode"  usw.  und  bezeichnet, 
indem  er  den  Gesamtwirtschaftsprozeß  in  seiner  Bedeutung  für  die 
Erhaltung  und  Erneuerung  der  Gesellschaft  betrachtet,  den  Pro- 
duktionsprozeß kurzweg  als  „gesellschaftlichen  Lebens- 
prozeß".  So  heißt  es  beispielsweise  im  L  Band  des  „Kapital" 
(IV.  Aufl.  S.  46,  Volksausgabe,  S.  43):  „Die  Gestalt  des  gesellschaft- 
lichen Lebensprozesses,  d.  h.  des  materiellen  Produk- 
tionsprozesses, streift  nur  ihren  mystischen  Nebelschleier  ab» 
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sobald  sie  als  Produkt  freiverKcsellschafteter  Menschen  unter  deren 
bewußter,  planmäßiger  Kontrolle  steht." 

Die  Ausdrücke  „gesellschaftlicher  Lebensprozeß'* 
und  „materieller  Produktionsprozeß"  werden  hier  also 
als  völlig  gleichbedeutend  gebraucht.  Ganz  richtig,  denn  Marx  ver- 
steht hier  wie  an  anderen  Stellen  unter  der  Bezeichnung  „materieller 
Produktionsprozeß"  nicht  nur  die  einfache  jeweilige  Produktions- 
tätigkeit, sondern  den  Gesamtarbeitsprozeß  in  allen  seinen  Verzwei- 
gungen und  in  seiner  stetigen  Wiederholung,  der,  indem  er  die  Unter- 
haltsmittel für  die  Gesellschaft  liefert,  zugleich  immer  wieder  die 
Bedingungen  für  die  Fortsetzung  und  Erneuerung  des  wirtschaft- 
lichen Triebwerkes  erzeugt,  wie  denn  auch  Marx  („Kapital",  III.  Bd., 
II.  Teil,  S.  415)  ganz  unmißverständlich  erklärt: 

„Andererseits,  wenn  die  kapitalistische  Produktionsweise  diese  be- 
stimmte gesellschaftliche  Gestalt  der  Produktionsbedingungen  voraussetzt, 
reproduziert  sie  dieselbe  beständig.  Sie  produziert  nicht  nur  die  mate- 
riellen Produkte,  sondern  reproduziert  auch  beständig  die  Produktions- 
verhältnisse, worin  jene  produziert  werden,  und  damit  auch  die  ent- 
sprechenden Verteilungsverhältnisse.*' 

Etwas  ganz  anderes  ist  nach  Marxens  Auffassung  der  Staat.  Er 
ist  keine  Gesellschaft,  auch  keine  bestimmte  Gesellschaftsformation, 
sondern  eine  öffentliche  Gemeinschaft  oder,  wie  Marx 
sich  meist  ausdrückt,  ein  politisches  Gemeinwesen,  eine 
Verfassungsorganisation,  wobei  hier  unter  dem  Wort  „Verfassung" 
nicht  ein  niedergeschriebenes  paragraphenmäßiges  Verfassungsrecht, 
sondern  jede  die  Gemeinschaftsmitglieder  gegenseitig  verbindende 
und  verpflichtende  Rechtsregelung  zu  verstehen  ist.  "T^r'^taat  ist 
demnach  denn  auch  nicht,  wie  das  einst  von  den  Staatstheoretikern 
des  17.,  18.  Jahrhunderts  angenommen  wurde,  eine  bloße  Gesell- 
I  Schaftsform,  in  welcher  auf  bestimmter  Stufe  der  sozialen  Entwick- 
lung die  früheren  vorstaatlichen  Gesellschaftsformen  aufgehen,  noch 
ist  er  eine  Unterabteilung  der  Gesellschaft,  sondern  Gesellschaft  und 
Staat  existieren  nebeneinander  als  besondere,  wenn  auch 
in  bestimmter  Weise  miteinander  zusammenhängende  Komplexe, 
die  weder  ihrem  Umfang  nach,  noch  mit  ihren 
•Grenzlinien,  noch  mit  ihrem  Lebensinhalt  zu- 
sammenfallen. 

Am  besten  läßt  sich  der  Unterschied  durch  folgenden  Vergleich 
veranschaulichen.  Die  heutige  bürgerliche  oder  kapitalistische  Ge- 
sellschaft erstreckt  sich  über  verschiedene  Staaten,  wie  das  Deutsche 
Reich,  Frankreich,  England,  Oesterreich-Ungarn,  die  nordischen 
Reiche  usw.,  aber  deshalb  sind  diese  Staaten  noch  keineswegs  bloße 
Unterabteilungen  der  Gesellschaft,  da  die  Zugehörigkeit  zu  einer 
dieser  Staatsgemeinschaften  nicht  auch  zugleich  die  Zugehörigkeit 
zu  einer  bestimmten  Gesellschaftsformation  bedingt.  Es  können  die 
Mitglieder  eines  Staates  in  materiellen  Wechselbeziehungen  zuein- 
ander stehen,  die  ganz  verschiedenen  Wirtschaftsweisen  entspringen. 
Mit  anderen  Worten:    es  kann  ein  Teil  der  Staatsmitglieder  seiner 
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wirtschaftlichen  EntwickhiiiKSStufe  nach  zur  modern-kapitalistischen 
Gesellschaft  gehören,  während  ein  anderer  Teil  noch  in  feudalen 
oder  priniitiv-naturalwirtschaftlichen  Gesellschaftszuständen  zurück- 
geblieben ist.  So  gehören  z.  B.  die  schwedischen  Lappen,  weil  sie 
zum  kapitalistischen  schwedischen  Staat  gehören,  deshalb  noch 
keineswegs  zur  kapitalistischen  (iesellschaft,  und  ebensowenig  ge- 
Tioren  auch  die  Kirgisen,  Kalmücken,  Budjäten,  Jakuten  usw.,  weil 
sie  zum  kapitalistischen  russischen  Staat  gehören,  nicht  schon  zur 
kapitalistischen  Gesellschaft.  Andererseits  stehen  die  Deutschen, 
Engländer  und  Franzosen,  weil  sie  zur  kapitalistischen  Gesellschaft 
gehören,  deshalb  noch  keineswegs  unter  denselben  sie  verbindenden 
und  verpflichtenden  politischen  Rechtsnormen  (gleichen  Verfassungs- 
rechten). Umfang  und  Grenzen  des  Staates  und  der  Gesellschaft 
fallen  demnach,  wie  schon  vorhin  erwähnt  wurde,  keineswegs  zu- 
sammen, sondern  durchkreuzen  einander. 

Es  stehen  sich  eben,  wie  die  ältere  Sozialwissenschaft  in  ihrer 
naiven  Identifizierung  des  Gesellschaftsbegriffs  mit  dem  Kollektivi- 
tätsbegriff annahm,  nicht  nur  Gesellschaft  und  Individuum  gegenüber, 
sondern  die  Individuen  bilden  schon  auf  den  frühesten  Stufen  der 
Entwicklung  mancherlei  engere  und  weitere  Gemeinschaften,  z.  B. 
Familien-Gemeinschaften,  Totem-Genossenschaften,  Geschlechter- 
genossenschaften, Stämme,  Haus-  und  Dorfgenossenschaften,  Mark- 
genossenschaften usw.,  die  sich  gewissermaßen  zwischen  (jesell- 
schaft  und  Einzelwesen  einschieben.  Und  diese  primitiven  (jemein- 
schaften  sind  —  eine  Folgerung,  die  Marx  freilich  nicht  selbst  zieht, 
sich  aber  als  Konsequenz  aus  seiner  Auffassung  ergibt  —  nichts  an- 
deres als  Vorläufer  der  späteren  Staatsgemein- 
Schaft.  Der  innere  Zusammenhang  der  Gemeinschaften  ist  aller- 
dings ein  verschiedenartiger.  Während  die  genannten  primitiven 
Gemeinschaften  ursprünglich  auf  Verwandtschaftsbeziehungen  be- 
ruhen, d.  h.  durch  Blutbande  zusammengehalten  werden  und  sich 
erst  später  zu  Territorialgemeinschaften  auswachsen,  ist  der  Staat 
ein  aus  der  Unterwerfung  und  Niedcrhaltung  (erzwungenen  Unter- 
ordnung) bestimmter  Bevölkerungsteile  hervorgehendes  politisches 
Gemeinwesen,  eine  Herrsch  aftsinstitution  mit  einer  zen- 
tralen politischen  Leitung  (einem  mehr  oder  minder  ausgebauten  Re- 
gierungsapparat) und  einem  bestimmten  Territorium  (dem  Staats- 
gebiet) —  also  eine  auf  Herrschaft  und  Unterordnung  beruhende 
politische  Verwaltungs-  und  Territorialgemein- 
schaft. 

Treffend  hat  später  Friedrich  Engels  in  seiner  Schrift  über  den 
„Ursprung  der  Familie,  des  Privateigentums  und  des  Staates"  die 
Marxsche  Auffassung  von  der  Entstehung  und  dem  Wesen  des 
Staates  formuliert.    Es  heißt  dort  (IV.  Aufl.,  S.  177): 

„Der  Staat  ist  also  keineswcRS  eine  der  Oeseilschaft  von  außen  auf- 
gezwungene Macht;  ebensowenig  ist  er  die  Wirklichkeit  der  sittlichen 
Idee,  „das  Bild  und  die  Wirklichkeit  der  \'ernunft*\  wie  Hegel  behauptet. 
Er  ist   vielmehr  ein   Produkt   der   ( lesellschaft    auf   bestimmter   Kntwick- 
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luiiKSstufe;  er  ist  das  KiiiKcstcindnis,  daß  diese  Clesellschaft  sich  in  einer» 
unlösbaren  Widerspruch  mit  sich  selbst  verwickelt,  sich  in  unversöhnliche 
Oegensätzc  gespalten  hat  (infolge  der  Arbeitsteilung  und  Reichtumsent- 
wicklung. H.  C),  die  zu  bannen  sie  ohnmächtig  ist.  Damit  aber  diese 
Gegensätze,  Klassen  mit  widerstreitenden  ökonomischen  Interessen,  nicht 
sich  und  die  Gesellschaft  in  fruchtlosem  Kampf  verzehren,  ist  eine  schein- 
bar über  der  Gesellschaft  stehende  Macht  nötig  geworden,  die  den  Kon- 
flikt dämpfen,  innerhalb  der  Schranken  der  „Ordnung"  halten  soll;  und 
diese,  aus  der  Gesellschaft  hervorgegangene,  aber  sich  über  sie  stellende, 
sich  ihr  mehr  und  mehr  entfremdende  Macht  ist  der  Staat." 


Gesellschaft  und  Staat  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnis. 

Schon  in  den  frühesten  Schriften  und  Abhandlungen  von  Marx 
kommen  diese  Qrundanschauungen  der  Matxschen  Q*esellschaftsauf- 
fassung  scharf  zum  Ausdruck,  besonders  in  seiner  Kritik  der  1843 
erschienenen  beiden  Schriften  von  Bruno  Bauer:  „Die  Juden- 
frage" (Braunschweig  1843)  und  „Die  Fähigkeit  der  heu- 
tigen Juden  und  Christen,  frei  zu  werden'*  (Zürich  und 
Winterthur  1843)  sowie  ferner  in  der  1845  erschienenen,  von  Marx 
und  Engels  gemeinsam  verfaßten,  gegen  Bruno  Bauer  und  „Kon- 
sorten'' gerichteten  satirischen  Schrift  „Die  Heilige  Familie 
oder  Kritik  der  kritischen  Kriti  k".  Vielfach  kokettiert 
Marx  dort  geradezu  mit  Hegeischen  Sentenzen  und  Satzwendungen^ 
und  variiert  sie  in  der  mannigfachsten  Weise,  doch  betet  er  keines- 
wegs Hegels  Ausführungen  sklavisch  nach,  sondern  flicht  treffende 
Hinweise  auf  die  damalige  poHtische  Lage  und  charakteristische 
historische  Reminiszenzen  ein.  Er  aktualisiert  gewissermaßen,  wenn 
man  so  sagen  darf,  die  Hegeische  Staatsphilosophie. 

Im  ersten  Teil  des  Aufsatzes  über  die  „Judenfrage"  (vergl.  „Ge- 
sammelte Schriften  von  Karl  Marx  und  Friedrich  Engels",  heraus- 
gegeben von  Franz  Mehring,  I.  Band,  S.  407)  heißt  es  zum  Beispiel: 

„Der  vollendete  politische  Staat  ist  seinem  Wesen  nach  das  Qat- 
tungsleben  im  Gegensatz  zu  seinem  materiellen  Leben.  Alle  Voraus- 
setzungen dieses  egoistischen  Lebens  bleiben  außerhalb  der  Staatssphäre 
in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  bestehen,  aber  als  Eigen- 
schaften der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Wo  der  politische  Staat  seine 
Ausbildung  erreicht  hat,  führt  der  Mensch  nicht  nur  im  Gedanken,  im 
Bewußtsein,  sondern  in  der  Wirklichkeit,  im  Leben,  ein  doppeltes  Leben .- 
das  Leben  im  politischen  Gemeinwesen,  worin  er  sich  als  Gattungswesen 
gilt  und  das  Leben  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  worin  er  als  Privat- 
mensch tätig  ist,  die  anderen  Menschen  als  Mittel  betrachtet,  sich  selbst 
zum  Mittel  herabwürdigt  und  zum  Spielball  fremder  Mächte  wird.  .  .  . 

Der  Mensch  in  seiner  nächsten  Wirklichkeit,  in  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft, ist  ein  profanes  Wesen.  Hier,  wo  er  als  wirkliches  Individuum 
sich  selbst  und  anderen  gilt,  ist  er  eine  unwahre  Erscheinung.  In  dem 
Staat  dagegen,  wo  der  Mensch  als  Gattungswesen  gilt,  ist  er  das  ima- 
ginäre Glied  einer  eingebildeten  Souveränität,  ist  er  seines  wirklichen- 
individuellen  Lebens  beraubt  und  mit  einer  unwirklichen  Allgemeinheit 
erfüllt. 
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Der  Konflikt,  in  welchem  sich  der  Mensch  als  Bekennen  einer  beson- 
deren Religion  mit  seinem  StaatsbürKertum.  mit  den  anderen  Menschen 
als  Gliedern  des  Gemeinwesens,  befindet,  reduziert  sich  auf  die  weltliche 
Spaltung  zwischen  dem  politischen  Staat  und  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft. Für  den  Menschen  als  Bourgeois  ist  das  „Leben  im  Staat  nur 
Schein  oder  eine  momentane  Ausnahn:e  gegen  das  Wesen  und  gegen  die 
Regel".  Allerdings  bleibt  der  {Bourgeois,  wie  der  Jude,  nur  sophistisch  im 
Staatsleben,  wie  der  Citoyen  nur  sophistisch  Jude  oder  Bourgeois  bleibt; 
aber  diese  Sophistik  ist  nicht  persönlich.  Sie  ist  die  Sophistik  des  poli- 
tischen Staates  selbst.  Die  Differenz  zwischen  dem  religiösen  Menschen 
und  dem  Staatsbürger  ist  die  Differenz  zwischen  dem  Kaufmann  und 
dem  Staatsbürger,  zwischen  dem  Taglöhner  und  dem  Staatsbürger, 
zwischen  dem  Grundbesitzer  und  dem  Staatsbürger,  zwischen  dem  leben- 
digen Individuum  und  dem  Staatsbürger." 

Deutlich  tritt  hier  die  Marxsche  Unterscheidunj!:  zwischen  Staat 
und  Gesellschaft  hervor.  Als  Qesellschaftssphäre  gilt  Marx  die  Welt 
der  Bedürfnisse  und  der  BedürfnisbefriedigunK,  der  Wirtschafts- 
tätigkeit mit  den  sich  aus  ihr  ergebenden  materiellen  und  den  aus 
diesen  erwachsenden  geistigen  Beziehungen  von  Mensch  zu  Mensch. 
Mitglied  der  Gesellschaft  ist  der  Mensch  also  insofern,  als  er  mit 
den  anderen  durch  seine  wirtschaftliche  Arbeitstätigkeit  (Unterhalts- 
gewinnung) verknüpft  ist  und  Anteil  am  wirtschaftlichen  Lebens- 
prozeß der  Gesellschaft  hat,  also  heute  in  seiner  Eigenschaft  als 
Unternehmer,  Lohnarbeiter,  Handwerksmeister,  Fabrikant,  Bankier, 
Händler,  Agent,  Ingenieur  usw.  Die  Klassenschichtung  ist  denuiach 
auch  kein  staatliches,  sondern  ein  soziales  Gebilde,  die  Klasse  keine 
staatliche  Institution,  sondern  eine  soziale,  aus  dem  Wirtschafts- 
prozeß sich  ergebende  gesellschaftliche  Schicht.  Und  das  Band,  das 
die  Gesellschaft  zusammenhält,  ist  kein  Staatszwang,  sondern  der 
eigene  Bedürfniszwang;  das  Verflochtensein  mit  anderen  im  gesell- 
schaftlichen Wirtschaftsgetriebe. 

Dagegen  ist  der  Mensch  nur  insofern  Mitglied  einer  Staatsgemein- 
schaft, als  er  mit  dieser  durch  staatliche  Rechte  imd  Pflichten  ver- 
bunden ist,  als  er  Mitbürger,  Concitoyen  ist,  und  als  solcher  der 
staatlichen  Rechtsregelung  untersteht.  Er  ist  deshalb  auch  nicht 
Staatsmitglied  in  seiner  Eigenschaft  als  Bourgeois  oder  Arbeiter,  In- 
genieur oder  Händler,  sondern  in  seiner  Eigenschaft  als  Reclitstcil- 
haber  an  einein  politischen  Gemeinwesen  und  dessen  Einrichtungen. 
So  fährt  denn  auch  Marx  in  dem  oben  genannten  Aufsatz  fort  (S.  408): 

„Der  Widerspruch,  in  dem  sich  der  religiöse  Mensch  mit  dem  politischen 
Menschen  befindet,  ist  derselbe  Widerspruch,  in  welchem  sich  der  Bour- 
geois mit  dem  Citoyen,  in  welchem   sich   das   Mitglied   der   bürgerlichen 
Gesellschaft  mit  seiner  politischen  Löwenhaut  befindet." 
Und  weiterhin,  S.  423,  heißt  es: 

„Die  Konstitution  des  politischen  Staates  (Marx  meint  hier  den  moder- 
nen kapitalistischen  Staat  in  seinem  Gegensatz  zum  Feudalstaat.  H.  C.) 
und  die  Auflösung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  die  unabhängigen  Indi- 
viduen —  deren  Verhältnis  das  Recht  ist,  wie  das  Verhältnis  der  Standes- 
und Innungsmenschen  das  Privilegium  war  —  vollzieht  sich  in  einem  und 
demselben  Akte.    Der  Mensch,  wie  er  Mitglied  der  bürgerlichen  Gesell- 
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Schaft  ist,  der  unpolitische  Menscli,  erscheint  aber  notwendig  als 
der  natürliche  Mensch.  Die  droits  de  Tlionitne  (Marx  unterscheidet  streng 
von  den  Menschenrechten  die  „droits  du  citoyen",  die  Staatsbürgerrechte. 
H.  C.)  erscheinen  als  droits  naturels  (Naturrechte),  denn  die  selbstbewußte 
Tätigkeit  konzentriert  sich  auf  den  politischen  Akt.  Der  egoistische 
Mensch  ist  das  passive,  nur  vorgefundene  Resultat  der  aufgelösten  Ge- 
sellschaft, (jegenstand  der  unmittelbaren  (lewißheit,  also  natürlicher  Ge- 
genstand. Die  politische  Revolution  löst  das  bürgerliche  Leben  in  seine 
Bestandteile  auf,  ohne  diese  Bestandteile  selbst  zu  revolutionieren  und 
der  Kritik  zu  unterwerfen.  Sie  verhält  sich  zur  bürgerlichen 
Gesellschaft,  zur  Welt  der  Bedürfnisse,  der  Arbeit,, 
der  Privatinteressen,  des  Privatrechts,  als  zur 
Grundlage  ihres  Bestehens,  als  zu  einer  nicht  weiter  begrün- 
deten Voraussetzung,  daher  als  zu  ihrer  Naturbasis.  Endlich  gilt  der 
Mensch,  wie  er  Mitglied  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ist,  für  den  eigent- 
lichen Menschen,  .f  ü  r  den  homme  im  Unterschied  von  dem 
citoyen,  weil  er  der  Mensch  in  seiner  sinnlichen  individuellen  nächsten 
Existenz  ist,  während  der  politische  Mensch  nur  der  abstrahierte,  künst- 
liche Mensch  ist,  der  Mensch  als  allegorische,  moralische  Person." 

Wer  Hegel  kennt,  sieht  hier  fast  in  jedem  Satz  dessen  Einfluß,  doch 
spielt  außerdem  Marxens  Unterscheidung  zwischen  Gesellschafts- 
ordnung und  Staatsordnung,  zwischen  sozialem  Gesetz  und  staat- 
lichem Gesetz  hinein:  eine  Unterscheidung,  auf  die  später  noch  näher 
eingegangen  werden  soll.  Hier  muß  sie  zunächst  außer  Betracht 
bleiben,  ist  doch  auch  ohne  sie  nach  dem  vorhin  Ausgeführten  die 
Marxsche  Erläuterung  des  Menschen  einerseits  als  Mitglied  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft,  der  „Welt  der  Bedürfnisse,  der  Arbeit,  der 
Privatinteressen",  und  andererseits  als  Teilwesen  der  souveränen^ 
Staatspersönlichkeit,  in  die  er,  wenigstens  der  Abstraktion  nach,  mit 
seiner  egoistischen  Einzelheit  aufgeht,  völlig  verständlich. 

Aehnliche  Ausführungen  wie  die  obigen,  der  Abhandlung  über  die 
„Judenfrage"  entnommenen,  finden  wir  in  verschiedenen  Kapiteln  der 
„Heiligen  Familie".  Hier  möchte  ich,  um  nicht  durch  Zitatenhäufungen 
zu  ermüden,  nur  noch  auf  jenen  Passus  (Franz  Mehring:  „Gesam- 
melte Schriften  von  Karl  Marx  und  Friedrich  Engels",  II.  Bd.,  S.  227) 
verweisen,  in  dem  Marx  die  Abhängigkeit  des  Individuums  von  der 
bürgerlichen  Gesellschaft,  sein  soziales  Sklaventum,  schildert: 

„Das  egoistische  Individuum  der  bürgerlichen  Gesellschaft  mag  sich  in 
seiner  unsinnlichen  Vorstellung  und  unlebendigen  Abstraktion  zum  Atom 
aufblähen,  d.  h.  zu  einem  beziehungslosen,  selbstgenügsamen,  bedürfnis- 
losen, absolut  vollen,  seligen  Wesen.  Die  unselige  sinnliche  Wirklichkeit 
kümmert  sich  nicht  um  seine  Einbildung,  jeder  seiner  Sinne,  zwingt  es  an 
den  Sinn  der  Welt  und  der  Individuen  außer  ihm  zu  glauben,  und  selbst 
ein  profaner  Magen  erinnert  es  täglich  daran,  daß  die  Welt  außer  ihm 
nicht  leer,  sondern  das  eigentlich  Erfüllende  ist.  Jede  seiner  Wesens- 
tätigkeiten und  Eigenschaften,  jeder  seiner  Lebenstriebe  wird  zum  Be- 
dürfnis, zur  Not,  die  seine  Selbstsucht  zur  Sucht  nach  anderen  Dingen 
und  Menschen  außer  ihm  macht.  Da  aber  das  Bedürfnis  des  einen  Indivi- 
duums keinen  sich  von  selbst  verstehenden  Sinn  für  das  andere 
egoistische  Individuum,  das  die  Mittel,  jenes  Bedürfnis  zu  befriedigen, 
besitzt,  also  keinen  unmittelbaren  Zusammenhang  mit   der  Befriedigung: 
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hat,  so  muß  jedes  Individuum  diesen  Zusammenhang  schaffen,  indem  es 
gleichsam  zum  Kuppler  zwischen  dem  fremden  liedilrfnis  und  den  (IcKcn- 
ständen  dieses  I3ediirfnisses  wird.  Die  Naturnotw  endJKkeit  also,  die 
menschiiciien  Wesenseigenschaften,  so  entfremdet  sie  auch  erscheinen 
mögen,  das  Interesse,  halten  die  Mitglieder  der  bürgerlichen  (iesell- 
sciiaft  zusammen,  das  bürgerliche  und  nicht  das  politische 
Leben  ist  ihr  reales  Band.  Nicht  also  der  Staat  hält  die  Atome 
der  bürgerlichen  (lesellschaft  zusammen,  sondern  dies,  daß  sie  Atome 
nur  in  der  Vorstellung  sind,  im  Himmel  ihrer  Einbildung  —  in  der  Wirk- 
liciikeit  aber  gewaltig  von  den  Atomen  unterschiedene  Wesen,  nämlicli 
keine  göttlichen  Kgoisten,  sondern  egoistische  Menschen.  Nur  der 
politische  Aberglaube  bildet  sich  noch  heutzutage 
ein,  daß  das  bürgerliche  Leben  vom  Staat  zusammen- 
gehalten werden  müsse,  während  umgekehrt  in  der 
Wirklichkeit  der  Staat  von  dem  bürgerlichen  Leben 
zusammengehalten  wir  d." 

Und  im  gleichen  Kapitel  heißt  es  in  bezuK  auf  das  Verhältnis  des 
modernen  Verfassimgsstaates  zum  Gesellschaftslcben  (S.  222): 

„Der  Gegensatz  von  demokratischem  Repräsentativstaat  und  bürger- 
licher Gesellschaft  ist  die  Vollendung  des  klassischen  Ciegensatzes  von 
öffentlichem  Gemeinwesen  und  Sklaventum  (Marx  meint  hier  selbstver- 
ständlich nicht  die  antike  Sklaverei,  sondern  das  einige  Seiten  vorher 
von  ihm  geschilderte  Sklaventum  der  „Lrwerbsarbeit  und  des  eigenen  wie 
des  fremden  eigennützigen  Bedürfnisses".  M.  C).  In  der  modernen  Welt 
ist  jeder  zugleich  Mitglied  des  Sklaventums  und  des  Gemeinwesens.  Eben 
das  Sklaventum  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ist  dem  Schein  nach  die 
größte  Freiheit,  weil  die  scheinbar  vollendete  Unabhängigkeit  des  Indivi- 
duums, welches  die  zügellose,  nicht  mehr  von  allgemeinen  Banden  und 
nicht  mehr  vom  Menschen  gebundene  Bewegung  seiner  entfremdeten 
Lebenselemente,  wie  z.  B.  des  Eigentums,  der  Industrie,  der  Religion  usw. 
für  seine  eigene  Freiheit  nimmt,  während  sie  vielmehr  seine  vollendete 
Knechtschaft  und  Unmenschlichkeit  ist." 

Stein,  Mohl,  Tönnies. 

Die  auf  Hegels  Rechtsphilosophie  fußende  oder  auf  sie  zurück- 
greifende deutsche  Staats-  und  Qesellschaftslehre  hat  natürlicher- 
weise auch  seine  Unterscheidung  zwischen  üesellschaft  und  Staat 
übernommen  und  teilweise  seinen  Begriffsdefinitionen  eine  festere 
anschaulichere  Fassung  zu  geben  versucht,  doch  sind  nur  wenige 
über  Hegel  hinaus  zu  konkreteren  Begriffsbcstinmiungen  gelangt. 

Unter  den  älteren  Hegelschülern  ist  vornehmlich  Lorenz  v.  Stein 
zu  nennen,  der  zwar  zwischen  üesellschaft  und  Staat  unterscheidet» 
jedoch  keine  klare  Trennung  zwischen  beiden  findet.  Als  Gebiet  der 
Gesellschaft  gilt  ihm  der  Komplex  des  materiellen  und  geistigen 
Güterlebens.  Demnach  definiert  er  die  Gesellschaft  als  einen  „Orga- 
nismus des  Güterlebens",  die  Besitzordnung  als  „Grundlage  aller 
Gesellschaftsordnung",  während  er  im  Staat  einen  auf  einer  be- 
stimmten politischen  Rechtsordnung  beruhenden  Rechtsorganisnius, 
eine  Verfassungsorganisation  erblickt,  doch  ist  er  in  Anlehnung  an 
Hegel  der  Ansicht,  daß  in  der  Rechtsordnung  des  modernen  Staates 
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eine  VersclinielzunK  zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  „in 
Wirksamkeit  getreten"  ist  und  beide  mehr  und  mehr  eins  werden. 
(Vergi.  Stein,  „System  der  Staatswissenschaft",  II.  Band,  Gesell- 
schaftslehre, S.  22—34  und  204—212.) 

Eine  weit  selbständigere  Stellung  nimmt  Robert  v.  Mohl  ein. 
Er  schildert  in  seiner  „Geschichte  und  Literatur  der 
Staatswissenschafte  n",  I.  Band,  trefflich  die  frühere  Iden- 
tifikation des  Staates  mit  der  Gesellschaft,  die  sich  bei  den  Kantianern 
(der  I.  Band  von  Mohls  Werk  ist  1855  erschienen)  auch  jetzt  noch 
finde.    Wörtlich  heißt  es  dort  (I.  Band,  S.  74/75): 

„Von  selbständigen  Schriften  über  Gesellschaft  ist  in  den  älteren  Schulen 
des  philosophischen  Rechts  bis  herunter  zu  der  Kantschen  gar  nicht  die 
Rede.  In  dieser  ganzen  Literatur  gibt  es  nicht  ein  einziges  Werk,  welches 
die  außer  dem  Zweck  und  dem  Organismus  des  Staates  stehenden  Lebens- 
kreise in  ihrem  Wesen  zu  erfassen,  sie  als  ein  Ganzes  zu  denken  ver- 
sucht hätte.  Allerdings  finden  Sich  zuweilen  (und  namentlich  unter  den 
Anhängern  Kants  noch  bis  in  ziemlich  neue  Zeit)  einzelne  Schriften, 
welche  den  Namen  „Gesellschaft"  an  der  Stirn  tragen;  allein  sie  ver- 
stehen ganz  anderes  darunter.  Zuweilen  wird  damit  die  Tatsache  und  die 
Notwendigkeit  des  geselligen  Lebens  der  Menschen  überhaupt  bezeichnet, 
d.  h.  also  ihr  räumliches  Zusammensein,  die  Verschiedenheit  ihrer  Anlagen 
und  Bedürfnisse  und  die  daraus  entstehenden  Beziehungen  aller  Art.  Dies 
ist  aber  ein  viel  weiteres,  ganz  unbestimmtes  Verhältnis,  welches  erst 
in  seine  Teile  und  Verhältnisse  zerlegt  werden  muß,  wenn  darüber  etwas 
Nutzbares  soll  ausgesagt  werden  können.  Es  begriff  z.  B.  den  einzelnen 
Staat,  die  internationalen  Zustände,  die  Lebenssphäre  des  Individuums; 
endlich  freilich  auch  noch  die  Gesellschaft.  In  anderen  Fällen  wird  das 
Wort  Gesellschaft  einfach  für  gleichbedeutend  mit  Staat  genommen, 
namentlich  wo  es  sich  um  eine  Besprechung  der  Zwecke  des  Staates 
und  der  Bestandteile  der  Staatsgewalt  handelt.  Hier  findet  denn  eine 
offenbare  Verwechslung  von  Worten,  wo  nicht  von  Begriffen  statt 

So  ist  es  denn  kein  Wunder,  daß  die  Gesellschaft  auch  nicht  einmal 
gelegentlich  und  als  Nebenpunkt  in  den  zunächst  staatswissenschaftlichen 
Werken  der  älteren  Schule  behandelt  wird.  Auch  hier  ist  durchweg  ent- 
weder völlige  Vernachlässigung  oder  höchstens  vorübergehende  und  ver- 
kehrte Erwähnung." 

Demgegenüber  gebühre,  so  führt  Robert  v.  Mohl  aus,  Hegel  das 
Verdienst,  Wort  und  Begriff  der  Gesellschaft  in  die  politischen 
Wissenschaften  als  etwas  „bestimmt  Gedachtes  und  vom  Staat  Ver- 
schiedenes" eingeführt  zu  haben.  Damit  hätte  Hegel  einen  großen 
Anstoß  gegeben,  doch  hätte  er  selbst  das  Wesen  der  Gesellschaft 
noch  keineswegs  voll  erfaßt,  da  er  in  ihr  „ein  bloß  dialektisches 
Element"  gesucht  hätte.  Eine  Auffassung,  die  Robert  v.  Mohl  folgen- 
dermaßen begründet  (S.  82): 

„Die  Hegeische  „bürgerliche  Gesellschaft"  ist  kein  wirkliches  Leben, 
kein  außer  dem  Staat  stehender  Organismus,  sondern  es  ist  nur  ein  Teil 
eines  logischen  Prozesses,  welcher  angestellt  wird,  um  mittels  des  in 
dieser  Schule  einmal  angenommenen  Verfahrens  durch  Satz  und  Gegen- 
satz zu  einer  Ausgleichung  zu  kommen.  Nicht  der  Staat  wird  hier  nötig, 
weil  die  Gesellschaft  in  bestimmter  Weise  ist,  sondern  umgekehrt,   um 
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zu  dem  voraus  für  gut  befundenen  Begriff  des  Staates,  nämlich  „Wirklicli- 
keit  der  sittlichen  Idee**,  in  dialektischem  Wege  zu  kommen,  muß  für  die 
einzelnen  oder  Familien  erst  ein  Oegensatz  gefunden  werden." 
Zum  Schluß  wirft  Robert  v.  Mohl  der  Hegeischen   Gesellschaft 
mit  Recht  vor,  daß  in  ihr  dreierlei  verschiedenartige   Dinge   bunt 
durcheinander  gemischt  sind,  nämlich:  „bloße  Beziehungen  des  ein- 
zelnen, wirkliche  gesellschaftliche  Organismen  und  formelle  Staats- 
einrichtungen".    Ferner  würden  auch  ganz  willkürlich  „dem  Staate 
Einrichtungen   und   Zwecke   abgenommen,   die    ihm   seinem   Wesen 
nach  gehörten*'. 

Die  Mohlsche  Kritik  hebt  scharfsinnig  die  Schwächen  der  liegel- 
schen  Begriffsbestimmungen  hervor.  Wie  schon  im  vorigen  Kapitel 
dargelegt  wurde,  erfährt  man  bei  Hegel  nicht,  wie,  wann  und  auf 
Grund  welcher  sozialer  Bedingungen  der  Staat  entsteht  und  aus  den 
Sozialverhältnisscn  hervorgeht;  er  entsteht  einfach  bei  Hegel  aus  der 
logischen  Deduktion  heraus  als  dialektischer  Gegensatz.  Zudem  aber 
werden  die  Gesellschafts-  und  Staatssphäre  nicht  genau  gegenein- 
ander abgegrenzt  und  der  Gesellschaft  Einrichtungen  zugewiesen, 
die  entschieden  zum  Funktionsgebiet  des  Staates  gehören,  wie  z.  B. 
das  Polizeiwesen. 

Demgegenüber  bestimmt  v.  Mohl  die  Gesellschaft  „als  Vielheit  der 
in  Raum  und  Zeit  nebeneinander  bestehenden  einzelnen  Persönlich- 
keiten und  ihrer  Verhältnisse  zu  gleichen  Persönlichkeiten''.  Unter 
solchen  Verhältnissen  versteht  er  die  Beziehungen  zwischen  Mann 
und  Weib,  Greis  und  Kind,  Ehegatten  und  Unverheirateten  usw.,  so- 
wie ferner  zwischen  reich  und  arm,  Geistes-  und  Handarbeitern, 
Unternehmern  und  Arbeitern,  Käufern,  Frachtern  und  Grundbesitzern, 
Erben  usw.  Zum  grcißtcn  Teil  also  Wirtschaftsbeziehungen,  wie  sie 
Marx  unter  dem  Ausdruck  „Produktionsverhältnisse" 
zusannnenfaßt.  Und  tatsächlich  spricht  denn  auch  Robert  v.  Mohl 
mehrfach  von  diesen  sozialen  Verhältnissen  als  von  „T  ä  t  i  g  - 
keiten  und  Verhältnissen   der   Güterwel  t". 

Wir  sehen,  der  Mohlsche  Gesellschaftsbegriff  steht  dem  Marx- 
schen  recht  nahe. 

Dagegen  bezeichnet  Robert  v.  Mohl  den  Staat  als  einen  Organis- 
mus, der  eine  Anzahl  von  einzelnen,  in  einem  begrenzten  Räume  zu- 
sammenlebenden Persönlichkeiten  „zu  einer  mit  einem  (jesamtwillen, 
einer  Gesamtkraft  versehenen  und  gemeinsame  Zwecke  verfolgenden 
Einheit"  verbindet:  eine  Definition,  die  sicherlich  nur  auf  die  Gemein- 
schaften im  allgemeinen  paßt,  und  tatsächlich  erblickt  denn  auch 
Robert  von  Mohl  in  den  Gentilverbänden,  Stänmieii,  Markgenossen- 
schaften, soweit  sie  eine  Art  Regierung  oder  Oberleitung  haben, 
schon  primitive  Staaten. 

Aehnliche  Gesellschaftsbegriffe  finden  wir  bei  verschiedenen  aus 
der  Mohlschen  Schule  hervorgegangenen  Staatswissenschaftlern, 
während  Gustav  Rümelin  in  dem  Verbundensein  durch  eine  gleich- 
artige Gesittung  die  eigentliche  bestimmte  Charaktereigenschaft  der 
Gesellschaft  erblickt. 
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Wichtiger  als  eine  Charai^terisierniiK  dieser  verschiedenen  Auf- 
fassunj^svariationen  erscheint  mir  ein  Hinweis  auf  das  bekannte  Buch 
von  Ferd.  Tönnies :  „O  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f  t  und  O  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t", 
da  dieser,  obKieich  er  rein  formal-deduktiv  verfährt  und  die  politisch- 
historische Betrachtung  ausschaltet,  doch  zu  Begriffsbestimmungen 
kommt,  die  völlig  als  marxistisch  gelten  können.  So  heißt  es  z.  B.  in 
der  II.  Auflage  seines  Buches,  S.  48: 

„Die  Theorie  der  Gesellschaft  konstruiert  einen  Kreis  von  Menschen, 
welche,  wie  in  Gemeinschaft,  auf  friedliche  Art  nebeneinander  leben  und 
wohnen,  aber  nicht  wesentlich  verbunden,  sondern  wesentlich  getrennt 
sind,  und  während  dort  verbunden  bleibend  trotz  aller  Trennungen,  hier 
getrennt  bleibend  trotz  aller  Verbundenheiten.  Folglich  finden  hier  keine 
Tätigkeiten  statt,  welche  aus  einer  a  priori  und  notwendig  er - 
weise  vorhandenen  Einheit  abgeleitet  werden  können,  welche 
daher  auch  insofern,  als  sie  durch  das  Individuum  geschehen,  den  Willen 
und  Geist  dieser  Einheit  in  ihm  ausdrücken,  mithin  so  sehr  für  die  mit 
ihm  Verbundenen  als  für  es  selber  erfolgen,  sondern  hier  ist  ein  jeder  für 
sich  allein,  und  im  Zustande  der  Spannung  gegen  alle  übrigen." 

Nicht  daß  in  der  Gesellschaft  die  Menschen  materiell  und  geistig 
isoliert  bleiben,  aber  als  Gesellschaftsmitglieder  sind  sie  lediglich, 
wie  Marx  sich  ausdrückt,  durch  ihre  Bedürfnisse  und  Privatinter- 
essen zusammengehaltene  „egoistische  Personen".  Die  Regelung 
ihres  Zusammenlebens  steht  nicht  unter  irgendwelchen,  von  einer 
ordnenden  Zwangsgewalt  gesetzten  Rechtsbestimmungen,  sondern 
unter  konventionellen  Regein,  wie  denn  auch  Tönnies  treffend  die 
Gesellschaftsordnung  als  eine  „konventionelle  Ordnung" 
bezeichnet. 

Dagegen  führt  Tönnies  die  ersten  Gemeinschaftsbildungen  auf 
Blutsbande  zurück.  Ihre  früheste  Form  ist  nach  seiner  Ansicht  die 
Totem-  oder  Geschlechtsgenossenschaft,  die  sich  dann  im  weiteren 
zur  Gemeinschaft  des  Ortes,  zur  Territorialgenossenschaft  ent- 
wickelt. 

„Denn  die  Gemeinschaft  des  Blutes,"  so  heißt  es  S.  16,  „als  Einheit 
des  Wesens,  entwickelt  und  besondert  sich  zur  Gemeinschaft  des  Ortes, 
die  im  Zusammenwohnen  ihren  Ausdruck  hat,  und  diese  wiederum  zur 
Gemeinschaft  des  Geistes  als  dem  bloßen  Miteinanderwirken  und  -walten 
in  der  gleichen  Richtung,  im  gleichem  Sinne.  Gemeinschaft  des  Ortes 
kann  als  Zusammenhang  des  Animalischen,  wie  die  des  Geistes  als  Zu- 
sammenhang des  mentalen  Lebens  begriffen  werden,  die  letztere  daher, 
in  ihrer  Verbindung  mit  den  früheren,  als  die  eigentlich  menschliche  und 
höchste  Art  der  Gemeinschaft.  Wie  mit  der  ersten  eine  gemeinsame  Be- 
ziehung und  Anteil,  d.  i.  Eigentum  an  menschlichen  Wesen  selber,  so  ist 
desgleichen  mit  der  anderen  in  bezug  auf  besessenen  Grund  und  Boden, 
und  mit  der  letzten  in  bezug  auf  heilig  gehaltene  Stätten  oder  verehrte 
Gottheiten,  regelmäßig  verknüpft.  Alle  drei  Arten  der  Gemeinschaft 
hängen  unter  sich  auf  das  engste  zusammen,  so  im  Räume  wie  in  der 
Zeit:  daher  in  allen  einzelnen  solchen  Phänomenen  und  deren  Entwicklung, 
wie  in  der  menschlichen  Kultur  überhaupt  und  in  ihrer  Geschichte.  Wo 
immer  Menschen  in  organischer  Weise  durch  ihre  Willen  miteinander 
verbunden  sind  und  einander  bejahen,  da  ist  Gemeinschaft  von  der  einen 
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oder  andern  Art  vorhanden,  indem  die  frühere  Art  die  spätere  involviert, 
oder  diese  zu  einer  relativen  Unabhän^iKkeit  von  jener  sich  ausgebildet 
hat.  Und  so  mögen  als  durchaus  verständliche  Namen  dieser  ihrer  ur- 
sprünglichen Arten  nebeneinander  betrachtet  werden:  1.  \'er\vandtscliaft, 
2.  Nachbarschaft,  3.  Freundschaft.  Verwandtschaft  hat  das  Haus  als  ihre 
Stätte  und  gleichsam  als  ihren  Leib;  hier  ist  Zusammenwohnen  unter 
einem  schützenden  Dache,  gemeinsamer  Besitz  und  OenuM  der  guten 
Dinge,  insonderheit  Ernährung  aus  demselben  Vorrat,  Zusammensitzen  an 
demselben  Tische,  hier  werden  die  Toten  als  unsichtbare  (ieister  ver- 
ehrt, als  üb  sie  noch  mächtig  wären  und  über  den  Häuptern  der  Ihrigen 
schützend  walteten,  so  daß  die  gemeinsame  Furcht  und  Fhre  das  fried- 
liche Miteinanderleben   und  -wirken  um  so  sicherer  erhält. 

Fine  solche  Oemeinschaft  ist  auch  der  Staat,  errichtet  zu  dem  Zweck. 
Freiheit  und  Figentum  seiner  Objekte  zu  schützen." 


Der  Marxsche  Gesellschaftsbegriff  und  der  Vulgärmarxismus. 

Ini  (jcKcnsatz  zu  dieser  Verwertiinj^  der  He^elscheu  Unterschei- 
diin;^  zwischen  Gesellschaft  und  Staat  in  der  büricerliciien  (jcsell- 
schaftslehre  hat  sie  im  landläufigen  VulKärniarxisnius,  wie  er  sich 
nach  dem  Tode  von  Karl  Marx  und  Friedrich  Engels  in  Deutschland 
entwickelt  hat,  weni^  Beachtung  j^efunden,  obj^leich  auf  dieser  Unter- 
scheidiuii^  die  iranze  Marxsche  Oesellschaftslehre  beruht  luid  sie 
einen  wesentlichen  Bestandteil  seines  Begriffs  der  Sozialwirtschaft 
bildet,  ohne  den  die  materialistische  Qeschichtsauffassun.iC  ^ar  nicht 
in  ihrem  inneren  Aufbau  zu  verstehen  ist.  Die  Begriffe  der  (jesell- 
schaft,  der  Geineinschaft,  des  Staats,  der  Gesellschafts- 
ordnung im  Gegensatz  zur  Staatsordnung,  des  so- 
zialen und  des  staatlich-politischen  Gesetzes,  werden  in  der  Lite- 
ratur des  Vulgärmarxismus  meist  ganz  im  Sinne  der  alten  Am"- 
fassuuk^  des  17.  und  18.  Jahrhimderts  gebraucht,  die  Gesellschaft  imd 
Staat  identifizierte. 

Daher  konnte  denn  auch  kaum  ausbleiben,  daß,  als  liS%  Professor 
Dr.  Rudolf  Stammlers  bekanntes  Werk  „W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  und 
Recht  nach  der  in  aterialisti  sehen  Geschichts- 
auffassung*' erschien,  sein  Begriff  der  „(jcsellschaft"  inid  „so- 
zialen Wirtschaft",  obgleich  er  mit  den  Marxschen  nichts  zu  schaffen 
hat  und  von  Hegel  wieder  zurück  zu  Kant,  Rousseau  und  Locke 
führt,  in  den  Kreisen  des  Vulgärmarxismus  als  eine  Art  neue  Offen- 
barung und  als  eine  wertvolle  Ergänzung  der  Marxschen  Lehre  auf- 
gefaßt wurde,  besonders  in  jenen  vulgärmarxistischen  Kreisen,  die 
sich  kantianisch  zu  „orientieren"  suchen.  Der  Uebergang  von  Kant 
zu  Hegels  Sozialphilosophie  ist  eben  in  jenen  Kreisen  noch  gar  nicht 
vollzogen  und  noch  weniger  der  Uebergang  von  Hegel  zu  Marx. 

Als  das  Stammlersche  Werk  erschien,  habe  ich  sofort  in  zwei 
Artikeln  der  „Neuen  Zeit"  (Jahrgang  1897  98,  II.  Band)  darauf  hin- 
gewiesen, der  größte  Fehler  Stammlers,  dessen  Konsequenzen  sein 
ganzen  Buch  durchzögen,  sei,  daß  er  in  juristischer  Befangenheit 
nicht  zwischen   (jemeinschaft   und   Gesellschaft   unterscheide,   beide 
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Bck'riffc  ihm  vielmehr  als  synonym  j^älten.  (S.  261.)  Mit  dem  Marx- 
schen  Bej^riff  der  Gesellschaft  hätte  seine  Definition  der  Gesellschaft 
als  einer  Vereinij^unK  von  Individuen  zu  Kcj^enseiti^em  Zusammen- 
wirken „unter  äußerlich  gesetzten  und  gebietenden  Regeln  (Ge- 
setzen)'' nichts  zu  tun.  Sie  passe,  wenngleich  sie  auch  in  bezug  auf 
diese  nicht  ganz  zutreffe,  nur  auf  gewisse  Gemeinschaften,  z.  B.  die 
Familien-,  Geschlechter-,  Stammes-  und  Staatsgemeinschaft,  wie 
denn  ja  auch  Stammler  tatsächlich  in  logischer  Konsequenz  seiner 
Definition  selbst  das  engste  Gemeinschaftsverhältnis,  das  Blutver- 
wandtschaftsverhältnis zwischen  Eltern  und  Kindern,  als  gesell- 
schaftliches Verhältnis  auffasse,  während  andererseits  nach  seiner 
Definition  wohl  die  Kämpfe  innerhalb  der  Horden,  Stämme  usw., 
nicht  aber  die  zwischen  verschiedenen  solcher  Gemeinschaften,  da 
zwischen  ihnen  kein  rechtlich  geregeltes  Zusammenwirken  bestände, 
als  „gesellschaftliche  Kämpfe"  bezeichnet  werden  dürften. 

Diese  Abweichung  der  Stammlerschen  Begriffskonstruktionen  von 
den  Hegel-Marxschen  hat  im  Vulgärmarxismus  jedoch  keine  Be- 
achtung gefunden;  im  Gegenteil  fand  Stammler  meist  eine  gewisse 
Zustimmung,  und  soweit  sich  Einwendungen  erhoben,  richteten  sie 
sich  gegen  nebensächliche  Glieder  seiner  Deduktionsreihe.  Die 
schärfste  Ablehnung  Stammlers  erfolgte  nicht  von  marxistischer 
Seite,  sondern  von  selten  sozialpolitischer  Gelehrter  (vornehmlich 
durch  Professor  Max  Weber:  „Rudolf  Stammlers  Ueberwindung  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung",  Archiv  für  Sozialwissen- 
schaft und  Sozialpolitik,  XXXIII,  3  und  4). 

Wie  wenig  man  im  ganzen  an  Stammlers  Gesellschaftsbegriff  aus- 
zusetzen fand,  beweist  die  Tatsache,  daß  auch  Max  Adler,  unzweifel- 
haft der  bedeutendste  unter  den  kantianischen  Marxisten,  noch  1913 
in  seinen  „Marxistischen  Problemen"  das  Hauptgewicht  in  seiner 
Kritik  darauf  legt,  daß  die  Stammlersche  „äußere  Regelung"  des  Zu- 
sammenwirkens, die  doch  nichts  anderes  als  die  vom  Menschen  her- 
rührende Regelung  ihres  Verkehrs  und  Miteinanderlebens  sei,  bereits 
die  Gesellschaft  voraussetze.  Die  äußere  Regelung  schaffe  doch 
nicht  erst  die  Verbindung,  sollten  Beziehungen  von  irgendwelchen 
Individuen  zu  anderen  Individuen  geregelt  werden,  so  müßten  doch 
schon  solche  Beziehungen  vorhanden  sein.  Die  Regelung  setze  daher 
schon  sozialen  Zusammenhang  voraus  und  wirke  bloß  gestaltend 
innerhalb  dieses  Zusammenhanges  auf  ihn  in  bezeichnender  Weise 
ein.  Ganz  richtig  wendet  deshalb  Max  Adler  (S.  171)  gegen  Stamm- 
ler ein: 

„So  ist  sie  (die  Regelung)  denn  kein  letztes  Element,  wie  Stammler 
meint;  sie  bleibt  bei  ihm  nur  ein  unvermitteltes  und  wie  aus  der  Pistole 
geschossenes  Merkmal  des  Sozialen.  Gewiß  ist  es  richtig,  daß  die  äußere 
Regelung  die  Verbindung  der  Menschen  zu  einer  eigenartigen  Einheit 
bewerkstelligt,  sobald  sie  selbst  einmal  möglich  ist.  Aber  wieso  ist  diese 
äußere  Regelung  möglich?  Wieso  kommt  das  Einzelindividuum  über- 
haupt dazu,  über  sich  selbst  hinauszugehen,  von  seiner  Einzigkeit  aus 
zu  einer  Vielheit  fortzuschreiten  und  diese  noch  überdies  in  dem  Wunder 
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einer  Einheit  und  WesensKleichlieit  mit  sich  selbst  zu  verbinden?  Und 
dann:  Was  drängt  das  I:inzelsubiel\t  zur  Erfassung  einer  Regel,  in  der  es 
mit  einem  Male  sich  nicht  mehr  um  seinen  eigenen  Mittelpunkt  dreht, 
sondern  sich  nur  mehr  in  bezug  auf  sein  Verhalten  mit  einer  zusannnen- 
lebenden  und  wesensgleichen  Vielheit  bestinmit  sieht?" 

Deshalb  setzt  Max  Adler  der  „gerempelten"  Gesellschaft  die  „u  ii  - 
geregelt  e",  dem  Zusammenwirken  das  bloße  „Z  u  s  a  m  m  e  n  - 
sein"  entgegen;  der  Mensch  müsse  für  den  anderen  Menschen  be- 
reits Nebenmensch  sein,  bevor  irgendeine  Regelung  des  Zusammen- 
lebens erfolgen  könne. 

Das  ist  logisch  durchaus  richtig,  bringt  uns  aber  dem  Verständnis 
der  Gesellschaft  und  ihrer  inneren  Beziehungen  durchaus  nicht  näher. 
Der  Fehler  ist,  daß  Stammler,  ganz  wie  die  meisten  Staatstheoretiker 
des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  von  der  Fiktion  einer  völligen  Isoliertheit 
des  Menschen  ausgeht,  und  damit  selbst  hinter  Aristoteles  zurück- 
fällt, der  wenigstens  die  Familiengemeinschaft  als  von  vorneherein 
gegeben  annimmt.  Und  diese  seine  Gesellschaften  bildenden  iso- 
lierten Menschen  stattet  nebenbei  Professor  Stammler,  genau  wie 
sein  Vorgänger  John  Locke,  schon  im  Zustande  der  Isoliertheit  mit 
allerlei  bürgerlich-sozialen  Zweckvorstellungen  aus,  mit  Vorstellun- 
gen, die  erst  in  der  Gesellschaft,  im  Zusammenhang  mit  anderen 
möglich  sind;  denn  wie  kann  beispielsweise  der  isolierte  Mensch 
Regungen  gegen  andere  und  Vorstellungen  über  sein  Verhältnis  zu 
diesen  anderen  haben,  w  e  n  n  e  r  v  o  n  s  o  1  c  h  e  n  a  n  d  e  r  e  n  n  o  c  h 
gar  nichts  weiß? 

Zwar  gibt  Professor  Rudolf  Stanmiler  zu,  daß  „der  vereinzelte 
Mensch  als  ein  gänzlich  isoliert  lebendes  Wesen  schwer  vorzustellen 
ist".  Er  sagt  selbst:  „Für  das  uns  wissenschaftlich  allein  bekannte 
Leben  der  Menschen  kenne  ich  nach  der  eben  besprochenen  Richtung 
hin  kein  treffenderes  Wort,  als  "die  einmal  von  Natorp  gebrauchte 
Wendung:  „Das  Individuum  ist  eine  Fiktion,  so  gut  wie  das  Atom.'"* 

Aber  zu  der  Konstruktion  seines  Begriffes  einer  Gesellschaft  als 
einer  Vereinigung  von  Individuen  braucht  Stammler  nun  mal  diese 
Fiktion  und  so  erklärt  er  („Wirtschaft  und  Recht",  I.  Aufl.,  S.  91): 
„Aber  in  der  Abstraktion  von  allen  seitherigen  Daten  unserer  Er- 
fahrimg über  Menschenleben  können  wir  dem  geschichtlichen  Faktum 
des  sozialen  Daseins  der  Menschen  den  Begriff  des  gänzlich  isolierten 
Einzelmenschen  allerdnigs  gegenüberstellen;  —  ebenso  dem  Zweck, 
um  Merkmal  und  Bedingung  des  sozialen  menschlichen  Daseins 
hierbei  klar  zu  erhalten." 

Das  heißt,  damit  Stammler  auf  dem  Wege,  logischer  Deduktion  zu 
seinem  Gesellschaftsbegriff  zu  kommen  vermag,  braucht  er  not- 
wendig die  Fiktion  vom  isolierten  Menschen  —  und  so  unterstellt 
er  sie  einfach;  genau  so  wie  Locke  und  Kant,  da  sie  für  die  Kon- 
struktion ihres  Verfassungsstaates  den  freiwilligen  Zusannnenschluß 
der  Bürger  brauchen,  diesen  einfach  als  „Vernunftgrund"  setzen. 
Nachdem  aber  auf  diese  Weise  die  Gesellschaft  als  eine  Vereinigung 
von   Individuen   logisch   konstruiert   ist,   macht    das    weitere    keine 
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Schwierij2:keitcn  mehr.  Denn  da,  wie  schon  Aristoteles  und  Thomas 
von  Aquino  wußten,  ein  Zusammenleben  in  Vereinigungen  nicht  mög- 
lich ist,  ohne  eine  gewisse  Re^elunj^  des  Verhaltens  ihrer  Mitj^Ueder, 
so  erj]:ibt  sich  einfach  ohne  weiteres  der  Stammlersche  Satz:  „So- 
ziales Leben  ist  äußerlich  geregeltes  Zusammenleben  von  Menschen." 

Dabei  bleibt  Stammler  stehen,  lieber  die  Auffassung  der  Gesell- 
schaft als  einer  bloßen  geregelten  Vereinigung  von  Individuen  und 
des  gesellschaftlichen  Zusammenhangs  als  eines  lediglich  zwischen 
Individuum  und  Gesellschaft  bestehenden  Verhältnisses  hinaus 
kommt  er  nicht.  Die  Gemeinschaft  als  ein  zwischen  Individuum 
und  Gesellschaft  stehendes  Gebilde  kennt  er  nicht.  Zwar  weiß  er 
natürlich,  daß  es  Familien,  Gemeinden,  Staaten  usw.  gibt,  aber  sie 
sind  für  ihn  nichts  als  kleine  Gesellschaften,  Unterabteilungen  der 
großen  Gesellschaft,  wie  er  denn  auch  den  Staat  für  eine  bloße 
„Unterabteilung  von  möglichem  sozialen  Leben" 
und  die  staatliche  Regelung  für  eine  bloße  Unterabteilung  der  gesell- 
schaftlichen Regelung  erklärt. 

Wer  die  Staatstheorien  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  kennt,  sieht 
sofort,  daß  uns  hier  recht  ehrwürdige  alte  Gesellschaftstheorien  mit 
etwas  verändertem  neuen  philosophischen  Aufputz  präsentiert 
werden.  Das  ist  auf  dem  Gebiet  der  Sozialphilosophie  nichts  Un- 
gewohntes, seltsam  ist  nur,  daß  selbst  sogen.  Marxisten  Stammlers 
Begriffskonstruktionen  akzeptiert  haben,  und  auch  Max  Adler,  statt 
Herrn  Stammler  den  Marxschen  Gesellschafts-  und  Staatsbegriff 
gegenüberzustellen,  an  Nebendingen  seinen  Scharfsinn  übt  —  freilich 
hätte  Adler  dann  auch  den  Kantschen  Gesellschaftsbegriff  als  über- 
holt und  „unmarxistisch"  ablehnen  müssen. 

Indes,  wie  sehr  auch  Stammler  noch  in  der  alten  Gesellschaftsauf- 
fassung Rousseaus  und  Kants  befangen  ist,  steht  doch  immerhin  sein 
Gesellschaftsbegriff  wesentlich  höher  als  der  des  landläufigen  Vulgär- 
marxismus. Von  der  scharfsinnigen  Marxschen  Begriffsscheidung  ist 
in  ihn  fast  gar  nichts  übergegangen.  Er  ist  meist  bei  Rousseau  stehen 
geblieben.  Besonders  gilt  das  von  seinem  theoretischen  Führer  Karl 
Kautsky,  der  nicht  bloß  in  seinen  älteren  Schriften,  sondern  auch  noch 
in  seinem  1906  erschienenen  Werkchen  „Ethik  und  materiali- 
stische Geschichtsauffassung"  nach  alter  Schablone 
jede  beliebige  Vereinigung,  die  kapitalistische  Gesellschaft  wie  die 
Tier-  und  Menschenhorde,  die  Geschlechtsgenossenschaft  wie  den 
Staat,  einfach  als  „Gesellschaft"  betrachtet  und  demnach  auch  zwi- 
schen Gesellschafts-  und  Staatsordnung  gar  nicht  näher  unter- 
scheidet. Weit  höher  stehen,  wenn  auch  er  nicht  immer  die  sich 
daraus  ergebenden  Konsequenzen  zieht,  Franz  Mehrings  Aus- 
führungen über  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Gesellschaft  in  seiner 
Ausgabe  der  „Gesammelten  Schriften  von  Karl  Marx  und  Friedrich 
Engels,  1841 — 1850",  vornehmlich  in  seinen  Erläuterungen  zu  den  in 
den  „Deutsch-Französischen  Jahrbüchern"  enthaltenen  Marxschen 
Aufsätzen  —  eine  Tatsache,  die  sich  wohl  daraus  erklärt,  daß  Mehring 
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die  Hegeische  Philosophie  kennt,  die  für  Kaiitsky,  wie  sich  überall 
zeigt,  eine  terra  incognita  ist. 

Wie  wenig  Kautsky  die  einfachsten  ünindelemente  der  Marxschen 
Gesellschaftslehre  begriffen  hat,  dafür  nur  einige  kurze  Belegstellen: 
In  seinem  Aufsatz  „Die  moderne  Nationalität"  („Neue  Zeit",  5.  Jahr- 
gang, S.  392)  lieilit  es:  „So  lange  die  Blutsverwandtschaft  das  Band 
war,  das  die  menschlichen  Oesellschaften  zusammenhielt,  war  die 
Nation  im  heutigen  Sinne  des  Wortes  unbekannt."  Die  primitiven 
Familiengemeinschaften  gelten  Kautsky  demnach  kurzweg  als  (lesell- 
schaften.  Daß  nach  Marxscher  Auffassung  jede  (lescllschaft,  auch 
die  primitivste,  auf  dem  Wirtschaftsprozeß  beruht  und  die  wirtschaft- 
lichen Wechselbeziehungen  sie  „zusammenhalten",  während  die 
Blutsverwandtschaft  wohl  zur  Bildung  von  (jemeinschaftcn  (Fami- 
liengemeinschaften), nicht  aber  zur  Bildung  von  (jcscllschaften  zu 
führen  vermag,  ist  demnach   Kautsky  ganz  unklar  geblieben. 

Ebenso  bezeichnet  Kautsky  in  seiner  Schrift  „0  a  s  Erfurter 
Programm"  (S.  123)  auch  die  urwüchsigen  konmnuiistischen  (je- 
meinschaftcn einfach  als  (jcsellschaften  und  in  seinem  Werkchen 
„Ethik  und  materialistische  (leschichtsauffassung",  S.  60,  erzählt  er, 
daß  die  Individuen,  „die  die  Gesellschaften  bilden",  oft  einzelne  ihrer 
Mitglieder  mit  Funktionen  betrauen,  „durch  die  sie  die  gesellschaft- 
lichen Kräfte  einem  einheitlichen  Willen  unterwerfen  und  einheitliche 
Bewegungen  der  Gesellschaft  hervorrufen". 

Die  Menschenvereinigungen,  die  von  bestellten  Funktionären  ge- 
leitet und  in  bestimmter  Weise  dirigiert  werden,  sind  also  kurzweg 
nach  seiner  Ansicht  „Gesellschaften",  wie  er  denn  auch  zwei  Seiten 
weiter  verkündet,  daß  die  Fortpflanzung  und  Sorge  für  die  Nach- 
kommenschaft schon  frühzeitig  „kürzer  oder  länger  dauernde  Ver- 
hältnisse zwischen  Individuen  der  gleichen  Art"  herbeiführt,  Ver- 
hältnisse, die  dann  weiter  Ansatzpunkte  der  Bildung  der 
Gesellschaften  würden  und  Anlaß  zur  Entwicklung  von 
„sozialen  Trieben"  gäben.  Als  solche  aus  dem  „Gemeinschaftsleben" 
oder,  wie  er  es  nennt,  „Gesellschaftsleben"  herauswachsende 
„sozialen  Triebe"  neimt  er  „die  Hingebung  für  die  Allgemeinheit", 
die  „Tapferkeit  in  der  Verteidigung  der  gemeinsamen  Interessen",  die 
„Treue  gegen  die  Gemeinschaft",  die  „Unterordnung  unter  den 
Willen  der  Gesamtheit"  usw. 

In  seiner  naiven  Identifikation  von  Gesellschaftsleben  mit  Gemein- 
schaftsleben, Gesellschaftstrieben  mit  Gemeinschaftstrieben,  Gesell- 
schaftsordmmg  mit  Staatsordmmg,  würfelt  Kautsky,  wie  obige  Bei- 
spiele beweisen,  alle  Begriffe  bunt  durcheinander  und  bleibt  tatsäch- 
lich nicht  nur  eine  lange  Strecke  hinter  Marx  und  Hegel,  sondern 
selbst  hinter  der  englischen  Sozialphilosophie  des  18.  Jahrhunderts 
zurück.  — 

Gesellschaftsordnung  und  Staatsordnung. 

Sind  Gesellschaft  und  Staat  trotz  eines  gewissen  Zusammenhanges 
verschiedenartige    Gebilde,    dann    kann    auch    die    Gesell- 
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.  'schaftsordnunj^  nicht  identisch  niitderStaats- 
"^Ordnung  sein.  Wie  aber  der  VulKärinarxismus  nicht  genau 
zwischen  Gesellschaft  und  Staat  unterscheidet,  so  verwechselt  er 
auch  in  seinen  Schriften  vielfach  die  Cjesellschafts-  mit  der  Staats- 
ordnunj^:.  Zum  Beispiel  wird  oft  in  sozialistischen  Schriften  aus- 
geführt, Aufgabe  der  Sozialdemokratie  sei  es,  sobald  sie  so  weit  er- 
starkt wäre,  sich  zunächst  des  Staates  (richtiger  der  Staatsgewalt) 
zu  bemächtigen;  hätte  sie  diesen  erst  einmal  erobert,  so  hätte  sie 
gewonnenes  Spiel;  denn  dann  könnte  sie  einfach  vermittelst  der 
Staatsregierung  die  Gesellschaftsordnung  nach  ihren  Grundsätzen 
und  Wünschen  umgestalten.  Das  ist  ganz  verkehrt.  Selbst  wenn 
die  Sozialdemokratie  die  Staatsgewalt  erobert  hat,  kann  sie  zunächst 
vermittelst  dieser  nur  (und  zwar  auch  nur  bis  zu  einem  bestimmten 
Grade)  die  Staatsordnung  ändern.  Diese  Aenderung  vermag  freilich 
weiterhin  verändernd  auf  die  Gesellschaftsordnung  zurückzuwirken,, 
jedoch  dauernd  immer  nur  so  weit,  als  die  soziale  Entwicklung,  rich- 
tiger der  sozial-wirtschaftliche  Lebensprozeß,  schon  die  zur  Um- 
wandlung nötigen  Vorbedingungen  aus  sich  selbst  erzeugt  und,  wenn 
man  so  sagen  darf,  bereitgestellt  hat.  Denn  nicht  die  Staatsordnung- 
ist  das  Primäre  und  Grundlegende,  sondern  die  Gesellschaftsordnung. 
Die  Staatsordnung  ist  im  wesentlichen  nichts  anderes  als  ein  Teil 
der  sich  aus  dem  Wirtschaftsprozeß  ergebenden  sozialen  Regelung 
des  Zusammenlebens  und  Zusammenwirkens  (d.  h.  der  Gesellschafts- 
1  Ordnung)  in  staatsrechtlicher  Fassung  und  Ausprägung;  weshalb 
J  Marx  auch  z.  B.  schon  in  einem  Artikel  des  Pariser  „Vorwärts"  aus 
dem  Jahre  1844  (Nachlaß,  II.  Band,  S.  52)  den  heutigen  Staat  als 
„jetzige  Einrichtung  der  Gesellschaf t",  und  als  deren 
„tätigen,  selbstbewußten  und  offiziellen  Aus- 
druck" bezeichnet. 

Wie  die  Gesellschaft  früher  da  ist  als  der  Staat,  so  ist  auch  die 
Gesellschaftsordnung  früher  als  die  Staatsordnung.  In  jeder  Gesell- 
schaft setzt  sich  als  Folge  des  wirtschafthchen  Lebensprozesses  eine 
gewisse  festere  oder  losere  Regelung  der  sozialen  Wechselbezie- 
hungen durch,  ohne  die  der  W^irtschaftsprozeß,  das  Zusammenwirken 
der  einzelnen  zum  Zweck  der  Bedürfnisbefriedigung  gar  nicht  vor 
sich  zu  gehen  vermag.  Diese  Regelung  nebst  den  sich  aus  ihr  er- 
gebenden weiteren  abgeleiteten  Regeln  des  allgemeinen  sozialen 
Verkehrs  (auch  soweit  er  sich  über  die  Staatssphäre  hinaus  erstreckt) 
bildet  die  Gesellschaftsordnung.  Die  Staatsordnung  besteht  dagegen 
in  den  vom  Staat  zur  Nachachtung  für  seine  Mitglieder  erlassenen, 
ihr  gegenseitiges  Verhalten  zueinander  (teilweise  auch  zu  Mitgliedern 
fremder  Staaten)  regelnden,  unter  Zwang  gestellten  staatsbürger- 
lichen Gesetzen  und  Verordnungen. 

Einige  Beispiele  mögen  diesen  Unterschied  näher  veranschau- 
lichen. 

Schon  auf  den  niedrigsten  Stufen  der  Wirtschaftstätigkeit  ergibt 
sich  aus  dieser  notwendig  eine  gewisse  Regelung.  Nehmen  wir 
eine  kleine  australische  Wanderhorde  und  ihre  Jagdtätigkeit,  die  ihr 
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neben  dem  Einsammeln  von  wildwachsenden  Beeren  und  Frücliten». 
Insekten,  Würmern,  lionij^  usw.  im  Innern  des  australischen  Kon- 
tinents den  liauptteil  ihrer  Nahrung  liefert.  Da  die  eigentlichen 
Australier  —  abgesehen  von  einigen  Gegenden  an  der  Nordküste, 
wo  die  Me'anesier  ihn  eingeführt  haben  —  keinen  Pfeilbogen  und 
kein  Blasrohr  besitzen,  sondern  nur  Keulen,  Speere  und  Bumerangs, 
so  besteht  die  Jagd  meist  im  Umschleichen  und  Umstellen  der  Jagd- 
tiere und  deren  Tötung  durch  Speerwürfe  und  Keulenschläge.  Dazu 
sind  jedoch  mehrere  Männer  erforderlich,  und  tatsächlich  wird  die 
Jagd  denn  auch  gewöhnlich  von  mehreren  gemeinsam  betrieben. 
Daraus  ergibt  sich  sofort  die  Frage:  „Wem  gehört  (Jie  Beute?  Allen 
gleichmäßig?"  Aber  ein  Känguruh  hat  nur  einen  Balg.  Nur  einer 
kann  also  den  Kopf,  nur  einer  den  Schwanz,  nur  zwei  je  eine  Hinter- 
keule erhalten.  Es  muß  also  geteilt  werden.  In  welcher  Weise? 
Noch  neuerdings  folgt  der  Beuteerlegung  manchmal  ein  Streit  um  den 
Anteil  an  der  Beute.  Durchweg  haben  sich  aber  bestimmte  Ver- 
teilungsregeln durchgesetzt.  Wer  zuerst  das  Känguruh  erblickt  und 
die  anderen  aufmerksam  gemacht  hat,  erhält  dieses  Stück,  wer  es 
mit  seinem  Speer  verwundet  und  an  der  Flucht  verhindert  hat,  jenes 
Stück,  wer  es  mit  Keule  oder  Speer  getötet  hat,  irgendein  drittes 
Stück  usw. 

Doch  damit  gehört  jedem  noch  keineswegs  das,  was  er  erhalten 
hat,  als  alleiniges  Eigentum.  Kommen  die  Jäger  zum  Lager  zurück,, 
müssen  sie  von  ihrer  Beute  etwas  abgeben.  Auch  diese  Regel  hat 
sich,  wie  sich  deutlich  ergibt,  erst  nach  und  nach  als  Folge  innerer 
Kämpfe  ergeben.  Zuerst  haben  oft  die  Hungernden  im  Lager  Ge- 
walt angewandt  und  den  Heimkehrenden  einen  Teil  ihres  Jagd- 
ertrages wegzunehmen  oder  abzupressen  versucht.  Doch  auch  in 
dieser  Beziehung  setzten  sich  allmählich  ganz  bestimmte  Verteilungs- 
regeln durch:  wer  noch  einen  Vater  in  der  Horde  hat,  muß  dieses 
oder  jenes  Stück  an  ihn  abtreten,  wer  einen  älteren  Bruder  hat,  an 
diesen  ein  zweites  Stück  usw.  Schließlich  haben  sich  vielfach  in 
den  australischen  Horden  ganz  komplizierte  Verteilungsregeln  für 
alle  Arten  von  wilden  Tieren:  Känguruhs,  Wombats,  Emus,  Wasser- 
geflügel, Schlangen  usw.  herausgebildet,  die  genau  befolgt  werden. 

Ein  anderes  Beispiel.  Wenn  die  Horde  marschiert,  liegen  zugleich 
die  Männer  der  Jagd  ob.  Das  bedingt,  daß  sie  vorausschwärmen, 
nicht  hinterher  gehen,  damit  nicht  die  Voraufgehenden  das  Wild  ver- 
scheuchen, ferner,  daß  die  Horde  auf  dem  Marsche  nicht  übermäßiges 
Geräusch  verursacht,  die  alten  Männer,  die  nicht  mehr  flink  genug 
für  die  Jagd  sind,  bei  den  Frauen  zum  Schutz  zurückbleiben  und 
weiter  stets  vor  Beginn  des  Marsches  gewisse  Rast-  und  Lager- 
stätten ausgemacht  werden,  wo  sich  die  Zurückgebliebenen  mit  den 
jagenden  Männern  wieder  treffen.  Zugleich  ergibt  sich  aus  dieser 
Art  des  Marschierens  eine  gewisse  Arbeitsteilung.  Wenn  der  Mann 
auf  dem  Marsche  jagt,  kann  er  nicht  die  wenigen  Habseligkeiten,  wie 
Stangen,  Felle,  Beutel,  geflochtene  Taschen  und  Matten,  F^inden- 
gefäße,  Steinbeile  usw.  mit  sich  schleppen.    Die  Frau  muß  sie  tragen, 
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ebenso  auch  die  kleinen  Kinder.  So  ergeben  sich  J3:ewisse  Marsch- 
ordnunji:en,  La^erordnunj^en,  Arbeitstcihin^en  usw.  Und  diese  Regeln 
mehren  sich,  sobald  die  eine  Horde  mit  der  anderen  in  nähere  Ver- 
bindung tritt,  zeitweilig  mit  ihr  zusammen  jagt,  gemeinsam  feindliche 
Horden  bekämpft,  gemeinsame  Tanzfeste  und  Kriegerweihen  abhält 
oder  mit  ihr  bestimmte  Erzeugnisse  austauscht. 

Alle  diese  Regelungen  sind  zunächst  nur  vage  Bräuche,  k  o  n  v  e  n  - 
tionelle  Niederschläge  des  wirtschaftlichen  Le- 
bensprozesses, die  aber  allmählich  zu  einem  gewissen  Her- 
kommen, zu  Rechtsgewohnheiten  werden,  und  nun  sehen  wir,  daß 
sie  allgemein  als  solche  anerkannt  und  von  den  Horden  unter  Zwang 
gestellt  werden,  d.  h.  zu  einem  festen  Bestandteil  der  Lebensordnung 
der  Horden  und  der  aus  ihnen  hervorgegangenen  Totemgemein- 
schaften  (Blutverwandtschaftsgruppen)  werden.  Wer  nun  die  Regeln 
übertritt,  dem  bekundet  die  Horde  ihre  Mißbilligung,  nicht  selten  in 
der  Form  einer  derben  Züchtigung,  die  sich  in  schweren  Fällen  bis 
zur  Tötung  oder  Ausstoßung  aus  der  Gemeinschaft  steigert. 

Wer  sich  als  Ethnologe  näher  mit  den  Sitten  primitiver  Völker 
beschäftigt  hat,  wird  immer  wieder  auf  derartige  Vorgänge  stoßen. 
Lockere  soziale  Gebräuche  werden  zunächst  ,zu  Rechtsgewohnheiten 
^und  dann  zu  bestimmten,  unter  Zwang  gestellten  „Gesetzen". 

Welche  Unmasse  von  neuen  wirtschaftlichen  Wechselbeziehungen 
und  diese  regelnden  Normen  ruft  nicht  z.  B.  der  Uebergang  aus  dem 
Jägerleben  zum  Ackerbau  hervor.  Es  ist  eine  grundverkehrte  Auf- 
fassung, die  nur  im  Kopf  eines  keine  ethnologischen  Kenntnisse  be- 
sitzenden Kulturmenschen  entstehen  konnte,  dieser  Uebergang  hätte 
sich  derart  vollzogen,  daß  die  Jägerhorde,  nachdem  sie  den  Anbau 
„erfunden"  hätte,  übereingekommen  sei,  das  frühere  Jägerleben  zum 
größten  Teil  aufzugeben,  feste  Ansiedelungen  anzulegen,  sich  den 
Landbau  als  Hauptbeschäftigung  zu  wählen  und  zugleich  die  Regeln 
festzulegen,  nach  denen  er  künftig  betrieben  werden  solle.  Der  Vor- 
gang, wie  er  sich  tatsächlich  bei  den  niederen  nord-  und  südameri- 
kanischen Stämmen  vollzogen  hat,  ist  ein  ganz  anderer.  Erst  ent- 
stand mit  zunehmendem  Ertrage  der  Jagd  und  des  Fischfangs  die 
Niederlassung  —  wenn  auch  nur  zeitweilig  —  in  festen  Wohnsitzen» 
und  nun  erst,  nachdem  die  primitiven  Jägerhorden  so  weit  vor- 
geschritten waren,  vollzog  sich  der  Fortschritt  zum  Bodenanbau; 
aber  nicht  so,  wie  sie  sich  der  oben  erwähnte,  durch  seine  hohl- 
geschliffene Kulturbrille  schauende  Kulturmensch  vorstellt.  Solche 
Sprünge  macht  die  Entwicklung  nicht.  Der  Anbau  besteht  zunächst 
nur  darin,  daß  die  Frauen  an  offenen  Landstellen,  gewöhnlich  an 
einem  Bache  oder  Flusse,  einige  wenige  Knollen-  oder  Wurzelfrüchte 
anbauen,  die  als  nötige  Zukost  zur  Fleisch-  und  Fischnahrung  gelten 
und  deren  Einsammlung  nun  mehr  und  mehr  Schwierigkeiten  macht. 
Der  Anbau  ist  gewissermaßen  Fortsetzung  und  Erweiterung  ihrer 
früheren  Sammlertätigkeit.  Wie  die  Frau  früher  die  Aufgabe  hatte, 
unterwegs  auf  den  Wanderungen  der  Horde  die  wildwachsenden 
Früchte  und  Wurzeln  einzusammeln,  so  behält  sie  nun  auch  nach  An- 
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legunR  fester  Wohnsitze  als  besonderes  Arbeitsressort  das  Ein- 
sammeln im  uniK'ebenden  Wald-  und  Flußgebiet.  Aber  die  Menge 
der  eingesammelten  Früchte  genügt  allmählich  nicht  mehr  den 
steigenden  Ansprüchen,  zumal  wenn  nach  und  nach  die  Frau  lernt, 
durch  Eingraben  und  Einpacken,  Dörren  und  Rösten  die  Früchte 
eine  gewisse  Zeit  zu  konservieren.  Oft  liegen  auch  die  Fundstätten 
weit  entfernt  von  der  kleinen  Ansiedelung.  Nun  wird  es  Brauch, 
einige  wenige  Samen-,  Knollen-  oder  Wurzelarten,  die  die  Frauen 
bisher  eingesammelt  hatten,  in  der  Nähe  der  Ansiedelung  an  geeig- 
neter feuchter  Stelle  anzubauen:  ein  „Ackerbau",  der  meist  anfangs 
lediglich  darin  besteht,  daß  mit  einem  Stock,  vielleicht  auch  schon 
mit  einer  primitiven  Hacke,  der  Boden  etwas  aufgelockert  wird,  der 
Samen  ausgesäet  oder  die  Knollen  in  die  Erde  gesteckt  werden,  und 
nun  alles  weitere  der  lieben  Natur  überlassen  bleibt. 

Der  Mann  bleibt  bei  seiner  bisherigen  Erwerbsbeschäftigung,  der 
Jagd,  dem  Fischfang,  den  Raubzügen  und  dem  Ktieg.  Der  ganze 
Uebergang  zur  Landbebauung  vollzieht  sich  also  im  stillen  ohne 
Störung.  Erst  später,  wenn  nach  und  nach  der  Anbau  eine  immer 
größere  Bedeutung  für  die  ganze  Lebenshaltung  gewinnt,  das  be- 
baute Areal  sich  ausweitet,  periodische  Abholzungen  und  Neu- 
rodungen nötig  werden,  beteiligt  sich  auch  der  Mann  daran.  Aber 
meist  nur  bei  der  Anlegung  neuer  Pflanzungen  oder  ihrer  Erweite- 
rung; die  eigentliche  Bewirtschaftung  gehört  gewöhnlich  zum  Ar- 
beitsressort der  Frau. 

Zunächst  sind  die  Anbauflächen  sehr  klein,  das  zur  Verfügung 
stehende  Land  sehr  ausgedehnt.  Streitigkeiten  darüber,  was  der  ein- 
zelne nehmen  und  anbauen  darf,  leicht  zu  schlichten.  Aber  bald  er- 
geben sich  allerlei  Streitfragen:  Wieviel  darf  genonnnen  werden?  Darf 
der  eine  dem  andern  bestimmte  Stücke  streitig  machen?  Hat  eine 
Frau,  wemi  sie  den  Anbau  eines  Landstückes  aufgibt,  darauf  noch 
ein  Nutzungsrecht?  (Ein  eigentliches  Eigentumsrecht  auf  Land  gibt 
er  vorläufig  noch  nicht.)  Wie  lange?  Darf  sie  es  auf  eine  andere 
Frau  des  Dorfes  übertragen?  Wem  gehören,  wenn  eine  Frau  Frucht- 
bäume, Beerenstauden  oder  dergleichen  auf  ihrem  Landstück  pflanzt 
und  später  dessen  Bebauung  aufgibt,  diese  Bäume  und  Stauden? 
Der  Frau,  die  sie  angepflanzt  hat  oder  der,  die  das  verlassene  (Grund- 
stück wieder  in  Bearbeitung  nimmt?  Wenn  aber  die  frühere  An- 
pflanzerin  ihre  Ansprüche  behält,  wie  gelangt  sie  zur  Einsammlung 
der  ihr  gehörenden  Früchte?  Darf  sie  das  Land  einer  anderen  be- 
treten? 

So  ergeben  sich  aus  dem  Wirtschaftsprozeß  mannigfache  Fragen, 
die  nach  und  nach  alle  eine  gewisse  soziale  R  e  g  e  1  u  n  g  erfahren 
und  zu  bestimmten  Rechtsgewohnheiten  führen.  Wer  sich  jemals 
näher  mit  dem  I^odenrecht  derartiger  Völker  beschäftigt  hat,  stößt 
meist  auf  einen  geradezu  erstaunlichen  Reichtum  der  verschieden- 
artigsten Rechte.  Bei  manchen  ozeanischen  Völkerschaften  ließen 
sich  Sammlungen  ihres  (jrund-  und  Bodenrechts  zusammenstellen,  die 
Dutzende  von  Paragraphen  umfassen  würden. 
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Immer  wieder  zei^t  sich:  aus  dem  sozialen  Lebensprozeß  ergeben 
sich  Wecliselbeziehunj^en,   die   zunächst,    da    sonst  die  ganze  Wirt- 
schaftsweise stocken  würde,  eine  gewisse  konventionelle  Regelung 
\j  finden,  bis  diese  dann  von  den  Leitungen  der  Familiengemeinschaften,. 
Geschlechtsgenossenschaften,  Dorfschaften  usw.  als  gültig  an- 
erkannt und  unter  Zwang  gestellt  wird. 
T^    Das  gilt  auch  von  dem  Verhältnis  der  Staats-  zur  Gesellschafts- 
ordnung, wenn  später  im  Laufe  der  Entwicklung  die  primitiven  bluts- 
I  verwandtschaftlichen  Gemeinsdiaften  ganz  oder  teilweise  untergehen 
I  und  durch  die  politische  Staatsgemeinschaft  ersetzt  werden.    Immer 
j   wieder  setzen  sich  aus  dem  Wirtschaftsprozeß  heraus  neue  Regeln 
I    (Ordnungen)  durch,  die  schließlich  teilweise  als  staatliche  Gesetze  in 
I    die  Staatsordnung  eingehen  bezw.  übergehen. 

Auch  hierfür  einige  Beispiele.  Entgegen  dem  kanonischen  Zinsver- 
bot setzte  sich  im  Mittelalter  in  den  verschiedenen  vorgeschrittenen 
europäischen  Staaten  mehr  und  mehr  das  Zinsnehmen  durch,  zum 
Teil  auf  einem  Umwege  in  der  Form  des  Geschenknehmens,  der  Auf- 
geldforderung, der  Verzugsvergütung  oder,  wie  in  Deutschland,  in 
der  Form  des  Renten-  und  Gültenkaufs.  Besondere  Bedeutung  er- 
langt der  Geldhandel  und  mit  ihm  das  Zinsnehmen,  als  die  frühmittel- 
alterliche Naturalwirtschaft  mehr  und  mehr  in  die  Geldwirtschaft 
des  beginnenden  Renaissancezeitalters  übergeht  und  die  Kriegführung 
wie  die  damalige  Deckungsform  des  dazu  erforderlichen  Geldbedarfs 
die  Fürsten  zu  fortgesetzten  Anleihen  und  Verpfändungen  ihrer  Ein- 
künfte nötigt,  während  zugleich  der  alte  Lehnsstaat  eine  Umwand- 
lung in  den  Beamtenstaat  erfährt,  dessen  Verwaltung,  Recht- 
sprechung, Diplomatie,  Repräsentation  immer  größere  Geldmittel 
erfordern,  wenn  auch  die  Beamten  anfangs  durchweg  auf  mehr  oder 
weniger  legale  Nebeneinkünfte  verwiesen  werden.  Schon  während 
der  Kreuzzüge  bildete  sich  in  Italien,  Frankreich,  England,  den  Nie- 
derlanden ein  gewerbsmäßiger  Stand  von  Geldleihern  heraus,  der  in 
manchen  Gegenden  vornehmlich  aus  Juden  bestand.  Und  nun  sank- 
tionierten trotz  der  kirchlichen  Satzungen  die  Staaten  das  Zins- 
nehmen und  suchten  lediglich  durch  sogen.  Wuchergesetze  bestimm- 
ten Uebelständen  zu  wehren. 

Mit  dem  Geldhandel  stieg  aber  auch  der  Kreditverkehr;  und  jetzt 
bürgerte  sich  in  der  Kaufmannswelt,  zunächst  in  Italien,  mehr  und 
mehr  der  Gebrauch  ein,  nicht  die  in  anderen  Ländern  und  Orten  ge- 
kauften Waren  in  bar  zu  bezahlen,  also  nicht  Münzen  dahin  zu  sen- 
den, sondern  bei  einem  Wechsler  des  eigenen  Wohnortes  oder  des 
nächsten  größeren  Handelsplatzes  den  Betrag  einzuzahlen  und  sich 
dafür  eine  Anweisung  auf  einen  Geschäftsfreund  dieses  Wechslers  in 
dem  Zahlungsort  oder  einer  diesem  benachbarten  Handelsstadt  aus- 
stellen zu  lassen.  In  seiner  primitivsten  Form  war  diese  Art  des 
Wechslergeschäftes  sogar  schon  im  alten  Griechenland  und  Rom  be- 
kannt. So  entstand  der  Wechsel  (Wechselbrief),  der  bald  große  Be- 
deutung im  internationalen  Geldverkehr  erlangte.  Schon  im  12.  Jahr- 
hundert  finden    wir    das  Ausstellen    von  solchen  Wechselbriefen  in 
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Italien  weit  verbreitet,  und  nun  bildete  sich  bald  auch  eine  Art  von 
konventionellem  Wechselrecht  heraus,  das  teilweise  von  den 
Staaten  übernommen  und  in  bestimmte  (j  e  s  e  t  z  e  s  - 
b  e  s  t  i  m  m  u  n  K  e  n  gebracht  wurde,  zunächst  von  den  Lom- 
barden und  Venezianern,  dann  auch  von  den  Niederländern  (zuerst 
in  BrüR^e  und  Antwerpen). 

Doch  wir  brauchen  Rar  nicht  so  weit  zurückzuschweifen.  Betrachten 
wir  nur,  wie  sich  seit  etwa  drei  Jahrzehnten  aus  den  modernen  wirt- 
schaftlichen Konkurrenzverhältnissen  heraus  umfassende  Kartell-, 
Syndikats-  und  Trustorjranisationen  mit  bestimmten  Kartellierun^'s- 
gebräuchcn  und  -regeln  entwickelt  haben*),  die  freilich  bisher  nur 
erst  in  wenii^en  Staaten  zu  einer  besonderen  Kartelli::esetzj^ebun.tc  ge- 
führt haben. 


Der  Staat  als  „Einrichtung  der  Gesellschaft". 

Derart  nimmt  immer  wieder  der  Staat  aus  den  im  wirtschaftliclicn 
Lebensprozeß  der  Gesellschaft  sich  herausbildenden  „Gesellschafts- 
ordnungen" bestimmte  Teile  heraus  und  fügt  sie  der  Staatsordnung; 
ein.  Daher  ist,  cum  grano  salis,  auch  völlig  richtig,  wenn  Marx  in 
dem  vorhin  zitierten  Satz  den  Staat  als  eine  Einrichtung  und  als  ; 
„tätigen,  selbstbewußten,  offiziellen  Ausdruck"  der  Gesellschaft  be- 
zeichnet. Zwar  hat  Marx  nirgends  in  ähnlicher  Weise,  wie  in  den 
obigen  Ausführungen  geschehen,  die  Abhängigkeit  der  Staatsordnung 
von  der  Gesellschaftsordnung  dargelegt,  daß  er  sie  aber  sehr  wohl 
verstanden  hat,  dafür  lassen  sich  Dutzende  von  Zitaten  beibringen. 
So  heißt  es  z.  B.  in  seinem  Aufsatz  über  „Die  moralisierende  Kritik 
und  die  kritisierende  Moral"  (Nachlaß,  II,  S.  455): 

„Die  jetzigen  bürgerlichen  FÜKcntiimsvcrhältnisse  werden  „aufrecht  er- 
halten" durch  die  Staatsmacht,  welche  die  Bourgeoisie  zum  Schutz  ihrer  [, 
Eigentumsverhältnisse  organisiert  hat.  Die  Proletarier  müssen  also  die 
politische  Gewalt,  wo  sie  schon  in  den  Händen  der  Bourgeoisie  ist. 
stürzen.  Sie  müssen  selbst  zur  Gewalt,  zur  revolutionären  Ciewalt  wer- 
den. Herr  Heinzen  sagt  bewußtlos  wieder  dasselbe,  was  Engels  sa«t. 
aber  wieder  in  der  treuhcrziKcn  Ueberzeugung,  das  Gegenteil  zu  sagen. 
Was  er  sagt,  meint  er  nicht  und  was  er  meint,  sagt  er  nicht. 

Wenn  übrigens  die  Bourgeoisie  politisch,  d.  h.  durch  ihre  Staatsmacht, 
„die  Ungerechtigkeit  in  den  Eigentumsverhältnissen  aufrecht  erhält",  so 
schafft  sie  dieselbe  nicht.  Die  durch  die  moderne  Teilung  der 
Arbeit,  die  moderne  Form  des  Austausches,  die  Konkurrenz.  di2  Konzen- 
tration usw.  bedingte  „Ungerechtigkeit  in  den 
geht   keineswegs  aus   der   politische 

Bourgeoisieklasse  hervor,    sondern   umgekehrt,    die  politische 
Herrschaft    der    Bourgeoisieklasse    geht    aus    diesen    modernen, 
von    den    bürgerlichen    O  e  k  o  n  o  m  e  n    als    notwendige, 
ewige    Gesetze    proklamierten    P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  v  e  r  h  ä  1 1 
nissen  hervo  r." 


Konkurrenz,  die  Konzcn- 
Eigentumsverhältnissen"    I 
Ml    H  e  r  r  s  c  h  a  f  t    d  e  r    j  |/    \     / 

mgekehrt,    die  politische  ^    »v 


•)  Die  Kntstelumg  und  Entwicklung  der  Kartelle  aus  den  kapitalistischen  Konknrrenzverhält- 

i -nissen  heraus  habe  ich  näher  zu  schildern  versucht    im  ersten    leil    des  von  Wilhchn  Jansson 
iherausgegebenen  Buches  „Monopolfrage  und  Arbeiterklasse".  Berlin  I9i7. 
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Und  in  der  Nr.  60  des  Pariser  „Vorwärts"  (Nachlaß  II,  S.  50/51) 
erklärt  Marx: 

„Der  Staat  und  die  KiiirichtuMK  der  (lesellschaft  sind  von  dem  poli- 
tischen Standpunkt  aus  nicht  zwei  verschiedene  DinKe.  Der  Staat 
ist  die  Einrichtung  der  Gesellschaft.  Sofern  der  Staat  soziale  Mißstände 
zugesteht,  sucht  er  sie  entweder  in  Naturgesetzen,  denen  keine  mensch- 
liche Macht  gebieten  kann,  oder  in  dem  Privatleben,  das  von  ihm  unal)- 
hängig  ist,  oder  in  der  Zweckwidrigkeit  der  Administration,  die  von  ihm 
abhängt." 

Ferner  in  der  Kritik  der  „Judenfrage''  (Nachlaß  II,  S.  218): 

„Wie  nämlich  der  antike  Staat  das  Sklaventum,  so  hat  der  moderne 
Staat  die  bürgerliche  Gesellschaft  zur  Naturbasis,  so  wie  den  Menschen 
der  bürgerlichen  Gesellschaft,  d.  h.  den  unabhängigen,  nur  durch  das 
Band  des  Privatinteresses  und  der  bewußtlosen  Naturnotwendigkeit  mit 
dem  Menschen  zusammenhängenden  Menschen,  den  Sklaven  der  Erwerbs- 
arbeit und  seines  eigenen  wie  des  fremden  eigennützigen  Bedürfnisses." 

Endlich  heißt  es  in  der  „I1eilig:en  Familie"  (Nachlaß,  II.  Bd.,  S.  230): 
„Napoleon  besaß  allerdings  schon  die  Einsicht  in  das  Wesen  des  moder- 
nen Staates,  daß  derselbe  auf  der  ungehinderten  Entwicklung  der  bürger- 
lichen Gesellschaft,  auf  der  freien  Bewegung  der  Privatinteressen  usw., 
als  seiner  Grundlage  ruhe." 

Aehnlich  spricht  sich  an  verschiedenen  Stellen  Friedrich  Engels 
aus,  z.  B.  im  „Anti-Dühring"  (6.  Aufl.,  S.  300): 

.  „Und  der  moderne  Staat  ist  nur  die  Organisation,  welche  sich  die  bür- 
V  gerliche  Gesellschaft  gibt,  um  die  allgemeinen  äußeren  Bedingungen  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  aufrecht  zu  erhalten  gegen  Uebergriffe, 
sowohl  der  Arbeiter  wie  der  einzelnen  Kapitalisten.  Der  moderne  Staat, 
w^as  auch  seine  Form,  ist  eine  wesentliche  kapitalistische  Maschine,  Staat 
der  Kapitalisten,  der  ideelle  Gesamtkapitalist." 

Noch  deutlicher  heißt  es  in  seiner  Schrift  „Ludwig  Feuerbach  und 
der  Ausgang  der  klassischen  deutschen  Philosophie",  S.  49/50: 

„Die  althergebrachte  Anschauung,  der  auch  Hegel  huldigt,  sah  im  Staat 
das  bestimmende,  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  das  durch  ihn  be- 
stimmte Element.  Der  Schein  entspricht  dem.  Wie  beim  einzelnen  Men- 
schen alle  Triebkräfte  seiner  Handlungen  durch  seinen  Kopf  hindurch- 
gehen, sich  in  Beweggründe  seines  Willens  verwandeln  müssen,  um  ihn 
zum  Handeln  zu  bringen,  so  müssen  auch  alle  Bedürfnisse  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  —  gleichviel,  welche  Klasse  gerade  herrscht  —  durch  den 
Staatswillen  hindurch  gehen,  um  allgemeine  Geltung  in  Form  von  Ge- 
setzen zu  erhalten.  Das  ist  die  formelle  Seite  der  Sache,  die  sich  von 
selbst  versteht;  es  fragt  sich  nur,  welchen  Inhalt  dieser  nur  formelle  Wille 
des  einzelnen  wie  des  Staates  —  hat,  und  woher  dieser  Inhalt  kommt, 
warum  gerade  dies  und  nichts  anderes  gewollt  wird.  Und  wenn  wir  hier 
/  nachfragen,  so  finden  wir,  daß  in  der  modernen  Geschichte 
der  Staatswille  im  ganzen  und  großen  be  stimmt  wird 
durch  die  wechselnden  Bedürfnisse  der  bürgerlichen 
Gesellschaft,  durch  die  Uebermacht  dieser  oder  jener  Klasse,  in 
letzter  Instanz  durch  die  Entwicklung  der  Produktivkräfte  und  der  Aus- 
tauschverhältnisse. 

Wenn  aber  schon  in  unsrer  modernen  Zeit  mit  ihren  riesigen  Pro- 
duktions- und  Verkehrsmitteln  der  Staat  nicht  ein  selbständiges  Gebiet 
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mit  selbständiger  KiitwickluiiR  ist,  sondern  sein  li  e  s  t  a  n  d  wie 
seine  Entwicklung  in  letzter  Instanz  zu  erklären  ist 
aus  den  ökononiischenLebensbedinKunKen  der  (le- 
sellschaft,  so  muß  dies  noch  viel  mehr  gelten  für  alle  früheren 
Zeiten,  wo  die  Produktion  des  materiellen  Lebens  der  Menschen  noch 
nicht  mit  diesen  reichen  Hilfsmitteln  betrieben  wurde,  wo  also  die  Not- 
wendigkeit dieser  Produktion  eine  noch  größere  Herrschaft  über  die  Men^ 
sehen  ausüben  mußte.  Ist  der  Staat  nf)ch  heute,  zurzeit  der  großen  In- 
dustrie und  der  Eisenbahnen,  im  ganzen  und  großen  nur  der  Reflex,  in 
zusammenfassender  Form,  der  ökonomischen  Bedürfnisse  der  die  Pro- 
duktion beherrschenden  Klasse,  so  mußte  er  dies  noch  viel  mehr  sein  zu 
einer  Epoche,  wo  eine  Menschengeneration  einen  weit  größeren  Teil  ihre»- 
(jesamtlebenszeit  auf  die  Befriedigung  ihrer  materiellen  Bedürfnisse  ver- 
wenden mußte,  also  weit  abhängiger  von  ihnen  war,  als  wir  heute  sirKL_ 
Die  Untersuchung  der  Geschichte  früherer  Epochen,  sobald  sie  ernstlich 
auf  diese  Seite  eingeht,  bestätigt  dies  im  reichlichsten  Maße;  hier  kann 
dies  aber  selbstredend  nicht  verhandelt  werden." 

Mit  aller  Deutlichkeit  wird  hier  aiisi^csprochen:  Die  Oesellscliafts- 
ordiiiiiiK  ist  eine  andere  Art  der  Rechtsordnuiiji:  als  die  Staatsordniin.i(, 
doch  hängen  beide  insofern  ens  zusammen,  als  die  j^esellscliaftliclie 
Ordnung  die  (jrundlage  der  staatlichen  Ordnung  bildet  und  aus 
crsterer  immer  wieder  einzelne  Teile,  indem  der  Staat  sie  sanktio- 
niert und  in  die  Form  staatlicher  Gesetze  bringt,  in  die  Staatsordiumg 
übergehen. 

Daher  erklärt  auch  Marx  die  gewöhnliche  Ansicht,  die  Gesellschaft 
beruhe  auf  dem  „Gesetz",  und  dieses  Gesetz  sei  identisch  mit  der 
staatlichen  Rechtsordnung,  für  eine  „juristische  Einbildung".  Die 
Sache  verhält  sich  vielmehr  nach  seiner  Auffassung  umgekehrt.  Die 
Basis  bilden  die  gesellschaftlichen  Lebensverhältnisse  (die  sich  aus 
der  gesellschaftlichen  Unterhaltsgewinnung  ergebenden  mannigfachen 
Wechselbeziehungen),  die  ihre  Regelung  in  einer  bestimmten  sozialen 
Reclitsordnung  finden,  und  erst  aus  dieser  wieder  geht  dann  in  wei- 
terer Folge  die  staatliche  Rechtsordnung  hervor.  So  heißt  es  denn 
auch  z.  B.  schon  in  der  Mar.xschen  Verteidigungsrede  vor  den  Kölner 
Geschworenen: 

„Die  (lesellschaft  beruht  nicht  auf  dem  (lesetz.  Es  ist  das  eine 
juristische  Einbildung.  Das  Gesetz  muß  vielmehr  auf  der  Gesellschaft 
beruhen,  es  muß  Ausdruck  ihrer  gertieinschaftlichen,  aus  der  jedesmalige 1 1 
m at e r i e 1 1 e n  Produktionsweise  hervorgehenden  Interessen  und  hediirfiTTss c 
g^en  die  Willkür  des  einzelnejn[_IjTdJxiiLuums  sein.  Hier,  der  Code  Napo- 
leon, deiiTch  in  der  Hand  habe,  er  hat  nicht  die  moderne  bürgerliche  Ge- 
sellschaft erzeugt.  Die  im  IS.  Jahrhundert  entstandene,  im  19.  fortent- 
wickelte bürgerliche  Gesellschaft  findet  vielmehr  im  Code  nur  einen  ge- 
setzlichen Ausdruck.  Sobald  er  den  gesellschaftlichen  Verhältnissen  incht 
mehr  entspricht,  ist  er  nur  noch  ein  Ballen  Papier." 


iv/ 
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Soziale  und  staatliche  Regelung. 

Wenn  Marx   den  Staat   als   eine  Einrichtung  der  Gesellschaft  be- 
zeichnet, so  will  er  damit  jedoch  keineswegs  sagen,  daß  der  Staat 
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die  ganze  Materie  des  sozialen  Lebens,  d.  h.  das  Oesamtgebiet  der 
gesellschaftlichen  Wechselbeziehungen,  der  gesetzlichen  Regelung 
unterwirft.  In  die  Staatsordnung  geht  nur  ein  Teil  der  sich  im  so- 
zialen Leben  durchsetzenden  Regelung  ein.  Soweit  sich  die  betreffen- 
den Normen  ohnehin  von  selbst  als  jeweilig  notwendige  Gebote  des 
sozialen  Lebens  behaupten,  werden  sie,  wenn  auch  staatlich  aner- 
kannt, doch  nicht  in  politische  Oesetzesform  gebracht,  sondern  nur 
insoweit,  als  dies  für  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
oder  des  Staatsorganismus  nötig  erscheint.  Das  staatsbürgerliche 
Gesetz  bestimmt  also  nicht:  „Du  sollst  Zins  zahlen."  Diese  Bestim- 
mung ist  unnötig;  denn,  falls  es  sich  nicht  um  Verwandte  oder  gute 
Freunde  handelt,  erhält  heute  niemand  Geld  ohne  Zinsen  geliehen. 
Es  sagt  auch  nicht,  du  darfst  nur  4y2  oder  5  oder  6  Prozent  Zinsen 
geben.  Das  bleibt  der  privaten  Abmachung  überlassen,  höchstens, 
daß  gegen  maßlose  Ausbeutung  des  Schuldners  durch  Wuchergesetze 
Vorsorge  getroffen  wird.  Die  Gesetze  treffen  meist  nur  Bestim- 
mungen bezüglich  der  Zinszahlung,  der  Einforderung  der  geliehenen 
Summen,  der  Haftung  des  Schuldners  usw. 

Ebenso  bestimmt  das  Gesetz  nicht,  die  Preise  haben  sich  nach  An- 
gebot und  Nachfrage  zu  richten,  die  Profitraten  haben  sich  auszu- 
gleichen, die  Mehrwertsraten  dürfen  nur  so  und  so  viel  betragen,  der 
Lohn  der  gewöhnlichen  Arbeiter  soll  ein  gewisses  gesellschaftliches 
Existenzminimum  nicht  überschreiten,  der  Arbeiter  hat  Mehrarbeit 
zu  leisten,  deren  Ertrag  als  Mehrwert  den  Unternehmern  zufließt 
und  sich  in  Profit,  Zins  und  Grundrente  spaltet  usw.;  denn  alle  solche 
sich  aus  dem  Wirtschaftsprozeß  ergebenden  sozialen  Regeln  setzen 
sich  von  selbst  durch. 

Wohl  gibt  es  staatliche  Lohngesetze,  aber  es  genügt  die  Einhaltung 
des  Lohnvertrags  zu  sichern  und  zu  bestimmen,  daß  der  Lohn  nicht 
willkürlich  gekürzt,  die  Arbeitszeit  nicht  übermäßig  ausgedehnt  wer- 
den darf,  die  Lohnsumme  in  Geld  ausbezahlt  werden  muß  usw. 

Y  Die  Staatsordnung  umfaßt  also  nicht  die  ge- 
samte soziale  Regelung,  und  die  staatlichen  Gesetze  um- 
fassen nicht  den  ganzen  sozialökonomischen  Inhalt  der  sozialen  Ge- 
setze. Sie  stellen  vielmehr  nur  einen  Teil  der  sozialen  Regelung 
unter  staatlichen  Zwang,  nicht  alle  Regeln;  ein  anderer  Teil 
bleibt  der  gesellschaftlichen  Konvention  vor- 
behalten. Die  sozialen  Gesetze  der  Preisbildung,  des  Mehrwerts 
und  der  Profitrate,  der  Warenzirkulation,  der  Vermögensbildung,  der 
Grundrentenbewegung,  der  Lohnbewegung  usw.  stehen  nicht  in 
staatlichen  Gesetzbüchern  und  doch  setzen  sie  sich  im  sozialen 
Leben  vielfach  mit  weit  größerer  Gewalt  und  Rücksichtslosigkeit 
durch,  als  viele  Staatsgesetze.  Und  ebensowenig  stehen  darin  die 
zwar  nicht  direkt  aus  dem  Wirtschaftsprozeß  selbst,  wohl  aber  aus 
dem  Ganzen  der  wirtschaftlichen  Lebensgestaltung,  der  Gesamtheit 
der  gesellschaftlichen  Wechselbeziehungen  sich  ergebenden  sozialen 
Gesetze  bezüglich  des  Steigens  und  Fallens  der  Kriminalität,  der  Zu- 
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und  Abnahme  der  (jcburtcn,  der  Heiraten,  der  Sterbefälle,  der  Krank- 
heitserscheinungen usw.  Ferner  auch  meist  nicht  die  konventionellen 
Gesetze  der  Moral,  des  Anstandes,  der  Höflichkeit  usw. 

Zudem  werden  bei  der  Uebernahme  sozialer  Regeln  diese  keines- 
wej^s  stets  in  der  Form  iihcrnoimnen,  wie  sie  im  sozialen  Leben  Oel- 
tun.i(  gewonnen  haben.  Durch  den  Wirtschaftsprozeß  entstehen  so- 
ziale Schichtungen,  die  selbst  dort,  wo  sie  nicht  vom  Staat  ver- 
mittelst einer  „Ständeordnun^"  der  Staatsordnung  rechtlich  ein- 
gegliedert werden,  einen  gewissen  «KinfluB  auf  die  Staatsgewalt 
ausüben.  Der  moderne  Staat  ist,  wie  Fngels  an  einer  der  vorhin 
zitierten  Stellen  sagt,  wesentlich  Staat  der  Bourgeoisie,  wie  er  im 
Mittelalter  Staat  des  Feudaladels  war.  Und  an  anderer  Stelle,  im 
„Anti-Dühring",  6.  Aufl.,  S.  302,  heißt  es  im  Rückblick  auf  die  bis^ 
herige  Staatsentwicklung:  „Der  Staat  war  der  offizielle  Repräsentant 
der  ganzen  (iesellschaft,  ihre  Zusammenfassung  in  einer  sichtbaren 
Körperschaft;  aber  er  war  dies  nur,  insofern  er  der  Staat  derjenigen 
Klasse  war,  welche  selbst  für  ihre  Zeit  die  ganze  (jesellschaft  ver- 
trat: im  Altertimi  Staat  der  sklavenhaltenden  Staatsbürger,  im  Mittel- 
alter des  Feudaladels,  in  unserer  Zeit  der  Bourgeoisie."  Die  herr- 
schenden Schichten  aber  haben  das  größte  Interesse  daran,  die  staat- 
liche Regelung  (d.  h.  die  Staatsordnung)  so  zu  gestalten,  daß  sie  ihrem 
besonderen  Interesse  entspricht,  also  den  Staatsgesetzen  eine  be- 
stinmite  juristische  Fassung  zu  geben.  Fbenso  liegt  es  oft  in  ihrem 
Interesse,  die  Annahme  und  Durchführung  von  (jesetzen  zu  hindern, 
die  ihren  Wünschen  widersprechen  oder  die  Aufrechterhaltung  von 
(lesetzen  zu  versuchen,  die  vom  Wirtschaftsprozeß  überholt  sind  und 
der  sozialen  Lebensgestaltimg  nicht  mehr  entsprechen.  (lerade  in 
dieser  künstlichen  Erhaltung  von  überlebten  Gesetzen,  die  der  gesell- 
schaftlichen Entwicklung  hemmend  entgegenstehen,  liegt  der  Kon- 
flikt zwischen  dem  geschriebenen  Recht  und  dem  sogen,  öffentlichen 
Rechtsbewußtsein,  von  dem  Goethe  sagt: 

Es  erben  sich  Gesetz  und  Rechte 
Wie  eine  ew'ge  Krankheit  fort. 

Freilich  lassen  sich  staatliche  Rechte  immer  nur  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  konservieren.  Entweder  sprengt  die  gesellschaftliche 
Entwicklung  die  Fesseln,  nötigenfalls  durch  gewaltsame  Eruptionen 
(Revolutionen),  der  Staat  wird  dann,  wie  Marx  sich  ausdrückt,  neu 
als  politischer  Staat  aus  der  (jesellschaft  heraus  geboren 
oder  aber,  der  Staat  verkommt  und  verfällt.  Das  staatliche  kodi- 
fizierte Recht  ist  also  zwar  keineswegs  identisch  mit  dem  sozialen 
Recht;  aber  in  einem  ausgesprochenen  Gegensatz  zu  dem  gesell- 
schaftlichen Entwicklungsstand  kann  es  trotzdem  dauernd  nicht 
stehen,  ebensowenig  wie  andererseits,  um  einen  Marxschen  Satz  in 
seiner  Kritik  des  Gothaer  sozialdemokratischen  Programms  zu  ge- 
brauchen, das  Recht  eines  Staates  „nie  luHier  sein  kami  als  die  öko- 
nomische Gestaltung  und  dadurch  bedingte  Kulturentwicklung  der 
Gesellschaft". 
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Marx  unterscheidet  denn  auch  sehr  wohl  zwischen  pohtischen 
(staatsbürgerlichen)  und  sozialen  Gesetzen.  Letztere  bezeichnet 
er  verschiedentlich  als  Gesetze  des  ökonomischen 
Lebens.  Schon  in  der  Kritik  der  „Judenfrage"  (Nachlaß  I, 
S.  416)  findet  sich  solche  Unterscheidung.  Die  Menschenrechte 
der  großen  französischen  Revolution  werden,  wie  schon  S.  25.3 
erwähnt  wurde,  von  Marx  in  politische  und  soziale  Rechte,, 
in  „droits  du  citoyen"  und  „droits  de  Thomme"  unterschieden. 
Von  den  ersteren  sagt  er: 

„Zum  Teil  sind  diese  Menschenrechte  politische  Rechte,  Rechte,  die  nur 
in  der  Gemeinschaft  mit  andern  ausgeübt  werden.  Die  Teilnahme 
am  Gemeinwesen,  und  zwar  am  politischen  Gemeinwesen,  am 
Staatswesen,  bildet  ihren  Inhalt.  Sie  fallen  unter  die  Kategorie  der  poli- 
tischen Freiheit,  unter  die  Kategorie  der  Staatsbürgerrechte." 

Dagegen  werden  die  sozialen  Rechte  folgendermaßen  bestimmt: 

„Wer  ist  der  vom  Citoyen  unterschiedene  Homme?  Niemand  anders, 
als  das  Mitglied  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Warum  wird  das  Mit- 
glied der  bürgerlichen  Gesellschaft  „Mensch",  Mensch  schlechthin,  warum 
werden  seine  Rechte  Menschenrechte  genannt?  Woraus  erklären  wir 
dies  Faktum?  Aus  dem  Verhältnis  des  politischen  Staats  zur  bürger- 
lichen Gesellschaft,  aus  dem  Wesen  der  politischen  Emanzipation. 

Vor  allem  konstatieren  wir  die  Tatsache,  daß  die  sogenannten  Men- 
schenrechte, die  droits  de  Thomme  im  Unterschied  von  den  droits  du 
citoyen,  nichts  anderes  sind,  all  die  Rechte  des  Mitglieds  der 
bürgerlichen  Gesellschaft,  d.  h.  des  egoistischen  Menschen», 
des  vom  Menschen  und  vom  Gemeinwesen  getrennten  Menschen." 

Diese  Unterscheidung  nicht  begriffen  zu  haben,  ist  einer  der  größten 
Fehler  des  Professors  Rudolf  Stammler.  Hätte  er  sie  erfaßt,  er 
würde  schwerlich  in  seinem  schon  erwähnten  Werk  „Wirtschaft  und 
Recht  nach  der  materialistischen  Geschichtsauffassung"  die  äußerlich 
gesetzten  Regeln,  d.  h.  das  staatsbürgerliche  Recht,  als  die  bedingende 
Form  der  sozialen  Wirtschaft  bestimmt  haben.  Ganz  richtig  führt 
er  aus,  daß  die  soziale  Regelung  sich  auf  das  Zusammenwirken  von 
Menschen  zum  Zweck  ihrer  Bedürfnisbefriedigung  richtet,  da  er  aber 
nicht  zwischen  Gesellschaft  und  Staat,  zwischen  Gesellschafts- 
ordnung und  Staatsordnung  unterscheidet,  so  versteht  er  nicht 
den  Unterschied  zwischen  sozialem  Recht  und  staatlichem  Rechte 
zwischen  sozialem  und  staatlichem  Gesetz,  und  identifiziert  kurzweg 
die  sich  im  Wirtschaftsprozeß  durchsetzende  immanente  Regelung 
mit  der  späteren  staatlichen  Regelung,  d.  h.  den  vom  Staat  gesetzten 
äußerlichen  Regeln.  Er  bezeichnet  demgemäß  die  soziale  Wirt- 
schaft als  „das  unter  äußeren  Regeln  stehende  Zusammenwirken^ 
welches  auf  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  hingeht"  (L  Aufl.^ 
S.  152)  und  kommt  dadurch  zu  der  sonderbaren  Ansicht:  „Es  paßt 
die  Kategorie  der  Kausalität  hier  gar  nicht.  Die  rechtlichen  Regeln 
stellen  vielmehr  die  formale  Seite  des  einheitlichen  Objektes  sozial- 
wissenschaftlicher Untersuchung,  des  sozialen  Lebens,  dar  und  sind 
für  diese  Betrachtung  mit  der  von  ihnen  geregelten  Materie,  dem 
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bezüglichen  menschlichen  Zusammenwirken  stets  in  sich  vereint  nur 
gegeben/' 

Der  Grundfehler  Stammlers  liegt  darin,  daß  er  nicht  als  Soziologe 
den  Prozeß  der  staatlichen  Rechtsrcgelung  in  seiner  historischen  Ent- 
wicklung und  in  seinen  Zusammenhängen  verfolgt,  sondern  einfach, 
wie  schon  vorhin  ausgeführt  wurde,  nach  altem  Schema  vom  iso- 
lierten Menschen  ausgeht  und  die  Gesellschaft  als  eine  Vereinigung 
der  einzelnen  unter  bcstinnntcn  äußerlich  gesetzten  Regeln  auffaßt. 
Das  soziale  Leben  gilt  ihm  daher  von  vorneherein  als  „äußerlich  ge- 
regeltes Leben".  Tatsächlich  ist  soziales  Leben  jedoch  jedes  inner- 
lich auf  andere  (Mitlebende)  bezogene  Wirken.  Schon  mit  der  ersten 
bewußten  Handlung,  durch  die  ein  Mensch  in  seiner  Bedürfnisbefrie- 
digung mit  Nebcnmcnschen  in  irgendwelche  Berührung  konmit,  tritt 
er  zu  ihnen  in  soziale  Wechselbeziehung.  Für  solche  Be- 
ziehungen bestehtaberzunächstnoch  garkeine  Rege- 
1  u  n  g.  Diese  setzt  sich  vielmehr  erst  allmählich  (und  zwar  vorerst 
meist  in  sehr  vager,  unbcstinmiter  Form)  im  Laufe  stetig  sich  wieder- 
holender Wechselwirkungen  durch.  Nicht  wird  zuerst  die  Lohnarbeit 
geregelt  und  dann  die  Lohnarbeit  eingeführt;  ebensowenig  entsteht 
erst  die  Regelung  des  Wechselverkehrs  und  dann  der  Wechsel.  Erst 
wenn  soziale  Beziehungen  da  sind,  können  sie  geregelt  werden.  Und 
diese  Regelung  erfolgt  nun  nicht  sofort  äußerlich  durch  Festsetzung 
irgendwelcher  Normen,  sondern  sie  vollzieht  sich  von  innen  heraus, 
oft  ohne  daß  die  Menschen  meist  zunächst  erkennen  und  verstehen, 
was  sich  als  soziale  Regel  bezw.  soziales  Gesetz  niederschlägt.  Erst 
später  wird  dann  diese  Regel  auch  „äußerlich  gesetzt",  d.  h.  als  Regel 
anerkannt  und  formell  aufgestellt.  Aber  selbst  dann  wird  nicht,  wie 
schon  dargelegt  wurde,  vom  Staate  die  ganze  Materie  des  sozialen 
Lebens  geregelt,  sondern  nur,  soweit  das  für  das  Staatsleben  nötig 
erscheint,  und  ferner  deckt  sich,  soweit  eine  sogen,  äußerlich  for- 
male Regelung  stattfindet,  diese  fast  nie  mit  dem  ökonomischen  In- 
halt der  sozialen  Regelung,  wie  sie  sich  als  immanente  Form  im 
sozialen  Wirtschaftsprozeß  durchsetzt. 

Wirtschaft  und  Recht. 

Stammler  identifiziert,  da  er  den  Begriff  der  Gemeinschaft  in 
ihrem  Verhältnis  zur  Gesellschaft  gar  nicht  kennt,  völlig  den  sozial- 
ökonomischen Begriff  der  Gesellschaft  mit  ihrem  juristischen.  Gewiß 
lassen  sich  die  Normen  und  Gesetze,  die  die  menschlichen  Be- 
ziehungen innerhalb  einer  Gesellschaft  oder  Gemeinschaft  regeln,  be- 
grifflich von  den  geregelten  konkreten  Zuständen  ablösen  und  für 
sich  in  dieser  Abtrennung  als  Gegenstand  der  Rechtswissenschaft 
betrachten;  was  aber  in  diesem  Fall  herauskommt,  ist  immer  nur  die 
Betrachtung  einer  äußerlich-formalen  Seite  der  Gesellschaft,  ihrer 
juristischen  Formation.  Erschöpft  denn  aber  wirklich  das  geregelte 
Aeußere  der  Gesellschaft  ihren  ganzen  Lebensinhalt,  d.  h.  das  Ganze 
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der  sozialökonomischen  wie  sozialpsychischen  Erscheinungen  in  ihrer 
Totalität?  Bleibt,  wenn  die  Regeln  begrifflich  vom  sozialen  Lebens- 
inhalt abgetrennt  werden,  denn  wirklich  gar  nichts  übrig?  Gibt  es 
hinter  der  juristischen  Form  gar  keine  anderen  sozialen  Lebens- 
probleme? Stammler  stellt  sich  infolge  der  enge  seines  juristischen 
Gesichtskreises  diese  Fragen  gar  nicht!  Er  sieht  in  der  Gesellschaft 
nur  geregelte  Rechtszusammenhänge. 

Stammler  hat  das  infolge  seines  engen  juristischen  Gesichtskreises 
gar  nicht  begriffen;  doch  möchte  ich  die  eigentliche  Kritik  seiner 
seltsamen  juristischen  Formaikonstruktionen  aufschieben  bis  zu  dem 
späteren  Kapitel  über  das  Verhältnis  des  Rechts  zur  Wirtschafts- 
weise; hier  will  ich  nur  noch  auf  zwei  Dinge  hinweisen,  deren  Er- 
wähnung mir  zum  Verständnis  des  Charakters  der  modernen  Staaten 
in  ihrem  Verhältnis  zur  Gesellschaft  durchaus  nötig  scheint: 

Erstens  wird  der  Charakter  der  V^irtschaft  keineswegs,  wie  Pro- 
fessor Stammler  meint,  allein  durch  die  formale  Besonderheit  der 
äußerlich  gesetzten  Rechtsregeln  bestimmt.  Es  kommt  nicht  allein 
darauf  an,  wie  die  Regeln,  juristisch  betrachtet,  aussehen,  sondern 
auch,  wie  weit  sie  in  der  sozialwirtschaftlichen  Regelung  zur  An- 
wendung kommen.  Mit  anderen  Worten:  sie  kommen  nicht  nur  als 
formal-qualitative,  sondern  nicht  minder  als  quantitative  Normativ- 
faktoren in  Betracht.  Damit,  daß  wir  wissen,  in  einer  Gesellschaft 
gelten  diese  und  jene  Lohnrechte,  Eigentumsrechte,  Erbrechte  usw., 
lernen  wir  höchstens  die  formalrechtliche  Eigenart  ihrer  „Ordnung" 
kennen,  zur  Erkennung  des  Gesamtcharakters  der  sozialen  Wirt- 
schaft genügen  sie  nicht.  Denn  über  deren  Charakter  entscheidet 
nicht  nur  die  formale  Beschaffenheit  der  Rechtsregeln;  von  nicht 
geringerer  Bedeutung  ist,  in  welchem  Umfang  sie  regelnd  in  den 
Wirtschaftsprozeß  eingreifen.  Auf  verschiedenen  sozialen  Entwick- 
lungsstufen können  gewisse  gleiche  Rechte  vorhanden  sein;  dennoch 
aber  wird  das  Wirtschaftsleben  ganz  verschiedene  Charakterzüge 
aufweisen,  wenn  dieselben  Rechte,  die  in  dem  einen  Fall  nur  für 
einen  engen  Kreis  der  Wechselbeziehungen  gelten,  im  anderen  Fall 
die  ganze  soziale  Wirtschaftstätigkeit  umspannen.  Mit  anderen 
Worten:  es  kommt  nicht  darauf  an,  daß  gewisse  „äußerliche"  Regeln 
vorhanden  sind,  sondern  auch  in  welcher  Ausdehnung 
sie  „r  e  g  e  1  n".  Die  meisten  heutigen  bürgerlichen  Eigentums- 
rechte Frankreichs  finden  wir  z.  B.  auch  schon  im  vorrevolutio- 
nären Frankreich  des  18.  Jahrhunderts  vor;  aber  ihr  Geltungs- 
bereich war  ein  wesentlich  verschiedener  und  demnach  auch 
der  Eigentumscharakter  der  vorrevolutionären  und  der  heutigen 
Entwicklungsperiode. 

Ferner  ist  nicht  zu  übersehen,  daß,  wenn  der  Staat  einerseits  nicht 
alle  sozialen  Regeln  übernimmt  und  dem  staatsbürgerlichen  Recht 
einverleibt,  er  andererseits  den  Staatsmitgliedern  manche  Gesetze 
auferlegt,  die  nicht  im  gesellschaftlichen  Leben  wurzeln,  sondern  von 
bestimmten    Bedürfnissen    der   Staatsmaschinerie    oder   besonderen 
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lierrschaitsanspriichen  der  diese  Maschinerie  beherrschenden  oder 
leitenden  Schichten  diktiert  werden.  Nehmen  wir  z.  B.  die  Wahl- 
jijesetze.  Daß  diese  im  Ranzen  mit  der  sozialen  üliederiniR  der  Staats- 
bürgerschaft zusammenhängen,  wie  sie  sich  innerhalb  des  Staates 
geschichtlich  entwickelt  hat,  ist  richtig;  aber  die  einzelnen  Bestim- 
mungen über  die  Abstufung  des  Wahlrechts,  den  Abstimimmgsmodus, 
die  Einteilung  der  Wahlkreise  werden  in  ihrer  Ik'sonderheit  nicht 
durch  den  wirtschaftlichen  LebensprozeB  der  (lesellschaft  bestimmt, 
sondern  durch  die  ^Jltfaltung  der  die  Staats-  oder  Regierungsgewalt 
beherrschenden  oder  beeinflussenden  Machtfaktoren,  wie  wir  denn 
auch  in  modernen  Staaten  mit  ungefähr  gleicher  Wirtschaftsentwick- 
lung oft  ganz  verschiedene  Wahl-  und  Parlameiitsrechte  vorfinden. 
Ist  auch  der  Staat  von  der  jeweiligen  Cjesellschaftsformation  ab- 
hängig, so  daß  man  in  gewissem  Sinne,  wie  Marx,  den  Staat  als 
Einrichtung  und  offiziellen  Ausdruck  der  Gesellschaft  bezeichnen 
kann,  so  ist  doch  das  Staatsleben  nicht  ein  bloßer  Teil  des  Cjesell- 
schaftslebens.  Schon  in  den  primitiven  üemeinschaften,  Horden,  (je- 
schlechtsgenossenschaften.  Dorfschaften,  Markgenossenschaften, 
Stämmen  usw.  sehen  wir,  daß  die  Aufrechterhaltung  ihres  Bestandes 
und  die  Wahrung  ihrer  besonderen  Interessen  nach  innen  und  außen, 
wie  auch  der  Kampf  gegen  rivalisierende  gleichartige  (jemeinschafts- 
gebilde  allerlei  besondere  Institutionen  und  Cjcsetze  hervorrufen,  die 
nicht  aus  dem  sozialen  Lebensprozeß,  sondern  aus  dem  jeweiligen 
besonderen  Interesse  der  Stammesorganisation  herauswachsen.  Noch 
mehr  gilt  das  vom  Staat  in  seinem  Entwicklungsgänge.  Je  mehr  der 
Staat  sich  nach  und  nach  zum  Riesenmechanismus  mit  einem  großen 
Verwaltungsapparat  entwickelt,  desto  mehr  verselbständigt  er  sich 
auch  gegenüber  der  Gesellschaft  und  folgt  den  sich  aus  seinem  Orga- 
nismus und  dessen  Lebensbedingungen  ergebenden  eigenen  Gesetzen 
—  ohne  s  i  c  h  j  e  d  o  c  h  von  der  Gesellschaftsordnung 
emanzipieren  zu  können. 

Auch  auf  den  sozialen  Wirtschaftsprozeß  vermag  der  Staat  bis  zu 
gewissem  Grade  durch  seine  Maßnahmen  zurückzuwirken.  Der  Staat 
kann  zwar  nicht  beliebig  die  Gesetze  und  die  Struktur  der  Wirtschaft 
ändern.  Er  kann  in  der  heutigen  kapitalistischen  Gesellschaft  nicht  den 
Mehrwert,  Profit,  Zins,  die  Lohnarbeit,  den  Handel  usw.  aufheben;  er 
kann  auch  nicht  dort  Industrien  entstehen  lassen,  wo  alle  geographi- 
schen, technischen,  entwicklungsgeschichtlichen  Vorbedingungen  da- 
für fehlen;  wohl  aber  kann  er  z.  B.  durch  Zölle,  Subventionen.  Eraclit- 
regulierungen  usw.  auch  eine  Eisenindustrie  in  einem  Lande  hoch- 
ziehen helfen,  das  selbst  keine  Kohlen-  und  Eisenerzgruben  besitzt 
und  solche  künstliche  Aufziehung  bestimmter  Industriezweige  kann 
wieder  beeinflussend  auf  die  Gesellschaftsordnung  zurückwirken. 
Freilich,  auch  in  solchem  Falle  müssen  immerhin  sozialwirtschaftliche 
Vorbedingungen  gegeben  sein  —  wo  noch  keine  industriell  vor- 
gebildete Arbeiterschaft,  keine  billigen  Bezugsquellen  und  Zufahrts- 
wege, keine  bestimmte  technische  Entwicklung  vorhanden  ist. 
glücken  alle  Versuche  nicht. 
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Schon  in  seinem  Artikel  über  die  „Judenfrage'*  weist  Marx  auf 
diese  Verselbständigung  des  Staates  Kegenüber  der  Gesellschaft  hin. 
Aber  da  er  den  Staat  dort  fast  rein  politisch  betrachtet,  erklärt  er 
sie  aus  dein  Klassencharakter  des  Staates,  seiner  Eigenschaft  als 
einer  Herrschaftsorganisation,  die  die  unteren  Klassen  zum  Vorteil 
einer  oder  mehrerer  bevorrechteter  Schichten  niederzuhalten  sucht; 
ferner  aus  dem  Anwachsen  der  Staatsbureaukratie  und  des  Berufs- 
politikertums,  das  die  Staatsmaschinerie  in  den  Dienst  besonderer 
politischer  Interessen  dieser  Schichten  stellt.  Ebenso  Engels.  So 
heißt  es  in  seiner  Einleitung  zum  „Bürgerkrieg  in  Frankreich"  (3.  Auf- 
lage, S.  12): 

„Worin  bestand  die  charakteristische  Eigenschaft  des  bisherigen 
Staates?  Die  Gesellschaft  hatte  zur  Besorgung  ihrer  gemeinsamen  Inter- 
essen, ursprünglich  durch  einfache  Arbeitsteilung,  sich  eigene  Organe  ge- 
schaffen. Aber  diese  Organe,  deren  Spitze  die  Staatsgewalt  ist,  hatten 
sich  mit  der  Zeit,  im  Dienst  ihrer  eigenen  Sonderinteressen,  aus  Dienerji 
der  Gesellschaft  zu  Herren  über  dieselbe  verwandelt.  Wie  dies  z.  B. 
nicht  bloß  in  der  erblichen  Monarchie,  sondern  ebenso  in  der  demokra- 
tischen Republik  zu  sehen  ist.  Nirgends  bilden  die  „Politiker"  eine  abge- 
sondertere und  mächtigere  Abteilung  der  Nation,  als  gerade  in  Nord- 
amerika. Hier  wird  jede  der  beiden  großen  Parteien,  denen  die  Herr- 
schaft abwechselnd  zufällt,  selbst  wieder  regiert  von  Leuten,  die  aus  der 
Politik  ein  Geschäft  machen,  die  auf  Sitze  in  den  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen des  Bundes  wie  der  Einzelstaaten  spekulieren,  oder  die  von 
der  Agitation  für  ihre  Partei  leben  und  nach  deren  Sieg  durch  Stellen 
belohnt  werden.  Es  ist  bekannt,  wie  die  Amerikaner  seit  30  Jahren  ver- 
suchen, dies  unerträglich  gewordene  Joch  abzuschüttein,  und  wie  sie  trotz 
alledem  immer  tiefer  in  diesen  Sumpf  der  Korruption  hineinsinken.  Ge- 
rade in  Amerika  können  wir  am  besten  sehen,  wie  diese  Verselbständigung 
der  Staatsmacht  gegenüber  der  Gesellschaft,  zu  deren  bloßem  Werkzeug 
sie  ursprünglich  bestimmt  war,  vor  sich  geht." 

Noch  deutlicher  schildert  Friedrich  Engels  in  seiner  Schrift  „Lud- 
wig Feuerbach  und  der  Ausgang  der  klassischen  deutschen  Philo- 
sophie" die  „Verselbständigung"  des  Staates  (S.  51): 

'      ^„Die  Gesellschaft  schafft  sich  ein  Organ  zur  Wahrung  Ihrer  gemein- 
/     samen  Interessen  gegenüber  inneren  und  äußeren  Angriffen.    Dies  Organ 
ist  die  Staatsgewalt.    Kaum  entstanden,  verselbständigt  sich  dies  Organ 
/  gegenüber  der  Gesellschaft,  und  zwar  um  so  mehr,  je  mehr  es  Organ 
/  einer  bestimmten  Klasse  wird,  die  Herrschaft  dieser  Klasse   direkt  zur 
/Geltung  bringt.     Der  Kampf   der   unterdrückten   gegen  die   herrschende 
Klasse  wird  notwendig  ein  politischer,  ein  Kampf  zunächst  gegen  die  poli- 
tische Herrschaft   dieser  Klasse;   das   Bewußtsein   des  Zusammenhanges 
dieses    politischen  Kampfes    mit    seiner    ökonomischen   Unterlage    wird 
dumpfer  und  kann  ganz  verloren  gehen.    Wo  dies  auch  nicht  bei  den  Be- 
teiligten vollständig  der  Fall   ist,  geschieht   es  fast  immer  bei   den  Ge- 
schichtsschreibern.   Von  den  alten  Quellen  über  die  Kämpfe  innerhalb  der 
römischen  Republik  sagt  uns  nur  Appian  klar  und  deutlich,  um  was  es 
sich  schließlich  handelte  —  nämlich  um  das  Grundeigentum. 

Der  Staat  aber,  einmal  eine  selbständige  Macht  geworden  gegenüber 
der  Gesellschaft,  erzeugt  alsbald  eine  weitere  Ideologie.  Bei  den  Poli- 
tikern von  Profession,  bei   den  Theoretikern  des  Staatsrechts   und   den 
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Juristen  des  Privatrechts  nämlich  geht  der  Ziisaninienhang  mit  den  öko- 
nomischen Tatsachen  erst  recht  verloren.  Weil  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  ökonomischen  Tatsachen  die  Form  juristischer  Motive  aimehmen 
müssen,  um  in  Gesetzesform  sanktioniert  zu  werden,  und  weil  dabei  auch 
selbstverständlich  Rücksicht  zu  nehmen  ist  auf  das  ganze  schon  geltende 
Rechtssystem,  deswegen  soll  nun  die  juristische  Form  alles  sein  und  der 
ökonomische  Inhalt  nichts.'* 

Daher  bezeichnet  Friedrich  Engels  auch  in  seinem  Werkchen  über 
die  Familie  den  Staat  als  eine  „aus  der  Gesellschaft  hervorj^eKauKene, 
aber  sich  über  sie  stellende,  sich  ihr  mehr  und  mehr  entfremdende 
Macht". 


\ 
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Elftes  Kapitel. 

Entstehung  und  Entwicklung  des 

Staates. 

Das  Hegeische  Staatsideal.  —  Marxens  Staatsideal.  —  Staatsideal  und 
Staatswirklichkeit.  —  Die  Entstehung  des  athenischen  Staates  nach  Marx- 
Engelsscher  Auffassung.  —  Die  Entstehung  des  römischen  Staates.  —  Die 
Staatsgründung  in  Athen  und  Sparta.  —  Oekonomische  Voraussetzungen  der 
Staatsbildung.  —  Der  Staat  als  Eroberungsprodukt.  —  Marx  über  die  Ent- 
wicklung und  das  Absterben  des  Staates. 

Das  Hegeische  Staatsideal. 

In  der  Hegelschen  Rechtsphilosophie  erscheint  der  Staat  als  Pro- 
dukt philosophischer  Konstruktion,  gewissermaßen  als  dialektischer 
Gegensatz  zur  Gesellschaft.  Hegel  erhält  seinen  Wesensbegriff  des 
Staates  nicht,  indem  er  untersucht,  wie  auf  bestimmter  Stufe  der 
sozialen  Entwicklung  der  Staat  entstanden  ist  und  welchen  Charakter 
er  im  Laufe  der  Geschichte  bei  den  verschiedenen  Völkern  ange- 
nommen hat;  er  gewinnt  seinen  Begriff  auf  dem  Wege  der  logisch- 
dialektischen Deduktion.  Dennoch  wäre  es  verkehrt,  anzunehmen, 
Hegel  wäre  nicht  in  seiner  Konstruktion  von  bestimmten  historisch- 
politischen Staatsvorstellungen  ausgegangen.  Er  war  ein  zu  politi- 
scher Kopf,  als  daß  nicht  gewonnene  historische  Erkenntnisse  semem 
Staatsideal  zugrunde  liegen  sollten;  und  tatsächlich  beweist  denn 
auch  schon  seine  1802  geschriebene  Abhandlung  „Die  Verfassung 
Deutschlands",  daß  er  nicht  nur  vorher  historische  Betrachtungen 
über  den  Staat  angestellt,  sondern  sich  auch  mit  der  Entwicklung 
der  deutschen  Staaten  näher  beschäftigt  haben  muß. 

Die  Entstehung  des  Staates  denkt  sich  Hegel  in  ähnlicher  Weise 
wie  David  Hume  und  Adam  Ferguson.  Der  Staat  beruht  nicht  auf 
irgendwelchem  Zusammenschluß  isolierter  Individuen  und  Personen, 
als  Folge  irgendeines  tatsächlichen  oder  unterstellten  Gesellschafts- 
vertrages, sondern  er  entsteht  auf  bestimmter  Stufe  der  gesellschaft- 
lichen Entwicklung  als  Nachfolger  früherer  Gemeinschaftsbildungen, 
nämlich  der  Familie,  der  Horde,  des  Geschlechts  und  des  Stammes. 
So  sagt  er  denn  auch  z.  B.  durchaus  klar  und  deutlich  in  seiner 
„Rechtsphilosophie"  (§  349):  „Ein  Volk  ist  zunächst  noch  kein  Staat, 
und  der  Uebergang  einer  Familie,  Horde,  Stammes,  Menge  usw.  in 
den  Zustand  eines  Staates  macht  die  formelle  Realisie- 
rung der  Idee  überhaupt  in  ihm  aus."  Der  Staat  als  politisches  Ge- 
meinwesen entsteht  demnach  auch  erst  auf  bestimmter  geschicht- 
licher  Entwicklungsstufe.    Wie    und   wodurch?     Nach  Hegels  Auf- 
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fassuriK  dadurch,  daß  sich  in  dem  zur  StaatsbilduiiK  ^clanKeuden 
Volk  infolge  der  ArbeitsteihiiiK  allerlei  VermöKcnsunj^leichheiten  (Be- 
sitzunterscliicde)  und  besondere  „S  u  b  s  i  s  t  e  n  z  b  a  s  c  n",  d.  h.  Er- 
werbs- und  StandesschichtunKen,  herausbilden,  die  zu  einer  poli- 
tischen Ordnung  dieser  Unterschiede  zwingen.  Deshalb  beruht  von 
vorneherein  jeder  Staat,  wie  Heikel  sagt,  auf  „substantiellen"  Unter- 
schieden, auf  Standesungleichheiten  und  Standesgegensätzen: 

„Wo  bürgerliche  (jesellschaft  und  damit  Staat  vorhaiidcii  ist,"  lieiUt  es 
Ml  der  „l^hilüsophie  des  (jeistes",  ?j  527,  „treten  die  Stände  in  ihrem  Unter- 
schiede ein:  denn  die  allKcmeinc  Substanz  als  lebendiv:  existiert  nur  inso- 
fern sie  sich  organisch  besondert ;  die  (1  e  s  c  h  i  c  h  t  e  der  Verfas- 
sungen ist  die  Geschichte  der  Ausbildung  dieser  Stände,  der 
rechtlichen  Verhälmisse  der  Individuen  zu  denselben  und  ihrer  zueinander 
und  zu   ihrem   Mittelpunkte.** 

Deshalb  tritt  auch  mit  dem  Staate  zugleich  politische  Ungleichheit, 
der  Unterschied  von  regierenden  Oewalten  imd  von  Regierten, 
Obrigkeiten,  Behörden,  Vorständen  usw.  ein.  („Philosophie  des 
Oeistes"  S  ^S3.)  Mit  anderen  Worten:  die  Entwicklung  und 
Differenzierung  der  Stände  und  die  zwischen  die- 
sen geführten  Kämpfe  um  ihre  rechtliche  Stellung 
i  m  S  t  a  a  t  e  b  i  1  d  e  n  d  e  n  e  i  g  e  n  1 1  i  c  h  e  n  I  n  h  a  1  t  a  1  I  c  r  \'  e  r  - 
f  a  s  s  u  n  g  s  g  e  s  c  h  i  c  h  t  e  —  eine  liegelsche  Auffassung,  der  wir 
später,  erweitert  und  auf  die  Oesamtentwicklung  angewandt,  in  dem 
bekannten  Satz  des  Konnnunistischen  Manifestes  begegnen:  „Die 
(j  e  s  c  h  i  c  h  t  e  aller  bisherigen  (i  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  ist  die 
Geschichte  von  Klassenkämpfe  n."  Und  zwar  unter- 
scheidet Hegel  in  den  primitiven  Staaten  drei  Hauptstände,  den 
substantiellen  Stand,  d.  h.  den  Stand  der  Bodenbesitzer,  den  reflek- 
tierten Stand,  die  Gesamtheit  der  Gewerbetreibenden,  und  den  den- 
kenden Stand,  den  Stand  der  gelehrten  F3erufe  und  der  Beamten. 

Ebensowenig  wie  Hegel  verkennt,  daß  der  Staat  ursprünglich  auf 
Standesunterschieden  und  -gegcnsätzen  beruht,  hält  er  den  Staat, 
wie  er  sich  im  Geschichtsverlauf  bei  den  verschiedenen  Völkern 
herausgebildet  hat,  bereits  entsprechend  seiner  F^egriffsbestinnnung 
für  die  „Verwirklichung  der  Freiheit".  Er  befindet  sich  durchaus 
nicht  darüber  im  Zweifel,  daß  weder  der  antike  griechische  und 
römische,  noch  der  mittelalterliche  Staat  oder  der  Beamtenstaat 
seinem  Ideal  entspricht.  Der  antike  Staat  konnte  das  schon  deshalb 
nicht,  weil  Griechen  und  Römer  sich  noch  gar  nicht  zum  Begriff  der 
„absoluten  Freiheit"  durchgerungen,  also  noch  nicht  erkannt  hatten, 
daß  der  Mensch  als  solcher  zur  Freiheit  berechtigt  sei,  nicht  bloß, 
soweit  er  als  Freier  geboren  ist.  Aber  diese  Mängel  des  wirklichen 
Staates  kommen  nach  Hegels  Auffassung  für  die  Staatsidee  gar  nicht 
in  Betracht;  sie  beweisen  nur,  daß  der  Staat  in  seiner  Entwicklung 
seinen  eigentlichen  Zweck  noch  nicht  erreicht  hat,  daß  er  vor- 
läufig noch  ein  unvollkommener  oder  „u  n  v  o  1 1  e  ii  - 
d  e  t  e  r"  Staat  ist,  in  dem  „die  Idee  des  Staates**  noch  eingehüllt 
ist  und  wo  die  „besonderen  Bestimmungen  derselben  nicht  zu  freier 
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-Selbständigkeit  j^ekornmeii  sind".  Ma^  der  Staat  auch  seinem  histo- 
rischen Ursprung  nach  aus  (jcwalttätij^keit  hervorgegangen,  mag 
er  in  seinem  geschichtlichen  Werdegang  da  und  dort  noch  so  ent- 
artet, noch  so  „verkrüppelt"  sein,  für  die  Idee  des  Staates,  für  seinen 
„gedachten  Begriff"  kommt  das  nicht  in  Betracht.  Als  historische 
Erscheinung  ist  der  Staat  vielmehr  lediglich  „eine  historische 
S  a  c  h  e",  ein  Gegenstand  der  Geschichtsbetrachtung.  So  erklärt 
z.  B.  Hegel  in  seiner  „Rechtsphilosophie"  (§  258): 

„Bei  der  Idee  des  Staates  muß  man  nicht  besondere  Staaten  vor  Augen 
haben,  nicht  besondere  Institutionen;  man  muß  vielmehr  die  Idee,  diesen 
wirklichen  Gott  für  sich  betrachten.  Jeder  Staat,  man  mag  ihn  auch  nach 
den  Grundsätzen,  die  man  hat,  für  schlecht  erklären,  man  mag  diese  oder 
jene  Mangelhaftigkeit  daran  erkennen,  hat  immer,  wenn  er  namentlich  zu 
den  ausgebildeten  unserer  Zeit  gehört,  die  wesentlichsten  Momente  seiner 
Zeit  in  sich.  Weil  es  aber  leichter  ist,  Mängel  auszufinden,  als  das  Affir- 
mative zu  begreifen,  verfällt  man  leicht  in  den  Fehler,  über  einzelne 
Seiten  den  inwendigen  Organismus  des  Staates  selbst  zu  vergessen." 

Keineswegs  entspricht  also  der  gegenwärtige  Staat  schon  seinem 
Zweck;  er  ist  noch  unvollendet,  aber  trotzdem  stellt  er  den 
großen  Organismus  dar,  in  dem  sich  sein  Zweck,  die  besonderen  In- 
teressen zum  allgemeinen  Interesse  zusammenzufassen  und  damit 
die  allgemeine  Freiheit  der  Staatsbürger  zu  verwirklichen,  allein 
^u  erfüllen  vermag. 

Als  selbständiger  Organismus  mit  besonderen  Aufgaben  und 
Zwecken,  der  „ein  allgemeines  und  allgemeingültiges  Dasein  für 
sich  und  für  die  anderen"  führt,  hat  demnach  auch  der  Staat  seine 
eigene  Sittlichkeit  und  ferner,  da  das  substantielle  Wohl  des  Staates 
„sein  Wohl  als  eines  besonderen  Staates  in  seinem  bestimmten  Inter- 
esse und  Zustande"  ist,  sein  besonderes  Interesse.  Gesellschafts- 
moral und  Staatsmoral,  Gesellschaftsinteresse  und  Staatsinteresse 
decken  sich  also  nicht.  Sie  sind  etwas  Verschiedenes.  Deshalb  kann 
aber  auch  die  Staatsmoral  nicht  einfach  nach  den  üblichen  sozialen 
Moralanschauungen  beurteilt  und  an  deren  Maßstab  gemessen  wer- 
den. Staaten  sind,  wie  Hegel  verschiedentlich  ausführt,  keine  Privat- 
personen, sondern  vollkommen  selbständige  Totalitäten  an  sich,  da- 
her stellen  sich  auch  ihre  Verhältnisse  anders  dar,  als  bloße  mora- 
lische oder  privatrechtliche  Verhältnisse. 

„Es  ist,"  meint  Hegel  („Rechtsphilosophie"  §  337),  „zu  einer  Zeit  der 
Gegensatz  von  Moral  und  Politik  und  die  Forderung,  daß  die  zweite  der 
ersteren  gemäß  sei,  viel  besprochen  worden.  Hierher  gehört  nur,  darüber 
überhaupt  zu  bemerken,  daß  das  Wohl  eines  Staates  eine  ganz  andere 
Berechtigung  hat  als  das  Wohl  des  einzelnen,  und  die  sittliche  Substanz, 
der  Staat,  ihr  Dasein,  d.  i.  ihr  Recht  unmittelbar  in  einer  nicht  abstrakten, 
sondern  in  konkreter  Existenz  hat,  und  daß  nur  diese  konkrete 
Existenz,  nicht  einer  der  vielen  für  moralischeOebote 
gehaltenen  allgemeinen  Gedanken,  Prinzip  ihres  Han- 
delns und  Benehmens  sein  kann.  Die  Ansicht  von  dem  ver- 
meintlichen Unrecht,  das  die  Politik  immer  in  diesem  vermeintlichen 
Gegensatz  haben  soll,  beruht  noch  viel  mehr  auf  der  Seichtigkeit  der  Vor- 
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Stellungen  von  Moralität,  von  der  Natur  des  Staats  und  dessen  Verhältnis 
zum  moralischen  Gesichtspunkt." 

Marxens  Staatsideal. 

Marx  iiberninunt  diese  Bcj2:riffs-  und  Zweckbestininuiiij;  Hebels. 
Auch  er  betrachtet  in  seinen  älteren,  dem  Koniniunistisclien  Manifest 
vorausReRanKcnen  Aufsätzen  den  Staat  als  den  Organismus,  worin 
sich  die  rechtliche,  sittliche  und  politische  Freiheit  verwirklichen 
muß  imd  verwirklichen  wird.  Zwar  entspricht  der  heutij:re  Staat 
nicht  seinem  Zweckziel,  seine  tatsächliche  Gestalt  steht  mit  seiner 
ideellen  Bestimmun.e:  noch  in  Widerspruch,  aber  dennoch  enthält  er 
„auch  wo  er  von  sozialistischen  Forderungen  noch  nicht  bewußter- 
weise erfüllt  ist",  in  allen  seinen  modernen  Formen  die  Forderungen 
der  Vernunft.  Sein  Fehler  ist  nur,  daß  e  r  n  o  c  h  nicht  vollen- 
det ist,  daß  er  sein  Zweckziel  noch  nicht  erreicht  hat  —  doch 
finden  wir  zunächst  bei  Marx  keinerlei  Zweifel  daran,  daß  nicht 
schließlich  im  weiteren  Verlauf  der  Entwicklung  der  Staat  seine 
ideelle  Bestimmung  wirklich  erreichen  wird. 

So  heißt  es  in  dem  Artikel,  den  Marx  1842  für  die  „Kölnische  Zei- 
tung" über  die  Frage:  „Soll  die  Philosophie  die  religiösen  Angelegen- 
heiten auch  in  Zeitungsartikeln  besprechen?"  geschrieben  hat  („Aus 
dem  literarischen  Nachlaß  von  Karl  Marx,  Friedrich  Engels  und  Fer- 
dinand Lassalle",  I.  Band,  S.  265  ff.): 

„Entweder  entspricht  der  christliche  Staat  dem  Begriff  des  Staates, 
eine  Verwirklichung  der  vernünftigen  Freiheit  zu  sein,  und  dann  ist 
nichts  erforderlich,  als  ein  verniinftiKcr  Staat  zu  sein,  um  ein  christlicher 
Staat  zu  sein,  dann  geniigt  es.  den  Staat  aus  der  \'ernunit  der  menscli- 
lichen  Verhältnisse  zu  entwickeln,  ein  Werk,  das  die  Philosophie  vol!- 
briiiKt.  Oder  der  Staat  der  verniinftiKen  Freiheit  läßt  sich  nicht  aus  dem 
Christentum  entwickeln,  dann  werdet  ihr  selbst  gestehen,  daß  diese  Fnt- 
wicklung  nicht  in  der  Tendenz  des  Christentums  liegt,  da  es  keinen 
schlechten  Staat  wolle,  und  ein  Staat,  der  nicht  die  Verwirklichung  der 
vernünftigen  Freiheit  ist,  ist  ein  schlechter  Staat. 

Ihr  mögt  das  Dilemma  beantworten,  wie  ihr  wollt,  und  werdet  gestehen 
müssen,  daß  der  Staat  nicht  aus  der  Religion,  sondern  aus  der  Vernunft 
der  Freiheit  zu  konstruieren  ist.  Nur  die  krasseste  Ignoranz  kann  die  Be- 
hauptung stellen,  diese  Theorie,  die  Verseihständigung  des  Staatsbegriffs, 
sei  ein  Tageseinfall  der  neuesten  Philosophen." 

Und  zum  Schluß  dieses  Artikels  wird,  ganz  im  Siinie  Hegels,  der 
Staat  als  Verwirklichung  der  Freiheit  bezeichnet: 

„Wenn  aber  die  früheren  philosophischen  Staatsrechtslehrer  aus  den 
Trieben,  sei  es  des  Ehrgeizes,  sei  es  der  Geselligkeit,  oder  zwar  aus  der 
Vernunft,  aber  nicht  aus  der  Vernunft  der  (lesellschaft,  sondern  aus  der 
Vernunft  des  Individuums  den  Staat  konstruierten:  so  die  ideellere  und 
gründlichere  Ansicht  der  neuesten  Philosophie,  aus  der  Idee  des  Ganzen, 
Sie  betrachtet  den  Staat  als  den  großen  Organismus,  in  welche  m  d  i  e 
r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  ,  s  i  1 1 1  i  c  h  e  und  politische  Freiheit  ihre  Ver- 
wirklichung zu  erhalten  h  a  t  und  der  einzelne  Staatsbürger  in 
den  Staatsgesetzen  nur  den  Naturgesetzen  seiner  eigenen  Vernunft,  der 
menschlichen  Vernunft  gehorcht.    Sapienti  sat." 
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Der  Betriff  des  u  n  v  o  1 1  e  ii  d  c  l  e  ii  im  (icKcnsatz  zum  vollen- 
deten Staat  wird  denn  auch  mehrfach  von  Marx  Ranz  in  der  lieKcl- 
schen  Hedeutun^  j^ebraucht,  am  deutlichsten  in  dem  schon  wieder- 
holt erwähnten  Aufsatz  von  Marx  über  die  Judenfraj^e,  in  dem  er 
die  Stellung  der  christlichen  Religion  im  „unvollendeten''  und  im 
„vollendeten",  d.  h.  zu  seinem  Zweckziel  ^elan^ten  Staat  fol^^ender- 
maOen  bestimmt  („Aus  dem  literarischen  Nachlaß",  I.  Band,  S.  411): 

„Der  sogenannte  christliche  Staat  ist  der  unvollkommene  Staat, 
und  die  christliche  Religion  gilt  ihm  als  firgänzung  und  als  Heiligung 
seiner  Unvollkommenheit.  Die  Religion  wird  ihm  daher  notwendig  zum 
Mittel,  und  er  ist  der  Staat  der  Heuchelei.  Es  ist  ein  großer  Unterschied, 
ob  der  vollendete  Staat  wegen  des  Mangels,  der  im  allgemeinen 
Wesen  des  Staates  liegt,  die  Religion  unter  seine  Voraussetzungen  zählt, 
oder  ob  der  unvollendete  Staat  wegen  des  Mangels,  der  in  seiner 
besonderen  Existenz  liegt,  als  mangelhafter  Staat,  die  Religion  für  seine 
Grundlage  erklärt,  hn  letzteren  Fall  wird  die  Religion  zur  unvoll- 
kommenen Politik.  Im  ersteren  Fall  zeigt  sich  die  Unvollkommenheit 
selbst  der  vollendeten  Politik  in  der  Religion.  Der  sogenannte  christliche 
Staat  bedarf  der  christlichen  Religion,  um  sich  als  Staat  zu  vervollstän- 
digen. Der  demokratische  Staat,  der  wirkliche  Staat,  bedarf  nicht  der 
Religion  zu  seiner  politischen  Vervollständigung.  Er  kann  vielmehr  von 
der  Religion  abstrahieren,  weil  in  ihm  die  menschliche  Grundlage  der 
Religion  auf  weltliche  Weise  ausgeführt  ist." 

Der  vollendete  Staat  wäre  demnach  der  völlig  demokratische 
Staat,  der  ganz  von  der  Religion  der  Staatsbürger  absieht,  d.  h.  deren 
Religion  überhaupt  nicht  in  Betracht  zieht  und  allen  Staatsbürgern 
ohne  Rücksicht  auf  ihr  Glaubensbekenntnis  die  gleichen  politischen 
Freiheiten  gewährleistet. 

Staatsideal  und  Staatswirklichkeit. 

Während  jedoch  Hegel  in  den  Mängeln  des  Qegenwartsstaates  nur 
historische  Unvollkommenlieiten  sieht,  die  für  die  begriffliche  Wesen- 
heit des  Staates  nicht  in  Betracht  kommen,  geht  Marx  bald  —  zum 
Teil  schon  in  seiner  „Heiligen  Familie"  —  dazu  über,  den  wirklichen 
Staat  daraufhin  zu  betrachten,  inwieweit  er  dem  Hegeischen  Staats- 
begriff entspricht,  ihn  also  an  dem  aufgestellten  philosophischen 
Staatsideal  zu  messen.  Und  auf  Qrund  dieser  kritischen  Vergleiche 
kommt  Marx  mehr  und  mehr  zu  der  Ansicht,  daß  der  Staat,  wenn 
sich  auch  ein  gewisser  geschichtlicher  Fortschritt  der  Staatseinrich- 
tungen feststellen  läßt,  doch  das  Hegeische  Staatsideal  nie  erreichen 
wird.  Mögen  auch  die  Formen  wechseln,  so  bleibt  der  Staat  doch 
eine  Herrschaftsorganisation,  ein  „K  l  a  s  s  e  n  s  t  a  a  t". 

Von  dieser  Auffassung  aus  war  es  unter  dem  Einfluß  der  gegen 
den  Staatszwang  eifernden  englischen  Staatstheoretik  und  der  demo- 
kratischen Bekämpfung  der  Staatsbilanzierungspolitik  Napoleons  III. 
nur  ein  relativ  kleiner  Schritt  bis  zu  dem  Standpunkt,  der  heutige 
.,  /Staat  sei  eine  nur  der  Niederhaltung  der  proletarischen  Volks- 
V  schichten  dienende  Schmarotzerinstitution,  die  möglichst  bald  wieder 
verschwinden  müsse. 
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Wie  aber  ist  nach  Marx  diese  Aiiflösuiivc  des  Staates  zu  erreichen? 
Dadurch,  daß  die  Arbeiterklasse  sich  der  Staatsj^ewalt  bemächtiirt 
und  diese  dazu  benutzt,  die  Wirtschaitsbetriebe  zu  verstaatlichen. 
Damit  verschwinden  auch  die  Klassenschichtung  und  die  Notwendig- 
keit, die  unterdrückten  Klassen  durch  die  Staatsmacht  niederzuhalten. 
Wie  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  wirtschaftlichen  ^Jltwickluns: 
sich  die  (iesellschaft  in  Klassen  spaltete  und  aus  dieser  Schichtung, 
mit  innerer  Notwendigkeit  der  Staat  als  Herrschaftsinstitution  her- 
vorging, so  hört  nun  auch  wieder  mit  dem  Untergang  solcher  Klassen- 
unterscliiede  der  Staat  auf.     Kr  wird  überflüssig  und  „stirbt  a  b". 

Sehr  anschaulich  hat  Friedrich  F^ngels  diese  Ansicht  über  den 
baldigen  Staatsverfall  in  seinem  „Anti-Dühring"  geschildert  (6.  Aufl.. 
S.  301),  dessen  Text  teils  von  Marx  selbst  verfaßt,  teils  von  ihm  vor 
dem  Druck  durchgesehen  ist: 

„Indem  sie  (die  kapitalistische  Produktionsweise)  mehr  und  mehr  auf 
Verwandlung  der  grolkn.  vergesellschafteten  Produktionsmittel  in  Staats- 
eigentum drängt,  zeigt  sie  selbst  den  Weg  an  zur  Vollziehuim  dieser  Um- 
wäizuFi«.  Pas  Proletariat  ergreift  die  Staatsgewalt  und  verwandelt  die 
Produktionsmittel  zunächst  in  Staatseijcentum.  Aber  danul  hebt  es  sich 
selbst  als  Proletariat,  damit  hebt  es  alle  Klassenunter- 
schiede und  K  1  a  s  s  e  n  ß  e  ji  e  n  s  ä  t  z  e  auf.  und  damit  auch 
den  Staat  als  Staat.  Die  hisheriKe.  sich  in  Klasseime^ensätzen 
bewegende  Gesellschaft  hat  den  Staat  nöti^,  d.  h.  eine  Ork'ainsation  der 
jedesmaligen  ausbeutenden  Klasse  zur  Aufrechterhaltun«  ihrer  äußeren 
I^roduktionsbedinjjJunKen,  also  namentlich  zur  gemeinsamen  Niedcrhaltun;*; 
der  ausgebeuteten  Klasse  in  den  durch  die  bestehende  Produktionsweise 
jiCKebcnen  BedinicunKcn  der  Unterdrückung:  (Sklaverei,  LeibeiRenschaft 
oder  Hörigkeit,  Lohnarbeit).  Der  Staat  war  der  offizielle  Repräsentant 
der  ganzen  Gesellschaft,  ihre  Zusannnenfassunj;  in  einer  sichtbaren  Kor- 
perschaft, aber  er  war  dies  nur,  insofern  er  der  Staat  derjein^en  Klasse 
war,  welche  selbst  für  ihre  Zeit  die  ^anze  Gesellschaft  vertrat:  im  Alter- 
tum Staat  der  Sklaven  haltenden  Staatsbürj^er.  im  Mittelalter  des  Feudal- 
adels, in  unserer  Zeit  der  Bourgeoisie.  Indem  er  endlich  tatsächlich  Re- 
präsentant der  ganzen  Gesellschaft  w  ird,  macht  er  sich  selbst  ülierfliissiu. 
Sobald  es  keine  Gesellschaftskiasse  mehr  in  der  IhiterdriickuiiK  zu  halten 
gibt,  sobald  mit  der  Klassenherrschaft  und  dem  in  der  bisherigen  Anarchie 
der  Produktion  begründeten  Kampf  uitis  Finzeldasein  auch  die  daraus  ent 
springenden  Kollisionen  und  Fxzesse  beseitigt  sind.  :.iibt  es  nichts  mehr 
zu  reprimieren,  das  eine  besondere  Repressionsk'ewalt,  einen  Staat,  nötiji 
machte." 

So  gerät  Marx,  obgleich  er  zimächst  Hegels  Staatsauffassimg  bis 
auf  kleine  nebensächliche  Formalien  übernimmt,  im  weiteren  Ver- 
lauf seiner  Entwicklung  in  schärfsten  Gegensatz  zu  Hegel.  Während 
letzterer  in  dem  Staat  den  großen  Organismus  erblickt,  in  dem  sich 
zukünftig  der  weitere  Fortschritt  der  Kulturmenschheit  zu  höheren 
Lebensformen  vollziehen  wird,  konnnt  inngckehrt  Marx  zu  der  An- 
sicht, daß  der  Staat  dem  ferneren  Aufstieg  der  Menschheit  im  Wege 
steht  und  notwendig  verschwinden  muß.  Der  einst  adoptierte 
Hegeische  Staatsbegriff  wird  ntin  in  der  Marx-Cngelsschen  Auffassung 
zu   einem   abstrakten   philosophischen   Staatsideal,    an    dem    Engels 

2S5 


g  w 


mehrfach  seinen  Spott  ausläßt.  „Ebensowenig  wie  die  Erkenntnis/*" 
eri^lärt  Engels,  „kann  die  Geschichte  einen  vollendeten  Abschluß 
finden  in  einem  vollkommenen  Idealzustand  der  Menschheit;  eine 
vollkommene  Gesellschaft,  ein  vollkommener  Staat  sind 
Dinge,  die  nur  in  der  Phantasie  bestehen  könne  n.'*" 
(Feuerbach,  5.  Auflage,  S.  4.) 

Was  aber  wird  an  die  Stelle  der  staatlichen  Regelung  treten? 
Zusammenleben  und  Zusammenwirken  großer  Menschenmassen  ist 
doch  ohne  Regelung  nicht  möglich;  vor  allem  kann  sich  der  Pro- 
duktionsprozeß auf  der  heutigen  hohen  Entwicklungsstufe  nicht  ohne 
planmäßige  Regelung  vollziehen.  Die  Antwort  lautet:  die  Asso- 
ziation —  worunter  Marx  in  der  Inaugural-Adresse  der  Internatio- 
nalen Arbeiter-Assoziation  die  Gründung  von  Kooperativ-Genossen- 
schaften,  in  seiner  Generalratsadresse  über  die  Pariser  Kommune 
eine  Vereinigung  von  lokalen  Wirtschaftsgemeinden  versteht.  Wei- 
teres erfahren  wir  nicht;  nur  zitiert  Engels  am  Schlüsse  seiner 
kleinen  Schrift  über  den  „Ursprung  der  Familie,  des  Privateigen- 
tums und  des  Staates"  zustimmend  die  Aeußerung  des  amerika- 
nischen Ethnologen  Lewis  Henry  Morgan,  daß  der  nach  der  Auf- 
lösung des  Staates  sich  einstellende  Gesellschaftszustand  eine 
„Wiederbelebung  —  aber  in  höherer  Form  —  der  Freiheit,  Gleich- 
heit und  Brüderlichkeit  der  alten  Gentes"  sein  werde. 

Die  Entstehung  des  athenischen  Staates  nach  Marx-Engelsscher 

Auffassung. 

Ebenso  übernimmt  Marx  von  Hegel  auch  die  Lehre,  der  Staat  sei 
aus  dem  vorstaatlichen  Gesellschaftszustande  dadurch  hervor- 
gegangen, daß  sich  in  diesem  nach  und  nach  Besitz-  und  Standes- 
unterschiede herausgebildet  hätten,  die  schließlich  den  Mächtigeren 
und  Reicheren  die  Gelegenheit  boten,  sich  über  die  unteren  Schichten 
eine  Herrschaftsgewalt  anzumaßen.  Wie  Engels  wiederholt  im 
„Anti-Dühring"  ausführt,  hätten  sich  schon  in  den  noch  auf  Blutver- 
wandtschaftsbeziehungen beruhenden  primitiven  Gemeinwesen  in^ 
folge  der  Arbeitsteilung  gewisse  Reichtumsunterschiede  eingestellt,, 
die  sich  bald  steigerten,  als  die  einzelnen  Familienhaushalte  nicht 
mehr  hauptsächlich  für  den  eigenen  Bedarf,  sondern  für  den  Ver- 
kauf produzierten.  Zugleich  wäre  eine  Art  Stammes-  und  Familien- 
aristokratie entstanden,  bestehend  aus  den  Häuptlingen  bezw.  Vor~ 
Stehern  der  Stämme  und  Geschlechter  wie  auch  aus  den  Kriegs- 
führern, Richtern,  Priestern  usw.;  denn  schon  frühzeitig  hätte  sich 
die  Belehnung  einzelner  mit  gewissen  Amtsfunktionen  als  nötig 
herausgestellt  und  schließlich  zur  Entstehung  einer  Art  von  erb- 
lichem Amtsadel  geführt.  Mehr  und  mehr  erstarkt,  hätte  darauf 
diese  Aristokratie  ihre  Macht  dazu  benutzt,  die  unteren  Schichten 
unter  ihr  Joch  zu  beugen.  So  wäre  aus  bestimmten  ökonomischen 
Verhältnissen  ohne  eigentliche  Gewaltanwendung  der  Staat  heraus- 
gewachsen. 
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An  dieser  Ansicht  über  die  Entstehung  des  Staates  haben  Marx 
wie  Engeis  bis  zu  ihrem  l'ode  festgehalten.  Ihre  spätere  Bekannt- 
schaft mit  Lewis  H.  Morgans  Werk  „Ancient  Society"  (unter  dem 
Titel  „Die  Urgesellschaft"  1891  auch  in  deutscher  Sprache  im  Verlag 
von  J.  H.  W.  Dietz  Nachf.,  Stuttgart,  erschienen)  hat  sie  in  solcher 
Auffassung  nur  noch  bestärkt,  denn  auch  Morgan  geht  als  englisch- 
amerikanischer Soziologe  von  dieser  englischen  Staatsentstehungs- 
theorie des  18.  Jahrhunderts  aus.  Es  ist  daher  durchaus  begreif- 
lich, wenn  Engels  in  seiner  kleinen  Schrift  über  den  „Ursprung  der 
Familie,  des  Privateigentums  und  des  Staates",  in  der  er  die  Morgan- 
schen  Forschungsergebnisse  popularisiert,  sich  nicht  nur  Morgans 
juristisch-ökonomische  Deutung  der  griechischen  und  römischen 
Staatsinstitutionen  aneignet,  sondern  auch  durch  Hervorhebung  be- 
stimmter ökonomischer  Momente  die  Morganschen  Deduktionen  zu 
stützen  sucht. 

Nach  Engels  hat  sich  z.  B.  der  Uebergang  aus  der  alten  Stammes- 
imd  Geschlechtervcrfassung  Attikas  zum  Staat  derart  vollzogen,  daß 
sich  dort  bereits  im  12.,  11.  Jahrhundert  vor  Christus  infolge  des 
Seehandels  beträchtliche  Reichtumsunterschiedc  herausgebildet 
und  die  „ersten  Ansätze  zu  einem  erblichen  Adel  und  Königtum" 
hervorgerufen  hatten.  Durch  diese  wirtschaftliche  Entwicklung  kam 
eine  derartige  Unordnung  in  die  bestehende  Stammes-  und  Oentil- 
verfassung,  daß  schon  zur  lieroenzeit  deren  Umgestaltung  nötig 
wurde.  Sie  bestand  der  Sage  nach  darin,  daß  Theseus  einen  Teil 
der  bisher  von  den  vier  attischen  Stämmen  verwalteten  Angelegen- 
heiten für  gemeinsame  Landes-  bezw.  Staatsangelegenheiten  erklärte 
imd  einem  in  Athen  sitzenden  Ratsausschuß  übertrug,  also  eine  Art 
Zentralverwaltung  in  Athen  einrichtete.  Damit  war  die  Entstehung 
eines  über  der  Gentilverfassung  stehenden  Volks-  oder  Staatsrechts 
eingeleitet.  Zugleich  aber  teilte,  wie  gemeldet  wird,  Theseus  das 
ganze  Volk,  also  alle  vier  Stämme,  in  drei  Rangklassen  ein:  in 
Eupatriden  oder  Adelige,  Geomoren  oder  Ackerbauer,  und  Demiurgen 
oder  Handwerker.  Eine  Einteilung,  die,  wie  Engels  meint,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zugehörigkeit  der  einzelnen  zu  bestimmten 
Stämmen,  Phratrien  oder  Gentes  erfolgt  sei;  d.  h.  es  wurden  nicht 
bestimmte  Gentes  dem  Adelsstand  zugewiesen,  andere  dem  Stand 
der  Demiurgen  oder  Geomoren,  die  Einteilung  ging  vielmehr  mitten 
durch  die  Gentes  hindurch,  indem  je  nach  ihrer  Beschäftigung  ein 
Teil  der  Gentilgenossen  der  Klasse  der  Demiurgen,  ein  anderer  Teil 
den  Klassen  der  Eupatriden  oder  Geomoren  zugeteilt  wurde.  So- 
mit wären  durch  die  Erwerbsklassen-Einteilung  einfach  die  alten 
Gentes  durchbrochen  worden. 

Mit  der  Zunahme  des  Seehandels  und  der  Geldwirtschaft  stieg 
dann  auch  der  Privatbesitz  an  Boden,  Herden  und  allerlei  Luxusgerät. 
Der  Bodenbesitz  einzelner  dehnte  sich  immer  mehr  aus;  Gutsver- 
pfändung und  Geldleihe,  Schuld-  und  Hypothekenscheine  wurden 
Brauch.  Zu  der  Sklaverei  der  Kriegsgefangenen  gesellte  sich  die 
Schuldsklaverei.     Und   zugleich    vollzog   sich    infolge    der    Arbeits- 
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tciliiri^  eine  zunehmende  OlicdcrunK  der  Bev()lkerunj^  in  Berufs- 
und Krwerbsklassen,  die  wieder  auf  dem  attischen  (iebiet  eine 
Durcheinanderwürfelunj^  der  QentilKenossen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Zugehörigkeit  zu  bestimmten  Gentes  zur  Folge  hatte.  Während 
einst  die  Gentilgenossen  in  bestimmten  Ortsgemeinschaften  zu- 
sammengelebt hatten,  wurden  sie  nun  vielfach  durch  den  Erwerb 
auseinandergerissen  und  über  verschiedene  Ortsgemeinden  verstreut. 
Zudem  machte  die  Differenzierung  mancherlei  neue  Verwaltungs- 
organe nötig;  und  ferner  brauchte  notwendig  der  entstehende  junge 
Staat  zum  Schutz  seines  Seehandels  und  seiner  Handelsschiffe  eine 
Seemacht.  Daher  wurden  schon  vor  Solon  die  Naukrarien,  Schiffs- 
gemeinden, errichtet.  In  jedem  attischen  Stamme  12,  in  ganz  Attika 
also  48  Qebietsbezirke,  von  denen  jeder  zu  der  gemeinsamen  Schutz- 
flotte ein  Kriegsschiff  zu  stellen,  zu  bemannen  und  seefertig  auszu- 
rüsten hatte.  — 

Eine  weitere  Auflösung  der  alten  Gentilordnung  brachte  die  Ver- 
fassungsreform Solons  um  das  Jahr  594  vor  unserer  Zeitrechnung. 
Der  regierende  Rat  in  Athen  wurde  auf  vierhundert  Mitglieder  ge- 
bracht, hundert  auf  jeden  der  vier  Stämme.  Gleichzeitig  wurde  nun 
das  gesamte  attische  Staatsbürgertum  nach  der  Größe  seines  Grund- 
besitzes und  dessen  Körnerertrag  in  vier  Stände  geteilt  und  jedem 
Stande  besondere  Rechte  und  Pflichten  zugewiesen,  bis  dann 
Kleisthenes  (um  509  vor  unserer  Zeitrechnung)  die  alte  Gentilver- 
fassung  völlig  vernichtete,  indem  er  ganz  Attika  in  zehn  Stammes- 
distrikte und  diese  Distrikte  wieder  in  zehn  Gemeindebezirke,  Demen, 
teilte.  Jeder  Demos  erhielt  die  Befugnis,  seine  eigenen  Vorsteher, 
Schatzmeister,  Richter  und  Priester  zu  wählen,  lieber  solchen 
Gemeindebezirken  stand  als  größerer  Verwaltungsverband  der 
Stammesdistrikt,  der  jedoch  nicht  bloß  eine  politische  Selbstver- 
waltungsgemeinschaft, sondern  zugleich  eine  militärische  Unter- 
abteilung der  attischen  Kriegsmacht  bildete.  Er  hatte  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Fußtruppen  und  Reitern  sowie  fünf  Kriegsschiffe  zu 
stellen  und  die  Befehlshaber  dieser  Militärkörperschaften  zu  er- 
nennen. Ferner  wählte  jeder  der  zehn  Stammesdistrikte  50  Mit- 
glieder in  den  Großen  Rat  der  Fünfhundert  in  Athen,  der  zusammen 
mit  der  allgemeinen  öffentlichen  Volksversammlung  die  Regierung 
des  athenischen  Staates  darstellte.  — 

So  wuchs  nach  der  von  Engels  akzeptierten  Morganschen  Auf- 
fassung mit  der  aufsteigenden  ökonomischen  Entwicklung  der  Staat 
als  politisches  Gemeinwesen  aus  der  alten  Gentilverfassung  der 
attischen  Stämme  heraus.  — 

Die  Entstehung  des  römischen  Staates. 

Etwas  anders  schildert  Engels  in  seiner  genannten  Schrift  über 
den  „Ursprung  der  Familie"  die  Entstehung  des  römischen  Staates. 

Das  alte  Rom  umfaßte  zunächst  nur  drei  verbündete  Stämme,  von 
denen  jeder  in  zehn  Kurien  (Phratrien)  und  jede  Kurie  wieder  in  zehn 
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Oentes  geteilt  war.  Jeder  Stamm  bestand  also  aus  100  Gentes,  das 
ganze  römische  Volk  demnach  aus  300.  Die  (Icntilverfassung  war 
eine  ähnliche,  wie  die  Alt-Attikas.  Die  öffentlichen  Angelegenheiten 
wurden  beraten  und  erledigt  durch  den  Rat  der  Dreihundert,  den 
Senat  (d.  h.  F^at  der  Alten),  zu  dem  jede  Qens  ihren  Vorsteher  (Alten) 
entsandte. 

Wie  Engels  annimmt,  trat  jedoch  auch  in  Rom  schon  frühzeitig  eine 
Art  Stammes-  oder  Familienadel  hervor.  (icwohnheitsmäOig  gingen 
innerhalb  der  Gentes  die  Vorsteher  bezw.  Senatoren  immer  wieder 
aus  derselben  Familie  hervor.  Dadurch  erlangten  bestimmte  Fami- 
lien ein  besonderes  Ansehen.  Es  entstehen  sogen.  Senatorenfamilien, 
deren  Mitglieder  sich  Patrizier  nannten  und  für  sich  das  ausschließ- 
liche Recht  des  Eintritts  in  den  Senat  und  alle  anderen  Aemter  in 
Anspruch  nahmen. 

Neben  dem  eigentlichen  römischen  Volk,  dem  populus  romanus, 
entstand  bald  eine  Schicht  Unterworfener  und  Zugezogener,  die 
keinen  Anteil  an  der  Verwaltung  hatte.  Durch  Eroberung  umliegen- 
der Bezirke,  besonders  der  latinischen,  dehnte  Rom  seine  Macht 
mehr  und  mehr  aus.  Die  Bewohner  dieser  eroberten  Gebiete  wie 
auch  die  fremden  Einwanderer  wurden  zwar  römische  Staatsange- 
hörige, aber  damit  nicht  auch  zugleich  Angehörige  der  altrömischen 
Stämme  und  Gentes,  keine  vollberechtigten  römischen  Staatsbürger. 
Sie  blieben  persönlich  freie  Leute  (das  römische  Klientelwesen 
kommt  hier  nicht  in  Betracht),  konnten  Grundeigentum  besitzen, 
mußten  Steuern  und  Kriegsdienste  leisten;  aber  sie  konnten  keine 
Aemter  bekleiden  und  weder  an  den  Kurienversammlungcn  teil- 
nehmen, noch  hatten  sie  irgendwelchen  Anspruch  auf  die  den  unter- 
worfenen Stämmen  abgenommenen  Staatsländereien,  den  ager  publi- 
cus.  Sie  bildeten  die  von  allen  öffentlichen  Rechten  ausgeschlossene, 
beherrschte  Schicht,  die  Plebs. 

Durch  ihre  zunehmende  Zahl  wuchs  ihre  Macht  gegenüber  dem 
alten,  gegen  allen  Zuwachs  von  außen  fest  abgeschlossenen  Populus. 
Es  entspannen  sich  im  Gemeinwesen  heftige  Kämpfe,  bis  sich  schließ- 
lich um  ungefähr  570  vor  unserer  Zeitrechnung  der  Rex  Servius 
Tullius  zu  einer  ähnlichen  Beiseiteschiebung  der  alten  Geschlechter- 
verfassung genötigt  sah  —  wie  Solon  in  Athen.  Er  teilte  die  ganze 
waffendienstpflichtige  Bevölkerung  in  6  Vermögensklassen  und  diese 
wieder  nach  der  Waffenleistung  in  eine  Anzahl  Centurien  oder  Hun- 
dertschaften. Auf  die  erste  Klasse  entfielen  außer  18  Reitcr-Centuricn 
(der  Angabe  nach  6  patrizische  und  12  plebejische)  80,  auf  die  zweite 
22,  die  dritte  20,  die  vierte  22,  die  fünfte  30  Centurien,  auf  die  sechste 
Klasse,  die  Schicht  der  Vermögenslosen,  Waffendienst-  und  Steuer- 
freien, nur  eine  Centurie.  Gleichzeitig  wurde  die  alte  Kurienversamm- 
lung (Comitia  curiata)  beiseite  geschoben  und  eine  neue  Art  der 
Volksversammlung  eingeführt,  die  Comitia  centuriata,  in  der  die  Mit- 
glieder der  sechs  Vermögensklassen,  nach  Centurien  geordnet,  er- 
schienen.   Jede  Centurie  hatte  eine  Stimme. 
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Ferner  wurde  die  alte  Einteilunj?  der  Stadt  Rom  in  drei  Stämme 
durchbrochen  und  Rom  in  vier  Stadtteile  bezw.  Steuerbezirke  ge- 
teilt. Jeder  Teil  hatte  seine  besondere  Ortsverwaltung  und  bildete 
zugleich  einen  militärischen  Aushebungsbezirk.  Ebenso  wurden  auch 
die  eroberten  umliegenden  Landschaften  in  Landbezirke  (tribus  rusti- 
cae)  geteilt,  nach  einigen  alten  Autoren  in  27,  nach  anderen  in  3L 

Selbst  wenn  diese  Angaben  in  allen  Teilen  richtig  wären,  würden 
sie  nichts  für  die  Marx-Engelssche  Ansicht  beweisen,  daß  der  Staat 
auf  Grund  der  durch  den  wirtschaftlichen  Fortschritt  bewirkten 
inneren  Klassenschichtung  aus  der  Qentilverfassung  hervorgeht,  denn 
die  römische  Plebs  entsteht  nicht  dadurch,  daß  innerhalb  des  alten 
„populus  romanus"  eine  Trennung  in  Vollbürger  und  Plebejer  statt- 
findet, sondern  die  Schicht  der  Plebejer  geht  aus  der  unterworfenen 
bäuerlichen  Bevölkerung  der  Landgebiete  hervor,  die  von  den  Mit- 
gliedern der  alten  drei  Stämme  als  untergeordnete  Klasse  betrachtet 
wird,  die  sich  gegen  sie  als  Patriziat  abschließt.  Die  Schei- 
dung erfolgt  hier  also  nicht  aus  wirtschaftlichen  Gründen,  sondern 
stellt  sich  als  ein  Verhältnis  zwischen  Eroberern  und  Bezwungenen 
dar.  Mit  anderen  Worten:  der  römische  Staat  wächst  nicht  aus  einer 
wirtschaftlichen  Differenzierung  der  römischen  Urbevölkerung  her- 
vor, sondern  er  entsteht  auf  der  Grundlage  der  Unterjochung  ge- 
wisser Stämme  durch  andere. 

Diese  Tatsache,  daß  die  Entstehung  des  römischen  Staates  gar 
nicht  in  das  Marxsche  Schema  hineinpaßt,  vermag  auch  Engels  nicht 
zu  bestreiten.  Er  selbst  sieht  sich  gezwungen  (S.  177  seiner  genannten 
Schrift),  einzugestehen :  „In  Rom  wird  die  Gentilgesell- 
schaft eine  geschlossene  Aristokratie  inmitten 
einer  zahlreichen,  außer  ihr  stehenden,  recht- 
losen aber  pflichtenschuldigen  Plebs;  der  Sieg  der 
Plebs  sprengt  die  alte  Qeschlechtsverfassung  und  errichtet  auf  ihren 
Trümmern  den  Staat."  Aber  diese  halbe  Erkenntnis,  wie  auch  die  von 
ihm  selbst  zugestandene  Tatsache,  daß  die  germanischen  Staaten  der 
Völkerwanderung  ebenfalls  aus  der  Eroberung  und  Unterwerfung 
fremder  Völker  hervorgehen,  vermag  ihn  durchaus  nicht  zum  Fallen- 
lassen seines  Schemas  zu  bewegen.  Er  schließt  aus  dieser  Nicht- 
übereinstimmung der  genannten  Beispiele  mit  seinem  Schema  nur,, 
daß  die  Staatsgründung  auch  durch  Eroberung  zu  erfolgen  vermag 
—  aber,  so  erklärt  er  ohne  jeglichen  Beweis,  Athen  veran- 
schauliche die  reinste  klassische  Form  der  Staats- 
entstehung.   Dessen  Staatsgründung  allein  sei  typisch  (S.  118): 

„Die  Entstehung  des  Staates  bei  den  Athenern  ist  ein  besonders  typi-^ 
sches  Muster  der  Staatsbildung  überhaupt,  weil  sie  einerseits  ganz  rein, 
ohne  Einmischung  äußerer  oder  innerer  Vergewaltigung  vor  sich  geht  — 
die  Usurpation  des  Pisistratus  hinterließ  keine  Spur  ihrer  kurzen  Dauer 
—  weil  sie  andererseits  einen  Staat  von  sehr  hoher  Formentwicklung, 
die  demokratische  Republik,  unmittelbar  aus  der  Gentilgesellschaft  hervor- 
gehen läßt,  und  endlich,  weil  wir  mit  allen  wesentlichen  Einzelheiten  hin- 
reichend bekannt  sind." 
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Engels  zeigt  sich  dermaßen  befangen  in  der  von  ihm  gemeinsam 
mit  Marx  übernommenen  Hume-Ferguson-liegelschen  Staatsent- 
stehungstheorie, daü  er  sogar  offenkundige  Fehler  der  Morganschen 
Darlegung  ohne  Bedenken  übernimmt,  wie  beispielsweise  die  Be- 
hauptung, nur  die  Senatorenfamilien  hätten  als  patrizisch  gegolten, 
keineswegs  die  Gesamtheit  der  römischen  Altbürger,  d.  h.  sämtliche 
Gentes  der  drei  ursprünglichen  Stämme.  Tatsächlich  saß  in  Rom 
zunächst  nur  der  Stamm  der  Ramnes,  und  dessen  Aeltesteii-Ver- 
sammlung  (Senat)  bestand  demnach  auch  nur  aus  100  Senatoren, 
einen  Senator  als  Vertreter  jeder  Gens.  Als  dann  der  sabinischc 
Stamm  der  Tities  sich  den  Raumes  anschloß,  wurden  die  Vorsteher 
seiner  100  Gentes  als  Gleichberechtigte  in  den  Senat  aufgenommen, 
dessen  Mitgliederzahl  dadurch  auf  200  stieg.  Nachdem  später  auch 
der  Stamm  der  Luceres,  allem  Anschein  nach  ursprünglich  ein  etrus- 
kischer  Stamm,  hinzukam,  erhöhte  sich  die  Gesamtzahl  der  Sena- 
toren auf  300;  doch  wurden  zunächst  diese  neuen  Senatoren  der 
Luceres  den  alten  nicht  als  ganz  gleichwertig  angesehen,  sie  wurden 
im  Gegensatz  zu  den  Senatoren  des  Ramnes-  und  Tities-Stammes» 
die  nun  den  Titel  „patres  majorum  genticum"  (Väter  der  größeren 
Geschlechter)  führten,  als  „patres  minorum  genticimr'  (Väter  der 
niederen  Geschlechter)  betrachtet  und,  wie  Titus  Livius  in  seiner 
„Rönnschen  Geschichte"  berichtet,  als  Senatoren  zweiten  Ranges 
bezeichnet.  Dennoch  galten  alle  diese  300  Gentes,  als  Rom  erobernd 
weiter  und  weiter  vordrang,  als  alteingesessen  und  patrizisch  gegen- 
über den  Unterworfenen  und  Neuhinzukonuncnden. 

Darüber  sind  sich  fast  alle  bedeutenden  deutschen  und  englischen 
Geschichtsschreiber  des  alten  Roms,  von  Niebuhr  an,  einig.  Ueber- 
dies  wird  diese  Tatsache  durch  die  Ethnologie  bestätigt.  Ueberall, 
wo  Erobererstämme  einer  gewissen  Kulturhöhe  eingesessene  Stämme 
besiegen  und  unterwerfen,  konstituieren  sich  ihre  Gentes  gegenüber 
den  Besiegten  als  bevorrechtete  höhere,  als  patrizische  Geschlechter, 
denen  oft  zunächst  jede  Vermischung  mit  den  Unterworfenen  verboten 
wird  —  im  alten  Peru,  Mexiko,  Indien,  wie  bei  den  heutigen  Herrscher- 
völkern Afrikas.  Zudem  finden  wir  in  der  römischen  Geschichte 
mehrfach  ganze  Gentes,  nicht  nur  einen  Teil  ihrer  Familien  als  patri- 
zisch bezeichnet,  so  z.  B.,  wie  Morgan  selbst  zugesteht,  die  Gens  der 
Claudier  imd  Fabier.  Weim  Morgan  demgegenüber  meint  („Urgesell- 
schaft", S.  278),  solche  Tatsache  erkläre  sich  vielleicht  daraus,  daß 
alle  Familien  derartiger  Gentes  ihre  Abstammimg  von  Senatoren  her- 
geleitet hätten  oder  daß  möglicherweise  ihre  Vorfahren  durch  irgend- 
einen öffentlichen  Akt  „zum  Range  des  Patriziers"  erhoben  worden 
wären,  so  ist  das  nichts  als  eine  ganz  unwahrscheinliche,  durch 
keinerlei  Bew^eisversuche  gestützte  Hypothese,  um  so  sonderbarer, 
als  doch  Morgan  selbst  mit  Engels  meint,  daß  die  Senatorenwürde  in 
bestimmten  Familien  jeder  Gens  erblich  geworden  sei.  Wie  kommen 
dann  sämtliche  Familien  einer  Gens  dazu,  für  Senatorenfamilien 
gehalten  zu  werden? 

Und  wenn,  wie  Morgan  meint,  es  patrizische  und  plebejische 
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Gentes  gar  nicht  geben  konnte,  sondern  nur  eine  oder  einige  Familien 
in  den  alten  Gentes  als  patrizische  gegolten  hätten,  was  waren  denn 
die  übrigen  Familien  dieser  Gentes?  Einfache  Plebejer?  Das  kann 
doch  nicht  sein;  denn  wie  Morgan  selbst  sagt  (S.  274),  war  jemand 
ein  Plebejer,  „weil  er  nicht  Mitglied  einer  Gens  war,  die  mit  anderen 
Gentes  zu  einer  Kurie  und  einem  Stamm  organisiert  war".  Aber  die 
Familien  dieser  300  Gentes,  auch  die,  die  nicht  einen  Senator  zum 
Urahn  oder  Familienvater  hatten,  waren  doch  in  Gentes,  Kurien  und 
Triben  organisiert!  Plebejer  waren  sie  also  nicht  —  was  dann?  Der 
Fehler,  der  wie  an  anderen  Stellen  immer  wieder  in  Morgans  Aus- 
führungen hervortritt,  liegt  darin,  daß  er  fast  stets  von  den  Gentil- 
verhältnissen  der  nordamerikanischen  Indianer,  speziell  der  Irokesen, 
ausgeht,  die  Einrichtungen  der  Geschlechtsgenossenschaften  des  alten 
Mexiko,  Peru  und  Indien  aber  nicht  kennt,  vor  allem  nicht  das  Ver- 
hältnis der  Großfamilien  zu  den  sie  umfassenden  Geschlechtsver- 
bänden. 

Die  Staatsgründung  in  Athen  und  Sparta. 

Die  Frage,  wie  der  Staat  entstanden  ist,  mag  heute  manchem  über- 
flüssig erscheinen;  tatsächlich  ist  sie  jedoch  für  die  Marx-Engelssche 
Auffassung  des  Staatscharakters  sowie  des  Verhältnisses  des  Staates 
zu  den  Gesellschaftsklassen  und  Ständen  von  grundlegender  Be- 
deutung. Es  muß  deshalb  hier  betont  werden,  daß  nicht  nur,  wie  wir 
sehen,  die  von  Engels  akzeptierte  Morgansche  Darstellung  der  Ent- 
stehung des  römischen  Staates  manche  Irrtümer  enthält,  auch  der 
athenische  Staat  ist  nicht  einfach  aus  einer  Klassenschichtung  heraus- 
gewachsen, jedenfalls  kann  nicht  der  von  Engels  nach  Morgan  ge- 
schilderte Vorgang  als  „typisches  Muster  der  Staatsbildung" 
gelten. 

Nach  Engels  setzt  die  attische  Staatsgründung  damit  ein,  daß,  wie 
die  Sage  berichtet,  Theseus  die  damals  Attika  bewohnenden  selb- 
ständigen vier  Stämme,  von  denen  jeder  in  drei  Phratrien  und 
90  Gentes  geteilt  war,  vereinigte,  eine  gemeinsame  Zentralregierung 
in  Athen  errichtete  und  die  Gesamtbevölkerung  in  drei  Klassen  teilte, 
in  Eupatriden  oder  Adelige,  Geomoren  oder  Ackerbauer  und  Demi- 
urgen  oder  Handwerker.  Damit  beginnt  nach  Engels'  Ansicht  die 
erste  Phase  der  attischen  Staatsentstehung,  die  sich  über  mehr  als 
ein  halbes  Jahrtausend  bis  zur  Verfassungsreform  des  Kleisthenes 
hinzieht.  Nach  meiner  Meinung  ist  schon  diese  Auffassung  unrichtig; 
denn  mit  der  Einrichtung  einer  Regierungszentralgewalt  in  Athen  war 
bereits  die  Staatsgründung  geschehen,  nicht  erst  nach  der  Reform 
des  Kleisthenes.  Die  späteren  Umänderungen  der  Theseusschen  Ver- 
fassung waren  nicht  Akte  der  Staatsgründung,  sondern  der  An- 
passung der  Staatsform  an  die  inzwischen  vor  sich  gegangene  Aen- 
derung  der  Gesellschaftsverhältnisse. 

Wie  aber  war  die  Organisation  der  vier  Stämme  vor  ihrer  Ver- 
einigung,  welche  Klassenschichtung  war   in   ihnen   vorhanden   und 
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welche  Gründe  veranlaßten  sie  zum  Zusammenschluß?  Zur  Beur- 
teilung der  Staatsbildung  ist  es  durchaus  nötig,  das  zu  wissen.  Die 
griechische  Geschichtsschreibung  läßt  uns  aber  in  bezug  auf  diese 
Fragen  völlig  im  Stich. 

Aus  den  Angaben  von  Thukydides,  Aristoteles,  F^hilochoros,  Stra- 
bon,  Plutarch  usw.  wissen  wir  nur,  daß  Attika  vor  Thescus  von  vier 
Stammen  bewohnt  war,  die  in  älterer  Zeit  Kekropis,  Autochthon, 
Aktäa  und  Paralia,  von  Pollux  hingegen  Kraiiais,  Atthis,  Mesopäa 
und  Diakria  genannt  wurden,  daß  jeder  Stannn  seine  eigenen  An- 
führer und  Gesetze  hatte  und  in  drei  Phratrien  geteilt  war,  die  für 
sich  besondere  Landschaften  bildeten,  aus  denen  später  die  Trittyen 
und  Naukrarien  hervorgingen;  aber  damit  ist  unsere  Kenntnis  der 
ursprünglichen  Organisation  auch  schon  zu  Ende.  Wie  die  Ver- 
einigung zu  einem  Staat  erfolgt  ist,  wissen  wir  nicht.  Thukydides 
(„Peloponnesischer  Krieg*',  II,  15)  weiß  nur  zu  berichten,  daß  Theseus, 
nachdem  er  König  von  Attika  geworden,  die  selbständigen  Verwal- 
tungen und  Ratshäuser  der  Stämme  und  Landschaften  aufhob  und  die 
Verwaltung  aller  Stänmie  nach  Athen  verlegte,  da  er  nur  „von  einem 
einzigen  öffentlichen  Versammlungsplatz  und  Ratshaus  (Prytaneion) 
wissen  wollte".  Doch  wie  vollzog  sich  der  Zusannnenschluß,  frei- 
willig oder  mit  Gewalt?  Haben  die  Stämme  sich  friedlich  —  viel- 
leicht um  sich  gegen  feindliche  Stännne  gründlicher  schützen  zu 
können,  um  gemeinsame  Eroberungen  zu  machen  oder  die  unter- 
worfene vorjonische  Bevölkerung  besser  niederhalten  zu  können  — 
vereinigt,  oder  hatThcscus  als  Anführer  des  in  der  Stadt  Athen  sitzen- 
den Stammes  die  anderen  drei  Stämme  bezwungen,  beruht  also 
auch  Athens  Herrschaft  auf  Eroberung?  Thukydides  erzählt,  The- 
seus hätte  die  Einigung  „durch  Klugheit  und  Gewalt"  zustande  ge- 
bracht. Und  Plutarch,  der  sich  auf  Aristoteles  stützt,  schildert  The- 
seus als  halben  Diktator,  der  eigenmächtig  die  Rechte  festsetzt.  Daß 
die  außerhalb  Athens  hausenden  drei  Stämme  einfach  ohne  Zwang 
ihre  Selbständigkeit  aufgegeben  und  sich  freiwillig  in  die  Abhängig- 
keit von  Athen  begeben  haben,  ist  vom  ethnologischen  Standpunkt 
aus  kaum  anzunehmen,  umsoweniger,  als  noch  später  bei  diesen 
Stämmen,  wie  schon  Georg  Grote  in  seiner  „Geschichte  Griechen- 
lands" (III,  S.  56)  hervorhebt,  ein  ausgeprägtes  Heimats-  und  Selb- 
ständigkeitsgefühl, ein  Kantönligeist  hervortritt.  Grote  meint  denn 
auch  in  bezug  auf  die  Verschmelzung:  „An  der  allgemeinen  Tatsache 
zu  zweifeln,  gibt  es  keinen  Grund,  doch  die  wirkende  Ursache,  die 
der  Geschichtsschreiber  nennt,  die  „Klugheit  und  Gewalt"  des  The- 
seus, gehört  der  Legende  und  nicht  der  Geschichte 
an." 

Bestätigt  wird  die  Annahme,  daß  auch  hier  die  Gewalt  die  Staats- 
gründerin gewesen  sei,  durch  die  Sage,  daß  Theseus  seine  Herrschaft 
nicht  nur  über  das  Gebiet  der  vier  Stämme,  sondern  auch  über  das 
südwestlich  gelegene  Mcgara  ausgedehnt  und  am  südlichsten  E:ide 
dieses  Gebietes,  am  Isthmus  von  Korinth,  eine  Säule  aufgerichtet 
habe,   um  die  Grenze    zwischen  dem  Peloponnes    und  dem  attisch- 
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ionischen  Gebiet  festzusetzen.  Ferner  wird  berichtet,  daß  die  Ver- 
einij^unK  viel  MißvergnüKen  erzeugte,  Theseus  nach  Skyros  flüchten 
mußte  und  sein  Rivale  Menestheus  die  Herrschaft  übernahm,  bis 
dann  die  Theseiden  wieder  an  die  Regierung  gelangten  und  60  Jahre 
lang  die  Herrschaft  behaupteten. 

Solche  Erzählungen  sprechen  sicherlich  recht  wenig  dafür,  daß  die 
Staatsbildung  in  Athen,  wie  Engels  sagt,  „ohne  Einmischung 
äußerer  oder  innerer  Vergewaltigung''  vor  sich  ge- 
gangen ist.  Vielmehr  deuten  alle  Anzeichen  darauf  hin,  daß  die  vier 
attischen  Stämme  vor  ihrer  Vereinigung  durch  Theseus  in  einem 
schroffen  Gegensatz  zueinander  gestanden  haben  und  noch  lange  nach 
ihrer  Zusammenfassung  in  solchem  Gegensatz  zueinander  verharrten. 
Später  noch  werden  sie  von  den  Geschichtsschreibern  als  vier  unter- 
schiedliche Volksteile  angesehen  und  als  Hopleten,  Geleontes,  Aegi- 
koreis  und  Argadis  bezeichnet,  d.  h.  als  Krieger,  Landbesitzer,  Ziegen- 
hirten und  Handwerker,  und  zwar  werden  diese  Namen  nicht  für  die 
einzelnen  Schichten  innerhalb  des  Stammes  gebraucht,  sondern  für 
die  Gesamtbevölkerung  des  ganzen  Stammes.  Das  läßt  nur  die  Deu- 
tung zu,  daß  anfangs  in  jedem  Stamm  eine  bestimmte  Art  der  Be- 
schäftigung vorherrschte,  der  eine  also  ein  kriegerischer  Eroberer- 
stamm, der  andere  ein  Bauernstamm,  der  dritte  ein  Hirtenstamm  usw. 
gewesen  ist.  Dennoch  haben  einige  neuere  Historiker  aus  diesen 
vier  Stämmen  Kasten  oder  Gewerbeklassen  machen  wollen.  Da- 
gegen wendet  sich  schon  Grote  mit  den  Worten  („Geschichte  Grie- 
chenlands", III.,  S.  42): 

„Selbst  wenn  wir  zugestehen  wollten,  daß  eine  Abteilung  in  Kasten 
ursprünglich  herrschend  gewesen  sein  könnte,  so  muß  sie  doch  lange  vor 
der  Zeit  des  Solon  außer  Gebrauch  gekommen  sein:  es  scheint  aber  dafür, 
daß  sie  wirklich  vorherrschend  war,  kein  hinreichender  Grund  vorhanden. 
Die  Namen  der  Stämme  können  ursprünglich  von  gewissen  Beschäftigungs- 
zweigen entlehnt  worden  sein,  daraus  folgt  aber  nicht  notwendigerweise, 
daß  die  Wirklichkeit  dieser  Ableitung  entsprach,  oder  daß  jede  einzelne 
zu  einem  Stamme  gehörige  Person  dasjenige  Geschäft  betrieben  habe,  von 
dem  der  Name  ursprünglich  entlehnt  wurde.  Wegen  der  Etymologie  der 
Namen,  mag  sie  auch  noch  so  deutlich  sein,  können  wir  nicht  unbedingt 
eine  Klassifizierung  nach  den  Gewerben  als  historische  Wirklichkeit  an- 
nehmen." 

Noch  eine  andere  Frage:  „Wie  war  die  Bevölkerung  jedes  der  vier 
einzelnen  Stämme  beschaffen?"  Wenn  Theseus  die  Bevölkerung  in 
Eupatriden,  Geomoren  und  Demiurgen  teilte,  muß  doch  zu  seiner 
Zeit  schon  eine  gewisse  Klassenschichtung  vorhanden  gewesen  sein. 
Worauf  beruhte  sie?  War  sie  aus  einer  bloßen  Berufssonderung 
innerhalb  der  gleichartigen  Stämme  hervorgegangen  oder  vielleicht 
dadurch,  daß  die  von  den  jonischen  Einwanderern  unterworfene  Be- 
völkerung ihres  Landes  beraubt  und  in  gewisse  Berufsarten  hinein- 
gezwungen worden  war?  Wenn  das  aber  nicht  anzunehmen  ist, 
wo  war  dann  die  pelasgische  Urbevölkerung  geblieben? 

Je  mehr  man  demnach  den  Zeugnissen  der  Sage  und  Geschichte 
nachspürt,  desto  wahrscheinlicher  wird  es,  daß  auch  die  attische 
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StaatsgründunK  auf  Eroberung  und  Unterwerfung  beruht.  Freilich, 
ein  unanfechtbarer  Beweis  läßt  sich  dafür  nicht  führen;  aber  noch 
weniger  für  die  Engelssche  Behauptung,  der  athenische  Staat  wäre 
„ohne  Einmischung  äußerer  oder  innerer  Vergewaltigung"  entstanden. 

Die  Staatsgründung  Athens  ist  kaum  anders  erfolgt,  wie  die  an- 
derer griechischer  Staaten,  z.  B.  in  Lakedämonien.  In  letzterem  (ie- 
biet  ging  sie  derart  vor  sich,  daß  der  dorische  Stamm  der  liyllecr 
in  das  Eurotastal  vordrang  und  dort  die  Ansiedelung  Sparta  gründete, 
von  der  aus  er  dann  seine  Herrschaft  durch  Eroberung  weiter  aus- 
dehnte. Erst  um  die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  vor  unserer  Zeit- 
rechnung wurden  Amyklä,  Phoris  und  Qeronthräa  hinzuerobert.  In 
gleicher  Weise  siedelten  sich  im  unteren  und  nördlichen  Eurotastale 
einige  andere  dorische  Stämme  an,  darunter  vornehmlich  die  Pam- 
phyler  und  Dymanen.  Wie  die  Hylleer  unterwarfen  auch  sie  die  ein- 
geborene achäische  Bevölkerung  und  drückten  diese  zu  Heloten  oder 
Hörigen  herab.  Ein  großer  Teil  ihres  Ackerbodens  wurde  den  Be- 
siegten abgenommen  und  von  den  dorischen  Siegern  unter  sich  ver- 
teilt; ein  anderer  Teil  verblieb  den  Unterworfenen,  doch  mußten  sie 
davon  einen  bestimmten  Tribut  in  Naturalien  entrichten  und  die  Güter 
der  Sieger  bestellen. 

So  entstanden  vorerst  mehrere  kleine  Stammesstaaten,  die  später 
von  den  Spartiaten  erobert  und  zu  einem  sich  fast  über  das  ganze 
Eurotastal  mit  den  angrenzenden  Gebieten  erstreckenden,  also  die 
ganze  Landschaft  Lakonien  umfassenden  Staat  vereinigt  wurden. 
Die  Bewohner  dieser  neueroberten  Gegenden  wurden  jedoch  nicht 
sämtlich  zu  Heloten  gemacht.  Der  Teil  der  Bevölkerung,  der  schon 
bisher  in  diesen  Stammesstaaten  zu  Helotendiensten  verpflichtet  ge- 
wesen war,  blieb  in  dieser  Stellung;  die  bisherigen  dorischen  Herren 
der  unterworfenen  Staaten  aber  wurden  als  Freie  in  den  spartanischen 
Staat  aufgenommen.  Sie  behielten  ihren  privaten  Landbesitz  und 
ihre  Gemeindeverwaltung,  wurden  aber  unter  Aufsicht  von  sparta- 
nischen Aufsehern  oder  Vögten  gestellt  und  zur  Stellung  von  Kriegs- 
truppen sowie  Ablieferung  von  Kriegskontributionen  gezwungen. 
Gleiche  Rechte  mit  den  eingeborenen  Spartiaten,  den  Nachkommen 
der  Hylleer,  erhielten  sie  nicht  und  erlangten  auch  keinen  Anteil  an 
der  Staatsverwaltung.  Sie  wurden  Periöken,  Nebenbewohner  oder 
Umwohner.  So  entstanden  auf  der  Grundlage  der  Eroberung  vier 
Klassenschichten  in  Lakedämonien:  1.  das  Patriziat,  d.  h.  die  voll- 
freien Spartiaten,  2.  die  Periöken  oder  freien  Nebenbewohner,  3.  die 
Heloten  oder  Hörigen,  4.  die  kriegsgefangenen  Sklaven. 

Oekonomische  Voraussetzungen  der  Staatsbildung. 

Sicherlich  setzt  die  Staatsbildung  eine  bestimmte  Höhe  wirtschaft- 
licher Entwicklung  voraus.  Die  australischen  Horden,  papuanische 
Stämme  Neuguineas  oder  Indianerstämme  der  nordamerikanischen 
Union  sind  noch  nicht  bis  zu  jener  Wirtschaftsstufe  gelangt,  die  zur 
Beherrschung    unterworfener    Stämme    und    ihrer  Eingliederung  in 
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einen  StaatsverwaltunKsorKanismus  nötij^  ist.  Das  nicht  begriffen  zu 
haben,  ist  der  Fehler  von  Ludwig  üumpiowicz,  der  in  seiner  Schrift 
„Der  Rassenkampf"  den  Staat  aus  dem  Aufeinanderprallen  verschie- 
dener Horden  und  Stämme  und  der  Unterjochung  des  einen  Teiles 
durch  den  anderen  hervorgehen  läßt  —  eine  Auffassung,  die  ihn  zu 
der  Folgerung  führt:  „Das  ganze  Institut  des  Eigentums,  die  ganze 
Rechtsordnung  desselben  (des  Staates)  beruhen  auf  der  die  Staats- 
gründung unvermeidlich  begleitenden  Tatsache  gewalttätiger  Unter- 
werfung von  Land  und  Leuten."  Stoßen  primitive  Jägerstämme  auf- 
einander, so  ist  niemals  die  Entstehung  eines  Staates  die  Folge,  son- 
dern die  Beraubung  des  besiegten  Teiles  durch  den  anderen,  viel- 
leicht auch  die  Vertreibung  der  Unterliegenden  aus  ihren  Jagd- 
gründen. 

Forscht  man  z.  B.  der  Geschichte  der  nordamerikanischen  Indianer- 
stämme nach,  auch  der  höherentwickelten,  Landbau  treibenden 
Stämme  östlich  des  Mississippi,  so  stößt  man  auf  eine  fortgesetzte 
Reihe  von  gegenseitigen  Kämpfen,  Beraubungen,  Vertreibungen  und 
Abwanderungen;  aber  auf  keine  Staatsgründung.  Selbst  die  Ver- 
wendung der  Kriegsgefangenen  zu  Sklaven  war  noch  nicht  Brauch. 
Entweder  wurden  die  Kriegsgefangenen  getötet  oder  unter  be- 
stimmten Bedingungen  adoptiert.  Erst  bei  einigen  nordamerikani- 
schen, Handel  und  Fischfang  treibenden  Stämmen  der  Pazifikküste, 
wie  den  Tlinkiten  und  Haidahs,  finden  wir  die  Anfänge  der  Sklaverei. 
Meist  bestehen  dort  die  Sklaven  aus  kriegsgefangenen  Flachkopf- 
Indianern,  die  von  den  Tschinuks  und  Nutkas  eingetauscht  werden. 
Die  Sklaverei  entsteht  nämlich,  wie  Engels  meint  („Anti-Dühring",, 
6.  Aufl.,  S.  166),  nicht  schon  dort,  wo  die  Arbeit  des  Sklaven  einen. 
Ueberschuß  über  die  zu  seiner  Erhaltung  erforderlichen  Unterhalts- 
mittel liefert,  es  muß  auch  die  Möglichkeit  der  Verwertung  solchen 
Ueberschusses  im  Tauschverkehr  und  seine  Umwandlung  in  irgend- 
welche allgemein  als  Wertmaß  geschätzte  Gegenstände  gegeben  sein,, 
mögen  das  nun  Metall-,  Muschel-  und  Steingeld  oder  bestimmte  Arten 
von  Matten,  Fellen,  Decken  und  Zieraten  sein.  Solche  Möglichkeiten 
waren  jedoch  bei  den  Rothäuten  der  heutigen  Vereinigten  Staaten 
zur  Zeit  ihres  ersten  Bekanntwerdens  mit  den  Europäern  noch  nicht 
vorhanden.  Was  konnten  einem  Huronen,  Irokesen,  Delawaren 
Sklaven  nützen?  Fleisch  und  Felle  lieferte  ihm  für  seinen  Bedarf 
seine  Jagd,  für  die  Pflanzennahrung  sorgte  völlig  ausreichend  sein 
Weib.  Eine  Mehrerzeugung  von  Fellen,  Mais,  Melonen  usw.  wäre 
zwecklos  gewesen,  denn  auch  die  benachbarten  freundlichen  und 
feindlichen  Stämme  erzeugten  solche  Gegenstände  in  genügender 
Menge  für  ihren  Eigenbedarf.  Der  Austausch  zwischen  den  ein- 
zelnen Stämmen  war  daher  auch  sehr  beschränkt.  Wozu  hätte  der 
Ueberschuß  dienen  sollen?  Ein  Mitnehmen  der  kriegsgefangenen 
Sklaven  auf  den  Jagdzügen  war  nicht  möglich  und  hätte  überdies 
den  Anteil  der  einzelnen  an  der  Beute  kaum  vermehrt;  es  wäre  also 
nur  die  Verwendung  der  Sklaven  auf  den  Feldern  bezw.  in  den 
Gärten  oder  zu  häuslichen  Diensten  übriggeblieben.  Aber  an  Pflan- 
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zenkost  mangelte  es  nicht.  Der  Vorteil  hätte  also  ledij^lich  darin  be- 
standen, daß  man  etwas  mehr  vegetabilische  Nahrung  hätte  ver- 
zehren können;  aber  lohnte  das  die  Umstände,  die  die  Haltung  von 
Sklaven,  ihre  Beaufsichtigung  und  Ueberwachung  verursacht  hätte? 

Es  ist  eine  höhere  Stufe  der  Wirtschaftsentwicklung  zur  Staats- 
gründung nötig.  Die  Unterliegenden  müssen  zu  einer  solchen  Stufe  der 
Lebensunterhaltserzeugung  gelangt  sein,  daß  sich  für  die  Sieger  die 
Auflegung  von  Tributen  und  der  Zwang  der  Besiegten  zur  Arbeit  auf 
den  ihnen  abgenommenen  Ländereien  lohnt,  d.  h.  der  zu  erwartende 
Ertrag  die  Mühe  der  Beaufsichtigung  und  Niederhaltung  des  unter- 
worfenen Bevölkerungsteils  überwiegt,  und  ferner  muß  der  siegende 
Teil  bereits  zur  Herausbildung  eines  inneren  Verwaltungsapparates 
gelangt  sein,  der  ihm  die  Einfügung  der  Besiegten  in  eine  Art  Herr- 
schafts- und  Verwaltungssystem  ermöglicht. 

Morgan  hat  daher  im  allgemeinen  recht,  wenn  er  die  Staats- 
gründung erst  auf  einer  ziemlich  hohen  Entwicklungsstufe,  auf  der 
Oberstufe  der  Barbarei  erfolgen  läßt.  Aber  weil  eine  bestimmte 
Wirtschaftsentwicklung  Voraussetzung  ist,  deshalb  geht  noch  keines- 
wegs, wie  Engels  als  typisch  unterstellt,  der  Staat  aus  solchem  Wirt- 
schaftsleben „ohne  Einmischung  äußerer  oder  innerer 
Vergewaltigung"  hervor.  Wo  wir  in  älterer  oder  neuerer 
Zeit  eine  primitive  Staatsbildung  zu  beobachten  vermögen  —  die 
Gründung  sogen.  Kolonialstaaten  kann  hier  außer  Betracht  bleiben  — ,. 
da  finden  wir  vielmehr,  daß  sie  sich  auf  der  Grundlage  der  Eroberung 
und  Unterwerfung  fremder  Völker  oder  Völkerteile  vollzieht.  Wie 
sind  die  germanischen  Staaten  der  Völkerwanderung,  die  Reiche  der 
Ost-  und  Westgoten,  der  Burgunder,  Franken,  Longobardcn,  Angel- 
sachsen usw.  entstanden?  Durch  Eroberung  und  Unterwerfung.  Und 
worauf  beruhten  die  alten  Staaten  Westasiens  und  Indiens,  wie  die 
späteren  islamitischen  Staaten  Asiens  und  die  Maurenreiche  der  afri- 
kanischen Nordküste  und  Spaniens?  Ebenfalls  auf  Eroberung  und 
Unterwerfung.  Dasselbe  gilt  von  den  primitiven  Staaten  Zentral- 
airikas  und  den  beiden  alten  Kulturreichen  Alt  -  Amerikas,  dem 
sogen.  Aztekenstaat  in  Mexiko  und  dem  Inkastaat  in  Peru. 

Der  Staat  als  Eroberungsprodukt. 

Die  Herausbildung  innerer  Klassenschichtung  führt  keineswegs  aus 
sich  selbst  schon  zur  Staatsentstehung.  Das  beweist  die  ozeanische 
Inselwelt.  In  einzelnen  Teilen  Melanesiens  und  Polynesiens  hatten  sich 
infolge  der  frühzeitigen  Arbeitsteilung  und  des  beträchtlichen  Aus- 
tauschverkehrs  schon  lange  vor  ihrer  Entdeckung  durch  die  Europäer 
Klassenschichten  entwickelt,  wie  sie  weder  das  alte  Mexiko,  noch 
das  peruanische  Inkareich,  noch  das  alte  Germanien  kannte,  so  wur- 
den z.  B.  auf  den  Tahiti-Inseln  fünf  „Stände"  mit  besonderen  Rechten 
und  Vorrechten  unterschieden:  erstens  die  Arii,  die  Schicht  der  Ober- 
häuptlinge und  Häuptlioge  mit  ihren  Familien,  zweitens  die  Schicht 
der  Raatira,  die  breite  Klasse  der  freien  Landbesitzer,  die  die  Rats- 

297 


V 


versainmlun?:en  beherrschte,  drittens  die  kleinere  Schicht  der  Mana- 
hunc,  der  freien  Landlosen  oder  Kleinparzellenbesitzer,  meist  Fischer 
und  Schiffer,  viertens  die  Schicht  der  Teilten,  der  im  Dienste  der 
Häuptlinge  stehenden  freigelassenen  Sklaven  und  Halbhörigen,  und 
fünftens  der  Titi,  der  kriegsgefangenen  Sklaven.  Aber  trotz  solcher 
Klassenbildungen  und  einer  beträchtlichen  Macht  der  Oberhäuptlinge 
(der  sogen.  Könige)  waren  die  Bevölkerungen  jener  Gebiete  noch 
nicht  zur  Staatsgründung  gelangt.  Die  Qentilverfassung  beherrschte 
noch  völlig  das  öffentliche  Leben. 

Die  Staatsbildung  erfolgt  erst,  sobald  ein  solches  Volk  von  einem 
anderen  unterjocht  und  zu  Tributleistungen  gezwungen  wird.  Zur 
Aufrechterhaltung  und  Sicherung  seiner  Herrschaft  wie  zur  Kontrol- 
lierung der  Abgaben  und  Zwangsleistungen  der  Unterworfenen  sieht 
sich  der  Sieger  gar  bald  zur  Schaffung  besonderer  Auf- 
sichts-  und  Verwaltungsinstitutionen  genötigt,  die 
sich  schnell  weiter  ausdehnen.  Ein  treffliches  Beispiel  solcher  Aus- 
gestaltung bietet  uns  das  Inkareich,  da  dieses  zur  Zeit  der  Eroberung 
noch  nicht  zu  einem  festen  Staat  zusammengeschmiedet,  anderer- 
seits aber  seine  Verwaltungsorganisation  doch  genügend  vor- 
geschritten war,  um  die  Entwicklungsrichtung  deutlich  erkennen  zu 
lassen. 

Vor  der  Eroberung  Altperus  bestand  in  Peru  eine  gentilizische 
Organisation  in  Territorialgenossenschaften,  die  vielfach  der  ältesten 
deutschen  markgenossenschaftlichen  Organisation  gleicht  (vergl. 
Heinrich  Cunow:  „Die  soziale  Verfassung  des  Inkareichs",  Stuttgart 
1896).  Nachdem  der  Inkastamm  sich  der  Ansiedelung  von  Cuzco  und 
ihrer  Umgebung  bemächtigt  und  dort  seine  Herrschaft  errichtet 
hatte,  drang  er,  zunächst  im  Bunde  mit  den  beiden  Stämmen  der 
Kanas  und  Kantschas,  die  das  Qebiet  südlich  von  Cuzco  zu  beiden 
Seiten  des  Vilcamayu  bewohnten,  immer  weiter  vor.  Die  unter- 
worfenen Stämme  behielten  meiS't  ihre  Qentilorganisationen  und 
Häuptlingsschaften,  nur  mußten  sie  einen  Teil  ihrer  Ländereien  an 
die  Inkas,  einen  anderen  Teil  an  die  Priesterherrschaft  der  vier 
großen  Inka-Gottheiten  abtreten  und  diese  Ländereien  für  die  Sieger 
bebauen.  Außerdem  wurden  ihnen  teilweise  besondere  Natural- 
abgaben auferlegt.  Aber  zur  Bewachung  der  eingeborenen  Stammes- 
und Geschlechterhäuptlinge  sowie  zur  Kontrolle  der  richtigen 
Leistung  der  Fronarbeiten  war  eine  stetige  Aufsicht  nötig.  Deshalb 
wurde  gewöhnlich  jedem  der  besiegten  Stammeshäuptlinge  zur  Be- 
aufsichtigung ein  Inka-Resident  zur  Seite  gestellt. 

Zur  Durchführung  seiner  Mission  mußte  dieser  jedoch  notwendig 
eine  gewisse  Militärmacht  zur  Verfügung  haben.  Daher  wurden  in 
den  unterworfenen  Gebieten  kleine  Festungen  und  Forts  angelegt 
und  diese  mit  Truppenabteilungen  aus  dem  Inkastamm  oder  aus  zu- 
verlässigen, den  Inkas  ergebenen  Stämmen  besetzt.  In  aufrühre- 
rischen Gegenden  griffen  die  Inkas  außerdem  dazu,  einen  Teil  der  Be- 
völkerung zwangsweise  wegzuführen  und  in  fremden  Landesteilen 
anzusiedeln  oder  sie  trennten  von  den  größeren  Marken  bebauungs- 
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fähige  Teile  ab  und  siedelten  darauf  Hundertschaften  aus  fremden 
Stämmen  an,  die  nicht  der  Aufsicht  der  einzelnen  Landes-Iiäuptlinj^e 
unterstellt  wurden,  sondern  unter  direktem  Befehl  der  Inkas  blieben 
und  gewöhnlich  mit  allerlei  Vorrechten  ausgestattet  wurden.  Da- 
durch wurde  ein  Gegengewicht  gegen  etwaige  Gelüste  der  unter- 
worfenen Stämme  geschaffen,  die  Inkaherrschaft  wieder  abzu- 
schütteln. Obgleich  die  alte  Gentilverfassung  der  unterworfenen 
Stämme  zunächst  nicht  angetastet  wurde,  trieben  diese  Umsiede- 
lungen einen  tiefen  Keil  in  das  alte  Gefüge  der  Stämme  und  Ge- 
schlechter, deiHi  dadurch  wurden  einzelne  Teile  der  Stämme  aus 
dem  Zusammenhang  mit  ihren  Stammes-  und  Gentilgenossen  heraus- 
gelöst, ohne  daß  sie  in  den  Gegenden,  in  die  sie  verpflanzt  wurden, 
wieder  in  den  dortigen  Stammesverbänden  Aufnahme  fanden. 

Zur  Aufsicht  über  die  Inka-Residenten  und  zur  einheitlichen  Lei- 
tung militärischer  Maßnahmen  wurde  über  drei  oder  vier  Stämme 
ein  Tucricuc,  ein  Oberverwalter  (das  Wort  Tucricuc  bedeutet  „Auf- 
sichtsführer"), ernannt,  der  wieder  dem  Befehl  des  Capac  Apu  (Ober- 
herrn), des  Verwalters  der  Provinz,  unterstand.  Der  Capac  Apu 
wohnte  nicht  in  seinem  Verwaltungsgebiet.  Er  leitete  die  (Jeschäfte 
von  Cuzco  aus.  Mindestens  einmal  im  Jahr  mußte  jeder  Tucricuc 
seines  Gebietes  vor  ihm  erscheinen  und  persönlich  über  die  Gesamt- 
lage des  Distrikts  Bericht  erstatten.  Die  Mitteilungen  in  der  Zwi- 
schenzeit wurden,  da  die  Altperuaner  keine  Schriftzeichen  hatten, 
mündlich  durch  zuverlässige  Boten  und  durch  Quipusschnüre  (Schrift- 
schnüre mit  farbigen  Fäden,  in  die  verschiedenartige  Knoten  ge- 
schlungen wurden)  übermittelt.  Zur  Entzifferung  und  Aufbewahrung 
dieser  Schnüre  wurden  in  Cuzco  und  einigen  Hauptniederlassungen 
besondere  schriftkundige  Funktionäre  bestellt. 

So  bildete  sich  schnell  mit  der  zunehmenden  Ausdehnung  des 
Reiches  ein  ziemlich  beträchtlicher  Verwaltungsdienst  mit  einer 
Zentralleitung  in  Cuzco  heraus.  Doch  das  genügte  schon  bald  den 
Bedürfnissen  nicht  mehr.  Um  stets  über  die  Vorgänge  in  den  ver- 
schiedenen Landesteilen  unterrichtet  zu  sein  und  Aufständen  der 
unterjochten  Bevölkerung  sofort  energisch  entgegentreten  zu 
können,  ließen  die  Inkas  von  den  Fronarbeitern  Heerstraßen  erbauen 
und  an  diesen  militärische  Unterkunftshäuser  mit  Vorräten  für  die 
durchziehenden  Truppen  (Raststationen)  sowie  kleine  Kurierhäus- 
chen errichten,  die  je  nachdem  mit  drei,  vier,  fünf  Läufern  aus  be- 
nachbarten Stämmen  besetzt  wurden.  Sobald  ein  Tucricuc  oder 
Inka-Resident  seinen  Kollegen  oder  dem  Provinzverwalter  wichtige 
Mitteilungen  zu  machen  hatte,  sandte  er  zuverlässige  Boten  mit 
seinem  Auftrag  und  mit  Qnipusschnüren  nach  der  nächsten  Kurier- 
station ab;  von  dort  lief  daim,  so  schnell  er  konnte,  einer  der  Läufer 
damit  nach  der  weiter  gelegenen  zweiten  Station,  von  dieser  wieder 
ein  neuer  Läufer  nach  der  dritten  und  so  fort. 

Das  Inkareich  war  zur  Zeit  seiner  Eroberung  durch  Pizarro  noch 
kein  festgefügter  Staat;  es  befand  sich  noch  im  Anfangsstadium  der 
Staatsbildung;  die  oben  geschilderten  Maßnahmen  zeigen  jedoch,  wie 
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mit  der  fortschreitenden  Kroberun^  sich  immer  neue  Verwaltungs- 
auf^aben  einstellten  und  zur  Einrichtung  eines  weitverzweigten  Re- 
gierungsapparates drängten. 

Marx  über  die  Entwicklung  und  das  Absterben  des  Staates. 

Durch  die  Schilderung  der  Entstehung  des  athenischen  und  römi- 
schen Staates,  die  Engels  in  seine  Schrift  „Der  Ursprung  der  Familie, 
des  Privateigentums  und  des  Staates"  aufgenom.men  hat,  sind  wir 
wohl  über  die  Marx-Engelssche  Theorie  der  Staatsbildung  einiger- 
maßen unterrichtet,  dagegen  hat  weder  Marx  noch  Engels  irgendeine 
Schrift  hinterlassen,  die  eine  Darstellung  des  weiteren  Entwicklungs- 
ganges des  Staates  bis  zu  seiner  Ausgestaltung  zum  „modernen  Bour- 
geoisstaat" bietet.  In  ihren  politischen  Schriften  kritisieren  beide 
zwar  wiederholt  Handlungen  des  feudalen  und  kapitalistischen 
Staates,  doch  ein  zusammenhängender  geschichtlicher  Ueberblick 
über  dessen  Entwicklung  fehlt  und  läßt  sich  auch  aus  den  vorhan- 
denen kurzen  Bruchstücken  nicht  konstruieren,  wenn  man  nicht 
immer  wieder  die  klaffenden  Lücken  durch  eigene  längere  Ein- 
schiebsel ergänzen  will.  Gegen  eine  derartige  Ergänzung  unter  Be- 
nutzung verhältnismäßig  weniger  Marx  -  Engelsscher  Fragmente 
könnte  aber  mit  unbestreitbarer  Berechtigung  der  Einwand  erhoben 
werden,  sie  gäbe  nicht  Marxsche  Originalauffassungen  wieder,  son- 
dern sei  lediglich  eine  Paraphrase  Marxscher  Gedanken,  für  die  Marx 
keine  Verantwortung  aufgebürdet  werden  könne.  Ich  habe  mich 
deshalb  im  nachstehenden  auf  Ausführungen  beschränkt,  die  sich 
durch  Stellen  aus  Marx-Engelsschen  Schriften  belegen  lassen. 

lieber  den  athenischen  Staat  erfahren  wir  nur,  daß  er  auf  Sklaven- 
wirtschaft beruht  hat  und  an  dieser  zugrunde  gegangen  ist.  Näher 
äußert  sich  Engels  in  seiner  Schrift  „Der  Ursprung  der  Familie  usw." 
über  den  Untergang  Roms.  Wie  Engels  dort  ausführt  (S.  151  ff.), 
hatte  sich  das  Römerreich  immer  weiter  ausgedehnt  und  in  den  er- 
oberten Provinzen  größtenteils  die  letzten  Reste  nationaler  Selb- 
ständigkeit vernichtet.  Aber  das  neuentstandene  Römertum  bildete 
keine  Nationalität.  Nirgends  war  die  Kraft  vorhanden,  die  ver- 
streuten Elemente  zu  neuen  Nationen  zusammenzufassen,  nirgends 
eine  Spur  von  Entwicklungsfähigkeit.  Die  ungeheure  Menschen- 
masse des  eroberten  Gebietes  hatte  nur  ein  Band,  das  sie  zusammen- 
hielt: den  römischen  Staat,  und  dieser  war  immer  mehr  ihr  schlimm- 
ster Feind  und  Unterdrücker  geworden.  Der  römische  Staat  war 
eine  riesige,  komplizierte  Maschine  geworden,  ausschließlich  zur 
Aussaugung  der  Untertanen  bestimmt.  Steuern,  Staatsfronden  und 
Lieferungen  aller  Art  drückten  die  Masse  der  Bevölkerung  immer 
tiefer  herab  und  dieser  Druck  wurde  noch  gesteigert  durch  die  Er- 
pressungen der  Statthalter,  Steuereintreiber,  Soldaten. 

Zudem  verfiel  im  Innern  das  Wirtschaftsleben.  Handel  und  Indu- 
strie waren  nie  Sache  der  völkerbeherrschenden  Römer  gewesen. 
Sie  hatten  von  der  Ausbeutung  der  eroberten  Provinzen,  von  der 
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Zusaminenraubung  großen  Landbesitzes  und  der  durch  Sklaven  be- 
triebenen Latifundienwirtschaft  gelebt.  Aber  auch  die  antike  Skla- 
verei hatte  sich  überlebt.  Weder  auf  dem  Lande  in  der  großen  Agri- 
kultur, noch  in  den  städtischen  Manufakturen  gab  sie  einen  Krtrag 
mehr  her,  der  der  Mühe  wert  war  —  der  Markt  für  ihre  Erzeugung 
war  ausgegangen.  So  vollzog  sich  wieder  ein  Rückgang  zum  Klein- 
betrieb, den  Engels  (S.  153)  folgendermaßen  schildert: 

„hl  Italien  waren  die,  seit  Knde  der  Republik  fast  das  ^anze  neblet  ein- 
nehmenden ungeheuren  (jüterkomplexe  (Latifundien)  auf  zweierlei  Weise 
verwertet  worden.  Entweder  als  Viehweide,  wo  die  Bevölkerung  durch 
Schafe  und  Ochsen  ersetzt  war,  deren  Wartun«  nur  weniße  Sklaven  er- 
forderte. Oder  als  Villen,  die  mit  Massen  von  Sklaven  (jarteubau  in 
großem  Stil  trieben,  teils  für  den  Luxus  des  Besitzers,  teils  für  den  Absatz 
auf  den  städtischen  Märkten.  Die  großen  Viehweiden  hatten  sich  er- 
halten und  wohl  noch  ausgedehnt;  die  Villengüter  und  ihr  Gartenbau  waren 
verkommen  mit  der  Verarmung  ihrer  Besitzer  und  dem  Verfall  der  Städte. 
Die  auf  Sklavenarbeit  gegründete  Latifundienwirtschaft  rentierte  sich 
nicht  mehr;  sie'  war  aber  damals  die  einzig  mögliche  Form  der  großen 
Agrikultur.  Die  Kleinkultur  war  wieder  die  allein  lohnende  Form  ge- 
worden. Eine  Villa  nach  der  andern  wurde  in  kleine  Parzellen  zer- 
schlagen und  ausgegeben  an  Erbpächter,  die  eine  bestimmte  Summe 
zahlten,  oder  partiarii,  mehr  Verwalter  als  Pächter,  die  den  sechsten  oder 
gar  nur  neunten  Teil  des  Jahresprodukts  für  ihre  Arbeit  erhielten.  Vor- 
herrschend aber  wurden  diese  kleinen  Ackerparzellen  an  Kolonen  aus- 
getan, die  dafür  einen  bestinnnten  jährlichen  Betrag  zahlten,  an  die  Scholle 
gefesselt  waren  und  mit  ihrer  Parzelle  verkauft  werden  konnten;  sie 
waren  zwar  keine  Sklaven,  aber  auch  nicht  frei,  konnten  sicii  lücht  nüt 
Freien  verheiraten  und  ihre  Ehen  untereinander  werden  nicht  als  voll- 
gültige Ehen,  sondern  wie  die  der  Sklaven  als  bloße  Beischläferei  (con- 
tuberinum)  angesehen.  Sie  waren  die  Vorläufer  der  mittelalterlichen 
Leibeignen." 

Rom  war  reif  geworden  für  die  Eroberung  durch  die  in  sein  Oe- 
biet  einfallenden  germanischen  Stämme.  Dafür,  daß  diese  die  Römer 
von  ihrem  verfaulten  Staat  befreiten,  nahmen  sie  ihnen  aber  zwei 
Drittel  des  gesamten  Bodens  ab,  verteilten  ihn  initer  sich  nach 
Stämmen,  Geschlechtern  und  Haushaltungen  inid  errichteten  auf 
dieser  Grundlage  ihre  Herrschaft.  Der  mittelalterliche  Lehnsstaat 
entstand.  In  welcher  Weise,  das  schildert  Engels  an  dem  Beispiel 
der  Franken  (S.  156): 

„Hier  waren  dem  siegreichen  Volk  der  Salier  nicht  nur  die  weiten 
römischen  Staatsdomänen,  sondern  auch  noch  alle  die  sehr  großen  Land- 
strecken als  Vollbesitz  zugefallen,  die  nicht  an  die  größeren  und  kleineren 
Gau-  und  Markgenossenschaften  verteilt  waren,  namentlich  alle  größeren 
Waldkomplexe.  Das  erste,  was  der  aus  einem  einfachen  obersten  Heer- 
führer in  einen  wirklichen  Landesfürsten  verwandelte  Frarü\enköing  tat, 
war,  dies  Volkseigentum  in  königliches  Gut  zu  verwandeln,  es  dem  Volk 
zu  stehlen  und  an  sein  Gefolge  zu  verschenken  oder  zu  verleihen.  Dies 
Gefolge,  ursprünglich  seine  persönliche  Kriegsgefolgschaft,  und  die  übrigen 
Unterführer  des  Heeres,  verstärkte  sich  bald  nicht  nur  durch  Römer, 
d.  h.  romanisierte  Gallier,  die  ilim  durch  ihre  Schreiberkunst,  ihre  Bildung, 
ihre  Kenntnisse  der  romanischen  Landessprache  und  lateinischen  Schrift- 
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spräche  sowie  des  Landesrechts  bald  unentbehrhch  wurden,  sondern 
auch  durch  Sklaven,  Leibeigne  und  Freigelassene,  die  seinen  Hofstaat  aus- 
machten und  aus  denen  er  seine  Günstlinge  wählte.  An  alle  diese  wurden 
Stücke  des  Volkslandes  zuerst  meist  verschenkt,  später  in  der  Form  von 
Benefizien  zuerst  meist  auf  Lebenszeit  des  Königs  verliehen  und  so  die 
Grundlage  eines  neuen  Adels  auf  Kosten  des  Volks  geschaffen. 

Damit  nicht  genug.  Die  weite  Ausdehnung  des  Reichs  war  mit  den 
Mitteln  der  alten  Gentilverfassung  nicht  zu  regieren;  der  Rat  der  Vor- 
steher, war  er  nicht  längst  abgekommen,  hätte  sich  nicht  versammeln 
können  und  wurde  bald  durch  die  ständige  Umgebung  des  Königs  ersetzt; 
die  alte  Volksversammlung  blieb  zum  Schein  bestehen,  wurde  aber  eben- 
falls mehr  und  mehr  bloße  Versammlung  der  Unterführer  des  Heeres  und 
der  neuaufkommenden  Grofkn.  Die  freien  grundbesitzenden  Bauern,  die 
Masse  des  fränkischen  Volkes,  wurde  durch  die  ewigen  Bürger-  und  Er- 
oberungskriege, letztere  namentlich  unter  Karl  dem  Großen,  ganz  so  er- 
schöpft und  heruntergebracht,  wie  früher  die  römischen  Bauern  in  den 
letzten  Zeiten  der  Republik.  Sie,  die  ursprünglich  das  ganze  Heer  und 
nach  der  Eroberung  Frankreichs  dessen  Kern  gebildet  hatten,  waren  am 
Anfang  des  9.  Jahrhunderts  so  verarmt,  daß  kaum  noch  der  fünfte  Mann 
ausziehen  konnte.  An  die  Stelle  des  direkt  vom  König  aufgebotenen  Heer- 
bannes freier  Bauern  trat  ein  Heer,  zusammengesezt  aus  den  Dienstleuten 
der  neuaufgekommenen  Großen,  darunter  auch  hörige  Bauern,  die  Nach- 
kommen derer,  die  früher  keinen  Herrn  als  den  König,  und  noch  früher 
gar  keinen,  nicht  einmal  einen  König,  gekannt  hatten.  Unter  den  Nach- 
folgern Karls  wurde  der  Ruin  des  fränkischen  Bauernstandes  durch  innere 
Kriege,  Schwäche  der  königlichen  Gewalt  und  entsprechende  Uebergriffe 
der  Großen,  zu  denen  nun  noch  die  von  Karl  eingesetzten  und  nach  Erb- 
lichkeit des  Amts  strebenden  Gaugrafen  kamen,  endlich  durch  die  Ein- 
fälle der  Normannen  vollendet." 

Unter  dieser,  auf  dem  Verhältnis  höriger  Bauern  zu  ihren  Qrund- 
herren  beruhenden  Lehnsverfassung  war  die  Produktion  zunächst 
auf  den  Selbstverbrauch,  auf  die  Befriedigung  der  eigenen  Bedürf- 
nisse und  der  der  Familie  gerichtet.  Auch  die  Arbeit  auf  den  Herren- 
und  Fronhöfen  diente  im  wesentlichen  der  Deckung  des  Selbst- 
bedarfs, nur  mußten  dazu  die  in  Abhängigkeit  von  den  Grundherren 
stehenden  Bauern  durch  Abgaben  und  Fronleistungen  beitragen.  Die 
Handwerker  in  der  Stadt,  ursprünglich  vielfach  aus  nach  der  Stadt 
geflüchteten  Bauern  bezw.  Fronhandwerkern  hervorgegangen,  pro- 
duzierten freilich  gleich  anfangs  für  den  Austausch;  aber  auch  sie 
erarbeiteten  den  größten  Teil  ihres  Eigenbedarfs  selbst.  Sie  hatten 
ihre  Felder  und  Gärten,  schickten  ihr  Vieh  auf  die  Gemeindewiesen 
und  in  den  Gemeindewald,  der  ihnen  zugleich  Nutzholz  und  Feuerung 
lieferte,  ihre  Frauen  spannen  selbst  Flachs  und  Wolle  und  webten 
auch  vielfach  selbst  am  eigenen  primitiven  Webstuhl. 

Diesen  Lebensverhältnissen  entsprach  der  Feudalstaat,  dessen  be- 
sonderes Kennzeichen  Marx  darin  findet  (Nachlaß,  I.  Band,  S.  421), 
daß  die  Elemente  des  sozial-wirtschaftlichen  Lebens,  wie  z.  B.  der 
Landbesitz,  die  Familienzugehörigkeit  oder  die  Art  und  Weise  der 
Arbeit  in  der  Form  der  Grundherrlichkeit,  des  Standes  und  der  Kor- 
poration (Zünfte,  Gilden  usw.)  zu  Elementen  des  Staatslebens  er- 
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hoben  waren  und  das  Verhältnis  des  Individuums  zum  Staatsganzen 
bestimmten.  Mit  anderen  Worten:  der  einzelne  stand  nicht  als 
solcher,  sondern  durch  die  korporativen  Bildungen,  denen  er  durch 
wirtschaftliche  Tätigkeit,  Besitz  und  (jeburt  angehörte,  mit  dem 
Staat  in  Verbindung. 

Als  jedoch  das  städtische  Handwerkertum,  wie  auch  das  Bauern- 
tum in  steigendem  Maße  Erzeugnisse  für  den  Verkauf  zu  produzieren 
begann,  also  die  Warenproduktion  einen  Aufschwung  nahm,  änderte 
sich  das.  Nun  folgte  in  manchen  (jegenden  die  Vertreibung  der 
bäuerlichen  Untersassen  von  ihren  Höfen  und  Landstellen  —  ein 
Vorgang,  den  in  bezug  auf  England  Marx  vorzüglich  in  seinem 
„Kapital",  I.  Band,  24.  Kapitel,  zweiter  Abschnitt,  betitelt  „Die  Ex- 
propriation des  Landvolkes  von  Qrund  und  Boden",  geschildert  hat 
—  während  sich  in  den  Städten  aus  dem  Zunftbürgertum  eine  Art 
industrieller  Mittelstand  herausbifdete  und  an  die  Stelle  der  zünftigen 
Betriebsweise  vielfach  die  Manufaktur  trat.  Die  Teilung  der  Arbeit 
zwischen  den  verschiedenen  Zunftkorporationen  trat  zurück  vor  der 
Teilung  der  Arbeit  in  der  einzelnen  Werkstatt.  Die  alten  Zunft- 
fesseln und  Zunftverbände  wurden  mehr  und  mehr  gelockert,  die 
alten  Abschließungsschranken  durchbrochen,  der  Handwerksmeister 
in  den  unabhängigen  Warenproduzenten  umgewandelt. 

Mächtig  gefördert  wurde  diese  Entwicklung,  als  mit  dem  Ende 
des  15.-  Jahrhunderts  die  großen  Entdeckungen  zur  See  einsetzten 
und  sich  dem  europäischen  Handel,  der  bisher  im  wesentlichen  nur 
im  Mittelländischen  Meer,  zwischen  Italien  und  der  Levante,  be- 
trieben worden  war,  ein  neues  größeres  Feld  öffnete.  Bald  dehnte 
sich  der  Auslandshandel  bis  Amerika  und  Indien  aus,  überflügelte  an 
Bedeutung  den  Austausch  der  einzelnen  europäischen  Länder  unter 
sich.  Das  amerikanische  Gold  und  Silber  überflutete  Westeuropa 
und  zersetzte  mehr  und  mehr  die  alte  feudale  Wirtschaftsweise. 

Diesem  Umschwung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  folgte  indes 
keineswegs  sofort  eine  entsprechende  Aendcrung  der  Staatsorgani- 
sation. Die  alten  Lehns-  und  Hörigkeitsrechte,  die  zünftlerischen 
Sonderprivilegien,  Lokalvorrechte,  Differentialzölle  blieben  zunächst 
bestehen,  bis  die  zunehmende  Entwicklung  des  Handels  und  der  In- 
dustrie die  feudalen  Fesseln  sprengte.  In  den  sich  selbst  verwalten- 
den Stadtgemeinden  wie  in  den  unabhängigen  Stadtrepubliken  er- 
langte die  gewerbetreibende  wohlhabende  Bürgerschicht  das  Ueber- 
gewicht  und  bemächtigte  sich  der  Verwaltung,  während  in  den 
größeren  Monarchien  diese  Schicht  als  sogen,  dritter  Stand  in  den 
ständischen  Vertretungen  (Reichsständen,  Landständen,  Stände- 
kammern) Zulaß  fand  und  steigende  Bedeutung  gewann.  D  e  r  F  e  u  - 
dalstaat  ging  in  den  Ständestaat  über,  der  dort,  wo 
zwischen  Qrundadel  und  der  aufstrebenden  Stadtbürgerschaft  der 
Ständekampf  entbrannte  und  beide  sich  das  Gleichgewicht  hielten, 
meist  im  17.,  18.  Jahrhundert  der  absoluten  Monarchie  mit  einer 
mehr  und  mehr  erstarkenden  Staatsbureaukratie  Platz  machte;  denn 
die  Fürsten  nützten  diesen  Rivalitätskampf  vielfach  dazu  aus,  ihre 
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Macht  zu  erweitern  und  zu  deren  Festhaltunj^:  und  Zentralisierung? 
die  früheren  Funktionen  des  Lehns-  und  Hofadels  wie  der  Stände- 
vertretun?:en  abhänKij^en  staatlichen  F3eainten  und  Funktionären  zu 
übertrafen.  Nachdem  die  fortschreitende  Entwicklung  der  Industrie 
und  des  Weltmarkthandels  dann  zur  Entstehung  einer  im  Wirt- 
schaftsleben maßgebenden  großen  Bourgeoisie  geführt  hatte,  er- 
kämpfte diese  jedoch  überall  den  Repräsentativstaat,  der  sich  im 
weiteren  Verlauf  immer  mehr  zu  einem  auf  Parlamentsherrschaft 
"beruhenden  demokratischen  Bourgeoisiestaat  entwickelt  hat. 

In  England  vollzog  sich  der  Uebergang  zum  Repräsentativstaat  im 
17.  Jahrhundert  mit  der  „gloriosen"  Revolution  und  der  „Declaration 
of  rights",  in  Frankreich  an  der  Wende  des  18.  Jahrhunderts  durch 
die  große  französische  Revolution,  deren  Wirkung  auf  den  Staats- 
charakter Marx  in  der  Adresse  des  Generalrats  der  Internationalen 
Arbeiterassoziation  über  die  Pariser  Kommune  von  1871  mit  folgen- 
den Worten  schildert: 

„Die  zentralisierte  Staatsmacht,  mit  ihren  allgegenwärtigen  Organen 
—  stehende  Armee,  Polizei,  Bureaukratie,  Geistlichkeit,  Richterstand, 
Organe,  geschaffen  nach  dem  Plan  einer  systematischen  und  hierarchischen 
Teilung  der  Arbeit  —  stammt  her  aus  den  Zeiten  der  absoluten  Monarchie, 
wo  sie  der  entstehenden  Bourgeoisiegesellschaft  als  eine  mächtige  Waffe 
in  ihren  Kämpfen  gegen  den  Feudalismus  diente.  Dennoch  blieb  ihre  Ent- 
wicklung gehemmt  durch  allerhand  mittelalterlichen  Schutt,  grundherr- 
liche und  Adelsvorrechte,  Lokalprivilegien,  städtische  und  Zunftmonopole 
und  Provinzialverfassungen.  Der  riesige  Besen  der  französischen  Revo- 
lution des  18.  Jahrhunderts  fegte  alle  diese  Trümmer  vergangener  Zeiten 
weg  und  reinigte  so  gleichzeitig  den  gesellschaftlichen  Boden  von  den 
letzten  Hindernissen,  die  dem  Ueberbau  des  modernen  Staatsgebäudes  im 
Wege  gestanden.  Dies  moderne  Staatsgebäude  erhob  sich  unter  dem 
ersten  Kaisertum,  das  selbst  wieder  erzeugt  worden  war  durch  die 
Koalitionskriege  des  alten  halbfeudalen  Europas  gegen  das  moderne 
Frankreich.  Während  der  nachfolgenden  Herrschaftsformen  wurde  die 
Regierung  unter  parlamentarische  Kontrolle  gestellt,  d.  h.  unter  die  direkte 
Kontrolle  der  besitzenden  Klassen.  Einerseits  entwickete  sie  sich  jetzt 
zu  einem  Treibhaus  für  kolossale  Staatsschulden  und  erdrückende  Steuern 
und  wurde  vermöge  der  unwiderstehlichen  Anziehungskraft  ihrer  Amts- 
gewalt, ihrer  Einkünfte  und  ihrer  Stellenvergebung  der  Zankapfel  für  die 
konkurrierenden  Fraktionen  und  Abenteurer  der  herrschenden  Klassen,  — 
andererseits  änderte  sich  ihr  politischer  Charakter  gleichzeitig  mit  den 
ökonomischen  Veränderungen  der  Gesellschaft.  In  dem  Maß,  wie  der 
Fortschritt  der  modernen  Industrie  den  Klassengegensatz  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  entwickelte,  erweiterte,  vertiefte,  in  demselben  Maß  erhielt 
die  Staatsmacht  mehr  und  mehr  den  Charakter  einer  öffentlichen  Gewalt 
zur  Unterdrückung  der  Arbeiterklasse,  einer  Maschine  der  Klassenherr- 
schaft." 

Demnach  hat  der  Staat  nach  Marxscher  Auffassung  mit  der  fort- 
•schreitenden  wirtschaftlichen  Entwicklung  immer  wieder  an- 
dere Daseinsformen  angenommen;  aber  wie  er  sich 
auch  gewandelt  hat,  „Klassenstaat"  ist  er  geblieben.  Entstanden 
aus  dem  Bedürfnis,  die  aus  dem  wirtschaftlichen  Lebensprozeß  her- 
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ausgewachsenen  Klassengegensätze  im  Zainn  zu  halten,  ist  er  stets 
ein  Instrument  der  Klassenherrschaft,  der  Niederhaltung  und  Aus- 
beutung der  unterdrückten  Kla.*^scn  durch  die  politisch  herrschenden 
Klassen  gewesen  —  nur  hat  die  Zusannnensctzung  der  Klassen,  ihr 
Charakter  und  die  Art  der  politischen  Ausbeutung  mehrfach  ge- 
wechselt. Der  antike  Staat  war  vornehmlich  eine  Organisation  der 
Sklavenbesitzer  zur  Niederhaltung  der  Sklaven,  der  Feudalstaat  in 
erster  Reihe  ein  Organ  des  Orundadels  zur  Beherrschung  der 
Hörigen  und  leibeigenen  Bauern,  der  moderne  Repräsentativstaat 
ist  ein  Instrument  zur  Ausbeutung  der  Lohnarbeit  durch  das  Kapital 
—  und  zwar  ist  nicht  nur  der  monarchische  Repräsentativstaat  ein 
Klassenstaat,  auch  die  durch  parlamentarische  K(")rperschaften  re- 
gierten demokratischen  Republiken  wie  die  Schweiz  und  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika.  Freilich  existiert  in  Amerika, 
wie  Engels  in  seiner  Vorrede  zur  III.  Auflage  der  Schrift  „Der  I3ür- 
gerkrieg  in  Frankreich''  (S.  12)  ausführt,  keine  Dynastie,  kein  Adel, 
kein  nennenswertes  stehendes  Heer,  keine  Bureaukratie  mit  fester 
Anstellung  und  Pensionsberechtigung,  dafür  aber  haben  sich  dort 
große  üruppen  von  gewerbsmäßigen  Oeschäftspolitikern  gebildet,  die 
im  Interesse  ihres  eigenen  Ichs  wie  der  hinter  ihnen  stehenden  (ic- 
schäftscliquen  „abwechselnd  die  Staatsmacht  in  Besitz  nehmen  und 
mit  den  korruptesten  Mitteln  zu  den  korruptesten  Zwecken  aus- 
beuten". 

U  e  b  e  r  d  i  e  s  e  n  modernen  R  e  p  r  ä  s  e  n  t  a  t  i  v  s  t  a  a  t  hin- 
aus gibt  es  nach  Marx  keine  Fortentwicklung  des 
Staates  mehr  zu  neuen,  höheren  Daseinsformen. 
Woiil  kann  der  Druck  der  Bourgeoisieherrschaft  auf  die  unteren 
Klassen  noch  steigen,  die  Korruption  der  üeschäftspolitiker  und  Re- 
gierungscliqucn  noch  zunehmen,  der  Klassengegensatz  zwischen  der 
herrschenden  (iroßbourgeoisie  und  der  Arbeiterklasse  sich  ver- 
schärfen; doch  einen  Aufstieg  zu  höheren  Staatsformen  gibt  es  nicht. 
DerStaathatseinenEntwicklungsgangvollendet. 
Fr  steht  vor  seinem  Untergang,  (leboren  aus  Klassengcgensätzenj_ 
stirbt  er  mit  dem  Aufhören  dieser  (icgcnsätze  ab.  Mit  raschen 
Schritten  nähern  wir  uns,  wie  Marx  meint,  einer  Stufe  der  \\  irt- 
schaftsentwicklung,  auf  der  das  Dasein  der  Klassen  nicht  nur  auf- 
hört, eine  Notwendigkeit  zu  sein,  sondern  ein  positives  Hindernis 
des  weiteren  Fortschritts  des  gesellschaftlichen  W'irtschaitsprozesses 
wird.  Deshalb  müssen  die  Klassen  verschwinden  —  unvermeidlich. 
Mit  ihnen  verchwindet  aber  ebenso  unvermeidlich  die  auf  ihnen  be-  / 
ruhende  Herrschaftsorganisation:  der  Staat. 

Mit  scharfen.  Strichen  zeichnet  diese  Marx-Fngelssche  Auffassung 
vom  demnächstigen  Ende  des  Staates  Friedrich  Engels  selbst  in 
seiner  Schrift  „Eugen  Dührings  Umwälzung  der  Wissenschaft" 
<S.  301): 

„Indem  sie  (die  Eiitw  ickliuiK)  mehr  und  mehr  auf  \'cr\vandlun«  der 
großen,  vergesellschafteten  Produktionsmittel  in  Staatseigentum  drängt, 
zeigt  sie  selbst   den   Weg  an   zur  Vollziehung  dieser   Umwälzung.     Das 
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Proletariat  ergreift  die  Staatsgewalt  und  verwandelt  die  Produktions- 
mittel zunächst  in  Staatseigentum.  Aber  damit  hebt  es  sich  selbst  als- 
Proletariat,  damit  hebt  es  alle  Klassenunterschiede  und  Klassengegensätze 
auf  und  damit  auch  den  Staat  als  Staat.  Die  bisherige,  sich  in  Klassen- 
gegensätzen bewegende  Gesellschaft  hatte  den  Staat  nötig,  d.  h.  eine 
Organisation  der  jedesmaligen  ausbeutenden  Klasse,  zur  Aufrechterhaltuiig 
ihrer  äußeren  Produktionsbedingungen,  also  namentlich  zur  gewaltsamen 
Niederhaltung  der  ausgebeuteten  Klasse  in  den  durch  die  bestehende  Pro- 
duktionsweise gegebenen  Bedingungen  der  Unterdrückung  (Sklaverei, 
Leibeigenschaft  oder  Hörigkeit,  Lohnarbeit).  Der  Staat  war  der  offizielle 
Repräsentant  der  ganzen  Gesellschaft,  ihre  Zusammenfassung  in  einer 
sichtbaren  Körperschaft,  aber  er  war  dies  nur,  insofern  er  der  Staat  der- 
jenigen Klasse  war,  welche  selbst  für  ihre  Zeit  die  ganze  Gesellschaft 
vertrat:  im  Altertum  Staat  der  sklavenhaltenden  Staatsbürger,  im  Mittel- 
alter des  Feudaladels,  in  unserer  Zeit  der  Bourgeoisie.  Indem  er  endlich 
tatsächlich  Repräsentant  der  ganzen  Gesellschaft  wird,  macht  er  sich 
selbst  überflüssig.  Sobald  er  keine  Gesellschaftsklasse  mehr  in  der  Unter- 
drückung zu  halten  hat,  sobald  mit  der  Klassenherrschaft  und  dem  in  der 
bisherigen  Anarchie  der  Produktion  begründeten  Kampf  ums  Einzeldasein 
auch  die  daraus  entspringenden  Kollisionen  und  Exzesse  beseitigt  sind, 
gibt  es  nichts  mehr  zu  reprimieren,  das  eine  besondere  Repressionsgewalt,, 
einen  Staat,  nötig  machte." 

Der  Staat  löst  sich  also  auf;  „er  stirbt  ab"  —  da  ihm  seine 
Basis  entzogen  ist. 
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Zwölftes  Kapitel. 

Kritik  der  Marxschen  Staatsauffassung. 

Die  Marxsche  Theorie  von  der  StaatsauflüsuriK.  —  Marx  kontra  Marx.   — 

Die  Entwicklung  des  Obrigkeitsstaates  zum  Verwaltungsstaat.  —  Wie  dachte 

sicli  Marx  die  Aufliisung  des  .Staates.  —  Die  Diktatur  des  Proletariats.  — 

Marx,  Lenin   und  Bakunin.  —  Staatsnegation   und  Staatssozialisnius. 

Die  Marxsche  Theorie  von  der  Staatsauflösuti};. 

Obj^leich  sie  im  wesentlichen  von  gleichen  ürundauffassmi^en  aus- 
gehen, Ke!anjj:en  dennoch,  wie  das  letzte  Kapitel  zeigte,  liejjel  und 
Marx  infolj^e  ihres  besonderen  Betraclitmij^sstandpiniktes  zu  ver- 
schiedenen Ansichten  über  den  Verlauf  der  Staatsentwicklun.iC  und 
deren  schlieliliches  Ergebnis.  Kommt  lieRel  zu  der  Ansicht,  daß  der 
Staat  sich  inuner  mehr  vervollkommnen  oder,  wie  er  sich  ausdrückt, 
„vollenden"  wird  und  sich  nur  in  ihm  die  politische,  rechtliche  und 
sittliche  Freiheit  der  Kulturmenschheit  zu  verwirklichen  vermag,  so 
wird  dem  Politiker  Marx  der  Staat  zu  einer  bloBen  auf  die  Nieder- 
haltimg  und  Ausbeutung  der  unteren  (jesellschaftsklassen  beruhen-  ^' 
den  li  e  r  r  s  c  h  a  f  t  s  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  ,  die  zwar  im  Laute  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  mehrfach  ihre  Formen  wechselt,  stets  aber 
ihren  Charakter  als  Unterdrückungsinstitution  behält  und  deshalb 
verschwinden  muß,  wenn  die  heutige  Gesellschaft,  „von  der  sie  sich 
nährt  und  deren  freie  Bewegung  sie  hemmt",  ihr  Ziel  erreichen  soll. 
Hegel  sieht  in  dem  heutigen  Staat  das  große  üemeinschaftsvehikel, 
in  dem  die  Menschheit  der  „Verwirklichung  der  Freiheit"  entgegen- 
fährt, Marx  eine  parasitäre  Einricluimg,  einen  historischen  „Schma- 
rotzerauswuchs" der  üesellschaft,  der  ihrem  ferneren  Aufstieg  hin- 
dernd im  Wege  stellt. 

Bedingt  ist  dieses  verschiedene  Auffassungsergebnis  durch  die  ver- 
schiedene Art,  wie  sie  an  ihr  Problem  herantreten  und  wie  sie  es 
betrachten.  Auch  Hegel  sieht  in  dem  Staat  eine  aus  der  Stände- 
schichtung (richtiger  Klassenschichtung)  hervorgegangene,  auf 
Standesiniterschieden  beruhende  Gemeinschaftsform,  wie  er  denn 
auch  in  seiner  „Philosophie  der  Geschichte"  (Keclamsche  Ausgabe, 
S.  133)  den  Satz  prägt:  „Ein  wirklicher  Staat  und  eine  wirkliche 
Staatsregicrung  entstehen  nur,  wenn  bereits  ein  Unter- 
schied der  Stände  da  ist,  wenn  Reichtum  und  Armut  sehr 
groß  werden  und  ein  solches  Verhältnis  eintritt,  daß  eine  große 
Menge  ihre  Bedürfnisse  incht  mehr  auf  eine  Weise,  wie  sie  es  ge- 
wohnt ist,  befriedigen  kamt." 

Hegel  weiß  denuiach,  der  Staat  beruht  von  vorneherein  auf  so- 
zialen Unterschieden  inid  die  Staatsmacht  muß  daher,  um  irmerhalb 
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der  Staats^cniciiiscliaft  die  Ordnung  zu  sicliern,  die  vorhandenen 
(jeKensätze  im  Zaum  zu  halten  suchen:  eine  Aufgabe,  die  dazu  führt, 
daß  die  rechthchen  Verhältnisse  im  wesenthchen  nach  dem  Bedürfnis 
der  mächtigeren  „Stände''  ,ü:eordnet  werden.  Er  weiß  daher  auch, 
daß  die  Verfassungsgeschichte  der  Staaten  im  ganzen  eine  Ge- 
schichte ihrer  Standeskämpfe  ist,  und  daß  nicht  nur  die  antiken 
Staaten,  sondern  auch  jene  seiner  eigenen  Zeit  ihrem  Zweck  nicht 
entsprechen,  aber  er  schheßt  daraus  nur,  daß  sie  zurzeit  noch  „u  n  - 
ausgebilde  t",  noch  „unvollendet"  sind.  Der  Gegenwarts- 
staat leidet  seiner  Ansicht  nach  noch  immer  an  historisch  bedingten 
Mängeln,  denn,  hervorgegangen  aus  bestimmten  geschichtlichen  Ge- 
sellschaftszuständen  und  in  seinen  Rechtsverhältnissen  im  ganzen  an 
die  weitere  Entwicklung  dieser  Zustände  gebunden,  ist  der  Staat 
nicht  gleich  etwas  Fertiges,  sondern  ein  Werdendes,  das  erst  all- 
mählich zur  Vollendung  reift.  Doch  diese  Mängel  des  Staates  auf 
seinem  Entwicklungswege  sind  für  Hegel,  wie  schon  im  zehnten 
Kapitel  erwähnt  wurde,  deshalb  nur  „historische  Ding  e",  die 
wohl  für  die  Staatengeschichte  in  Betracht  kommen,  die  aber  über 
Wesenheit,  Bestimmung  und  Zielrichtung  des  Staates  nicht  ent- 
scheiden. Trotz  der  Anerkennung  solcher  zeitlichen  Mängel  bleibt 
der  Staat  für  Hegel  der  große,  sich  mehr  und  mehr  vollendende  Or- 
ganismus, in  dem  sich  der  Aufstieg  der  Kulturmenschheit  voll- 
ziehen wird. 

Ganz  anders  Marx.  Er  übernimmt  zwar  von  Hegel  dessen  Grund- 
anschauungen; aber  er  schiebt  die  Frage,  wieweit  bisher  die  Staaten 
an  historischen  Mängeln  litten,  nicht  als  eine  nur  die  Entwicklungs- 
geschichte der  Staaten  angehende  Nebenfrage  beiseite,  er  sucht  viel- 
mehr in  der  Gegenwart  wie  Vergangenheit  der  Staaten  ihr  Wesen 
und  ihren  Zweck  zu  erkennen.  Und  da  findet  er,  daß  der  Staat  zu 
allen  Zeiten  eine  Herrschaftsorganisation,  ein  Instrument  der  Klassen- 
herrschaft gewesen  ist.  Gegen  diesen  Charakter  des  Staates  empört 
sich  aber  sein  politisches  Gewissen,  seine  Parteinahme  als  Sozialist 
für  die  heutige  Arbeiterklasse  in  ihrem  Kampf  gegen  die  Bourgeoisie. 
Mit  anderen  Worten:  Marx  betrachtet  den  Staat  vorwiegend  poli- 
tisch, nicht  vom  Standpunkt  des  Soziologen,  der  unbekümmert  um 
Parteiwünsche  und  -hoffnungen  fragt:  „Was  lehrt  die  Entstehung 
und  bisherige  Entwicklung  der  Staaten  für  deren  zukünftige  Ge- 
staltung; inwieweit  war  bisher  die  staatliche  Entwicklung  durch  die 
allgemein-gesellschaftliche  Entwicklung  bedingt  und  welche  Mo- 
mente sind  erkennbar,  die  eine  Fortsetzung  der  Staatsentwicklung 
in  gleicher  oder  in  veränderter  Richtung  wahrscheinlich  machen?" 

Von  seinem  Standpunkt  aus  erscheint  aber  Marx  die  Niederhaltung 
der  unteren  Klassen  durch  die  Staatsgewalt  als  eine  gegen  die  Be- 
freiungsbestrebungen der  unterdrückten  Klassen  gerichtete  verwerf- 
liche Handlung,  als  politisches  Unrecht,  das  „nichtsein  sollt  e", 
wie  denn  auch  Engels  in  seiner  Schrift  über  den  „Ursprung  der 
Familie"  immer  wieder  die  Staatsaktionen  ethisch  wertet  und  z.  B. 
Seite  187  (4.  Aufl.)  meint,  Klassenherrschaft  dürfe  nicht  sein;  „denn 
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was  für  die  herrschende  Klasse  Riit  ist,  soll  ^ut  sein  für  die  ^anze 
Gesellschaft,  mit  der  die  herrschende  Klasse  sich  identifiziert".  Der 
Staat  wird  an  einem  aufgestellten  politischen  Wertmaßstab  ge- 
messen. 

So  KclanKt  Marx  zu  einer  Beurteilung  des  Staates,  die  in  mancher 
Beziehung  mit  jener  des  englischen  Liberalismus  an  der  Wende  des 
18.  Jahrhunderts  und  der  des  individualistischen  Anarchismus  zu- 
sammenfällt, wenn  auch  die  Motive,  von  denen  diese  ausgehen,  an- 
derer Art  sind.  Wie  für  jene  Liberalen  ist  auch  für  Marx  der  Staat 
eine  die  Freiheit  beeinträchtigende  „Z  w  a  n  g  s  a  n  s  t  a  1 1'\  nur 
macht  er  dieser  vor  allem  den  Vorwurf,  daß  sie  die  unteren  Klassen 
unterdrückt  und  zum  Nutzen  der  oberen  durch  ihre  Zwangsgewalt 
niederhält,  während  der  englische  Liberalisnnis  jener  Tage  an  dem 
Staat  auszusetzen  fand,  daß  er  durch  seine  Reglementierungen  das 
Individuum  in  seiner  wirtschaftlichen  Betätigung  zu  sehr  beschränkt, 
also  das  Spiel  der  freien  wirtschaftlichen  Kräfte  hemmt,  und  der 
Anarchisnuis  endlich  den  grüßten  Fehler  des  Staates  darin  erblickt, 
daß  er  die  freie  Persönlichkeit  in  ihrer  Entfaltung  und  in  ihrem  Trieb- 
leben  stört,  indem  er  sie  dem  Willen  und  der  Gewalt  anderer  Indivi- 
duen unterwirft. 

Strebt  Marx  auch  über  die  Wirtschaftsform  seiner  Fpoche  hinaus, 
so  vermag  er  sich  doch  nicht  ganz  der  politisch-ökonomischen  An- 
schauung jenes  Zeitalters,  der  werdenden  f  r  e  i  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  e  n  - 
denGesellschaft,zu  entziehen,  die  in  der  Wirtschaftstätigkeit 
lediglich  eine  Privatsache  sah  und  die  Gebundenheit  des  Wirt- 
schaftens  als  „staatliche  Schranke  der  Freiheit"  empfand.  Der 
weitere  Fortschritt  kann  daher  seiner  Ansicht  nach  auch  nicht  in 
einer  Rückkehr  zur  staatlichen  Gebundenheit  der  Wirtschaft  auf 
höherer  Stufe  bestehen  —  dieser  (jedanke  konnnt  ihm  gar  nicht  — , 
sondern  nach  einer  den  Staat  beseitigenden  Uebergangs-Diktatur  des 
Proletariats  nur  in  der  völligen  Freisetzung  der  (iesellschait,  i  n 
ihrer  Befreiung  vom  Staat.  Es  gilt  demnach,  wie  Marx 
in  der  Adresse  des  Generalrats  der  Internationalen  Arbeiter-Asso- 
ziation über  die  Pariser  Kommune  („Bürgerkrieg  in  Frankreich", 
III.  Aufl.,  S.  47)  ausführt,  die  „unterdrückenden  Organe  der  alten 
Regierungsmacht  abzuschneiden",  ihre  berechtigten  Funktionen  aber 
der  „Gewalt,  die  über  der  Gesellschaft  zu  stehen  beansprucht", 
d.  h.  der  Staatsgewalt,  zu  entreißen  und  der  Gesellschaft  zurück- 
zugeben. Allerdings  will  Marx  im  (jegensatz  zu  der  Cobdenschen 
Schule  letzten  Endes  wieder  eine  feste  Regelung  des  Wirtschafts- 
prozesses, aber  nicht  durch  den  Staat,  sondern  durch  eine  Ver- 
bindung der  freien  Assoziationen  der  sozialistischen  Gesellschaft. 

Wie  sehr  Marx  und  noch  mehr  Engels  sich  von  ihrer  politischen 
(jegnerschaft  gegen  die  Zwangsgewalt  des  Bourgeoisstaates  in  ihrem 
Urteil  über  den  Staat  schlechthin  beeinflussen  lassen,  zeigt  sich  deut- 
lich darin,  daß  in  ihren  späteren  politischen  Schriften  die  Behandlung 
des  Staates  als  eines  „tätigen,  selbstbewußten  offiziellen  Ausdrucks" 
der  .Gesellschaft  fast  völlig  verschwindet,  und  die  Mangelhaftigkeit 
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der  Staatsinstitutionen  durchaus  nicht  mehr  in  ihrer  I3edinKthcit 
durch  die  Gesellschaftsform  gesucht  wird,  sondern  der  Staat  nun 
vielfach  als  eine  selbständij^e  HerrschaftseinrichtunK  erscheint,  der 
allein  die  Schuld  an  allen  Mißständen  des  öffent- 
lichen Lebens  zugeschoben  wird.  Nur  der  Staat  als 
lierrschaftsorKanisation  tritt  noch  bei  Marx  hervor.  Daf:{  der  Staat 
auch  noch  etwas  anderes  ist:  eine  Zusammenordnung  von  Menschen 
zum  Zweck  des  Zusammenwirkens,  eine  öffentliche  (jemeinschaft 
oder,  um  mit  Hegel  zu  sprechen,  ein  Organismus,  durch  dessen  ord- 
nende Reglementierung  der  im  sozialen  Leben  sich  bildenden  Kräfte 

\  i  und  Gegenkräfte  erst  der  Lebens-  und  Betätigungsraum  geschaffen 
V  worden  ist,  in  dem  sich  der  Aufstieg  der  staatenbildenden  Stämme 
und  Völker  bis  zu  ihrer  heutigen  Kulturstufe  zu  vollziehen  vermochte, 
davon  ist  in  der  späteren  Marxschen  Staatsbetrachtung  kaum  mehr 
die  Rede.  Der  Staat  als  Lebensform,  als  ein  System 
der  Zusammenfassung,  Einordnung  und  Zurgel- 
tungbringung  v ö l k e r s c h a f  1 1  i c h e r  Lebenstriebe 
scheidet  nun  aus  der  Marxschen  Staatsbetrachtung  aus.  Nirgends 
wird  der  Staat  als  ethnischer  Entwicklungs-,  Kultur-  und  Machtfaktor 
im  menschlichen  Entwicklungsgange  gewertet. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  daß  nicht  tatsächlich  der  Staat,  vor 
allem  in  seiner  früheren  Gestaltung,  eine  Herrschaftsorganisation  dar- 
stellt, noch  soll  bestritten  werden,  daß  gegenüber  dem  Staatskultus, 
wie  er  bei  Hegel  und  noch  mehr  bei  einzelnen  seiner  Schüler  hervor- 
tritt, die  Marxsche  Hervorhebung  der  politischen  Differenz  zwischen 
dem  Hegeischen  Staatsideal  und  dem  historischen  Staat  ein  kriti- 
sches Verdienst  war;  aber  deshalb  ist  nicht  minder  richtig,  daß 
Marx  von  seinem  politischen  Standpunkt  aus  immer  nur  eine  Seite 
des  Staates  gesehen  hat.  Man  kann,  wenn  man  hegelianisch-dialek- 
tisch sprechen  will,  mit  Recht  sagen,  daß  Marx,  ausgehend  von 
Hegel,  zwar  richtig  einen  Teil  der  Hegeischen  Staatsidee  negiert 
hat;  daß  er  aber  in  der  ersten  Negation  stecken  geblieben  und  nie 
zur  Negation  der  Negation,  zur  Aufhebung  seiner  gegensätzlichen 
Auffassung  in  einer  höheren  Einheit  gelangt  ist,  zu  einer  Staatsidee, 
die  die  Betrachtung  des  Staates  als  einer  Herrschaftsorganisation 

"^     mit  seiner  Bedeutung  als  einer  großen   ethnischen  Lebensgemein- 
schaft verbindet. 

Marx  kontra  Marx. 

Seine  politische  Gegnerschaft  gegen  die  Zwangsgewalt  des  Staates 
bringt  den  Politiker  Marx  bedenklich  mit  dem  Soziologen  Marx  in 
Konflikt.  Ist  der  Staat  tatsächlich,  wie  Marx  sagt,  eine  „Einrichtung" 
der  Gesellschaft  und  die  staatliche  Ordnung  bestimmt  durch  die 
Gesellschaftsordnung,  dann  ist  es  eine  völlige  Verkennung  des 
zwischen  beiden  bestehenden  Kausalverhältnisses,  den  Staat  ohne 
weiteres  für  soziale  Mißstände  —  in  diesem  Fall  für  das  Bestehen 
der   Klassen   und   die   Unterdrückung   der   einen    Klasse    durch    die 

310 


andere  —  verantwortlich  zu  machen.  Ganz  besonders  ist  das  dann 
unlogisch,  wenn  man  zugleich  annimmt,  daß  die  Klassen  sich  aus 
dem  Wirtschaftsprozeß  heraus  in  der  Oeseilschaft  frei  gebildet  haben 
und  der  Staat  nichts  als  eine  natürliche  FoIkc  solcher  Klassenent- 
stehun^  ist.  Zweifellos  ist  in  solchem  Falle  die  (jesellschaftsentwick- 
lun^  die  eigentliche  Ursache  der  Klassenherrschaft,  der  Staat  ge- 
wissermaßen nur  die  Wirkung,  die  Folge.  Er  ist  dann  nur  das  organi- 
satorische Instrument  der  (lesellschaft,  vermittelst  dessen  sie  die  in 
ihrem  Schöße  entstandene  Klassenschichtung  aufrecht  erhält.  Die 
Schuld  für  die  Klassenherrschaft  dem  Staat  zuzuschieben,  heißt  daher 
nichts  anderes,  als  die  Wirkung  für  die  Ursache  verantwortlich  zu 
machen. 

Eine  Verantwortlichkeit  des  Staates  für  soziale  Mißstände  wäre 
mir  dann  vorhanden,  wenn  man,  wie  dies  durchweg  von  den  Sozial- 
philosophen der  französischen  Revolution  geschah,  die  sozialen  Ver- 
hältnisse als  abhängig  von  den  Staatseinrichtuiigen,  diese  also  als 
das  Primäre  betrachtet.  Ist  hingegen  der  Staat  lediglich  eine  Rechts- 
einrichtuiig  der  (jesellscliaft,  die  Staatsordnung  in  der  HauiUsache 
nur  eine  rechtliche  Sanktion  der  sich  in  der  Gesellschaft  durchsetzen- 
den sozialen  Ordnung,  dann  trägt  an  der  Klassenherrschaft  nicht  der 
Staat,  sondern  die  Gesellschaft  die  Schuld.  Höchstenfalls  karm  der 
Staat  insoweit  verantwortlich  gemacht  werden,  als  er  die  Klassen- 
herrschaft durch  seine  Gewalt  auch  dort  noch  aufrecht  erhält,  wo  sie 
im  gesellschaftlichen  Leben  schon  verschwunden  ist,  oder  wo  er  ihr 
eine  Form  zu  geben  versucht,  die  in  der  sozialen  Ordnung  nicht  be- 
gründet ist.  Die  Vorwürfe,  die  Marx  gegen  den  Staat  erhebt,  richten 
sich  aber  keineswegs  gegen  bestimmte  Klassenmaßregeln  des 
Staates;  sie  richten  sich  gegen  den  Staat  schlechthin  in  seinem 
ganzen  Bestände. 

Solange  Marx  in  den  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
noch  in  starkem  Maße  unter  dem  Einfluß  der  Hegelschen  Staatsauf- 
fassung stand,  verwahrte  er  sich  denn  auch  trotz  aller  Gegnerschaft 
gegen  den  Bourgeoisstaat  verschiedentlich  dagegen,  daß  dieser  bezw. 
die  herrschende  Bourgeoisie  für  die  sozialen  Verhältnisse  verant- 
wortlich gemacht  werde.  So  heißt  es  z.  B.  in  dem  KS47  geschrie- 
benen, gegen  Karl  tieinzen  gerichteten  Artikel  „Die  moralisierende 
Kritik  und  die  kritische  Moral"  (Nachlaß,  II.  Band,  S.  455): 

„Wenn  übrigens  die  Bourgeoisie  politisch,  d.  Ii.  durch  ihre  Maats- 
niacht,  „die  UngerechtiKkeit  in  den  Fik'cntunisverhültnlssen  aufrecht  er- 
hält", so  schafft  sie  dieselbe  nicht.  Die  durch  die  moderne 
Teilung  der  Arbeit,  die  moderne  Form  des  Austausches,  die  Konkurrenz, 
die  Konzentration  usw.  bedingte  „Ungerechtigkeit  in  den  Figentumsver- 
hältnissen"  geht  keineswev:s  aus  der  politischen  Herrschaft  der  Bourgcois- 
klasse  hervor,  sondern  umgekehrt,  die  politische  Herr- 
schaft geht  aus  diesen  modernen,  von  den  b  ii  r  vi  e  r  - 
liehen  ()  e  k  o  n  o  m  e  n  als  notwendige  ewige  Gesetze  pro- 
klamierten Produktionsverhältnissen  hervor.  Stürzt 
daher  das  Proletariat  die  politische  Herrschaft  der  Bourgeoisie,  so  wird 
-sein   Sieg  nur   vorübergehend,   nur   ein   Moment   im   Dienste   der 

311 


bürgerlichen  Revolution  selbst  sein,  wie  Anno  1794,  solange  im  Laufe  der 
Geschichte,  in  ihrer  „Bewegung",  die  materiellen  Bedingungen 
noch  niciit  geschaffen  sind,  die  die  Abschaffung  der 
bürgerlichen  Produktionsweise  und  darum  auch  den  Sturz 
der  politischen  Bourgeoisherrschaft  notwendig  machen." 

Deutlich  wird  hier  konstatiert,  der  Bourgeoisstaat  schafft  die  so- 
zialen „Ungerechtigkeiten",  also  auch  die  Herrschaft  der  Bourgeoisie 
und  die  Unterdrückung  der  Arbeiterklasse,  nicht;  sie  wurzeln  in  den 
Produktionsverhältnissen,  im  sozialen  Lebensprozeß,  deshalb  können 
sie  auch  durch  politische  Siege,  durch  Aenderung  der  Staatsmacht, 
nicht  geändert  werden,  wenn  sich  nicht  vorher  entsprechende  Aen- 
derungen  der  Produktionsverhältnisse  vollzogen  haben. 

Je  mehr  Marx  aber  später  den  Bourgeoisstaat  rein  politisch  be- 
trachtet und  gegen  ihn  kämpft,  desto  mehr  schwinden  derartige  Er- 
wägungen. Nicht  mehr  die  Gesellschaft,  sondern  der  Staat,  und  zwar 
nicht  ein  spezieller  schlecht  regierter  Staat,  sondern  der  Staat  als 
Institution  ist  die  Macht,  die  die  Unterdrückung,  die  traurige  Lage 
des  Proletariats  verschuldet.  Nicht  knechtet  die  Gesellschaft  (oder 
vielmehr  die  in  ihr  zur  Macht  gelangte  Klasse)  den  Staat,  umgekehrt 
der  schmarotzende  Staat  läßt  es  sich  gelüsten,  sich  als  eine  über 
der  Gesellschaft  stehende  Gewalt  zu  konstituieren  und  diese  zu 
knechten  —  folglich  muß  sich  die  Gesellschaft  von  ihm  befreien. 

Daß  diese  Folgerung  sich  aus  der  Marxschen  soziologischen  Staats- 
auffassung logisch  ergibt,  läßt  sich  sicherlich  nicht  behaupten.  Was 
aus  den  obigen  Deduktionen  von  Marx  spricht,  ist  vielmehr  lediglich 
der  Haß  gegen  den  Staat,  der  seine  Gewalt  im  Dienste  der  Bour- 
geoisie zur  Niederhaltung  der  Arbeiterklasse  mißbraucht  und  deren 
Bestrebungen  vereitelt.  Es  ist  denn  auch  kennzeichnend,  daß  diese 
Argumentation  bei  Marx  vornehmlich  dann  hervortritt,  wenn  vorher 
revolutionäre  Bewegungen  der  Arbeiterklasse  niedergeworfen  waren,, 
besonders  nach  der  Niederwerfung  der  Pariser  Kommune  in  den 
Adressen  des  Generalrats  der  Internationalen  Arbeiterassoziation. 

Doch  erklärt  diese  Staatsfeindschaft  nicht  allein  die  Marxsche 
Argumentation.  Selbst  wenn  Marx  der  Ansicht  war,  der  Staat  müsse 
untergehen,  hätte  er  aus  seiner  Auffassung  heraus,  daß  der  Staat 
aus  der  im  sozialen  Entwicklungsverlauf  natürlicherweise  entstan- 
denen Klassenschichtung  herausgewachsen  ist  und  in  dieser  wurzelt, 
logisch  folgern  müssen,  daß  die  sogen.  Abschaffung  des  Staates  — 
ob  diese  Abschaffung  als  langsam  oder  rasch  gedacht  wird,  ist  hier 
gleichgültig  —  durch  die  revolutionäre  Gewalt  des  Proletariats  noch 
keineswegs  die  Klassenherrschaft  beseitigt,  daß  vielmehr  umgekehrt 
im  gesellschaftlichen  Entwicklungsgang  die  Klassenschichtung  erst 
wieder  verschwinden  muß,  ehe  ihre  Folge,  der  Staat,  sich  beseitigen 
läßt.  Die  Marxsche  Idee  der  Abschaffung  des  Staates  durch  die 
Diktatur  der  Arbeiterklasse  erklärt  sich  nur  daraus,  daß  Marx,  wie 
schon  erwähnt,  mit  dem  Eindringen  in  die  politisch-ökonomische 
Gedankenwelt  des  englischen  und  französischen  Radikal-Liberalis- 
mus der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  auch  die  von  diesem  ge- 
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hegte  Vorstellung  übernimmt,  die  soziale  Entwicklung  führe,  nach- 
dem sich  die  Gesellschaft  aus  den  mittelalterlichen  Zwangsfesscln 
befreit  habe,  nun  in  der  eingeschlagenen  Richtung  weiter  zu  einem 
die  Bevormundung  des  Staates  immer  mehr  überwindenden  zwang- 
losen Oesellschaftszustand,  zu  einer  sich  selbst  regulierenden  (iesell- 
schaft,  die  ohne  lästige  staatliche  Reglementierungen  und  Zwangs- 
maßregeln auskommen  werde.  Zum  Teil  hätte  sich  sogar  der  Staat 
schon  überlebt  und  werde  sich  bald  noch  mehr  überleben,  da  die 
nötige  Ordnung  sich  ohne  Staatsgewalt  aus  der  freien  Initiative  der 
wirtschaftlichen  Tätigkeit  von  selbst  ergäbe.  Wenn  trotzdem  der 
Staat  fortbestände,  so  hauptsächlich  deshalb,  weil  die  Regierenden 
an  seiner  Aufrechterhaltung  ein  Interesse  hätten. 

Es  ist  nichts  anderes  als  diese  Idee,  sozialistisch  zugespitzt» 
wenn  Engels  in  seiner  zweiten  Einleitung  zum  „Bürgerkrieg  in  I^^rank- 
reich"  (S.  13)  schreibt: 

„Nach  der  philosophischen  Vorstellunj:  ist  der  Staat  die  „Verwirk- 
lichung der  Idee",  oder  das  ins  Philosophische  übersetzte  Reich  Gottes 
auf  Erden,  das  Qcbiet,  worauf  die  ewige  Wahrheit  und  Oereclitigkeit  sich 
verwirklicht  oder  verwirklichen  soll.  Und  daraus  folgt  dann  eine  aber- 
gläubische Verehrung  des  Staates  und  alles  dessen,  was  mit  dem  Staat 
zusammenhängt,  die  sich  um  so  leichter  einstellt,  als  man  sich  von  Kindes- 
beinen daran  gewöhnt  hat,  sich  einzubilden,  die  der  ganzen  (jesellschaft 
gemeinsamen  Geschäfte  und  Interessen  könnten  nicht  anders  besorgt 
werden,  als  wie  sie  bisher  besorgt  worden  sind,  nämlich  durch  den 
Staat  und  seine  wohlbestallten  Behörden.  Und  man  glaubt  schon  einen 
ganz  gewaltig  kühnen  Schritt  getan  zu  haben,  w  eim  man  sich  freigemacht 
vom  Glauben  an  die  erbliche  Monarchie  und  auf  die  demokratische  Re- 
publik schwört.  In  W  irklichkeit  aber  ist  der  Staat  nichts  als  eine 
Maschine  zur  Unterdrückung  einer  Klasse  durch  eine 
andere,  und  zwar  in  der  demokratischen  Republik  nicht  nüiidcr  als  in 
der  Monarchie;  und  im  besten  Fall  ein  Uebel,  das  dem  im  Kampf  um  die 
Klassenherrschaft  siegreichen  Proletariat  vererbt  wird,  und  dessen 
schlimmste  Seiten  es,  ebensowenig  wie  die  Konnnune,  umhin  kcumen  wird, 
sofort  möglichst  zu  beschneiden,  bis  ein  in  n  e  u  e  n  ,  f  r  e  i  e  n  G  e  - 
sellschaftszuständen  herangewachsenes  Geschlecht 
imstande  sein  wird,  den  ganzen  Staatsplunder  von  sich  abzutun." 

Aus  sich  selbst  treibt  die  Gesellschaft  demnach  einem  vom  Staats- 
zwang befreiten  freiwirtschaftlichen  Zustand  entgegen;  die  Regu- 
lierungstätigkeit des  Staates  ist  eigentlich  kaum  mehr  nötig,  die  Ge- 
sellschaft könnte  sie  übernehmen;  das  Proletariat  braucht  sich  nur 
der  Staatsgewalt  zu  bemächtigen,  um  die  noch  künstlich  von  den 
Herrschenden  zurückgehaltenen  „Elemente  der  neuen  Gesellschaft'' 
in  Freiheit  zu  setzen. 

Während  aber  immerhin  Marx  meint,  daß  die  Beseitigung  des 
Staates  eine  „ganze  Reihe  geschichtlicher  Prozesse" 
imd  „lange  Kämpfe"  erfordert,  geht  der  landläufige  \'ulgär- 
marxismus  zum  Teil  noch  einige  Schritte  weiter.  Er  behauptet 
kurzweg:  hat  erst  die  Arbeiterklasse  die  politische  Macht,  d.  h.  die 
Staatsgewalt,  erobert,  so  ist  die  Herstellung  der  neuen  sozialistischen 
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GesellschaftsordiiiinK  gesichert.  So  schreibt  z.  B.  Kautsky  in  dem 
Artikel  „Allerhand  Revolutionäres"  über  die  Cjrundtendenz  seiner 
beiden  Broschüren  „Am  Tage  vor  der  Revolution"  und  „Am  Taj^e 
nach  der  Revolution"  („Neue  Zeit",  XX,  I.  Band,  S.  590): 

„Die  Eroberung  der  politischen  Macht,  das  ist  also  das  A  und  O  der 
beiden  Broschüren:  ohne  den  Besitz  der  RegierunKsgewalt  kommen  wir 
nicht  weiter  in  der  Aufhebung  der  Klassen  und  Klassengegensätze;  hat 
das  Proletariat  die  politische  Macht,  dann  folgt  dar- 
aus der  Sozialismus  von  selbs  t." 

In  der  genannten  Kautskyschen  Broschüre  vollzieht  sich  denn  auch, 
nachdem  das  Proletariat  durch  die  politische  Revolution  in  den  Be- 
sitz der  Staatsgewalt  gelangt  ist,  die  ganze  soziale  Umwälzung  wie 
am  Schnürchen,  wenngleich,  wie  der  Verfasser  versichert,  immerhin 
die  Hersteilung  der  sozialistischen  Gesellschaftsordnung  ein  „lang- 
jähriger Prozeß"  sein  wird. 

Noch  seltsamer  ist  die  Staatsauffassung  eines  anderen  sozialisti- 
schen Theoretikers,  Anton  Pannekoeks.  Er  deutet  die  Marx-Engels- 
sche  Ansicht,  der  Staat  sei  allmählich  aus  der  vorstaatlichen  Klassen- 
schichtung herausgewachsen,  dahin  um,  der  Staat  sei  von  den  herr- 
schenden Klassen  bewußt  zum  Zweck  ihrer  Herrschaft  geschaffen 
worden,  und  erklärt  demnach:  „Der  Staat,  die  Regierung  (wie  es 
scheint,  gilt  Pannekoek  Regierung  und  Staat  als  dasselbe.  H.  C.)  ist 
eine  Organisation,  die  die  herrschende  Klasse  zur  Wahrung  ihrer 
Interessen  schafft.  Aber  die  Personen,  die  unmittelbar  die  Staats- 
gewalt innehaben,  benutzen  sie  nicht  bloß  im  Interesse  der  ganzen 
regierenden  Klassen,  ihrer  Auftraggeber,  sondern  auch  für  ihr  eigenes 
unmittelbares  Interesse."  („Die  taktischen  Differenzen  in  der  Ar- 
beiterbewegung."   S.  86.) 

Die  Entwicklung  des  Obrigkeitsstaates  zum  Verwaltungsstaat. 

Marx  wie  Engels  sind  derartig  in  ihrer  Theorie  von  der  Auflösung 
des  Staates  und  dem  Uebergang  der  Staatsfunktionen  an  die  Gesell- 
schaft befangen,  daß  sie  gar  nicht  sehen,  wie  schon  zu  ihrer  Zeit,  in  den 
sechziger,  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts,  der  Staat  an- 
fängt, neue  Aufgaben  und  Funktionen  zu  übernehmen;  womit  sich 
den  früheren  Phasen  der  Staatsentwicklung  eine  neuere  höhere  Phase 
anzureihen  beginnt.  Und  doch  setzt  schon  um  die  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts,  zunächst  langsam  und  zögernd,  dann  schneller  fort- 
schreitend, auf  der  Basis  der  enormen  Wirtschaftsentwicklung  eine 
Verschiebung  und  Vermehrung  der  Staatsfunktionen  ein,  die  den 
Staatscharakter  mehr  und  mehr  verändern. 

Vergleicht  man  das  heutige  Wirtschaftsleben  mit  dem  um  die  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts,  so  sieht  man,  wie  nicht  nur  Produktion, 
Handel  und  Konsumtion  sich  ausgedehnt  haben,  sondern  wie  auch 
das  ganze  Wirtschaftsgetriebe  an  Intensität  gewonnen,  sich  technisch 
umgegliedert  und  sich  teilweise  kollektivistisch  organisiert  hat.  Aus 
den  kleinen  kapitalistischen  Industriebetrieben   sind  Riesenbetriebe 
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geworden  und  an  die  Stelle  des  seinen  Betrieb  selbst  leitenden 
freien  Warenproduzenten,  wie  ihn  Marx  vor  Au^en  hatte,  sind 
j^roße  Aktieni^eselischaften  und  Kapitalsassoziationen  j^etreten.  I^a- 
durch  wurde  die  eigentliche  Leitung  der  Betriebe  vielfach  v  o  in 
B  e  s  i  t  z  K  e  t  r  e  n  n  t.  Zugleich  entstanden,  um  die  freie  Konkurrenz, 
die  OrundlaKe  der  „O  esellschaft  freier  Warenprodu- 
zent e  n",  zu  beseiti.c:cn  und  eine  icenieinsaine  Wirtschaftsführun.ir 
und  AnKcbotsrejs^ulierunK  zu  ermöglichen,  üenossenschaften  aller 
Art,  Konzerne  und  Interessengemeinschaften,  Kartelle,  Syndikate, 
Trusts  usw.  Vielfach  können  heute  weder  die  I^esitzer,  noch  die  Be- 
triebsleiter mehr  produzieren,  was  sie  wollen,  noch  können  sie  über 
ihre  Produktion  verfügen  und  zum  Zweck  des  Absatzes  mit  privaten 
Firmen  in  Verbindung  treten.  Wieviel,  was  und  wie  produziert 
werden  soll,  d.  h.  welche  Warenarten  und  -Qualitäten,  bestimmt  die 
InteressenvereiTii^aniK  und  ebenso,  unter  welchen  Bedin^unjcen  und 
zu  welchen  Preisen  verkauft  werden  darf. 

Oft  tritt  der  Produzent  auch  nicht  mehr  direkt  zum  Zweck  des 
Verkaufs  seiner  Produkte  mit  den  Käufern  in  Verbindung;  den  Ver- 
kauf besorgt  das  vom  Kartell  oder  Syndikat  eiuKerichtete  Verkaufs- 
kontor, das  auch  den  Betrag  einzieht  und  nach  bestimmten  Abzügen 
den  einzelnen  Werken  überweist.  Und  auch  diese  Verkaufskontore 
verkaufen  oft  wieder  nicht  an  einzelne  freie  Händler  und  Privat- 
abnehmer, sondern  an  Handelsgesellschaften,  Handelsvereinigungen, 
flinkaufskontore,  die  den  Weitervertrieb  übernehmen.  Wo  bleibt  da 
der  individuelle  Warenproduzent,  der  auf  dem  Markt  konkurriert, 
seinen  Preis  stellt  und  mit  dem  Käufer  einen  „freie  n"  Vertrag 
schließt?  Die  frühere  individuelle  Privatwirtschaft  ist  zu  einer  ge- 
nossenschaftlichen bezw.  gemeinschaftlich  betriebenen  Wirtschaft, 
zu  einer  K  o  1  1  e  k  t  i  v  a  n  g  e  1  e  g  e  n  h  e  i  t  geworden ;  sie  hat 
sich  vielfach,  um  einen  jetzt  viel  angewandten,  wenn  auch  nicht  ganz 
richtigen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  „sozialisier  t". 

Und  wie  der  Warenverkaufsvertrag  zum  Teil  kollektivistisch  ge- 
worden ist  und  zwischen  Produzentenvereinigungen  und  Handels- 
vereinigungen vollzogen  wird,  so  auch  der  Arbeits-  und  Lohnvertrag. 
Der  Fabrikleiter  oder  dessen  Vertreter  schließt  nicht  mehr  nach  per- 
sönlichen Unterhandlungen  mit  den  Arbeitsuchenden  den  Lohnver- 
trag ab;  er  wendet  sich  an  das  Arbeitsvermittlungsamt  des  betreffen- 
den Industriezweiges  und  dieses  weist  ihm  Arbeiter  zu,  zwischen 
denen  er  nicht  nach  Belieben  wählen  kann,  die  er  vielmehr,  wenn  er 
nicht  besondere  Gründe  geltend  machen  kaini,  nehmen  muß,  da  er 
sonst  weitere  Arbeitskräfte  nicht  zugeteilt  erhält.  Auch  der  Arbeits- 
lohn bleibt  nicht  persönlichen  Abmachungen  überlassen;  er  wie  die 
Arbeitszeit  sind  durch  Uebereinkommen  der  Unternehmerschaft  mit 
den  Gewerkschaften  oder  durch  das  Tarifamt  festgelegt.  Der  je 
nach  Arbeitsangebot  und  -nachfrage  schwankende  individuelle  Lohn 
ist  zum  gemeinsam  festgesetzten  Tariflohn  geworden.  Zudem  haben 
lücht  nur  manche  staatlichen  und  kommunalen,  sondern  auch  private 
Großbetriebe,  um  sich  einen  Stamm  guter  Arbeiter  zu  sichern,  allerlei 
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gemeinnützige  Einrichtungen  für  ihre  Arbeiterschaft,  wie  Pensions- 
berechtigungen, Dienstalters-  und  Kinderzulagen  usw.,  eingeführt.  Ein 
Teil  der  Arbeiter  i^st  gewissermaßen  zu  Beamten  geworden.  Aber 
auch,  wo  das  nicht  der  Fall  ist,  erhält  der  Arbeiter  heute  in  seinem 
üeldlohn  meist  —  wenigstens  gilt  das  von  Deutschland  —  nur  noch 
einen  Teil  seines  tatsächlichen  Arbeitslohnes,  ein  anderer  Teil  fließt 
der  Arbeiterklasse  insgesamt  als  kollektiver  Lohn  in  der  Form  von 
Beiträgen  der  Unternehmer  und  des  Staates  zur  Kranken-,  Alters- 
und Invalidenversorgung  sowie  in  der  Form  von  allerlei  staatlichen 
und  kommunalen  Aufwendungen  zu,  z.  B.  für  Schul-  und  Fachaus- 
bildungsunterricht, Einrichtung  von  üenesungs-,  Ferien-  und  Mutter- 
heimen, Unterhaltung  von  Kinderpflegeanstalten  usw. 

Nicht  minder  hat  sich  der  Charakter  des  privaten  Eigentums  ver- 
ändert. Die  großen  Produktions-,  Handels-  und  Verkehrsbetriebe 
befinden  sich  meist,  soweit  sie  nicht  schon  in  die  Hand  des  Staates 
oder  der  Gemeinden  übergegangen  sind,  im  Besitz  von  Kapitals- 
gesellschaften, die  das  zum  Ankauf  und  zur  Betriebsführung  nötige 
Kapital  größtenteils  durch  Ausgabe  von  Aktien  und  Obligationen 
zusammengebracht  haben.  Eigentlich  sind  also  die  Inhaber  der  Aktien 
und  Obligationen  die  Besitzer.  Tatsächlich  aber  haben  sie,  falls  sie 
nicht  Großaktionäre  sind  und  im  Aufsichtsrat  sitzen,  keinerlei  Ver- 
fügungsrecht über  ihren  Besitz.  Genau  genommen  sind  sie  nur  Be- 
sitzer eines  Scheines,  der  ihnen  ein  Anrecht  auf  Zinsen  zubilligt.  Was 
mit  ihrem  Kapitalbesitz  geschieht,  ist,  solange  die  staatlich  auf- 
gestellten Regeln  (die  Bestimmungen  des  Aktiengesetzes)  befolgt 
werden,  lediglich  eine  Angelegenheit  des  Vorstandes  der  betreffenden 
Gesellschaft.  Wohl  kann  der  einzelne  Aktionär  in  der  Aktionär- 
versammlung seine  Wünsche  geltend  machen  —  wieweit  die  Ver- 
waltung diese  jedoch  berücksichtigen  will,  bleibt  im  wesentlichen 
nach  der  Verfassung  der  meisten  Aktiengesellschaften  ihrem  Be- 
finden überlassen.  — 

Während  sich  hier,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch  tatsächlich 
eine  Trennung  der  Besitzer  vom  Besitz  und  ihre  Umwandlung  in 
bloße  Nutzempfänger  (Rentenempfänger)  vollzogen  hat,  gewann 
andererseits  das  Betriebseigentum  nicht  selten  den  Charakter  einer 
öffentlichen  Anstalt  oder  Dienstleistung,  so  z.  B.  bei  den  Privateisen- 
bahnen oder  Straßenbahnen,  Fracht-  und  Schiffahrtsgesellschaften, 
Theatergesellschaften,  Gas-  und  Elektrizitätswerken  usw.  Von  einem 
freien  gegenseitigen  Vertrag  ist  dort  keine  Rede  mehr.  Es  ist  eine 
juristische  Fiktion,  daß  es  völlig  in  das  freie  Belieben  des  einzelnen 
Einwohners  einer  Stadt  gestellt  sei,  mit  der  dortigen  konzessionierten 
Straßenbahn  Fahrverträge  zu  schließen.  Die  Bahn  hat  ein  Monopol 
auf  bestimmte  Strecken,  und  wer  sie  nicht  benutzen  will,  muß  zu  Fuß 
laufen.  Aber  dieses  Monopol  hat  die  Bahngesellschaft  nur  erhalten, 
indem  sie  sich  zu  bestimmten  staatlichen  bezw.  kommunalen  Ab- 
gaben und  Dienstleistungen  verpflichtete.  Sie  kann  nicht  jeden,  der 
ihr  nicht  gefällt,  von  der  Fahrt  ausschließen.  Hat  er  nach  den 
statutarischen  Bestimmungen  seinen  Fahrschein  gelöst,  ist  sie  ver-^ 
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pflichtet,  ihn  zu  befördern.  Ebensowenig^  kann  sie  nach  Beheben  die 
Preise,  die  Fahrten  und  Routen  ändern. 

Mit  dieser  UniKestaltuni(  des  Wirtschaftslebens  haben  sich  auch 
zugleich  Charai<ter  und  Funktionen  des  Staates  iceändcrt  -  schon 
weil  sich  diese  ^anze  Wirtschaftsentwicklun^  mir  im  Rainnen  einer 
bestimmten  konkreten  StaatsgesetzRebunK  und  -verwaltunvc  zu  voll- 
ziehen vermochte  und  sich  inmier  wieder  eine  Neuregelung'  und  Neu- 
ein^licdcrun^  der  entstandenen  wirtschaftlichen  Lebensformen  in 
das  staatliche  Rechtssystem  als  nötiK  erwies.  Ferner  weil  inner- 
halb der  Staatsbureaukratie  zur  BewältiKuuK  der  neuen  Auf.v(aben 
neue  Aufsichtsämter  und  Verwaltungsinstanzen  geschaffen  werden 
mußten,  an  die  früher  niemand  s:edacht  hatte.  Zudem  aber  hat  der 
Staat  selbst  in  immer  umfangreicherem  Maße  (iroßbetriebe  und 
gemeinniitzij^e  Dienstleistungen  in  eigene  Regie  übernommen:  Posten 
und  Eisenbahnen,  Omnibus-  und  Automobilbetriebe,  den  Schlepp- 
verkehr auf  Kanälen  und  Flüssen,  liafenanlagen,  Berg-  und  Hütten- 
werke, Munitions-  und  Waffenfabriken  usw.;  oder  er  beteiligt  sich 
an  privaten  Untcrnehnumgen  und  gewinnt  damit  auf  diese  einen 
Einfluß,  den  er  im  Interesse  der  Bevölkerung  auszuüben  vermag. 
Zugleich  hat,  um  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Staatsgebietes 
zu  fördern,  der  Staat  durch  Zölle  und  Handelsverträge,  Flußregu- 
lierungen,  Kanalbauten,  Eisenbalmtarife,  Staatssubventionen,  Er- 
richtung von  technischen  Schulen,  Lehrwerkstätten  und  Staats- 
laboratorien, Exportausstellungen  usw.  nachgeholfen. 

Ebenso  sind  die  Gemeinden  dazu  übergegangen  in  das  sogen.  Spiel 
der  freien  wirtschaftlichen  Kräfte  einzugreifen  und  wirtschaftliche 
Betriebe  in  eigene  Verwaltung  zu  übernehmen.  Sie  betreiben  heute 
vielfach  Straßen-  und  Kleinbahnen,  Gas-  und  Elektrizitätswerke,  be- 
wirtschaften städtische  (jüter  und  treiben  dort  Viehzucht,  Obst-  und 
(iemüsebau,  unterhalten  kommunale  Schlächlereien,  Meiereien  und 
Lebensmittelverkaufshallen,  lassen  ihre  Kohlen  selbst  in  eigenen 
Kohlengruben  fördern  und  schließen  mit  Viehzentralen  und  landwirt- 
schaftlichen Vereinen  konmuuiale  Lieferuiigsverträge  ab.  Und  zu 
diesem  Aufgabenkreis  hat  sich  .die  Unterhaltung  von  Schul-,  I^il- 
dungs-  und  Kunstanstalten,  Parks,  Badeanstalten,  Theatern, 
hygienischen  Einrichtungen  usw.  gesellt. 

So  ist  der  Staat  längst  das  nicht  mehr,  was  er  im  L"s.  Jahrhundert 
und  zu  Begimi  des  19.  war:  eine  bloße  Wehr-  und  Herrschafts- 
organisation mit  einem  bureaukratischen  Regierungsapparat  zum 
Schutz  dynastischer  und  ständischer  Interessen:  eine  Organi- 
sation, die  in  dieser  Betätigung  fast  allein  ihre  ganze  Aufgabe  sah 
und  das  wirtschaftliche  Leben,  soweit  nicht  der  Steuerertrag  in 
Betracht  kam,  als  etwas  ansah,  das  außerhalb  der  Regierungssphäre 
lag.  Aus  dem  Obrigkeitsstaat  wird  ni  zunehmendem  Maße  ein  Ver- 
waltungsstaat, eine  große  Wirtschaftsgemeinschaft,  mit  der  das 
Lebens-  und  Kulturinteresse  des  einzelnen  Staatsbürgers  mannigfach 
verknüpft  ist.  Der  Staat  wird  gewissermaßen  zu  einem  großen,  das 
wirtschaftliche  Zusammenwirken  der  Staatsmitglieder  umspannenden 
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Lcbeiisraliiiicn,  in  dem  sich  jeder  einj^e^liedert  und  mit  vorwärts- 
j^esclioben  findet. 

Immer  mehr  Wirtschaftsfunktionen,  die  früher  von  einzelnen  oder 
von  Korporationen  ausgeübt  wurden,  fallen  heute  an  den  Staat.  Er 
wird  zum  maßgebenden  Wirtschaftsfunktionär,  zum  wichtiKsten  ent- 
scheidenden Träger  des  ganzen  sozialen  Lebensprozesses.  Und 
nicht  nur  in  das  Wirtschaftsgetriebe  greift  er  mit  starker  Hand  ein, 
sondern  auch  in  die  Rechtssphäre  der  einzelnen  und  der  Familie. 
Wie  viele  Aufgaben,  die  früher  ausschließlich  der  Familie  auf- 
gebürdet wurden,  hat  nicht  z.  B.  in  steigendem  Maße  der  Staat 
übernommen:  die  Fürsorge  für  Säuglinge,  Kinder-  und  Jugend- 
heime, Waisenpflege,  Unterricht,  Kinderbadeanstalten,  Spielplätze, 
Landaufenthalt  usw.  —  selbst  den  Schutz  der  Kinder  gegen  Aus- 
beutung und  Mißhandlungen  durch  die  eigenen  Eltern. 

Und  mit  dieser  Entwicklung  des  Obrigkeitsstaates  zum  Wirt- 
schafts- und  Verwaltungsstaat  vollzieht  sich  zugleich,  wie  hier  nur 
kurz  angedeutet  werden  soll,  in  weiterer  Folge  eine  fortschreitende 
Ueberwindung  des  alten  Prinzips  der  Qewaltentrennung,  der  for- 
malen Absonderung  der  Exekutive  von  der  Legislative.  Die  legis- 
lativen Körperschaften  werden  nun  auch  mehr  und  mehr  zu  voll- 
ziehenden Organen.  Die  organisatorische  Trennung  beider  Ge- 
walten war  nur  so  lange  möglich,  als  die  Aufgaben  des  Staates  sich 
hauptsächlich  auf  die  politische  Verwaltung,  auf  die  Beherrschung 
der  unteren  Volksschichten  und  die  sich  daraus  ergebende  Regelung 
des  inneren  politischen  Lebens  sowie  die  Vertretung  der  staatlichen 
Regierungsinteressen  nach  außen  erstreckten.  Die  formale  Installie- 
rung der  Exekutive  als  besondere,  selbständig  die  Gesetze  aus- 
führende Gewalt  diente  dazu,  einerseits  den  Volksvertretungen  ein 
Gegengewicht  gegenüberzustellen,  und  andererseits  den  bevorrech- 
teten oberen  Ständen  einen  über  ihre  Stärke  in  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  hinausgehenden  Einfluß  auf  die  Staatsverwaltung  zu 
sichern;  denn  die  Leiter  der  ausführenden  Beamtenkörper,  der  Ver- 
waltungsbureaukratie,  wurden  fast  ausschließlich  aus  diesen  Ständen 
entnommen.  Uebernimmt  aber  der  parlamentarisch  regierte  Staat 
in  steigendem  Maße  die  Leitung  oder  Ueberwachung  wirtschaftlicher 
Unternehmungen,  so  wird  in  immer  umfangreicherem  Maße  die  Ein- 
setzung von  parlamentarisch-wirtschaftlichen  Aufsichts-  und  Kon- 
trollausschüssen, die  Ernennung  von  verantwortlichen  Betriebs- 
leitern, Inspektoren,  Sachverständigen  usw.  nötig.  Das  Parlament 
gewinnt  damit  in  steigendem  Maße,  wenn  auch  zunächst  oft  nur  in- 
direkt, einen  Einfluß  auf  die  Geschäftsführung  jener  Unternehmen, 
die  vom  Staat  selbst  betrieben,  mitverwaltet  oder  kontrolliert 
werden,  —  es  wird  mehr  und  mehr  zum  oberen  staatlichen  Wirt- 
schaftsdirigenten, der  die  wirtschaftlichen  Verwaltungszweige  kon- 
trolliert und  in  sie,  wenn  nötig,  eingreift.  Wer  sich  die  neuere  wirt- 
schaftliche Verwaltungstätigkeit  parlamentarisch  regierter  Staaten 
ansieht,  findet  in  ihrem  Organismus  bereits  mannigfache  Ansätze 
dieser  Entwicklung. 
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Infolge  dieser  Entwicklung  hat  sich  aber  auch  das  seelische  Ver- 
hältnis der  einzelnen  zum  Staat  geändert.  Im  früheren  Obrigkeitsstaat 
wurde  die  Staatsmacht  meist  noch  gar  nicht  als  zusamnienordnende 
(jcwalt,  als  notwendige  (jcmeinschaftsgewalt,  sondcrFi  als  Willkür- 
macht  der  herrschenden  Regierung  empfunden.  Aus  dem  zuneh- 
menden (jcfühl,  daß  das  eigene  Wohl  in  erheblichem  Malie  mit  dem 
Staatswesen  verbunden  ist  und  nur  in  ihm  zur  (jcltung  kommen 
kann,  entstand  aber  naturgemäß  die  Krkenntnis  einer  gewissen  (ie- 
meinschaftlichkeit,  die  Tfn  weiteren  Verlauf  zu  einem  bewußten  und 
gewollten  Teilnehmen  an  der  staatlichen  (jemeinsamkeit  wurde,  in 
den  ärmeren  Volksschichten  freilich  erst,  nachdem  sie  einen  Anteil 
an  der  Staatsgewalt  gewonnen  haben.  An  die  Stelle  des  einstigen 
dynastischen  Machtwortes:  „Der  Staat  bin  ich!"  tritt  nun  in  einem 
sich  mehr  und  mehr  erweiternden  Staatsbürgerkreise  das  er- 
starkende Bewußtsein:  ,„Der  Staat  sind  wir!" 

Die  Entwicklung  des  Staates  hat  demnach  eine  andere  Richtung 
genommen,  wie  Marx  und  Engels  in  ihrer  Beeinflussung  durch  liberal- 
anarchistische Zeitströmungen  glaubten.  Der  Staat  wird  nicht  über- 
flüssig; er  verliert  nicht,  wie  Engels  meint,  einen  immer  größeren 
Teil  seiner  einstigen  Funktionen  an  die  (lesellschaft.  sondern  er  über- 
ninnnt  im  (jegenteil  innner  weitere  soziale  Aufgaben  und  erweitert 
dadurch  seine  Verwaltungsmaschinerie. 

Damit  fallen  nicht  die  soziologischen  Teile  der  Marxschen  Staats- 
lehre, die  Marx  von  Hegel  übernommen  und  auf  (jrund  seiner 
materialistischen  Geschichtsauffassung  weiter  ausgebaut  hat;  was 
fällt,  ist  die  mit  seinen  eigenen  soziologischen  Auffassungen  im 
Widerspruch  stehende,  aus  einem  halbutopistisch-anarchistischen 
Revolutionarismus  herauskonstruierte  Hypothese  von  der  baldigen 
Abschaffung  oder  Auflösung  des  Staates:  eine  Hypothese,  die  durch- 
aus keinen  integrierenden  Bestandteil  der  Marxschen  Staatslehre 
bildet  und  überdies  von  ihm  selbst  durch  seine  spätere  Korrektur  des 
Kommunistischen  Manifestes  zum  Teil  aufgegeben  ist.  Zwar  der 
Staat,  den  Marx  vor  Augen  hatte,  wird  verschwinden;  aber  die  neue 
Entwicklungsphase  wird  nicht,  wie  Marx  unterstellt,  darin  bestehen,, 
daß  der  kapitalistische  Staat  unter  Uebertragung  seiner  Funktionen 
auf  die  Gesellschaft  sich  in  diese  auflöst,  sondern  daß  an  seine 
Stelle  auf  der  Grundlage  einer  neuen  Gesellschaftsordnung  ein  neuer 
höher  entwickelter  Staat  tritt:  der  sozialistische  W  i  r  t  - 
Schafts-  und  Verwaltungsstaat. 

Wie  dachte  sich  Marx  die  Auflösung  des  Staates? 

Von  dieser  Herausbildung  einer  neuen  Staatsentwicklungsphase 
haben  Marx  und  Engels  fast  nichts  gesehen.  Allerdings  war  diese 
Entwicklung  zu  ihrer  Zeit  nur  erst  in  ihren  Anfängen  vorhanden.  Sie 
sahen  lediglich  die  sogen.  „Gesellschaft  freier  Waren- 
produzente  n"  und  die  Art  und  Weise,  wie  die  Großbourgeoisie 
ihre  wirtschaftliche  Macht  im  Staate  gegen  die  Arbeiterklasse  aus- 
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zunutzen  suchte.  So  wurde  für  sie  der  Staat  zu  einem  kapitalistisch 
durchseuchten  „Schmarotzerauswuchs"  der  Gesellschaft,  der  unver- 
meidlich seinem  Zusammenbruch  cnt^cKenKeht.  Kine  ähnliche  Ein- 
.seitij,^keit,  wie  wir  sie  in  der  Marxschen  Betrachtung  der  Kapitals- 
entwicklung finden,  wo  auch  geRenüber  der  mit  größtem  Scharfsinn 
behandelten  Mchrwertstheorie  die  Berücksichtigung  der  technisch - 
organisatorischen  Leistung  des  Kapitalismus  in  seinem  entwicklungs- 
geschichtlichen Aufbau  zurücktritt.  Dazu  kam  der  leidenschaftliche 
Kevolutionarismus,  das  ungestüme  Verlangen'  des  politischen  Kämp- 
fers Marx,  das  die  nüchternen  Erwägungen  des  Soziologen  Marx  bei- 
seite schob,  den  Entwicklungsweg  abkürzte  und  die  soziale  Be- 
deutung bestimmter  beobachteter  Erscheinungen  übertrieb.  Schon 
in  den  Jahren  1848/49  hat  bekanntlich  diese  revolutionäre  Leiden- 
schaft Marx  unter  dem  Einfluß  der  optimistischen  Strömung  des 
„tollen"  Jahres  dazu  verleitet,  die  damalige  noch  völlig  in  den  An- 
fängen steckende  kapitalistische  Entwicklung  als  reif  für  die  Diktatur 
des  Proletariats  und  die  Ersetzung  der  kapitalistischen  durch  die 
sozialistische  Produktion  zu  halten.  Und  ungefähr  20  Jahre  später, 
als  nach  der  Gründung  der  Internationalen  Arbeiterassoziation  die 
sozialistische  Bewegung  in  Europa  ziemlich  schnelle  Fortschritte 
machte  und  die  Pariser  Kommune  ihre  Herrschaft  aufrichtete, 
wiederholte  sich  diese  Ueberschätzung  der  Entwicklungsreife.  — 

Als  Marx  in  den  vierziger  Jahren  im  Gegensatz  zu  Hegel  zu  der 
Ansicht  gelangte,  die  soziale  Entwicklung  treibe  der  Abschaffung  der 
Staatsgewalt  zu,  dachte  er  sich  diesen  Vorgang  zunächst  als  einen 
langwierigen  gesellschaftlichen  Umwälzungsprozeß.  Entsprechend 
seiner  Auffassung  des  Staates  als  einer  Einrichtung  der  Gesellschaft 
nahm  er  an,  zunächst  werde  die  kapitalistische  Gesellschaft  durch 
die  Bildung  von  „Assoziationen"  oder  Wirtschaftsgenossenschaften 
zersetzt  werden  und  dadurch  ihren  Klassencharakter  verlieren.  Erst 
nachdem  auf  diese  Weise  der  Staat  als  Herrschaftsinstitution  seine 
Grundlage  in  der  Gesellschaft  verloren  habe,  werde  dann  auf  dem 
Wege  der  politischen  Revolution  auch  die  Staatsgewalt  fallen  und 
der  Staat  zu  einer  großen  Verwaltungsgenossenschaft  werden.  Die 
Umwandlung  der  kapitalistischen  Gesellschaft  in  eine  sogen,  „asso- 
zietäre  Gesellschaft"  sollte  also  der  politischen  Revolution  voraus- 
gehen, die  gewissermaßen  nur  als  politische  Vollstreckerin  der  in- 
zwischen vor  sich  gegangenen  sozialen  Entwicklung  gedacht  wurde. 
In  diesem  Sinne  heißt  es  noch  in  der  1847  erschienenen  Marxschen 
Schrift  gegen  Proudhon  „Misere  de  la  Philosophie"  (deutsche  Ueber- 
setzung  von  E.  Bernstein  und  K.  Kautsky,  S.  182): 

„Die  arbeitende  Klasse  wird  im  Laufe  der  Entwicklung  an  die  Stelle 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  eine  Assoziation  setzen,  welche  die  Klassen 
und  ihren  Gegensatz  ausschließt  und  es  wird  keine  eigentliche  politische 
Gewalt  mehr  geben,  weil  gerade  die  politische  Gewalt  der  offizielle  Aus- 
druck des  Klassengesetzes  innerhalb  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ist." 

Erst  nachdem  im  Laufe  der  Entwicklung  die  Gesellschaft  eine  Form 
erlangt  hat,  die  die  Klassenschichtung  ausschließt,  erfolgt  also  die 
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Beseitigung  der  auf  ihr  als  seiner  Grundlage  ruhenden  Staatsgewalt. 
Eine  Auffassung,  die  übrigens  im  französischen  Originaltext  noch 
deutlicher  hervortritt;  denn  dort  wird  nicht  von  der  Entwicklung 
im  allgemeinen,  sondern  von  der  Entwicklung  der  Arbeiterklasse  im 
besonderen  gesprochen,  und  es  wird  ferner  nicht  gesagt,  daB  die  ge- 
sellschaftliche Assoziation  den  Klassengegensatz  ausschlielit,  sondern 
daß  sie  ihn  künftig  ausschließen  wird.    Es  heißt  dort  nämlich: 

„La  classe  laborieuse  substituera,  dans  ie  cours  de  s  o  n  dcveloppcmcnt, 
a  raiiciemie  socictc  civile  iine  association  tiui  e  x  c  i  u  r  a  les  ciasscs  et 
leiir  antaKonisme,  et  il  n'y  aura  plus  de  pouvoir  poütique,  propreineut  dit, 
piiisqiie  Ie  pouvoir  politique  est  precistiinent  Ie  resunie  officiel  de  l'aiita- 
Konisiue  dans  la  societe  civile." 

Die  folgenden  beiden  Revolutionsjahre  mit  ihrem  Machtkampf 
drängen  indes  in  Marx  den  die  Entwicklung  sub  species  acternatatis 
betrachtenden  Soziologen  mehr  und  mehr  zurück,  der  optimistische 
Revolutionär  gewinnt  die  Oberhand  und  damit  kommt  auch  teilweise 
wieder  die  alte  traditionelle  französische  Revolutionsauffassung  zum 
Durchbruch:  alles  komme  darauf  an,  die  Staatsgewalt  zu  erobern. 
Besäße  man  erst  diese,  ließen  sich  die  üblen  gesellschaftlichen  Zu- 
stände leicht  ändern.  So  heißt  es  denn  im  Konnnunistischen  Mani- 
fest: 

„Das  Proletariat  wird  seine  politische  Herrschaft  dazu  benutzen,  der 
Bourgeoisie  nach  und  nach  alles  Kapital  zu  entreißen,  alle  Produktions- 
instrumente in  den  Händen  des  Staats,  d.  h.  des  als  herrschende  Klasse 
organisierten  Proletariats,  zu  zentralisieren  und  die  Masse  djr  Pro- 
duktionskräfte  möglichst  zu  vermehren. 

Es  kann  dies  natürlich  zunächst  nur  geschehen  vermittelst  despo- 
tischer Eingriffe  in  das  Eigentumsrecht  und  in  die 
bürgerlichen  Produktionsverhältnisse,  durch  Maßregeln 
also,  die  ökonomisch  unzureichend  und  unhaltbar  erscheinen,  die  ai)er  im 
Lauf  der  Bewegung  über  sich  selbst  hinaustreiben  und  als  Mittel  zur 
Umwälzung  der  ganzen  Produktionsweise  unvermeidlich  sind." 

Und  weiterhin  am  Schlüsse  des  zweiten  Abschnittes: 

„Wenn  das  Proletariat  im  Kampfe  gegen  die  [Bourgeoisie  sich  notwendig 
zur  Klasse  vereint,  durch  eine  Revolution  sich  zur  herrschenden  Klasse 
macht  und  als  herrschende  Klasse  gewaltsam  die  alten 
Produktionsverhältnisse  aufhebt,  so  hebt  es  mit  diesen 
Produktionsverhältinssen  die  Existenzbedingungen  des  Klassengegensatzes, 
die  Klassen  überhaupt  und  damit  seine  eigene  Herrschaft  als  Klasse  auf." 

Das  ist  in  soziologischer  Hinsicht  fast  eine  Umkehrung  des  obigen 
Satzes  aus  dem  Marxschen  „Elend  der  Philosophie".  Dort  erfolgt 
zunächst  auf  dem  Wege  der  sozialen  Evolution  die  Aufhebimg  der 
Klassenschichtung  und  dann  hinterher,  da  damit  die  I^asis  der  alten 
Staatsgewalt  fällt,  deren  politische  Eroberung.  Im  Kommunistischen 
Manifest  erfolgt  dagegen  zuerst  die  Eroberung  der  Staatsmacht,  dann 
durch  Anwendung  dieser  Macht  der  Umsturz  der  kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse,  darauf  durch  deren  Wegfall  in  weiterer 
Reihenfolge  die  Aufhebung  des  Klassengegensatzes  und  damit  schließ- 
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lieh  die  Beseitigung  der  Klassen  überhaupt.  —  Ein  Wechsel  der  Auf- 
fassung, der  sich  nur  aus  einem  momentanen  Sieg  des  alten  Revo- 
lutionarismus  über  die  soziologische  Theorie  und  einer  irrigen  Beur- 
teilung der  ganzen  damaligen  üesellschaftslage  erklären  läßt.  — 
Marx  wie  Engels  glaubten  damals  tatsächlich,  wie  Engels  später 
(1895)  in  der  Einleitung  zum  Wiederabdruck  der  Marxschen  Auf- 
sätze über  die  „Klassenkämpfe  in  Frankreich  1848 — 1850"  auch  offen 
zugestanden  hat,  die  Entwicklung  wäre  bereits  reif  für  die  Um- 
wandlung der  kapitalistischen  in  die  sozialistische  Gesellschafts- 
ordnung. 

Die  folgenden  Jahre  der  revolutionären  Abflauung  und  des  Ein- 
setzens reaktionärer  Wirtschaftsströmungen  dämpften  diesen  im 
Kommunistischen  Manifest  hervortretenden  Revolutionarismus.  Zwar 
die  Idee,  daß  der  Staat  sich  bald  auflösen  werde,  wurde  von  Marx 
nicht  fallengelassen;  aber  es  tritt  nun  wieder  die  Auffassung  hervor, 
diese  Auflösung  könne  erst  das  Schlußergebnis  eines  langen  sozial- 
wirtschaftlichen Umwälzungsprozesses  sein.  Freilich,  sobald  drohende 
Gewitterwolken  am  politischen  Horizont  aufsteigen,  regen  sich  auch 
in  Marx  wieder  Revolutionshoffnungen.  So  heißt  es  z.  B.  in  einem 
Marxschen  Leitartikel  der  „New  York  Tribüne"  vom  2.  Febr.  1854: 

„Doch  wir  dürfen  nicht  vergessen,  daß  in  Europa  noch  eine  sechste 
Macht  existiert,  die  in  bestimmten  Augenblicken  ihre  Herrschaft  über  die 
gesamten  fünf  sogenannten  „Großmächte"  behauptet  und  jede  von  ihnen 
erzittern  läßt.  Diese  Macht  ist  die  Revolution.  Nachdem  sie  sich  lange 
still  und  zurückgezogen  verhielt,  wird  sie  jetzt  durch  die  Krisis  und  die 
Hungersnot  wieder  auf  den  Kampfplatz  gerufen.  Von  Manchester  bis 
Rom,  von  Paris  bis  Warschau  und  Budapest  ist  sie  allgegenwärtig,  erhebt 
ihr  Haupt  und  erwacht  vom  Schlummer.  Mannigfach  sind  die  Symptome 
des  wiederkehrenden  Lebens;  überall  sind  sie  erkennbar  in  der  Unruhe 
und  Aufregung,  die  die  proletarische  Klasse  ergriffen  hat. 

EinesSignals  bedarf  es  nur,  und  die  sechste  und 
größte  europäische  Macht  tritt  hervor  in  glänzender 
Rüstung,  das  Schwert  in  der  Hand,  wie  Minerva  aus  dem  Haupte  des 
Olympiers.  Dieses  Signal  wird  der  drohende  europäische  Krieg  geben. . ." 
Und  in  einem  Artikel  vom  27.  April  1855  schreibt  Marx: 

,, Dieser  Krieg  (der  Krimkrieg),  der  mit  einer  kommerziellen  Krise  zu- 
sammenfällt, deren  erste  Anfänge  sich  eben  bemerkbar  machten,  der  von 
Köpfen  und  Händen  geleitet  wird,  die  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen  sind, 
und  der  gleichzeitig  europäische  Dimensionen  annimmt,  wird  und  muß 
Ereignisse  heraufbeschwören,  die  die  proletarische 
Klasse  in  den  Stand  setzen  werden,  jene  Stellung  wie- 
der einzunehmen,  die  sie  durch  die  Junischlacht  184  8 
in  Frankreich  verlor.  Und  das  gilt  nicht  allein  für  Frankreich, 
sondern  auch  für  das  ganze  Zentraleuropa,  einschließlich  England. 

In  Frankreich  kann  in  der  Tat  kein  Zweifel  darüber  herrschen,  daß  jeder 
neue  revolutionäre  Sturm  früher  oder  später  die  Arbeiterklasse  zur  Macht 
bringen  muß.   In  England  gewinnen  die  Dinge  rasch  eine  ähnliche  Gestalt." 

Als  auch  diese  Erwartungen  sich  nicht  erfüllten  und  sogar  das 
Wirtschaftsleben  Europas  einen  neuen  Aufschwung  nahm,  kehrte 
jedoch  Marx  wieder  zu  einer  ruhigeren  Betrachtung  der  Entwick- 
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lungsvorgänge  zurück  und  Kelan^te  nun  sogar  dazu,  eine  neue  kapi- 
talistische Cntwicklungsära  für  wahrscheinlich  zu  halten.  So  schreibt 
er  an  Engels  am  8.  Oktober  1858  (Briefwechsel,  11.  Band,  S.  292/93): 

„Wir  könneil  es  nicht  leugnen,  daß  die  hürKerliche  (jcsellschaft  zum 
zwciteninal  ihr  16.  Jahrhundert  erlebt  hat,  ein  16.  Jahriiunderl,  von  dem 
ich  hoffe,  daß  es  sie  ebenso  zu  Qrabe  läutet,  wie  das  erste  sie  ins  Leben 
poussierte.  Die  eiyjentliche  Aufgabe  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ist  die 
Herstellung  des  Weltmarktes,  wenigstens  seinen  Umrissen  nach,  und  einer 
auf  seiner  Basis  ruhenden  Produktion.  Da  die  Welt  rund  ist,  scheint 
dies  mit  der  Kolonisation  von  Kalifornien  und  Australien  und  dem  Auf- 
schluß von  China  und  Japan  zum  Abschluß  gebracht.  Die  schwierige 
question  (Frage)  für  uns  ist  die:  Auf  dem  Kontinent  ist  die  Revolution 
imminent  und  wird  auch  sofort  einen  sozialistischen  Charakter  annehmen. 
Wird  sie  in  diesem  kleinen  Winkel  nicht  notwendig  gecrusht  (erdrückt) 
werden,  da  auf  viel  größerem  Terrain  das  movement  (die  Hew  egun«)  der 
bürgerlichen  üesellschaft  noch  ascendant  (im  Aufsteigen)  ist?" 

Es  müssen  also  noch  lange  Wegstrecken  bis  zur  Abschaffung  des 
Staates  zurückgelegt  werden  und  diese  Abschaffung  kann  nur  er- 
folgen, wenn  vorher  durch  die  Assoziation  der  Arbeiterklasse  die 
ökonomische  Herrschaft  der  Bourgeoisie  durchbrochen,  d.  h.  d  i  e 
Lohnarbeit  durch  die  „assoziierte"  Arbeit  über- 
wunden worden  ist.  Ein  Mittel  dieser  Ueberwindung  fand 
Mar.x  nun  in  dem  Kooperativsystem,  das  in  den  sechziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhimderts  eine  gewisse  Bedeutung  in  England  zu 
erlangen  begaiui  und,  wie  Mar.x  in  der  Inaugural-Adresse  der  Inter- 
nationalen Arbeiter-Assoziation  meinte,  ad  oculus  demonstrierte,  daß 
zur  Leitimg  einer  modernen  Produktion  weder  eine  Unternehmer- 
klasse,  noch  die  Monopolisierung  der  Arbeitsmittel,  noch  eine  Schicht 
von  Lohnarbeitern  nötig  sei.  Diese  Kooperativarbeit  vermöge  aber, 
da  die  Bourgeoisie  sich  ihrer  Ausbreitimg  entgegenstemme,  nicht 
aus  sich  selbst  die  Bedeutung  zu  erlangen,  die  zur  Beseitigung  der 
Klassenherrschaft  nötig  sei.  Deshalb  müßte  die  Arbeiterklasse  die 
politische  Macht  erobern,  um  den  Widerstand  der  Bourgeoisie  zu 
brechen. 

Dementsprechend  heißt  es  in  der  erwähnten  Einführungsadresse: 

„Um  die  arbeitenden  Massen  zu  befreien,  bedarf  das  Kooperativsystem 
der  Entwicklung  auf  nationaler  Stufenleiter  und  der  Forderung  durch 
nationale  Mittel.  Aber  die  Herren  des  (Irund  und  Bodens,  wie  die  des 
Kapitals  werden  stets  ihre  politischen  Privilegien  zur  \'erteidigung  und 
zur  Verewigung  ihres  wirtschaftlichen  Monopols  benutzen.  Statt  die  F^e- 
freiung  der  Arbeit  zu  fördern,  werden  sie  fortfahren,  ihr  jedes  mögliche 
Hindernis  in  den  Weg  zu  legen.  .  .  .  Politische  Macht  zu  erobern,  ist 
daher  die  große  Pflicht  der  .Arbeiterklasse.** 

Hier  haben  wir  wieder  eine  andere  Auffassung.  Um  die  Klassen- 
herrschaft zu  beseitigen,  ist  zunächst  eine  völlige  Aenderung  der 
kapitalistischen  Produktionsverhältnisse  durch  das  Kooperativsystem 
nötig;  dessen  allgemeine  Einführung  scheitert  aber  an  dem  Wider- 
stand der  Unternehmerschaft,  folglich  muß  sich  die  Arbeiterklasse 
der  Staatsgewalt  bemächtigen,  um  diesen  Widerstand  zu  brechen. 
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Die  Eroberung  der  politischen  Gewalt  durch  die  Arbeiterklasse  hat 
also  hier  nicht  den  Zweck,  alsbald  Klassenherrschaft  und  Staat  zu 
beseitigten,  sie  soll  zunächst  nur  der  Kooperativarbeit  zum  Durch- 
bruch verhelfen;  erst  infolj^e  der  Ueberwindung  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  durch  das  kooperative  Assoziationssystem  wird 
dann  allmählich  die  Klassenschichtung  verschwinden. 

Doch  auch  diese  Auffassung  läßt  Marx  schon  nach  wenigen  Jahren 
wieder  fallen.  Die  schnelle  Ausdehnung  der  sozialistischen  Be- 
wegung und  die  Erfahrungen  der  Pariser  Kommune  bestimmen  ihn, 
die  Abschaffung  der  Klassenherrschaft  auf  einem  noch  anderen  Wege 
zu  suchen.  Die  Umwälzung,  meint  er  nun,  werde  derart  vor  sich 
gehen,  daß  die  Arbeiterklasse  sich  zunächst  der  einzelnen  Gemeinden 
bemächtigt  und  diese,  wie  er  sagt,  als  Hebel  benutzt,  um  „die  öko- 
nomischen Grundlagen  umzustürzen,  auf  denen  der  Bestand  der 
Klassen  und  damit  der  Klassenherrschaft  ruht".  Diese  sozialistischen 
Kommunen  hätten  sich  dann  wieder  zusammenzutun,  also  Kommunal- 
verbände zu  bilden,  die,  indem  sie  der  Staatsgewalt  immer  weitere 
wichtige  Funktionen  abnähmen,  deren  Wirkungskreis  einschränkten 
und  so  schließlich  die  Staatsgewalt  brächen. 

Marx  stimmt  in  der  zweiten  Adresse  des  Generalrats  der  Inter- 
nationalen Arbeiterassoziation  über  den  Deutsch-französischen  Krieg 
vollkommen  den  Organisationsplänen  der  Pariser  Kommune  zu,  die 
er  selbst  in  folgender  Weise  schildert: 

„Die  Pariser  Kommune  sollte  selbstverständlich  allen  großen  gewerb- 
lichen Mittelpunkten  Frankreichs  zum  Muster  dienen.     Sobald  die  kom- 
munale Ordnung  der  Dinge  einmal  in  Paris  und  den  Mittelpunkten  zweiten 
Ranges  eingeführt  war,  hätte   die  alte  zentralisierte   Regierung  auch   in 
den   Provinzen   der    Selbstregierung    der   Produzenten    weichen    müssen. 
In  einer  kurzen  Skizze   der  nationalen  Organisation,   die   die   Kommune 
nicht  die  Zeit  hatte,  weiter  auszuarbeiten,  heißt  es  ausdrücklich,  daß  die 
Kommune  die  politische  Form  selbst  des  kleinsten  Dorfes  sein,  und  daß 
das  stehende  Heer    auf    dem  Lande    durch    eine  Volksmiliz    mit  äußerst 
kurzer  Dienstzeit  ersetzt  werden  sollte.    Die  Landgemeinden  eines  jeden 
Bezirks  sollten  ihre  gemeinsamen  Angelegenheiten  durch  eine  Versamm- 
lung von  Abgeordneten   in   der  Bezirkshauptstadt   verwalten,   und   diese 
Bezirksversammlungen  dann  wieder  Abgeordnete  zur  Nationaldelegation 
in  Paris  schicken;  die  Abgeordneten  sollten  jederzeit  absetzbar  und   an 
v         die  bestimmten  Instruktionen  ihrer  Wähler  gebunden  sein.    Die  wenigen, 
\       aber  wichtigen  Funktionen,  welche  dann  noch  für  eine  Zentralregierung 
\      übrig  bleiben,   sollten  nicht,  wie  dies  absichtlich   gefälscht   worden,   ab- 
"^     geschafft,  sondern  an  kommunale,   d.   h.  streng  verantwortliche   Beamte 
übertragen  werden." 

Marx  findet  in  diesem  Organisationsplan  der  Kommune  einen 
passenden  Hebel,  um  die  „ökonomischen  Grundlagen 
umzustürzen,  auf  denen  der  Bestand  der  Klassen  und  damit 
der  Klassenherrschaft  ruht".  Während  sich  im  Kommunistischen 
Manifest  das  Proletariat  der  Staatsgewalt  bemächtigt,  durch  diese 
„alle  Produktionsinstrumente  in  den  Händen  des  Staates 
zentralisiert"  und  dadurch  die  sozialistische  Gesellschaft  her- 
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stellt,  baut  sich  nach  der  Annahme  der  Qeneralratsadresse  die  neue 
Gesellschaft  nicht  auf  der  zentralisierten  Staats>;ewalt,  sondern  a  u  f 
der  Grundlage  der  sozialisierten  Kommune  auf  und 
macht  dadurch  die  Staatsgewalt  überflüssig.  Kine  Ansicht,  die  Marx 
zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  auch  an  einigen  anderen  Stellen 
äußert.  So  heißt  es  beispielsweise  in  einem  seiner  Briefe  an  seinen 
Freund  Kugelmann  vom  \2.  April  1871  („Neue  Zeit",  XX.,  I.  Band, 
Seite  709): 

„Wenn  Du  das  letzte  Kapitel  meines  Achtzehnten  Brumaire  nachsiehst, 
wirst  Du  finden,  daß  ich  als  nächsten  Versuch  der  französischen  Revolution 
ausspreche,  nicht  mehr  wie  bisher  die  bureaukratisch-militärische  Maschi- 
nerie aus  einer  liand  in  die  andere  zu  iibertrav^en,  sondern  sie  zu  zer- 
brechen, und  dies  ist  die  VorbedinKUU};  jcdjr  wirklichen  Volksrevolution 
auf  dem  Kontinent.  Dies  ist  auch  der  Versuch  unserer  heroischen  Pariser 
Parteigenossen." 

Im  Kommunistischen  Manifest  wird  ein  zentralisierter  Staat  als  ] 
Fimdament  der  neuen  Gesellschaftsformation  unterstellt,  in  der  Gene- 
ralratsadresse eine  Föderation  der  Kommunen.  Doch  ist  das  nicht 
der  liauptunterschied.  Dieser  liegt  darin,  daß  Marx  im  Kommu- 
nistischen Manifest  der  Diktaturgewalt  der  Arbeiterklasse  ohne  wei- 
teres die  Macht  verleiht,  durch  gewaltsame  Kingriffe  in  den  Wirt- 
schaftsmechanismus die  ganze  Produktionsweise  umzugestalten. 
Nach  der  zweiten  Generalratsadresse  kann  dagegen  nicht  einfach 
die  Staatsgewalt  von  der  Arbeiterklasse  übernommen  und  zum 
Zweck  der  Abschaffinig  der  Klassen  benutzt  werden.  Diese  Ab- 
schaffung wird  vielmehr  erst  nach  Ablauf  einer  „ganzen  Reihe 
von  geschichtlichen  Prozesse  n"  möglich  sein.  Die»  Ar- 
beiterklasse kann  nicht  einfach  ihre  sozialen  Ideale  verwirklichen; 
sie  kann  nicht  durch  Volksbeschlüsse  kurzweg  die  Gesellschaftsform 
ändern,  so  ndernnurdersichvollzieh  endensozialen 
Umwälzung  durch  Hinwegräumen  staatlicher 
Hindernisse     den    Weg    freimachen. 

Das  ist  eine  Ansicht,  die  ganz  entschieden  mit  den  Ausführungen 
des  Kommunistischen  Manifestes  über  die  Benutzung  der  Staats- 
gewalt durch  die  zur  politischen  Herrschaft  gelangte  Arbeiterklasse 
im  Widerspruch  steht.  Marx  und  Engels  haben  sich  denn  auch  nicht 
gescheut,  offen  in  der  von  ihnen  gemeinsam  verfaßten  Vorrede  zu 
der  1872  erfolgten  neuen  Ausgabe  des  Manifestes  einzugestehen, 
daß  sie  jene  früheren  Ausführungen  nicht  mehr  für  richtig  hielten. 
Sie  erklären  dort  ganz  unzweideutig  in  der  neuen  Vorrede: 

„Wie  sehr  sich  auch  die  Verhältnisse  in  den  letzten  25  Jahren  Keändert 
haben,  die  in  diesem  Manifest  entwickelten  aÜKcmeincn  (jrundsätze  be- 
halten im  Kroßen  und  ganzen  auch  heute  noch  ihre  volle  Richtigkeit.  Ein- 
zelnes wäre  hier  und  da  zu  bessern.  Die  praktische  Anwendung  dieser 
Grundsätze,  erklärt  das  Manifest  selbst,  wird  überall  und  jederzeit  von 
den  geschichtlich  vorliegenden  Umständen  abhängen,  und  wird  deshalb 
durchaus  kein  besonderes  Gewicht  auf  die  am  Ende  von  Abschnitt  II  \(ir- 
geschlagenen  revolutionären  Maßregeln  gelegt.  Dieser  Passus 
würde  heute  in  vieler  Beziehung  anders  lauten.    Gegen- 
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über  der  immensen  Fortentwicklung  der  ^rolkn  Industrie  in  den  letzten 
25  Jahren  und  der  mit  ihr  fortschreitenden  ^Parteiorganisation  der  Ar- 
beiterklasse, gegenüber  den  i)raktischcn  Erfahrungen,  zuerst  der  Februar- 
revolution und  noch  weit  mehr  der  Pariser  Kommune,  wo  das  Proletariat 
zum  erstenmal  zwei  Monate  lang  die  politische  Gewalt  innehatte,  ist 
heute  dieses  Programm  stellenweise  veraltet.  Namentlich  hat  die 
Kommune  den  Beweis  geliefert,  daß  die  Arbeiterklasse  nicht 
die  fertige  Staatsmaschine  einfach  in  Besitz  nehmen 
und  sie  für  ihre  eigenen  Zwecke  in  Bewegung  setzen 
k  a  n  n." 

Von  den  marxistischen  Theoretikern  der  Arbeiterschaft  Deutsch- 
lands wurde  dieses  Bekenntnis  kaum  verstanden.  Man  hatte  sich 
so  in  die  Vorstellungen  des  alten  Revolutionarismus,  in  die  Ideen 
von  1789/93  zurückgefunden,  daß  man  bei  den  Sätzen  des  Kommu- 
nistischen Manifestes  verharrte.  Im  Entwurf  des  Qothaer  Partei- 
programms (1875)  wurde  denn  auch  nach  alter  Ideologie  eine  „frei- 
heitliche Grundlage  des  Staates"  und  ein  „freier  Staat"  gefor- 
dert. Darauf  entgegnete  Marx  in  seiner  bekannten  Progrärmnkritik 
(„Neue  Zeit",  IX.,  I.  Band,  S.  572): 

„Die  deutsche  Arbeiterpartei  —  wenigstens,  wenn  sie  das  Programm  zu 
dem  ihrigen  macht,  —  zeigt,  wie  ihr  die  sozialistischen  Ideen  nicht 
einmal  hauttief  sitzen;  indem  sie,  statt  die  bestehende  Gesellschaft 
(und  es  gilt  das  von  jeder  künftigen)  alsQrundlage  desbestehen- 
den  Staates  (oder  künftigen  für  künftige  Gesellschaft)  zu  behandeln, 
den  Staat  vielmehr  als  ein  selbständiges  Wesen  behandelt,  das  seine 
eigenen  geistigen,  sittlichen,  freiheitlichen  Grundlagen  besitzt." 

Zugleich  hielt  Marx  für  angebracht,  erneut  zu  betonen,  daß  der  Er- 
oberung der  Staatsgewalt  noch  keineswegs  die  sozialistische. Gesell- 
schaftsordnung folge.  Diese  könne  nur  langsam  aus  ihren  eigenen 
Entwicklungsbedingungen  „nach  langen  Geburtswehen" 
herauswachsen.  Deshalb  vermöge  die  Arbeiterklasse,  selbst  wenn 
sie  die  politische  Herrschaft  erkämpfe,  auch  durchaus  nicht  alsbald 
eine  sozialistische  Wirtschaftsordnung  zu  schaffen,  Mißstände  wären 
zunächst  unvermeidlich  und  erst  nach  und  nach  werde  sich  der 
Uebergang  der  kapitalistischen  in  die  sozialistische  Produktions- 
weise vollziehen: 

„Zwischen  der  kapitalistischen  und  der  kommunistischen  Gesellschaft 
liegt  die  Periode  der  revolutionären  Umwandlung  der  einen  in  die  andere. 
Der  entspricht  auch  eine  politische  Uebergangsperiode,  deren  Staat  nichts 
anderes  sein  kann,  als  die  revolutionäre  Diktatur  des  Proletariats." 

Marx  kehrt  demnach  im  Alter  eine  beträchtliche  Wegstrecke  zu 
der  soziologischen  Staatsauffassung  seiner  sich  an  Hegel  anlehnen- 
den ersten  Entwicklungsperiode  zurück.  Wie  lange  und  inwieweit 
er  in  seinen  letzten  Jahren  an  der  Idee  festgehalten  hat,  die  Organi- 
sation der  kommenden  sozialistischen  Gesellschaft  werde  sich  auf 
der  Errichtung  selbständiger  Wirtschaftskommunen  aufbauen,  läßt 
sich  nicht  ersehen.  Engels  scheint,  einigen  Briefäußerungen  nach 
zu  urteilen,  bald  diese  Ansicht  wieder  aufgegeben  zu  haben.  Er 
spottet  z.  B.  in  einem  Brief  an  Sorge  vom  18.  Januar  1893  („Briefe 
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an  Sorge",  S.  390)  über  die  eriKlische  (lesellschaft  der  Fabier,  die 
da  meine,  „die  Konuniine,  nicht  die  Nation,  soll  wenigstens  vorläufig 
Eigentümerin  der  Produktionsmittel  werden". 

Die  Diktatur  des  Proletariats. 

Nach  Marxscher  Auffassung  wird  also  voraussichtlich  zwischen 
der  Kroberung  der  Staatsgewalt  durch  das  Proletariat  und  der  ^ 
Durchführung  einer  sozialistischen  bezw.  konnnunistischen  Wirt- 
schaftsordnung ein  längerer  Zeitraum  proletarischer  Herrschaft 
liegen,  den  Marx  als  die  Periode  der  „(Diktatur  des  Prole- 
tariats" bezeichnet. 

Diese  Ansicht  ist  von  den  Führern  der  bolschewistischen  Partei 
in  Rußland  dazu  benutzt  worden,  die  von  ihnen  dort  nach  dem  un- 
günstigen Ergebnis  der  Konstituantewahlen  im  Januar  1918  einge- 
führte Rätediktatur  als  solche  „Diktatur  des  Proletariats"  zu  be- 
zeichnen und  sich  für  ihre  Regierungsmaßnahmen  auf  Marx  zu  be- 
rufen. Und  von  ihnen  haben  nach  der  Novemberrevolution  des 
Jahres  1918  wieder  die  deutschen  Kommunisten  und  der  linke  Flügel 
der  Unabhängigen  sozialdemokratischen  Partei  die  Forderung  und 
Begründung  der  Errichtung  von  Rätediktaturen  übernoimnen. 

Besonders  hat  Lenin  (Wladimir  Uljanow),  der  Haupttheoretiker 
des  Bolschewismus,  sich  bemüht,  in  einer  „Staat  und  Revolution" 
betitelten  Schrift  (in  deutscher  Uebersetzung  von  Franz  F^femfert, 
Berlin  1919.  erschienen)  den  Beweis  zu  liefern,  daß  die  russische 
Rätediktatur  nichts  anderes  sei,  als  die  von  Marx  angekündigte 
„Diktatur  des  Proletariats".  Indem  er  auf  die  im  Kommunistischen 
Manifest  enthaltenen  Sätze  über  die  Ergreifung  der  Staatsgewalt 
durch  das  Proletariat  und  die  Ueberführung  der  Produktionsmittel 
in  den  Besitz  des  Staates  Bezug  nimmt,  führt  er  aus,  daß  das  Prole- 
tariat, nachdem  es  sich  vermittelst  der  Revolution  der  Staatsmaschi- 
nerie bemächtigt  habe,  zunächst  die  erlangte  staatliche  Repressions- 
gewalt dazu  anwenden  müsse,  den  alten  Staat  zu  zerbrechen,  d.  h. 
dessen  Institutionen  zu  demolieren  und  an  die  Stelle  der  alten  Re- 
gierungsform die  Diktatur  des  Proletariats  zu  setzen,  um  vermittelst 
dieser  dann  die  konnnunistische  Wirtschaftsordnung  durchzuführen. 
Bisher  beherrschte,  erklärt  er,  die  Bourgeoisie  die  Staatsmaschinerie; 
durch  die  Revolution  gelangte  diese  aber  in  die  Hände  des  Prole- 
tariats, das  sich  nun  als  herrschende  Klasse  konstituiert,  die  alte 
Maschinerie  „zerbricht",  sich  ihren  Zwecken  entsprechende  Regie- 
rungsinstitutionen schafft  und  diese  zur  Ueberführung  der  Produk- 
tionsmittel in  gesellschaftliches  Eigentum  benutzt.  Bei  diesem  Vor- 
gehen braucht  das  Proletariat,  wenn  es  für  seinen  Zweck  nötig 
scheint,  keineswegs  die  Regeln  der  bürgerlichen  Demokratie  zu  be- 
folgen unter  Respektierung  des  Prinzips,  daß  die  Minderheit  sich  dem 
Willen  der  Mehrheit  unterzuordnen  hat.  Die  heutige  kapitalistische 
Demokratie  sei  gar  keine  Demokratie  im  proletarischen  Sinne;  erst 
wenn  der  Widerstand  der  Kapitalisten  gebrochen  und  die  Klassen  ver- 
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schwunden  sein  werden,  also  eine  gewisse  wirtschaftliche  Gleichheit 
lier.ü:es teilt  wäre,  sei  wirkliche  volle  Demokratie  möglich.  Der  Weg 
der  Entwicklung  führe  denn  auch  nicht  dadurch  von  der  bürgerlichen 
zur  künftigen  kommunistischen  Freiheit,  daß  die  heutigen  kapita- 
listisch-demokratischen Institutionen  allmählich  ausgeweitet  würden, 
sondern  zunächst  müßte  der  Widerstand  der  kapitalistischen  Aus- 
beuter gebrochen,  also  unterdrückt  werden.  So  heißt  es  z.  B.  in 
der  genannten  Schrift,  S.  82; 

„Die  Diktatur  des  Proletariats,  d.  h.  die  Organisation  des  Vortrupps 
der  geknechteten  als  herrschende  Klasse,  zur  Niederdrückung  der  Aus- 
beuter, kann  nicht  einfach  nur  zu  einer  Erweiterung  der  Demokratie 
führen.  Gleichzeitig  mit  der  ungeheuren  Ausbreitung  der  Demokratie 
wird  diese  zum  ersten  Male  zu  einer  Demokratie  für  die  Armen,  für  das 
Volk,  und  nicht  zu  einer  Demokratie  für  die  Wohlhabenden.  Die  Diktatur 
des  Proletariats  trifft  eine  Reihe  Ausnahmen  in  bezug  auf  die  Freiheit  der 
Ausbeuter,  Unterdrücker,  Kapitalisten.  Wir  müssen  sie  unterdrücken,  um 
die  Menschheit  von  der  Lohnsklaverei  zu  befreien.  Ihr  Widerstand  mu(i 
mit  Gewalt  gebrochen  werden,  und  es  ist  klar,  daß,  wo  eine  Unter- 
drückung stattfindet,  wo  Vergewaltigung  geübt  wird,  es  keine  Freiheit, 
keine  Demokratie  gibt.  .  .  . 

Eine  Demokratie  für  die  überwältigende  Mehrheit  des  Volkes  und  die 
Niederhaltung  mit  Gewalt,  d.  h.  die  Ausschließung  aus  der  Demokratie 
der  Ausbeuter,  der  Bedrücker  des  Volkes  —  dies  ist  die  Wandlung,  die 
die  Demokratie  beim  Uebergang  vom  Kapitalismus  zum  Kommunismus 
durchzumachen  hat.*' 

Zum  Beweise  dafür,  daß  diese  Auffassung  auch  von  Friedrich 
Engels  geteilt  worden  ist,  beruft  sich  Lenin  auf  einen  Brief  von 
Engels  an  Bebel,  in  welchem  ersterer  den  Qothaer  Programm-Ent- 
wurf kritisiert.  (Vergl.  A.  Bebel,  „Aus  meinem  Leben",  II.  Teil.  Seite 
318  ff.)  Engels  rügt  dort  den  im  Entwurf  enthaltenen  Ausdruck 
„freier  Volksstaat"  und  fügt  hinzu: 

„Der  Volksstaat  ist  uns  von  den  Anarchisten  bis  zum  Ueberdruß  in  die 
Zähne  geworfen  worden,  obwohl  schon  die  Schrift  von  Marx  gegen 
Proudhon  und  nachher  das  Kommunistische  Manifest  direkt  sagen,  daß 
mit  Einführung  der  sozialistischen  Gesellschaftsordnung  der  Staat  sich 
von  selbst  auflöst  und  verschwindet.  Da  nun  der  Staat  doch  nur  eine 
vorübergehende  Einrichtung  ist,  deren  man  sich  im  Kampf,  in  der  Revo- 
lution bedient,  um  seine  Gegner  gewaltsam  niederzuhalten,  so  ist  es  purer 
Unsinn,  von  freiem  Volksstaat  zu  sprechen:  solange  das  Proletariat  den 
Staat  noch  gebraucht,  gebraucht  es  ihn  nicht  im  Interesse  der  Freiheit, 
sondern  der  Niederhaltung  seiner  Gegner,  und  sobald  von  Freiheit  die 
Rede  sein  kann,  hört  der  Staat  als  solcher  auf  zu  bestehen.  Wir  würden 
daher  vorschlagen,  statt  Staat  „Gemeinwesen"  zu  setzen,  ein  gutes  altes 
deutsches  Wort,  das  das  französische  „Kommune"  sehr  gut  vertreten 
kann." 

Dem  äußeren  Anschein  nach  kann  freilich  aus  dieser  Engelsschen 
Aeußerung  geschlossen  werden,  auch  Engels  wolle  sagen,  die  Ar- 
beiterschaft solle  nach  der  Inbesitznahme  der  Staatsgewalt  auf  die 
Anwendung  demokratischer  Regierungsformen  verzichten.  In  Wirk- 
lichkeit aber  handelt  es  sich  nur  um  eine  Zurückweisung  des  Aus- 
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druckes  „freier  Volksstaat";  denn  nach  der  Ansicht  von  Engels  Ribt 
es  einen  solchen  „freien"  Staat  nicht,  solange  noch  die  kapitalistische 
Produktionsweise  herrscht.  Jeder  Staat  ist  unter  dieser  Wirtschafts- 
form Klassenstaat,  auch  der  demokratisch  rej^iorte,  ja  selbst  die  von 
der  Arbeiterschaft  nach  demokratischen  Grundsätzen  rej^ierte  rote 
Republik.  Erst  wenn  alle  Klassengegensätze  verschwunden  sind, 
kann  man  von  wirklicher  Freiheit  sprechen  —  dann  aber  ist  auch 
der  Staat  bereits  verschwunden. 

Für  Lenins  Auffassung,  das  Proletariat  köime  ohne  Rücksicht  auf 
demokratische  Grundsätze  nach  Belieben  diktatorisch  verfahren,  be- 
weist demnach  die  Fngelssche  Aeußcrunic  nicht  das  geringste.  Leider 
haben  sich  weder  Marx  noch  Engels  ausführlich  darüber  gcäufkTt, 
wie  sie  sich  die  Diktatur  des  Proletariats  denken;  aus  einzelnen 
Aeußerungen  läßt  sich  aber  immerhin  ihre  Ansicht  ziemlich  deutlich 
erkennen. 

Zunächst  muß  festgestellt  werden,  daß  Marx  und  Engels  die  Frage, 
ob,  wenn  eine  Minderheit  des  Proletariats  sich  der  politischen  Ge- 
walt bemächtigt,  sich  diese  Minderheit  zur  Aufrechterhaltung  ihrer 
Merrschaft  terroristisch-diktatorischer  Maßnahmen  bedienen  darf, 
überhaupt  nicht  in  Betracht  gezogen  haben.  Für  sie  handelt  es  sich 
im  Kommunistischen  Manifest  nicht  um  einzelne  Teile  oder  Parteien 
des  Proletariats,  sondern  um  das  Gesamtproletariat.  Sie  nehmen 
an,  daß  die  proletarische  Bewegung  schnell  immer  mehr  anschwillt, 
die  große  Masse  der  Bevölkerung  hinter  sich  bringt  und  erst  dann, 
wenn  sie  zur  entschiedenen  Mehrheit  geworden  ist,  dazu  schreitet, 
sich  der  Staatsmaschinerie  zu  bemächtigen.  Deshalb  heißt  es  auch 
schon  im  Kommunistischen  Manifest: 

„Alle    bisherigen    Bewegungen    waren    Bewegungen    von    Minoritäten,  | 
aber  im  Interesse  von  Minoritäten.     Die  proletarische  Bewegung  ist  die  [       f^  W 
selbständige  Bewegung  der  ungeheuren   Mehrzahl   im   hiteresse   der  un- 
geheuren Mehrzahl." 

Damit  scheidet  aber  auch  die  von  Lenin  gestellte  Frage,  ob  denn 
etwa  die  zur  Herrschaft  gelangte  proletarische  Minderheit  das  demo- 
kratische Prinzip  der  Unterordnung  der  Minorität  unter  die  Majorität 
befolgen  solle,  völlig  aus.  Nac_h  Marxschcr  Ansicht  wird  ebcii_er-ai 
das  Proletariat  zur  Herrs^haft^Iangen.  wenn  es  bereits  die  große 
Mehrheit  der  Bevölkerung  umfaßt.  _  Ist  das  aber  der  Fall,  dann 
braucht  es  nach  Erlangung  der  Macht  gar  nicht  darauf  zu  ver- 
zichten, demokratische  Regierungsformen  anzuwenden.  Im  Gegen- 
teil, dann  wird  die  Benutzung  solcher  Formen  seiner  Herrschaft  nur 
nützen  und  sie  vor  aller  Welt  legitimieren.  Deshalb  vermag  die  prole- 
tarische Mehrheit,  wenn  sie  durch  die  Revolution  in  den  Besitz  der 
Staatsgewalt  gelangt  ist,  auch  nichts  Besseres  zu  tun,  als  demo- 
kratisch zu  regieren,  d.  h.  solche  Institutionen  zu  schaffen,  die  den 
Mehrheitswillen  zum  Ausdruck  bringen.  Wie  Marx  und  Engels  an- 
nehmen, wird  daher  das  Proletariat  auch  in  der  Revolution  alsbald 
dazu  greifen,  die  Demokratie  herzustellen.  Ganz  unmißverständlich 
heißt  es  im  Kommunistischen  Manifest: 
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„Wir  sahen  schon  oben,  daß  der  erste  Schritt  in  der  Arbeiterrevolution 
die  Erhebung  des  Proletariats  zur  herrschenden  Klasse,  die  Krkämpfunji 
der  Demokratie  ist." 

Deutlicher  noch  spricht  sich  Engels  in  seiner  Kritik  des  Erfurter 
Programm-Entwurfs  aus  („Neue  Zeit",  XX.  Jahrg.,  I.,  S.  11): 

„Wenn  etwas  feststeht,  so  ist  es  das,  daß  unsere  Partei  und  die  Ar- 
beiterklasse nur  zur  Herrschaft  kommen  kann  unter  der  Form  der  Re- 
publik. Diese  ist  sogar  die  spezifische  Form  für  die  Dik- 
tatur des  Proletariats,  wie  schon  die  große  französische  Revo- 
lution gezeigt  hat." 

Doch  wir  haben  noch  ein  besseres  Zeugnis  dafür,  was  tatsächlich 
Marx  und  Engels  unter  der  Diktatur  des  Proletariats  verstanden 
haben,  nämlich  ihre  beifälligen  Aeußerungen  über 
die  R  e  g  i  e  r  u  n  g  s  w  e  i  s  e  der  Pariser  Kommune  von 
187  1.  Marx  bezeichnet  diese  im  „Bürgerkrieg  in  Frankreich" 
(3.  Aufl.,  S.  49)  geradezu  als  jene  „endlich  entdeckte  politische  Form, 
unter  der  die  ökonomische  Befreiung  der  Arbeit  sich  vollziehen" 
könne.  Und  Engels  antwortet  in  seinem  Vorwort  zur  dritten  Auflage 
dieser  Schrift  auf  die  wiederholten  gegnerischen  Anzapfungen,  was 
unter  den  Worten  „Diktatur  des  Proletariats"  eigentlich  zu  verstehen 
sei,  klar  und  deutlich:  „Der  deutsche  Philister  ist  neuerdings  wieder 
in  heilsamen  Schrecken  geraten  bei  dem  Wort:  Diktatur  des  Prole- 
tariats. Nun  gut,  ihr  Herren,  wollt  ihr  wissen,  wie  diese  Diktatur 
aussieht?  Seht  euch  die  Pariser  Kommune  an.  Das  war  die  Dikta- 
tur des  Proletariats!" 

Beide,  Marx  wie  Engels,  erblickten  also  in  der  Pariser  Kommune 
ein  Beispiel  proletarischer  Diktatur.  Besaß  aber  die  Pariser  Kom- 
mune eine  Art  Rätediktatur?  Nein,  ihre  Funktionäre  waren  Erwählte 
des  allgemeinen  Stimmrechts  —  und  diese  Ausdehnung  des  allge- 
meinen Stimmrechts  wird  von  Marx  als  Vorzug  der  Kommune  ge- 
priesen. So  heißt  es  in  der  Adresse  des  Qeneralrats  der  Internatio- 
nalen Arbeiter-Assoziation: 

„Die  Kommune  bildete  sich  aus  den  durch  allgemeines  Stimmrecht  in 
den  verschiedenen  Bezirken  von  Paris  gewählten  Stadträten,  Sie  waren 
verantwortlich  und  jederzeit  absetzbar.  Ihre  Mehrzahl  bestand  selbst- 
redend aus  Arbeitern  oder  anerkannten  Vertretern  der  Arbeiterklasse. 
Die  Kommune  sollte  nicht  eine  parlamentarische,  sondern  eine  arbeitende 
Körperschaft  sein,  vollziehend  und  gesetzgebend  zu  gleicher  Zeit." 
Und  ferner: 

„Statt  einmal  in  drei  oder  sechs  Jahren  zu  entscheiden,  welches  Mit- 
glied der  herrschenden  Klasse  das  Volk  im  Parlament  ver-  und  zertreten 
soll,  sollte  das  allgemeine  Stimmrecht  dem  in  Kommunen  konstituierten 
Volk  dienen,  wie  das  individuelle  Stimmrecht  jedem  anderen  Arbeitgeber 
dazu  dient,  Arbeiter,  Aufseher  und  Buchhalter  in  seinem  Geschäft  aus- 
zusuchen. Und  es  ist  bekannt  genug,  daß  Gesellschaften  ebensogut  wie 
einzelne  in  wirklichen  Geschäftssachen  gewöhnlich  den  rechten  Mann  zu 
finden  und  falls  sie  sich  einmal  täuschen,  dies  bald  wieder  gutzumachen 
wissen.  Andererseits  aber  konnte  nichts  dem  Geist  der 
Kommune  fremder  sein,  als  das  allgemeine  Stimm- 
recht durch  hierarchische  Investitur  zu  ersetze  n." 
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Wie  kommt  aber  Marx  dann,  obgleich  er  sich  hier  für  die  An- 
wendung des  aÜKemeinen  Stimmrechts,  fk'amtenwalil  und  Selbst- 
verwaltung; ausspricht,  dazu,  den  Ausdruck  „Diktatur  des  Prole- 
tariats" zu  gebrauchen?  Nun,  weil  er  unter  Diktatur  nicht  das  Will- 
kürreKiment  einer  Arbeiterminderheit,  sonderFi  die  energische  Aus- 
nutzung der  Machtstellung  der  großen  proletarischen  Mehrheit  ohne 
Rücksicht  auf  kapitalistische  Widerstände  versteht.  In  diesem  Simie 
spricht  er  auch  von  einer  Diktatur  der  Bourgeoisie  im  heutigen  Ver- 
fassungsstaat und  von  einer  Ersetzung  dieser  Diktatur  der  Bour- 
geoisie durch  die  Diktatur  der  Arbeiterklasse. 

Mag  man  solche  Ausdrücke  für  richtig  oder  irreführend  halten; 
zweifellos  ist,  daß  Marx  und  Engels  unter  der  Bezeichnung  „Dikta- 
tur des  Proletariats"  etwas  ganz  anderes  verstanden  haben  als  die 
bolschewistische  Rätediktatur,  die  gar  nicht  eine  Herrschaft  des 
russischen  (jesamtprolctariats  darstellt,  sondern  lediglich  die  Will- 
kürherrschaft einer  proletarischen  Parteiminderheit  oder  vielmehr 
bestimmter  Führergruppen. 


Marx,  Lenin  und  Bakunin. 

Lenin  ist  zwar  tiefer  als  Karl  Kautsky,  dessen  Bekämpfung  des 
bolschewistischen  Terrors  er  in  seinem  Pamphlet  „Die  Diktatur  des 
[Proletariats  und  der  Renegat  K.  Kautsy"  in  völliger  Verkeiunmg 
der  Kautskyschen  Motive  als  Liebedienerei  vor  der  deutschen  Bour- 
geoisie und  als  feiges  Renegatentum  bezeichnet,  in  die  Hegel-Marx- 
sche  Qesellschaftsauffassung  eingedrungen  und  unterscheidet  daher 
genauer  zwischen  Gesellschaft  und  Staat;  dafür  aber  fehlt  ihm  (und 
dasselbe  gilt  durchweg  von  den  übrigen  Theoretikern  des  russischen 
Bolschewismus)  das  Verständnis  für  den  Marxschen  (ledanken  der 
streng-gesetzmäßigen  Entwicklungsfolge.  Die  bolschewistischen 
Führer  glauben,  mit  Gewalt  ihi  kommunistisches  Ideal  durchführen, 
d.  h.  den  Kommunismus  einer  Wirtschaftsordnung  aufpfropfen  zu 
können,  die  zu  den  am  wenigsten  enwickelten  Europas  gehört:  einer 
Wirtschaftsordnung,  die  im  wesentlichen  noch  auf  jener  primitiven 
Agrikultur  beruht,  wie  wir  sie  in  Frankreich  zu  Beginn  der  großen 
französischen  Revolution  vorfinden.  Dagegen  lehrt  Marx:  „Eine 
Gesellschaftsformation  geht  nie  unter,  bevor  alle  Produktions- 
kräfte entwickelt  sind,  für  die  sie  weit  genug  ist,  und  neue,  höhere 
Produktionsverhältnisse  treten  nie  an  die  Stelle,  b  e  v  o  r  d  i  e  m  a  t  e- 
r  i  e  1 1  e  n  Existenzbedingungen  derselben  im  Schoß 
d  e  r  a  1 1  e  n  G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  s  e  1  b  s  t  a  u  s  g  e  b  r  ü  t  e  t  w  o  r  d  e  n 
s  i  n  d."  Wirtschaftliche  Ideale  lassen  sich  also  nach  Marxscher 
Lehre  immer  nur  so  weit  verwirklichen,  als  die  Entwicklung  bereits 
die  nötigen  Vorbedingungen  dafür  hervorgebracht  hat. 

Während  bei  Marx  der  Begriff  der  geschichtlichen  Notwendigkeit 
und  damit  zugleich  der  wirtschaftlichen  Entwickiungsreife  die  größte 
Rolle    spielt,    denken    die    bolschewistischen  Theoretiker,    wie  ihre 
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Schriften  zeigen,  wesentlich  voluntaristisch.  Zwar  findet  man  auch 
bei  ihnen  MoKÜchkeitserwägungen;  aber  über  die  Möghchkeit  einer 
Durchführung  wirtschaftlicher  Umbildungen  entscheidet  in  ihrer  Auf- 
fassung weit  weniger  die  geschichtlich  gegebene  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung als  die  üunst  der  äußeren  politischen  Umstände  und  die 
Volksstimmung.  Der  Grundgedanke  des  Marxismus,  daß  die  Durch- 
führung sozialistischer  Ideale  an  die  Bedingung  eines  bestimmten 
Entwicklungsstadiums  gebunden  ist,  tritt  trotz  aller  äußerlichen 
Marxgläubigkeit  der  Bolschewik!  hinter  einen  impulsiven  Kevo- 
lutionsdrang  zurück.  Zwar  sehen  sie  zum  Teil  ein,  daß  sie  dadurch 
den  ökonomischen  Grundgedanken  der  Marxschen  Entwicklungsauf- 
fassung verleugnen,  doch  helfen  sie  sich  kurzweg  damit,  daß  sie  den 
Marxschen  Begriff  der  „ökonomischen  Reife"  in  den  der  „volks- 
psychischen Reife"  uminterpretieren.  So  erklärt  z.  B.  Karl  Radek 
in  seiner  Schrift  „Die  Entwicklung  des  Sozialismus  zur  Tat"  (Heraus- 
gegeben von  der  Kommunistischen  Partei  Deutsch  -  Oesterreichs, 
Wien)  die  Ansicht,  eine  sozialistische  bezw.  kommunistische  Wirt- 
schaftsweise lasse  sich  nur  dort  durchführen,  wo  der  Kapitalismus 
bereits  die  ganze  Wirtschaftsweise  eines  Landes  erfaßt  und  zu  einer 
hohen  Entwicklungsstufe  gebracht  habe,  sei  nichts  als  eine  Verball- 
hornung der  Marxschen  Lehre,  nichts  als  eine  rein  „mechani- 
sche Auffassung"  des  Fortschritts  zum  Sozialismus;  denn  sie 
mache  aus  diesem  ein  „mechanisches  Rechenexempel". 

Nach  Radeks  Meinung  braucht  der  Fortschritt  vom  Kapitalismus 
zur  sozialistischen  bezw.  kommunistischen  Wirtschaftsweise  keines- 
wegs dort  sich  zuerst  zu  vollziehen,  wo  der  Kapitalismus  am  höch- 
sten entwickelt  ist.  Wichtiger  noch  als  die  ökonomischen  Vorbedin- 
gungen seien,  meint  er,  die  psychologischen.  „Der  Uebergang  vom 
Kapitalismus  zum  Sozialismus,"  behauptet  er  schlankweg,  „beginnt 
dann,  wenn  die  kapitalistische  Gesellschaft  solche  Leiden  über  das 
Volk  gebracht  hat,  daß  es  mit  dem  ruhigen  Trott  des  Lebens  bricht 
und  sich  gegen  die  Herrschaft  des  Kapitalismus  aufbäumt,  wenn  die 
Massen  die  von  der  kapitalistischen  Gesellschaft  geschaffenen  Ver- 
hältnisse nicht  länger  ertragen  können." 

Man  sieht:  die  Marxsche  ökonomische  Entwicklungstheorie 
wird  einfach  durch  eine  psychologische  ersetzt.  Nicht  die 
ökonomische  Entwicklungsreife  entscheidet  über  den  Uebergang  zum 
Sozialismus,  sondern  die  größere  oder  geringere  Erbitterung  der 
Massen,  die  Volksstimmung.  Radek  hat,  wie  seine  ganze  Argumen- 
tation zeigt,  nicht  nur  den  Marxschen  Entwicklungsgedanken  nicht 
begriffen;  er  verwechselt  auch  ohne  weiteres  die  Frage  nach  den 
psychischen  Ursachen  einer  revolutionären  sozialistischen  Erhebung 
mit  der  Frage  nach  der  ökonomischen  Durchführungsmöglichkeit 
einer  sozialistischen  Wirtschaftsrevolution.  Sicherlich,  damit  die 
Masse  eines  Volks  zum  Aufstand  greift  und  revolutionäre  wirtschaft- 
liche Forderungen  stellt,  muß  eine  gewisse  Mißstimmung  über  die 
herrschenden  Wirtschaftszustände  vorhanden  sein.  Inwiefern 
ist   aber   mit    solcher  Mißstimmung    undderStel- 
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Jung  revolutionärer  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  f  o  r  d  e  r  u  n  g  e  n 
auch  schon  die  Möglichkeit  ihrer  Durchführung 
gegeben? 

Den  Blick  auf  ihr  utopistisches  Ziel  gerichtet,  sehen  jedoch  die 
bolschewistischen  Scholastiker  die  Marxschen  Aciif^erungen  von 
vornherein  unter  einem  ganz  bestimmten  (icsichtswinkcl  und  unter- 
legen ihnen  daher  kurzweg  ihre  eigene  Auffassung.  Dafür  zwei  kurze 
Beispiele: 

In  seinem  „Achtzehnten  Brumaire"  (4.  Aufl.,  S.  98)  sagt  Marx  von 
dem  Verlauf  der  französicschcn  Revolution  der  Jahre  1848'v52:  „Sie 
(die  damalige  Revolution)  vollbringt  ihr  (lescliäft  mit  Methode.  Bis 
zum  2.  Dezember  hatte  sie  die  eine  Hälfte  ihrer  Vorbereitung  absol- 
viert, sie  absolviert  jetzt  die  andere.  Sie  vollendete  erst  die  parla- 
mentarische Gewalt,  um  sie  stürzen  zu  können.  Jetzt,  wo  sie  dies 
erreicht,  vollendet  sie  die  Exekutivgewalt,  reduziert  sie  auf  ihren 
reinsten  Ausdruck,  isoliert  sie,  stellt  sie  sich  als  einzigen  Vorwurf 
gegenüber,  um  alle  ihre  Kräfte  der  Zerstörung  gegen  sie  zu  konzen- 
trieren." 

Diese  Aeußerung,  die  sich  nur  auf  die  damaligen  Vorgänge  bezieht 
und  keineswegs  besagt,  daß  sich  künftig  alle  Revolutionen  in  gleicher 
Folge  vollziehen  müssen,  faßt  Lenin  eim'ach  als  ik\stätigung  dafür 
auf,  daß  nach  Marxscher  Ansicht  jede  proletarische  Revolution  zu- 
nächst den  ganzen  Staat  mit  seinem  parlamentarischen  System  und 
seiner  Exekutive  (Verwaltung)  zerschlagen  muß.  Er  knüpft  an  diese 
Stelle  in  seiner  schon  erwähnten  Schrift  „Staat  und  Revolution" 
folgende  [Bemerkung  (S.  27): 

„hl  dieser  henierkeiisvxerten  Betrachtuiiv:  macht  der  Marxismus  einen 
Riesensciiritt  vorwärts  gegenüber  dem  Kommunistischen  Manifest.  Dort 
ist  die  Fra^e  vom  Staat  noch  äußerst  abstrakt  behandelt,  in  j^anz  allge- 
mein gehaltenen  Wendungen  und  Ausdrücken.  Hier  wird  die  Frage  kon- 
kret gestellt  und  die  Folgerung  überaus  genau,  bestinmit.  praktisch  emp- 
funden formuliert;  alle  früheren  Revolutionen  haben  die  Staatsmaschineric 
vervoUkonnmiet,  nun  nuiß  sie  zerschlagen,  zerbrochen   werden. 

Diese  Folgerung  ist  das  Hauptsächlichste  und  Grundlegende  in  Marx' 
Lehre  vom  Staat.  Und  dieses  Grundlegende  ist  es  gerade,  was  von  den 
herrschenden  sozialdemokratischen  Parteien  nicht  nur  vergessen,  sondern 
direkt  (w  ie  wir  weiter  unten  sehen  w  erden)  von  dem  angesehensten  Theo- 
retiker der  Zweiten  Internationale.  K.  Kautsky.  entstellt  worden  ist." 

Tatsächlich  will  jedoch  Marx  mit  der  zitierten  Aeußerung,  wie  sich 
jeder  aus  den  betreffenden,  dem  obigen  Zitat  voraufgehenden  imd 
nachfolgenden  Seiten  der  Marxschen  Schrift  überzeugen  kann,  mn' 
sagen:  Ziniächst  hat  die  Entwicklimg  der  Revolution  von  1848  51  in 
Frankreich  zu  einer  Erweiterung  der  parlamentarischen  Gewalt  ge- 
führt, durch  den  Staatsstreich  vom  2.  Dezember  1851  ist  aber  diese 
(lewalt  an  Napoleon  übergegangen.  Sein  Sieg  über  das  Parlament 
ist  zugleich  der  Sieg  der  Exekutivgewalt  über  die  legislative  (iewalt; 
aber  auch  dieser  Wechsel  kann  keinen  Bestand  haben.     Die  Revo- 
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liition  schreitet  weiter.  Sie  wird  „alle  ihre  Kräfte  der  Zerstörung"^ 
gegen  diese  napoleonische  Exekutivgewalt  konzentrieren  und  mit 
ihr  zugleich  die  ganze  auf  Unterdrückung  der  Arbeiterklasse  ge- 
richtete Staatsmasc'hinerie  zerbrechen. 

Es  ist  bekanntlich  anders  gekommen,  auf  die  Revolution  von 
1848/51  folgte  in  Frankreich  das  zweite  Kaiserreich.  Man  kann  also, 
wenn  man  will,  Marx  den  Vorwurf  machen,  er  habe  sich  bezüglich 
des  weiteren  Verlaufs  der  Revolution  geirrt;  aber  zur  Leninschen 
Interpretation  bietet  seine  Aeußerung  nicht  den  geringsten  Anlaß. 

Ebenso  beruft  sich  Lenin  (S.  33  seiner  Schrift)  auf  jene  Stelle  der 
Vorrede  zur  Neuauflage  des  Kommunistischen  Manifestes  vom  Jahre 
1872,  wo  es  heißt: 

„Gegenüber  der  immensen  Fortentwicklung  der  großen  hidustrie  in  den 
letzten  25  Jahren  und  der  mit  ihr  fortschreitenden  Parteiorganisation  der 
Arbeiterklasse,  gegenüber  den  praktischen  Erfahrungen,  zuerst  der  Fe- 
bruarrevolution und  noch  weit  mehr  der  Pariser  Kommune,  wo  das  Prole- 
tariat zum  ersten  Male  zwei  Monate  lang  die  politische  Macht  innehatte, 
ist  heute  dies  Programm  stellenweise  veraltet.  Namentlich  hat  die  Kom- 
mune den  Beweis  geliefert,  daß  „die  Arbeiterklasse  nicht  die 
fertige  Staatsmaschine  einfach  in  Besitz  nehmen  und 
sie  für  ihre  eigenen  Zwecke  in  Bewegung  setzen  kan  n." 

Wie  bereits  S.  326  ausgeführt  worden  ist,  richtet  sich  diese  Aeuße- 
rung gegen  die  ursprünglich  im  Kommunistischen  Manifest  aus- 
gesprochene Ansicht,  das  Proletariat  könne  nach  der  Revolution  ein- 
fach die  ganze  Staatsverwaltung  in  Besitz  nehmen  und  nun  von 
dieser  Zentralstelle  aus  die  Umwandlung  der  kapitalistischen  in  eine 
neue  Wirtschaftsordnung  durchführen.  Nach  den  neuen,  vornehmlich 
auf  den  Erfahrungen  der  Pariser  Kommune  beruhenden  Ansichten 
von  Marx  und  Engels  vermag  sich  solche  Umwandlung  nur  allmäh- 
lich in  Uebergängen  zu  vollziehen,  und  zwar  ist  dazu  eine  völlige 
Umbildung  der  Staatsmaschinerie  nötig. 

Lenin,  in  seiner  Staatszerbrechungstheorie  befangen,  zieht  hin- 
gegen aus  der  obigen  Rektifizierung  der  alten  Manifestfassung  ohne 
Bedenken  die  Folgerung  (S.  33):  „Marxens  Gedanke  ist,  daß  die  Ar- 
beiterklasse die  fertige  Staatsmaschinerie  zerschlagen,  zer- 
brechen muß  und  sich  nicht  einfach  auf  die  Besitzergreifung  zu  be- 
schränken hat." 

Eine  glatte  Unterstellung;  denn  nirgends  stellt  auf  den  betreffenden 
Seiten  des  „Bürgerkriegs  in  Frankreich"  Marx  die  Forderung  auf, 
nach  einem  Sieg  des  Proletariats  müsse  zunächst  der  Staat  zer- 
schlagen und  der  alte  Verwaltungsapparat  durch  eine  Art  Räte- 
diktatur ersetzt  werden.  Er  lobt  dort  lediglich,  daß  die  Pariser 
Kommune  „die  bloß  unterdrückenden  Organe  der  alten  Regierungs- 
macht abzuschneiden"  suchte,  indem  sie  die  berechtigten  Verwal- 
tungsfunktionen einer  Gewalt,  die  über  der  Gesellschaft  zu  stehen 
beanspruchte,  entriß,  mit  anderen  Worten,  indem  sie  die  alte  Regie- 
rungsgewalt sprengte  und  an  deren  Stelle  eine  Volksregierung  setzte, 
deren  wichtigste  charakteristische  Taten  Marx  darin  erblickt,  daß 
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sie  das  allgemeine  Stimmrecht  eintülirtc,  die  alten  Beamten  der  ver- 
schiedenen Verwaltunj(szweiKe  durch  gewählte  Funktionäre  ersetzte, 
an  Stelle  des  stehenden  Heeres  eine  Volksmiliz  einführte,  der  Pariser 
Polizei  ihre  bisherij^en  politischen  Funktionen  nahm  und  sie  unter 
die  Kontrolle  der  Stadtverwaltung^  stellte,  die  UnteiRnunK^  der  Kirche 
verfüj^te  und  die  Unterrichtsanstalten  unentk'eltlich  dem  Volk  öffnete. 
Sicherlich  alles  sehr  tief  in  das  alte  Rej^ierungssystem  eingreifende 
Maßnahmen,  deren  Nützlichkeit  und  völlik^e  Purchführbarkeit  unter 
den  damaligen  durch  den  KricK  zerrütteten  Landesverhältinsse  man 
bezweifeln  maK,  die  aber  jedenfalls  keine  Rätediktatur  darstellen. 

Die  Theorie  des  Bolschewismus,  oder  genauer  des  Leninismus,  ist 
nichts  anderes  als  ein  Rückfall  in  den  Bakunismus,  in 
bestimmte  Lehrsätze  des  Michael  Bakunin.  Auch  Bakunin  bekämpfte 
jede  Staatsautorität  und  forderte,  daß  sofort  nach  dem  erhofften  Siej^ 
der  Revolution  mit  der  ZerschlaKung  des  Staates,  d.  h.  der  Zer- 
brechunjc  der  sämtlichen  Staatsinstitutionen  begonnen  werden  müsse. 
So  heißt  es  z.  B.  in  den  von  ihm  entworfenen  Progrannnsatzungen 
der  Revolutionären  Organisation  der  Internationalen  Brüder  unter 
Punkt  3: 

„Zum  Zw  ecke  einer  Krüiidlichen  Revolution  muß  man  also  die  StelluiiKeit 
und  DinRe  auKreifen,  KiKentum  und  Staat  vernichten,  —  dann  braucht  man 
nicht  die  Menschen  zu  verincliten  und  sich  zur  unfehlbaren  und  unver- 
meidlichen Reaktion  zu  verurteilen,  die  es  niemals  unterlassen  hat  und 
niemals  unterlassen  wird,  in  jeder  Gesellschaft  ein  Blutbad  anzurichten. 
Aber  um  das  Recht  zu  haben,  den  Menschen  vce^eniiber  menschlich  zu 
sein,  muß  man  Ke^en  die  Stellungen  und  Dirme  unerbittlich  sein;  man  muß 
alles  vernichten,  besonders  und  vor  allem  das  ^Jycentum  und  seinen 
unvermeidlichen  Partner  —  den  Staat.  Das  ist  das  (leheim- 
nis  der  Revolution." 

Ferner  heißt  es  unter  Punkt  5: 

„Wir  verstehen  unter  Revolution  die  KntfesseluiiK  dessen,  was  man 
heute  die  schlechten  Leidenschaften  nennt,  und  die  Vernichtung  dessen, 
was  in  derselben  Ausdrucksweise  öffentliche  Ordnung;  heißt.  Die  Anarchie, 
wir  fürchten  sie  incht,  wir  rufen  sie  herbei  in  der  Ueberzcuvrunvi,  daß  aus 
dieser  Anarchie,  d.  h.  aus  der  rückhaltlosen  B  e  t  ä  t  i  k'  u  n  k  des 
entfesselten  Volkslebens,  die  Freiheit,  die  Gleichheit,  die  Ge- 
rechtiRkeit,  die  neue  Ordnung  und  auch  die  Kraft  der  Revolution  Re^en- 
über  der  Reaktion  hervorgehen  muß.  (VerRl.  „Karl  Marx  oder  Bakuinn? 
Demokratie  oder  Diktatur?'*  NeuausRabe  der  Berichte  an  die  sozialistische 
Internationale  über  Michael  Bakunin.  Mit  einem  Geleitwort  und  Frläute- 
run^en  herausKegeben  von  Wilhelm  Bios,  Stuttgart  1921».)'* 

Doch  nicht  nur  die  Leninsche  Theorie  der  Staatszerbrechung  ist 
eine  Entlehnung  aus  Bakiniins  Revolutionsprogramm,  auch  die  Er- 
setzung jeglicher  Staatsregierung  durch  vom  revolutionären  Prole- 
tariat gewählte  diktatorische  Ausschüsse  (Räte)  imd  Vollzugsorgane 
gehört  zu  Bakunins  (Irundforderungen.  An  der  Spitze  jeder  Kom- 
mune sollte  nach  seinem  Wunsch  ein  aus  gewählten  Delegierten  der 
Revolutionäre  bestehender  Kommunalrat  stehen,  dessen  Mitglieder 
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„mit  l)iiidcnclcn  Mandaten"  versehen,  stets  verantwortlich  und  stets 
abberufbar"  sein  müßten.  Dieser  Kommunalrat  hätte  dann  aus  seiner 
Mitte  wieder  einen  „Vollzugsausschuß"  zu  wählen  und  sich  zugleich 
mit  den  Kommunalräten  anderer  Gemeinden  in  Verbindung  zu  setzen, 
um  einen  Bund  der  aufständischen  Vereinigungen,  Kommunen  und 
Provinzen  aufzurichten  und  eine  revolutionäre  „bewaffnete  Macht" 
zu  schaffen,  d.  h.  diktatorische  Oberprovinzial-  und  Landesräte  ein- 
zusetzen. 

Wie  stellte  sich  nun  Marx  zu  dieser  Lehre  von  der  Staatsdemo- 
lierung  und  der  Organisation  der  Proletarierherrschaft? 

In  den  von  Marx  und  Engels  verfaßten  geheimen  Kundschreiben 
des  Qeneralrats  der  Internationale  vom  März  1873:  „Die  angeblichen 
-Spaltungen  in  der  Internationale",  heißt  es  S.  37: 

„Die  Anarchie,  das  ist  das  große  Paradepferd  ihres  Meisters  Bakuniii, 
der  von  den  sozialistischen  Systemen  nur  die  Ueberschriften  genommen 
hat.  Alle  Sozialisten  verstehen  unter  Anarchie  folgendes:  Ist  das  Ziel 
der  proletarischen  Bewegung,  die  Abschaffung  der  Klassen,  einmal  er- 
reicht, so  hört  die  Macht  des  Staates  auf,  der  nur  dazu  dient,  die  große 
produktive  Mehrheit  unter  dem  Joch  einer  wenig  zahlreichen  ausbeuten- 
den Minderheit  zu  erhalten,  und  die  Aufgaben  der  Regierung  verwandeln 
sich  in  einfache  Aufgaben  der  Verwaltung.  Die  Allianz  (gemeint  ist  die 
von  Bakunin  geleitete  Allianz  der  sozialistischen  Demokratie)  verfährt 
umgekehrt.  Sie  verkündet  die  Anarchie  in  den  Reihen  der  Proletarier 
als  das  unfehlbarste  Mittel,  die  machtvolle  Konzentration  der  sozialen  und 
politischen  Kräfte  in  den  Händen  der  Ausbeuter  zu  vernichten.  Unter 
diesem  Vorwand  verlangt  sie  von  der  Internationale  in  dem  Augenblick, 
wo  die  Welt  sie  zu  vernichten  sucht,  sie  solle  an  die  Stelle  ihrer  Organi- 
sation die  Anarchie  setzen." 

Und  gegen  die  Bakuninsche  Empfehlung  der  Räteorganisation  als 
einer  die  Staatsautorität  vernichtenden  anarchischen  Institution 
wendet  Marx  in  dem  erwähnten  Rundschreiben  ein: 

,,Wir  haben  also  in  dieser  anarchischen  Organisation  der  Barrikaden- 
Tribünen  zuerst  den  Kommunalrat,  sodann  Vollzugsausschüsse,  die,  um 
irgend  etwas  vollziehen  zu  können,  mit  irgendwelcher  Vollmacht  versehen 
und  von  einer  bewaffneten  Macht  gestützt  sein  müssen;  wir  haben  weiter 
ein  ganzes  Bundesparlament,  dessen  Hauptaufgabe  die  Einrichtung  dieser 
öffentlichen  Macht  sein  wird.  Dieses  Parlament,  wie  auch  der  Kommunal- 
rat, muß  die  Vollzugsgewalt  einem  oder  mehreren  Ausschüssen  über- 
tragen, die  schon  dadurch  mit  der  Eigenschaft  der  Autorität  bekleidet 
werden,  daß  sich  die  Notwendigkeit  des  Kampfes  immer  stärker  bemerk- 
bar macht.  Wir  sehen  also  aufs  schönste  alle  Elemente  des  Autoritäts- 
staates wiederhergestellt,  und  daß  wir  diese  Maschine  die  von  unten  nach 
oben  organisierte  revolutionäre  Kommune  nennen,  verschlägt  wenig.  Der 
Name  ändert  nichts  an  der  Sache,  die  Organisation  von  unten  nach  oben 
besteht  in  jeder  bürgerlichen  Republik,  und  bindende  Mandate  gab's  sogar 
schon  im  Mittelalter.  Uebrigens  erkennt  das  Bakunin  selbst  an,  denn  er 
nennt  (Art.  8)  sein  Gebilde  „neuer  revolutionärer  Staat"." 

Richtet  sich  diese  Marxsche  Kritik  auch  nicht  direkt  gegen  die 
bolschewistische  Staatsauffassung  und  Räteorganisation,  an  die  1873 
noch  niemand  dachte,    so  trifft  sie  doch  diese  nicht  minder  als  die 
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bakunistisclicn  Oricanisationspläiie.  Der  Anspruch  der  bolschewisti- 
schen 'l'heoretiker,  den  wahren  Marxismus  zu  vertreten,  beweist  nur, 
wie  jcrundverschiedene  Anschauungen  heute  die  marxistische  Ha^gc 
decken  muB. 

StaatsneKatioti  und  Staatssozialismus. 

Bei  den  Theoretikern  des  neueren  VulKärmarxismus  hat  weder 
die  Marxschc  Zurücknahme  der  auf  die  Abschaffunt?  der  Staats- 
gewalt beziighohen  Ausführungen  des  zw^Mten  Teils  des  Konntni- 
nistischen  Manifestes,  noch  die  Kritik  des  Gothaischen  Progrannn- 
Entwurfs  I3eachtung  gefunden;  sie  haben  sich  vielmehr  in  einen 
halbanarchistischen  Staatsnihilismus  hineintheorctisiert.  Die  kapita- 
listische Wirtschaft  wurde  als  reif  für  die  Umwandlung  in  die  sozia- 
listische Produktion,  der  kapitalistische  Staat  für  ein  längst  wurm- 
stichiges, innerlich  zersetztes  Gebilde  erklärt,  das  nur  künstlich  noch 
durch  die  Polizei-  und  Militärmacht  aufrecht  erhalten  werde.  Sobald 
es  dem  Proletariat  gelänge,  sich  der  Staatsgewalt  zu  bemächtigen, 
hätte  die  Stunde  des  Unterganges  der  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung geschlagen:  aus  seinen  zusammenstürzenden  Trünnneni 
steige  in  unvermeidlicher  Konsequenz  die  vom  Staat  befreite  sozia- 
listische Gesellschaft  empor.  Kein  Wunder,  daß,  als  1914  der  Welt- 
krieg ausbrach,  vielfach  in  der  deutschen  Sozialdemokratie  ange- 
nommen wurde,  das  Ende  der  kapitalistischen  Welt  sei  gekommen, 
in  wenigen  Monaten  schon  werde  sie  das  Bild  eines  chaotischen 
Zusammenbruchs  bieten,  aus  dem  dann  ohne  weiteres  der  Sozialis- 
mus hervorgehen  werde. 

Wenn  aber  —  sei  es  nun  im  Gefolge  eines  Weltkrieges  oder  einer 
proletarischen  Revolution  in  den  Kulturstaaten  Europas  —  doch  der 
kapitalistische  Staat  bald  absterben  werde,  welchen  Zweck  könne 
es  dann  für  das  Proletariat  haben,  zu  versuchen,  dessen  Klassen- 
charakter durch  einzelne  Reformen  zu  mildern.  Dadurch  würde  nur 
der  Rest  seiner  Lebenskraft  gestärkt,  sein  natürlicher  Verwesungs- 
prozeß hinausgeschoben.  Der  Staat  sei  der  grimnügste  Feind  der 
Arbeiterschaft;  wie  man  aber  im  Kriege  einem  belagerten  Feinde 
keinen  Proviant  zuführe,  der  seine  Niederlage  aufzuhalten  vermöge, 
so  könne  man  auch  dem  Staat  durch  Bewilligung  von  Budgets  und 
Steuern  keine  Unterhaltsmittel  gewähren,  noch  dürfe  man  durch 
stärkende  Reformen  seine  Lebensdauer  verlängern. 

Schlagen  wir  die  Jahrgänge  der  sozialistischen  Zeitschriften  und 
Zeitungen  und  der  Parteitagsproiokolle  nach,  so  finden  wir,  daß  in 
den  letzten  Jahrzehnten  immer  wieder  derart  argumentiert  worden 
ist.  Kurz  und  drastisch  veranschaulicht  Karl  Kautsky  diese 
Folgerungsweise  in  einem  Artikel  über  Budgetbewilligung  im 
26.  Jahrgang  (1907  08),  lieft  49,  der  „Neuen  Zeit": 

„Der  Grundsatz,  von  dem  wir  in  der  FraRC  der  BudKCthcwilliKiniK  aus- 
zugehen haben,  ist  unsere  Auflassung  vom  Staate.     Wir  betrachten   ihn 
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als  ein  Organ  der  Klassenherrschaft,  die  Regierungen  als  die  Kommis 
der  herrschenden  Klassen.  Darin  unterscheiden  wir  uns  von  den  Staats- 
sozialisten, die  im  Staate  eine  über  den  Klassen  schwebende  unparteiische 
Macht  erblicken,  dagegen  berühren  wir  uns  in  unserer  Auffassung  des 
Staates  mit  den  Anarchisten.  Aber  während  diese  schließen,  wir  hätten 
uns  abseits  vom  Staate  zu  halten,  jede  Berührung  mit  ihm  zu  vermeiden, 
erklären  wir  das  für  unmöglich.  Und  ebensowenig  halten  wir  es  für 
möglich,  ihn  einfach  durch  ein  unpolitisches  Wirken  aufzuheben.  Unsere 
Aufgabe  sehen  wir  vielmehr  darin,  die  Staatsgewalt  zu  erobern,  sie  aus 
einem  Organ  der  besitzenden  Klassen  in  eines  der  besitzlosen,  aus  einem 
Organ  der  Unterdrückung  in  eines  der  Befreiung  zu  verwandeln. 

Von  diesen  Grundsätzen  aus  haben  wir  unsere  Stellung  zum  Staats- 
budget zu  betrachten.  Da  der  Staat  eine  Festung  ist,  die  wir  erobern 
wollen,  dürfen  wir  ihr  während  der  Belagerung  nicht  selbst  Pro- 
viant zuführen,  und  da  wir  möglichst  große  Massen  der  Bevölke- 
rung zum  Sturme  auf  diese  Festung  mobil  machen  wollen,  müssen  wir 
alles  vermeiden,  was  ihr  den  Glauben  beibringen  könnte,  sie  hätte 
von  der  jetzigen  Besatzung  Gutes  zu  erwarten. 

Aus  beiden  Gründen  müssen  wir  den  bestehenden  Regierungen  aus- 
nahmslos das  Budget  verweigern." 

Unlogisch  ist  diese  Argumentation  keineswegs  —  falls  ihre  Voraus- 
setzungen richtig  sind:  erstens,  daß  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
bereits  reif  ist  für  die  Ueberführung  der  kapitalistischen  in  die 
sozialistische  Produktion,  zweitens,  daß  diese  Umwandlung  nicht  auf 
dem  Wege  einer  allmählichen  inneren  Umbildung  des  kapitalistischen 
Wirtschaftssystems  vor  sich  geht,  sondern  dadurch,  daß  sich  das 
Proletariat  durch  eine  Revolution  der  Staatsgewalt  bemächtigt  und 
vermittelst  dieser  dann  gewaltsam  die  neue  Wirtschaftsweise  ein- 
führt, drittens,  daß  der  Entwicklungslauf  des  Staates  bereits  beendet 
ist,  also  nicht  mit  einer  neuen  Gesellschaftsordnung  aus  dieser  heraus 
ein  neuer  Staat  entstehen  kann.  Treffen  jedoch  diese  Voraus- 
setzungen nicht  zu,  dann  ist  die  ganze  Argumentation  Kautskys  halt- 
los. Diese  Voraussetzungen  nachzuprüfen,  fiel  aber  den  aller- 
wenigsten ein;  die  Voraussetzungen  wurden  einfach  als  feststehendes 
Dogma  übernommen  —  d.  h.  man  sah  durch  eine  verkehrt  ge- 
schliffene Konvexbrille  in  dem  heutigen  Staate  nichts  als  eine  bereits 
vor  dem  Untergang  stehende  Herrschaftsinstitution.  — 

Besonders  wurde  diese  Argumentation  herangeholt,  sobald  es  sich 
um  die  Frage  handelte,  ob  die  sozialdemokratische  Reichstags- 
fraktion für  bestimmte  sozialpolitische  Gesetze  oder  für  die  Ueber- 
nahme  privatwirtschaftlicher  f^etriebe  in  den  Staatsbetrieb,  also  für 
„staatssozialistische  Projekte"  stimmen  solle.  Während  auf  der  einen 
Seite  geltend  gemacht  wurde,  derartige  Maßnahmen  lägen  auch  im 
Interesse  der  Arbeiterschaft  und  förderten  zugleich  die  Entwicklung 
des  Staates  zum  sogen.  Volksstaat,  wurde  regelmäßig  von  der 
anderen  Seite  erklärt,  in  keinem  Fall  dürften  die  Machtmittel,  der 
Einfluß,  das  Ansehen  des  Staates  vermehrt  werden,  denn  jeder  Staat 
sei  ja  eine  Klassenherrschaftseinrichtung  und  deren  „Abwirt- 
schaftung"   hinauszuschieben,    hätte    die    Arbeiterschaft    nicht    die 
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geringste  Veranlassung,  selbst  dann  nicht,  wenn  vielleicht  die  vor- 
geschlagenen Maßnahmen  zunächst  einem  Teil  der  Arbeiterschaft 
nützten.  Deshalb  sei  es  besser,  auch  mit  an  und  für  sich  nützlichen, 
die  Mißwirtschaft  der  freien  Konkurrenz  aulhebenden  Verstaat- 
lichungen so  lange  zu  warten,  bis  die  Arbeiter  durch  die  bevor- 
stehende Revolution  in  den  Besitz  der  Staatsgewalt  gelangt  wären. 
Dem  seiner  Natur  nach  feindlichen  Staat  größere  wirtschaftliche  und 
politische  Befugnisse  anzuvertrauen,  das  bedeute  nichts  anderes,  als 
ihm  neue  Waffen  gegen  die  Arbeiterklasse  auszuliefern. 

Meist  schlug  diese  marxistische  Begründung  durch;  die  Vorlagen 
wurden  abgelehnt. 

Ein  interessantes  Beispiel  für  die  Auffassung  bietet  die  1S76  in 
Gotha  angenommenen  Resolution  bezüglich  der  Uebcrführung  der 
Privateisenbahnen  in  Staatsbesitz.    Es  heißt  dort: 

„Der  Kongreß  erklärt  sich,  dem  sozialdemokratischen  Programm  gemäß, 
dafür,  daß  die  Privateisenbahnen  in  den  Besitz  des  Staates  übergehen, 
da  das  Privatbahnsystem  ein  ungerechtfertigtes  Monopol  schafft,  vermöge 
dessen  die  Eisenbahnunternehmer  das  F^ublikum  nach  Belieben  auszu- 
beuten vermögen. 

Andererseits  ist  der  Kongreß  überzeugt,  daß  die  deutsche  Reichsregic- 
rung,  falls  das  Reich  alle  Eisenbahnen  in  Besitz  bekäme,  vornehmlich  die 
Interessen  des  Klassen-  und  Militärstaates  damit  zu  fördern  und  die  Ein- 
nahmen zu  unproduktiven  Zwecken  zu  verwenden  bestrebt  sein,  und  daß 
sie  ein  neues  Uebergewicht  in  volksfeindlichem  Sinne  erlangen  würde, 
sowie  daß  durch  Verwirklichung  des  Reichseisenbahnprojektes  den  Börsen- 
jobbern neue  Summen  von  Volkseigentum  zugespielt  werden  würden. 
Aus  diesen  Gründen  kann  sich  der  Kongreß  mit  dem 
Projekt  nicht  befreunde  n." 

Mit  derselben  Argumentation  wurde  die  Verstaatlichung  der 
Feuerversicherung  und  die  18S1  auftauchenden  staatlichen  Monopol- 
projekte bekämpft.  Auch  in  dem  sozialdemokratischen  Fraktions- 
wahlaufruf vom  28.  Oktober  1884  heißt  es  unter  Bezugnahme  auf 
jene  Monopolpläne: 

„Getreu  unseren  Grundsätzen  haben  wir  stets  im  Reichstage  nach 
Kräften  das  Wohl  des  Volkes  zu  fördern  gesucht.  Prinzipiell  Gegner  des 
herrschenden  Staatssystems,  mußten  wir  diesem  die  Mittel  zu  seiner 
Existenz  und  Kräftigung  verweigern,  indem  wir  gegen  jegliche  neue 
Steuer,  gegen  das  Tabakmonopol  und  jedesmal  gegen  den  Gesamtetat 
stimmten." 

In  gleichem  Geiste  wurde  die  Debatte  über  das  Verhältnis  der 
deutschen  Sozialdemokratie  zum  Staatssozialismus  geführt,  die  1892 
in  der  deutschen  Parteipresse  nach  einem  Artikel  (jcorg  v.  Vollmars 
in  der  „Revue  bleu''  einsetzte.  Kautsky  als  führender  Theoretiker 
unterschied  in  seiner  Kritik  des  Vollmarschen  Aufsatzes  zwischen 
Staatssozialismus  und  proletarischem  Sozialismus.  Der  erstere 
wolle,  behauptete  er,  „die  Verstaatlichung  der  wirtschaftlichen  Be- 
triebe und  Funktionen  von  einer  starken  Staatsgewalt  durchgeführt 
sehen,  die  auf  dem  Boden  der  kapitalistischen  Gesellschaft  steht  und 
unabhängig  ist  von  den  arbeitenden  Klassen".  Für  Verstaatlichungen 
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dieser  Art,  die  von  einem  kapitalistischen  Staat  vorgenommen  wür- 
den, könne  die  Sozialdemokratie  niemals  stimmen,  sondern  nur  für 
Staatsmonopole,  die  von  einer  „dem  Proletariat  dienstbaren"  Staats- 
gewalt eingeführt  würden  und  dem  Zweck  dienten,  die  kapitalistische 
Produktion  aufzuheben.    („Neue  Zeit",  X.  Jahr^anj^,  2.  Band,  S.  709.) 

Freilich  hinterher  schränkt  Kautsky,  wie  so  oft,  diese  Erklärung 
selbst  dadurch  wieder  ein,  daß  er  hinzufügt,  wo  der  Einfluß  der 
Arbeiterklasse  im  Staat  bereits  so  weit  erstarkt  sei,  daß  nicht  zu 
befürchten  stände,  die  Ausdehnung  ihrer  ökonomischen  Machtmittel 
könne  von  der  Regierung  zu  vermehrter  Unterdrückung  der  Be- 
völkerung gebraucht  werden  und  wo  gleichzeitig  die  betreffenden 
Industriezweige  zu  Privatmonopolen  geworden  seien,  da  könne  auch 
die  Sozialdemokratie  für  Staatsm.onopole  eintreten.  Demnach  ent- 
scheidet doch  nicht,  ob  der  Staat  kapitalistisch  oder  sozialistisch  ist, 
sondern  inwieweit  die  Staatsgewalt  zur  Zeit  der  Verstaatlichung  von 
der  politischen  Vertretung  der  Arbeiterschaft  abhängig  ist  —  ein  Zu- 
geständnis, das  die  vorher  aufgestellte  prinzipielle  Entscheidung 
völlig  wieder  aufhebt. 

Weit  konsequenter  vertrat  Liebknecht  als  Referent  über  das 
Thema  „Staatssozialismus  und  revolutionäre  Sozialdemokratie"  die 
alte  Staatsfeindschaftslogik.    Er  sagte: 

„Der  Staatssozialismus  im  heutigen  Sinne  ist  die  Verstaatlichung  auf 
die  äußerste  Spitze  getrieben,  die  Verstaatlichung  der  verschiedensten 
Industriezweige,  wie  sie  bei  den  Eisenbahnen  schon  größtenteils  durch- 
geführt ist  und  bei  der  Tabakindustrie  bereits  versucht  wurde.  Man  will 
allmählich  einen  Betrieb  nach  dem  anderen  verstaatlichen,  d.  h.  den 
Staat  an  die  Stelle  der  Privatarbeitgeber  setzen,  den  kapitalistischen 
Betrieb  fortsetzen,  nur  mit  Veränderung  des  Ausbeuters.  Statt  des 
Privatkapitalisten  der  Staat.  .  .  .  Wenn  der  heutige  Staat  verstaatlicht, 
so  bleibt  der  Staat,  was  er  jetzt  ist.  Er  tritt  als  Arbeitgeber  an  die  Stelle 
der  Privaten,  und  die  Arbeiter  gewinnen  dabei  nichts,  wohl  aber  hat  der 
Staat  seine  Macht  und  seine  Unterdrückungskraft  gestärkt.  ..." 
Und  zum  Schlüsse  heißt  es  in  seinem  Referat: 

„Je  mehr  der  Kapitalismus  seinem  Untergange  entgegengeht,  sich  zer- 
bröckelt und  auflöst  — ,  je  mehr  die.  bürgerliche  Gesellschaft  einsieht,  daß 
sie  sich  auf  die  Dauer  nicht  gegen  den  Ansturm  der  sozialistischen  Ideen 
verteidigen  kann,  desto  näher  sind  wir  auch  dem  Momente,  wo  der  Staats- 
sozialismus in  vollem  Ernste  proklamiert  werden  wird,  und  der  letzte 
Kampf,  den  die  Sozialdemokratie  zu  kämpfen  hat,  wird  ausgefochten 
werden  unter  dem  Schlachtrufe:  Hie  Sozialdemokratie  —  hie  Staats- 
sozialismus!" 

Dementsprechend  erklärte  sich  denn  auch  der  Parteitag  gegen  die 
Verstaatlichung;  denn  Sozialdemokratie  und  Staatssozialismus  seien 
„unversöhnliche  Gegensätze".  — 

Lange  vorgehalten  hat  diese  Resolution  freilich  nicht.  Nachdem 
schon  1898/99  die  sozialdemokratische  Reichstagsfraktion  für  ein 
möglichst  lückenloses  Staatsmonopol  eingetreten  war,  forderten  1900 
Bebel,  Huc  und  zehn  Berliner  Volksversammlungen  Kohlengruben- 
verstaatlichung —  ohne  besondere  Bedingungen  zu  stellen.    Sogar 
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Kautsky  hielt  jetzt  solche  Verstaatlichung  für  angebracht,  falls  im 
Bergwerksbetrieb  der  achtstündige  Arbeitstag  eingeführt,  die 
Kohlengruben  in  einen  besseren  gesundheitlichen  Zustand  gebracht 
sowie  Minimallöhne  und  Maxin^alpreise  festgesetzt  würden.  Von  der 
prinzipiellen  Ablehnung  jeder  Verstaatlichung 
im  kapitalistischen  Staat  oder  von  der  Forderung,  es 
müsse  zum  wenigsten  die  Arbeiterschaft  bereits  einen  solchen  poli- 
tischen Einfluß  erlangt  haben,  daß  sie  dem  Mißbrauch  der  ökono- 
mischen Machtmittel  durch  den  Staat  zu  wehren  vernuige,  war  nicht 
mehr  die  Rede.  Als  dann  1910  das  Kaligesetz  und  1912/14  das 
Petroleum-Handelsmonopol  zur  Beratung  standen,  fanden  sie  in  der 
deutschen  Sozialdemokratie  bereits  viele  Befürworter.  -  (legenübcr 
den  Erfahrungen  und  Tatsachen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
hielt  die  alte  Negationstheorie  nicht  mehr  stand.  Noch  nachhaltiger 
haben  die  Erfahrungstatsachen  des  Weltkriegs  gewirkt.  Er  hat  in 
der  deutschen  wie  in  der  österreichischen  Sozialdemokratie  An- 
sichten über  die  Bedeutung  des  Staates  für  den  weiteren  Aufstieg 
der  Arbeiterklasse  und  die  gesamte  kulturelle  Entwicklung  hervor- 
gerufen, die  noch  vor  einem  Jahrzehnt  auf  den  schärfsten  Wider- 
spruch gestoßen  wären.  Karl  Renner,  heute  österreichischer  Staats- 
kanzler und  der  angesehenste  Theoretiker  der  österreichischen 
Sozialdemokratie,  erklärt  in  seinem  Buch  „Marxismus,  Krieg  und 
Internationale"  (Stuttgart  1917)  ohne  Umschweife:  „Der  Staat 
wird  der  Hebel  des  Sozialismus  werde  n."  Und  er 
fordert  als  wichtigste  Aufgabe  derer,  die  sich  Jünger  von  Marx 
nennen,  daß  sie  die  Bruchstücke  der  Marxschen  Staatslehre,  die  sich 
zerstreut  in  seinen  Werken  finden,  zusammentragen,  „die  fehlenden 
Zwischenglieder  ergänzen,  durch  eigene  Studien  das  Ganze  zum 
System  ausbauen  und  uns  so  eine  marxistische  Staats-  und  Rechts- 
lehre schaffen''. 

Tatsächlich  hat  denn  auch  nach  den  revolutionären  November- 
tagen des  Jahres  1918  die  deutsche  Sozialdemokratie  keineswegs 
nach  dem  (jrundsatz  gehandelt,  es  dürften  die  Autorität  und  die 
Machtmittel  des  Staates  nicht  gestärkt  werden,  denn  jeder  Staat, 
auch  der  demokratische,  sei  ein  Organ  der  Klassenherrschaft.  Sie 
hat  vielmehr  die  durch  den  Krieg  zerrüttete  Staatsmaschinerie  über- 
nommen, nicht  um  sie  zu  zerbrechen,  sondern  um  ihre  Euiiktions- 
fähigkeit  möglichst  zu  erhalten  und  sie,  soweit  das  möglich,  zum 
„Hebel  des  Sozialismus'*  zu  machen. 

Freilich,  die  alte  Staatsfeindschaft  ist  damit  keineswegs  völlig  ver- 
schwunden. Noch  immer  gilt  in  manchen  Arbeiterkreisen  jeder  Staat 
als  eine  feindliche  Institution,  als  traditioneller  (legner,  dessen  Kraft 
gebrochen  werden  muß  und  dem  daher  in  keinem  Fall  zur  Stärkung 
„Proviant"  zugeführt  werden  darf;  aber  im  ganzen  setzt  sich  gegen- 
über der  vulgärmarxistischen  Staatsnegationstheorie  doch  immer 
mehr  jene  Auffassung  von  der  Bedeutung  des  Staates  als  Entwick- 
lungsfaktor durch,  die  der  Hegelschüler  Ferdinand  Lassalle  in  seinem 
^,Arbeiterprogramm"  in  die  W^orte  faßt:  „Der  Zweck  des  Staates  ist 
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nicht  der,  dem  einzelnen  nur  die  persönliche  Freiheit  und  das  Eigen- 
tum zu  schützen,  mit  welchem  er  nach  der  Idee  der  Bourgeoisie  an- 
geblich schon  in  den  Staat  eintritt;  der  Zweck  des  Staates  ist 
vielmehr  gerade  der,  durch  diese  Vereinigung  die  ein- 
zelnen in  den  Stand  zu  setzen,  solche  Zwecke,  eine  solche 
Stufe  des  Daseins  zu  erreichen,  die  sie  als  einzelne  nie  erreichen 
könnten,  sie  zu  befähigen,  eine  Summe  von  Bildung,  Macht  und 
Freiheit  zu  erlangen,  die  ihnen  sämtlich  als  einzelnen  schlechthin 
unersteiglich  wäre." 
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Die  Parteien  der  großen 

franzöfifchen  Revolution 

und  ihre  Preffe. 

Von  Heinrich  Cunow. 

Zweite  erweiterte  Aiis^^abe  des  in  erster  Aiifla^'e  unter   dem 

Titel  „Die  revolutionäre  Zeitungsliteratur  Frankreielis  während 

der  Jahre  1789  bis  1794"*  ersehienenen  Werkes. 


Mit  zahlreichen  Porträts 


Preis  25—  Mark 


Kein  geschichtliches  Kreignis  der  neueren  Zeit  hat  so  viel 
Bearbeiter  gefunden  wie  das  gewaltige  Revolutionsdrama 
am  Knde  des  18.  Jahrhunderts.  Historiker  aller  Nationen 
haben  an  der  Bewältigung  des  Riesenstoffes  ihre  Kraft  ver- 
sucht. Unzählige  Monographien  über  einzelne  Abschnitte 
und  Vorgänge  der  Revolution  sind  erschienen.  Trotz  dieses 
Materialreichtums  lassen  die  großen  (icsamtdarstcllungen 
des  Revolutionsverlaufes  viel  zu  wünschen  übrig,  vornehmlich, 
wenn  man  sie  vom  Standpunkt  der  materialistischen  Ge- 
schichtsauffassung aus  betrachtet.  Diese  Lücke  will  die  vor- 
liegende Arbeit  ausfüllen,  indem  sie  die  Interessengegen- 
sätze darlegt,  die  zu  Beginn  der  Revolution  die  verscliie- 
denen  Bevölkerungschichten  trennten. 


Das  Buch  gliedert  sich  in  folgende  zwölf  Kapitel:  1.  Wirtschafts- 
und Klassengegensätze  zu  Beginn  der  Revolution.  2.  Die  Parteien 
und  ihre  Presse  im  Jahre  1789.  3.  Das  liberale  Bürgertum  und  die 
Bauern.  4.  IMirger  und  Arbeiter.  5.  Die  rovalistisch-klerikale  und 
aristokratisch-konstitutionelle  Presse  in  den  Jahren  1789  92.  6.  Die 
liberale  Presse.  7.  Die  girondistische  Presse.  8.  Die  Dantonisten 
und  ihre  Presse.  9.  Die  politisch-theoretische  Wochenschrift  des 
Jakobinismus.  10.  Marats  „Volksfreund".  11.  Hebert  und  sein  Pcre 
Duchesne.     12.  Fünf  Jahre  Parteikämpfe. 
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rsprung  der  Religion 

und  des  Goitesglaubens 

Von  Heinrich  Cunow  Preis  10. —  Mark 

Aus  dem  Inhalt: 

Die  neuere  Religionsforschung:.  —  Die  Entstehung  der  Geister- 
und Göttervorstellungen.  —  Die  Anfänge  des  Geisterkults.  — 
Vom  GeisterkultzumTotem- und  Ahnenkult.  —  Weltschöpfung.  — 
Himmel  und  Hölle.  —  Ahnenvergötterung  und  Ahnenopfer.  — 
Vom  Ahnenkult  zum  Naturkult.  —  Ueberreste  der  Geister  und 
Ahnenverehrung  in  der  altindischen  Religion.  —  Wie  ward 
Indra  vom  Stammesahnengott  zum  Naturgott? 

Pressestimmen: 

Neue  Zeit:  Meities  Wissens  ist  Heinrich  Cunow  der  erste,  dem 
es  gelungen  ist,  einwandfrei  in  systematischer  Darstellung  im  An- 
schluß an  die  Arbeiten  von  Tylor,  Spencer,  Lippert  und  anderen, 
namentlich  durch  die  Erforschung  der  Zustände  der  Australier,  nicht 
blos  zu  zeigen,  wie  die  Urreligion  entstanden  ist,  sondern  auch,  wie 
sie  mit  dem  Gange  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  und  durch  ihn 
weiter  gebildet  wurde,  bis  sie  schließlich  ihren  Gottheiten  den  Cha- 
rakter personifizierter  Naturkräfte  verlieh.  Damit  bekommen  wir 
die  erste  materialistische  Geschichte  der  Anfänge  der  Religion  .  .  . 

Die  Darstellung  ist  allgemein  verständlich,  im  besten  Sinne  des 
Wortes  populär,  und  doch  ist  das  Werk  em  streng  wissenschaft- 
liches, eine  wertvolle  Bereicherung  der  marxistischen  Literatur. 

Ham  burger  Echo:  Heinrich  Cunow  gebührt  das  Verdienst, 
mit  seinem  neuen  Werke  „Ursprung  der  Religion  und  des  Gottes- 
glaubens" eine  grundlegende  Tat  auf  dem  Gebiete  der  Religions- 
forschung vollbracht  und  dem  Proletariat  damit  einen  unschätzbaren 
Dienst  erwiesen  zu  haben.  Wenn  es  gelingt,  nachzuweisen,  daß  die 
religiösen  Ideen  weiter  nichts  sind  als  ein  Niederschlag,  ein  Reflex 
bestimmter  Formen  des  menschlichen  Gemeinschaftslebens,  wenn 
klargemacht  wird,  daß  diese  Ideen  etwas  Sekundäres  sind,  daß  sie 
erst  bedingt  werden  durch  schon  vorhandenes  Wirtschaftsleben,  so 
ist  damit  der  bürgerlichen  Ideologie  der  Lebensnerv  abgeschnitten. 

Diese  Aufgabe  hat  Cunow  gelöst. 

Theologische  Rundschau;  Wie  das  Wundtsche  („Elemente 
der  Völkerpsychologie")  so  gründet  auch  das  aus  dem  sozialdemo- 
kratischen Lager  stammende  Buch  von  Cunow  seine  Lehre  über  den 
Ursprung  der  Religion  wesentlich  auf  die  ethnologische  Forschung. 
Der  Verfasser  verwahrt  sich  wiederholt  gegen  die  Anschauung  von 
Marx  und  Engels,  daß  die  älteste  Religion  der  Kult  von  Naturer- 
scheinungen gewesen  sei  und  faßt  am  Ende  seine  Theorie  dahin  zusam- 
men, daß  der  letzte  Grund  der  Religion  und  ihrer  einzelnen  Gestal- 
tungen in  den  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lebensverhältnissen  liege. 

Theologische  Literaturzeitung:  Die  Studie  ist  mit  Un- 
befangenheit und  mit  Verständnis  gearbeitet. 
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